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Vorrede 

zur sechsten Auflage. 


Im Jahre 1852 erschien die erste Auflage des »Allge- 
meinen Staatsrechtes“ von Bluntschli, und jetzt, nach des 
berühmten Verfassers Tode, ist wiederum eine neue, die sechste, 
Auflage notwendig geworden. Wàhrend eines Zeitraums von 
mehr als dreissigJahren hatdasWerkseineLebenskrafthevfàhrt 
und bat in Deutschland und weit über dessen Grenzen hinaus, 
zum Teil in franzôsischen, italienischen und englischen üeber- 
setzungen, eine bedeutsame Wirksamkeit ausgeübt. ‘ Die That- 
sache dieser grossen Verbreitung, die für ein deutsches rechts- 
wissenschaftliches Buch eine ungewôhnliche ist, bezeugt allcin 
schon den inneren Wert des Werkes. Nicht nur bat es auf 
die wissenschaftliche Forschung anregend eingewirkt und eine 


1 Eine franzôsisclie Uebersetznng erschien unter dem Titel: „Le Droit 
public général, traduit par A. de Riedmatten" in erster Auflage 1880, 
in zweiter 1885. Eine italienisclie Uebersetznng erschien 1883 zu Neapel 
in drei Bânden tinter dem Titel : „Dottrina generale dello Stato moderno, 
versione delF Avvocato G. Trono. Con note del traduttore et appendici 
dei professori Imbiani, Beltrano, Persico, Pessina, Pepere." Eine eng- 
lische üebersetzsang des ersten Bandes (der Allgemeinen Staatslehre) ist 
1885 zu London untéi ^dem Titel „The Theory of the State" erschienen. 
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tiefere Einsicht in das Wesen und Leben des Staates gefôr- 
dert, sondern es bat auch weit über die Kreise der Fach- 
gelehrten hinaus in der grossen Masse der Gebildetén staats- 
rechtliche Kenntnisse verbreitet und das Verstàndnis für das 
Staatsleben geweckt und vertieft. Und gerade hierin besteht 
der bleibende Wert, gerade hierauf beruht die unangefochtene 
Stellung, welche das Allgemeine Staatsrecht von Bluntschli 
in unserer staatsrechtlichen Litteratur einnimmt. Nicht bloss 
für die Studierstube geschrieben, wendet es sich an aile 
politisch Denkenden, um ihnen die reifen Früchte ausgedehnter 
geschichtlicher, philosophischer und staatsrechtlicher For- 
schungen darzureichen, um ihnen in geistvoller und lebendiger 
Darstellung das Werden und Wachsen des Staates, seine Or- 
ganisation und seine Funktionen, seine Aufgaben und seine 
Mittel vorzuführen. 

In der historischen Schule von Savigny und Eichhorn 
herangebildet und selbst als Meister in umfassenden rechts- 
geschichtlichen Werken bewâhrt, war Bluntschli von der 
wissenschaftlichen Ueberzeugung durchdrungen, dass die Ein- 
sicht in das Wesen des Staates nur auf dem Wege geschicht- 
licher Forschung gewonnen werden kônne. Deshalb gab er 
auch dem Werke in der ersten Auflage den Titel „A11- 
gemeines Staatsrecht, geschichtlich begründet“. Aber 
frühe schon batte sich Bluntschli von den Einseitigkeiten der 
rechtshistorischen Schule befreit. In der bedeutungsvollen 
Entwickelung, welche seine Vaterstadt Zürich in den Jahren 
1830 — 1848 durchmachte, batte er, noch in dem ersten 
Mannesalter stehend, das politische Leben duré' eigene Er- 
fahrung kennen gelernt und zeitweise die Regierung seines 
engeren Vaterlandes selbst geleitet. Mit der sicheren histori- 
schen Méthode und dieser praktischen Er£r.11rung des Staats- 
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lebens verband er eine spekulative, rechtsphilosophische 
Neigung und Begabung, die freilich manchmaî' eigenartige 
Wege einschlug. Aber in hochst eigentümlicher Weise ver- 
einte er mit dieser spekulativen Richtung, die ihn unter dem 
Einflusse Friedrich Rohmers vielfach bis in den Mysticismus 
hineinführte , einen hervorragend praktischen Sinn, einen 
ausserordentlichen Takt und ein tiefes Verstândnis für die 
Aufgaben und Bedürfnisse seiner Zeit und des Volkes. So 
ausgerüstet, kam Bluntschli im Jahre 1848 nach Deutschland 
an die Universitât München. Er fühlte sich vom ersten Tage 
an nicht als Auslânder, sondern als Deutscher, wie er ja auch 
seiner ganzen geistigen und wissenschaftlichen Bildung nach 
ein Deutscher war. Mit dem lebhaftesten Interesse verfolgte 
er die politischen Ereignisse, aber er war doch mit den deut- 
schen und besonders mit den bayerischen Parteiverhàltnissen 
noch nicht genug verwachsen, als dass es ihm hatte gelingen 
konnen, in der hochgehenden politischen Bewegung der Zeit 
seiner Stimme Gehôr zu verschaffen. Auf dem grossen Schau- 
platze, den er jetzt betreten, unter dem Einflusse der heftigen 
politischen Kâmpfe, deren Zeuge er war, und der Erfahrungen, 
die er hier gesammelt, gab er zwar die staatsrechtlichen und 
politischen Ideen, die er in langjâhriger geistiger Arbeit sich 
errungen, nicht auf, wohl aber vertiefte, erweiterte und klârte 
er sie. Die Frucht dieser Entwickelung ist das Allgemeine 
Staatsrecht. Nicht befangen von der Leidenschaft der 
Parteikâmpfe, nicht entmutigt durch das Fehlschlagen poli- 
tischer Plane und Hoffnungen, vermochte er die Wandlung 
zu erkennen,,welche der deutsche Staat in den Jahren 1848 
bis 1850 durchgemacht hatte. Ungetrübt durch die Bitter- 
nisse des Tages, wie sie jeder rücklâufigen Bewegung an- 
haften, konnte eP«den bleibenden Gewinn abschâtzen, welcher 
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aus den Stürmen, die über DeutscUand dahingebraust waren, 
ffir das Staatsleben des deutschen Volkes sich ergeben batte. 
Ganz im Gegensatz zu der herrschenden Stimmung des Tages, 
war schon die erste Auflage des Allgemeinen Staatsrechtes 
in hoffnungsvollem Tone geschrieben, und sicheren Blicks er- 
kannte Bluntschli den segensreichen Fortschritt da, wo die 
Masse der Gebildeten in den trüben Wirrnissen der Gegen- 
wart nur eine blinde Reaktion zu sehen vermochte. Wahrend 
die liberalen Parteien und ihre Vertreter in der Staatswissen- 
schaft nach dem Scheitern ihrer Hoffnungen sich mutlos von 
dem Staatsleben abwandten, hielt er fest an der Zuversicht, 
dass „die konstitutionelle Mon^archie in Deutschland zu ihrer 
reinsten und vollendetsten Form gelangen werde“. Ohne in 
die Streitfragen der politischen Parteien herabzusteigen, wirkte 
das Buch bei seinera ersten Erscheinen als ein Mahnruf, die 
wissenschaftliche Forschung, deren Ziel die Erkenntnis des 
Staates ist, nicht ruhen zu lassen, als ein Mahnruf, die poli- 
tische Arbeit, welche die Gestaltung des deutschen Staates 
anstrebte, nicht aufzugeben. In einer làngeren Besprechung, 
welche Hermann Schulze im Jahr 1853 dem Werke widmete, 
erklârte er: „In einer Zeit tiefer politischer Abgespanntheit, 
wo bei so manchem der Glaube an eine staatliche Fortent- 
wickelung unseres Volkes, die Ueberzeugung von einer hbheren 
sittlichen Natur des Staates vôllig zu Grunde gegangen ist, 
hat uns das Werk des geistvollen Bluntschli wahrhaft erfrischt. 
Mit steigendera Intéressé haben wir dasselbe studiert und sind 
immer mehr zu der Einsicht gekommen, dass hier eine be- 
deutsame geistige That vorliegt, welche von keinem denken- 
den Juristen und Politiker ignoriert werden darf.“ 

Der Fortschritt, den das Werk Bluntschlis in der deutschen 
Staatswissenschaft bezeichnet; wird schon i'ef einer oberflâch- 
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lichen Vergleichung mit Werken âhnlichen Inhalts, die vor dem 
Jahre 1848 erschienen sind, klar. Wir braucheà nur zu ver- 
weisen auf die in ihrer Art ebenfalls bedeutende und einfluss- 
reiche Politik Dahlmanns, auf das gelehrte und vielfach 
scharfsinnige Allgemeine Staatsrecht von Schmitthenner. 
Bluntschli bat es verstanden, den Ideen, die das deutsche 
Staatsleben beherrschten, Ausdruck zu geben. Schârfer, als dies 
vor ihm geschehen war, bat er das Wesen der konstitutionellen 
Monarchie, wie sie die deutsche Verfassungsform der Oegenwart 
bildet, erkannt und dargelegt. Er bat gezeigt, dass sie wesent- 
lich verschieden ist von der parlamentarischen Verfassung 
Englands und von derjenigen Gestaltung der konstitutionellen 
Verfassung, welche dieselbe in Frankreich und anderen roma- 
nischen Lândern angenommen batte. Er bat dieMacht des 
deutschen Kônigtums und seine politischen und socialen 
Aufgaben, die ihm in der Gegenwart obliegen, erkannt. Er 
bat aber auch mit derselben Entschiedenheit den von Stahl 
und seinen Anhàngern unternommenen Versuch, dem Kônig- 
tum eine theokratische Grundlage zu geben und die mittel- 
alterliche Gliederung der Stânde wieder zu einem künstlichen 
Leben zu rufen, zurückgewiesen. Er bat gezeigt, dass das 
freie Staatsbürgertum die alleinige Grundlage des modernen 
Staates bilden kann, und dass die richtige Abgrenzung der 
indtviduellen Freiheit und der Staatsgewalt eine Grundbe- 
dingUng für ein gesundes Staatsleben bildet. Er war es, der 
das Kdàigtum auf seine Aufgabe hinwies, den unteren Stânden 
Schutz zu verleihen und insbesondere „die Arbeiter dem 
Despotismus des Kapitals zu entreissen, dem sie unter der 
Herrschaft eines abstrakten Begriffs der individuellen Freiheit 
schutzlos preisgegeben sind“. Hatte bisher die Staatslehre 
sich hauptsâchlicÀ- mit der Verfassung des Staates beschâftigt, 
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sowar er es, der die Bedeutung der Verwaltung neben der 
Verfassung hfervorhob und in einer aile Zweige der Staats- 
verwaltung umfassenden Darstellung die tief eingreifende und 
für den politischen Zustand des Volkes massgebende Wirk- 
samkeit der Verwaltung nachwies. Zahlreiche Ideen, die 
Bluntschli zuerst aussprach oder zuerst wissenschaftlich 
begründete, sind heute Gemeingut der Wissenschaft und der 
politischen Litteratur geworden. Aber es wâre ungerecht, 
Bluntschlis Verdienst deshalb zu vergessen oder zu unter- 
schâtzen. Die deutsche Staatswissenschaft bat heute vielfach 
andere Bahnen eingeschlagen, als sie Bluntschli verfolgte. 
Fest bestimmte und logisch unanfechtbare Definitionen auf- 
zustellen, war nicht sein Bestreben. Die Rechtssâtze nach 
strenger Logik zu analysieren und zu zergliedern, ihren rein 
juristischen Gehalt von allen anderen Elementen zu sondern 
und klarzulegen, lag ihm fern. Es kann zugegeben werden, 
dass er diese wichtige Seite der Rechtswissenschaft nicht ge- 
nügend gewürdigt hat, vielleicht weil er hier die Grenze seiner 
reichen Begabung fühlte. Aber er hat es, wie wenige Ge- 
lehrte, verstanden, die lebendige Kraft und Wirksamkeit der 
staatsrechtlichen Institute nachzuweisen und in treffender, 
geistvoller Sprache das Verstândnis dafür zu erôffnen. Mit 
tiefem geschichtlichen Sinne ist es ihm gelungen, ein Bild 
der mannigfaltigen Erscheinungsformen, in welchen der Staat 
bei den verschiedenen Kulturvôlkern im Altertum, im Mittel- 
alter und in der Neuzeit aufgetretcn ist, zu entwerfen und 
mit wenigen Strichen ihr Wesen und Wirken zu charakteri- 
sieren. Ihm war der Staat der hôchste sittliche Organismus 
des menschlichen Lebens, und deshalb genügte ihm nicht eine 
reine juristische Betrachtung desselben. Er sucjhte ihn nach 
den verschiedenen Seiten seiner Wirksanyreit zu begreifen. 
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Er suchte den innigen Zusammenhang des Staates mit dem 
gesamten Kulturleben der Vôlker nachzuweisen ftnd die ver- 
schiedenen Staats- und Verfassungsformen aus der gesamten 
geistigen und wirtschaftlichen Kultur der Vôlker zu erklâren. 
Er konnte diesen Versuch wagen, denn ihm stand nicht nùr 
eine gründliche juristische Bildung zu Gebote, sondern er ver- 
fügte daneben über eine urafassende Kenntnis der Geschichte 
und der Litteratur der Vôlker der antiken wie der christ- 
lichen Welt. Mochte diese Kenntnis auch nicht überall gleich 
tief gehen, so batte er doch die Gabe, auch das ihm Fern- 
liegende sich rasch anzueignen und daraus charakteristische 
Züge zur Ausführung seines Bildes zu verwerten. 

Mit unermüdlichem Eifer war Bluntschli bestrebt, sein 
Werk weiter auszuführen und zu vervollstândigen und die 
rasch folgenden Auflagen boten ihm hierzu willkommene Ge- 
legenheit. Schon in der zweiten, 1857 erschienenen Auflage 
ward das Werk, das ursprünglich nur in einem Bande er- 
schienen war, in zwei Bande geteilt. In der fünften Auflage, 
die 1875 erschien, hat Bluntschli den beiden Bânden einen 
dritten Teil unter dem Titel „Politik“ hinzugefügt und das 
ganze Werk unter dem Gesamttitel „Lehre vom modernen 
Staate“ zusammengefasst. Mit einer etwas verànderten An- 
ordnung des StofFes gab er dem ersten Bande nun den Special- 
titel «Allgemeine Staatslehre", dem zweiten den Specialtitel 
„Allgemeines Staatsrecht“. Trotzdem blieb die Gesamtanlage 
des Werks dieselbe, und auch seine Grundanschauungen blieben 
unverândert. Aber mit wachsamem Auge batte der Verfasser 
die Entwickelung des Staatslebens in Europa und Amerika 
verfolgt und mit der daraus gewonnenen Erfahrung und Er- 
kenntnis sein yTerk bereichert. Einzelne Lehren, die in den 
ersten Auflagen nui^kurz berührt worden waren, wurden nun 



XII 


Vorrede. 


von ihra weiter ausgeführt und tiefer begründet, einzelne Ab- 
schnitte, wief z. B. der von dem Staatszweck, wurden neu hin- 
zugefügt. In manchon Punkten bat der Verfasser wohl auch, 
belehrt durch die Geschichte seiner eigenen Zeit, seine An- 
sichten geandert, wie z. B. ûber das Wesen und den Wert 
der allgeraeinen Wehrpflicht. So batte Bluntschli, wie er 
selbst in der Vorrede zu der letzten von ihm besorgten Auf- 
lage sagte, „in diesem Werke die Ergebnisse vieljâhriger 
Arbeit und wiederholten Nachdenkens niedergelegt* und er 
durfte mit Recht dasselbe „als den schriftstelleriscben Ab- 
schluss eines reifen, der Wissenschaft und Praxis gewidmeten 
Lebens betrachten*. 

Dem Unterzeichneten ist die ehrenvolle Aufgabe über- 
tragen worden, diese neue Auflage zu besorgen. Seine Thâtig- 
keit konnte hierbei nur eine beschrànkte sein. Das Work 
Bluntschlis ist kein Lehrbuch im engeren Sinne des Wortes, 
kein Work, das in trocknen Paragraphen einen toten Wissens- 
stoff anhâuft, kein Work, aus dem je nach dem augenblick- 
lichen Stande der Wissenschaft Notizen herausgenommen und 
andere eingeschoben werden kônnen. Vielmehr trâgt das 
Buch in jedem Satze den Stempel der eigenartigen Personlich- 
keit des Verfassers. Dieser individuelle Charakter gehort zu 
dem Wesen des Bûches, und nicht bloss Pietât war es, was 
den Unterzeichneten von einer jeden eingreifenden Aenderung 
abhielt, sondern auch die Einsicht, dass dadurch der eigen- 
tümliche Wert des Bûches zerstort werde. Vielfach weichen 
die Ansichten des Unterzeichneten von der juristischen und 
politischen, der historischen und kirchlichen Auffassung 
Bluntschlis ab, aber er hielt sich nicht für berechtigt, an 
diesem Orte den Ansichten des Verfassers enl^egenzutreten, 
noch auch durch Andeutung eines Wideryîrûchs die Wirkung, 
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welche der Verfasser auf den Les'er hervorzubringen suchte, 
abzuschwâchen. Das Buch ist nach wie v'or das alleinige 
und ungeschmâlerte geistige Eigentum Bluntschlis. 

Nur an Aussendingen, die nicht zu dem Wesen des 
Werkes gehoren, durfte sich der Unterzeichnete Abânderungen 
und Zusàtze erlauben. Offenbare Irrtümer in geschichtlichen 
Oder litterarischen Angaben, die mit untergelaufen waren, 
mussten beseitigt werden, auf wichti^e Ereignisse und Gesetze, 
die dem Verfasser im Jahre 1875 noch nicht bekannt waren, 
musste hingewiesen, die Citate mussten einer eingehenden 
Eevision unterworfen werden u. s. w. Da der Verfasser auf 
jedes gelehrte Beiwerk verzichtet batte, so durfte auch die 
neue Auflage nicht mit Litteraturangaben belastet werden. 
Nur einige Notizen über die hervorragendsten Erscheinungen 
der neueren Litteratur sind gehôrigen Ortes hinzugefügt wor- 
den. Uebrigens sind aile wichtigeren Zusâtze und Aenderungen 
durch Klammern ([]) kenntlich gemacht. 

Auch die krâftige und durchsichtige Sprache, die Bluntschli 
eigen war, musste unangetastet erhalten bleiben. Selbst 
da, wo sich Bluntschli eigentümlicher Worte und Rede- 
wendungen bediente, die nicht selten an Schweizer Pro- 
vinzialismen erinnern, aber nicht immer mit den strengen 
Gesetzen der Grammatik und Stilistik im Einklang stehen, 
blieb der ursprüngliche Text stehen. Nur an denjenigen 
Stellen, wo mit Sicherheit ein Versehen oder ein Schreib- 
fehler angenommen werden durfte, sind leichte Aenderungen 
vorgenommen worden. 

So erscheint das Werk Bluntschlis in einer dem Wesen 
nach unverânderten Gestalt auch in dieser neuen Auflage. 
Môge sie dazu^ beitragen, den .>Namen Bluntschlis in dem 
dankbaren AndenYen des deutschen Volkes zu erhalten 1 
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Môge das Werk wie bisher, so auch künftighin eine Quelle 
bleiben, aus dér vor allem die studierende Jugend staats- 
wissenschaftliche Kenntnisse und eine tiefere Einsicht in das 
Wesen des Staates schopft, aber auch eine Quelle, aus 
welcher der Geist edler Huraanitât und wahrer Vaterlands- 
liebe entstromt! 

Rostock im April 1886, 


Loening. 
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Einleitung 


Erstes Kapitel. 

Die Staatswissenschaft. 

ünter Staatswissenschaft im eigentlichen Sinne ver- 
stehen wir die Wissenschaft, deren Gegenstand der Staat ist, 
welche den Staat in seinen Grundlagen, in seinem Wesen, 
seinen Erscheinungsformen, seiner Entwickelung zu erkennen 
und zu begreifen sucht. 

In diesem Sinne gehoren manche Wissenschaften, welche 
inan zuweilen den Staatswissenschaften beizàhlt, nicht zu 
diesen, obwohl sie auch eine Beziehung auf den Staat haben 
und immerhin als Hilfswissenschaft des Staatslebens mit 
in Betracht kommen, wie insbesondere: 

a) nicht die Geschichte einer Nation, eines Volkes, 
insofern dieselbe nicht ausschliesslich Staatsgeschichte ist, 
sondern zugleich die allgemeinen Erlebnisse eines Volkes 
oder die That einzelner Personen darstellt, die Geschichte 
der Kunst und Wissenschaft, der Wirtschaft und der Sitten, 
die diploraatisthen und politischen Kâmpfe, die Kriegsereig- 
nisse darstellt; 

b) selbst nicht die Statistik, inwiefern sie sich nicht 
auf die staatlîchtn Zustànde beschrdnkt, sondern auch die 
gesellschaftlichen uiÆ Privatzustânde mit umfasst; 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre 1 
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c) ebensowenig die Nationale kouo mie, insofern sie 
die wirtschaftlichen Gesetze erforscht, welche für jedermann 
— nicht bloss für den Staat — gelten; 

d) noch die Lehre von der Gesellschaft, insofern das 
Leben der Gesellschaft sich selbstàndig bewegt, nicht als 
Staatsleben erscheint. 

Die alten Griechen nannten die gesamte Staatswissen- 
schaft Politik. Wir unterscheiden Staatsrecht und Politik 
sorgfâltiger als zwei besondere Wissenschaften, und fügen 
denselben überdem noch manche besondere Lehren unter 
eigenem Namen bei, wie z. B. die staatliche Statistik, das 
Verwaltungsrecht, das Vôlkerrecht, die Polizeiwissenschaft u. s. f. 

Staatsrecht und Politik betrachten beide den Staat im 
grossen und ganzen, aber jede der beiden Wissenschaften 
betrachtet ihn von einem anderen Standpunkte aus und nach 
anderer Richtung. Um den Staat gründlicher zu erkennen, 
zerlegt die Wissenschaft den Staat in die beiden Hauptseiten 
seines Daseins und Lebens. Sie untersucht die Teile, damit 
sie das Ganze vollstàndiger begreife. Dem wissenschaftlichen 
Interesse entspricht das praktische. Die Klarheit, das Mass 
und die Stârke des Rechtes haben gewonnen, seitdem man dieses 
schàrfer abgesondert hat von der Politik; und der Reichtum 
der Politik entwickelt sich erst in voiler Freiheit, wenn sie in 
ihrer Eigentümlichkeit geschaut und erwogen wird. 

Die Wissenschaft des Staatsrechtes betrachtet den Staat 
in seinem geregelten Bestand, in seiner richtigen Ordnung. 
Sie stellt die Organisation des Staates dar und die dauer- 
haften Grundbedingungen seines Lebens, die Regeln seiner 
Existenz, die Notwendigkeit seiner Verhâltnisse. Der Staat, 
wie er ist, in seinen geordneten Verhaltnissen, das ist das 
Staatsrecht. 

Die Wissenschaft der Politik aber betrachtet den Staat 
in seinem Leben, in seiner Entwickelung,' siè weist auf die 
Ziele hin, nach denen das ôffentliche ütreben sich bewegt. 
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und lehrt die Wege kennen, welche zu diesen Zielen führen, 
sie erwàgt die Mittel, mit welchen die begehrt^n Zwecke zu 
erlangen sind, sie beobachtet die Wirkungen auch des Rechtes 
auf die Gesamtzustânde und überlegt, wie die schMlichen 
Wirkungen zu vermeiden, wie die Mângel der bestehenden 
Einrichtungen zu heben sind. Das Staatsleben, dieStaats- 
praxis, das ist die Politik. 

Das Recht verhâlt sich also zur Politik wie die Ordnung 
zur Freiheit, wie die ruhige Bestimmtheit der Verhâltnisse zu 
der mannigfaltigen Bewegung in denselben, wie der Kôrper 
zu den Handlungen desselben und zu dem Geist, der sich 
mannigfaltig ausspricht. Das Staatsrecht prüft die Recht- 
mâssigkeit der Zustânde, die Politik prüft die Zweck- 
massigkeit der Handlung. 

Sowohl in dem Recht als in der Politik ist ein sitt- 
iicher Gehalt. Der Staat ist ein sittliches Wesen und er hat 
sittliche Lebensaufgaben. Aber Recht und Politik werden 
nicht Yon dem Sittengesetze allein und nicht vollstândig von 
dem Sittengesetze bestimmt. Sie sind als Wissenschaften 
nicht einzelne Kapitel der Sittenlehre. Vielmehr haben sie 
ihre Grundlage im Staat und ihre Bestimmung für den Staat. 
Sie sind Staatswissenschaften. Die Sittenlehre aber ist keine 
Staatswissenschaft, weil ihre Grundgesetze nicht aus dem Staat 
zu erklaren sind, sondern eine breitere Basis in der Menschen- 
natur überhaupt und eine hôhere Begründung in der gôtt- 
lichen Weltordnung und der gottlichen Bestimmung des 
Menschengeschlechts haben. 

Man darf Staatsrecht und Politik nicht absolut vonein- 
ander trennen. Der wirkliche Staat lebt, d. h. er ist Ver- 
bindung vo» Recht und Politik. Auch das Recht ist 
nicht absolut ruhend, nicht unverànderlich, und die Bewegung 
der Politik will wieder zur Ruhe kommen. Es gibt nicht 
bloss ein Rechts^stem, sondern auch eine Rechtsgeschichte; 
und es gibt eine Pdlitik der Gesetzgebung. Zwischen beiden 
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Seiten ist eine Wechselwirkung wahrzunehmen , wie überall, 
wo organische Wesen erscheinen. Damit wird jener Unter- 
schied nicht beseitigt, sondern besser erklârt. Die Rechts- 
geschichte unterscheidet sich gerade dadurch von der polit i- 
schen Geschichte, dass jene sich darauf beschrânkt, den Ent- 
wickelungsgang der normalen, fest gewordenen Existenz des 
Staates nachzuweisen und die Entstehung und Verànderung 
der dauernd gewordenen Institutionen und Gesetze darzustellen, 
diese aber den Hauptnachdruck auf die wechselnden Schicksale 
und Erlebnisse des Volkes, die Motive und Handlungsweise 
der politischen Personen, die Thaten und Leiden beider legt, 
und so das reich bewegte Leben schildert. Der oberste und 
reinste Ausdruck des Staatsrechtes ist das G es et z (die Ver- 
fassung), die klarste und lebendigste Aeusserung der Politik 
ist die praktische Leituug des Staates selbst (die Regierung). 
Die Politik ist daher mehr noch Kunst als Wissenschaft. Das 
Recht ist eine Voraussetzung der Politik, eine Grundbedingung 
ihrer Freiheit, freilich nicht die einzige. Die Politik soll sich 
mit Beachtung der rechtlichen Schranken entfalten. So über- 
nimmt sie die Sorge für die wechselnden Bedürfnisse des 
Lebens. Das Recht hinwieder bedarf der Politik, um vor Er- 
starrung gesichert zu bleiben und mit der Entwickelung des 
Lebens Schritt zu halten. Ohne den belebenden Hauch der 
Politik würde der Rechtskorper zum Leichnam werden, ohne 
die Grundlagen und die Schranken des Rechtes würde die 
Politik in ungezügelter Selbstsucht und in verderblicher Zer- 
stôrungswut untergehen. 

Lediglich Gründe der Klarheit und Vereinfachung be- 
stimmen uns, den beiden Staatslehren Staatsrecht und Politik 
noch als dritte, oder vielmehr ersté Abteiluijg der Staats- 
wissenschaft die Allgemeine Staatslehre voraus zu 
schicken. Wir betrachten hier noch den Staat im ganzen, 
ohne vorerst die heiden Seiten in ihm, die ‘unlerlâgliche des 
Rechtes und die eigenschaftliche der Polilî'k, zu unterscheiden. 
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Der StaatsbegrifF, seine Grundlagen und Bestandteile (Volk 
und Land), seine Entstehung, sein Zweck, die Hauptformen 
seiner Verfassung, der Begriff und die Gliederung der Staats- 
gewalt, bilden den Inhalt der allgemeinen Staatslehre, welche 
hinwieder den beiden besonderen Staatswissenschaften, dem 
Staatsrecht und der Politik, zu Grunde liegt. 

In diesem Sinne soll der erste Teil des Werkes der 
allgemeinen Staatslehre, der zweite dem Staatsrechte 
und der dritte der Politik gewidmet sein. 


Zweites Kapitel. 

Wissenschaftliche Methoden. 

Die wissenschaftliche Betrachtung des Staates kann von 
verschiedenem Standpunkte aus und in verschiedener Weise 
unternommen werden. Wir unterscheiden zwei innerlich be- 
gründete Methoden der wissenschaftlichen Untersuchung und 
zwei falsche, fehlerhafte Methoden, welche als einseitige Ab- 
arten der ersten beiden Arten erscheinen. Wir bezeichnen 
als richtige Methoden die philosophische und die histo- 
rische Méthode. Die Abarten entstehen aus der extremen 
üebertreibung je der einen vorherrschenden Seite jener ersteren 
Methoden; aus der philosophischen ist so die bloss abstrakt- 
ideologische, aus der historischen die einseitig-empi- 
rische, wie aus dem Urbild das Zerrbild, durch Verderbnis 
hervorgegangen. 

Der Gegensatz der Methoden schliesst sich an teils an 
die Eigenschïtften sowohl des Rechtes als der Politik, teils 
an die Verschiedenheit der geistigen Anlagen derer, welche 
in dieser Wis^enschaft gearbeitet^haben. 

Ailes Recht uj^d aile Politik nâmlich hat eine ideale 
Seite, einen sittlichen und geistigen Gehalt in sich, aber beide 
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ruhen zugleich auf einem realen Boden, und haben auch 
eine leibliche Gestalt und Geltung. Die letztere Seite 
ist von der abstrakten Idéologie verkannt und übersehen 
worden. Sie pflegt sich ein abgezogenes Staatsprincip auszu- 
denken, und daraus eine Keihe logischer Folgerungen zu ziehen, 
ohne Rücksicht auf den wirklichen Staat und dessen reale Ver- 
hâltnisse. Selbst Platon ist in seiner Republik in diesen 
Fehler verfallen und daher zu Sâtzen gekommen, welcbe der 
Natur und den Bedürfnissen der Menschen geradezu wider- 
sprechen. Indessen war Platon doch durch den Reichtum 
seines Geistes und seinen Sinn für die Schônheit der Form 
vor der armseligen Lehre ausgedôrrter Formeln bewahrt ge- 
blieben, welcbe uns in den Staatslehren der Neueren so hâufig 
begegnen. Der Staat als ein sittlich organisches Wesen ist nicht 
ein Produkt der blossen kalten Logik, und das Recht des 
Staates ist nicht eine Sammlung spekulativer Sâtze. 

Diese Méthode führt, wenn sie als wissenschaftliche Unter- 
suchung betrieben wird, leicht zu unfruchtbaren Resultaten; 
wenn sie aber in die Praxis übertritt, zu der gefâhrlichsten 
Geltendmachung fixer Ideen und zur Auflôsung und Zerstôrung 
des bestehenden Staates. In Zeiten der Révolution, wo die los- 
gebundenen Leidenschaften sich um so lieber solcher ab- 
strakten Lehren bemâchtigen, je inehr sie mit deren Hilfe die 
Schranken des Gesetzes zu durchbrechen Hoffnung haben, er- 
halten derlei ideologische Sâtze leicht eine ungeheure Macht 
und werfen, unfahig einen neuen Organismus hervorzubringen, 
mit dàmonischer Gewalt ailes vor sich pieder. Die franzo- 
sische Révolution in ihren leidenschaftlichen Phasen hat der 
Welt entsetzliche Belege für die Wahrheit dieser Beobachtung 
vor die Augen geführt, und Napoléon batte nicht Unrecht, zu 
sagen: „Die Metaphysiker, die Ideologen haben Frank- 
reich zu Grunde gerichtet."^ Die ideologische ^uffassung der 
«Freiheit und Gleichheit“ hat Frankreicl^. mit Ruinen gefüllt 
und mit Blut getrânkt, die doktrinàre Ausbeutung des 
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^monarchischen Princips" hat die politische Freiheit Deutsch- 
lands niedergedrückt und seine Machtentwickelifng gehemmt, 
und die abstrakte Durchführung des Nationalitâtengrundsatzes 
hat den Frieden von ganz Europa bedroht. Die fruchtbarsten 
und wahrsten Ideen werden verderblich, wenn sie ideologisch 
erfasst und dann mit dem Fanatismus der Bornirtheit verwirk- 
licht werden. 

Der entgegengesetzten Einseitigkeit macbt sich die aus- 
schliesslich empirische Méthode schuldig, indem sie sich 
bloss an die vorhandene âusserliche Form, an den Buchstaben 
des Gesetzes oder an die thatsâchlichen Erscheinungen hait. 
Diese Méthode, welche in der Wissenschaft hôchstens durch 
ihre Sammelwerke einen Wert hat, in denen sie grossen Stoff 
anhàuft, findet in dem Staatsleben hâufig, zumal unter bureau- 
kratisch gebildeten Beamten, zahireichen Anhang. Sie ge- 
fahrdet dann zwar selten unmittelbar die ganze Staatsordnung, 
w'ie die ideologischen Gegenfüssler, aber sie setzt sich wie 
ein Rost an das blanke Schwert der Gerechtigkeit an, um- 
strickt die ôfFentliche Wohlfahrt mit Hemmnissen aller Art, 
verursacht eine Menge kleiner Schâden, entnervt die sittliche 
Kraft und schwâcht die Gesundheit des Staates dergestalt, 
dass um ihretwillen in kritischen Zeiten seine Rettung ûber- 
aus erschwert, zuweilen unmôglich gemacht wird. Fûhrt die 
bloss ideologische Méthode, wenn sie praktisch wird, den 
Staat eher in fieberhafte Stimmungen und Krisen hinein, so 
hat diese bloss empirische Méthode unter derselben Voraus- 
setzung eher chronische Uebel zur Folge. 

Die historische Méthode unterscheidet sich von der 
letzteren vorteilhaft dadurch, dass sie nicht bloss das gerade 
vorhandene Giesetz oder die vorhandenen Thatsachen gedanken- 
los und knechtisch verehrt, sondern den inneren Zusam- 
menhang zwischen Vergangenheit und Gegenwart, die orga- 
nische Entwîckelung des Volkslebens und die in der 
Geschichte offeîbar gewordene sittliche Idee erkennt, 
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nachweist und beleuchtet. Sie geht zwar auch zunàchst von 
der realen Erscheinung ans, aber sie fàsst diese als eine leben- 
dige auf, nicht als eine tote. 

Verwandt mit ihr ist die wahrhaft philosophische 
Méthode, welche nicht bloss abstrakt spekuliert, sondern 
konkret denkt und eben darum Idee und Realitàt ver- 
bindet. Wâhrend jene ihrer Betrachtung die geschichtliche 
Erscheinung und Entwickelung zu Grunde legt, geht diese 
zunàchst von der Erkenntnis der menschlichen Seele aus und 
betrachtet von da aus die in der Geschichte geoffenbarten 
Aeusserungen des menschlichen Geistes. 

Nur wenigen Individuen war es vergonnt, diese beiderlei 
Betrachtungsweisen zugleich in sich zu vereinigen. Die meisten, 
die sich auf einen hôheren wissenschaftlichen Standpunkt er- 
hoben haben, wurden durch ihre natürlichen Anlagen ent- 
weder der einen oder der anderen Richtung vorzugsweise zu- 
geleitet. Unter jenen ersteren verdient Aristoteles voraus 
unsere Bewunderung, dessen Staatslehre, obwohl in jener 
jugendlichen Période der Geschichte der Menschheit ge- 
schrieben , welche der reiferen Staatenbildung vorausging, 
dennoch auf Jahrtausende nach ihm eine der reinsten Quellen 
staatlicher Weisheit geblieben ist. Der Rômer Cicero ahmte 
zwar in der Form der Begründung und Darstellung die philo- 
sophische Weise der darin reicher begabten Griechen nach, 
den besten Teil des Inhaltes aber schopfte er mit Recht aus 
der Fülle praktisch-rômischer Politik. Unter den neueren 
sind der Franzose Bodin, der Italiener Yico und der Eng- 
lânder BacodeVerulamals frühe Reprâsentanten der philo- 
sophisch - historischen Méthode zu nennen. Cicero âhnlich 
an hinreissender, schwunghafter Beredsamkeit hat der Eng- 
lânder Burke die Lehren der englischen Staatswissenschaft 
ebenso aus der Geschichte und dem Leben seines Volkes ge- 
griffen und in geistreicher ^und philosophisbher Form ver- 
herrlicht. Der Italiener Machiavelli, dei* in seinen Werken 
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die reiche und schwere Lebenserfahrung eines tiefen und 
klugen Menschenkenners niedergelegt bat, und der Franzose 
Montesquieu, welcher mit freiem und heiterem Blick die 
Welt anschaut und reich ist an feinen Bemerkungen und 
treffenden Beobachtungen, wechseln in ihren Schriften in dèr 
Méthode; doch ist jener mehr der historischen, dieser mehr 
der philosophischen ergeben. Der welsche Schweizer Rouss eau 
und der Englânder Bentham dagegen halten sich, gleich den 
meisten Deutschen, mehr an die philosophische Méthode, ver- 
fallen aber hâufiger als ihr grosseres Vorbild Platon in die 
einseitigen Verirrungen der blossen Idéologie. 

Es ist somit klar: die beiden Methoden, die historische 
und die philosophische, bestreiten sich nicht. Sie ergânzen 
sich vielmehr und korrigieren sich. Der ist sicherlich ein 
bomierter Historiker, der meint, mit ihm sei die Geschichte 
abgeschlossen und es werde kein neues Recht mehr geboren, 
und der ein eitler und thôrichter Philosoph, der meint, er sei 
der Anfang und das Ende aller Wahrheit, Der echte Histo- 
riker ist als solcher gendtigt, den Wert au ch der Philosophie 
anzuerkennen, und der wahre Philosoph ist ebenso darauf hin- 
gewiesen, auch die Geschichte zu Rate zu ziehen. 

Wohl aber hat jede der beiden Methoden ihre eigentüm- 
lichen Vorzüge und hinwieder ihre besonderen Schwâchen und 
Gefahren. Der Hauptvorzug der historischen ist der Reich- 
tum und die Positivitât ihrer Resultate; denn die Ge- 
schichte ist voll lebendiger Mannigfaltigkeit und zugleich 
durch und durch positiv. Was der fruchtbarste Denker in 
seinem Kopfe auszudenken vermag, wird doch immer, ver- 
glichen mit den in der Geschichte der Menschheit geofifen- 
barten Gedanken, nur ein ârmliches Stückwerk sein und ge- 
wohnlich nur eine unsichere und nebelhafte Gestalt erlangen. 
Aber daneben besteht allerdings die Gefahr, dass man, den 
historischen bahnBn folgend, leicht über der reichen Mannig- 
faltigkeit der Einheit vergisst und die Einheit verliert, dass 
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man von der Schwere des Stoffes niedergedrückt und von 
der Massenhaftigkeit der geschichtlichen Erfahrungen tiber- 
wâltigt wird, dass man insbesondere, von der Vergangenheit 
angezogen und gefesselt, den frischen Blick in das Leben der 
Gegenwart und nach der Zukunft hin verliert. Freilich sind 
das keineswegs notwendige Folgen der historischen Méthode, 
aber die Geschichte selber zeigt uns, wie hâufig Mânner, die 
sich ihr leidenscbaftlich hingegeben haben, auf derlei Abwege 
sich verirren. 

Die Vorzüge der philosophischen Méthode dagegen sind: 
Reinheit, Harmonie und Einheit des Systèmes, vollere 
Befriedigung des allgemeinen menschlichen Strebens nach Ver- 
vollkommnung, Idealitât. Ihre Resultate haben einen vor- 
zugsweise menschlichen Charakter, ein vorzugsweise idéales 
Geprâge. Und wieder drohen ihr eigentümliche Gefahren, 
insbesondere dass die Philosophen in dem Streben nach dem 
einen, oft als einfach gedachten Ziele die innere Mannig- 
faltigkeit der Natur und den reichen Inhalt des realen Daseins 
ûbersehen, dass sie, dem raschen Fluge der freien Gedanken 
folgend, nicht selten statt wirkliche Gesetze zu entdecken, 
leere Formeln ohne Gehalt, Blasen ohne Kern finden und 
dem Spiele mit diesen verfallen, dass sie, die natürliche Ent- 
wickelung verkennend, unreife Früchte pflücken, wurzellose 
Baume in die Erde stecken und in ideologischen Irrwahn ver- 
sinken. Nur wenigen philosophischen Geistern ist es geglückt, 
sich von diesen Verirrungen frei zu erhalten. 

Anmerkung. Diese und verwandte Gedanken habe icli 1841 in 
der Sclirift: „Die neueren Rechtsschulen der deutschen Juristen^‘ in 
ihrer Beziehung auf die deutsche Wissenscbaft naher ausgeführt. Zweite 
Auflage, Zurich 1862. Weit früher aber bat der engliscbe Kanzler 
Bacon die Gebrechen der naturrechtlichen und der positiven Juris- 
prudenz seiner Zeit gertigt und von der Verbindung der Geschichte mit 
der Philosophie die nôtige Refq^m der Redits wissenscbaft erwartet. 
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Drittes Kapitel. 

Allgemeine und besondere Staatswissenscbaft. 

Die besondere Staatswissenscbaft beschrânkt die Unter- 
suchung und Darstellung des Staates auf ein bestimmtes Volk 
und einen einzelnen Staat, z. B. die alte rômische Republik, 
die neuere englische Verfassung, das heutige Deutsche Reich. 

Die allgemeine Staatswissenschaft dagegen beruht auf uni- 
verseller Auffassung nicht eines einzelnen, sondern des 
Staates. Der besondere Staat geht von einem bestimmten 
Volke aus, der allgemeine sieht voraus auf die menschliche 
Natur und geht von der Menschheit aus.^ 

Man fasst die allgemeine Staatslehre und insbesondere das 
allgemeine Staatsrecht sehr oft als das Produkt idealer Spe- 
kulation auf und versucht dasselbe aus einer spekulativen 
Weltanschauung durch einfache logische Schlussfolgerung her- 
zuleiten. Es sind so mancherlei Système entstanden eines 
sogenannten philosophischen oder natürlichen Staatsrechtes, 
welches sodann dem sogenannten positiven und historischen 
Staatsrechte entgegengesetzt wurde. 

Ich verstehe den Gegensatz anders. Der Staat muss so- 
wohl philosophisch begriffen als historisch erkannt werden; 
und das allgemeine Staatsrecht kann so wenig als das beson- 
dere dieser zweiseitigen Arbeit entbehren. 

Die besondere Staatslehre setzt die allgemeine voraus, wie 
die besondere Volksart die gemeinsame Menschennatur vor- 
aussetzt. Die allgemeine Staatswissenschaft stellt die Grund- 

1 Derselbe Gedanke liegt der rômischen Anschauungsweise zu 
Grande. L. 9 (dfajus) D. de Justitia et Jure: „Oinnes populi, qui legi- 
bus et moribus reguntur, partira »«o proprio, partira communi omnium 
hnminum jure utuntur. Nain quod quisque populus ipse sibi jus consti- 
tuit, id ipsius propoinm civitatis est ^caturque jus civile; quod vero 
naturalis ratio inter om|e8 horaines constituit, id apud oranes peraeque 
custoditur vocaturque jus gentium, quasi quo jure oranes gentes utuntur.“ 
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begriffe dar, welche in den besonderen Staatslehren zu mannig- 
faltiger Erscheinung kommen. Die Geschichte, die jene be- 
achtet, ist die Weltgeschichte, nicht die enge Landes- 
geschichte, welche den besonderen Staat erklârt. In der 
Weltgeschichte finden wir die Probe der philosophischen Ge- 
danken; und in ihr entdecken wir eine Fülle positiven Ge- 
haltes, welche so oft der bloss spekulativen Betrachtung fehlt. 
Die Weltgeschichte zeigt uns die verschiedenen Entwickelungs- 
stufen, welche die Menschheit seit ihrer Kindheit durchlebt 
hat, und auf jeder finden wir eigentümliche Anschauungen 
vom Staate und verschiedene Staatenbildungen. Sie lehrt uns 
das Verhâltnis verstehen, in welchem die mancherlei Nationen 
an der gemeinsamen Aufgabe der Menschheit teilgenommen 
haben. 

Aber nicht aile Perioden der Weltgeschichte und nicht 
aile Volker haben dieselbe Bedeutung für unsere Wissenschaft. 
Den Staat der Gegenwart, den modernen Staat zu er- 
kennen, ist vornehmlich ihre Aufgabe. Die antiken und mittel- 
alterlichen Staatenbildungen kommen nur als Vorstufen in Be- 
tracht und um durch den Gegensatz gegen den heutigen Staat 
diesen besser ins Licht zu setzen. Den Wert der verschie- 
denen Volker für die moderne Staatenbildung überhaupt be- 
stimmen wir je nach ihrem Anteil an den Fortschritten der 
politischen Civilisation, d. h. eines menschlich geordneten und 
menschlich freien Gemeinwesens. Die arische Vôlkerfamilie 
(Indo-Germanen) ist vorzugsweise für den Staat, wie die 
semitische für die Religion welthistorisch bestimmend ge- 
worden; aber erst in Europa haben es auch die arischen 
Volker zu einer bewussteren und edleren Staatenbildung ge- 
bracht. Sind unter ihnen hinwiéder im Altertum die Helle- 
nen und die Romer, im Mittelalter die Germanen voran- 
gegangen, so beruht unser^ heutige Staatskult^rr vornehmlich 
auf der Mischung der helleno-romanischen und germani- 
schen Elemente. Die Englânder, in denen diese Mischung 
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auch in der Volksrasse am stârksten vollzogen worden ist, 
sodann die Franzosen, in denen ebenfalls alt-keltische und 
romanische Elemente mit germanischen gemischt worden, zu- 
letzt die Preussen, in denen germanischer Rechtssinn und 
mânnlicher Trotz mit dem Autoritâtsbedürfnis und der Füg- 
samkeit der Slaven verbunden worden, haben einen grosseren 
Anteil daran, als viele andere Vôlker. Das amerikanische 
Staatsleben ist von dem europâischen abgeleitet, aber es bat 
nur in Nordamerika eigentümliche Fortschritte gemacht. 

Die allgemeine Staatswissenschaft soll also das gemein- 
same staatliche Bewusstsein der heutigen civilisierten 
Menschheit und die Grundbegriffe und wesentlich ge- 
meinsamen Einrichtungen darstellen, welche in den be- 
sonderen Staaten zu mannigfaltiger Erscheinung kommen. 
Auch das allgemeine Staatsrecht ist keine blosse Lehre, es 
hat eine positive Wirksamkeit, aber diese Geltung ist nicht 
eine unmittelbare, da es keinen allgemeinen Staat gibt, son- 
dern eine durch die besonderen Staaten vermittelte. Es hat 
aber nicht bloss eine ideale, es hat auch eine reale Wahrheit, 
so gewiss als die Menschheit und die Weltgeschichte keine 
blossen Gedankendinge, sondern reale Wahrheiten sind. 

Anmerkung. Der Gegensatz bei Aristoteles (Rhetor. I, 10. 13) 
zwischeri vôitoç ïSioç (besonderes Recht) und voiioç xotvôç (gemeines 
Redit) hat dodi noch einen anderen Sinn. ünter jenem versteht er das 
Redit, weldies ein bestimmter Staat für sich hervorgebracht hat, sei es 
iiun geschrieben oder nicht, unter diesem das von Natur gerechte Cfpvdei 
/.oivôv Siy.aiov) ohne Rücksicht auf staatliche Gemeinschaft. 



Erstes Buch. 

Der Staatsbegriff. 


Erstes Kapitel. 

Staatsbegriif and Staatsidee. Der allgenieine Staatsbegriff. 

Der Staatsbegriff erkennt und bestimmt die Natur und 
die wesentlichen Eigenschaften wirklicher Staaten. Die Staats- 
idee zeigt das Bild des noch nicht verwirklichten , aber an- 
zustrebenden Staates in dem leuchtenden Glanze gedachter 
Vollkommenheit. Der Staatsbegriff kann nur durch gesdiicht- 
liche Prüfung gefuiiden werden; die Staatsidee 'wird von der 
pliilosophischen Spekulation erschaut. Der allgemeine Staats- 
begriff wird erkannt, wenn man die vielen wirklichen Staaten, 
welche die Weltgeschichte hervorgebracht bat, überschaut und 
die genieinsamen Merkmale aufsucht. Die hôchste Staatsidee 
wird geschaut, wenn die Anlage der Menschennatur zum Staate 
erwogen und die hôchste denkbare und môgliche Entwickelung 
dieser Anlage als staatliches Ziel der Menschheit betrachtet wird. 

Wenn wir die grosse Anzahl von Staaten überblicken, 
welche uns die Geschichte vor die Augen füljrt, so werden 
wir einzelne gemeinsame Merkmale aller Staaten sofort gewahr, 
andere aber stellen sich erst bei nàherer Prüfung heraus. 

1. Vorerst ist es klarj^^dass in jedem Staate eine Masse 
von Menschen verbunden ist. So seür verschieden auch 
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die Volkszahl der einzelnen Staaten sein kann, indem die 
einen nur wenige Tausende, andere dagegen viele Millionen 
Menschen umfassen, so steht doch das fest, dass von Staat 
erst dann die Rede ist, wenn der Kreis einer blossen 
Familie ûberschritten ist und sich eine Menge von Men- 
schen (beziehungsweise von Familien, Mànner, Weiber und 
Kinder) vereinigt finden. Eine Familie, ein Gescblecht wie das 
Haus des jüdischen Erzvaters Jakob kann der Kern werden, 
um deu sich mit der Zeit eine grossere Menge Menschen an- 
sammelt, aber erst wenn das geschehen ist, erst wenn die ein- 
zelne Familie sich in eine Reihe von Familien aufgelôst hat 
und die Verwandtschaft zur Vôlkerschaft erweitert ist, 
ist eine wirkliche Staatenbildung moglich. Die Horde ist 
noch nicht Vôlkerschaft. Ohne Vôlkerschaft, oder auf den 
hôheren Stufen der Civilisation, ohne Volk kein Staat. 

Eine Normalzahl filr die Grôsse des Volkes im Staat gibt 
es nicht, am wenigsten eine so geringe, wie Rousseau ge- 
meint hat, von nur 10000 Mann. Im Mittelalter konnten 
wohl so kleine Staaten sicher und würdig bestehen. Die neuere 
Zeit treibt zu grôsserer Staatenbildung an, teils weil die politi- 
schen Aufgaben des modernen Staates einer reich eren Fülle 
von Volkskrâften bedürfen, teils weil die gesteigerte Macht 
der Grossstaaten für die Unabhàngigkeit und Freiheit der 
Kleinstaaten leicht gefâhriich und bedrohlich wird. 

2. Sodann zeigt sich eine dauernde Beziehung des 
Volkes zum Boden als notwendig für die Fortdauer des 
Staates. Der Staat verlangt ein Staatsgebiet, zum Volke 
gehôrt das Land. 

Nomadenvôlker, obwohl Hâuptlinge an ihrer Spitze 
stehen, und obwohl sie unter sich das Recht handhaben, be- 
wegen sich doch nur in dem Vorhofe des Staates. Erst die 
feste Niederlassung derselben bedingt das Staatwerden. Moses 
hat das jüdiscffe Volk zum Staat erzogen, aber Josua erst hat 
den jüdischen Staat m Palâstina gegründet. Als in den Zeiten 
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der grossen Vôlkerwanderung die Volker ihre Wohnsitze ver- 
liessen und neue zu erobern unternahmen, befanden sie sich 
in einem unsicheren Uebergangszustande. Der frühere Staat, 
den sie gebildet hatten, bestand nicht mehr, der neue noch 
nicht. Der personliche Verband dauerte noch eine Weile fort, 
der Zusammenhang mit dem Lande war gelôst. Nur wenn es 
ihnen gelang, von neuem festen Boden zu gewinnen, so glückte 
es ihnen eben deshalb, einen neuen Staat herzustellen ; die 
Volker aber, welchen das nicht gelang, gingen unter. So 
retteten die Athener unter Themistokles auf ihren Schififen 
den Staat Athen, weil sie nach dem Siégé die Stadt wieder 
einnahmen; aber die Cimbern und Teutonen gingen unter, 
weil sie die alte Heimat verlassen hatten und keine neue er- 
warben. Sogar der rômische Staat wâre untergegangen, wenn 
sich die Romer nach dem Brande der Stadt nach Veji über- 
gesiedelt hatten. 

3. In dem Staate stellt sich die Einheit des Ganzeii, 
die Zusammengehôrigkeit des Volkes dar. Im Inneren 
sind zwar verschiedene Gliederungen moglich mit grosser und 
eigentümlicher Selbstândigkeit, wie in Rom derPopulus der 
Patricier und daneben die Plebes, wie im âlteren germani- 
schen Mittelalter die Volksverfassung neben derLehens- 
verfassung. Der Staat kann auch aus mehreren Teilen 
zusammengesetzt sein, die in sich selber wieder Staaten 
bilden, wie aus dem alten deutschen Reich allmàhlich 
Territorialstaaten herausgewachsen sind, oder wie in 
den modernen Bundesstaaten Nordamerikas und der 
Schweiz und ebenso in dem neuen Deutschen Reich 
ein gemeinsamer Gesamtstaat und eine Anzahl verbün- 
deter Lânderstaaten zugleich bestehen. Aber wenn die 
Gemeinschaft nicht, sei es in ihrem inneren Organismus einen 
einheitlichen Zusammenhang besitzt, sei es im Verhâltnis zu 
den auswàrtigen Staaten ‘ sich als ein ^samraengehôriges 
Ganzes darstellt, so ist kein Staat da. ^ 
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4. In allen Staaten tritt der Gegensatz zwischen Regie- 
renden und Regierten, oder um uns eines alten, zuweilen 
missverstandenen und auch wohl missbrauchten Ausdruckes zu 
bedienen, der aber an und für sich weder gehâssig noch un- 
frei ist, zwichen Obrigkeit und ünterthanen, zwar in 
den mannigfaltigsten Formen, aber immerhin als notwendig 
hervor. Selbst in der ausgebildetsten Demokratie, in welcher 
dieser Gegensatz zu verschwinden scheint, ist derselbe den- 
noch vorhanden. Die Volksgemeinde der athenischen Bûrger 
war die Obrigkeit, und die einzelnen Athener waren im Ver- 
hàltniss zu jener ünterthanen. 

Wo es keine Obrigkeit mebr gibt, welche die Autoritât 
besitzt, wo die Regierten den politischen Gehorsam gekündigt 
liaben und jeder thut, wozu ihn die Lust treibt, wo Anarchie 
ist, da hat der Staat aufgehôrt. Die Anarchie kann aber, 
wie aile Négation, so wenig dauern, dass sich aus ihr sofort 
wieder, wenn auch in roher und oft grausamer despotischer 
Forin, unter jedera lebendigen Volke eine Art von neuer 
Obrigkeit aufwirft, welche sich Gehorsam erzwingt und so 
jenen unentbehrlichen Gegensatz herstellt. Die Kommunisten 
verneinen zwar denselben in ihren Theorien, aber damit ver- 
neinen sie den Staat selbst. Auch ist es ihnen noch unter 
keinem Volke gelungen, mit Vernichtung des Staates ihren 
bloss gesellschaftlichen Verband einzuführen, und würde 
es ihnen je gelingen, vorübergehend die Massen für sich und 
ihre Plane einzunehmen, so wàre, nach dem Vorbilde der 
religiôsen Kommunisten des XVI. Jahrhunderts, der Wieder- 
tàufer, und nach der inneren Konsequenz der Dinge mit Sicher- 
heit darauf zu rechnen, dass auch sie wieder eine Herrschaft 
und zwar die.hârteste, die es je gegeben, aufrichten wûrden. 

Bei den slavischen Vôlkern ünden wir die alte Idee, 
dass nur die Einstimmigkeit aller Gemeindeglieder den 
Gemeinwillen liefvorbringe und nîcht die Mehrheit noch eine 
hôhere Stimme entScheide. Das kann aber hôchstens als 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


2 
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Gemeindeprincip und auch nur bei einer Nation gelten, in der 
sich aile leicht und rasch zusammenschliessen, nicht aber als 
Staatsprincip ; denn der Staat muss den unvermeidlichen 
Widerspruch einzelner überwâltigen. 

• 5. Der Staat ist keineswegs ein lebloses Instrument, nicht 

eine tote Maschine, sondern ein lebendiges und daher 
organisches Wesen. Nicht immer wurde diese organische 
Natur des Staates begriffen. Die politischen Vôlker hatten 
freilich eine Vorstellung derselben und erkannten in der Sprache 
dieselbe willig an. Aber der Wissenschaft blieb die Einsicht 
in den staatlichen Organismus lange verborgen und heute noch 
haben manche Staatsgelehrte kein Verstândnis dafür. Es ist 
das Verdienst hauptsàchlich der deutschen historischen Rechts- 
schule, die organische Natur des Volkes und Staates erkannt 
zu haben. Dadurch wurde sowohl die mathematisch- 
mechanische Auffassung des Staates, welche nur mit Zahlen 
operierte, als auch die atomistischeBehandlungsweisewider- 
legt, welche über den einzelnen das Ganze vergass. Wie 
das Oelgemâlde etwas anderes ist als eine Anhâufung von 
farbigen Oeltropfen, und eine Statue etwas anderes aïs eine 
Verbindung von Kôrnchen Marmor, und wie der Mensch nicht 
eine blosse Menge von Blutkügelchen und Zellengefassen ist, so 
ist auch das Volk nicht eine blosse Summe von Bürgern und der 
Staat nicht eine blosse Anhâufung von âusseren Einrichtungen. 

Allerdings ist der Staat kein Naturgeschôpf, und 
daher nicht ein natürlicher Organismus. Er ist ein mittel- 
bares Werk der Menschen, Die Anlage zur Staatenbildung 
freilich ist schon in der Menschennatur zu finden. Insofern 
hat der Staat selber eine natürliche Grundlage. Aber die 
Natur hat es der menschlichen Arbeit und der menschlichen 
Einrichtung überlassen, jene Staatsanlage zu verwirklichen. 
Insofern ist der Staat ein Produkt der menschlichen Thàtig- 
keit und seine organische ferscheinung eine''Nachbildung des 
natürlichen Organismus. 
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Wenn wir den Staat einen Organismus nennen, so denken 
wir auch nicht an die Thâtigkeit der Naturgeschopfe, Nahrung 
zu suchen, aufzunehmen und umzubilden und ihre Art fort- 
zupflanzen. Wir denken vielmehr an folgende Eigenschaften 
der natürlichen Organismen: 

a) Jeder Organismus ist eine Verbindung von leib- 
lich-materiellen Elementen mit belebt-seelischen 
Krâften, oder kurz von Seele und Leib. 

b) Obwohl das organische Wesen ein Ganzes ist und 
bleibt, so ist es doch in seinen Teilen mit Gliedern aus- 
gestattet, welche von besonderen Trieben und Fâhigkeiten 
beseelt sind, um den wechselnden Lebensbedürfnissen auch 
des Ganzen in mannigfaltiger Weise Befriedigung zu ver- 
schaffen. 

c) Der Organismus bat eine Entwickelung von innen 
heraus und ein àusseres Wachstum. 

In allen drei Beziehungen zeigt sich die organische Natur 
des Staates: 

a) In dem Staate sind der Staatsgeist und der Staats- 
kôrper, der Staatswille und die wirkenden Staatsorgane 
notwendig verbunden zu einem Leben. Der eine Volks- 
geist, der etwas anderes ist als die Durchschnittssumme der 
gleichzeitigen Geister aller Bürger, ist der Staatsgeist. Der 
eine Volkswille, der verschieden ist von dem Durchschnitts- 
willen der Menge, ist der Staatswille. Die Staatsverfassung 
mit ihren Organen einer Reprasentation des Ganzen, welche 
den Staatswillen als Gesetz ausspricht, mit einem Staatshaupte, 
welches regiert, mit mancherlei Behofden und Aemtern, welche 
die Verwaltung ausüben, mit den Gerichten, welche die Ge- 
rechtigkeit de» Staates handhaben, mit Pflegeâmtern aller Art 
für die gemeinsamen Kultur- und Wirtschaftsinteressen, mit 
dem Heere, welches die Starke ç|es Staates bedeutet, diese 
Staatsverfassung îst Aer Staatskôrper, in dessen Gestalt das 
Volk sein Gesamtleben zur Erscheinung bringt. Charakter, 
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Geist und Form der Staatsindividuen sind verschieden, âhn- 
lich wie die einzelnen Menschen von einander verschieden 
sind. Der Fortschritt der Menschheit beruht wesentlich auf 
dem Wettstreit der Vôlker und Staaten, aus denen sie besteht. 

b) In der Staatsverfassung offenbart sich auch die Glie- 
derung des Staatskôrpers. Jedes Amt und jede staatliche Ver- 
sammlung ist ein besonderes Glied desselben, welchem eigen- 
türaliche Funktionen zukommen. Das Amt ist nicht wie ein 
Teil einer Maschine, es hat nicht blosse mechanische Thâtig- 
keiten auszuüben, die sich immer gleich bleiben, wie die 
Ràder und die Spindein einer Fabrik, welche immer dasselbe 
in gleicher Weise thun, Seine Funktionen haben einen 
geistigen Charakter und àndern sich im einzelnen je 
nach den Bedürfnissen des offentlichen Lebens, zu 
deren Befriedigung sie bestimmt sind. Dem Leben dienend 
sind sie in sich selber lebendig. Wo daher das Leben in 
dem Amte erstirbt, wo dieses in einen gedankenlosen Forma- 
lismus versinkt und sich der Natur einer Maschine annâhert, 
welche ohne Unterscheidung, ohne Berücksichtiguug der eigen- 
tiimlichen und wandelbaren Verhâltnisse, die vorliegen, nach 
festen âusseren Gesetzen in regelmassiger mechanischer Be- 
wegung fortarbeitet, da ist das Amt selbst dem Verderben 
verfallen, und der in eine Maschine verkommene Staat geht 
sicher eben deshalb zu Grunde. 

Nicht allein der Mensch, welcher in dem Amte wirkt, 
das Amt selbst hat in sich eine psychische Bedeutung, es 
lebt in ihm ein seelisches Princip. Es gibt einen Cha- 
rakter, einen Geist des Amtes, der hinwieder auf die 
Person, welche, wie in dem Kôrper das Individu um, in dem 
Amte waltet, einen Einfluss übt. In dem romischen Konsu- 
late lag eine würdevolle Hoheit und Machtfülle, welche auch 
einen nicht bedeutenden Mann, der zum Konsul erwâhlt 

c I , 

worden war, emporhob und seine natürlichen Krâfte steigerte. 
Das Richteramt ist ein so heiliges, dër Gerechtigkeit ge- 
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weihtes, dass diese erhabenen Eigenschaften au ch die Seele 
eines schwacheren Mannes, welcher zum Richter bestellt wird, 
erfüllen und in ihm den Mut, für das Recht einzustehen, wecken 
konnen. Der Geist des Amtes vermag zwar nicht die Natur 
des Beaniten umzuandern, er ist nicht mâchtig genug, diesen 
so zu durchdringen, dass jederzeit die persônliche Erfiillung 
des Amtes der Bedeutung desselben vollkommen entspricht; 
aber der Beamte verspürt doch jederzeit eine psychische 
Einwirkung des Amtes auf seinen individuellen Geist und 
sein Gemüt und, wenn er einen offenen Sinn bat, kann es 
ihm nicht entgehen, dass in dem Amte selbst eine Seele lebt, 
welche zwar nun mit seiner Individualitàt in eine enge Be- 
ziehung und in unmittelbare Verbindung getreten ist, aber 
immerhin von jener verschieden ist und seine Persôn- 
lichkeit überdauert. 

c) Die Vôlker und Staaten haben eine Entwickelung und 
ein eigentümliches Wachstum. Die Perioden der Volker- 
und Staatengeschichte bemessen sich nach grossen, die Alters- 
perioden der einzelnen Menschen weit überragenden Zeitaltern. 
Wenn diese nach Jahren und nach Jahrzehnten sich unter- 
scheiden, so sind jene über Jahrhunderte ausgebreitet. Jede 
Période hat wieder ihren besonderen Charakter und die Ge- 
samtgeschichte eines Volkes und Staates stellt sich als ein 
zusammenhângendes Ganze dar. Die Kindheit der Vôlker hat 
einen anderen Charakter als ihr reifes Alter und jeder Staats- 
mann ist genôtigt, die Lebenszeit, in welcher der Staat sich 
befindet, zu beachten. Auch da gilt die Lebensweisheit: Ein 
jedes Ding hat seine Zeit. 

Allerdings besteht aber neben dieser Verwandtschaft mit 
der Entwickejung der organischen Naturwesen auch ein be- 
achtenswerter Gegensatz. Wàhrend nâmlich das Leben der 
Pflanze, des Tieres und des Menschen in regelmâssigen 
Perioden und Sfufen auf und hinwieder absteigt, so ist der 
Entwickelungsgang îer Staaten und der staatlichen Institutionen 
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nicht immer ebenso regelmâssig. Die Einwirkungen der 
menschlichen Freiheit oder âusserer Schicksale bringen ôfter 
bedeutende Abweichungen her v-ûr u nd unterbrechen bald oder 
fôrdern plôtziich die normale Stufenfolge oder wandeln sie 
zuweilen um, je nachdem grosse und gewaltige Mânner oder 
Wilde Leidenschaften auch des Volkes in dieselben eingreifen. 
Diese Abweichungen sind zwar weder so zahlreich noch ge- 
wohnlich so gross, dass die Regel selbst um derselben willen 
bedeutungslos würde. Im Gegenteil sie sind viel seltener 
und meistens auch geringfügiger, als die wâhnen, welche sich 
in ihren Meinungen von den unmittelbaren Eindrücken der 
jeweiligen Gegenwart bestimmen lassen. Aber sie sind doch 
wichtig genug, um den Beweis zu führen, dass der Gedanke 
einer blossen Naturwüchsigkeit des Staates einseitig 
und unbefriedigend sei, und um der freien individuellen 
That auch in dieser Hinsicht ihr Recht widerfahren zu lassen. 

6. Indem die Geschichte uns Aufschluss gibt über die 
organische Natur des Staates, làsst sie uns zugleich erkennen, 
dass der Staat nicht mit den niederen Organismen der Pflanzen 
und der Tiere auf einer Stufe stehe, sondern von hôherer 
Art sei. Sie stellt ihn als einen sittlicb-geistigen Or- 
ganismus dar, als einen grossen Korper, der fàhig ist die 
Gefühle und Gedanken der Volker in sicb aufzunehmen und 
als Gesetz auszusprechen, als That zu verwirklichen. Sie 
berichtet uns von moralischen Eigenschaften, von dem 
Charakter der einzelnen Staaten. Sie schreibt dem Staate 
eine Persônlichkeitzu, die mit Geist und Korper begabt 
ihren eigenen Willen bat und kundgibt. 

DerRuhm und die Ehre des Staates haben von jeher auch 
das Herz seiner Sôhne gehoben und zu Opfern begeistert. Für 
die Freiheit und Selbstândigkeit, für das Recht des Staates 
haben in allen Zeiten und unter allen Vôlkern je die Edelsten 
und Besten ihr Gut und Blîit eingesetzt. Dhs *Ansehen und 
die Macht des Staates zu erweitern, die «Wohlfahrt und das 
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Glück desselben zu fôrderu, ist überall als eine der ehren- 
vollsten Aufgaben der begabten Mânner angesehen worden. 
An den Freuden und Leiden des Staates haben jederzeit aile 
Bürger desselben Anteil genommen. Die ganze grosse Idee 
des Vaterlandes und die Liebe zum Vaterlande wâre undenk- 
bar, wenn dem Staate nicht diese hohe sittlich-persônliche 
Natur zukâme. 

Die Anerkennung der Persônlichkeit des Staates ist 
denn auch fur das Staatsrecht nicht weniger unerlâsslich als 
für das Vôlkerrecht. 

Person im rechtlichen Sinne ist ein Wesen, dem wir einen 
Rechtswillen zuschreiben, welches Rechte erwerben, schaffen, 
haben kann. Auf dem Gebiete des offentlichen Rechtes ist 
dieser Begriff ebenso bedeutsam, wie auf dem Gebiete des 
Privatrechtes. Doch ist der Staat die offentlich-rechtliche 
Person im hôchsten Sinne. Die ganze Staatsverfassung ist 
dazu eingerichtet, dass die Person des Staates ihren Staats- 
willen, der verschieden ist von dem Individualwillen 
aller einzelnen und etwas anderes ist als die Summe der 
Einzelwillen, einheitlich gestalten und bethàtigen kann. 

Allerdings ist die Persônlichkeit des Staates nur von freien 
Vôlkern erkannt und nur in dem civilisierten Volksstaat zur 
vollen Wirksamkeit gelangt. Auf den Yorstufen der Staaten- 
bildung stellt sich noch der Fürst vor, er allein sei Person und 
der Staat lediglich der Bereich seiner persônlichen Herrschaft. 

7. Aehnlich verhâllt es sich mit der mânnlichen Eigen- 
schaft des modem en Staates, welche erst im Gegensatze zu 
der weib lichen Kirche erkannt worden ist. Es kann eine 
religiôse Gemeinschaft aile anderen Merkmale einer Staats- 
gemeinschaft ^n sich tragen; dennoch will sie nicht Staat 
sein und ist nicht Staat, eben weil sie nicht in selbstbewusster 
Weise sich mânnlich selber beherrscht und im âusseren Leben 
frei bethàtigt,* sbndern nur Gott'dienen und ihre religiôsen 
Pflichten üben will. î 
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Fassen wir das Résultat dieser historischen Betrachtung 
zusammen, so lâsst sich der allgemeine Begriff des Staates 
so bestimmen: Der Staat ist eine Gesamtheit von Menschen, 
in der Form von Regierung und Regierten auf einem be- 
stimmten Gebiete verbunden zu einer sittlich-organischen, 
luânnlicben Personlichkeit. Oder kürzer ausgedrückt: Der 
Staat ist die politisch organisierte Volksperson eines 
bestimmten Landes. 

Anmerkungen. 1. Es ist niclit ohne Interesse nachzusehen, wie die 
verschiedenen Vôlker den Staat benannt haben. Die G rie ch en noch 
bezeichneten Stadt und Staat mit dem namlichen Wort (?roAiç), zum 
Zeichen, dass ihr Begriff vom Staat auf die Stadt gegründet und durch 
den stadtischen Gesichtskreis auch beschrânkt war. Auch der romisclie 
Ausdruck civitas weist noch auf die Bürgerschaft einer Stadt hin, 
als den Kern des Staates, aber ist persônlicher gehalten als das griechi- 
sche Wort und cher geeignet, grossere Volksmassen in sich aufzu- 
nehmen. Auch spricht es für die hohe sittliche Bedeutung des Staates, 
dass der Ausdruck Civilisation von dem Kamen des Staates abge- 
leitet ist und praktisch mit der Ausbreitung und Verwirklichung des 
Staates zusammenfâllt. 

In gewissem Betracht steht der andere romische Kame res puhîica 
noch hôher, insofern nkmlich als demselben die Beziehung nicht bloss 
auf eine (stadtische) Bürgerschaft, sondern ein Volk zu Grunde liegt 
(res populi) und die Rücksicht auf Volkswohlfahrt darin enthaîten ist. 
Im Sinne der Alten schliesst der Ausdruck Republik die Monarchie nicht 
aus, passt aber nicht auf despotisch geartete Staaten. 

In den modernen Sprachen hat nicht bloss unter den Romanen, son- 
dern ebenso unter den Germanen der Ausdruck Staat (stato, état, State) 
überhand genommen. An sich vollig indifferent (er bezeichnet uisprüng- 
lich jeden Zustand und offenbar erganzte man anfànglich status rei 
publicae, um eine nàhere Beziehung zu dem Staate zu erlangen) ist 
dieser Ausdruck mit der Zeit zu der allgemeinsten und durch keinerlei 
Nebenbegiùffe beschrankten, noch durch schillernden Doppelsinn zweifel- 
haften Bezeichnung des Staates geworden. Obwohl darin das Feste, was 
steht, hervorgehoben ist, so ist doch auch dieser Zusammenhang in Ver- 
gessenheit geraten und bezeichnet das Wort nicht etwa die bestehende 
Staatsordnung und Staatsverfassung {ftoXiTsia)^ sondern den Staat, welchei' 
auch einige vôllige Umgestaltung der Regierungsform überleben kann. 

Aile anderen modernen Ausjlrücke haben nur eine^beschrünkte Gel- 
tung; so das stolze Wort Reich, welches nur auf grosse Staaten passt, 
die überdem monarchisch organisiert, auch wohl a%is mehreren beziehungs- 
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weise wieder selbstandigen Làndern zusammengesetzt sind, àhnlich dem 
romanischen Worte imperium, empire, in welchem zugleich aiif die kai- 
serliche Herrschaft angespielt wird. Exiger ist der Sinn des Wortes 
Land, welches zunachst das âussere und zwar ein zusammenhângendes 
Staatsgebiet, dann aber auch den anf diesem Gebiete ruhenden Staat 
bezeichnet. Es bildet tibrigens dieser Ausdrnck den natürlichen Gegensatz 
7Ai der griechischen nôXiç, indem er auf die Landschaft zunachst den 
vStaat griindet, wie dieses ihn aus der Stadt erwachsen lâsst. Noch enger 
— um der Bezieliung auf das Individuum willen — aber zugleich durch 
die persbnliche Hinweisung auf den Zusammenhang und die Vererbung 
der Blutsverwandtschaft iin Lande gehobener und vergeistigter ist das 
schone Wort Vaterland, in welchem die ganze voile Liebe und Pietat 
des einzelnen Staatsbürgers zu dem grossen und lebendigen Ganzen, dem 
er mit seinem Leibe angehôrt, mit dessen Dasein auch sein Dasein ver- 
wachsen ist, dem sich zu opfern die hôchste Ehre des Mannes ist, sich 
so verstandlich und gemütlich auspràgt. i 

2. Iclî habe in den psychologischen Studien über Staat und Kirche 
(Zürich 1845) die Mannlichkeit des Staates naher erôrtert. Der franzbsische 
Ausdruck; L*état c*est Vhomme bedeutet nicht bloss: Der Staat ist der 
Mensch im grossen, sondern zugleich: Der Staat ist der Mann im grossen, 
wie die Kirche die weibliche Natur im grossen, die Frau darstellt. 


Zweites Kapitel. 

Die menschliche Staatsidee. Das Weltreich. 

Genügt der Staatsbegriff, wie ihn die historische Betrach- 
tung der verschiedenen Staaten nachzuweisen vermag, dem 
menschlichen Geiste? Die historische Schule fühlt sich wohl 
befriedigt in der Annahme, dass der Staat der Kôrper sei 

1 Euripides in den Phbnicierinnen : 

Zum Vaterland fühlt jeder sich gezogen. 

Wer anders redet, Mutter, spielt mit Worten, 

Und»nach der Heimat stehen die Gedanken. 

Schiller im Wilhelm Tell: 

Ans Vaterland, ans teure, schliess’ dich an, 

Das iialte fest mit deinem ganzen Herzen. 

Hier sind die starken Wurzeln deiner Kraft: 

■% ' 

Dort in dei'^fremden Welt stehst du allein. 
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der Volksgemeinschaft. Sie leitet ihn her aus der Natur 
und dem Bedûrfnisse der Nation und beschrânkt ihn auf die 
Nation. 

Die philosophische Erkenntnis aber kann sich mit dieser 
Antwort nicht so leicht zufrieden geben. Indem sie den tieferen 
Grund der Staaten aufsucht, findet sie in der menschlichen 
Natur die Anlage und das Bedürfnis zum Staat. Aristoteles 
schon hat die fruchtbare Wahrheit ausgesprochen; „Der 
Mensch ist ein von Natur staatliches Wesen" (<f.'6aei 
noliTMov Càov). Nicht die nationale Eigentümlichkeit macht 
ihn zum Staate fâhig und des Staates bedürftig, sondern die 
gemeinsame menschliche Natur. Indem wir ferner den Or- 
ganismus der verschiedenen Staaten untersuchen, machen wir 
die Entdeckung, dass die wesentlichen Organe sich bei sehr 
verschiedenen Vôlkern in derselben Weise wiederfinden. Ein 
gemeinsamer menschlicher Charakter ist tiberall zu erkennen, 
dem gegenüber die besonderen nationalen Formen nur wie 
Variationen erscheinen über dasselbe Thema. Der Begriff des 
Volkes selbst endlich ist kein für sich bestehender, abgeschlos- 
sener, er weist mit innerer Notwendigkeit auf die hohere 
Einheit der Menschheit hin, deren Glieder die Volker sind. 
Wie kônnte sich daher auf das Volk der Staat begründen lassen, 
ohne Rücksicht auf die hohere Gesamtheit, der das Volk 
untergeordnet ist? Und wenn die Menschheit in Wahrheit 
ein Ganzes ist, wenn sie von einem gemeinsamen Geiste be- 
seelt ist, wie sollte sie nicht nach Verleiblichung ihres eigenen 
W’esens streben, d. h. zum Staate zu werden suchen? 

Die national beschrânkten Staaten haben daher nur eine 
relative Wahrheit und Geltung. Der Denker kann in ihnen 
noch nicht die Erfüllung der hôchsten Staatsidee^ierkennen. Ihm 
ist der Staat ein menschlicher Organismus, eine menschliche 
Person. Ist er aber das, so muss der menschliche Geist, der 
in ihm lebt, auch einen menschlichen Kôfi)er haben, denn 
Geist und Korper gehôren zusammen uftd bilden vereint die 



Zweites Kapitel. Die menschliohe Staatsidee. Das Weltreich. 27 

Person, und in einem nicht-menschlich organisierten Kôrper 
kann der Menschengeist nicht wahrhaft leben. Der Staats- 
kôrper muss daher dem menschlichen Korper nach- 
gebildet sein. Der vollkommene Staat ist also der kôrper- 
lich sichtbaren Menschheit gleich. Der Weltstaat 
oder das Weltreich ist das Idéal der fortschreitenden 
Menschheit. 

Der einzelne Mensch als Individuum und die Mensch- 
heit als Ganzes, das sind die ursprûnglichen und bleibenden 
Gegensàtze der Schôpfung. Darauf beruht im letzten Grunde 
der Unterschied des Privatrechtes und des Staatsrechtes. Das 
gemeinsame Bewusstsein der Menschheit ist freilich noch in 
trâumerischem Zustande befangen und vielfâltig verwirrt. Es 
ist noch nicht zu voiler Klarheit erwacht und nicht zur Ein- 
heit des Willens vorgeschritten. Die Menschheit hat daher 
ihr organisches Dasein auch noch nicht ausbilden kbnnen. Erst 
die spàteren Jahrhunderte werden das Weltreich sich verwirk- 
lichen sehen. Aber die Sehnsucht nach einer solchen organi- 
sierten Lebensgemeinschaft aller Vôlker ist schon in der bis- 
herigen Weltgeschichte von Zeit zu Zeit offenbar geworden 
und die civilisierte europâische Menschheit fasst bereits das 
hohe Ziel fester ins Auge. 

Es ist wahr, dass aile geschichtlichen Versuche, den 
Weltstaat zu verwirklichen, am Ende verunglückt sind. Aber 
daraus folgt für den Staat so wenig die ünerreichbarkeit dieses 
Zieles, als für die christliche Kirche, welche ebenso die Hoff- 
nung in sich tràgt, dereinst die ganze Menschheit zu um- 
fassen, aus der bisherigen Nichterfüllung auf die Unmôglich- 
keit der Erfüllung geschlossen werden kann. Wie die christliche 
Kirche den Glapben nicht aufgeben kann, eine allgemeine 
zu werdeu, so kann die humane Politik das Streben nicht 
aufgeben, die ganze Menschheit zu organisieren. Der Idee der 
universellen Kirchè entspricht in der Politik die Idee des 
universellen Weltreichtes. 
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Die Geschichte selbst, wenn wir sie nur freien Blickes 
zu würdigen wissen, weist deutlich genug auf den Weg hin, 
welcher zu diesem Ziele führt, und warnt zugleich vor den 
Irrgângen, in welche auch das politische Genie geraten ist, 
als es in kühnem Eifer den Weltstaat zu früh zu verwirk- 
lichen versucht hat. 

Seitdem in Enropa zuerst ein menschliches Bewusstsein 
vom Staate erwacht ist, hat jede Période den Versuch in 
ihrer Weise gewagt. 

Zuerst Alexander der Grosse. In dem hundertpaa- 
rigen Ehefest zu Susa gab Alexander der Welt’ ein Bild seiner 
Idee. Er wollte den mânnlichen Geist der Hellcnen mit der 
weiblichen Sinnlichkeit der Asiaten vermâhlen. Der Occident 
und der Orient sollten sich verbinden und vermischen und 
aus der Mischung beider „wie in einem Becher der Liebe“ 
die neue Menschheit hervorgehen, die ein grosses gbttlich- 
menschliches Reich erfülle und in demselben ihre Befriedi- 
gung finde. Die Kultur der folgenden Jahrhunderte wurde 
allerdings durch Alexander in solcher Weise bestimmt; und 
der griechische Same der Bildung gedieh zu üppigem Wachs- 
tum in dem eroffneten Boden Asiens. Aber es ist nicht 
bloss dem verhângnisvollen Schicksal zuzuschreiben, welches 
den Gründer des neuen Weltstaates in der Blüte der Jahre 
wegraffte, bevor er noch die einheitlichen Institutionen be- 
festigt und für die Nachfolge in der Herrschaft gesorgt batte, 
dass dieser erste géniale Versuch, ein Weltreich herzustellen, 
keinen Bestand gehabt hat und hoffnungslos mit dem Tode 
Alexanders gescheitert ist. Die Mischung der Gegensatze war 
zugleich eine Trübung der Wahrheit, die leitende Idee selbst 
war unklar. , 

Die politischen Ideen wurden durch die Mischung ver- 

wirrt. Die freie menschliche Ansicht der Hellenen vom Staate 

• • • 

1 „Rex terrarum omnium ac mundi.“ J^^stiii. XII, 16. Laurent, 
Hist. du Droit des Gens II, 5, 262. • 
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Hess sich nicht mit der religiosen Betrachtung der Perser 
von dem gôttlichen Kônigtum vereinigen. Die makedonische 
Monarchie konnte nicht zugleich asiatische Theokratie sein. 
Die Orientalen glaubten willig, dass Alexander der Sohn des 
hôchsten Gottes sei, die Europèler wurden von der Zumutung 
angewidert, dem menschlichen Herrscher gôttliche Ehre zu 
erweisen. 

Und die Vôlker wurden verwirrt. Die hellenische Wissen- 
schaft und Kultur befreite wohl die orientalische Welt ans 
den strengen Banden der religiôs-politischen Beschrànkung, 
aber ihre Wirkung war mehr Auflôsung der alten, nicht 
Schôpfung einer neuen Welt. Die Vergôttlichung des Men- 
schen verdrângte die Ehrfurcht vor den alten Gôttern; und 
die liederlich gewordene Kultur der Europâer half mit, den 
Orient vollends zu entnerven. 

Einen dauerhafteren und nachhaltigeren Erfolg hat der 
Versuch der Borner gehabt, die Weltherrschaft zu er- 
obeni. Das rômische Reich war ein Weltreich. Das ganze 
rômische Volk fühlte sich berufen, seine Staatsidee über die 
Erde zu verbreiten uncf aile Vôlker der rômischen Hoheit zu 
unterwerfen. Die mànnliche Kraft und die eherne Gewalt des 
rômischen Charakters überwand die zahlreichen Nationen, die 
sich ihrem Siegeszug über den Erdkreis entgegenzusetzen 
wagten: und schon war der rômische Staat mit seinen Rechts- 
institutionen von Granit in drei Weltteilen auf festen Grund- 
lagen aufgebaut. Der grôsste Rômer, Julius Càsar, hat der 
Nachwelt die Kaiseridee als Erbgut hinterlassen und in ihr 
eine Autoritàt begründet, welche über die nationalen Schran- 
ken hinaus die Welt umspannt. 

Aber aucb das Streben der Rômer ist von der Welt- 
geschichte gerichtet. Es war nicht, wie das Alexanders, auf 
die Mischung^ der Vôlker, sondern auf die hôhere 
Natur eines Vdlkes gegründet, welches der Menschheit 
seinen Volkscharakter^einprâgen, die Welt romanisieren wollte. 
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Das war sein inneres Gebrechen. Keine Nation ist gross 
genug, um die Menschheit zu umfassen und die anderen 
Nationen in ihren Amen zu erdrücken. An dem Widerstand 
der jugendlich-frischen germanischen Nation ist der rômische 
Weltstaat gescheitert. Er vermochte die Deutschen nicht zu 
bezwingen und ist nach jahrhundertelangen Kampfen ihrem 
Andrang erlegen. 

Die Idee des Weltstaates bat seitlier nie mehr so glânzend 
geleuchtet an dem politischen Horizont, aber sie ist doch nie 
mehr untergegangen. Das romanisch-germanische Mittelalter 
bat sie wieder in seiner Weise zu verwirklichen gesucht, zu- 
erst in der friinkischen Monarchie, dann in dem 
ri) misch- deutschen Kaiser tu m. In bcscheidenerenVer- 
hâltnissen freilich, aber nicht ohne in der Erkenntnis der 
Wahrheit wichtige Fortschritte gemacht zu haben. Es sollte 
nicht mehr ein übermâchtiges, absolûtes Reich hergestellt 
werden, welches aile Seiten des gemeinsamen Lebens gleich- 
mâssig beherrsche. Der grosse, für die Menschheit so folgen- 
reiche Gegensatz von Staat und Kirche war inzwischen 
durch das Christentum offenbar gewordcn. Der Staat ver- 
zichtete darauf, auch die Gewissen durch seine Gesetze zu 
beherrschen. Er erkannte an, dass es neben ihm auch einc 
religiüse Gemeinschaft gebe, welche ein eigenes Lebensprincip 
und ebenfalls einen sichtbaren Kôrper habe, verschieden von 
seiner Existenz und wesentlich selbstândig. Damit aber war 
eine Schranke gezogen, welche ihn hinderte, allmâchtige Herr- 
schaft zu üben. Er war genotigt, das religiose Leben der 
Leitung der Kirche zu überlassen. Er gelangte über sein 
Verhâltnis zur Kirche zwar nicht zu voiler Klarheit, aber 
die Freiheit des religiôsen Glaubens und die Verehrung Gottes 
war vor seiner Willkür gerettet, die Autoritât des Christen- 
tums war nicht von ihm abhàngig. 

Sodann sollte das christliche WeltreiSh nicht mehr die 
verschiedenen Vôlker verschlingen un(P vernichten, sondern 
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allen -Volkern Frieden und Recht gewàhren. Der mittelalter- 
liche rômische Kaiser galt nicht als absoluter Herr über aile 
Vôlker, sondern als gerechter Schirmer ihres Rechtes 
und ihrer Freiheit. Die Kaiseridee, für welche sich ein 
Staatsmann wie Friedrich II.^ und ein Denker wie Dante'® 
begeistert batte, war so gereinigt. Das mittelalterliche Reich 
umfasste eine grosse Anzahl wesentlich selbstilndiger Staaten, 
welche zu einer Gesamtordnung zwar verbunden und formell 
dem Kaiser untergeordnet, aber in allen wesentlichen Be- 
ziehungen unabhângig waren und für sich lebten nach eigenem 
Willen. Die Mannigfaltigkeit auch des Volks- und Stammes- 
lebens wurde im Mittelalter mit Vorliebe geschützt und ge- 
pflegt. Aber was an sich ein Fortschritt war in der Ent- 
wickelung des Weltstaates, führte, weil zu einseitig verfolgt, 
zu dessen Auflosung. Der Trieb zur Sonderung wurde stârker 
als der Drang nach Einheit. Die Spaltung der Nationalitaten, 
der Gegensatz der Sprachen hat Frankreich und Deutschland 
getrennt und die frânkische Weltmonarchie in zwei Teile 
zerrissen. Der Erhebung der Fürsten und Landesherren ver- 
inochte das karg ausgestattete deutsche Konig- und rômische 
Kaisertum nicht zu begegnen. Die deutsche Centralinstitution 
batte keine centrale Unterlage, daher erhielt die Peripherie 
die Oberhand und das Reich ging aus den Fugen. Wieder 
sind die Versuche verunglückt, aber wieder haben sie den 
nachfolgenden Geschlechtern beachtenswerte Lehren hinter- 
lassen. 

In unserem Jahrhundert hat der Kaiser Napoléon I. 
den Gedanken, der eine Zeitlang im Dunkel geblieben, 

2 Friderici Constit Regiii Siculi I, 30: „Oportet Caesarem fore 
justitiae patrem filiuni, dominum et ministrum ; patrem et dorainum 
in edendo jiistitiam et editam conservando: sic et in venerando justitiam 
sit filins et in ipsius copiam rainistrando minister.“ 

3 Seine Schrift de monarchia verherrlicht das Kaisertum; und in 
seiner gottlichen Komôdie, verehrt er in dem Kaiser die Spitze der gôtt- 
lichen Weltordnung. Vgl. W egele, DantesLeben und Werke. Jenal852. 
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wieder zu beleben unternommen. Er vennied den Fehler des 
Mittelalters und sorgte voraus für eine starke, durchgreifende 
Centralgewalt; aber er bewahrte die wahren Fortschritte des 
Mittelalters nicht mit der nôtigen Sorgfalt. Er achtete die 
fremden Nationalitâten zu wenig und trat insofern wieder auf 
die Bahn zurück, welche die Borner zuvor begangen hatten, 
wenn auch gemâssigter als sie vorschreitend. Er wollte 
Europa zu einem grossen volkerrechtlichen Gesamt- 
staat organisieren, welcher sich nach Einzelstaaten gliedere. 
Das Kaisertum sollte der franzôsischen Nation angehoren 
und diese in der grossen Vôlkerfamilie die Stellung des Hauptes 
einnehmen. In einem Menschenalter hoffte er zu erreichen, 
wozu die Borner Jahrhunderte gebraucht hatten. Er ver- 
mochte aber seine Plane nicht durchzuführen. Zwar scheiterten 
dieselben diesmal nicht an dem Widerstand der deutschen 
Nation. Obwohl dieselbe unwillig die franzôsische Oberhoheit 
trug, schien sie sich doch, an dem alten eigenen Beiche ver- 
zweifelnd und unzufrieden mit den vaterlândischen Zustànden, 
der Napoleonischen Gestaltung zu fügen. Nur die beiden 
grossen deutschen Staaten, das aufstrebende Preussen und das 
lânder- und vôlkerreiche Oesterreich, jenes für seine Existenz 
besorgt, dieses sich selbst als kaiserlichen Staat fühlend, suchton 
in wiederholteu Kriegen die franzôsische Uebermacht zu be- 
kâmpfen; aber auch sie wurden von dem überlegenen Staats- 
manne und Feldherrn besiegt. Aber über den Widerstand 
Englands, in dem ein grosses historisches Nationalgefühl mit 
germanischen Freiheitsideen sich verbunden batte, wurde 
Napoléon nicht Herr und die noch halbbarbarischen Bussen 
wichen besiegt in ihre Steppen zurück, aber unterwarfen sich 
nicht. Und die Franzosen hielten im ünglück nicht aus, als 
sich das verbundene Europa wider sie wandte. Der Napoleoni- 
sche Gedanke kam doch aus àhnlichen Gründen nicht zur Er- 
füllung, wie zuvor der rômische. Die übrîgen Vôlker fühlten 
sich bedroht von der Universalmonarchfe, nicht gesichert und 
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befriedigt von der neuen Weltregierung; und das franzôsische 
Volk war nicht màchtig genug, jene sich dauernd unter- 
zuordnen. 

Inzwischen arbeitet die unbesiegbare Zeit selbst unablâssig 
fort, die Volker einander nàher zu bringen und das allgé- 
meine Bewusstsein der mcnschlichen Gemeinschaft zu wecken. 
Das ist aber die natürliche Vorbereitung einer gemeinsamen 
Weltordnung. Es ist nicht zufâllig, dass die modernen Ent- 
deckungen und die zahlreichen neuen Verbindungsmittel durch- 
weg diesem Ziele dienen, dass die gesamte Wissenschaft der 
neueren Zeit diesem Impulse folgt und voraus der Menschheit 

— erst in untergeordneter Beziehung den einzelnen Nationen 

— angehôrt, dass eine Menge Hindernisse und Schranken, die 
zwischen den Vôlkern lagen, wegfallen. Heute schon verspürt 
die gesamte europâische Menschheit jede Storung, die einem 
einzelnen Staate widerfâhrt, als ein Uebel, an dem sie mitzu- 
leiden hat, und was an den âussersten Grenzen des europâischen 
Kôrpers begegnet, findet sofort allgemeines Interesse auch in 
dem Inneren desselben. Der europâische Geist wendet bereits 
seine Blicke auf den Erdkreis und die arische Basse fühlt sich 
berufen, die Welt zu ordnen. 

Wir sind noch nicht so weit. Es fehlt aber gegenwârtig 
schon weniger an dem Willen und an der Macht als an der 
geistigen Reife. Die Glieder der europâischen Vôlkerfamilie 
kennen ihre Ueberlegenheit über die anderen Volker gut genug, 
aber sie sind unter sich und über sich selbst noch nicht ins 
klare gekomraen. Ein endlicher Erfolg ist erst môglich, wenn 
das lichtende Wort der Erkenntnis darüber und über das 
Wesen der Menschheit ausgesprochen sein wird und die Volker 
bereit sind, es zu hôren. 

Bis dahin wird das Weltreich eine Idee sein, welcher 
viele nachstreben, welche keiner zu erfüllen imstande ist. 
Aber als Idee der Zukunft darf die Wissenschaft der allge- 
meinen Staatslehre sie nicht übersehen. Erst in dem Welt- 

IDuntschli, aUg/*Daeiae Staatdlehre, 


3 
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reiche wird der wahre raenschliche Staat offenbar, in ihm 
auch das Vôlkerrecht seine Vollendung und in hôherer 
Gestalt ein gesichertes Dasein finden. Zu dem Weltreich 
verhalten sich die Einzelstaaten, wie sich die Vôlker zur 
Menschheit verhalten. Die Einzelstaaten sind Glieder des 
Weltreiches und erlangen in ihm ihre Ergânzung und ihre 
voile Befriedigung, wie die Glieder im Kôrper. Das Welt- 
reich hat nicht die Aufgabe, die Einzelstaaten aufzulôsen und 
die Vôlker zu unterdrücken, sondern den Frieden jener und 
die Freiheit dieser besser zu schützen. 

Der hôchste zur Zeit noch nicht realisierte Staatsbegriff 
ist also: Der Staat ist die organisierte Menschheit, 
aber die Menschheit in ihrer mânnlichen Erscheinung, nicht 
in der weiblichen Gestaltung. Der Staat ist der Mann. 

Anmerkungen. 1. Einer der geistreichsten und walirheitsliebend- 
sten Mânner, der Waadtlânder Vin et (L’individualisme et le socialisme), 
erhob das Bedenken gegen die Idee des humanen Staates, dass durch 
denselben ailes menschliche Leben absorbiert, die individuelle Freiheit 
im Princip aufgehoben und über die Gewissen der einzelnen wie über 
die Wissenschaft eine ungebührliche weltliche Herrschaft geübt würde. 
Dieser Einwurf notigt in der That zu einer genaueren Begrenzung 
jener Idee. 

Vorerst ist anzuerkennen, dass der Staat nicht die eirizige humane 
Gemeinschaft, nicht die einzige leibliche Darstellung der Menschheit ist. 
Die Kirche ist in ihrer irdisch-sichtbaren Erscheinung auch eine Ge- 
meinschaft, auch ein Leib der Menschheit. Damit ist aber zugleich an- 
erkannt, dass die politische Herrschaft des Staates nicht das religiôse 
Leben der Menschen bestiramt und dass die Freiheit der Gewissen und 
der Glaiibe des Individuums nicht durch den Staat gefâhrdet wird. 

Sodann folgt aus der menschlichen Natur des Staates keineswegs, 
dass der Staat eine vollkommene Herrschaft über das Individuum 
habe. In jedem einzelnen Menschen kbnnen wir vielmehr zwei Naturen 
unterscheiden, die individuelle und die gemeinsam-menschliche. 
Das Individuum mit seinem Leben gehort nicht au^chliesslich, nicht 
ganz weder der Gemeinschaft mit anderen Individu en noch der Erde an, 
somit auch nicht dem Staate, als einer irdischen Leben sgemeinschaft. Der 
Staat beruht auf der menschlitrhen Natur nicht, i%soilBrn als sie sich in 
Mülionen von Individiien mannigfaltig offenl^rt, sondern insofern als 
die gemeinsame îîatur der Menschheit in\inem Wesen erscheint, 
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und die Autoritat des Staates erstreckt sich daher nicht weiter, als 
die Interessen der Gemeinschaft und das N ebeneinander- 
bestelien und Zusamiuenleben derMenschen es erfordern, Der 
Staat bat selbst, wenn er in das freie individuelle Gebiet missbrauchlich 
übergreift, die Macht nicht, seine Herrschaft auch hier durchzusetzen ; 
denn den Geist des Individuums vermag er nicht zu fesseln und die 
Seele des Individuiims kann er nicht tôten. 

2. Neuestens hat sich auch Laurent gegen die Idee des Welt- 
staates erklart (Histoire du droit des gens I, S. 39 f.). Seine Gründe 
sind folgende: 

a) Der W eltstaat ware Universalmonarchie und diese unvertrag- 
lich mit der Souveranitat der Staaten. 

b) Die Individuen als natürliche und die Volker als künstliche Per- 
sonen sind verschieden. Jene sind in sich mangelhaft und werden von 
bosen Leidenschaften bewegt, diese sind vollkommene und moralische 
Wesen. Das Nebeneinanderbestehen jener erfordert daher die fort- 
dauernde Wirksamkeit der Staatsgewalt, das Nebeneinander dieser nicht 
oder nur ausnahmsweise. 

c) Das Individuum ist schwach und muss sich der Staatsgewalt nnter- 
werfen; die Staaten aber sind stark und werden sich daher nicht unter 
eine hohere Gewalt beugen lassen. 

d) Wàre der Weltstaat so machtig, um auch die Staaten wider ihren 
Willen zii beugen, so würde diese Uebermacht das Recht und die Frei- 
heit unterdrücken; denn wo Widerstand unmoglich ist, da kann die 
Freiheit nicht bestehen. 

e) Der Volksstaat ist nôtig fur die Entwickelung der Individuen, aber 
er genügt auch dafiir. Die Fôrderung der Individuen bedarf des Welt- 
staates nicht, und für die Entwickelung der Nationen ware er gefâhrlich. 

Auch diese Gründe meines verehrten Freundes haben mich nicht 
überzeugt. . Dagegen ist zu erinnern : 

Zu a) Man kann sich das Weltreich mit monarchischer Spitze 
(Kaisertum), aber auch in republikanischer Form denken, sei es als 
Direktorium (ich erinnere an die europaische Pentarchie) oder als 
Konfôderation oder Union samtlicher Staaten. Keinesfalls aber 
braucht man sich eine absolute Macht der Weltregierung zu denken; und 
der Fortbestand der Volksstaaten macht geradezu eine Ausscheidung der 
Kompentenzen zwischen ihnen und dem Weltreich notwendig. Es ist 
kein Grund, den Bereich des letzteren über die gemeinsamen Welt- 
angelegenheiten hinaus auszudehnen, wie insbesondere die Erhaltung 
des Weltfriedens und den Schutz des Weltverkehres, überhaupt des Ge-, 
bietes, das wir heute Vôlkerrecht heissen. Die Form des Bundes- 
staates oder des^Biyidesreiches, in «velchem für die gemeinsamen 
Bundesangelegenheiten eiim gemeinsame Gesetzgebung, Regierung, Rechts- 
pflege besteht und für me besonderen Landesangelegenheiten ebenso 
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die Souverânitàt der Einzelstaaten anerkannt bleibt, kann hier als Vor- 
bild dienen. 

Zu b) Die Vôlker haben ihre Màngel und ihre Leidenschaften àhn- 
lich den Individuen, und gabe es kein Vôlkerrecht, so würden die 
schwachen und hilflosen Volker die bequeme Beute der starken und 
herrschsüchtigen Vôlker. Derselbe Grund, auf dem das Vôlkerrecht ruht, 
ist auch die Grundlage des Weltreiches. 

Zu c) Die Stàrke der Volksstaaten — auch dem Weltreich gegen- 
über — ist die beate Garantie dafür, dass jene nicht durch dieses unter- 
drückt werden; aber so stark ist auch der grôsste Volksstaat nicht, um 
für sich allein, wenn er im Unrecht ist, den Kampf mit der Welt auf- 
zunehmen. Niir wenn Gruppen von Staaten oder Parteien eiriander feind- 
lich entgeg entre ten , wird dann noch ein Krieg môglich sein. In allen 
anderen Fâllen wird sich derselbe in Exekution der Weltrechts- 
pflege verwandeln. Da wir durch die beste Staatseinrichtung doch nicht 
vôllig gegen den Bürgerkrieg gesichert sind, so werden wir auch zu- 
frieden sein müssen, wenn die starkere Ordnung des Vôlkerrechtes den 
Staatenkrieg seltener macht. Die Vervollkommnung des Redites nahcrt 
sich im besten Falle dem Idéal; sie erreicht es nie. 

Zu d) Das Weltreich ist im Verhaltnis zu den Volksstaaten un ter 
allen ümstanden weniger übermàchtig als der Volksstaat im Verhaltnis 
zu den Bürgern; dennoch wird die Freiheit der Bürger nicht bedroht, 
sondera geschützt durch die Staatsordnung. 

Zu e) Nicht aile individuellen Bedürfnisse werden durch den Staat 
befriedigt; es gibt auch kosmopolitische Interessen, sowohl geistige 
als materielle (Weltwissenschaft, Weltlitteratur, Weltkunst, Welthandel), 
die eine voile Befriedigung nur in dem Weltreich finden kônnen; wie 
wenig aber heute noch die Rechte ganzer Vôlker gesichert sind, beweist 
die europàische und amerikanische Vôlkergeschichte. 

Laurent gründet das Vôlkerrecht auf dieEinheit des Menschen- 
geschlechtes, und ein anderer Grund ist nirgends zu finden. Aber 
wenn er diese Einheit nur als eine innere erkennt, so fordern meines 
Erachtens Logik und Psychologie zugleich, dass die innere Kraft sich 
auch àusserlich darstelle. Wenn die Menschheit innerlich Ein Wesen 
ist, so muss sie sich auch in ihrer vollen Entwickelung als Eine Person 
offenbaren. Die Organisation der Menschheit aber ist der Weltstaat. 

Ich weiss, dass die meisten der Mitlebenden diese Idee für einen 
Traum halten; aber das darf mich nicht abhalten, meine XJeberzeugung 
auszusprechen und zu begründen. Die spàteren Geschlechter, vielleicht 
erst nach Jahrhunderten , werden über die Streitfrage endgültig ent- 
scheiden. 
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Drittes Kapitel. 

Entwickelnngsgescliichte der Staatsidee. 

I. Die antike Welt. 

A. Die hellenische Staatsidee. 

Die eigentliche Siaatswissenschaft beginnt zuerst unter 
den Hellenen. In Hellas gelangte das menschliche Selbst- 
bewusstsein zuerst wie zu ktinstlerischer und philosophischer, 
so auch zu politischer Entfaltung. 

So klein das Gebiet der hellenischen Staaten und so be- 
schrânkt ihre Macht noch war, so breit und uinfassend war 
die Grundlage, auf der sich der hellenische Staatsgedanke 
erhob, und so hoch und edel ist die Staatsidee, welche die 
griechischen Denker aussprechen. Sie gründen den Staat auf 
die Menschennatur und sind der Meinung, nur im Staate 
konne der Mensch seine Vollkommenheit erreichen und die 
wahre Befriedigung finden. Der Staat ist ihnen die sittliche 
Weltordnung, in welcher die Menschennatur ihre Bestim- 
mung erfüllt. 

Platon (Rep. V.) spricht das grosse Wort aus: „Je mehr 
sich der Staat in seiner Organisation demMenschen nahert, 
desto besser ist es. Leidet ein Teil des Staatskôrpers oder 
befindet er sich wohl, so wird der ganze Staatskôrper diese 
Empfindung als die seinige ansehen und mitleiden oder sich 
dessen erfreuen.“ Er hat somit die organische und zwar die 
menschlich-organische Natur des Staates bereits erkannt, ob- 
wohl diesen fruchtbaren Gedanken noch nicht in seinen Kon- 
sequenzen verfolgt. 

Der Staat ist nach Platon die hôchste Offenbarung der 
menschlichen Tugend, die harmonische Darstellung der 
menschlichen Seélenkrâfte, die vollkommene Menschheit. 
Wie die Seele des Menschen aus bewusster Geisteskraft 
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(Vernùnft), mânnlichem Mute und sinnlichen Begierden be- 
steht und wie Intelligenz und Mut die Begierde zu beherr- 
schen bestimmt sind, so sollen in dem Platonischen Staats- 
ideal die Weisen herrschen, die tapferen Krieger die Gemein- 
sthaft schützen und sind die mit dem âusseren Erwerbe und 
der leiblichen Arbeit beschâftigten Klassen den beiden hoheren 
Standen unterthànig. In dem Staatskorper soll die Gerechtig- 
keit aile Verhâltnisse ihrer Natur nach ordnen. 

Aristoteles, für dessen Staatslehre unsere- Bewunderung 
steigt, je nàher wir die Arbeiten seiner Nachfolger betrachten, 
lasst sich weniger als Platon von der Phantasie leiten, prüft 
vorsichtiger die realen Grundlagen und erkennt schârfer die 
Bedürfnisse des Menschen. Wâhrend Platon die regierenden 
Klassen der Weisen und der Wâchter, damit sie ganz und 
gar dem Staate leben, von der Familie ablôst und für sie 
Weiber- und Gütergemeinschaft fordert, will Aristoteles im 
Gegenteil die grossen Institutionen der Ehe, der Familie und 
des Privateigentums erhalten. Er erklàrt den Staat als die 
Gemeinschaft von Geschlechtern und Ortschaften (Volk und 
Land) zu einem vollkommenen und in sich befriedigenden 
Leben. 1 Er nennt auch den Menschen ein „von Natur 
politisches Wesen“ und betraclitet den Staat als Produkt der 
raenschlichen Natur. Der Staat, sagt er, zunàchst zur Sicher- 
heit des gemeinsamen Lebens gegründet, wird im Verfolg zur 
Wohlfahrt des gemeinen Lebens. ^ 

Es begegnen sich und mischen sich in dieser Staatsidee 
aile gemeinsamen Bestrebungen der Hellenen in Religion und 
in Recht, in Sitte und Geselligkeit, in Kunst und Wissen- 
schaft, in Eigentum und Wirtschaft, in Handel und Handwerk. 
Nur im Staat wird der einzelne Mensch als ein Rechtswesen 

1 Aristoteles, Polit. III, 5, 14: „fz6^iç Sè ij yavov xai yi&^iôv xoi- 
vavia T$Xsia<^ yiai avrapyiov^.^ Vgl. III, 1. 8. 

^ Aristoteles, Polit. I, 1; 8, 9: rrolf — yivouém^ ovv toi 

ipexsy, ovôa Sè tov eu 
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anerkannt, ohne die Hilfe des Staates findet er weder Sicher- 
heit noch Freiheit. Der Barbar ist ein natürlicher Feind 
und die unterworfenen Feiude werden Sklavea, die ausge- 
schlossen sind von der Staatsgemeinschaft und deshalb ver- 
stossen sind in einen herabgewûrdigten, nicht mehr menschenr 
würdigen Zustand. 

Der hellenische Staat, wie der antike überhaupt, ist über- 
màchtig, weil er als allmàchtig gilt. Er ist ailes in allem: 
der Bürger ist nur etwas, weil er ein Glied des Staates ist. 
Seine ganze Existenz ist vom Staate abhângig, dem Staate unter- 
than. Wenn die Athener auch die Geistesfreiheit besassen 
und übten, so war das nur, weil der athenische Staat die 
Freiheit überhaupt hochschâtzte, nicht weil er die Menschen- 
rechte anerkannte. Derselbe freieste Staat liess Sokrates 
hinrichten und glaubte dabei sein Recht zu üben. Die Selb- 
stândigkeit der Familie, die elterliche Erziehung, sogar die 
eheliche Treue sind in keiner Weise sicher vor den Ueber- 
griffen des Staates; noch weniger ist es natürlich das Privat- 
vermôgen der Bürger. In aile Dinge mischt sich der Staat, 
er weiss von keinen -sittlichen und von keinen rechtlichen 
Schranken seiner Macht. Er verfügt über die Korper und 
sogar über die Talente seiner Bürger. Er nôtigt zu den 
Aemtern wie zum Kriegsdienst. Das Individuum soll erst im 
Staate un ter- und aufgehen, dann erst kann es durch den 
Staat wieder zu freiem und edlem Leben gewissermassen neu 
geboren werden. Die absolute Gewalt des Staates wird, abge- 
sehen von der Macht der alten Sitte, fast nur dadurch ge- 
màssigt, teils dass die Bürger selbst einen Anteil an ihrer Aus- 
übung haben und aus Besorgnis, die Despotie des Demos kônnte 
auch ihnen scjiâdlich werden, die àussersten Konsequenzen 
des staatlichen Kommunismus vermeiden, teils dass in den 
kleinen Verhâltnissen die Leidenschaften nur geringe Mittel 
finden, über diê aie verfügen kônn5n, und genotigt sind, auch 
die Nachbarn zu befücksichtigen. Die hellenischen Staaten 
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sind doch nur aus Bruchstücken der hellenischen Nation, aus 
Stâmmen und Stammesteilen gebildet. Sie erheben sich nur 
wenig über blosse Stadtgemeinden. Die hohe Idee gewinnt 
daher nur eine niedere Gestalt; obwohl auf die Menschheit be- 
zogen, kann sie nur in dem engen Unakreis eines Gebirgsthales 
oder eines Küstensaumes zu kindlicher Erscheinung gelangen. 

Die Ueberspannung der Staatsidee zur Allnaacht und die 
Ohnmacht in der Gestaltung der wirklichen Staaten sind also 
dicht beisammen; es sind das die beiden Hauptmàngel des 
ira übrigen hôchst würdigen und in anderer Hinsicht mensch- 
lich wahren und fruchtbaren hellenischen Staatsbegriffes. 

B. Die rôraische Staatsidee. 

Die Rôraer waren das genialste Rechts- und Staats- 
volk des klassischen Altertumes; und sie waren das raehr 
noch durch ihren Charakter als ihren Geist. Sie übten da- 
her auch eine grôssere Wirkung auf die Welt aus als die 
Hellenen. 

Zunâchst freilich ist die rôraische Staatsidee mit der 
griechischen nahe verwandt. Cicero bat in seinen Werken 
über den Staat bestândig die athenischen Vorbilder vor 
Augen; und wenn die rômischen Juristen das Recht und den 
Staat ira allgemeinen erklâren, so folgen sie den giiechischen 
Philosophen, vorzüglich den Stoikern, nach. 

So erklart Cicero den Staat für die hochste Schopfung 
der menschlichen Kraft (virtus) und erhebt es preisend, *dass 
in nichts raehr der Mensch sich dem Willen der Gôtter 
nâhere als in der Begründung und Erhaltung der Staaten 
Auch er vergleicht gelegentlich den Staat mit dem Menschen 
und das Staatshaupt mit dem Geiste, der den Leib beherrsche.'* 

8 Cicero, De Rep. 1,7: „Neque est ulla res, iç qua propius ad 
Deorum mimen virtus accedat hiimana, quam civitates aut condere no vas 
aut conservare jam conditas.^ 

4 Cicero, De Rep. III, „Sic regum, sic impe^ratorum, sic magi, 
stratuum, sic patrum, sic populorum imperia civibus sociisque praesunt 
ut corporibus animus.“ 5 
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Aber in einigen wesentlichen Beziehungen nnterscheidet 
sich doch der rômische Staatsbegriff von der hellenischen Idee: 

1. Indem die Eômer zuerst das Recht von der Moral 
ausscheiden und in bestiminter Form darstellen, prâgen sie 
die Rechtsnatur des Staates viel entschiedener ans. Sie 
beschrànken dadurch den Staat und sie befestigen und be- 
kràftigen ihn. Er ist ihnen nicht mehr die gesamte ethische 
Weltordnung, sondern zunâchst die gemeinsame Rechts- 
ordnung. Die Rômer überlassen sehr vicies der freien Sitte, 
der Religiositât der Menschen. Die romiscbe Familie ist freier 
dem Staate gegenüber; das Privatvermôgen und das Privatrecht 
überhaupt wird besser geschützt, auch gegen die Willkür der 
ôffentlichen Gewalten. Zwar ist auch ihnen das Staatswohl das 
oberste Gesetz. Vom Staate aus ordnen sie auch die Gôtter- 
verehrung. Niemand kann dem Staate widerstehen, wenn dieser 
seinen Willen ausspricht. Aber der rômische Staat beschrànkt 
sich selber; er bestimmt selber die Grenzen seines Macht- 
bereiches und seiner Einwirkung. 

2. Ferner erkennen die Rômer den Volksbegriff und 
bringen die Staatsverfassung in einen organischen Zusammen- 
hang mit dem Volke. Sie erklàrten den Staat als „die Gestal- 
tung des Volkes" und bezeicbnen den Willen des Volkes als 
die Quelle ailes Rechtes. ^ Der rômische Staat ist doch nicht 
eine blosse Gemeinde, er erhebt sich zum Volksstaat (res 
publica). 

3. Der Rômerstaat ist überdem darauf angelegt, sich zum 
Weltstaat zu erweitern. Durch die ganze rômische Ge- 
schichte geht dieser Zug zur Weltherrschaft; an den natio- 
nalen Kern des jus civile schloss sich die menschlichere 

5 Cicero, De Rep. I, 25: „Est igitur, inquit (Scipio) Africanus, res 
publica res popuU; populus autem non omnis hominum coetus quoquo 
modo congregatus, sed coetus multitudinis juris consensu et utilitatis 
communione 8oci£ytus.‘‘ 1,26: „Civitas #8t constitutio populi.^ Gajus, 
Inst. I, §. 1: „Nam quqd quisque populus ipse sibi jus constitiiit, id 
ipsiuB proprium civitati# est, vocaturque jus civile. 
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Bilduilg des jus gentium an. Die ewige Stadt, die urbs, wurde 
zur Hauptstadt des orbis, das imperium der rômischen Magi- 
strate zum imperium mundi, der rômische Sénat zum Sénat 
aller Nationen und ihrer Konige. In der Majestât des Kaiser- 
tums gipfelte die Majestât des rômischen Volkes. Die Ge- 
schichte Roms wurde nach dem stolzen Ausdrucke von Florus 
zur Geschichte der Menschheit. Dieses Streben gab der 
rômischen Staatsidee einen kühnen Schwung, dem die grie- 
chischen Staaten nicht zu folgen vermochten, und eine Grôsse, 
vor der sich diese beugen mussten. Es war das nicht ein 
eitles Spiel der Phantasie, sondern eine leibhafte Wirklichkeit, 
welche die antike Welt beherrschte, gegen die im Occident 
nur noch die Germanen, im Orient die Perser anzukâmpfen 
den Mut und die Kraft hatten. 


Viertes Kapitel. 

II. Das Mittelalter. 

Die beiden neuen Màchte, welche den rômischen Weltstaat 
teils umgebildet, teils zerstôrt haben, sind das Christentum 
und die Germanen. 

A. Das Christentum. 

Im Widerspruch mit der Autoritât sowohl des jüdischen 
Staates als des rômischen Kaiserreiches breitete die christliche 
Religion ihre Macht über die Gemüter aus. Ihr Stifter war 
keiü Fürst dieser Welt. Der alte Staat verfolgte ihn und seine 
Jünger bis zum Tode. Die ersten Christen waren, wenn nicht 
geradezu staatsfeindlich gesinnt, doch für andere Dinge als für 
die Staatsordnung und die Staatsinteressen begeistert. Aïs die 
christliche Welt ihren Frieden schloss mit dem antiken helle- 
nisch-rômischen Staat, war "doch bereits die^religiôse Gemein- 
schaft als Kirche ihrer geistigen Eigehtümlichkeit bewusst, 
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sie fühlte sich nicht als eine blosse Staatsanstalt. Die antike 
Staatsidee musste sich gefallen lassen, dass das ganze religiôse 
Gemeinleben zwar nicht ganz der staatlichen Soige und dem 
staatlichen Einfluss entzogen, aber wesentlich von dem Staate 
unabhângig erklârt werde. Die Zweiheit von Staat und Kirche, 
die nun sichtbar im grossen hervortrat, ward zu einer wesent- 
lichen Beschrânkung des Staates. Der Staat war nur noch die 
Gemeinschaft des Rechtes und der Politik, nicht mehr zu- 
gleich die Gemeinschaft der Religion und des 
Kultus. 

Als im Verfolg die Kirche in dem Papste ein sichtbares, 
von dem Kaiser unabhângig gewordenes Haupt und in Rom 
ihre Hauptstadt erhalten hatte, erneuerte sie den altrômischen 
Gedanken der Weltherrschaft in geistlicher Gestalt. Wenn es 
ihr selbst auf der Hohe ihres mittelalterlichen Ansehens nicht 
gelang, den Staat zu einer blossen Kirchenanstalt zu ernie- 
drigen und das eine rômisch-geistliche Weltreich aufzurichten, 
so wurde doch die Staatsidee auf lange Zeit durch ihre glàn- 
zendere Erscheinung weit überstrahlt. Sie konnte sich selber 
mit der Sonne und den Staat mit dem Monde vergleichen; 
hinter dem „geistigen“ Reiche musste das „leibliche“ be- 
scheiden zurückstehen. ‘ Aber die Zweiheit von Staat und 
Kirche blieb anerkannt, und damit war in der Hauptsache die 
Selbstândigkeit des Staates gerettet. Auch das Schwert des 
Kaiser s wird, wie das des Papstes, von Gott abgeleitet, als 
dem hôchsten und wahren Herrn der Welt.* 

Soweit die kirchliche Lehre einwirkte, war freilich nun 
die Staatsidee wieder, wie früher im Orient, religiôs begründet, 
die Staatsgewalt war ein Gotteslehen; aber gleichzeitig ward 

1 Darüber mehr im zweiten Teil. 

2 Hincmari, De Ordine Palatii, 5: „Duo sunt, quibus principaliter 
— mundus hic regiti^: auctoritas sacra P«ntificum et Regalis potestas.^ — 
Sachsensp. I, 1: „TvekSvert lit got in ertrike to bescermene de kristen- 
heit. Deme pavese is gesat dat geistlike, deme kaisere dat wertlike.“ 
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die geistige Bedeutung des Staates tibersehen und verkannt 
und, da ailes Geistesleben von der Kirche geleitet werden 
sollte, der bloss leiblich geachtete Staat in eine untergeordnete 
Stellung niedergedrückt. Der Trost gegen diese Uebel, welcher 
in der Erhebung der Staatsidee über die enge Nationalitat 
lag, war doch unzureicliend. Weniger die Menschheit als die 
Christenheit sollte er in âusserlichen Dingen ordnen und 
leiten. Das romische Reich ward, so gut es ging, in mittel- 
alterlichen Formen erneuert; aber die angesehenere Darstellung 
desselben war die romische Kirche, die mindere das heilige 
romische Reich deutscher Nation. 

B. Die Germanen. 

Das altrômische Weltreich konnte sich auf die Dauer 
nicht mehr behaupten gegen die germanischen Vôlker. Bald 
mit Gewalt entrissen diese kriegerischen Volkerschaften eine 
Provinz nach der anderen der rdmischen Herrschaft, bald 
wurden die germanischen Fürsten mit ihren Volksheeren von 
den romanischen Provinzialen oder den Kaisern selber zum 
Schutze herbeigerufen und übernahmen dann in friedlicher 
Weise die Landeshoheit. Wâhrend des Mittelalters herrschten 
überall in dem Abendlande die Germanen. Sie kamen unter 
die christliche Erziehung der romischen Kirche und gerieten 
unter den nachwirkenden Einfluss der romischen Kultur. 
Aber sie behaupteten sich auf den Thronen der Fürsten und 
in den Burgen der Aristokratie. Das Scepter und das Schwert 
waren vornehmlich in ihren Hânden. 

Die Germanen sind nicht in dem eminenten Sinne eine 
staatliche Nation wie die Rômer. Nur widerwillig ordnen sie 
sich dem giossen Ganzen unter. Ihr starkes, trotziges und 
eigenwilliges Selbstgefühl tritt dem Gesamtbgwusstsein hin- 
dernd in den Weg und lâhmt dessen Macht. Sie bedurften 
daher erst der romanischen Erziehung für den Staat. Aber 
trotz alledem hat die weltgeschichtliche EnWickelung des 
Staates ihnen sehr viel zu verdanken. Die Germanen voraus 
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haben den Absolutismus des Rômerstaates gebrochen und sie 
haben die spâtere Staatenbildung mit dem Geiste der per- 
sônlichen, genossenschaftlichen und stândischen 
Freiheit erfüllt. Montesquieu bat ein wahres Wort ge- 
sprochen, dass in den deutschen Wâldern unter den alten 
noch uncivilisierten Germanen die Keime der spfiteren parla- 
mentarischen Verfassung zu finden seien. In den uralten 
Formen des Zusammenwirkens der germanischen Volkskônige 
mit den Gaufürsten und den anderen Hâuptlingen einerseits 
und mit der grossen Gemeinde der freien Mânner andererseits, 
wie Tacitus uns das schildert, erkennen wir deutlich die 
noch rohen Anfânge des freien Reprâsentativstaates, den die 
spàteren Jahrhunderte hervorgebracht haben. 

Der Germane leitet das Recht nicht ab, wenigstens zu- 
nàchst nicht ab von dem Willen des Volkes. Er nimmt für 
sich ein angeborenes Recht in Anspruch, welches der Staat 
wohl zu schützen berufen ist, aber nicht schafft, und er ver- 
ficht sein natürliches Recht wider aile Welt, selbst gegen die 
Obrigkeit. Den antiken Gedanken, dass der Staat ailes in 
ailem sei, verwirft er mit Eifer. Das ganze Verhâltnis wird 
umgedreht. Dem Germanen ist die individuelle Freiheit 
das Hochste; dann erst hintendrein lâsst er sich herbei, einen 
Teil derselben dem Staate zu opfern, um das übrige desto 
sicherer zu wahren. 

Eine notwendige Folge dieses Charakters ist es, dass die 
germanische Staatsidee viel entschiedener als die rômische die 
Selbstândigkeit des Privatrechtes achten muss. Die 
Freiheit der Person, der Familie, der genossenschaftlichen Ver- 
bande ist damit gesicherter und ausgedehnter als in dem alten 
Rôraerreich. Das Staatsrecht muss sich die Beschrânkung auch 
durch das Privatrecht gefallen lassen. 

Eine zweite ôffentlich-rechtliche Folge ist, dass die ger- 
manischen Volker überhaupt keine absolute Staatsgewalt, 
auch nicht in den glmeinsamen Angelegenheiten, kennen und 
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dulden. Der romische Begriff des Imperiums ist ihnen fremd. 
Sie wollen mitraten und mitstimmen, wenn sie gehorchen 
sollen. Ihre Stânde sind eine politische Macht, mit welcher 
die Kônigsmacht sich vereinbaren muss, um Gesetze zu geben. 
Der Gedanke des Staates als einer Gesamtperson liegt ihnen 
noch fern und ist ihnen meist unverstândlich. Sie lôsen den 
Staat eher auf in leibhafte Personen oder Gruppen von Personen; 
sie begreifen ihn zunàchst in dem Kônigé oder anderen Fürsten, 
welche das Gericht und die Volksversammlung leiten, in den 
Vorstànden der Gaue und Zehnten, in der Volksgemeinde. 
Je durch die einen Personen werden die anderen teils ver- 
stârkt, teils beschrânkt. So wird die ganze Einrichtung des 
Gemeinwesens auch in ihren Teilen von dem Geiste der Frei- 
heit erfüllt. Die Einheit ist verhâltnismassig schwach, aber 
die relative Selbstândigkeit der Glieder stark. 

Diese Aenderungen der Staatsidee, in denen wir erhebliche 
Fortschritte erkennen, zeigten sich übrigens mehr in der Praxis 
als in der Théorie. Eine germanische Staatslehre gab es über- 
haupt nicht. Die Wissenschaft ward im Mittelalter zuerst von 
der Kirche beherrscht, spater durch die Ueberlieferung der 
rômischen Jurisprudenz und der griechischen Philosophie be- 
stimmt. Schon in den alten Volksgesetzen hnden sich der- 
artige Keminiscenzen. In dem westgotischen Gesetze z. B. 
wird nach dem Vorbild der klassischen Litteratur der Staats- 
kôrper mit dem Menschen, der Kônig mit dem Haupt, das 
Volk mit den Gliedern des Leibes verglichen. ® Aber das war 
nur ein erborgter Schmuck der Rede, ohne tiefere Bedeutung. 
Der mittelalterliche Staat war damit gar nicht bezeichnet. 

3 LexWisigothor. II, 1, c.4: «BeneDeus condito» rerum disponens 
liumani corporis formam, in sublime caput erexit, atque ex illo cunctas 
membrorum fîbras exoriri decrevit. Hinc est et peritorum medicorum 
praecipua cura., ut ante capiti qi^am membris incipia^jt adhibere medelam. 
Sicque in statu et negotiis plebium ordinatio dirigenda, ut dum salus 
competens prospiciturRegum, fidavalentibus teneatur salvatio populorum.“ 
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In einigen anderen Beziehungen batte die Staatsidee auch 
Rückschritte gemacht, und nicht bloss, weil der kirchliche 
Glaube sie entwürdigte. 

Man konnte aucb den mittelalterlicben Staat einen 
Recbtsstaat nennen; aber in einem anderen als in dem 
Sinne der Rômer. Er war nicbt die reine Ordnung des ôffent- 
licben Recbtes. Vielmebr wurden aile seine Institutionen mit 
privatrechtlicben Elementen versetzt und gemiscbt. Wie 
ein Familiengut, wie ein Stammeseigentum wurde die Landes- 
berrscbaft betracbtet, und die ôffentlicben Pflichten wurden wie 
Reallasten bebandelt. Das ganze Lebenrecbt und aile 
Erscbeinungen des Patrimonialstaates leiden an dieser 
Miscbung. Das Staatsrecbt der Romer war nur eine Grund- 
lage, von der aus die ôffentlicbe Woblfabrt erstrebt wurde. 
Das mittelalterlicbe Recbt scbien aucb das wesentlicbe Ziel 
des mittelalterlicben Staates zu sein. Die Volkswoblfabrt wurde 
darob vernacblâssigt. 

Der Gedanke des Volksstaates war nicbt mehr lebendig. 
Die Spaltung und Zerbrôckelung der Volks- und Staatseinheit 
durch das Lehenswesen, durch den Gegensatz der Territorien, 
der Stânde, der Dynastien batte ibn zerstôrt, und was endlicb 
von dem alten rômiscben Weltstaat nocb ûbrig geblieben war, 
das war mebr eine ideale volkerrecbtlicbe als eine staats- 
recbtlicbe Verbindung der abendlàndiscben Christenlânder, 
welcbe mehr nocb durch die Autoritât des Papstes und den 
rômiscben Klerus als durch das Kaisertum zusammengehalten 
wurden. 

Im grossen und ganzen waren die Saaten zu einer freieren 
und richtigeren Staatsentwickelung ausgestreut worden, aber 
die Staatsidee .selbst batte im Mittelalter viel von der rômi- 
schen Klarheit und Energie verloren. 

C. Der Einfluss der Renaissance. 

Auch wàhrend des Mittelalters war die Erinnerung 
an den antiken Stiat nie vôllig erloschen. Rom war die 
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geistige Hauptstadt der Abendlânder geblieben. Das alte 
rômische Weltreich freilich war vor den Germanen in Stûcke 
geschlagen worden, aber die Germanen, welche ans den romi- 
schen Provinzen selbstândige Kônigreiche geschaffen hatten, 
erhielten ihre Bildung und voraus ihre Religion doch wieder 
von Rom, und an die Stelle der untergegangenen Rômerstadt 
trat nun die rômische Kirche als herrschende Weltmacht 
des Mittelalters, der sich auch die glâubigen Germanen unter- 
warfen. In den Institutionen, in der Méthode, in den Sitten, 
im Recht und in der Sprache der rômischen Kirche war 
vieles, ja das meiste ans dem antiken rômischen Staate über- 
liefert. Das alte Kaiserreich batte sich in das neuere Papst- 
reich, der Weltstaat in die Weltkirche umgewandelt, um in 
dieser Form die Vôlker leichter zu beherrschen. Hatte der 
altrômische Kaiser durch seine Statthalter und Beamten mit 
Hilfe des rômischen Rechtes und im Namen des rômischen 
Volkes und Staates seine Herrschaft geübt und derselben mit 
seinen Legiouen Nachdruck gegeben, so verehrte man nun den 
rômischen Papst im Namen Gottes und der Kirche durch 
die Bischôfe und mit Hilfe des kanonischen Rechtes und der 
Kirchenzucht und gab seinen Dekreten Nachdruck durch die 
zahlreichen Mônchsorden, welche den Widerstand besiegten. 

Daneben aber erhielt sich die Erinnerung an das alte 
Kaisertum. Wir wissen nun, wie grundverschieden das 
rômische Kaisertum, welches seit Karl dem Grossen die 
Kônige der Franken und seit Otto dem Grossen die deut- 
schen Kônige erneueit und sich zugeeignet hatten, von dem 
antiken rômischen Kaisertum war, dessen Sitze Rom und 
Konstantinopel gewesen waren. Aber das ganze Mittelalter 
glaubte, dass jenes nur die Fortsetzung dieses und der frân- 
kisch-rômiche Kaiser oder der rômische Kaiser deutscher 
Nation der rechtmâssige Nachfolger der Claudier, der Antonine 
und der Konstantine sei.” Und jedenfalls'^bedeutete die er- 
neuerte Würde der Kaiser eine Erinherung an das antike 
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Rômen’eich und eine ideale Verbindung der mittelalterlichen 
Ideen und Institutionen mit der antiken Welt. 

Dazu kam nun die Wiederfindung des altrômischen kai- 
serlichen Gesetzbuches, des Corpus Juris Romani, welches 
seit dem XII. Jahrhundert auf den italienischen Universitâten 
ausgelegt und wie eine Offenbarung des universellen Men- 
schenrechtes verehrt wurde. Von Italien her breitete sich 
diese Autoritât erobernd aus über ganz Westeuropa, schon 
seit dem XIII. Jahrhundert in Frankreich und mit grôsserem 
Erfolge noch seit dem XV. Jahrhundert in Deutschland. 
Allerdings hatten die gelehrten Juristen dabei eher das 
Privatrecht und etwa noch das Strafrecht vor Augen als das 
Staatsrecht. Aber manche Grundansichten vom Staate, seiner 
Gesetzgebung, der souverànen Staatsgewalt, welche von den 
Rômeim ausgesprochen waren, wurden doch auf diesem Wege 
vermittelt und gingen in den Vorstellungskreis der Studier- 
ten über. 

Auch Erinnerungen an die alte rômische Republik 
und ihre Hei'rlichkeit tauchten zuweilen auf und begeisterten 
die Bürger der Stâdte in dem Streben, neue Stâdterepubliken 
zu gründen.- Schon der Name der stâdtischen Ratsherren 
in Italien und in Deutschland ist eine freilich unklare Er- 
innerung an die Konsuln der romischen Republik. Zweimal 
unternahm es die Bürgerschaft von Rom, im Mittelalter in 
romantischer Begeisterung die lângst verstorbene Rômer- 
republik wieder aufzuerwecken und neuerdings ins Leben zu 
rufen; das eine Mal unter der Führung von Arnold von 
Brescia im XII. Jahrhundert, das andere Mal unter dem 
Tribunen Cola Rienzi im XIV. Jahrhundert. Beide Ver- 
suche freilich, scheiterten an der politischen Unfâhigkeit der 
mittelalterlichen Rômer, aber beide zeugen fûr die Macht 
der antiken üeberlieferung. 

Sogar die gtiechische Staafslehre war dem romanischen 
Mittelalter nicht vôflig unbekannt. Die Politik des Aristo- 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 4 
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tel es wurde in manchen Klosterschulen beachtet. Sogar 
der gepriesenste Doktor der Théologie, Thomas von Aquino, 
interpretierte das herühmte Werk des hellenischen Philosophen. 

Aber trotz alledem war die Rechtshildung und ganz he- 
sonders die Staatsordnung des Mittelalters grundverschieden 
von dem antiken Rechte und Staate. Der germanische Grund- 
charakter in den Institutionen und die kirchlich-theologischen 
Principien in den Ideen waren durchaus vorherrschend. 

Erst in der zweiten Hâlfte des XV. Jahrhunderts er- 
wachte das Andenken an die klassische Période wieder leh- 
hafter und der klassische Geist der Griechen und der Rômer 
feierte seine Wiedergeburt (Renaissance). Die Kunstwerke der 
Alten wirken nun befreiend und verschonernd auf die italieni- 
schen Künstler, in der Architektur, der Plastik, der Malerei 
und in der Poesie. Die Gedanken der antiken Wissenschaft 
kommen wieder zu Ehren und durchbrechen die klosterlich- 
theologischen Gebâge der mittelalterlichen Scholastik. Der 
Humanismus erhebt sich über die kircbliche Weltscheu und 
eine hellere, freudigere Weltanschauung findet an den Hôfen 
und in den Stadten vielfâltigen Beifall. Wie fast zweitausend 
Jahre früher die Sophisten die Lehrer wurden. der griechi- 
schen Zôglinge aus angesehenen Familien, so werden nun 
die Humanisten die bevorzugten Lehrer der aufstrebenden 
Jugend in Italien, Frankreich und Deutschland. Die Gebil- 
deten lassen sich nicht mehr durch den Vorwurf zurück- 
schrecken, dass sie wieder aus Christen zu Heiden werden. 
Die Pâpste selber gehen dieser Bewegung der Geister mit 
leuchtendem Vorhilde voran: Ni ko 1 au s V. (1447 — 1455), 
Pius IL (Aeneas Sylvius, 1458 — 1464), Julius II. (1503 
bis 1513), Léo X. (1513—1521) beschützen und fordern die 
freiere Kunstrichtung der Renaissance. Die fürstlichen Me- 
dici, voranCosmos (1428— 1464) und Lorenzo (1472 — 1492) 
erheben das schône Florenz zu einem neueh italienischen 
Athen. t 
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Auch der antike Staatsbegriff und die antike Staatslehre 
erleben eine teilweise Erneuerung und wirken auf die ôfFent- 
lichen Zustânde ein. 

Der Einfluss derselben zeigt sich vornehmlich in folgen- 
den Wirkungen: Einzelne kühnere Denker wagen es wieder, 
die Entstehung der Staaten und das Wesen der staatlichen 
Obrigkeit in weltlichem Geiste aus menschlichen Erwâgungen 
zu begründen und zu erklâren und daher der theokratischen 
Denkweise entgegenzutreten. 

Sodann : Der Gedanke einer bewussten, Mittel und Zweck 
kalt berechnenden Politik, welche die Leitung des Staates 
und die Herrschaft über die Volker bestimmen, wird in der 
Staatspraxis und in der Staatstheorie entscheidend. Derselbe 
gewinnt durch Machiavelli (1469—1527) seinen schârfsten 
und klarsten Ausdruck. Sowohl seine Discorsi zu Livius, in 
denen er die romische Republik verherrlicht, als sein Prin- 
cipe, in dem er der fürstlichen Herrschsucht die Wege weist, 
sind von dem Geist der politischen Renaissance erfüllt. 

Ferner die Erneuerung eines staatlichen Imperiums und 
einer staatlichen Souverânitât, vor deren zwingender Ein- 
heitsgewalt sich ailes beugen muss. In der Hand des Fürsten, 
der den Staat beherrscht, wird diese Staatsgewalt, in schroffem 
Gegensatze zu allem Lehenswesen und zu allen stkndischen 
Schranken des Mittelalters, zu einem Absolutismus gesteigert, 
der wohl an den Absolutismus der rômischen Kaiser erinnert. 

Endlich offenbart sich dieselbe Renaissance auch in der 
Form des Widerspruches, zu welchem diese ins Schrankenlose 
wachsende „Tyrannei“ reizt. Mit der Erinnerung an die Câsare 
wird auch wieder die Erinnerung an Brutus geweckt und 
der Tyrannenmord wird als republikanische Tugend gepriesen. 
Selbst die Catilinarier wiederholen sich als Verschworer. ‘ 

Aber aile diese „Wiedergeburt“ antiker Staatsideen und 


1 Burckhard, Die^Kultur der Renaissance, S. 44 ff. 
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autiker Tendenzen bleibt doch auf einen verhaltnismassig 
engen Kreis von hôher Gebildeten beschrânkt. Die Massen 
haben dafür kein Verstândnis und keine Empfânglichkeit. 
Die ganze Einwirkung der Renaissance auf den Staat ist nur 
eine teilweise und sie geht bald wieder vorüber. Sie hilft 
mit den mittelalterlichen Staat auflosen und den modernen 
Staat vorbereiten, aber sie bringt für sich keinen neuen 
Staat hervor. 


Fünftes Kapitel. 

III. Die moderne Staatsidee. 

1. Wann beginnt das moderne Weltalter? 

Das heutige geschichtliche Bewusstsein der europàisch- 
amerikanischen Menschheit ist einig in der Annahme eines 
viele Jahrhunderte umfassenden Lebensalters der Menschheit^ 
welches wir das Mittelalter nennen; ebenso in der Wahr- 
nehmung, dass wir gegenwârtig in einem neuen Weltalter 
leben. Aber noch sind die Meinungen geteilt über den Zeit- 
punkt, in welchem sich die Neuzeit von dem Mittelalter ent- 
schieden abhebt. Wir wissen langst, dass die Vergangenheit 
mit der Zukunft verbunden bleibt. Die Ahnungen und die 
ersten Triebe der kommenden Zeiten regen sich schon lange 
zuvor in den frtiheren Zeiten und unzàhlige Nachwirkungen 
vergangener Tage werden forterhalten in der verânderten 
Altersperiode. Mitten im Mittelalter sprachen einzelne Geister 
Gedanken aus, die erst in unserem Jahrhundert verstanden 
werden, und in den heutigen Zustânden noch sçhen wir manche 
üeberreste der mittelalterlichen Bildung und zwar nicht bloss 
in KlÔstern und auf adeligen Schlôssern sorgfâltig erhalten. 
Dieser Zusammenhang, der jeden scharfefi êchnitt zwischen 
Altem undNeuem wie eine unsinnige Verwundung empflndet, 
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ist schon durch die Einheit des Lebens bedingt. Es ist nicht 
anders mit den Altersstufen des Einzellebens. Aber trotzdem 
haben wir ein Bedürfnis, uns über die verschiedenen Zeit- 
perioden zurechtzufinden, die an den Grenzen ineinander 
übergehen und die dennoch im grossen betrachtet wohl zu 
unterscheiden sind. 

1. Manche datieren den Anfang der neuen Zeit schon 
von der zweiten Hâlfte des XV. Jahrhunderts. Das Zeitalter 
der Kenaissance erscheint ihnen als die Wandlung aus 
dem Mittelalter zur modernen Wclt. Das Erwachen des philo- 
sophischen Geistesbewusstseins aus mehr als tausendjahrigem 
Schlummer, das Wiederaufleben der antiken Ideen und Er- 
innerungen im Gegensatze zu dem mittelalterlichen Glauben 
und den mittelalterlichen Institutionen , die erneuert% Blüte 
einer freieren und froheren Kunst nach dem Vorbilde der 
klassischen Kunstwerke, die Erhebung vorzüglich der italieni- 
schen Stâdte, die sich nicht scheuten, der Vormundschaft der 
pâpstlichen Hiérarchie sich gelegentlich zu entwinden, die 
Ausbreitung des rômischen Kechtes und sein Vorzug vor dem 
kanonischen Rechte, die Erfindung der Buchdruckerkunst und 
die Ausstreuung der Druckschriften, die Erfindung des Pulvers 
und die Umbildung der Heere, die kühnere Seefahrt und die 
Entdeckung unbekannter Lânder an den Küsten von Afrika 
und in Indien und eines neuen Weltteiles im Westen; ail das 
weist allerdings auf eine Wendung hin aus dem Mittelalter 
in die Neuzeit. Aber es ist doch noch nicht der Abschluss des 
Mittelalters, sondern nur die absteigende Entwickelung des 
Mittelalters, welche der aufsteigenden Richtung der Neuzeit 
vorarbeitet und vorausgeht. Der damalige Zeitgeist hat doch 
eher einen reifen als einen jugendlichen oder gar kindlichen 
Charakter. Er will weniger Neues schaffen, als Altes erneuern. 
Es sind durchweg antike Ideen und antike Vorbilder, denen 
er nachstrebt. Ér reformiert teilweise und er erschüttert 
teilweise die mittelalterliche Weltordnung, aber er stürzt sie 
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nicht und ersetzt sie nicht durch eine Neuschôpfung. Am 
Eude erstarrt die Bewegung doch in der absoluten Herrschaft 
grosser und kleiner Fürsten. 

2. Oefter noch wird das Zeitalter der kirchlichen 
Reformation als der Beginn der Neuzeit betrachtet. Man 
denkt dabei weniger an die mangelhaften Reformversuche des 
deutschen Reiches auf dem Wormser Reichstag von 1495 als 
an die Kirchenreform des XVI. Jahrhunderts und rechnet 
diese von dem Anschlag der Thesen Martin Luthers (31. Okt. 
1517) an der Kirchenthüre zu Wittenberg. 

In der That war damais der weltgeschichtliche Bruch mit 
der mittclalterlichen Autoritât der romischen Kirche ein voll- 
stàndiger, und die Gründung von protestantischen Kir- 
che n war wirklich eine neue Schopfung auf kirchlichem Ge- 
biete. Die damalige Befreiuung des religiôsen Gewkssens von 
der romischen Bedrângnis und Knechtschaft gab auch unbe- 
streitbar einen mâchtigen Anstoss zu der spâteren Befreiuung 
der Wissenschaft von der Autoritât des kirchlichen Glaubens 
überhaupt. Die sittliche Reinigung und Erhebung der Staatsidee 
wirkte vorbereitend auf die Gestaltung des modernen Staates. 

Dennoch war der Grundgcdanke der deutschen Kirchen- 
reform nicht eine Neubildung, sondern die Sâuberung der 
alten Kirche von dem Wust verjâhrter Missbràuche und die 
Herstellung der ui’sprünglichen Reinheit des Christentums. 
Die alte geschichtliche Autoritât der pâpstlichen Kirche und 
ihrer Tradition wurde gebrochen, aber die âltere ebenfalls 
geschichtliche Autoritât der heiligen Schrift strenger aïs vor- 
dem gewahrt. Das ursprüngliche Christentum war freilich 
nicht mehr herzustellen, so wenig als die klassische Kunst 
der Athener und der Rômer durch die Renaissance der ita- 
lienischen Meister herzustellen war. Die erneuerten Ideen der 
alten Welt bekamen in der inzwischen umgewandelten Mensch- 
heit eine neue Gestalt. D'as europàische Leben war noch im 
Fortschritte begriffen, und die protestanlische Kirche, wie der 
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vom Protestantismus berührte Staat waren daher relativ neue 
Erscheinungen. Die Staatsidee selbst aber blieb doch noch 
wesentlich die mittelalterliche: der Staat galt noch als das 
leiblich-irdische Reich, die Kirche noch als die vorzugsweise 
geistige, in den Himmel hineinragende Gemeinschaft der Heiligen. 

Der entscheidende Beweis aber dafür, dass die reforma- 
torische Bewegung des XVI. Jahrhunderts cher dem seinem 
Ende zureifenden Weltalter des Mittelalters als der jugendlich 
aufstrebenden Neuzeit angehôrt, liegt in dem Charakter der 
beiden Jahrhunderte von 1540 — 1740. Diese lange Période 
macht auf den unbefangenen Betrachter den Eindruck nicht 
der Jugend, sondern des Alters. Selbst in der protestanti- 
schen Kirche nimmt sofort wieder eine starre, tote Ortho- 
doxie überhand, die keine frischeren Triebe aufkommen lasst 
und das wissenschaftliche Leben fesselt und niederdrückt. 
In der katholischen Kirche breitet der Jesuitenorden, der 
ausgesprochenste Trâger der künstlich konservierten mittel- 
alterlichen Hiérarchie, seine Macht ans. Der fürstliche Abso- 
lutismus unterwirft sich den mittelalterlichen Adel und lôst 
das Lehenswesen auf, aber es pulsiert in ihm doch vorzüglich 
altes Leben. Die absolute Monarchie, die nun auf dem ganzen 
Kontinente von Europa herrschend wird und nur in England 
abgewehrt wird, stützt sich vornehmlich auf alte Ideen, dyna- 
stische und rômische, patrimoniale und theokratische. Auch 
der behaglich ausschweifende Zopfstil, der allmâhlich die 
Renaissance verdràngt, ist eine àltliche Erscheinung. In alle- 
dem zeigt sich eher Auflôsung, das Absterben des Mittelalters, 
als eine von Grund aus neue Zeit. Der junge Leibnitz hatte 
einen so lebhaften Eindruck empfangen von dem àltlichen 
Charakter seii^er Zeit, dass er im Jahre 1669 schrieb, man 
habe „Grund zu der Annahme, dass die Welt in ihr Greisen- 
alter eingetreten sei“. i 


1 Fichier, Theologfe von Leibnitz, I, S. 23. 
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3. Diese Erwâgung hindert uns auch, den Anfang des 
modernen Weltalters in der englischen Révolution zu 
erkennen, sei es der Révolution von 1640, sei es der soge- 
nannten „glorreichen“ Révolution von 1688. Gewiss brachte 
auch sie Neues. Die konstitutionelle Monarchie kam 
nun zum Durchbruch. Jede sorgfaltigere Vergleichung aber 
der englischen mit der franzôsischen Révolution bestârkt unsere 
Wahrnehmung, dass jene noch in das Ende des Mittelalters, 
diese in die Neuzeit gehort. Die Englânder kampften noch 
vorzugsweise für die alte angelsâchsische Volksfreiheit und 
die hergebrachten Rechte des Parlamentes wider den Absolu- 
tismus des Kônigs, wâhrend die Franzosen eine neue ratio- 
nelle Gestaltung des Staates und eine neue gesellschaftliche 
Freiheit zu verwirklichen suchten. 

4. Viele sehen deshalb in dem Zeitalter der franzosi- 
schen Révolution die ersten entschiedenen Regungen der 
modernen Zeit und datieren dieselbe von 1789 an. Die An- 
nahme schmeichelt ûberdem der franzôsischen Eitelkeit. Aber 
wenngleich es unbestreitbar ist, dass die franzôsische Révo- 
lution von dem modernen Geiste erfüllt und bewegt ist, so 
hat derselbe doch früher schon seine Schwingen zu regen be- 
gonnen. Das Zeitalter der Aufklârung ging voran und 
trâgt bereits den unverkennbaren Stempel der Neuzeit. 

Schon manche haben es bemerkt, insbesondere auch 
Thomas Buckle, der gelehrte Verfasser der Geschichte der 
neueren Civilisation, dass mit dem Jahre 1740 eine verànderte 
Strômung der Geister sichtbar wird. Wie die Sonne zuerst die 
Spitzen der Berge beleuchtet und dann erst mit ihren Strahlen 
in die Thâler niedersteigt, so zeigt sich der neue Geist zuerst 
in hervorragenden Menschen und breitet sich nur allmâhlich 
aus über die Menge. Aber in der zweiten Hâlfte des XVIII. Jahr- 
hunderts sind es doch nicht bloss wenige Auserwàhlte, nicht 
blosse Vorlaufer und Propibeten einer komînenden Zeit, die 
von dem neuen Geiste ergriflfen werden. ^eberall steigen neue 
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Ideen auf an dem Horizont, und das Verlangen nach einer 
Umgestaltung der Welt regt sich in weiten Kreisen. Die 
Hoffnung auf ein neues Leben schwellt die Herzen. In der 
Kunst und in der Litteratur, im Staat und in der Gesellschaft 
vollzieht sich eine Wandlung. Der Sinn der Welt wendet sich 
entschieden ab von dem Mittelalter, einer Neuschôpfung zu. 

Man vergleiche verwandte Personen und Erscheinungen 
seit 1740 mit denen der letzten Jahrhunderte vorher und man 
wird die gewaltige Verânderung in dem Charakter der Zeiten 
deutlich erkennen. Nicht bloss die Individuen sind andere, 
auch die Bedingungen ihres Daseins, der Boden, auf dem sie 
stehen, die Luft um sie ber sind anders geworden. Man 
vergleiche z. B. Friedrich den Grossen von Preussen, 
den bedeutendsten Reprâsentanten des modernen Staates und 
der modernen Weltanschauung, nicht nur mit Ludwig XIV. 
von Frankreich, dem deutlichsten Reprâsentanten des abso- 
luten Konigtums von Gottes Gnaden, welcher das Mittelalter 
abschliesst, sondern selbst mit seinem grossen Ahnherrn, dem 
Kurfürsten Friedrich Wilhelm; oder man vergleiche die 
Befreiung der Niederlande von der spanischen Herrschaft 
mit der Befreiung Nordamerikas von der englischen Nation, 
oder die englische und die franzôsische Révolution, oder 
Rousseau mit Hutten, Lessing mit Luther und man 
wird den heftigen Gegensatz der Zeiten deutlich erkennen. 

Die neue Zeit, in welche die civilisierte Menschheit seit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts eingetreten ist, zeigt sich 
auch in dem unsichern Tasten und Experimentieren der Staats- 
theorie und der Staatspraxis, in den kecken Versuchen einer 
vôlligen Neuschôpfung und in der momentanen Verâweiflung, 
welche dem Migslingen auf dem Fusse folgt, in dem Schwanken 
zwischen Révolution und Reaktion. 

Wenn das moderne Weltalter im grossen den Charakter 
selbstbewusster Mànnlichkei. zeigt, in hôherem Grade 
als irgend eine frûhire Période der Geschichte, so verraten 
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diese Züge doch, dass wir nur die erste Entwickelungs- 
stufe dieser mânnlichen Zeit erlebt haben, welche noch 
ebenso ein unreifes, jugendliches, zuweilen kindliches Antlitz 
trâgt, wie die letzten Jahrhunderte des Mittelalters ein âlt- 
llches Aussehen haben. Das organisch-psychologische Gesetz 
der Altersentwickelung bestimmt nicht bloss das Gesamt- 
leben der Menschheit in seinen Weltaltern, es wiederholt sich 
in fortgesetztem Kreislauf auch in den einzelnen Perioden 
innerhalb der verschiedenen Weltalter. 

Wir datieren also das Moderne Weltalter seit dem 
Jahre 1740. Die Erhebung des preussischen Kônigs- 
staates, die Josephinische Bewegung in Oesterreich, 
die Gründung der nordamerikanischen Union, die 
Wandlungen der franzôsischen Révolution und der 
Napoleonische Staat, die Verpflanzung der konstitu- 
tionellen Monarchie aus England in die Kontinental- 
staaten, die Versuche, die reprâsentative Demokratie 
einzuführen, die Gründung nationaler Staaten, die Los- 
schâlung des ôffentlichen Reçûtes von der konfessionellen 
Umhüllung, die Sonderung oder Trennung von Staat und 
Kirche, die Beseitigung ailes Feudalismus, aller 
stândischen Privilegien, die Erhebung des einheit- 
lichen Volksbegriffes und die Anerkennung der freien 
Gesellschaft sind sâintlich teils erste Versuche, teils 
erste Gestaltungen und Wirkungen des modernen Gesamt- 
lebens und daher auch des modernen Staates. 

Anmerkung. Wir sind gewohnt, die Geschichte der Menschheit 
in ihrem inneren Zusammenhang und in geregelter Folge zu betrachten. 
Wir unterscheiden daher die verschiedenen Weltalter àhnlich, wie wir 
die Lebensalter der Einzelmenschen unterscheiden. Wir sprechen von 
eineni Kindesalter, von einem Jugendalter der Menschheit und schliessen 
dieses mit der klassischen Période des liellenischen und romischen Kultur- 
lebens ab. In dieser Weise sèheiden wir auch da{: Mittelalter von den 
j ugendlich-genialen Weltaltern der alten Grieÿien und Rômer ab, und 
ebenso nach der anderen Seite von der reiferen und mannlicheren Neuzeit. 
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Wàhrend das Leben des Einzelmenschen nach Jahreu und nacli Jahr- 
zehnten bemessen wird, rechnen wir das Leben der Menschheit nach 
Jahrhunderten und Jahrtausenden. Innerhalb der einzelnen Weltalter 
entdecken wir nochmals denselben Kreislauf und dieselbe Folge der 
Altersstufen und nehmen wir wieder erst aufsteigende, dann absteigende 
Linien der Entwickelung wahr. Wie den Weltaltern im grossen, so 
sprechen wir ihren Perioden und Phasen im kleinen einen bestimmten 
Charakter und Geist zu. Die erste und die zweite Hâlfte des XVIIl. Jahr- 
hunderts zeigen so einen durchaus verschiedenen Typus, ahnlich wie die 
erste und zweite Hâlfte des XVI. Jahrlmnderts. 

Diese ganze weltgeschichtliche Betrachtungsweise hat aber eine Wahr- 
heit nur unter der Voraussetzung, dass die Menschheit nicht bloss eine 
Summe von Einzelmenschen und dass das Leben der Menschheit nicht 
bloss eine Summe von Einzelleben sei. Sie ruht vielmehr auf der An- 
nahme, dass die Menschheit ein Ganzes sei und dass es eine Entwicke- 
lung der Menschheit im grossen gebe, welche zu ihrer Bewegung 
und zu ihren Fortschritten grôsserer Zeitperioden bediirfe als die Alters- 
perioden der einzelnen. Indem wir ganze Perioden von Jahrhunderten 
und Jahrtausenden überschauen, kônnen wir uns den Eindrücken jenes 
grossartigen Zusammenhanges und dieser bestimmten Folge der Entwicke- 
lung nicht entziehen., und wir schliessen daraus auf die Einheit des 
Menschengeschlechtes und auf die Bestimmung der Menschheit, dereii 
grosses Leben über das kleine Leben der Einzelmenschen hinschreitet, 
dem aber das kleine Einzelleben bewusst oder unbewusst zu dienen hat. 

Wenn diese Wahrnehmung richtig ist, so nôtigt sie uns zu einem 
Rückschluss auf die Dauer der Menschheit, deren Leben die Weltgeschichte 
darstellt. Es ist nicht wahrscheinlich, dass die uns unbekannte oder doch 
nur wenig bekannte Kindheitsperiode der Menschheit sich ins ünerraess- 
liche ausdehne, wâhrend die Jünglingszeit derselben und die seitherige 
Entwickelung zu mânnlicher Reife einige Jahrtausende nicht übersteigt. 
Der Unterschied kann nicht ein unverhàltnismâssiger sein. Indessen 
scheint dieser Annahme die heutige Naturwissenschaft zu widersprechen. 

Wie das Al ter der Erdrinde, welches die semitische Schopfungs- 
geschichte auf eine kurze Zeit von wenigen Jahrtausenden zusammen- 
gedràngt hat, infolge einer gründlicheren Forschung ins Ungeheuere 
ausgedehnt worden ist und wir hier nach Millionen oder gar nach 
Milliarden von Jahren zu rechnen gelernt haben, so hat dieselbe ünter- 
suchung auch die Anfânge der Menschheit in eine viel fernere Vorzeit 
verlegt, deren wette, kaum nâher bestimmbare Zeiten ausser Verhàltnis 
sind zu den bekannten Weltaltern der spâteren Geschichte. Es ist min- 
destens sehr wahrscheinlich, wenn nicht gewiss, dass es schon vor 
Hunderttausenden^vcii Jahren menschenftrtige Geschôpfe gegeben hat. 
Die Naturforschung hat nralte menschliche Knochen und Schâdelreste 
entdeckt, die in einer unbekannten Vorzeit mit den Hohlenbaren gleich- 
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zeitig gelebt haben. Sie uiiternimmt es sogar, den leiblichen Zasammen- 
hang und die Wandlungsstufen aiifzazeigen, welche den Menschenkôrper 
mit den àlteren Korperformen der Tiere verbinden. Sie macht es wahr- 
scheinlicb, dass die vorgeschichtlichen Menschenrassen mit den Affen iind 
anderen Tieren noch nàher verwandt waren als die heutige Menschheit. 
In dieser Beobachtung liegt zunâclist eine Verschàrfung, bei naherer Er- 
wàgung aber eine Losung jenes Widerspruches. 

Mag imraerhin die Geschichte der Menschenschopfung oder, wie 
manche es nennen, der Menschenztichtimg, welche die Naturwissenschaft 
aufsucht, auf sehr viel frühere Zeiten hinweisen, als die hergebrachte 
Annahme eines Kindheitsalters der Menschheit vernmtet, so haben wir 
doch keinen Grand, die Kulturgeschichte der Menschheit und das, was 
wir Weltgeschichte nennen, ebenso ins Weite auszudehnen. Die 
Weltgeschichte konnte erst in der Zeit beginnen, als eine hdhere 
Menschenrasse die Fahigkeit offenbarte, selber schopferisch an der 
Vervollkommnung des Meiischengeschlechtes zu arbeiten. Sie tangt daher 
erst an mit der Erscheinung der weissen Menschenrasse, der Kinder 
des Lichtes, der Bildner and Trager der Weltgeschichte. Der weisse 
Mensch ist keinenfalls so ait als der sogenannte Affenmensch. 

Das Gesetz der organisch-psychologischen Entwickelung der 
Weltgeschichte ist also nicht mit dem Natnrgesetze der leiblichen 
Abstammung zu verwechseln. Das menschliche Gemeingefühl und der 
Gemeingeist, welche sich in jenemoffenbaren, und dieEntwickelungsstufen-) 
die sich in dem wechselnden Vortreten der verschiedenen Geistes- und 
Gemütskrafte und in den Menschenwerken darstellen^ gehôren wesentlich 
der hochsten Menschennatur an und nicht der Natur der man chéri ei 
Tiergattungen. 

Die niedrigeren ersten Erscheinungen von Menschenrassen mogen als 
Vorstufen der hbheren Menschheitsform eine stoffliche Bedeutung haben. 
An der eigentlichen Geschichte der Menschheit haben sie kaum mehr 
Anteil als die Farbe und der Pinsel an dem Gemâlde des Künstlers. 


Sechstes Kapitel. 

2. Hauptunterschiede des modernen Staatsbegriffes von dem 
antiken und dem mittelalterliohen Staatsbegriff. 

Der Gegensatz des modernen und des antiken Staats- 
begriffes làsst sich in folgender Gegenüberstellung der Haupt- 
unterschiede darstellen: 
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Antiker Staat. 

1. Der antike Staat erkennt 
noch nicht die persônlichen 
Menschenrechte und daher 
auch nicht die individuel- 
len Freiheitsrechte an. 
In allen antiken Staaten be- 
stand mindestens die Hàlfte 
der Bevôlkerung ans recht- 
losen Sklaven und nur die 
kleinere Hâlfte aus freien 
Bürgern. Der Landbau, die 
Viehzucht, das Handwerk, der 
hâusliche Gesindedienst und 
sogar ein grosser Teil des 
Handels wurden vorzugsweise 
von Sklaven besorgt. Infolge- 
dessen wurde die Arbeit gering 
geachtet und die Arbeiter 
galten wenig. Die Sklaven 
waren nur durch ihren Herrn 
mit dem Staate verbunden. Sie 
hatten keinen Anteil an dem 
Staate, kein Vaterland. Die 
Menschenrechte waren ihnen 
fast gànzlicb versagt. Die Sitte 
freilich war oft besser als das 
Gesetz, aber auch die besseren 
thatsàchlichen Zustànde waren 
unsicher und kojinten plôtzlich 
einEnde nehmen mitSchrecken. 
Von Zeit zu Zeit brachen Skla- 
venaufstànde los und wurden 
dann blutig niedergeworfen. 


Moderner Staat. 

1 . Der moderne Staat erkennt 
die Menschenrechte in 
jedermann an. Ueberall 
bat er die Sklaverei aufgeho- 
ben als ein Unrecht und so- 
gar die mildere Hôrigkeit 
und die Erbunterthânig- 
keit beseitigt, als eine Miss- 
achtung der natürlichen Frei- 
heit der Person. Der 
Mensch bat kein Eigentum 
über den Menschen, denn nie 
ist der Mensch eine Sache, 
sondern immer eine Person, 
d. h. ein Rechtswesen. Es 
gibt nur freie Arbeit und sie 
wird geschâtzt. Auch die po- 
litische Teilnahme an dem 
Staate ist allen Volksklassen 
zugânglich, und das staatliche 
Stimmrecht ist auch auf die 
Arbeiter und die Dienstboten 
ausgebreitet worden. Die Ge- 
fahr von Sklavenaufstânden ist 
verschwunden. Der ganze Staat 
ruht auf breiterer Grundlage. 
Seine Wurzeln sind über die 
ganze Bevôlkerung ausgedehnt. 
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Antiker Staat. 

2. Die antike Staatsidee um- 
fasst das gesamte gemein- 
same Menschenleben, 
in Religion und Recht, Sitte 
undKunst, Kultur undWissen- 
schaft. Priesteramt ist Staats- 
amt. Der antike Staat kennt 
noch nicht die voile Geistes- 
freiheit der Individuen. 


3. Der antike Mensch ist 
nur als Staatsbürger voll- 
berecbtigt. Bei den Hellenen 
•waren nocb Privatrecbt und 
ôffentliches Recbt un- 
ausgéscbieden durcbeinander 
gemischt. Die Rômer sonder- 
ten zwar die beiden Ordnungen 
grundsâtzlicb, aber noch blieb 
ihr Privatrecbt vollig von dem 
Volks- und Staatswillen ab- 
hângig. Die individuelle Frei- 
heit auch gegenüber dem Staat 
war noch nicht anerkannt. 


Moderner Staat. 

2. Der moderne Staat ist 
sich der Schranken seiner 
Macht und seines Rechtes 
bewusst geworden. Er be- 
trachtet sich wesentlich als 
Rechtsgemeinschaft und poli- 
tische Gemeinschaft. Er ver- 
zichtet darauf, die Religion 
und denKultus zubeherrschen, 
und überlâsst beides den Kir- 
chen und den Individuen. 
Priesteramt ist Kirchenamt. 

Er niinmt auch keine wis- 
senschaftliche und keine künst- 
lersiche Autoritat für sich in 
Anspruch. Er achtet und 
schützt die wissenschaftliche 
Freiheit der Forschung und 
der Meinungsàusserung. 

3. Der moderne Mensch ist 
als Individuum berechtigt. 
Das Privatrecbt wird von 
dem ôffentlichen Recht scharf 
unterschieden. Jenes wird von 
dem Staate eher erkannt als 
geschaffen, mehr geschützt als 
beherrscht. Die freie Person 
geht nicht im Staate auf. Sie 
entwickelt sich.selbstândig und 
übt ihr Recht nicht nach dem 
"Willen der Staatsgewalt, son- 
dern nach persënlichem Wil- 
len ausf 
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Antiker Staat. 

4. Die antike Staatsgewalt 
hat einen absoluten Cha- 
rakter. 

5. Die offentlichen Gewalten 
werden unmittelbar von 
den dazu Berechtigten aus- 
geübt. In der antiken Re- 
publik erscheint die Bürger- 
schaft in grossen Volksver- 
sammlungen (Ekklesien, Ko- 
initien) und beschliesst hier 
selber über wichtige Staats- 
angelegenheiten. 

6. Die hellenischen Staaten 
sind wesentlich Stâdtestaa- 
ten, Politien. Ans einem 
Stàdtestaat hat sich Rom zum 
Weltstaat erweitert. 

7. In dem antiken Staate 
werden zwar die ôffentli- 
chen Thàtigkeitenje 
nach ihrer Art und Richtung 
unterschieden. Aber gewôhn- 
lich üben dieselben Ver- 
sammlungen und Magistrate 
verschiedenartige Funktionen 
aus, Gesetzgebung und Re- 
gierung, Imperium und Juris- 
dictio. 

8. Der antike Sfaatfühlt sich 
auch nach aussen nur^durch 


Moderner Staat. 

4. Die moderne Staatsgewalt 
ist verfassungsmâssig be- 
schrânkt. 

5. Der moderne Staat ist 
vorzugsweise Reprâsenta- 
tivstaat. An dre Stelle der 
massenhaften Volksversamm- 
lung tritt der gewàhlte Aus- 
schuss der Bürger alsVolks- 
vertretung. Die heutigen 
Reprâsentativkôrper sind be- 
fâhigter als die antiken Volks- 
versammlungen , die Gesetze 
zu prüfen, Beschlüsse zu er- 
wâgen und Kontrolle zu üben. 

6. Die modernen Staaten sind 
wesentlichVolksstaaten.Die 
Stadt ist nur eine Gemeinde 
in dem Staate, nicht der Kern 
des Staates. 

7. In dem modernen Staate 
werden für die verschiede- 
nen Thàtigkeiten auch 
verschiedene Organe ge- 
schaffen und so die frühere 
nur gegenstandliche Unter- 
scheidung der Gewalten zu 
persônlicher Sonderung 
der Funktionen fortgebildet. 

8. ï)ie modernen Staaten er- 
kennen in dem Vôlkerrecht 
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Antiker Staat. 
den Widerstand anderer Staa- 
ten thatsàchlich, aber nicht 
durch das gemeinsame Vôl- 
kerrecht beschrànkt. Rom 
strebte rücksichtslos die Welt- 
herrschaft an wie sein na- 
türliches Vorrecht. 

Die Hauptunterschiede der 
der mittelalterlichen sind: 
Mittelalterlicher Staat. 

1. Das Mittelalter leitet den 
Staat und die Staatsgewalt 
von Gott ab. Der Staat ist 
eine von Gott gewollte und 
geschaffene Ordnung. 

2. Die theologischen 
Principien sind grundlegend 
und massgebend für den Staats- 
begriff. Der ganz und gar 
mittelalterliche Islam kennt 
nur Ein Gottesreich, wel- 
ches von Gott dem Sultan zur 
Herrschaft verliehen ist. Das 
christliche Mittelalter will den 
Dualismus von Kirche und 
Staat, aber es glaubt, dass 
beide Schwerter, das 
geistliche und das weltliche, 
von Gott verliehen werden, 
das erste an den Papst, das 
zvreite an den Kaiser. Die 


Moderner Staat. 
eine rechtliche Schranke ihrcr 
Herrschaft an. Das Vôlker- 
recht schützt den Bestand und 
die Freiheit aller Vôlker und 
Staaten und verwirft die Uni- 
versalherrschaft Eines 
Staates über aile Nationen. 
modernen Staatenbildung und 

Moderner Staat. 

1. DermoderneStaatwirdaus 
der Menschennatur mensch- 
lich begründet. Der Staat ist 
eine von den Menschen zu 
menschlichen Zwecken ge- 
scliaffene und verwaltete ge- 
meinsame Lebensordnung. 

2. Die weltlichen Wissen- 
schaften der Philosophie 
und Geschichte bestimmen 
dieGrundprincipien desStaates. 
Die moderneStaatswissenschaft 
geht von der Betrachtung des 
Menschen aus, wenn sie den 
Staat erklàrt. Die einen den- 
ken sich den Staat als eine 
Gesellschaft von Einzel- 
menschen, welche zum Schutze 
ihrer Sicheçheit und ihrer 
Freiheit sich vereinbaren, die 
anderen als eine Verkôrperung 

i> 

des Volk'és in seiner Einheit. 

Die moderne Staatsidee ist 
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Mittelalterlicher Staat. 
protestantische Théologie ver- 
warf die Idee des geistlichen 
Schwertes und erkannte nur 
das eine Schwert des Staates 
an; aber auch sie hielt an 
dem religiôsen Gedanken fest, 
dass die obrigkeitliche Gewalt 
von Gott komme. 


3. Das Idéal des mittelalter- 
lichen Staates ist zwar nicht 
mehr, wie das der alten orien- 
talischen Vôlker, die unmittel- 
bare Theokratie, aber die mit- 
telbare Theokratie. Der 
Herrscher ist Stellvertre- 
ter Gottes. 


4. Der mittelalterliche Staat 
ruht auf der Glaubensge- 
tneinschaft ^und fordert 
Glaubenseinheit. Die Un- 
glâubigen und Irrglaubigein 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


Moderner Staat. 
nicht religiôs, aber sie ist 
darum nicht irreligiôs, d. h. 
sie macht den Staat nicht ab- 
hângig von dem religiôsen 
Glauben, aber sie leugnet 
nicht, dass Gott die mensch- 
liche Natur geschaffen und an 
der Weltregierung sich in dem 
Schicksal eine Mitleitung vor- 
behalten habe. Die moderne 
Staatswissenschaft bescheidet 
sich , den Gedanken Gottes 
nicht ergründen zu kônnen, 
aber sie bemüht sich, den 
Staat menschlich zu begreifen. 

3. Dem politischen Bewusst- 
sein der modernen Vôlker ist 
aile Theokratie verhasst. Der 
moderneStaat ist eine m e n s ch- 
liche Verfassungsord- 
nung. Die moderne Staats- 
gewalt ist durch das ôlfent- 
liche Recht bedingt und ihre 
Politik strebt die Volkswohl- 
fahrt an, wie sie dieselbe mit 
menschlichem Verstande be- 
greift und mit menschlichen 
Mitteln durchführt. 

4. Der moderne Staat be- 
trachtet die Religion nicht als 
einç Bedingung des Rechtes. 
Das ôffentliche und das Pri- 
vatrecht sind unabhangig 

5 
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Mittelalterlicher Staat. 
haben kein staatliches Becht. 
Sie werden verfolgt und aus- 
gerottet, im günstigsten Falle 
mir geduldet. 


5. Das christliche Mittel- 
alter betrachtet die Kir ch e 
als das geistige und daher 
hohere, den Staat als das leib- 
liche und daher niedere 
Keich. Damit ist die Herr- 
schaft oder doch die Vormund- 
schaft des Priestertumes 
über das Fürstentum be- 
gründet, Der Klerus steht 
hoch über den Laien und ist 
durch Iraraunitàten privi- 
legiert. 


6. Im Mittelalter leitet die 
Kirche die Erziehung der 
Jugend und übt ihre Autori- 
tât auch über die Wiss^en- 
schaft aus. 


Moderner Staat. 
von dem Glauben. Der 
moderne Staat schützt die Be- 
kenntnisfreiheit und einigt 
friedlich verschiedene 
Kirchen und Religions- 
genossenschaften. Er ent- 
hàlt si ch jeder Verfolgung von 
Andersglâubigen oder von Un- 
glüubigen. 

5. Der moderne Staat be- 
trachtet si ch als eine Per- 
son, die zugleich aus Geist 
(dem Volksgeist) und Leib, 
der Verfassung, besteht. Er 
fühlt sich auch der Kirche 
gegenüber, die ebenfalls eine 
aus Geist und Kôrper be- 
stehende religiôse Gesamtper- 
son ist, unabhângig und frei 
und behauptet seine Hoheit 
auch über die Kircbe. Er 
erkennt keine Ueberordnung 
des Klerus an, verwirft die 
Privilegien der Immunitâten 
und breitet seine Rechtsherr- 
schaft über aile Klassen gleich- 
mâssig aus. 

6. Der moderne Staat über- 
lâsst nur die «-religiôse Er- 
ziehung der Kirche. DieSchule 
ist Staatsscljule. Die Wis- 
senscljaft ist frei von der 
kirchlichen Autoritât und wird 
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Mittelalterlicher Staat. 


7. Das Mittelalter vermengt 
überall ôffentliches und 
Privatrecht. Es betrachtet 
die Landeshoheit àhnlich dem 
Grundeigentum und das Für- 
stentum wie ein Familien- 
recht. 

8. Das Mittelalter bat die 
Tendenz zur Lehensord- 
nung (Feudalismus). Es 
spaltet die Staatsgewalt und 
leitet ibre Stücke stufenweise 
ab von Gott auf den Kônig, 
von diesem auf die Fürsten, 
dann die Ritter und die Stàdte. 
Die Rechtsbildung wird par- 
tikularistisch. 

9. Die Vertretung ist stân- 
disch gegliedert. Die ari- 
stokratischen Stânde, Kle- 
rus und Adel herrschen vor. 
Das Recht ist stândisch 
verschieden. 


10. Das Mittelalter schützt 
die dynastische und standische 
Freiheit der grossen und klei- 
nen Herren in weitem Masse 


Moderner Staat. 
von dem Staate in ihrer Frei- 
heit geschützt. 

7. Der moderne Staat unter- 
scheidetôffentlichesRechf 
und Privatrecht und ver- 
bindet mit dem ôffentlichen 
Rechte die ôffentliche 
Pflicht. 

8. Der moderne Staat ist 
Volksordnung und bewahrt 
die Einheit der Staatsgewalt 
im Centrum. Die Staatenbil- 
dung ist national geeint, zu 
grôsseren Genieinwesen hin- 
strebend. Die Rechtsbildung 
ist national und menschlich; 
sie ordnet das gesamte Leben 
gleichmâssig. 

9. Der moderne Staat ver- 
langt eine einheitliche 
Volksvertretung. Die 
grossen Volksklassen haben 
das Uebergewicht. Die Grund- 
lage ist demokratisch. Das 
Staatsbürgertum umfasst 
aile Klassen gleichmâssig. Das 
Recht ist gemeines Landes- 
und Volksrecht. 

10. Der moderne Staat ent- 
wickelt die gemeine bür- 
geriiche Freiheit in allen 
Klassen und nôtigt jeder- 
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Mittelalterlicher Staat. 
bis zur Lâhmung der Staats- 
autoritat. Dagegen hait es die 
Bauern in der Unfreiheit. 

1 1 . Der mittelalterliche Staat 
ist blesser Rechtsstaat, aber 
mit mangelhaftem Gerichts- 
schutz und viel Selbsthilfe. 

Regierung und Verwal- 
tung sind im Mittelalter 
wenig ausgebildet und 
schwach. 


1 2 . Der mittelalterliche Staat 
ist geistig wenig bewusst. 
Er làsst sich mehr durch In- 
stinkte und Neigungen be- 
stimmen. Er macht den Ein- 
druck der Naturwüchsig- 
keit. Das Gewohnheits- 
recht ist die Hauptquelle der 
Rechtsbildung. 


Moderner Staat. 
mann, der Staatsautoritât zu 
gehorchen. 

11. Der moderne Staat ist 
als Verfassungsstaat zwar 
ebenfalls Rechtsstaat, aber er 
istzugleichvolkswirtschaft- 
licher undKulturstaat und 
ver allen polit is cher Staat. 

Die Regierung des moder- 
nen Staates ist mâchtig und 
seine Verwaltung mit Rück- 
sicht auf die Wohlfahrt des 
Volkes und der Gesellschaft 
sorgfâltig durchgebildet. 

12. Der moderne Staat ist 
selbstbewusst. Er han- 
delt nach Principien. Er 
ist eher rationell als in- 
stinktiv. Das Gesetz ist die 
wichtigste Rechtsquelle. 


Siebentes Kapitel. 

Die Ëntwiekelung and die Gegensïtze der Staatslehre. 

An der ümgestaltung der Staatsidee und des wirklichen 
Staatsbegriffes hat auch die Staatswissenschaft' einen sehr 

1 Nàher dargestellt ist dîese Entwickelung Ker* Staatswissenschaft 
in dem Werke; Bluntschli, Geschichte de^ allgemeinen Staatsrechtes 
und der Politik. München 1864. Dritte Auflage. 1882. 



Siebentes Kapitel. Die Entwiokelung und die Gegensâtze der Staatslehre, (>9 


bedeutenden Anteil. Es ging die moderne Staatstheorie der 
modernen Staatspraxis voraus. Regelmâssig begleitete jene die 
Wandlungen dieser, die Wege beleuchtend. Zuweilen folgte 
sie dieser nach. 

Es sind hauptsâchlich folgende Phasen der wissenschaft- 
lichen Entwickelung hervorzuheben: 

1. Der Staatsbegriff der Renaissance, welcher durch 
Machiavelli, Bodin, zum Teil auch durch Hugo de 
Grot vornehmlich vertreten wird, schliesst sich noch an den 
antiken Staatsbegriff an, aber fângt doch an, denselben um- 
zubilden. 

Der Staat, wie ihn Machiavelli als das herrlichste Er- 
zeugnis des menschlichen Geistes verehrt und mit Leiden- 
schaft liebt, ist ihm hochstes Dasein. Unbedenklich opfert er 
dem Staate ailes, selber die Religion und die Tugend. Sein 
Staat ist aber nicht mehr Rechts- oder Verfassungsstaat, wie 
dieses der alte Romerstaat gewesen war. Das offentliche Recht 
gilt ihm nur als ein Mittel, die Wohlfahrt des Staates zu fôr- 
dern und die Machtentfaltung des Staates zu sichern. Sein 
Staatsideal ist ausschliesslich von der Politik erfüllt und be- 
stimmt. Der Staat ist für ihn weder ein sittliches noch ein 
Rechtswesen, sondern nur ein politisches Wesen. Daher 
ist der alleinige Massstab aller staatlichen Handlungen die 
Zweckmâssigkeit. Wasdie Staatsmacht und die Staatsherr- 
schaft fôrdert, das soll der Staatsmann thun, unbekümmert um 
aile Sittengesetze und um ailes Recht. Was dem Staatswohl 
schâdlich ist, das soll er vermeiden. Machiavelli hat das 
grosse Verdienst, die Staatswissenschaft ganz unabhângig ge- 
macht zu haben von der Théologie und den Gegensatz des 
Staatsrechtes uid der Politik aufgedeckt zu haben. Aber er hat 
auch eine unsittliche und widerrechtliche Politik beschonigt, 
seine klugen Qatschlâge auch der, Tyrannei zur Verfügung 
gestellt und so das Vyrderbnis der Staatspraxis in den letzten 
Jahrhunderten mit verschuldet. 
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Bodin sieht in dem Staat „eine Rechtsordnung einer 
Mehrzahl von Familien und ihrer gemeinsamen Güter in Form 
der souverânen Gewalt“.^ Ihm ist der Staat vornebmlich auf 
die Familie, das Gemeingut und die Souverânitàt gegründet, 
ünd er tadelt es an dem antiken Staatsgedanken, dass auf das 
Glück und Wohlergehen zu viel gesehen werde. Er hat dem 
Absolutismus des franzosiscben Kônigtums durcb seine Lebre 
von der Souverânitàt des Staatsbeherrscbers eine wissenschaft- 
licbe Stütze verscbafft. 

Hugo Grotius lebnt sicb nocb an die Begrififsbestimmung 
von Cicero an; aber es ist bei ibm docb ganz deutlicb die 
Wendung zu bemerken zu dem modernen Staatsgedanken. Er 
gründet den Staat, wie die Alten, auf die menscblicbe Natur, 
aber er denkt dabei weniger als die Alten an die Menscbheit 
oder ein ganzes Volk; er sieht voraus auf die Einzel- 
inenschen, die Individuen. SeinSatz; „Hominis proprium 
sociale" ist keine glückliche Uebertragung des Aristotelischen 
„o avd-()(unoç ^tZov nohrixov^. Aber sie ist charakteristisch 
dafür, dass der moderne Geist nicht wie der antike erst den 
Staat und dann das Individuum, sondern vorerst an die ein- 
zelnen und dann an ihre Verbindung denkt. Ueberdem sind 
die scharfe Sonderung der religiôsen Gemeinschaft der Kirche 
von der weltlichen und politischen Staatsgemeinschaft und die 
entschiedene Betonung der personlichen Freiheit zwei Merk- 
male der modernen Auffassung des hollândischen Autors. Er 
erklàrt den Staat als „die vollkommene Vereinigung freier 
Menschen, welche sicb zum Genuss des Rechtes und zum 
Zwecke gemeinsamer Wohlfahrt verbinden".® Die Persônlich- 
keit des Staates war ihm nicht unbekannt, aber sie beberrscht 

2 De la République I, 1: ^République est un droit gouvernement 
de plusieurs mesnages et de ce qui leur est commun avec puissance 
souveraine. “ 

3 Hugo Grotius, De J. K ac P. I, !.> §. 14: cm tas coetus perfec- 

tus liberorum liominum, juris fruendi et com^mnis utilitatis causa socia- 
tus.^* I, 3, §. 7. Prolegom. §. 16. Vgl. Léo, Weltgeschichte IV, S. 149. 
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nicht seine Staatslehre, und indem er auf den Konsens der 
Menschen als die Hauptquelle auch des ôffentlichen Rechtes 
hinweist, gibt er den Anstoss zu der spâteren Vertragstheorie. 

2. Naturrechtliche Theorien, Vertrags- und Ge- 
sellschaftsstaat. Von dieser Grundlage aus bildete sich 
nun die moderne spekulative und naturrechtliche 
Staatslehre weiter aus, und zwar selbstàndig, auch von der 
antiken scharf getrennt. Die Gegensâtze der philosophischen 
Schulen und der politischen Parteien brachten freilich auch 
hier eine grosse und lebhafte Meinungsverschiedenheit hervor; 
und fast nienials stimmte der eine Schriftsteller mit dem 
anderen vollig zusammen. Aber bis in unser Jahrhundert hin- 
ein herrschte in den vielerlei Darstellungen des Naturrechtes 
und des allgemeinen Staatsbegriffes der Grundgedanke vor, dass 
der Staat wesentlich eine Gesellschaft von einzelnen und 
daher ein freies Werk der individuellen Willkür sei. Der 
absolutistische Hobbes,'* der die Staatsgewalt des Monarcben 
zu dem ailes verschlingenden Leviathan macht, ist darin mit 
dem radikalen Rousseau® einig, dessen Volkssouverànitât 
den Fortbestand der ganzen Staatsordnung jeden Augenblick 
in Frage stellt. Der geistreiche Samuel Pufendorf* be- 

* Hobbes, De Cive, c. 5, §. 9: „Civitas ergo est persona una (?), cujus 
voluntas ex paclù plurium hominum pro voluntate habenda est ipsomm 
omnium; ut singulorutu viribus et lacultatibus uti possit ad pacem et 
defensionem communem." 

5 Rousseau, Contrat Social I, c. 6: „Eine Form der gesellschaft- 
lichen V erbindung (association) zu finden, welche mit aller gemeinsamer 
Kraft die Person und das Verrabgen jedes einzelnen Gesellschafters ver- 
teidige und schirme, und durch welche jeder einzelne sich mit allen 
vereinigend doch nur sich selber gehorche und ebenso frei bleibe als 
zuvor, das ist das tiefe Problem, das in dem Gesellschaftsvertrag seine 
Losung findet.“ 

* De jure naturae et gentium VII, 2, 13: „ünde civitatis haec 
commoiiissima videtur definitio, quod ait persona moralis composite, cujus 
voluntas ex pluriam pactis implicita et unita pro voluntate omnium ha- 
betur, ut singulorum viribus et facnltatibus ad pacem et securitatem 
communem uti possit. 
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zeichnet zwar den Staat als eine „sittliche Person“, aber der 
Staatswille ist auch für ihn nur aus den Individualwillen aller 
zusammengesetzt und er bildet die Théorie des Gesellschafts- 
vertrages, aus dem der Staat erklart wird, mit Vorliebe aus. 
John Locke verteidigt ebenso die Vertragslehre mit Eifer 
gegen die Angrifife der Frômmler und sieht in ihr eine Garantie 
der englischen Bürgerfreiheit. Auch Kant kommt nicht dar- 
über hinaus, obwohl er schon den Fuss erhebt, um über 
die Schranken der Vertragslehre wegzukommen;’^ und selbst 
Fichte in seinen früheren Schriften ist noch in jener An- 
sicht befangen. 

Der Staat der ganzen naturrechtlichen Philosophie ist 
wesentlich Vertrags- und Gesellschaftsstaat. Hatten die 
alten Philosophen über dem einen Staat die Rechte der Indi- 
viduen nicht hinreichend gewürdigt, so beginnen die neueren 
Philosophen nun den entgegengesetzten Fehler, indem sie über 
der Rücksicht auf die Einzelmenschen die Bedeutung des 
Staates als eines Ganzen verkannten. 

3. Obrigkeitlicher Staatsbegriff. Die natun’echt- 
liche Lehre von dem Gesellschaftsstaate konnte erst in dem 
modernen Weltalter zu allgemeiner Verbreitung kommen und 
zu Versuchen ihrer Verwirklichung führen. Dem absolutisti- 
schen Charakter der beiden Jahrhunderte vor 1740 sagte nur 
eine Staatslehre zu, welche den Staat von oben her begriff und 
vornehmlich auf die obrigkeitliche Gewalt gründete. 
Woher diese stamme, wurde dann nicht nâher geprüft. Bald 
beruhigte man sich bei dem hergebrachten kirchlichen Glau- 
ben, dass die Obrigkeit ihr Schwert von Gott empfangen habe, 
bald lehnte man sich an die patrimoniale Ueberlieferung an, 
dass der Fürst der Obereigentümer des Landes sei. Indessen 

7 Werke (herausgeg. von Rosenkranz) VII, 197: „ Verbindung vieler zu 
irgend einem Zwecke ist in allen Gesellschaftsvertrâgen ^uzutreffenj aber 
Verbindung derselben, die an sich selbst Z week is\, ist nur in einer 
Gesellschaft, sofern sie ein gemeinsames Wesenïausmacht, anzutreflfen.‘* 
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mussten sich diese âlteren Doktrinen doch eine Umbildung 
gefallen lasseii teils durch die entschiedene Betonung des 
offentlich-rechtlichen Souverânitâtsbegriffes, teils durch die 
unabweisbare Rücksicht auf das ôffentliche Wohl. 

Der Staat erschien dann als das Reich der Herrschaft 
vou oben, und die Obrigkeit wurde geradezu mit dem 
Staate selber identifiziert. „Die Obrigkeit ist der Staat* 
(das l’état c’est moi Ludwigs XIV.), Das war der Grund- 
gedanke dieser • absolutistischen Staatslehre, welche, durch 
Bodin und Hobbes vorbereitet, vorzugsweise von dem Eng- 
lânder Filmer und dem Franzosen Bossuet theologisch 
ausgebildet und in hunderterlei Variationen der Schuldoktrin 
dargestellt wurde. Bei dieser einseitigen Beachtung der obrig- 
keitlichen Gewalt wurde natürlich das Recht und die Freiheit 
der Regierten gânzlich verdunkelt. Wie die romisch-katho- 
lische Kirche ihr Wesen nur in dem Klerus, zu oberst in dem 
Papste, dargestellt hat und die Laien wie eine Herde Schafe 
betrachtete, welche von den geistlichen Hirten zu führen und 
zu scheren sei, so hatten in dieser Staatslehre nur der Fürst 
und die obrigkeitlichen Beamten einen Wert und wurden die 
Unterthanen nur als eine passive Masse angesehen, welche 
von oben her verwaltet und regiert werden müsse, aber keinen 
Anspruch auf Selbstverwaltung, noch auf Mitregierung, noch 
auf Kontrolle der obrigkeitlichen Führung habe. 

4. Der Staat als Rechtsstaat. Offenbar war es zu- 
nâchst eine Verengung sowohl des naturrechtlichen als des 
obrigkeitlichen Staatsbegriffes, wenn Kant und Wilhelm 
von Humboldt den Staat für einen Rechtsstaat in dem 
Sinne erklârten, dass seine einzige Aufgabe die Gewàhrung 
der Rechtssicherheit für jedermann sei. Zwar durchbrach 
Fichte diese engen Grenzen, indem er den Staat zugleich 
als Wirtschaftsstaat schilderte und ihm hier eine ûber- 
müchtige Gewalt ^inrâumte, und gôgen das Ende seines Lebens 
von der nationalen firhebung für deutsche Freiheit begeistert, 
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dem Staat noch hôhere geistige Lebensaufgaben zuwies. 
Aber die meisten deutschen Philosophen und Juristen der 
nâchsten Génération hielten sich doch in der Théorie an den 
engen Kantischen Begriff. 

Wir begreifen es, dass der Gedanke bei vielen Beifall 
fand, welche gegen die Vielregiererei der Zeit und gegen die 
Polizei- und Militârwillkür Schutz suchten. Aber wenn man 
oft den „Rechtsstaat“ dem „Polizeistaat“ entgegengesetzt 
und es als die Aufgabe der neuen Zeit bezeichnet bat, diesen 
durch jenen zu verdrângen und zu ersetzen, so war man dabei 
der reichen Natur des Staates nicht klar bewusst. Der Staat 
darf ebensowenig zum blossen Rechtsstaat werden, als er ein 
blesser Polizeistaat sein darf. Die Ausbildung des „Rechts- 
staates“ einseitig verfolgt, würde zuletzt den Staat zu einer 
blossen Anstalt für Rechtspflege verkrüppeln, in welcher die 
gesetzgebende Gewalt das Recht im allgemeinen festsetzen, 
das Gericht dasselbe im einzelnen Falle zur Anerkennung 
bringen und schützen würde und der Regierung fast keine 
andere Thàtigkeit als die eines Gerichtsdieners oder der 
Gendarmerie übrig bliebe. Die nationalen Interessen der Wirt- 
schaft, der Bildung, der Machtentfaltung würden verkümmern 
und von einer grossen Politik konnte nicht mehr die Rede 
sein. Umgekehrt würde eine einseitige Ausbildung des »Poli- 
zeistaates“ am Ende jede individuelle Rechtssicherheit und 
Freiheit der ausschliesslichen Rücksicht auf das, was dem 
Ganzen nützlich scheint, zum Opfer bringen und eine uner- 
trâgliche Bevormundung freier Mânner herbeiführen. 

Versteht man daher unter Rechtsstaat 

1) den Gedanken, dass der Staat nur eine Anstalt sei, 
um die Rechte der Individuen zu schützen, so wird offenbar 
das ganze Staatsrecht zu einem blossen Mittel für das Privat- 
recht und der Staat zum blossen Diener der Privatpersonen 
erniedrigt. 

Versteht man ferner unter Rechtsstaat 
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2) die Meinung, dass der Staat die Rechte derGe- 
meinschaft zu ordnen und zugleich für Anerkennung der 
individuellen Rechte zu sorgen habe, so ist das zwar 
ganz richtig, aber durchaus ungenügend, indem gerade die 
frucbtbarste Thâtigkeit des Staatsmannes, die Serge für die 
materielle Wohlfahrt und für die geistige Erhebung des Volkes, 
übersehen wird; 

3) oder dass der Staat zwar wohl dem Inhalte nach auch 
die offentliche Wohlfahrt befordern, aber der Form nach doch 
nur insofern Zwang üben dürfe, als eine rechtliche Not- 
wendigkeit diesen begründe, so ist gegen diesen Gedanken 
zwar schwerlich etwas einzuwenden, aber zugleich wiederum 
klar, dass damit nur eine Seite der staatlichen Thâtigkeit 
nàher bestimmt, die Aeusserung der staatlichen Sorge aber, 
Z. B. für Nahrungs-, Verkehrs- und Kulturbedürfnisse, welche 
sich innerhalb jener rechtlichen Schranken frei bewegt und 
keineswegs der Form des Zwanges bedarf, nicht be- 
grifîen wird. 

Versteht man unter dem Wort Rechtsstaat 

4) die Verneinung der religiôsen Begründung des Staates 
und die Behauptung seiner menschlichen Grundlage und Be- 
schrânkung, oder 

5) die Bekâmpfung jeder absoluten Staatsgewalt und 
auch des Patrimonialstaates, der sich mit der Polizei- 
willkür ganz trefflich abzufinden gewusst hat, und die Be- 
hauptung, dass den Staatsbürgern ein Anteil gebühre an den 
ôfFentlichen Rechten; 

so werden zwar damit charakteristische Merkmale des 
modernen Staates gemeint, aber der Ausdruck ist sehr unglück- 
lich gewàhlt, jim diese Gedanken anzudeuten. Besser wird er 
Verfassungstaat genannt. 

Wie es zwei Seiten gibt des staatlichen Wesens, Ruhe 
und Bewegung, Bestand und Entwickelung, Kôrper und Geist, 
und wie es diesem inneren organisch verbundenen Gegensatz 
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entsprechend vornehmlich zwei Staatswissenschaften gibt, 
Staatsrecht und Politik, so gibt es auch zwei grosse Staats- 
principien, welche wie zwei leuchtende Gestirne das Leben 
des Staates erhellen und befruchten, welche beide die Form 
und den Inhalt des Staates bedingen: die Gerechtigkeit 
(justitia) und die ôffentliche Wohlfahrt (salus publica). 
Staatsmânner werden vorzugsweise die letztere, Juristen cher 
die erstere vor Augen haben. Die Idee des Rechtes bestimmt 
vorzugsweise das Staatsrecht. Die Idee der Wohlfahrt leitet 
vornehmlich die Politik. 

Die Sorge der Regierung wird sich mehr noch auf die 
ôffentliche Wohlfahrt, obwohl innerhalb der Schranken des 
Rechtes beziehen, wie denn auch die staatlich fortgeschrittenen 
Rômer gerade den hôchsten Magistraten die Sorge für die 
ôffentliche Wohlfahrt als ihre oberste Pflicht ans Herz gelegt 
haben;® die Thâtigkeit der Gerichte wird sich auf die Auf- 
rechthaltung der Rechtsordnung beschrânken. Der Staat selbst 
aber bedarf zu seiner Existenz und zu seinem Gedeihen der 
steten Rücksicht sowohl auf die ôffentliche Wohlfahrt als auf 
das Recht. Gerade der moderne Staat aber achtet in hôherem 
Masse als der mittelalterliche auf die Bedürfnisse des ge- 
meinen Wohles und kaun daher weniger als der letztere zu 
einem blossen „Rechtsstaate“ werden. 

5. Historische Schule. Organische Staatslehre. 
Ein Verdienst der historischen Schule ist es, den organi- 
sche n Charakter des Staates von neuem ins Bewusstsein ge- 
bracht zu haben. Einzelne grosse Staatsmânner hatten zwar 
ein lebendiges Verstàndnis des organischen Staates bewahrt. 
Friedrich der Grosse von Preussen z. B. sprach in seinem 
Antimachiavell (c. 9) es deutlich aus: „Wie die Menschen 
geboren werden, dann eine Zeitlang leben, endlich aus Krank- 
heit Oder Alter sterben, so bilden sich auch die Staaten, 

8 Cicero, De Legibus III, c. 3 von den Konsuln: «Ollis Salus 
Populi Suprema Lex Esto.“ ^ 
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gedeihen einige Jahrhunderte und gehen endlich wieder unter.“ 
A-ber die Wissenschaft batte diese Einsicht so sehr vernach- 
làssigt, dass die Erneuerung derselben von seiten der histori- 
schen Schule wie eine neue Entdeckung wirkte und die Fort- 
bildung der Wissenschaft doch nun eine ganz andere und 
fruchtbarere Richtung nahm. Indessen war die historische 
Schule geneigt, den Begriff des Staates zu sehr als einen bloss 
nationalen aufzufassen und die hôhere menschliche Be- 
deutung desselben zu übersehen oder geradezu zu bestreiten. 
So erklàrte Savigny den Staat als „die leibliche Gestalt der 
geistigen Volksgemeinschaft“, als „die organische Erscheinung 
des Volkes“.* Der géniale Englânder Edm. Burke aber 
brachte den historischen Staat, indem er die revolutiouâre 
Théorie bekâmpfte, wieder in den Lichtkreis der gôttlichen 
Weltordnung in jener berühmten Stelle seiner Betrachtungen 
über die franzôsische Révolution; „Der Staat ist nicht eine 
Genossenschaft in Dingen, welche nur dem rohen leiblichen 
Dasein einer kurze Zeit wâhrenden und vergânglichen Natur 
fronden. Er ist eine Genossenschaft in aller Wissenschaft, 
in aller Kunst, in jeder Tugend und in jeder Vollkoinmenheit. 
Da eine derartige Genossenschaft ihr Ziel nicht in einigen 
Generationen erreichen kann, so wird sie zu einer Genossen- 
schaft, welche nicht allein die Lebenden verbindet, sondern 
auch die, welche bereits gestorben sind, und die, welche noch 
geboren werden. Jeder besondere Staatsvertrag ist nur eine 
Klausel in dem grossen Urvertrage der ewigen Weltordnung, 
welcher die niederen Wesen mit den hôheren verkettet, die sicht- 
bare und die unsichtbare Welt verbindet und zu einem festen 
Rechtsverhàltnis zusamraenstimmt, das durch den unverletz- 
baren Eid geheiligt wird, welcher aile physischen und mora- 
lischen Naturen jede an ihrem angewiesenen Platze festhàlt.“ 

s Savigny,*Sy»t. des rom. Rechtes»!, S. 22. 

10 Edm. Burke, R<^ect. on the revol. in France. Vgl. auch Léo, 
Weltgeschichte VI, S. 759, der die Gedanken Burkes weiter ausfuhrt. 
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Vor einer so hohen geistigen Erfassung des Staates konnte 
die mittelalterliche Lehre, dass der Staat zur Kirche sich ver- 
halte wie der Leib zum Geiste, unmôglich bestehen. 

Die historische Schule nahm aber den Staat an, -wie er 
geworden war; und der auf die Vergangenheit gewendete 
Blick wurde von den Bildern des untergegangenen Lebens so 
mâchtig angezogen, dass viele Anhânger dieser Richtung dar- 
über das Verstàndnis der Gegenwart und die Neigung, an 
der Vervollkommnung der ôfifentlichen Zustânde mitzuwirken, 
einbüssten. Konnte man einem grossen Teil der naturrecht- 
lichen Schule vorwerfen, dass ihre Staatsidee ein Spielball der 
individuellen Willkür sei, so war auch die historische Schule 
nicht von dem Vorwurf freizusprechen, dass ihr Staatsbegriff 
noch festgebunden sei an die herkômmlichen Autoritàten und 
an die überlieferten VorurteileJ* 

6. Neuere deutsche Staatsphilosophen. Hegel. 
Stahl. Obwohl die Arbeiten der historischen Schule fast 
ausschliesslich auf die Rechtsgeschichte und die politische Ge- 
schichte einzelner bestimmter Staaten beschrânkt blieben, so 


Jene glanzende Aeusserung des Staatsmannes erinnert an die nicht min- 
der erhebenden Worte Shakespeares (Troilus und Cressida III, 3): 
„Ein tief Geheimnis wohnt (dem die Geschichte 
Stets fremd geblieben) in des Staates Seele: 

Des Wirksamkeit so gôttlicher Natur, 

Dass Sprache nicht noch Feder sie kann deiiten.“ 

Vgl. auch Shakespeares Konig Heinrich V, 1, 2: 

Exeter: „Dein Régiment, zwar hoch und tief und tiefer 

Verteilt an Glieder, hait den Eipklang doch 
Und stimmt zu einem vollen reinen Schluss, 

So wie Mu8ik.“ 

Canterbury: „Sehr wahr! Drum teilt der Himmel 

Der Menschen Stand in mancherlei Beruf 
Und setzt Bestrebung in bestand’gen Gang, 

Dem als zum Ziel Gehorsam ist gestellt/* 

In den Schriften von De Maistre und Ludrvig v. Haller nahm 
die geschichtliche Richtung geradezu einen reektionaren , die Rückkehr 
in mittelalterliche Zustânde verlangenden Charakter an. 
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zog doch auch die spekulative Philosophie aus den neuen 
Forschungen Gewinn. 

Sogar Hegel nahm in seiner Rechtslehre mehr Rück- 
sicht auf die geschichtliche Staatenbildung, als es die früheren 
Naturrechtslehrer gethan hatten. Freilich vermeinte er in def 
Weltgeschichte einen dialektischen Prozess der Vernunftthâtig- 
keit zu hegreifen. Das *Bestehende“ erschien ihm ver- 
nünftig. Seine Lehre verherrlichte vorziiglich den damaligen 
preussischen Staat, der noch absolut, weangleich im Gefühle 
der ôffentlichen Pflichten regiert wurde. Sie verteidigte die 
monarchische Machtfülle und wirkte nicht fôrderlich für die 
konstitutionelle Freiheit. Aber mit Nachdruck bob er wieder 
die sittliche Bedeutung des Staates hervor und pries den 
Staat, im Gegensâtze zu den jâmmerlichen Vorstellungen, dass 
er ein notwendiges üebel sei, als die hôchste und herrlichste 
Verwirklichung der Rechtsidee. 

Der Hegelsche Staat ist jedoch nur eine logische Abstrak- 
tion, kein lebendiger Organismus, ein blesser logischer Ge- 
danke, keine Person. “ Indem Hegel den Staat wie das Recht 
lediglich auf den Willen gründet, übersieht er, dass im Staate 
nicht bloss der menschliche Gesamtwille thâtig ist, sondern 
aile menschlichen Geistes- und Gemütskrâfte zusammen- 
wirken. 

Fr. J. Stahl, der nach Hegel der bedeutendste Vertreter 
der philosophischen Staatslehre in Berlin war, bekâmpfte die 
naturrechtliche Schule und die Hegelsche Lehre mit Eifer 
und Geschick. Er unternahm es, die geschichtliche Richtung 
mit der phantasiereichen Spekulation Schellings zu ver- 
mâhlen. 

In vielen Deziehungen bat Stahl durch seine dialektische 

« Hegel, Rechtsphilosophie, §. 57: „Der Staat ist die Wirklichlteit 
der sittlichen Idee, der sittliche Geist ale ier offenbare, eich selbst deut- 
liche substantielle Wille, |der sich denkt und weies, und das, was er 
weiss und insofem er es weiss, vollführt." Vgl. Werke IX, §. 44. 



80 


Erstes Buch. Der StaatsbcgriflT. 


und kritische Gewandtheit, neue Gesichtspunkte zu finden, und 
durch den Scharfblick, mit dem er manche dunkle Stelle be- 
leuchtete, die Staatswissenschaft sehr gefordert; in anderer 
Hinsicht aber hat sein Mangel an gründlicher historischer 
Bildung und seine diensteifrige Sophistik, welche den roman- 
tischen Liebhabereien grosser und kleiner Herren moderne 
Formeln zur Verfügung stellte, auch in der Wissenschaft 
grossen Schaden angerichtet. Stahl bezeichnet den Staat als 
ein «sittlich-intellektuelles Reich als «die Einigung der 
Menge zu einer geordneten Gemeinexistenz, die Aufrichtung 
einer sittlichen Autoritat und Macht mit ihrer Erhabenheit 
und Majestât und der Hingebung der Unterthanen“. Seine 
Staatsidee ist lebendiger als die Hegels, er erkennt auch an, 
dass die Herrschaft des Staates «beschrânkt sei auf den Ge- 
meinzustand" und hütet sich so vor der Ueherspannung des 
antiken Staates. Aber durch seine ganze Staatslehre geht wie 
ein roter Faden ein Zug der alttestamentlichen Theokratie 
durch, welcher dieselbe für die moderne europàische Welt doch 
ungeniessbar macht. Die gôttliche — oder übermenschlich 
gedachte — Majestât der Staatsgewalt kann mit der menschlich 
bürgerlichen Freiheit keinen Frieden schliessen. 

7. Verbindung der philosophischen und der 
historischen Méthode. Die nationale Staatslehre. 
Der alte Streit der philosophischen und der geschicht- 
lichen Schule in Deutschland hat gânzlich aufgehôrt. Schon 
zu Anfang der vierziger Jahre wurde der Friede abgeschlossen. 
Seitdem wird es allseitig anerkannt, dass eine geschichtliche 
Darstellung geistlos ist, wenn sie nicht die Erfahrungen und 
Erscheinungen der Geschichte mit dem Lichte der Idee be- 
leuchtet, und dass eine Spekulation kindisch ist, wenn sie 
nicht die realen Voraussetzungen des Vôlkerlebens beachtet. 
Diese Verbindung der beiden Methoden, die sich ergânzen 
und berichtigen, hindert freilich nicht, (fass nicht bei den 
einen die philosophische, bei den andëren die geschichtliche 
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Betrachtung überwiegt, je nach der verschiedenen Geistesart 
der Autoren. 

Andere charakteristische Züge der neueren Staatswissen- 
schaft sind die schârfere Kritik, welche sowohl in der Prü- 
fung der Thatsachen als bei der Abstraktion aus den That- 
sachen und der Konstruktion der Begriffe geübt wird. Diese 
Ki'itik betrachtet den Staat von den verschiedensten Stand- 
punkten. Um einige der angesehensten Schriftsteller zu 
nennen, so tritt in den Werken Robert vonMohls vorzüg- 
lich der litterarische Gesichtspunkt, aber verbunden mit einer 
nüchteren, verstândigen Prüfung der Brauchbarkeit im Leben, 
hervor. Alexis de Tocqueville bat immer die Bewegung 
der grossen Politik vor Augen, mag er die amerikanische 
Demokratie, oder den Zusammenhang der franzosischen Révo- 
lution mit dem ancien régime, oder die Zustânde der engli- 
schen Aristokratie schildern. Auf die Schriften des Barons 
Eôtvos bat das Misstrauen gegen die modernen Ideen ein- 
gewirkt. Jobn Stuart Mill kritisiert die ôffentlichen Zu- 
stânde von dem radikalen, aber durch engliscbes Naturell er- 
mâssigten Standpunkt logischer Abstraktion. Thomas Buckle 
wendet die naturwissenscbaftlicbe Metbode auf die Staatslebre 
an und versucbt, das Staatsleben aus der Berecbnung der 
wirkenden Naturkràfte zu erklâren. 

Wieder bei anderen bat die Kritik einen entschieden 
geschichtlichen Charakter, wie vorzüglich bei Gneist, 
dem grôssten Kenner der englischen Verfassungsgescbichte, bei 
Édouard Laboulaye, der mit Vorliebe den nordamerika- 
nischen Staat beachtet, und bei Heinricb von Treitschke, 
der zuerst die Bedeutung der preussischen Monarchie glânzend 
beleuchtet bat. Bei Lorenz von Stein folgt dieselbe mehr 
nocb der pragmatischen Ricbtung auf die Staatsverwaltung 
im einzelnen. , , 

In der neueren Scjiule Gerbers bat die Kritik vorzugs- 
weise einen juristischen Charakter bekommen, der aber, 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 0 
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wie manche Schriften seiner Schüler zeigen, die Gefahr in 
sich birgt, die politische Entwickelung durch formale Abstrak- 
tionen eher zu hemmen, als zu fôrdern. 

Im Gegensatze dazu versucht es die psychologische 
Betrachtung des Staates, das Staatsleben ans den Forraen und 
den Kraften des menschlichen Geistes gründlicher zu erklâren. 
Die damit verbundene Gefahr ist die entgegengesetzte, nàm- 
lich dass der feste und gesicherte Rechtsbodcn von der Be- 
wegung der Politik nicht hinreichend beachtet, sondern er- 
schüttert und umgebildet würde. 

Zu der neuen Richtung passte die vergleichende 
Méthode vortrefflich , welche die wichtigsten Staaten neben- 
einander betrachtete und darstellte. Die meisten der ge- 
nannten Schriftsteller haben dieselbe mit Erfolg geübt. Für 
die allgemeine Staatslehre ist dieselbe unentbehrlich. 

Endlich musste in dem Zeitalter nationaler Staatenbildung, 
in welchem wir leben, die Staatslehre entschiedener als früher 
den nationalen Charakter des Staates betonen. Welcker 
in Freiburg, Franz Lieber in New-York, Fr. Laurent in 
Gent, Bluntschli in Zürich und München hatten diese 
Richtung schon vor den nationalen Einigungsversuchen der 
Italiener und der Deutschen in der Wissenschaft eingeschlagen. 
Mit besonderem Nachdruck — anfangs nicht ohne einseitige 
Leidenschaft — wurde die nationale Begründung des Staates 
von der neu erstandenen, jugendlich-frischen Staatswissenschaft 
der Italiener vertreten, unter denen Mancini undPadeletti 
in Rom und Pierantoni in Neapel hervorragen. Audi die 
Italiener wie die Deutschen verbinden fortwàhrend die histo- 
rische und die philosophische Méthode in ihren Arbeiten. 

Anmerkung. Das Verstandnis des organisÉhen oder, hoher 
ausgedrückt, des psychologisch-menschlichen Wesens des Staates 
ist noch immer gering. Wie es Menschen, zuweilen gebildete Menschen 
gibt, die kein musikalisches V}ehôr haben oder fftr die Schbnheit eines 
Gemaldes oder einer Zeichnnng diirchans uncjnpfindlich sind, so gibt es 
auch unter den Gelehrten viele, welchen organisches oder psychologisches 
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Denkeii gânzlich fremd ist. Man darf ihnen das nicht zur Schuld an- 
rechnen, denn niemaiid kann über seine Naturanlage hinaiisgehen. Aber 
sie thun wohl, sich jedes Urteiles zu enthaJten über die Dinge, die aie 
nicht verstehen; denn sonst oifenbaren sie mit dem Mangel ihres Ver- 
standnisses zugleich ihren anmasslichen Sinn. 

Einer der ersten, welclie der organischen Betrachtung Balin gebroclien. 
haben, war Fr. Sclim itthenner, der den Staat als „ethischen Organis- 
mus“ erklarte, „bestimmt, die bffentlichen Angelegenheiten des ànsseren 
Lebens, des Redites, der Wohlfahrt und der Bildung zu vertreten“. 

Einen merkwürdigen Versuch hat Vollgrat'f gemacht, die Staats- 
lehre auf die Psychologie der Volker zu gründen (Erster Versuch einer 
wissenschal’tlichen Begründung sowohl der allgemeinen Ethnologie durch 
die Anthropologie, wie auch der Staats- und Rechtsphilosophie durch die 
Ethnologie oder Nationalitat der Volker. 3 Telle. 1851 — 1853). Das 
Werk gibt sich selbst als „ersten Versuch“ und ist als solcher ehrenwert. 
Aber dasselbe ist doch nicht geeignet, die psycliologische Méthode zu 
Ehren zu bringen. Weder befriedigt die Darstellung der menschlichen 
Seelenkrafte, noch die Schatzung der verschiedenen Temperamente; und 
der angesammelte ansehnliche Stoff von historischen Notizen und mannig- 
taltigen Beobachtungen und Reisebemerkungen ist zu wenig kritisch 
verarbeitet und gar zu sehr mit blossen Phantasiebildern gemischt, so 
dass auch das GetÜhl der realen Sicherhcit nicht aufkommt. 

Ahrens, dem Philosophen Krause tblgend, hat es unternommen, 
eine „organische Staatslehre‘‘ zu schreiben (H. Ahrens, Die or- 
ganische Staatslehre, Bd. I, Wien 1850). Aber er versteht tinter dem 
Organismus des Staates nicht sowohl ein lebendiges personliches Gernein- 
wesen, als vielmehr eine organische Einrichtung fur Rechtsgemeinschaft. 

Waitz (Politik, 1862, I, 5) endlich sagt vom Staate: „ Der Staat ist 
iiichts willkürlich Gemachtes, nicht durch Vertrag der Menschen, nicht 
durch Gewalt eines oder einiger einzelnen entstanden. Der Staat erwachst 
organisch als ein Organismus, aber nicht nach den Gesetzen und für die 
Zwecke des Natiirlebens, sondern er ruht auf den hôheren sittlichen 
Anlagen der Menschen, in ihm walten sittliche Ideen ; es ist kein natür- 
licher, ein ethischer Organismus. Der Staat ist die Organisation des 
Volkes.“ Der Staat ist aber nicht die Verwirklichung des sittlichen 
Lebens überhaupt. Die sittlichen Anlagen der Menschen und die sitt- 
lichen Ideen bestiramen ebenso das Privât- wie das Staatsleben, die Kirche 
wie den Staat, die Famille und die Gesellschaft. Nur wenn die mensch- 
licheGesamtnalur der Volker und der Menschheit psychologisch 
verstanden wird, ist eine unterscheidende und erklarende Grundlage 
gewonnen für den Staatsbegriif. In meinen „Psychologischen 
Studien über Sta^t und Kirche“ (Züricb^ 1844) ist der erste Versuch 
gemacht, den Staat aus der Psychologie Fr. Rohm ers zu erklàren. Ich 
setzte dabei irrigerweise èiniges Verstândnis für diese in der „Lehre 



84 


Erstes Buch. Der Staatsbegrift. 


von den Parteien*^ zu Tage getretene Wissenschaft voraus, machte aber 
die Erfahrung, dass nicht allein jenes nicht vorliaiiden, sondern dass 
^edes psychologische Denken über den Staat der heiitigen Schulbildung 
abhanden gekommen sei und fremdartig erscheine. Die Stiidien wurdeii 
von den Mitlebenden wie eine „unbegreifHche Narrheit eines sonst docli 
yerstandigen Mannes “ verworfen. Die Früchte Jeiier Studien aber, wie 
sie spàter in diesem Werke herangereift sînd, werden ziemJich allgemein 
mit Giinst und Dank angenommen. Inzwischen ist die Zeit nâher ge- 
riickt, in (1er auch der Weg, den j eue Studien eingeschlagen haben, nicht 
mehr als abenteuerlieli erscheinen und die organisch-psychologische Er- 
kenntnis des Staates mit Vorliebe gepflegt werden wird. Dann wird auch 
der Wert oder Unwert jener „Studien“ richtig beiirteilt werden konnen. 
Inzwischen finde ich eine Genugthuung für manches Missverstandnis und 
manche Missachtung, die ich erlahren habe, in der Wahrnehmung, dass 
die beiden genialsten deutschen Staatsmanner, Friedrich der Grosse 
und Fiirst Bismarck, ihr psychologisches Verstandnis des Volker- und 
Staatslebens durch That und VVort bewiihrt haben. 



Zweites Buch. 

Die Grundbedingungen des Staates in der Menschen- 
und Volksnatur. 


Erstes Kapitel. 

I. Die Menschheit, die Mensclienrassen iind die Vôlker- 

faiiiilieu. 

Die Menschheit hat ihre Gesamtorganisation in dem 
Weltreiche noch nicht gefunden. Vorerst kennt die Geschichte 
nur einzelne Reiche und Staaten, welche auf Bruchteile der 
Menschheit beschrànkt sind. Das allgemeine Staatsrecht unserer 
Zeit muss daher voraus jene Teile beachten und das Verhâlt- 
nis der Vôlker zur Menschheit und zum Staate bestimmen, 
Der Glaube an die Einheit des Menschengeschlechtes 
ist dem gereinigten religiosen Gefühl unentbehrlich. Das 
Christentum hat aile Menschen zur Kindschaft Gottes be- 
rufen. Der civilisierte Staat setzt diese Einheit ebenfalls 
voraus und achtet auch in den niederen Rassen und Stâmmen 
doch die genieiusame Menschennatur. Für den Staat und das 
Staatsrecht aber ist neben jener Einheit der Menschheit die 
Verschiedenheit der Rassen von hôchster Bedeutung; 
denn im Staate erscheinen die Menschen geordnet, und Ord- 
nung ist nicht denkbaf ohne ünterscheidung. 
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Die Wissenschaft hat bis jetzt den Schleier, welcher den 
geheimnisvollen Ursprung der verschiedenen Hauptrassen 
der Menschheit deckt, nicht zu heben vermocht. Beruheii die 
Eassen auf verschiedenen Schôpfungsakten und sind die einen 
■Rasseii früher, die anderen spâter erschaffen worden? Oder 
haben sich die verschiedenen Eassen ans der urspriinglichen 
einen Urrasse allmâhlich losgetrennt und kraft welcher Natur- 
gewalten? Wir wissen es noch nicht. Die Verschiedenheit der 
Hauptrassen aber sowohl in ihrem Korperbau und in ihier 
Farbe, als in ihrer geistigen Anlage ist schon da in den 
ersten Anfângen der bekannten Entwickelungsgeschichte der 
Menschheit, und sic ist bis auf heute wesentlich dieselbe ge- 
blieben. Es hat sich wohl keinc derselben ganz rein erhalten 
und mancherlei Mischungen der Geschichte haben grosse Be- 
standteile der Urrassen zum Teil losgerissen von der 
Gemeinschaft mit den übrigen Massen, zum Teil zu neueii 
Volkern umgewandelt. Aber immerfort sind die Gegensâtze 
der weissen, der schwarzen, der gelben und wohl auch 
der roten Eassen erkennbar und wirksara und mehr noch 
in der Entwickelungsgeschichte als in ihren zuweilen trügeri- 
schen Farben. Es gibt wohl manche selbst sehr geistreiche 
Mânner, welche die geistige Ungleichheit dieser Eassen in der 
Théorie leugnen, aber schwerlich einen, der dieselbe im prak- 
tischen Lebeu und Verkehr nicht fortwahrend beachtet. Die 
ganze Weltgeschichte zeugt von Jahrhundert zu Jahrhundert 
für die verschiedene Begabung der Eassen und selbst für die 
ungleiche Fâhigkeit der einzelnen Volker, die aus ihnen er- 
wachsen sind. 

1. Es ist wahrscheiulich, dass die schwarze athiopi- 
sche Easse, die Nachtvôlker, wie Carus sie nennt, in 
der Vorzeit nicht bloss Afrika, den vornehmlich für sie be- 
stimmten Weltteil, sondern ebenso die südlicjien Lânder von 
Asien überdeckt und sogar in den südlichen Auslàufern des 
europâischen Festlandes Wohnsitze genabt habe. Ueber das 
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hohe Alter dieser vielleicht erstgeborenen Basse kann kein 
Zweifel sein. Aber nie und nirgends bat es diese Basse von 
sich ans zu einer auch nur einigermassen civilisierten Bechts- 
und Staatenbildung gebracht. Sie bat keine walu’e Geschichte. 
In jedem Zusamnientreffen mit Individuen oder Stammen der 
weissen Basse ist sie sofort unter deren Herrschaft geraten. 
So ausschweifend ihre Phantasie und so reizbar ihre Sinnlich- 
keit ist, so mangelhaft ist ihr Verstand ausgestattet und so 
schwach ihr Wille. Von Natur kindisch, ist sie auf die Er- 
ziehung und Beherrschung durcb hôhere Vôlker angewiesen. 

Schon im Altertum wurde die scbwarze Basse in Indien 
und in Aegypten von den weissen Ariern und Semiten be- 
herrscht. lîeute noch sind die alten afrikanischen Negerberr- 
schaften keine wirkliche Staaten, sondern willkürliche und 
launenhafteDespotien. Einen erheblichenFortschritt machten 
diese Stàmme, wie sie unter die Leitung der mohammedani- 
schen Beligion und Kultur kamen, wie insbesondere in Nord- 
afrika und in den Beichen des mittleren Sudan. Die Nacb- 
bildung des franzosischen Imperatorentumes durcb die Neger 
auf der Insel Hayti und der nordamerikanischen Bepublik in 
dem Negerstaate Liberia macht auf Europâer oder Amerikaner 
cher den Eindruck eines Schauspieles , welches das Leben 
staatlicher Vôlker nachahmt, aber nicht verwirklicht. 

2. Einen âltlichen Ausdruck dagegen bat die rôt- 
liche Basse der amerikanischen Stâinme, der Indianer. 
Für den Staat haben aber auch sie nur eine geringe Begabung. 
Zwar gab es in Ainerika, vor der Kolonisation durcb die Euro- 
pàer, grôssere Staaten mit einer ansehnlichen und ehrwiirdigen 
Civilisation. Aber es scheint, dass die theokratischen Beiche 
von Peru und Mexiko nicht das Werk der einheimischen 
Basse, sondern von Einwanderern aus Ost- und Südasien ge- 
grûndet waren. Die Bezeichnung der Inkas in Peru als „weisser 
Sonnenkindei* «nd die Verehruag der weissen Mânner als 
„Gôttersôhne“ weiseb unverkennbar auf arischen Ursprung hin. 
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Wo die Indianer sich selbst tiberlassen blieben, da ver- 
wilderten sie wieder als Jâger und zerfielen sie in kleine 
Gruppen. Ihre Stammesrepubliken mit wechselnden Hàuptein, 
eifrigen Kednern und Versaihmlungen der Mânner haben 
keinen festen Rechtsboden und keine gesicherten Institutionen. 
Sie sind Jâgergenossenschaften, nicht Staaten. Die ein- 
zelnen Mânner leben wohl in eigenwilliger und trotziger Frei- 
heit, aber der Verband des Ganzen ist roh und ungefüge. Dem 
Fortschritte der weissen Kolonisation vermôgen sie keinen 
Widerstand zu leisten. Sie werden verdrângt und aufgezehrt. 

3. Bedeutender für die staatliche Entwickelung ist die so- 
genannte gelbliche Rasse, deren Heimat Asien geblieben 
ist, mit ihren beiden Hauptstâmmen, dem brâunlicheren 
Typus der Malaien und dem helleren der finnisch- 
mongolischen Vôlker. Besonders die letztere Volkerfamilie 
bat viele grosse Fürsten, Heerführer und Staatsmânner hervor- 
gebracht. Ein Teil freilich dieser Stâmme blieb fortwâhrend 
und bis auf den heutigen Tag in nomadischem Zustand, 
als Hirten, Jâger und Râuber, vorzüglich in Mittelasien. Aber 
andere Vôlker von dieser Rasse haben grosse Reiche gegründet. 
Sie sind durchweg roher im Westen geblieben und humaner 
im Osten geworden. Die ganze Rasse steht der kaukasischen 
nàher als die der Neger und der Indianer und bat sich früh- 
zeitig, zumal in den oberen Klassen, mit Weissen gemischt. 
Zu einer hôheren Civilisation als die Hunnen und die Tür- 
ken haben es die Kulturvôiker von China und Japan ge- 
bracht. Sogar eine feine Staatsphilosophie ist ihr Werk; und 
die Ideale der Humanitât im Gegensatz zur Barbarei und des 
persônlichen Verdienstes im Gegensatz zu dem Rang der Ge- 
burt sind bei ihnen früher noch zur Geltung gelangt als unter 
den arischen Europàern. Für die Landwirtschaft', die Gewerbe, 
für die Schulen und die Polizei haben sie Bedeutendes ge- 
leistet. Aber ihre Rechtsideen blieben gemischt mit den 
moralischen Vorschriften und sind gebunjien durch die Rück- 
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sichten auf das Familienleben und die Zucht der ünmündigen. 
Ihr Régiment hat einen wohlwollenden, aber oft auch einen 
despotischen Charakter. Das Ehrgefühl ist unempfindlich und 
die Volksfreiheit bei ihnen nicht entwickelt. 

4. Ueber aile diese Rassen erhebt sich aber die weisse 
Rasse der sogenannten kaukasischen oder iranischen Volker, 
die Car U s im Gegensatze zu den Nacht- und Dammerungs- 
(Morgen- und Abend-) Vôlkern als Tagvôlker bezeichnet, die 
Kinder der Sonne und des Rimmels, wie das Altertum sie 
benannt hat. Sie sind vorzugsweise die historischen Volker. 
Sie bestimmen die Geschichte der Welt. Aile hôheren Reli- 
gionen, welche den Menschen mit Gott verbinden, sind zuerst 
durch Mânner von ihrem Stamrae geoffenbart worden, fast aile 
Philosophie ist aus den Arbeiten ihi'es Geistes hervorgegangen. 
Im Zusammenstoss mit den anderen Rassen sind diese zuletzt 
immer von ihnen besiegt und ihnen unterthan worden. Aile 
hohere Staatenbildung gehôrt ihrem Impuls an und ist ihr 
Werk. Die hôchste Civilisation und die Vervollkoramnung der 
geistigen Zustande der Menschen verdanken wir — nàcbst 
Gott — ihrem Verstande und der Energie ihres Willens. 

Diese Tagvôlker teilen sich aber in zwei grosse Vôlker- 
familien, die semitischen und die arischen (indo-ger- 
manischen) Volker. Die Semiten haben vorzugsweise eine 
religiôse Mission für die Welt. Das Judentum, das Christen- 
tum und der Islam, aile diese Religion en sind zuerst unter 
semitischen Vôlkern im Orient verkündet worden. Für den 
Staat aber sind sie weniger begabt. Dagegen nimmt für die 
politische Geschichte und die Rechtsbildung hinwieder die 
arische Vôlkerfamilie, deren Sprache auch die formen- und 
gedankenreichste ist, den obersten Rang ein, und diese hat 
voraus in Europa ihre wahre Heimat gefunden und da ihren 
mànnlichen Staatsgeist zur Reife entfaltet. Darauf ist das Recbt 
dieser europâi^ch^-arischen Vôlket begründet, die übrigen 
Volker der Erde mit tihren Ideen und ihren Institutionen 
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politisch zu leiten und so die Organisierung der Menscbheit zu 
vollziehen. 

Wir betrachten so die Verschiedenheit der Menschenrassen 
als ein Werk der schdpferisch erregten Natur, nicht als ein 
Werk unserer menschlichen Geschichte, und erkennen in ihnen 
natürliche Varietâten der Menschheit. Dagegen die 
Vôlker, in welche die Rassen sich teilen oder welclie ans 
der Mischung verschiedener Rassen entstanden sind, sind offen- 
bar das Erzeugnis unserer Geschichte. Die Vôlker sind 
historische Glieder der Menschheit und ihrer Rassen. 
Zwar kennen wir auch Ur vôlker, d. h. die uns schon in den 
ersten Zeiten begegnen, aus welchen uns eine dürftige Kunde 
zugekommen ist oder deren Ursprung sich in ein dunkles 
Alterturn verliert. Aber wir kennen eine schr grosse Zahl 
Vôlker, deren Entstehung in den Bereich unserer historischen 
Kenntnis fallt, und haben Gründe genug für die Annahnie, 
dass auch jene Urvôlker in âhnlicher Weise entstanden seien. 
Die Geschichte durch ihre Trennungen und Vermischungen, 
wie durch ihre Wandlungen und Entwickelungen hat im Laufe 
der Zeit die Vôlker gesondert und neue Vôlker hervorgebracht. 
Die P]igentümlichkeit der Vôlker zeigt sich daher weniger 
noch in ihrer physischen Erscheinung als in ihrem Geist und 
in ihrem Charakter, d. h. in der Sprache und im Recht. 

Anmerkungen. 1. Prichard liât in seinem Werke „Katur- 
geschichte des Menschengesclilechtes“ (in deutscher üebersetziing von 
R. Wagner, Leipzig 1840, 4 Teile) vorzüglich die physiologischen iind 
sprachlichen Unterschiede und Verwandtscliaften der wesentlichen Rassen 
behandelt^ A. de Gobineau dagegen in seinem „Essai sur l’inégalité 
des races humaines“ (Paris 1852 — 1855) mehr die politisclien Gegensatze 
darzustellen gesucbt. So anregend und intéressant diese Uiitersuchungen 
sind, so ist in beiderlei Hinsicht noch sehr viel zu tluin, um sichere 
wissenschaftliche Resultate zu erreichen. Das neuette und vielseitigste 
Werk ist von Th. Waitz „ Anthropologie der ]Sîaturvolker‘‘ [6 Teile 
(Teil VI bearbeitet von Gerland), 1859 — 1872. Vgl. auch Peschel, 
Volkerkunde (5. Aull., 1881)*,* S. 337 ff.]. 

2. Man hat die Bedeutung der Ras se fjir Recht und Staat lange in 
der Wissenschaft übersehen und missachtet. Das Werk von Gobineau 
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sucht diesem Mangel abzuhelfen, verirrt sich aber lücht selteu in den 
entgegengesetzten Fehler, ailes aus der Anlage der Rasse erklàren zu 
wollen. Er fasst die Rasse überdem zu selir als Geb arts ras se aiif 
und betont die Einwirkung der Abstammung und des Geblütes zu aus- 
schliesslich. Es gibt aber nicht bloss eine angeborene Rasse, — 
allerdings die urspriingliche und natürliche Bedeiitiing der Rasse — es 
gibt auch eine anerzogene Rasse, die wir sowolil in den Familien 
als in den Vblkern deutlich vvahrnehmen und die, obwolil sekundar und 
in hoherem Grade von merischlicher Freiheit bestiinmt, doch einen ge- 
waltigen EinÜuss auf die Rechtsbildung übt. Man denke nur an den 
romisclien Klerus in dem modernen Europa, um sicli die Maclit der aii- 
erzogenen Rasse zu vergegenwartigen. Von der Rasse ist das Iiidi- 
vidiuum zu unterscheiden und die individuelle Einwirkung nicht minder 
zu beachten. Die Weltgeschichte ist fast mehr nocli von den Individuen 
als von den Rassen bestimmt vvorden. Die wichtigen Aufschlüsse, 
welclie über diese Gegensatze in Friedr. Rohm ers Lehre von den 
politischen Parteien (dargestellt durch Théo d or Rohmer, Zürich 1844) 
gegeben werden, sind nocli nicht so beachtet und gewiirdigt worden, 
wie das Werk es verdient. 


Zweites Kapitel. 

II. Die Dégriffé Nation und Volk. 

Der vulgàie Sprachgobrauch vermischt und verwechselt 
die beiden Ausdrücke Nation und Volk, welche die Wissen- 
schaft sorgfâltig zu unterscheiden genôtigt ist. Aber auch 
die wissenschaftliche Sprache wird vielfaltig dadurch verwirrt, 
dass die verschiedenen Kulturvôlker denselben Wortern einen 
verschiedenen Sinn beilegen. 

Wir verstehen in der deutschen Sprache, ebenso wie die 
alten Rômer in der lateinischen Sprache unter Nation 
(nazionalità der Italiener) einen Kulturbegriff, den die 
neueren Franzosen und Englander cher peuple und peuple 
nennen. Wir heissen den Staatsbegriff Volk (populus), 
welchen die Westvôlker cher nation nennen. Die Etymologie 
spricht für den âeutschen Sprachgebrauch , denn das Wort 
natio (von nasci) deutet auf die Geburt und die Rasse, und 
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die Worter Volk und populus weisen eher auf das ôffentliche 
Gemeinwesen {nôXiç, res publica) hin. 

Deragemàss waren die Deutschen im Mittelalter zugleich 
eine Nation und ein Volk und in den letzten Jahrhunderten 
wohl eine grosse , in vielerlei Staaten und Lânder, beziehungs- 
weise Volker zerteilte Nation, aber es gab kein deutsches 
Volk mehr. Heute ist das deutsche Volk wiedererstanden, 
aber ausserdem sind noch einzelne Teile der deutschen Nation 
Bestandteile ausserdeutscher Volker und Staaten. Obwohl das 
nationale Bewusstsein in unserer Zeit stârker ist als in irgend 
einer früheren Période, so decken sich auch heute noch die 
BegrifFe Nation und Volk nirgends vôllig. Der Umfang und 
die Grenzen beider sind nicht dieselben. 

Die Nationen und die Volker sind Bildungen der Ge- 
s ch i ch te. Die Entstehung einer Nation vollzieht sich lang- 
sam, durch einen psychologischen Prozess, welcher all- 
mâhlich in einer Masse Menschen eine unterscheidende Da- 
seinsform und Lebensgemeinschaft hervorbringt und in der 
erblichen Basse befestigt. Niemals ist aus einer willkürlich 
zusammengerotteten oder geworbenen Menge Menschen eine 
Nation entstanden. Auch die freie ’Willensübereinkunft und 
der gesellschaftliche Vertrag von vielen Individuen vermag 
nicht, eine Nation zu schalFen. Zu ihrer Bildung müssen die 
Erlebnisse und Schicksale von mehreren Generationen zu- 
saminenwirken, und sie hat erst dann Bestand gewonnen, 
wenn ihre Eigenart durch die Fortpllanzung der Familien 
und die Ueberlieferung der Kultur von Geschlecht zu Ge- 
schlecht erblich geworden ist. 

Die Entstehung eines Volkes setzt einen politischen 
Prozess, eine Staatenbildung voraus und kann daher, am 
sichersten freilich auf nationaler Grundlage, auch rasch durch 
eine neue Organisation vollzogen werden. 

Bei der Bildung der Nationen wirken ’durchweg mehrere 
Krâfte und Faktoren zusammen, welche geeignet sind, die 
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Massen durch gemeinsamen Geist, gemeinsame Interessen und 
gemeinsame Gewohnheiten zu verbinden und von anderen, 
fremd gewordenen Massen abzutrennen und denselben ent- 
gegenzusetzen. 

Die wichtigsten Motive sind: 

a) Die Religion. Der religiôse Glaube bat vorzüglieh 
in dem alten Asien, aber auch wahrend des Mittelalters in 
Europa so mâchtig auf die ganze Denkart und Lebensweise 
der Massen eingewirkt, dass die Religionsgenossen sich als 
Nationale wider die Andersglâubigen als Fremde abschlossen. 
Es ist wahrscheinlich, dass die arischen Perser und die ari- 
schen Indier sich vorerst um des Glaubens willen vonein- 
ander getrennt haben, und gewiss, dass die Brahmanisten und 
die Buddhisten trotz ihrer gemeinsamen Wohnsitze, Sprache 
und Abstamraung lediglich des Glaubens wegen sich als einander 
fremde Nationen bekàmpften. So bewahrte die jüdische Nation 
ihre Eigenart nicht bloss in ihrem Vaterlande (Palàstina), 
sondern zur Zeit der babylonischen Knechtschaft, spâter im 
Rômerreiche zu Alexandrien und in Rom und nach der Zer- 
storung des jüdischen Staates in der Zerstreuung unter fremde 
Nationen und Staaten. 

Aber es ist ein Kennzeichen unserer Zeit, welche die 
religiôse Freiheit hôher schâtzt als die Glaubenseinheit, dass 
heute die Religion nicht mehr diese starke Wirkung auf Neu- 
bildung und Trennung der Nationen übt. Vielmehr erweist 
sich die einigende und unterscheidende Macht der Nationalitât, 
abgesehen von der Religion, heute stàrker als die religiôse 
Gemeinschaft und Spaltung. Die Deutschen sind ihrer natio- 
nalen Genossenschaft bewusst geworden, unbekttmmert darum, 
ob sie Protestanten oder Katholiken, von mosaischem Glau- 
ben oder Pantheisten sind, und sie unterscheiden sich von 
fremden Nationen, obwohl viele von ihnen Religionsgenossen 
dieser sind. 

b) Stârker als die Religion wirkt auf die Scheidung der 
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Nationen der Gegensatz der Sprache. Die Nation erscheint 
ganz besonders deutlich als Sprachgenossenschaft. In- 
dem die Massen in verschiedenon Làndern allmâhlich ihre 
Sprache eigentümlich fortbilden, kommt eine Zeit, in der sich 
die früheren Sprachgenossen nicht mehr verstehen, weil ihre 
Sprachen sich nach und nach geschieden haben. Von da an 
erkennen sich die, welche noch dieselbe Sprache reden und 
verstehen, als Nationale, und die anderen, deren Sprache ihnen 
unverstândlich geworden ist, als Fremde. 

Die Sprache ist der Ausdruck des gemeinsamen Geistes 
und das Werkzeug des geistigen Verkehres. Sie wird in der 
Familio fortgepflanzt und gleichsain vererbt. Die Mutter- 
sprache hait daher das Bewusstsein der Nationalitât in tâg- 
licher Uebung wach und lebendig. Selbst fremde Rassen 
werden durch eine neue Sprache, welche sie in erhlicher 
Weise aufnehmen, nach und nach geistig umgebildet und er- 
halten so die Nationalitiit, deren Sprache sie reden. In dieser 
Weise sind die germanischen Ostgoten und Langobarden nach 
und nach in Italien zu Italienern, die Kelten, die Franken 
und die Burgunder in Frankreich zu Franzosen, die Slawen 
und Wenden in Preussen zu Deutschen geworden. 

Wenn in unseren Tagen das Nationalbewusstsein kraftiger 
und wirksamer geworden ist als je zuvor, so haben die 
Werke der Sprache, so hat die Litteratur und ganz vor- 
züglich die periodische Presse in der Landessprache den 
erheblichsten Anteil an dieser Erscheinung. Die nationale 
Bewegung hat zumeist ihre Impulse von der nationalen Litte- 
ratur empfangen, welche die Gemeinschaft des Denkens und 
Empfindens verraittelt und den geistigen Gemeinbesitz er- 
weitert. 

Dennoch entscheidet auch die Sprache nicht immer über 
die Nationalitât. Daher sind die Begriffe Nation und erbliche 
Sprachgenossenschaft nicht vôllig gleichbefteutend. Die Be- 
wohner der Bretagne und die Basken betrachten sich selbst 
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als nationale Franzosen, obwohl sie die franzôsische Sprache 
entweder gar nicht oder nur wie eine freinde erlernte Sprache 
reden. Hier haben die staatliche Verbindung zu einem Volk, 
die gemeinsamen Schicksale und Interessen, die Geraeinschaft 
der Kultiir das Gefühl der franzosisclien Nationalitàt geweckf 
imd ausgebildet. Hinwieder betrachten sich Englânder und 
Nordamerikaner trotz der fortdauernden Sprachgemeinschaft 
doch als zwei getrennte, wenngleich nalie verwandte Natio- 
nalitaten. Nicht die Sprache, sondern der Gegensatz zweier 
Weltteile, zwischen denen das breite Weltmeer sich ausdehnt, 
die Verschiedenheit der Natur- und der Lebensaufgaben, die 
geschichtlichen, socialen und politischen Gegensâtze haben die 
eine Nation in zwei Nationen gespalten. 

Diese Beispiele zeigen, dass ausser der Religion und der 
Sprache auch a) die Gemeinschaft des Wohnsitzes und des 
Landes, b) der Lebensart, der Lebensaufgaben und 
der Sitten und c) der staatlichen Verbindung auf die 
Bildung neuer Nationen einwirken. 

Endlich üben auf dieselbe die Mischungen einen be- 
deutenden Einfiuss aus, welche die Teile einer Nationalitàt 
mit den Angehôrigen einer anderen Nation verbinden. Es 
kann daraus ein neuer Typus und ein neuer Charakter der 
Massengemeinschaft, folglich auch eine neue Nation ent- 
springen. • Die europàische und die amerikanische Geschichte 
ist reich an Belegen dafür. 

Die Nation ist ein Kulturwesen, indem sowohl ihre 
innere Zusammengehorigkeit als ihre Abtrennung von frem- 
den Nationen vornehmlich aus der Kulturentwickelung ent- 
standen sind und vorzugsweise ihre Wirkung auf die Kultur- 
zustande ausseru. Sie ist nur psychologisch zu verstehen, 
indem ihr Wesen in dem Gemeingeist und Gemeincharakter 
zu erkennen ist. der sie beseelt. Man kann sie insofern auch 
einen Organismus nennen, als ihre Eigenart auch in dem 
gleichartigen Kôrperbau der nationalen Basse und in den 
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âusseren Kundgebungen der Sprache und der Sitte eine sicht- 
bare Darstellung erhalten haben. Aber sie ist doch nicht ein 
organisches Wesen in dem hôheren Sinne, wie das Volk eine 
Person ist. Die Gemeinschaft ist in ihr lebendig und die 
Anlage zur Einheit. Aber die Einheit des Rechtswillens und 
der That, die rechtliche Persônlichkeit bat sie nicht. 
wenn sie nicht im Staate zum Volke geworden ist. 

Obwohl der menschliche Geist und die menschliche Ar- 
beit auch an der Bildung der Nationen einen sehr erheblichen 
Anteil haben, so vollzieht sich dieselbe doch zumeist unbe- 
wusst, wie eine Naturnotwendigkeit. Indem sich die 
eine Menschheit in viele Nationen zerteilt, erhâlt sie die 
Môglichkeit, aile die verborgenen Krâfte ihrer Natur, die der 
gemeinsamen Entwickelung fàhig sind, durch den Wettstreit 
und die raannigfaltigen Arbeiten der verschiedenen Nationen 
zu offenbaren und ihre Bestimmung reicher zu erfüllen. Das 
Wachstum und die Entfaltung der Nationen bildet daher 
einen starken Hebel der Weltgeschichte und gehôrt sicher zu 
den Grundlinien des gôttlichen Weltplanes. 

Der Begriff der Nation lasst sich daher so bestimmen: 
Nation ist die erblich gewordene Geistes-, Gemüts- 
und Rassegemeinschaft von Menschenmassen der ver- 
schiedenen Berufszweige und Gesellschaftsschichten, welche 
auch abgesehen von dem Staatsverbande als kulturverwandte 
Stammesgenossenschaft vorzüglich in der Sprache, den 
Sitten, der Kultur sich verbunden fühlt und von den übrigen 
Massen als Fremden sich unterscheidet. 

Die Grenzen einer Nation sind verânderlich und be- 
weglich. Sie kann fortwâhrend wachsen und sich ausbreiten, 
wenn es ihr gelingt, ihre Sprache und ihre Sitte, ihre Kultur 
auf fremde Massen auszudehnen und dieselben dadurch zu 
assimilieren. Sie kann abnehnien, zusammen^chrumpfen und 
ganz aussterben, wenn eine fremde Ku^ur siegreich wider sie 
vorgeht und ihre bisherigen Glieder für sich einnimmt und 
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umbildet. Eine hôhere Kultur einer grossen Nation zehrt so 
nach und nach die roheren Kulturen kleiner Stâmme auf und 
ersetzt dieselben durch ihre reichere Bildung. 

UnterVolk verstehen wir in der Regel die zum Staate 
geeinigte und im Staate organisierte Gemeinschaft 
aller Staatsgenossen. Die Entstehung des Volkes kommt zu- 
gleicli mit der Schôpfung des Staates zur Wirksamkeit. Das 
Gefühl, in hôherer Stufe das Bewusstsein politischer Zu- 
sarainengehôrigkeit und Einheit hebt das Volk über die Nation 
empor. Es ist zwar denkbar, dass ein Volk, welches sein 
Land verlâsst, vorlâufig noch Volk bleibt, aber es ist doch 
nur provisorisch als Volk anzusehen, bis es ihm gelingt, in 
einem neuen Lande einen Staat zu bilden. Ebenso kann ein 
Volk dem Staate vorhergehen, wie das jüdische Volk unter 
Moses dem jüdischen Staate; aber doch wieder nur, weil in 
ihm der Staatstrieb krâftig entwickelt ist und es zur Gründung 
eines Staates einheitlich organisiert ist. Insofern ist die Be- 
ziehung des Volksbegriffes zum Staate immer notwendig und 
man kann sagen: K ein Volk ohne Staat. Wir werden diese 
Entstehung des Staates in dem vierten Bûche besonders be- 
trachten. 

Wir pflegen aber die bloss passive, beherrschte Masse, 
ohne politische Rechte, nicht Volk zu nennen. Insofern lâsst 
sich nicht sagen: Kein Staat ohne Volk. Die Despotie 
weiss nichts von Volkern, sondern nur von Unterthanen. 

Wenn das Volk entweder insgesamt oder in dem Kern 
der Staatsbewohner auf nationaler Grundlage steht, so hat es 
natürlich auch seinen Anteil an der nationalen Geistes-, 
Charakter-, Sprach- und Sittengemeinschaft. Wenn es dagegen 
aus mehreren Nationen oder aus Bruchstücken solcher gemischt 
ist, so ist diese Gemeinschaft weniger allgemein in ihm als 
in der Nation. 

Dagegen zeicîinet sich das Volk vor der Nation haupt- 
sàchlich dadurch aus, dass in ihm die Rechtsgemein- 

Rluntschli. nllffamAinfî SiflAlslAhrA. *7 
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schaft entschiedener ausgebildet und zu politischer Teil- 
nahme an der Staatsleitung gesteigert ist und seine Fahig- 
keit, einen Gesamtwillen auszusprechen und durch Thaten 
zu bewâhren, durch die Staatsverfassung die erforderlichen 
• Organe erworben bat, mit einem Worte: dass es eine recht- 
liche und staatliche Gesamtperson ist. 

Mit vollem Rechte spricht màn daher von einem Volks- 
geiste und von einem Volkswillen, der etwas anderes ist 
als die blosse Summe des Geistes und des Willens aller zum 
Volke gehôrigen Individuon. Jener Geist und Wille ist seinen 
Organen und seinem Inhalte nacb einheitlicher Gemeingeist 
und Staatswillen, nicht individueller und mannigfaltig sich 
widersprechender Einzelngeist und Einzelnwille. 

Auch die Vôlker sind organische Wesen; und des- 
halb stehen sie unter den Naturgesetzen ailes organischen 
Lebens. In der Entwickelungsgeschichte der Vôlker lassen sich 
dieselben Altersperioden unterscheiden wie in dem Leben der 
Individuen. Die natürlichen Kràfte und Anlagen eines Volkes, 
seine Vorstellungen, seine Bedürfnisse sind anders in der Zeit 
seiner Kindheit und anders in der Zeit seines Alters. Wie 
für den einzelnen Menschen, so ist auch für das Volk die 
mittlere Période seines Lebens regelmassig die Zeit der 
hôchsten Entwickelung seines Geistes und seiner Macht. Nur 
sind diese Perioden bei den Volkern nach Jahrhunderten zu 
bemessen, wâhrend sie bei den Individuen nach Jahrzehnten 
sich unterscheiden. Unsterblichkeit aber scheint auch den 
Volkern nicht verliehen zu sein. 

Anm erkungen. 1. Es ist ein Verdienst Savignys, die Bedeu- 
tung des Volkes als eines organischen Wesens und den Einfliiss seiner 
Lebensalter auf die Rechtsbildung in Deiitschland wieder nachdrucksam 
hervorgehoben zu haben. 

2. Die Familien verbindung ferner für sich allein erzeugt weder 
eine Nation nocli ein Volk, und der Satz Schleiermafhers: „Wenn eine 
Masse von Familien unter sich verbunden und yon ànderen ausgeschlossen 
ist durch Konnubium, so stellt sich die Volksemheit dar,“ wird in zwie- 
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fâcher Beziehung diirch die Geschichte widerlegt. Die rômischen Patrizier 
waren unter si ch dnrch Konnubinm verbunden, die Plebejer ebenso. Aber 
weder jene noch diese waren fur si ch allein das rômische Volk; und 
beide waren in altérer Zeit nicht dnrch Konnubium miteinander ver- 
bimden, und doch bestand das rômische Volk ans ihrer Vereinigung. 
Die germanischen Vôlker waren ans Standen verbunden, von welchen 
Jeder nur in seinem Innern unter seinesgleichen die Ehegenossenschaft 
zuliess. In neuerer Zeit endlich besteht ttberall Ehegenossenschaft und 
Familienverbindung auch unter verschiedenen Nationen, ohne dass daraus 
eine neue Nation entsteht. 

3. Mancini (Délia nazionalità corne fondamento del Diritto delle 
Genti, Turin 1857, S. 37) erklàrt die „NationaUtat“ ebenso als eine 
„natürliche Genossenschaft von Menschen, welche durch die Einheit ihrer 
Wohnsitze (des Landes), durch ihre Abstammung, ihre Sitten und ihre 
Sprache zu einer Lebensgemeinschaft geeinigt sind und das Bewusstsein 
dieser Gemeinschaft haben.^‘ Aber wenn er mit Redit in der Nationalitat 
die natürliche Anlage zur Staatenbildung erkennt, so tritt in seiner Lehre 
doch der Unterschied zwischen Nation und Volk nicht scharf genng her- 
vor, und ist er geneigt, schon die Nation als Rechtsperson zu betrachten, 
was sie nicht ist und im günstigsten Fall erst werden kann, wenn sie 
die staatliche Organisation erlangt hat. 


Drittes Kapitel. 

Nationale Rechte. 

Es ist ein Fortschritt der Civilisation, dass wir anfangen, 
von nationalen Rechten zu sprechen und Achtung für dieselben 
zu fordern. Da die Nationen Teile der Menschheit und das 
Produkt eines grossen welthistorischen Entwickelungsprozesses 
sind, so sollen sie auch in ihrem Bestande geachtet und ge- 
schützt werden. Das erste und natürlichste Grundrecht ist 
allezeit die raenschliche Existenz. Welche menschliche 
Existenz aber hâtte ein besseres Recht von Natur als die des 
nationalen Gemeingeistes? Sie ist ja zugleich die Unterlage 
auch der individiuellen Existenz und eine Grundbedingung der 
Entwickelung der Menuchheit. 
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Aber nur allraâhlich wird es gelingen, dieses zunachst 
bloss sittliche Gebot in die entsprechende Rechtsformel zu 
fassen. Die Hauptbedeutung des Nationalitàtsprincipes 
liegt vorerst noch in der Politik, nicht im Staatsrechte. 

Als nationale Rechtsgrundsàtze aber lassen sich folgende 
anführen, die daher von den Genossen derselben Nation geltend 
gemacht werden dürfen: 

1. Das Recht auf die nationale Sprache. 

Die Sprache ist das eigenste Gut jeder Nation, in der 
Sprache vorzüglich gibt sich die Eigenart derselben kund, sie 
ist das stârkste Band, welches die Genossen der Nation zu 
einer Kulturgeineinschaft verbindet. 

Daher darf der Staat nicht der Nation ihre Sprache ver- 
bieten, noch die Ausbildung derselben und ihre Litteratur 
untersagen. Es ist iin Gegenteil Staatspflicht, die Kultur der 
Sprache frei gewâhren zu lassen und, soweit die allgemeinen 
Bildungsinteressen nicht dadurch verletzt werden, wohlwollend 
zu fôrdern. ^ Die Unterdrückung der einheimischen Sprachen 
der Provinzialen durch die Romer war ein furchtbarer Miss- 
brauch der Staatsgewalt, und dasVerbot der nationalen Volks- 
sprache in dein Gebiete des deutschen Ordens unter An- 
drohung der Todesstrafe war eine widerrechtliche Barbarei. 

Aus diesem Princip folgt aber nicht, dass es in den 
Staatsangelegenheiten nicht eine bevorzugte Staatssprache 
geben dtirfe mit Ausschluss aller übrigen Volkssprachen. So- 
weit es sich nicht um das blosse Nationalleben, sondern um 
das Staatsleben handelt, da kann das Interesse des gesamten 
Staatsvolkes die Einheit der Sprache erfordern. So wird im 
englischen Parlamente mit Recht nur englisch, nicht au ch 
irisch noch gâlisch gesprochen, in den franzosischen Central- 

lOesterreichisches [Staatsgrundgesetz über die allgemeinen 
Redite der Staatsbürger vom 21. Dezember 1867, Art. 19]: „Alle Volks- 
stamme sind gleicliberechtigt (?) und jeder Volkssmmfia hat ein unverlelz- 
liches Redit auf Wahrung und Püege seinei» Nationalitât und Sprache." 
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behôrden nur franzôsisch, nicht auch keltisch oder baskisch, 
und im deutschen Reichstag nur deutsch, nicht auch polnisch 
oder danisch oder franzôsisch. Sorgfaltiger aber achtet die 
Schweiz die verschiedenen Nationalitâten, ans denen sie zu- 
sammengesetzt ist, indem sie die deutsche mit der franzôsi- 
schen Staatssprache verbindet und nach Bedürfnis aucli die 
italieniscbe respektiert. 

Ebensowenig ist der Staat geliindert, dafür zu sorgen, 
dass in den Schulen die hohere Kultursprache gepflegt und die 
Kinder einer noch ungebildeten Nation an der Errungenschaft 
und Erbschaft einer veredelten Litteratur einen Anteil erhalten. 
Dagegen wird es von einer civilisierten Nation als ein bitteres 
Unrecht erapfunden, wenn ihre Sprache aus der Schule und 
der Kirche zu gunsten einer fremden Sprache verdriingt wird. 

2. Die Nation hat ferner ein Recht, ihre nationale 
Sitte Z U üben, soweit dieselbe nicht dem hoheren mensch- 
lichen Sittengesetze widerstreitet oder die Rechte des Staates 
verletzt. Die herrschenden Englânder sind berechtigt, nicht 
langer zu dulden, dass die indischen Frauen zur Totenfeier 
ihrer Mânner sich ebenfalls dem Tode opfern. Die Unter- 
sagung aber unschâdlicher Volksspiele ist eine nicht zu recht- 
fertigende Anmassuug des Staates. 

3. Auf dem Gebiete der eigentlichen Rechtsinsti- 
tutionen ist die Berechtigung der blossen Nation auf staat- 
liche Anerkennung und Schutz geringer, weil hier teils die 
Einheit und Harmonie des Staates, teils die Interessen des 
staatlichen Kulturvolkes einen naturgemassen hoheren Einfluss 
iiussern. Eine die Gesamtbevôlkerung umfassende und die 
einzelnen Volksrechte umbildende oder aufhebende Gesetz- 
gebung ist ein Bedürfnis des entwickelten Staates. Man darf 
es den Romern nicht verargen, dass sie das rômische Recht 
überall in ihrem Jleiche einzuführen suchten. Rûcksichtsloses 
Unmass aber verdient Jadel. Einen der ârgsten Missgriffe 
derart hat das englische Parlament begangen, als es 1773 
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in Bengalen die Formen des englischen Gerichtsverfahrens 
und des englischen Rechtes den dafür unreifen Indicrn auf- 
nôtigen wollte. In den deutschen Staaten aber verfuhr man 
gleichzeitig in der Aufrechthaltung eines wahren Wustes von 
hergebrachten Statutarrechten fûr kleine Volksparzellen über- 
ângstlich und in der Einführung eines fremden geineinen 
Rechtes fur die Nation über die Massen kühn und eingreifend. 

Mit Bezug auf die Fortbildung des Rechtes gewinnt da- 
her das Volk die Oberhand über die Nation, und vor der 
Einheit des Gesetzes und der Rechtspflege müssen sich die 
nationalen Verschiedenheiten beugen, die Rechtsgleichheit der 
Staatsbürger erhàlt den Vorzug vor der Mannigfaltigkeit der 
nationalen Ucbungen. Es ist den Rômern doch sehr viel 
leichter geworden, die unterthânigen Nationen im Redit zu 
romanisieren , als in der Sprachc zu latinisieren, und wir 
nehmen keinen Anstoss daran, dass die Franzosen ihren code 
Napoléon auch auf das deutsche Elsass und auf die alt- 
gallische Betragne angewendet haben. Wir tadeln es nicht, 
wenn die englische Gesetzgebung auch das Recht der Iren 
und der Walliser gleichmâssig ordnet. Aber wir erinnern uns 
doch auch, dass der Versuch der Roiner, die noch rohen 
Germanen der roniischeii Rechtspflege zu unterwerfen, don 
grossen germanischen Freiheitskampf entzündet hat und es 
wahrend Jahrhunderten ein Princip der germanischen Rechts- 
überzeugung war, man musse jede Nation bei ihrem Redite 
lassen und jeden nach seineni angeborenen (d. h. nationalen) 
Rechte schützen. Die altromische Maxime, einseitig durchge- 
führt, hâtte aile nationale Freiheit mit dem nationalen Recht 
zerstôrt; die altgermanische Weise, zâhe bewahrt, hâtte aile 
hôhere Staats- und Rechtskultur unmoglich gemacht Es war 
ein Glück für die Freiheit der Nationen und für die fort- 
schreitende Civilisation, dass Rômer und Garmanen feindlich 
aufeinander trafen und keines der beidan Principien zu alleiiiiger 
Herrschaft gelangte. 
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4. Wird eine Nation in ihrer sittlichen und geistigen 
Existenz von der Staatsgewalt angegriffen, so sind ihre Ge- 
nossen zum zâhesten Wider stand dagegen veranlasst. 
Es gibt keine gerechtere Ursache zur Auflehnung wider die 
Tyrannei als die Verteidigung der Nationalitàt.'^ Die Lega-* 
litàt kann dabei Schaden leiden, das Redit wird nicht verletzt. 


Viertes Kapitel. 

Die nationale Staatenbildung und das Nationalitâtspriucip. 

In allen Zeiten der Weltgeschichte bat die Nationalitat 
eine mâditige Wirkung auf die Staaten und die Politik geübt. 
Das Gefûhl der nationalen Verwandtschaft und Eigenart bat 
die Hellenen in ibren Kàmpfen mit den Persern begeistert. 
Für ibre nationale Freibeit baben die alten Germanen wider 
die Rômer gestritten. Nacb nationalen Gegensatzen ist das 
rômiscbe Weltreicb in das lateiniscbe und das griediiscbe 
Kaisertum gespalten worden. An dem Zwiespalt in der fràn- 
kiscben Monardiie und der Scbeidung von Frankreicb und 
Deutsdiland bat der Unterscbied der romaniscben und der 
germaniscben Spracbe einen erbeblicben Anteil gebabt. Audi 
wahrend des Mittelalters tritt zuweilen der Gegensatz der 
Nationen scharf hervor, Aber zum erstenmal in der Ge- 
sdiicbte ist dodi erst in unserem Zeitalter das Prindp der 
Nationalitat als entscbeidendes Staatsprincip verkündet 
worden, 

Niebuhr (Preussens Redit gegen den sâchsischeri Hof) : „Die Ge- 
meinschaft der Nationalitat ist hôher als die Staatsverhàltnisse, welche 
die versdiiedenen Vôlker eines Stammes vereinigen oder trennen. Durch 
Grammatik, Spradie, Sitten, Tradition nnd Litteratur entsteht eine Ver- 
brüderung zwischein iknen, die sie von fremden Stammen scheidet und 
die Absonderung, die sich ^it dem Auslande gegen den eigenen Stamm 
verbindet, zur Ruchlosigkeit macht.“ 
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Wàhrend des Mittelalters war der Grundcharakter der 
Staatenbildung dynastisch oder stândiscb, eher noch 
territorial als national. In den letzten Jahrhunderten 
wuchsen die grossen europàischen Nationen heran, aber der 
Staat bekam doch nicht eine nationale Begriindung noch einen 
nationalen Ausdruck. Vielmehr wurde damais der obrig- 
keitliche Staat der Fürsten und ihrer Beamtcn ausgebildet. 

Auch die naturrechtliche Staatslehre gründete ihre Anfor- 
derungen an den idealen Staat nicht auf die nationale Ge- 
meinschaft, sondern auf die menschliche Natur, ihre Bedürf- 
nisse und den freien Willen der Einzelmen.schen. Rousseau 
sah in der Gesellschaft, nicht in der Nation die Grund- 
lage des Staates. Das „Volk“, dem er die oberste Staatsgewalt, 
die „Souverânitat“ zuschreibt, ist nicht die geeinte Nation, 
sondern die „Gesamtheit“, beziehungsweise die „Mehrheit der 
Bürger“, die sich zu dem Staate willkürlich vereinigt hahen, 
gleichviel oh sie nur einen kleinen Bruchteil einer Nation 
hilden oder aus verschiedenen Nationalitâten zusammenge- 
treten sind. Von denselben Grundsâtzen gingen noch die 
franzôsischen Verfassungen von 1791 [Tit. III, Art. 1] und 1793 
(Art. 25 — 28) und von 1795 (Art. 17) aus. Die Ausdrücke 
peuple und nation wurden noch abwechselnd gebraucht, aber 
immer zur Bezeichnung der „Gesamtheit der Bürger* (univer- 
salité des citoyens). Die staatliche Herrschaft erhielt nur einen 
anderen Sitz. Sie wurde von dem Centrum in die Peripherie 
verlegt, von dem Konige auf den Demos tibergetragen. 

Als zu Anfang unseres Jahrhunderts Napoléon I. es 
unternahm, das Reich Karls des Grossen zu erneuern und, 
gestützt auf die franzôsische Nation, eine Universalmon- 
archie über Europa aufzurichten, da stiess er ,fiuf den Wider- 
stand der übrigen Nationen, welche die franzôsische Herr- 
schaft mit Widerwillen und Hass betrachteten. Trotz seines 
Genies ist der Kaiser, der kein VerstândniS fûr die Eigenart 
der Nationen batte, schliesslich dem nationalen Widerstand 
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erlegen, Dennoch war auch damais das nationale Bewusstsein 
nur wenig entwickelt. Die nationalen Gefühle wirkten wohl 
unbewusst in den Massen und begeisterten diese zum Kampfe^ 
aber der Nationalgeist war noch nicht erwacht. Sogar die 
ausdauernde und hartnàckige Feindschaft der Englànder 
wider die Franzosen batte nicht darin ihren Grund, dass jene 
die Freiheit der Nationen vor dem franzôsischen Drucke retten 
wollten, sondera weit mehr in dem Hass der englischen Aristo- 
kratie wider die franzosische Révolution, in der Besorgnis 
vor der Uebermacht Frankreichs in Europa, in deii bedrohten 
Handelsinteressen. Das englische Staatsbewusstsein ist freilich 
gehoben durch den mânnlichen Stolz und den freien Rechts- 
sinn der angelsâchsischen Rasse und der englischen Nationa- 
litât. Aber trotzdem sind die Englànder misstrauisch gegen 
das Nationalitâtsprincip als Staatsprincip. Sie wissen, dass ihr 
europaisches Inselreich verschiedene Nationen zusammenhalt 
und dass insbesondere das aufgeregte Nationalgefühl der kelti- 
schen Iren schon mehr als einmal an dem englischen Staats- 
verband gerüttelt hat. Ihre Weltherrschaft in Ostindien und 
in anderen überseeischen Lândern wird nicht minder durch 
eine scharfe Betonung jenes Principes in Frage gestellt. Auch 
die Spanier fühlten sich in ihrem Kampfe wider die Fran- 
zosen als eine eigenartige Nation und hassten diese als Fremde. 
Aber sie betrachteten den Krieg doch weniger als einen natio- 
nalen, sondern vielmehr als einen Kampf für ihren legitimen 
Kônig und für ihre katholische Religion wider die teuflischen 
Revolutionare. Den Deutschen war das politische National- 
gefühl schon seit Jahrhunderten durch die konfessionelle Zwie- 
tracht und durch die Zerbrôckelung des Reiches in selbstân- 
dige dynastisch j’egierte Lânder abhanden gekommen, und nur 
eine Anzahl Gebildeter horte auf die begeisternden Reden 
von Fichte und die Schriften von Arndt, welche das deutsche 
Nationalbewusstsein wieder zu wecken suchten. Die Russen 
gingen für ihren Kaiser und sein heiliges orthodoxes Reich 
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wider den gottlosen Westeu ins Feld und in den Tod. An 
ihre nationale Berechtigung dachten sie nicht. 

Selbst der unklare Ansatz der frauzosischen Révolution, 
den Nationen das Recht der Selbstbestiinniung zu gevvâhren, 
‘wurde in der Restaurationsperiode wieder gewaltsam zertreten. 
Der Wiener Kongress kümmerte sich nichts um die Nationen. 
Er verteilte ohne Scheu und ohne Scham die Stücke grosser 
Nationen unter die restaurierten Dynasticn. Wie frtiher Polen 
zerrissen und zwisclien Russland, Oesterreich und Preussen 
geteilt worden war, so wurden nun Italien und Deutsch- 
land in eine Anzahl souveràner Staaten zerteilt, Belgien 
und Holland aber, trotz des nationalen Gegensatzes, zu 
einem Konigreich zusammengeschmiedet. 

Weder das Révolutions- noch das Restaurationszeitalter 
bat das Princip der Nationalitàt aïs Staatsprincip anerkannt. 
Um so entschiedener dagegen wird die Staatengeschichte der 
Gegenwart von dein Nationalbewusstsein aus bedingt und be- 
stimmt. Die Wissenschaft und ganz vorzüglich die deutsche 
und die italienische Wissenschaft batte vorher scbon auf die 
nationale Idee hingewiesen und ihre politischen Ansprüche 
beleuchtet. Die Staatspraxis aber bat erst seit den vierziger 
Jahren sicli auf das natürliche Redit der Nationen berufen, 
sich staatlich zu gestalten. Stàrker als je zuvor regten sich 
die nationalen Triebe auch in den Massen und verlangten 
nicht bloss litterarische , sondern überdeni politische Befrie- 
digung. Die Nationen wollten ihre Gemeinschaft zu staatlicher 
Macht steigern und Vôlker werden. Das ganze aus dem 
Mittelalter iiberlieferte dynastische Staatensystem Eui'opas wurde 
nun von den nationalen Verlangen und Leidenschaften be- 
droht. Aile Reiche, wie insbesondere Oestarreich, wurden 
durch dieselben in ihrem Bestande erschüttert, weil die ver- 
schiedenen in denselben politisch geeinigte^ Nationalitaten 
nach Selbstàndigkeit strebten. Neue ReicEe, wie voraus Ita- 
lien und das Deutsche Reich, wurden gebildet kraft des 
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nationalen Gedankens, welcher die zerstreuten Gliedmasseu 
der einen Nation sammelte und zu einem Staatskôi'per organi- 
sierte. Die Macht dieses nationalen Strebens ist unleugbav; 
über den Umfang seines Redites mag man noch streiten. 

Die Beziehung der Nationalitàt zum Staate ist offenbâr 
enger und stârker als die zur Kirche, welche leichter einen 
universellen Charakter bewahrt. Denn der Staat erscheint 
als die Organisation eines Volkes, und die Volker erhalten 
ihren Charakter und Geist vornehmlich von den Nationen, 
weldie im Staate leben. Zwischen den Begriffen Nation und 
Volk zeigt sidi daher eine natürliclie Verwandtschaft 
und eine stetige Wechselwirkung. 

Zunàchst freilich ist die Nation nur Kultur- und nicht 
Staatsgemeinschaft. Aber wenn sie sich ihrer Geistesgemein- 
sdiaft recbt lebendig bewusst wird, dann liegt der Gedanke 
und das Verlaugen nabe, dass sie dièse Gemeinschaft audi 
zu voiler Persônlidikeit ausbilde, dass sie auch einen ge- 
meinsainen Willen hervorbringe und ihren Willen machtvoll 
bethâtige, d. h. dass sie den Staat bestiinme oder zum Staate 
w e r d e. 

Das ist die Begrüudung des politischen Nationali- 
tâtsprincipes, wie dasselbe heute sich geltend inadit. Das- 
selbe begnügt sich nicht inehr damit, dass der Staat die 
nationale Sprache, Sitte und Kultur schütze, sondern es ver- 
langt, dass der Staat selber zum Nationalstaat werde. In seiner 
absoluten Fassung bedeutet es: „Jede Nation ist berufen und 
berechtigt, einen Staat zu bilden. Wie die Menschheit in eine 
Anzahl von Nationen geteilt ist, so soll die Welt in ebeii- 
soviele Staaten zerlegt werden. Jede Nation Ein Staat. 
Jeder Staat* Ein nationales Wesen.“ Ist dieser Ge- 
danke wahr? 

üeberschauen wir vorerst die hauptsàchlichsten vorhan- 
denen Gegensâtze zwjschen dem Umfang der Nation und der 
Ausdehnung des Staates. 
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I. Wenn das Staatsgebiet kleiner ist als die Nation, so 
werden wir zwei entgegengesetzte Stromungen gewahr: 

1) Ist das Staatsbewusstsein in den Bürgern sehr 
krâftig und lebendig, so zeigt sich das Streben des Staates, 
seine Bevcilkerung zu einer neuen Nation eigentümlich 
auszubilden. In dieser Weise sind iin Altertume die Athener 
und Spartaner kraft ihrer staatlichen Erziehung und Abson- 
derung zu relativen Nationen geworden ; aber auch im Mittel- 
alter die Venetianer und die Genuesen und spâter die Hol- 
lander und teilweise die Schweizer. Das grossartigste Bei- 
spiel aber der Bildung einer neuen Nation durch die Kraft 
des politischen Gcistes, der freilich von dem Gegensatze der 
Lage untcrstützt ward, ist die nationale Sclieidung der Nord- 
amerikaner von den Englândern. 

2) Wenn dagegen die nationalen Triebe in dem engen 
Staatsgebiete sich unbefriedigt fühlen, dann streben sie uni- 
gekehrt, die Grenzen des Staates zu überschreiten und sich 
mit ihreii nationalen Genossen in anderen Staaten zu einem 
grôsseren nationalen Staate zusammenzuschliessen. Dieser 
Zug bewegte schon früher die franzosische und sie bestimmt 
in unserem Jahrhundert die italienische und die deutsche 
Staatenbildung. 

II. Wenn das Staatsgebiet weiter ist als die Nation, d. h. 
wenn es zwei oder mehrere Nationen oder doch Bruchteile 
von solchen umfasst, dann sind mehrere Falle zu unterscheiden: 

A. Die verschiedenen Nationen oder ïeile von Nationen 
sind massenhaft nebeneinander in dem einen Staatsge- 
biete gelagert. Dann zeigen sich folgende Stromungen: 

1) Die Tendenz des Staates, gestüzt auf die hervor- 
ragende Kultur einer Nationalitât, allmahlich die anderen 
nationalen Elemente zu assimilieren und dadurch das ganze 
Volk zu Einer Nation umzuwandeln. So >vurde in dem 
altrômischen Kaiserreiche der Occident latinisiert und der 
Orient hellenisiert. In ahnlicher Weise sucht heute der 
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belgische Staat, gestützt auf die Wallonen und auf die fran- 
zôsische Bildung der Hauptstadt Brüssel, die hôheren Klassen 
auch der vlâmischen Bevolkerung zu franzôsieren. Ebenso 
unterniramt es Russland, die polnisclie Nation gewaltsam zu 
russifizieren. 

Diese Nationalisierung gelingt nur da, wo die herr- 
schende Nation den übrigen an Bildung, Geist und Macht 
entschieden überlegen ist. An dein Widerstand der Gerinanen 
und der Perser ist doch auch die nationalisierende Politik von 
Rom und Konstantinopel gescheitert. 

2) Die Tendenz der verschiedenen Nationen, den Staat 
zu teilen und politisch auseinander zu gehen. Die 
Repealbewegung der Iren gegen den englischen Staat, die 
Lostrennung der Lombarden und der Venetianer von Oester- 
reich, die Verfassungskâinpfe in Oesterreich überhaupt, der 
erneuerte Dualismus von Oesterreich und Ungarn, aber auch 
der Streit zwischen Magyaren und Slawen, Deutschen und 
Tschechen offenbaren die zâhe Kraft dieser Richtung. 

3) Ihr ontgegen zeigt sich ferner die Absicht des Staates, 

die verschiedenen Nationen zusammenzuhalten, ohne sie 

zu gunsten einer Nationalitât umzubilden. Dann aber muss 

der Staat darauf verzichten, ein specifisch-nationaler zu sein. 

Er verhâlt sich dann in nationaler Beziehung als neutral 

oder vielmehr als g em ein sam. Er làsst jede Nation in 

seinem Inneren, soweit ihre Kulturinteressen in Frage sind, 

vôllig frei gewâhren und betrachtet sie aile als gleichbe- 

rechtigt. Soweit die Politik zu bestimmen ist, vermeidet 

er die nationale Einseitigkeit und bestimmt dieselbe lediglich 

nach gemeinsamen politischen, nicht nach besonderen 

nationalen Motiven. 

% 

Das ist die Méthode, durch welche es früher der Schweiz 
gelungen ist, das schwierige Problem des Nebeneinander ver- 
schiedener Natîonalitâten zu lôsen und dieselben zu befrie- 
digen, ohne die EinBeit des Staates zu gefahrden. In dem 
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centralen Gebirgsstocke zwischen Deutschland, Frankreich und 
Italien haben sich so Bruchstûcke der drei grossen Nationen 
zu kleinen republikanischen Gemeiiiwesen gestaltet und zu 
einem friedJichen und neutralen Gesamtkôrper geeinigt. Die 
einzelnen Kantone freilich sind durchweg nationale Staaten, sei 
es, weil ihre ganze Bevôlkerung nur einer Nation angehôrt, 
wie in den deutschen Kantonen der nôrdlichen und ostlichen 
Schweiz, oder in den franzosischen Kantonen der westlichen 
Schweiz, oder in clem italienischen Tessin, sei es, weil eine 
Nationalitât entschieden über die anderen Elemente tiberwiegt, 
wie in Bern und Graubünden die deutsche über die welsche, 
in Freiburg und in Wallis die franzosische über die deutsche. 

Eine vollig andere Méthode, die verschiedenen Nationen 
staatlich zusammenzuhalten, ohne sie umzugestalten, hatte die 
(isterreichische Politik eine Zeitlang mit scheinbarem 
Erfolge eingeschlagen , nachdem zuvor der Versuch Kaiser 
Josephs IL, Oesterreich zu germanisieren , verunglückt war. 
Jeder einzelne Staat sollte mit den Kràften der übrigen be- 
zwungen werden. ^ Diese mechanische Méthode der gewalt- 
samen Einigung kann wohl das Ganze künstlich zusammen- 
halten, aber nur so lange, als die eiserne Gewalt gefürchtet 
wird. Wenn ihr Zwang nachlâsst oder unanwendbar wird, 
dann treiben die gekrankten und misshandelten Nationalitaten 
nur um so leidenschaftlicher auseinander. Oesterreich hat 
das seit 1848 erfahren, 

B. Die verschiedenen Nationalitaten sind nicht massen- 
haft nebeneinander gelagert , sondern durcheinander 

I De Pari eu (Polit,, S. 304) teilt eine Aeusserung des Kaisers 
Franz IL an den franzosischen Botschafter in Wien nait: „Mes peuples 
sont étrangers les uns aux autres et c’est tant mieux^ Ils ne prennent 
pas les naômes maladies en même temps. En France, quand la fièvre 
vient, elle vous prend tous le même jour. Je mets des Hongrois en 
Italie et des Italiens en Hongrie. Chacun garde sor^ voisin; ils ne se 
comprennent pas et se détestent. De leurs antipatîiies nait l’ordre et de 
leur haine réciproque la paix générale." 
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gemischt. Dann ist keine Gefahr für die Einheit des Staates. 
Eher entsteht die Gefahr für die schwâchere Nationalitât, dass 
sie von der stârkeren, die sie umschlingt, erdrückt und auf- 
gezehrt werde. Die geistig überlegene Nationalitât wird 
dann herrschend und assimiliert sich nach und nach die ver- 
einzelten Teile der fremdcn Nationalitàten. In dieser Weise 
sind die Germanen in den vormaligen rômischen Provinzen 
mit der Zeit roinanisiert worden, obwohl sie die herrschenden 
Stàmme waren. So werden Iren, Deutsche und Franzosen in 
den Vereinigten Staaten von Amerika nach ein paar Genera- 
tionen von dem angelsâchsischen Typus der Nordamerikaner 
umgebildet. 

Dieser Ueberblick beweist für die Wechselwirkung des 
Nation alitâts- und des Staatsprincipes, aber zugleich gegen die 
Annahme, dass Nation und Volk notwendig in eins zusammen- 
treffen. 

Wir kônnen daher dera Nationalitatsprincip nur eine 
relative, nicht eine absolute Berechtigung zugestehen und 
gelangen bei nâherer Erwâgung zu folgenden Sâtzen: 

I. Nicht jede Nation ist fàhig, einen Staat zu erzeugen 
und zu behaupten, und nur eine politisch befâhigte 
Nation kann berechtigt sein, ein selbstândiges Volk zu 
werden. Die unfâhigen bedürfen der Leitung durch andere, 
begabtere Vôlker. Die schwachen sind genotigt, sich mit 
anderen zu verbinden oder sich dem Schutze starkerer Mâchte 
unterzuordnen. So haben in ganz Westeuropa die keltischen 
Nationen der rômischen und der germanischen Staatenbildung 
als passiver Stoff gedient. Die raancherlei Nationalitàten in 
Südosteuropa vermogen nur im Anschluss aneinander staat- 
lich zu bestehen. Die Berechtigung der englischen Herrschaft 
in Ostindien beruht auf dem Bedürfnis jener Nationen nach 
einer hôheren Leitung. 

Die voile Geistes- und Charakterkraft, um einen natio- 
nalen Staat zu schaflfen und zu erhalten, haben strenge 
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genommen nur die Nationen, in welchen die mànnlichen 
Seeleneigenschaften (wie Verstand und Mut) überwiegen. 
Die mehr wciblich gearteten werden schliesslicli imnier 
durch andere, ihnen überlegene Machte staatlich beherrscht 
werden. 

2. Da das Wesen der Nation vorerst Kulturgemeinschaft, 
nicht Staatseinheit ist, so kann es vorkommen, dass eine 
Nation sich ihrer Kulturverwandtscbaft bewusst ist, aber in 
ihren politischen Ideen uneinig ist. Ein Teil der 
Nation kann monarcbisch, ein anderer republikanisch gesinnt 
und jeder Teil entschlossen sein, das ihm zusagende Staats- 
ideal zu verwirklichen. Dann kann es geschehen, dass die- 
selbe Nation in verschiedenen Staatsformen ihre Eigen- 
tümlichkeit darstellt und nur in dieser mannigfaltigen Staaten- 
bildung sich befriedigt fühlt. Dieser Zwiespalt ist zuweilen 
eine politiscbe Schwâche einer Nation. Die hellenische Nation 
ist um solcher innerer Zerklüftung willen in eine Anzahl 
kleiner Stadtestaaten die Beute erst der makedonischen Konige, 
dann der Borner geworden. Italien und Deutschland haben 
sich infolge ahnlicher Spaltungen der fremden Uebermacht 
nur unvollkommen erwehren konnen und sind politisch ver- 
kümmert worden. Der Gegensatz zweier oder mehrcrer natio- 
naler Staaten kann aber auch die Wirkung einer ungewôhnlicb 
reichen Anlage einer Nation und ein Zeichen ihrer grossen 
Lebenskraft sein. Das angelsâchsische Brüderpaar der aristo- 
kratischen Monarchie von England und der demokratischen 
Kepublik in Nordamerika ist ein Beleg für diese letztere 
Moglichkeit. Es ist ebenso ein Beweis für den Reichtum der 
deutschen Nation, dass es ausser dem Deutschen Reiche noch 
eine deutsche Schweiz und ein deutsches Oesterreich gibt. 

3. Eine ihrer selbst bewusste Nation, welche auch einen 
politischen Beruf in sich fühlt, hat das natürliche Bedürfnis, 
in einem Staate zu wirksamer Oifenbarulig ihres Wesens zu 
gelq,ngen. Hat sie auch die Kraft dazu, diesen Trieb zu 
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befriecligen, so hat sic zugleich ein natürliches Recht zur 
Staatenbildung. Dem hôchsten Redit der ganzen Nation 
auf ilire Existenz und ihre Entwickelung gegenüber sind 
aile Rechte einzelner Glieder der Nation oder ihrer Fürsten 
nur von untergeordneter Bedeutung. Die Bestiminung der 
Menschheit kann nicht erfüllt werden, wenn nicht die Na- 
tionen, ans denen sic besteht, imstande sind, ihre Lebensauf- 
gabe zu vollbringen. Die Nationen müssen, nadi Fürst Bis- 
maixks Ausdruck, atnien und ihre Glieder bewegen konnen, 
daniit sie leben. Darauf beruht das heilige Redit der Na- 
tionen, sich zu gestalten und Organe zu bilden, mit denen 
sidi ihr Gesamtleben bewegen und àussein kann; ein Recht, 
lias heiliger ist als aile anderen Rechte, das eine der Mensch- 
heit selber ausgenommen, das aile übrigen begründet und 
zusammenfasst. 

4. Aber ein nationaler Staat kann entstehen und 
dauern, \Yenngleich nicht die ganze Nation in denselben 
aufgenominen wird. Die nationale Staatenbildung erfordeit 
nur die Erfüllung mit einem so grossen und so starken 
Teil der Nation, dass derselbe die Kraft hat, ihren Charakter 
und ihren Geist in dem Staate ganz und voll zur Geltung 
zu bringen. Es ist daher eine übertriebene Forderung des 
Nationalitatsprincipes, dass der nationale Staat so weit aus- 
gedehnt werde, als die nationale Sprache reicht. Die Kon- 
sequenz würde dahin treiben, die Staatsgrenzen ebenso be- 
weglich zu machen wie die Sprachgrenzen, was mit der 
Festigkeit der Staatsperson und mit der allgemeinen Rcchts- 
sicherheit unvertrâglich ware. 

Frankreich, Italien und das Deutsche Reich sind natio- 
nale Staaten, ,\venngleich einzelne Bestandteile der franzô- 
sischen, der italienischen und der deutschen Nation nicht zu 
ihnen gehoren. 

Wohl aber ist eine Nation, welche Volk geworden oder 
im Begriffe ist, Volk zu werden, berechtigt, die zerstreuten 
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Glieder, deren sie zu ihrem Dasein bedarf, an sich zu 
ziehen, aber sie ist nicht berechtigt, solche Teile, die in 
einem anderen Staatsverband leben und ihre Befriedigung 
finden, von diesem gewaltsam loszureissen, wenn sie ihrer 
entbehren kann. 

5. Die hochste Staatenbildung beschrankt sich nicht 
auf eine einzelne Nationalitât. Die Entwickelung der 
Meuschheit setzt nicht bloss die freie Offenbarung und den 
Wettkampf der Nationen als Grundbedingung voraus, sondern 
sie verlangt hinwieder die Verbindung der Nationen zu 
hôherer Einheit. Das Recht beruht in hoherem Grade auf 
der Menschennatur als auf den nationalen Besonderheiten. 
Das ausgebildete Recht der Kulturvôlker wird mehr durch die 
Bedürfnisse des menschlichen Verkehres bestimmt als durch 
die nationale Sitte. Die wesentlichen Einrichtungen des Staates 
sind dieselben bei den verschiedenen Volkern. Die hochste 
Staatsidee ist menschlich. 

Daher kann auch der Volksstaat Bestandteile von ver- 
schiedenen Nationalitaten einigen. Sogar die entschieden 
nationalen Staaten erhalten durch die beigomischten Bruch- 
stücke von fremden Nationen oft eine nützliche Erganzung 
ihrer nationalen Beschrauktheit, und es konnen diese fremden 
Bestandteile auch als Vermittelungsglieder dienen, welche 
den Zusammenhang mit der Kultur anderer Nationen herstellen 
und wirksam erhalten. Zuweilen wirkt diese Mischung eben- 
so wohlthatig und fôrderlich für das Staatsleben, wie die 
Legierung der Edelmetalle mit Kupfer dieselben erst für die 
Verkehrsmünzen brauchbar macht. 

6. Dagegen ist es der Einheit des Staates allerdings sehr 
fôrderlich, wenn das Volk wesentlich auf eipe bestimmte 
Hauptnation sich stûtzen kann und die ûbrigen Volksele- 
mente nur in einem numerisch untergeordneten Verhâlt- 
nisse zu demselben stehen. wie die Deut^chen in Russland, 

t 

die slavischen Stâmme in Preussen, die Juden in Deutsch- 
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land, die Franzosen in Nordamerika. Viel schwieriger ist die 
Eiiiheit des Volkes zu begründeii und zu bewaliren, wenn 
dieselbe aus inehreren Nationen besteht, welche an Macht und 
Bedeutung miteinander wetteifern. Diese Schwierigkeit 
batte England zu überwinden, indem es erst die Sachsen' 
und die Normannen, dann die Englander und Schotten, zu- 
letzt diese zusammen und die lien einigte, und ilir zu er- 
liegen, ist für Oesterreich eine nocli nicht tiberwundene Gefahr. 

7. Wenn ein Staat aus verschiedenen Nationalitàten be- 
steht, die zusammen ein Volk bilden, so dürfen die politi- 
schen Rechte nicht nach Nationalitaten verteilt werden, son- 
dern es ist die politische Gemeinschaft und Gleichberechtigung 
ohne Unterschied der Nationalitaten zu bewahren.'^ 

8. Ueber die Fahigkeit und Wtirdigkeit einer Nation zur 
Staatenbildung entscheidet freilich bei dem unvollkommenen 
Zustande des Volkerrechtes kein menschliches, sondern nur 
das Gottesgericht, welches in der Weltgeschichte sich ofïenbart 
Nur in grossen Kâmpfen durch seine Leiden und seine Thaten 
bewâhrt das Volk gewohnlich seine Berechtigung. 

Soll der Staat als Leib des Volkes seine Bestimmung 
erfüllen, so ist es klar, dass seine Einrichtungen und Gesetze 
auf die Eigenschaften und die Bedürfnisse desselben Rücksicht 
nehmeii müssen, mit einem Worte, dass der Staat volks- 
tümlich sein muss. Eine Staatsverfassung, welche zu dem 
Charakter des Volkes nicht passt, seine Eigentümlichkeit 
nicht beachtet, seinem Geiste und seiner Sinnesweise nicht 
gemass ist, ist ein uniiatürlicher und ein untauglicher 
Kôrper. Wird dieselbe durch fremde Gewalt einer Nation 
aufgedrungen oder, wie wir das auch schon in Zeiten grosser 
politischen Fieh^r gesehen haben, von dem missleiteten und 
kranken Volke selbst gewahlt, so stürzt sie immer wieder 
zusammen, sobald jene Gewalt nachlasst oder das Volk seine 


Eotvôs, Die Nationalitàtenfrage, Wien 1865. 
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Besounenheit wiederfindet. In beideii Fallen ist aber das 
Gebrechen in dem staatlichen Organismus so gross, dass das- 
selbe auch den Uiitergang des Volkes zurFolge liaben kann und 
jedenfalls seine voile Gesiindheit auf lange Zeit liin verhinclert. 

Jede grosse Nation, die geeignet ist, ziim Staatsvolk zii 
werden, liât auch eine eigentümliclie politisclie Lebensan- 
sicht und eine besondere staatliche Mission. Das Volk 
erfüllt diese Bestimmung, indcni es dein Staate das Gepragc 
seines W es eus verleiht. Das ist das natürliche Redit des 
Volkes auf eine volkstümliclie Verfassung. Die Ver- 
schiedenheit der Volker entspricht so der Verschiedenheit der 
Nationen, und die Mannigfaltigkeit der staatlichen Formen 
beurkundet die Mannigfaltigkeit, welche Gott in die'Natur 
der Nationen gelegt hat. 

Die Eigentüinlichkeit des Volkes spiegelt sich aber nicht 
etwa ein fur allenial in dein Staate ab. Das Volk durchlebt 
verschiedene Phascii sciner Eutwickelung und es andern sich, 
obwohl es wesentlich dasselbe bleibt, doch seine Bedürfnisse 
und seine Ansichten, je nach der Lebensperiode, in welcher 
es gerade steht. Der nationale und volkstümliclie Staat be- 
gleitet’das Volk auch in dieser Entwickelung und inacht auch 
in seinem Organismus ahnliche Wandlungen und Um- 
gestaltungen durch, ohne deslialb vollig ein anderer 
Z U werden. Wie sehr verschieden war die aussere Erscheinung 
des romischen Staates in den verschiedenen Perioden seiner 
Geschichte, und dennoch wie klar stellt sich fortwahrend der 
national-romische Charakter derselben dar. Die konigliche, 
die republikanische, die kaiserliche Staatsform entsprechen 
den verschiedenen Lebensaltern des romischen Volkes, in 
alleu aber wird das specifisch-roniische Geprage sichtbar. 
Die englische Monarchie unter den Tudors unterscheidet sich 
von der englischen Monarchie unter dem Hause Hannover, 
wie sich die Entwickelungsstiifen des englischen Volkes im 
XVI. und XVIII. Jahrhundert unterscheiden. Das ist das 
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natürliche Recht des Volkes auf zeitgcmàsse Umbildung 
seiner Verfassung. 

Fassen wir dies in einem Satze zusainmen: Die natur- 
gemâsse Staatsform entspricht jederzcit der Eigen- 
tümlichkeit und der Entwickelungsperiode des Vol- 
kes, welches in dem Staate lebt. 

A n m c' r k Tl 11 jifc' n. 1. Cato hoi Cicero^ Do Repiibl. Il, 21: „Nec 
U'iiiporis iinius iii'C honiinis i\st oonslitutio n'i]nil>licai'.“ 

2. Friodricli dor Grosse von Prenssen (ini Anliinarldav. 12): 
,,nie Cliaraktere dt'i’ Tndividnen sind verselneden, iind die Naliir liai 
dieselbe Versclnodenlieit in deii Chai-akteren (dans les tempérainenls) 
der 8(aateu liorvorj^eliraeld. Icli verstehe unler Cluirakter einos Slaates 
seine Page, seine Ansilelinun^, di(‘ Zalvl nnd den ei^^entiiinliehen Geist 
seini'r Yolker. seinen Ilandid, seine Gewohnlieiten, seine Gesel/a', seine 
Stiirke^ sidne Mangcd, seine Ridditiinieiv seine llilfsqiK'lleu.^ 

3. De Maistre (171)6): „Fine Y'errassim^, welelie für aile Nntionen 
j^eniaelit ist, (aii<^d l’iir p,av keine; sie ist eine leere Alistraktion , eiii 
Werk d(‘r Scinde, nnr ^t!;eei^net, den Geist an idealen Voranssel/niif^en 
zu iiben und l'iir den rdnen Mensclien in den einj^'eliildeien Rainnen 
besümint, wo er allein zii liiiden ist‘‘ (qu’il laut adresser h riiomine 
dans les esjiaees ihiaj^nnairos où il habile)* 

4. Napoléon au die Schweizer (1803): „Kine Rej^diuaingsl’orni, die 
nicht das Résultat einer langen Reilie von Re^ebenheilen , llnf>'liicks- 
lalleiî, Anstrenjj^iin^aui und Uiitiu-nidnnunjren eiries Volkes ist, kann nie** 
mais AVurzel fassen. “ 

5. S i s ni o n d i , Siudien über die Verfassung freier Vfdker (p. 38) : „Dic 
Verfassung nicht ininder als die Gesetze beruhen auf den Gewohnlieiten 
einer Nation, ihren Neigungen, Erinneruugen, auf den llediirfnissen ihrer 
Vorstelluugsweise. Es ist ein unverkennbares Zeicheii eiiics aiisserst 
oberllachlicheii und zugleich falschen Geisles. wenn er versucht wird, 
cine neue Verfassung einem A^olke niclit naeh seinein eigentfimlichen 
Gciste und seiner eigenen Geschichle, sondern naeh einigeii allgemeinen 
Satzen zu geben, welelie inan mit dem Namen voii Principien falschlich 
ehrt. Die letzteii fiinfzig Jahre, welelie so vicie anspruchs voile Ver- 
fassungen liaben entstehen sehen, und in welehen so viele Verfassungen 
bloss eiitlchnt wfv'den, konnen auch dafür Zeugnis geben, dass von ail 
diesen auch nicht eine don Erwartungen ihres Urhcbers oder den HofT- 
nungen dorer, welelie sie angenoniinen, entsprochen habe.“ 

6. L. Ran k ei (Zeitschrift I, 91): „ünsere Lehre ist, dass ein jedes 
Volk seine cigenc Politik Jiabe. Was vvill sic doch sagen, die National- 
nnabhangigkeit, von der aile Gemiitcr durchdrungen sind? Kann sie 
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alleiii bedeiiten, dass kcin irenider Intendant in nnseren Stadten sitze 
und keine fremde Tj'iipjie miser Land dnrclizielie? Keisst es nicht viel- 
inchr, dass wir nnsere geistigen Eigcnscharten, ohne von anderen ab- 
zuhangen, zii dein Grade von Vollkoinmenlieit bringen, deren sie in sicli 
selber faliig sind?“ 


Fünftes Kapitel. 
ni. Die (iesellscliaft. 

Die franzosisclie Staatslelirc ist besonders seit liousseau 
geneigt, den Staat als Gestdlschaft zu betracliten iiud die Dé- 
griffé Volk (nation) und Gescllscbaft, Nation (peuple) und 
Gescllscliaft fur gleiclibedeutend zu halten. Die Wissenschaft 
vom Staate ist durch diese Verwecliseluiig verscliiedener Dé- 
griffé verwirrt worden und für die Staatspraxis ist dieselbe 
ebenso verderblicli geworden. 

Die deutsclie Staatslehre untersclieidet scharfer und sorg- 
faltiger die verschiedenen Dégriffé. Diese Unterscheidung be- 
leuchtet die vorhandenen Gegensatze und bewalirt vor vielen 
Tâuschungen. Sie gibt auf der cinen Seite dem Staate ein 
festeres Fundament und cine gesicherte Wirksainkeit und 
scliützt die Freilieit der Gescllscbaft besser gegen die Tyrannei 
der Staatsgewalt. 

Das Volk ist ein notwendig verbundenes Ganzes, die 
Gesellschaft ist eine zufâllige Verbindung von vielen ein- 
zelnen. Das Volk ist im Staate organisiert in Haupt und Glie- 
dern, die Gesellschaft ist eine nicht organisierte Menge von 
Individuen. Das Volk ist eine Rechtsperson, die Gesellschaft 
hat keine Gesamtpersônlichkeit, sondern besteht nur aus 

t 

einer Masse von Privatpersonen. Dem Volke kommt Einheit 
des Willens zu und die Macht, seinen Willen staatlich zu ver- 
•wirklichen. Die Gesellschaft liât keinen ‘ Gt^samtwillen und 
keine ihr eigene Staatsniacbt. Die Gfesellschaft kann weder 
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Gesetze geben, noch Regierungshandlungen vollziehen, noch 
Recht sprechen. Sie hat nur eine ôfFentliche Meinung und 
übt nur, je nacli den Ansichten, Interessen, Verlangen vieler 
oder aller einzelnen einen mittelbaren Einfluss aus auf 
die Organe des Staates. Das Volk ist ein staatlicher Bct 
griff, die Gesellschaft ist kein Staatsbegriff, sondern nur die 
■wechselnde Verbindung von Privatpersonen innerhalb 
eines Staatsgebietes. 

Gewiss sind Volk und Gesellschaft, die doch aus den- 
selben Menschen bestehen, in einer engen und mannigfaltigen 
Wechselbeziehung. Der Staat ordnet das Recht auch für die 
Gesellschaft; der Staat schützt die Gesellschaft und fôrdert 
ihre Interessen vielseitig. Hinwieder unterstützt die Gesell- 
schaft den Staat mit ihren okonoraischen und geistigen Mitteln. 
Eine leidende Gesellschaft ist auch für den Staat ein Leiden, 
eine kranke Gesellschaft bedroht auch den Staat mit Gefahren. 
Eine gesunde, wohlhabende, gebildete Gesellschaft stârkt den 
Staat und bedingt auch seine Wohlfahrt. 

Aber nicht immer besteht zwischen dem Staat und der 
Gesellschaft voile Harmonie. Zuweilen stellt die Gesellschaft, 
•welche voraus ihre Privatinteressen vor Augen hat oder sich 
von wechselnden Windstrômen der olfentlichen Meinung leiten 
lâsst, an den Staat Begehren, welche ■ dieser als ungerecht 
oder unzweckmâssig abzuschlagen genotigt ist. Zuweilen 
mutet der Staat der Gesellschaft Leistungen und Opfer zu, 
welche diese nur widerwillig auf sich nimmt. Die dauernde 
Sicherheit des Staates und die momentanen Interessen oder 
Wüusche geraten zuweilen in Konflikt. Es zeigen sich von 
Zeit zu Zeit Uebelstànde in der Gesellschaft, deren Heilung 
von der Staatshilfe erwartet wird, und Mângel in der Staats- 
verfassung oder der Staatsverwaltung, deren Hebung die Ge- 
sellschaft anregt. Es ist eine Hauptaufgabe des Staatsrechtes 
und der Politik, ‘diesen Widerstreit gerecht zu entscheiden 
und zweckmâssig ausAigleichen. 
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Auch die Begriffe Nation (peuple) und Gesellscliaft 
fallen nicht zusammen, obwohl auch zwischen ilinen eine Ver- 
wandtschaft ist. Der erblichen Nation gegenüber erscheint 
die Gesellschaft als eine dera Wechsel ausgesetzte Vereinigung 
von Individuel!. Die Nation liât in der Sprache einen orga- 
nischen Ausdruck ihres Gemeingeistes geschaffen, die GeselD 
schaft bedient sich der nationalen Sprache, soweit es ihr 
behagt, aber sie hat keine eigene Gesellschaftsprache. Die 
Nation kann sich in verschiedene Staaten verzweigen und 
teilen. Wir beschriinken den Begriff der Gesellschaft auf die 
gegenvs^artigen Bewohner eines Staatsgebietes; odcr ^Yenn wir 
Z. B. von europaischer Gesellschaft sprechen, so fassen wir 
die Bewohner aller civilisiertcn europàischen Staaten zusammen^ 
ungeachtet sie verschiedenen Natioiien angehoren. Auch inner- 
halb eines Staates beachtet der Gesellschaftsbegriff nicht die 
nationalen Unterschiede, sondern begreift die Aiigehorigen 
verschiedener Nationalitiiten, die in eiiiem Staate lebcn, in 
sich. In der Nation ist ein natürlicher Organisinus, wenigstens 
der physischen Anlage nach, erkennbar; die Gesellschaft be- 
steht nur aus einer Suinme von Einzelnienschen. 

Es ist ein Verdienst von Gneist um die Staatswissen- 
schaft, den Gegensatz der Begriffe Staat und Gesellschaft scharf 
betont und auf die vielfaltigen Reibungen zwischen Staat und 
Gesellschaft aufmerksam gemacht zu haben. Die Bezeichnung 
aber der heutigen Gesellschaft als Erwerbsgesellschaft, 
deren er sich mit Vorliebe bedient, ist augenscheinlich zu 
enge. Gewiss ist der Vermogenserwerb eines der verbreitetsten 
und stàrksten Interessen der Gesellschaft, aber durchaus 
nicht das einzige und kaum das wichtigste. Die Gesellschaft 
beachtet auch den Verinôgensgenuss eRensosehr wie den 
Vermogenserwerb. Sie schâtzt überdem das Familienleben, 
ganz abgesehen von allen Vermogensbeziehungen, sehr hoch. 
Sie legt auf die Geselligkeit einen Wert.*' Sie hat auch für 
die Kultur, die Litteratur, die KuAst offene Sinne und 
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lebhafW 'Teilnabine. Die Gesellschaft ist nicht in dem Grade 
materifell und egoistisch gesinnt, als die Hinweisung auf de» 
Verniogenserwerb es darstellt; sie bat au ch ein idéales und 
ein gemeinnütziges Streben in sich. Man braucht nur an die 
uàzâhligen Anstalten für Arme, Kranke, fûr Kunst und- 
•Wissenschaft^zu erinnern, welcbe frciwillig von der Gesell- 
schaft gegründet und reichlich ausgestattet worden sind, ohne 
aile Notigung des Staates, uin diese Wabrheit thatsâchlich 
bewâhrt zu finden. 


Seclistes Kapitel. 

IV. Die Stamme. 

Wie die Rassen der Menschheit in verschiedene Nationen 
zerfallen, so teilen sich die Nationen in Stamme. Die Vèr- 
wandtschaft der Nationen Avird zwar dem schârferen Forscher 
auch in der Sprache, in den Sitten, ira Rechte sichtbar. Aber 
die Nationen selbst, die zu derselben Menschenrasse gehôren, 
verstehen sich nicht mehr, sie sind einander fremd geworden. 
Dagegen die verschiedenen Stamme einer Nation fühlen 
sich durch die gemeinsarae Sprache und Sitte zu einer Wesens- 
gemeinschaft verbunden. Dem Bcwusstsein der gleichen 
Nationalitat tritt zwar in den Stâmmen auch die Beson- 
derheit und Verschiedenheit der Stamme entgegen 
und scheidet wieder, was in weiterem Kreise zusammenge- 
hôrt. Aber die nationale Sprache, welcher das Ohr aller 
Stamme sich offnet, hait das Gefühl der Volkseinheit und 
der Verwandtschaft wach. In den Dialekten zeigt sich 
beides, die Volkseinheit und die Stammesverschiedenheit. Sie 
verhalten sich zur Sprache wie die partikulâren Stammes- 
rechte zum gemeiifen Volksrechte. 

Die Stamme sind,*wie die Nationen selbst, ein Erzeugnis 
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der Geschichte, welche die inneren Gegensâtze auch massen- 
haft zur Entwickelung und Erscheinung treibt. Sie sind aber 
nur Fraktionen der Nationen, d. h. sie haben keinen 
eigenen selbstandigen Nationaltypus , sondern sind nur ein 
eigentüinlich betonter und gefârbter Ausdruck des gemein- 
samen Nationalgeistes. In dieser Weise pflanze% sie sich fort 
und erhalten sowohl ihr besonderes Dasein als die inneren 
Gegensâtze, welche auf die Natur der Nation einwirken. Der 
Mannigfaltigkeit und dem Reichtum des nationalen Lebens 
ist die Besondei’heit der Stâmme günstig, der Einheit eines 
grosseren nationalen Staates aber ist sie oft zura Hindernis 
geworden. Rom ist durch die inneren Kâmpfe seiner Parteien, 
welche ursprünglich sich an Stainmesunterschiede anlehuten, 
stark und mâchtig geworden; die Hcllenen haben es wegen 
der schroffen Gegensâtze der Stâmme nie zu einera festen Ge- 
samtstaat bringen konnen. Die dorische Staatenbildung war 
verschieden von der jonischen und beide wieder von der âto- 
lischen. Auch in der neueren Staatenbildung Europas hat der 
Gegensatz der Stâmme stark gewirkt, besonders unter den 
Deutschen, deren âlteste Staatenbildung Organisation der Stâmme 
bedeutete. Der mittelalterliche Zug zur Besonderheit fand 
darin eine reichliche Nahrung, der moderne Zug zur Einheit 
ein starkes Hemmnis. Italien und Deutschland haben das 
erfahren. Freilich wurden in beiden Lândern die alten Stâmme 
fiüher zerrissen, dort vornehmlich durch die selbstândige Aus- 
bildung der Stâdte, hier vorzüglich durch die Politik der 
Konige und Sonderung der landesherrlichen Territorien. Aber 
fortwâhrend war doch ein Stammespartikularismus in der 
stâdtischen Eigenart wirksam, und wenn auch seit der Zer- 
schlagung der âlteren Stammesherzogtümer. die grosseren 
Territorien aus Bruchstücken von mehreren Stâmmen gemischt 
wurden, so hatte doch die Eifersucht und Feindschaft der 

f * 

Stâmme einen erheblichen Anteil an dem Verfall des Deut- 
schen Reiches und die Gegner der deutschen Einheit klammern 
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sich heute noch an die Stammesvorurtcile an, um die nationale 
Entwickelung zu erschweren, wenn es aucli nicht mehr angeht, 
sie zu verhindern. 

In dem Stamme ist, wie die Geschichte lehrt, auch ein 
Ansatz zu einer neuen Volksbildung zu erkennen.. 
Indein sich der Stainm abscbliesst und trennt von der Nation, 
der er von Natur angehort, kann er mit der Zeit zu einem 
neuen Volke werden, leichter aber zu einem neuen — frei- 
lich mcistens kleinen Staatsvolke, seltener zu einer neuen 
Nation. Die letztere Bildung gelingt ihm nur, wenn er sich 
mischt und infolge der Mischung auch die Sprache ver- 
iindert, wie es dem germanischen Stamme der Langobarden 
in Italien geschehen ist, oder wenn er mit der Zeit seinen 
Bialekt zu einer besonderen Sprache ausbildet, wie die Hol- 
liinder es gethan haben. 


Siebentes Kapitel. 

V. Kasten. Stande. Klassen. 

A. Die Kasten. 

Innerhalb der Nationen, Vôlker und Stamme, welche 
aile râumlich gesondert erscheinen, zeigen sich weitere, aber 
riiumlich verbundene Unterschiede, welche wieder eine 
staatsrechtliche Bedeutung haben ; verschiedene feste Schichten 
in dem Bau der Gesellschaft oder verschiedene Richtungen des 
Gesamtlebens oder verschiedene Stufen der politischen Bedeu- 
tung und Bildupg, d. h. Kasten oder Stande oder Klassen. 

Die Kastenordnung hat ihre wichtigste Ânwendung 
in Indien gefunden, ist aber auch in Aegypten und Persien 
von Einfluss gewdtden. Sie gehôrt vorzugsweise dem alt- 
asiatisch-arischen Wesen an. In Europa ist sie niemals hei- 



124 Zweites Buch. Die Grundbeding. d« Staates in d, Menschen- u. Volksnatur» 


misch geworden. Aber in Amerika bat sie in dem Gegensatze 
der weissen und der farbigen Kassen eine neue Anwendung 
gefunden. Die Stand eordnung zeigt sich unter sehr vielen 
alten und neuen Volkern, ilire reicliste Ausbildung aber bat 
•sie wabrend des Mittelalters in Europa unter den germaniscben 
Volkern erbalten. Die Klassenordnung endlich setzt einen 
rationell eingericbteten Staat voraus, ^vie in Asien China und 
in Europa Atben oder Rom und manche moderne Staaten. 

Die Kasten werden betrachtet als ein Werk der Natur 
oder als eine unveninderliche Schopfung Gottes, die Stânde 
erscheinen als ein b>zeugnis der Volkergeschichte und 
des Lebensberufes, die Klassen endlich sind eine Institution 
des Staates. In den Kasten offenbart sich die Aiitoritat des 
Glaubens, in den Stànden die Macht des socialen Lebens, 
der wirtschaftlichen und Kulturverhaltnisse, in den Klassen 
die organisatorischc Staatspolitik. Die Kasten sind not- 
wendig erblich und un veranderlich, den festen, tiber- 
einander gelagerten Schichten des Gesteines vcrgleichbar. Die 
Stânde haben ein Waehstum Nvie die Pflanzen und eine 
organische Entwickelung wie die Nationen und die Staaten. 
Das Erbrecht wird bei ihnen durch die freie Wahl des Be- 
rufes geândert oder verdrângt. Die âlteren Stânde sind noch als 
Erbstânde den Kasten verwandt, die Stânde der entwickelteren 
Civilisation nâhern sich als freie Berufsstânde den Klassen an. 
Die Klassen sind je nach den verschiedenen Zweeken des 
Staates verânderlich Avie ktinstlerische Zeichnungen. 

Die indische Kastenordnung, die wir als Typus 
der Kasteneinrichtung überhaupt betrachten konnen, Avird in 
dein Gesetzbuche Manus als eine Schopfung Brahmas dar- 
gestellt. Dieser Glaube, den Plato seinem ide/ilen Staat durch 
künstliche Mittel einzupflanzen gewünscht hat, ist bei den 
Indiern zu voiler Wirksamkeit gelangt. 

Die oberste Kaste der Bralimanen, in welcher das 
arische Blut am reinsten, obwohl auch da nicht vôllig unver- 



Siebentes Kapitel. V. Kasten» Stânde. Klassen* A. Die Kasten, 125 


mischt mit aiideren Bestandteilen erhalten blieb, ging nach 
dem indisclien Mythus aus dem Munde Gottes hervor. Sic 
sind daller auch gleichsam das lebendige Wort Gottes, der 
reinste uud vollste Ausdnick des gottlicheii Wesens. Ilinen 
gebührt die Pflege der Wissenscliaft und der Religion. Ihrer 
Kiinde und Sorge ist vornehnilich das Redit anvertraut. Der 
geringste Brahmane ist aïs soldieï hoher zu aditen als der 
Kôiiig. Sic sind vorzugsweise von gdttlidier Natur, und wenn 
ihnen audi nicht untersagt ist, sidi mit weltlidien Aeiritern 
zu befasseii und in irdisdie Geschafte sidi zu mischen, so 
crholit dûcli die Enthaltsamkeit von jedem materiellen Genuss 
ilire Reiiiheit. ^ Wer einen Bralimanen mit einem Grasluilm 
schlagt, verfallt der Verdammnis der Holle. 

Die zweite Kaste, die Kschatriyas, aus denen der Konig 
hervorgelit, sind von dem Arme Gottes geschaffen. In ihnen 
ist die Kraft und die aussere Macht verleiblicht. Sie sind 
die geborene Krieger- und Adelskaste. Handel zu treiben sind 
sie zwar nicht verhindert, aber die Waffenübung ist doch ihrer 
würdiger. 

Die dritte Kaste, die Vaisas oder Vaisayas, sind aus den 
Schenkeln Gottes geboren, Ihnen komnien die edleren bürger- 
lichen Gewerbe zu. Sie sind beriifen, Viehzucht, Ackerbau 
und Handel zu betreiben. 

Die vierte dunkelste Kaste endlich, die Çudras, stain- 
men aus den Füssen Gottes. Sie sind die di en en de Bevol- 
kerung. Den materiellen Bedürfnissen des Lebens geweiht, 
sind sie nicht würdig, die lieiligen Bûcher zu lesen. 

Die hohere Ehe setzt Ebenbürtigkeit der Ehegatten vor- 
aus; indessen kann ein Mann von hôherer Kaste wohl eine 
Frau aus einer,.niederen heiraten, nicht aber umgekehrt die 
hohere Frau den iiiedrigeren Mann. Aus den zahlreichen 

1 Gesetze Matiiiî^ II, 162 (heraiisg. v. A. Loiseleur Deslongschamps, 
Paris 1833) : „Ein Brahmîyie soll weltliehe Elire wie Gift scheuen und 
.sich nach Verachtung der Meiischen sehnen wie nach Ambrosia.“ 
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Missheiraten sind denn aber ira Laufe der Zeit arge Miss- 
stânde und neue, wieder erbliche Mischkasten der Verworfcnen 
und Ausgestossenen erwachsen. Der Uebergang eines Indivi- 
duums aus einer Kaste in die andere ist nur in âusserst sel- 
tenen Fàllen moglich, die starre Abgeschlossenheit durchaus 
die Eegel. Sogar nach dem Tode wirkt die Kastenordnung 
fort. Sie beherrscht ebenso das zukünftige Leben wie die 
Gegenwart, und nur mit viel tausendjâhriger Anstrengung 
kann es in seltensten Fâllen sogar einem Kschatriya gelingen, 
bis auf die gottlichste Stufe des Brabmanentumes sich enipor- 
zuschwingen. Jeder Fehltritt aber stürzt leicht aus der Hbhe 
in die Tiefe und daim ist die Wiedererhebung unsâglich schwer. 

Wir wissen nun, dass jener Glaube der Indier auf Irr- 
tum beruht und dass diese Kastenbildung grossenteils ein 
Werk menschlicher Geschichte ist. In den Veden noch ist 
die Erinnerung an eine altéré Période erhalten, in der es w’ohl 
arische Stande, aber noch nicht indische Kasten gegeben batte. 
Nur der Gegensatz der drei oberen Kasten, die sâmtlich 
Arier heissen, zu den Sudras lâsst sich auf einen ursprüng- 
lichen Rassengegensatz zweier Volkermassen zurückführen, 
indein die weissen Arier als Sieger das Land der dunkelfarbigen 
Sudras eingenommen und sich da als Herren derselben nieder- 
gelassen haben, ahnlich wie die weissen europaischen Kolonisten 
unter der roten Urbevôlkerung in Ainerika. Der alte Name 
der Kaste „Varna“ bedeutet Farbe und beurkuudet so den 
ursprünglichen Gegensatz der Weissen und der Farbigen. Je 
hôher die Kaste, desto reiner erscheint die weisse Rasse, je 
tiefer, desto mehr ist sie gemischt mit dem Elut der ursprüng- 
lich schwarzen Basse.* Die beiden oberen Kasten erheben sich 

# 

2 Vgl. über die Geschichte und das Wesen der indischen Kasten 
Lassen, Indische Alterturaskunde I, S. 801 ff. ; Gobineau, De l’inégalité 
des races humaines II, S. 135; Benfey, Art. „Indk».i“ fn der Encyclopadie 
von Ersch und Gruber (Sektion II, Bd. 17, • S. 215 ff.); M. Duncke'r, 
Geschichte d. Altertiimes III, S. 180 f. 
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über die dritte, wie die Aristokratie bei fast allen arischen 
Volkern über den Demos. Die zuletzt entstandene Erhebung 
der Brahmanen endlich über die Ritter- und Adelskaste und 
sogar über die Konige erklârt sich meines Erachtens nur ans 
der neuen pantheistischen Brahmareligion, welche die allé Re-- 
ligion der mancherlei Naturgotter geistig überwand, ans dem 
gesteigerten Gottesbewusstsein der brahmanischen Priester, 
Weisen und Heiligen, und aus der Energie und Hingebung, 
mit welcher sie ihrem gottlichen Beruf in allen Gefahren treu 
blieben und den Konigen die irdisclie Henlichkeit willig über- 
liessen.^ 

Die Kastenordnung ist also nur nach uiid nach aus ge- 
scbichtlichen Kàmpfen und Erlebnissen entstanden. Aber dann 
bekam sie den festen Ausdruck der unverânderlichen Not- 
wendigkeit und die religiôse Weihe der Heiligkeit. Sie wurde 
so sorgfâltig durch die ganze Erziehung der beranwachsenden 
Jugend, durch die fest bestimmten religiosen Pflichten, durch 
aile Einrichtungen des privaten wie des offentlichen Lebens 
gepflegt, dass niemand mehr eine Abweichung für moglich 
hielt und die starre Ordnung durch die Jahrhunderte von Ge- 
schlecht zu Geschlecht überliefert wurde. 

Die Kastenordnung ist nicht eine Einrichtung des Staates, 
nicht ein Bestandteil der Staatsverfassung. Vielmehr ist der 
Staat in die Kastenordnung eingefügt und derselben 
untergeo,rdnet. Sie ist eine allgemeine, aile Verhâltnisse 
beherrschende, in Ewigkeit wirkende Weltordnung. üm 
deswillen ist die hohere Staatenbildung so lange unmôglich, 
als der Staat der Kastenordnung zu dienen gezwungen ist. Er 
kann sich nicht frei dem eigenen Lebensprincip gemass ent- 
wickeln. Wie sqll sich die politische Idee verwirklichen, wenn 
ihr starre, unverànderliche Massen, die ein hôheres Gesetz 
scheidet und gefangen hait, widerstreben. Was hat die Sfaats- 

3 Ich habe diese Ansiiÿit nàher begrimdet in der Sclirift: Die alt- 
asiatischen Gottes- und Weltideen^ 8. 29. f. 
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autoritiit zu bedeuten und wie kônnen die staatlichenNôtigungs- 
mittel wirken, wenn ihnen der Glaiibe der Regierten entgegeii- 
steht, dass der Gehorsam gegen die Staatsgewalt auf Tausende 
von Jaliren Unglück und Leiden über den Folgsamen bringt? 

Wohl gebührt dem Erbrecht im Staate eine hohe Be- 
deutung. Es bewahrt den inneren Zusainrnenliang zwiscben 
der Vergangenheit und der Zukunft, es befestigt die Stetig- 
keit — gleichsam den Knoclienbau — des über das Leben 
der einzelnen Menschen hinausreichenden Staatskorpers. Aber 
wo es absolut und ausschliesslich das offentliche Recht be- 
herrscht, da werden die besten Krafte gebunden und gelahmt. 
Der Staat wird zuletzt zur Mumie, welche die Züge des ver- 
gangenen Lebens künstlicli zu crhalteri sucht, aber nicht den 
Ausdruck des Todes verbergen kann. 

Die Kastenordnung verhartet und potenziert die Unter- 
s cilié de unter den Volksschichten. Elier nocli koiinen sich 
in ihr die oberen aristokratischen Kasten befriedigt lühlen, 
welche sie mit erblichen Vorrechten reichlich ausstattet. Um 
so harter drückt sie die mittleren und untersten Schichten. 
Sie brandinarkt die Zurücksetzung und Erniedrigung derselben 
mit dem Mal der Verachtung und lâsst dem einzelnen keine 
Hotfnung, ans den Bandeii frei zu werden, in denen sie ihn 
gefangen hait. Sie steigert die Autoritât der oberen und sie 
zerstort die Freiheit der unteren Klassen. Eine relative Voll- 
kommenheit der einzelnen Berufszweige, selbst eine bewun- 
dernswürdige Geistesthâtigkeit der obersten Kreise ist mit ihr 
wohl vertniglich. Aber indem sie die Blutsüberlieferung und 
die rassenmâssige Tradition zuin obersten Gesetze macht, ver- 
neint sie aile individuelle Freiheit, welche über die ererbten 
Schranken hinausstrebt. Sie hat religiose Einsiedler, grosse 
Philosophe!!, ausgezeichnete Dichter, tapfere und grossherzige 
Helden, treffliche Vàter und Sôhne, gescliickte Arbeiter her- 
vorgebraclit, aber nieinals grosse Staatsmîinner, und nirgends 
hat sie freie Volker geduldet. 
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Aile ilire Institutionen sind auf die Erhaltung der 
Lebensordnung berechnet, keine haben den Fortschritt des 
Lebens zuin Zwecke. Die Ruhe ist ihr Idéal, die Bewegung 
ihre Gefahr. Das Leben in ibr ist nur Wiederholung, nichts 
Neues, ein Rad, das sich ewig in gleiclier Weise und an der-' 
selben Stelle um dieselbe Achse drelit. Das Leben selbst bat 
sowenig Wert; und wir begreifen es, wie zuletzt die bud- 
dhistische Sehnsucht nach der Endigung dieses ewigen Einer- 
leis, die Lelire von der Selbstauflôsung in das Nichts, als der 
wabren Befreiung, auf kominen und zahlreiche Anhanger finden 
konnte. Die indiscbe Civilisation ist die Blüte und die Frucht 
der indischen Kastenordnung. Aber so fest diese begründet 
war, sie vermochte jene Civilisation doch nicht auf die Dauer 
vor dern inneren Verfall zu bewahren und die indiscbe Selb- 
Btandigkeit nicht vor feindlicher Eroberung und Unterwerfung 
zu schützen. 

Der heutige indiscbe Staat ertragt die nocb vorhandenen 
Reste der Kastenordnung nur wie ein ererbtes Leiden; er setzt 
dieselbe nicht mehr als die wahre Weltordnung voraus und 
«rbaut, von dem englischen Geiste bestimint, seine Einrich- 
tungen auf ein anderes Fundament. 


Achtes Kapitel. 

B. Die stande. 

Ueberall unter den europâischen Vôlkern finden wir statt 
der Kasten Staade. Wie jene sind auch diese eine organische 
Gliederung und Ordnung der verschiedenen Bestandteile eines 
Volkes. Aber die Stânde unterscheiden sicb von den Kasten 
dadurch, dass sie sfch der Bewegung der Geschichte hingeben 
und eine Entwickelung haben. In Europa vorzüglich sind die 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 9 
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Kasten zu Stânden geworden und haben eine reiche Geschichte 
und Hiannigfaltige Gestaltungen und Umwandlungen erlebt. 

Die âlteste Form der Stande erinnert noch sehr an die 
Kasten. In der ersten Zeit waren die Stande noch regelmâssig 
Erbstande, und die Eigenschaften, welche den Stânden zu- 
geschrieben wurden, deuten auf eine innere Verwandtschaft mit 
dein indischen Kastensysteine. Selbst die inythischen Vorstel- 
lungen von der gôttlichen Erzeugung der Stande sind ganz 
àhnlich. Nach der Edda erzeugte der Gott Rigr auf seinen 
Wanderungen zuerst den Thrâl, den Stammvater der dienen- 
den Bevolkerung, dann in besserera Hause den Freien Karl, 
den Stammvater der freien Bauern, zuletzt den Edeln Jarl, 
den er die Spiesse werfen und die Lanzen schwingen lehrte 
und dem er das heilige Geheimnis der Runen vertraute. Audi 
diese Stande waren in Farbe und Korperbau verschieden, am 
glànzendsten weiss, mit hellem Haar und leuchtenden Wangen 
die Edeln, von hâsslichem Gesicht und knotigen Gelenken die 
Knechte. 

1. Mit der Kaste der Brahmanen làsst sich der gallische 
Stand der Druiden, welchen ebenfalls das Priestertum, die 
Wissenschaft und die Rechtskunde zukommt, vergleichen, ‘ ob- 
wolil auch sie, mehr aber noch die vorchristlichen Priester der 
Germanen — ihr Name Godi ist ebenso von Gott abgeleitet, 
wie die Bezeichnung der Brahmanen von Brahma — mit dem 
national en Geschlechtsadel nàher verwandt bleiben. Eine grôssere 
Aehnlichkeit mit der Brahmanenkaste hat die mittelalterliche 
Erhebung eines besonderen christlichen Priesterstandes, 
des Klerus. 

2. Der alte Adel aber, den wir in der frûhesten Geschichte 


1 Caesar, De Bello Gall. VI, 13: „Illi rebus divinis intersunt, sacri- 
ficia piibîica ac privata procurant, religiones interpretantur. Ad lios 
magnus adolescentium numéros disciplinae caus?; coficurrit, magnoque ii 
sunt apud eos honore. . Nam fere de omnibeis controversiis publicis pri- 
vatisque constituunt.“ 
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überall in Europa finden, ist, durchgehends Erbadel und bat 
gewohnlich die wichtigsten Funktionen der beiden obersten 
Kasten in sich vereinigt. Die Erblichkeit des Uradels wird 
gewohnlich schon durch die Sprache bezeugt. Die griechischen 
Eupatriden und die rôinischen Patricier sind schon unr 
ihrer Abstammung willen von edeln Vâtern so benannt, die 
germanischen Adalinge haben ihren Namen von dem Ge- 
schlechte (adal), von dem sie ihr Elut erbten.’'* Auch die 
Lukumonen der Etrurier und die gallischen Ritter waren 
Erbadel. Die obersten Adelsgeschlechter, die fûrstlichen Fami- 
lien suchte die alte Sage überdem mit besonderer Vorliebe von 
unmittelbarer Erzeugung der Gôtter oder der Heroen abzuleiten 
und durch die Annahme gôttlichen Blutes zu ehren. Diesem 
Uradel kommt gewohnlich das Priestertum und* die Wissen- 
schaft von den gôttlichen Dingen, ihm auch die Kunde und 
Pflegc des Redites zu. Die hoheren obrigkeitlichen Aemter 
werden aus ihm vorzugsweise bestellt; und in der Kriegsver- 
fassung nehmen die Edeln durcliweg einen hohen Rang ein. 
Dagegen sind ihnen die bürgerlichen Gewerbe meistens ver- 
schlossen. Gewohnlich haben sie hôrige Leute in ihrem Schutze 
und in ihrem Dienste und sind auch im Privatrecht durch 
ihre Gutsherrschaft ausgezeichnet. Sie lichen es auf Burgeu 
zu wohnen und suchen auch in den Stâdten die Hohen auf. 

Diese charakteristischen Züge finden sich mit geringen 
Abweichungen in der historischen Jugendzeit der europâischen 
Volker wieder. Je weiter wir in die Vorzeit hinaufsteigen, 
desto àhnlicher erscheint diese religiôs-politische Institution. 

3. Die Gemeinfreien bilden bei Griechen, Rômern und 
Germanen den eigentlichen Kern des Demos und des Volkes. 
Ihnen gebührt das Volks- und Landrecht in vollem Masse. 
Auf ihnen vornehmlich beruht die Kraft des Staates. Der Adel 
hebt sich über sie empor, aber nicht wie die hohere indische 


2 Sehr gut eîarüber Schmitthenner, Staatsrecht, S. 31 ii. 103. 
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Kaste über die niedere als ein grundverschiedenes Wesen, son- 
dern als ein wesentlich in demselben Volksrechte wurzelnder 
und mit den Freien verbundener, wenn auch hervorragender 
und ausgezeichneter Stand. 

Die Gemeinfreien sind in der âltesten Zeit regelmâssig 
Grundeigentümer und Ackerbauer. Als solclie zeigen sich die 
Geo more 11 in der atlienischen Verfassung zu Theseus’ Zeit, 
die gewohnlichen Spartiaten, die romischen Plebejer, 
die Freien aller gerrnanisclien Stamnie, bei denen freie Ge- 
burt und freies Gut einer besonderen Achtung in dem Kechts- 
organismus geniessen. Audi mit dem Handel, obwohl aiifangs 
weniger gerne, bescliâftigeii sich die Freien. Ihre Lebensweise 
ist somit der der Vaisas wohl zu vergleichen. Aber durch die 
Waflenfahigkéit — sie voraus bilden die Massen des Fussvolkes 
— werden sie in ôffentlicher Elire hôher als diese gehoben, 
und in der Gemeinde üben sie auch je nach der besonderen 
Verfassung politische Eechte aus. 

Als Freie sind sie zwar der Obrigkeit unterthaii, aber 
nicht eincm besonderen Herrn zugehorig. Schutzherrschaft 
kommt ihnen aiifangs wohl nicht zu, aber Eigeiie konneii sie 
besitzen. Auch ihr Stand ist ursprüiiglich ein Erbstand. In 
der Regel wird man als Freier (ingenuus) geboren. 

4. Endlich werden wir mancherlei Spuren eines freilich 
schon in diesen ersten Zeiten offenbar in der Auflôsung be- 
griffenen und daher etwas ratselhaften Standes von hôrigen 
Leuten gewahr, welchem wie den indischen Çudras die niederen 
Hantierungen des Lebens zukommen. Zuweilen besteht er 
ebenfalls aus unterworfenen Landbewohnern, aber diirchweg nur 
von derselben Rasse wie die Sieger, zuweilen kommen die 
armen Leute durch spateren Herrendruck und wirtschaftliche 
Verschuldung in die dauernde Abhangigkeit. Dahin gehôren 
die Pelaten und Theten in Griechenland, die Clienten 
der Rômer, der Gallier, der Britten, die Li'ten der Germanen. 
Sie haben einen Mund- und Schutzherrn, bei den Griechen 
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Prostates, bei den Rômern Patron us genannt. Sie gehôren 
zum Volke und sind nicht den Eigenen gleichzustellen; aber 
ihre Freiheit, ihre Rechte, der Wert, der ihnen beigemessen 
wird, sind geringer als die des echten Freien. Von ihnen 
werden aucb vornehmlich die Ilandwerke betrieben. Frei- 
gelassene Knechte gelangen ineist in ihren Stand. 

Die Geschichte dieser Stande ist mit der Geschichte der 
einzeliien Staaten aufs engste verwoben ; die Verànderungcn und 
Umwalzungeu in den Verfassungcn sind sehr haufig nur die 
Wirkung und der Ausdruck der vorher oft wenig bemerkten 
inneren ümgestaltung der stândisclien Verbaltnisse und Begrilfe. 

Die ganze Reclitsbildung batte wahrend des Mittelalters 
einen stândisclien Ausdruck und eine stiindische Farbung be- 
kominen. Wie jeder Stand seine eigene Tracht, so batte 
jeder Stand aucb sein besonderes Redit und eine ihm eigene 
Rechtspflege. Der Klerus lebte nacb kanoniscbein Rechte, 
die Fürsten nach Ilerrenrecht, die Ritter liatten ibr Lehens- 
recht, die Dienstlcute ibr Dicnstrecht, für die Bürger galt 
das Stadtrecht und für die Bauern das Redit der Weistümer 
und das Hofrecht. 

Ebenso war der Staatsverband durch den Gegensatz der 
Stande zerklüftet und bedingt. Die Stande sdber anderten 
sich aber im Verlauf der mittelalterliehen Geschichte. Aus 
Geblüts- und Erbstanden wurden sie mehr und inehr Berufs- 
s tan de. In den spateren Jahrhunderten unterschied man 
hauptsâchlich vier Stande: 1) den Klerus, 2) den Adel, 
3) den Bürgerstand oder dritten Stand, 4) die Bauern. 
Eine herrschende politische Stellung kam vorzüglich den bei- 
den ersten, aristokratischen Stânden zu. Der dritte rettete 
die bürgerliche .Freiheit. Der vierte war machtlos und wurde 
beherrscht. 

Die Institution dieser vier mittelalterliehen Stande ist zu 
Ende des Mittelalters^ verfallen und grosstenteils aufgelost 
worden. Aber einzelne Reste derselben ragen noch wie altes 
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ruinenhaftes Gemàuer in die neue Zeit hinüber. Um den 
modernen Staat richtig zu begreifeu, muss man die altéré 
mittelalterliche Bedeutinig dieser Stânde kennen. Ans dem 
Gegensatze dazu gclangt das moderne Staatsbewusstsein erst 
zur Klarheit. 


Neuntes Kapitel. 

1. Der Klerns. 

Unter den mittelalterliclien Standen nahm der Klerns 
die obersto Stelluiig ein. Nach der strengen kirchlichen Lehre 
freilich war der Klerns überliaupt kein Volksstand. Plr war 
ein ordo ccclesiasticus, nicht ein ordo civilis, Der Staat wurde 
als eine blosse Laienordnung betraclitet, über welclie die 
Gott geweihtc Priesterschaft erhaben war. Nicht wic die 
Brahmanen beriefen sich die christlichen Priester auf ihre bc- 
sondere gottliche Abstammung, denn sie pflanzten nicht clurch 
die Elle iliren Stand fort, wohl aber auf eine gottliche In- 
stitution. Sie sind von dem heiligen Geist erfüllt und durch 
die Weiheu der Kirche gelieiligt. Der niedrigste und sogar 
der verdorbenste Kleriker steht dennoch infolge seines Standes 
hoch über dem vornehmsten und selbst dem tugendhaftesten 
Laien, wie das Gold über dem Eisen, wie der Geist über 
dem Leib. 

Die Ideale des Klerus waren den Idealen des Brabmanen- 
tumcs nahe verwandt. Nur verzichtete der christliche Klerus 
nicht auf die Herrschaft im Staate, wie die Brahmanen es ge- 
than hatten, und war weniger als diese geneigt, sich der Staats- 
ordnung zu fügen. Nach der konsequenten Lehre der mittel- 
alterlichen Kirche haben die Staatsgesetze für die Geistlich- 
keit keine verbindliche Kraft; es hangt von ihrer Prüfung und 
ihrem Urteil ab, zu bestimmen, ob und in welchem Umfange 
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sie denselben willfâhrig gehorche. Sobald die behaupteten 
geistlichen Vorzugsrechte oder die Interessen der Kirche ge- 
fâhrdet erschienen, so verweigerte der Klerus jede Folge, ge- 
stützt auf das Bibelwort, dass man „Gott niehr als den Men- 
schen gehorchen müsse“, und auf seine geistliche Erhabenheit; 
dagegen verlangte er von der weltlichen Obrigkeit, dass sie 
ohne Widerrede den Kirchengesetzen folge und mit ihrer Macht 
dieselben durchführe. 

Audi der weltlichen Gerichtsbarkeit entzog sich 
der christlicbe Klerus, sowohl in bürgerlichen Streitigkeiten 
als im Strafrecht. Die klerikalen Ansprüche ertrageii nicht die 
Ueberordnung der weltlichen Richter, „der Schafe über die 
Hirten“. Zum Kriegsdienste Avaren die Geistlichen nicht pflich- 
tig. weil zu ihrem rcligiosen Beruf die eisernen Waflfen nicht 
passten. Aber auch die Steuerpflicht lehnten sie von sich ab. 
Bei jeder Gelegenheit beriefen sie sich auf ihre Immunitâten, 
uni jede staatliche Last von sich abzuwâlzen. Als rômische 
Geistlichkeit verachteten sie die nationale Beschranktheit. Ihr 
Bürgerrecht gehôrte keinem besonderen Volke, keinem bestimm- 
ten Lande an, es bestand für sie nur der universelle Verband 
mit der Christenheit und mit Rom, der Hauptstadt der Welt, 
dem Sitze der Pâpste. Das kanonische Recht war das 
Gesetz ihres Lebens, nur der Gerichtsbarkeit der Kirche 
mit ihren milden Censuren wollten sie Rechenschaft schulden. 

Indessen diese Ausscheidung des Klerus aus dem Staats- 
verband war nicht einmal in der Zeit seiner hôchsten Macht 
durchzuführen. Teils standen ihr geschichtliche Hindernisse 
im Wege, teils waren damit die Interessen selbst der Geist- 
lichen nicht vüllig zu vereinigen. 

Geschichtlich war die christliche Kirche mit ihrem Klerus 
innerhalb des alten, aile Verhàltnisse gemeinsam beherr- 
schenden rômischen Weltreiches entstanden und gross ge- 
worden, und die Jomischen Staatsgewalten verzichteten nicht 
auf ihre Autoritiit. Sfe verlangten von allen Bewohnern des 
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romischen Reiches Gehorsam gegen die Gesetze, die kaiserliche 
Regierung und die kaiserlichen Gerichte. Die Kleriker konnten 
sich hochstens von den Kaisern einzelne Privilegien erwerben. 
Ihre Unterthânigkeit war zweifellos. 

Auch die frânkische Monarchie hielt noch fest an der 
Unterordnung der Bischofe und Priester unter die Hoheit des 
Kônigs, die Reichsgesetze und die Reichsgerichte, obwohl die 
Staatsmacht beschrankter und die Seibstândigkeit der Kirche 
grosser geworden war. Nur ganz allmâhlich breiteten sich 
unter den germanischen Fürsten die kirchlichen Iminunitâten 
aus, anfangs cher aus frommer Gunst und Gnade der Kônige, 
als kraft des anerkannten Kirchenrechtes, das nun anfing, die 
eigene Autoritât in stolzeni Aufschwunge zu erheben. Nur 
Schritt vor Schritt und nicht ohne Widerspruch und Wider- 
stand wurden die kirchlichen Rechte erweitert, nicht allent- 
halben in gleicher Ausdehnung. 

Aber auch die Interessen verbanden den Klerus aufs engste 
mit der Laienordnung und dem Staate. Das Oberhaupt der 
Kirche selbst, der romische Papst, erwarb wahrend des 
Mittelalters eine staatlicheHerrschaft iiber das sogenanntePatri- 
monium Pétri. Es entstand zum Teil durch kônigliche Ver- 
leihung, zum Teil durch Vergabung anderer Fürsten, teil- 
weise sogar durch Eroberung ein von Geistlichen regierter 
Kirchenstaat. Die hochste geistliche Autoritât war daher in 
Rom und dem romischen Gebiet mit der weltlichen Souverâ- 
nitât verbunden. Die Pâpste waren nicht bloss als oberste 
Bischofe berufen, die Interessen der Kirche auch dem Kaiser 
und den Staaten gegenüber zu vertreten, sondern zugleich als 
vornehmste italienische Fürsten in die Interessen der italieni- 
schen Politik tief verflochten. Es war das freilich, nach dem 
Urteile Machiavellis, dasUnglück Italiens. Nicht mâchtig 
genug, Italien unter ihrer Staatshoheit zu einigen, waren sie stark 
genug, die Spaltungen der Parteien zu unterhàlten. Sie ver- 
mochten nicht, Italien vor dem Einbruéh feindlicher Heere zu 



Neuntes Kapitel. 1. Der Klerus, 


137 


scliützen, aber sie waren immer bereit, fremde Mâchte zu ihrem 
Scbutze herbeizurufen, wenn ihre Politik dieser Hilfe be- 
durfte. Sie erhoben Rom wieder zur vornehmsten Stadt der 
Christenheit und schmückten Rom mit Kirchen und Kunst- 
werken, aber die begabten Rômer blieben unter ihrer kirch- 
lichen Regierung und Zucht in weltlichen Tugenden und Vor- 
ztigen hinter den Bürgern der italienischen Republiken zurück. 
Der Kirchenstaat ward nicht zum Vorbilde, sondern zum Zerr- 
bilde der civilisierten Staatenbildung. Die moderne Welt \veis& 
mm, dass das geistliche Régiment untauglich ist für die ge- 
sunde Staatsleitung, und die Romer selber errangen von der 
Sâkularisation des Kirchenstaates die Verbesserung ihrer 
politiscli verkommenen Zustânde. 

Nachst Italien bat Deutschland voraus die politische 
Macht der geistlichen Fürsten erhoben. Schon in der frânki- 
schen Monarchie nahmen die Bischofe eine hervorragende 
Stellung ein auf den frankischen Reichstagen, bald in Gemein- 
schaft mit den weltlichen Grossen, insbesondere den Gaugrafen, 
als Versanimlung der Majores oder Se ni ores, bald ohne 
diese in kirchlichen Versamralungen. 

Die Mischung mit weltlicher Macht und Würde trat aber 
nirgends entschiedener zu Tage, als in der Verfassung des 
Deutschen Reiches. Da finden wir unter den sieben Kur- 
fürsten drei geistliche, die Erzbischôfe von Mainz, Koln 
und Trier, und bei den Kônigswahlen geht der Kurfürst von 
Mainz als Erzkanzler für Deutschland voraus mit seiner Stimme. 
In dem Kurkollegium nehmen sie die ersten Plâtze ein. Zu- 
gleich sind sie Landesfürsten und ihre Lânder als Kurlânder 
erlangen am frühesten beinahe souverâne Selbstândigkeit 

Daneben gibt es eine grosse Anzahl von Erzbischôfen, 
Bischôfen und Aebten, welche in einem bestimmten Ge- 
biete die Rechte der Landeshoheit erworben haben und auf den 
Reichstagen Sitz uTid Stimme haben, entweder als wirkliche 
Reichsfürsten eine Virilstimme, wie z. B. die Erzbischôfe 
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von Bremen, Magdeburg und Salzburg, die Bischofe von Würz- 
burg, Augsburg, Basel u. s. f., oder doch an einer Kuriatstimme 
einen Anteil haben, indem sie auf den sogenannten Pralaten- 
banken, die hinwieder den Grafenbânken entspreclien, zu- 
sammensitzen. In der Heerschildsordnung der Rechtsbücher 
nehmen die gcistlichen Fürsten den nâchsten Rang nach dem 
Konige ein, dem der erste Heerscliild zukommt. Die welt- 
lichen Fürsten, obwohl in der Reichsverfassung jenen wesent- 
lich gleichgestellt, liaben erst den dritten Heerschild, weil sie 
unbedenklich Vasallen jener werden, aber es nicht schicklich 
ware, dass der geistliche Fürst zuin Vasallen des weltlichen 
Fürsten würde. Vergeblich wurde in dem grossen Investitur- 
streit zwischen den Papsten und den sachsisclien Kaisern der 
Vorschlag gemacht, die Kirchenfürsten sollten auf das welt- 
liche Fürstentum verzichten und nur der Kirche ihr Leben 
widmen. Die deutschen gcistlichen Fürsten wiesen diese Zu- 
mutung selbst des Papstes mit Unwillen zurück. Damit aber 
war auch in Deutschland die Verbindung der gcistlichen 
Aemter mit den staatlichen Aemtern und politischen Interessen 
gegeben. Es war unmoglich, den lierrschenden Klerus ausser- 
halb des Staates zu stellen, wenn er im Staate weltliche Herr- 
schaft üben wolite. 

Wie in der Reichsverfassung so war es auch in der Landes- 
verfassung. Auch da bildeten die dem Lande angehôrigen 
Prâlaten (Bischofe, Aebte, Stiftspropste, geistliche Ordens- 
meister) einen besonderen zu den Landtagen berechtigten Stand, 
sei es indem sie eine eigene Prâlatenkurie besetzten oder ge- 
meinsam mit dem Adel (Herren und Ritterschaft) tagten, und 
besassen auf ihren Grundherrscbaften ei«ie mehr oder weniger 
ausgedehnte Gerichtsbarkeit. Die grundherrliche Stellung war 
regelmassig die Grundlage ihrer landstândischen Rechte. Wenn 
sie daher auch ihre persônliche Freiheit von Kriegspflicht und 
Steuer behaupten konnten, für ihre Ministerialen und bâuer- 
lichen Hintersassen, welche durchweg Laieii waren, konnten sie 
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doch nicht dieselben Ansprüclie erlieben. Das Land bedurfte 
ihrer Steuern, und der Landesfürst als Leliensherr verlangte 
aiich von ihnen die Stellung von reisigen Reitern. 

Ein Vorzug der geistlichen Aristokratie vor der wcltlichen 
war es, dass sie nicht an das ererbte Geblüt gebunden war, 
sondern auf individueller Bildung und Wahl beruhte. Der 
Sohn eines Ilandwerkers konnte Papst, der Sohn eines Bauern 
Erzbischof werden. ^ 

Mit der Zeit aber wurde der klerikale Vorrang und die 
aristokratische Macht der geistlichen Fürsten und Pralateii er- 
schüttert und zu Pall gebracht. Einen furchtbaren Stoss erlitt 
die vervveltlichte Kirche durch die deutsche Kirchenrefor- 
mation des XVI. Jahrhunderts. Soweit der Protestantismus 
si ch ausbreitete, wurden die geistlichen rürstentürner saku- 
larisiert, die bischoflichcn Aemter beseitigt, die Kloster aufge- 
hoben, die geistlichen Orden aufgelost. Vor der Refonnation 
sasscn auf den deutschen Reichstagen drei geistliche Kurftisten, 
drei andere Erzbischofe und einunddreissig Bischofe. Nacli dem 
westfalischen Frieden ist die Zabi vermindert auf drei Kur- 
fürsten, einen P>zbischof (Salzburg) und zwanzig Bischofe. Es 
gibt nur noch eine schwabische und einc rlieinische Pralaten- 
bank. Der ganze Norden und ein guter Teil des Südens hat 
sich der geistlichen Herrschaft entwunden. 

Die Sâkularisation war aber auch in den katholisch ge- 
bliebenen Landern nur vertagt, nicht beseitigt. Den zweiten 
Stoss der Revolutionskàmpfe zu Anfang unseres Jahrhunderts 
hielt die geistliche Herrschaft nirgends in Deutschland aus. 
Auch die linksrheinischen Kurfürsten wurden von dem Sturme 
weggeblasen und ihre Lânder dem franzosischen Staate ein- 

1 Papst G r ego r VIL, selber der Sohn eines Zimmermanns, liât das 
Princip klar ausgesproclien : „Rom ist gross geworden unter den Heiden 
und unter den qiiod non tam generis aiit patriae nobilitatem, 

quam animi et corporis «virilités perpendendas adjndicaverit.^^ Vgl. 
Laurent, Étnd. sur Lliist. VII, S. 335. 
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verleibt. Die Lânder der übrigen geistlichen Fürsten wurdeii 
zur Entschâdigung verwendet für weltliche Dynastien und mit 
deren Lândern verbunden. Mit dem Untergang des Reiclies ver- 
loren die geistlichen Herren ihre reiclisstândische Stellung und 
'die Prâlaten konnten nur in einzelnen Lândern eine unsichere 
Stellung in den verkommenen Landstânden behaupten. Die 
bischofliche Würde wurde nun seit vielen Jahrhunderten zuerst 
wieder ein rein-kirchliches Amt, ohne staatliche Macht. 
Die grundherrliche Gerichtsbarkeit ging rascli ebenso ihrem 
Untergang zu, wie vorher die geistliche Landcshoheit. 

Aber indem der katholische Klerus so seine weltliche 
Hoheit und Macht einbüsste, konnte er nicht etwa nun das 
Idéal des Mittelalters realisieren. Das Selbstgefühl des modernen 
Staates duldete keine Ueberordnung mehr der Geistlichen liber 
die Laien und verlangte nun umgekehrt Gehorsam gegen die 
Gesetze und die verfassungsmâssigen Staatsgewalten von jeder- 
mann. Die Zeit der kirchlichen Iminunitâten und des kirch- 
lichen Sonderrechtes war ebenfalls vorüber. Das gleiche Landes- 
recht erstrecktc sich ohne Unterschied liber Geistliche und 
Laien. Sie aile wurden derselben Gerichtsbarkeit unterworfen. 

Eine âhnliche Entwickelung nahm der Klerus in England 
und in Frankreich. In diesen Lândern batte die Geistlich- 
keit niemals eine in dem Grade landesherrliche Stellung er- 
worben, wie in Deutschland. Das weltliche Staatsgeftihl war 
au ch der Geistlichkeit gegenliber in dem englischen Parlamente 
und in dem franzosischen Konigtume stârker vertreten. Aber 
eine reichsstândische Stellung batte der Klerus in beiden Lân- 
dern; in England sassen die Bischofe mit den weltlichen Lords 
zusammen im Oberhause; in Frankreich bildete der Klerus einen 
besonderen, den erstcn Reichsstand. Dort wirkte die Reforma- 
tion, hier die Révolution entscheidend aiif die Rechte des 
Klerus ein. Die mittelalterlichen Immunitât^n verschwanden 
vor der gemeinen und gleichen Rec^^tspflicht. Als die von 
Ludwig XVI. berufenen États généraux 1789 in Paris zu- 
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sammentraten, da gab der Klerus seine Sonderstelluug freiwillig 
auf und trat noch vor dem Adel in die allgemeine National- 
versammlung ein, welche nur ein freies Bürgertum, aber nicht 
niehr die mittelalterlichen Stânde repràsentierte. 

Damit aber war der uiittelalteiiiche Stand des. 
Klerus überall aufgelôst. Die grosse Scheidung des 
Klerus und der Laien batte ihre Wirksamkeit verloren. Der 
Staat erkannte sie lür seine Rechtsordnung nicht inehr au. Die 
Masse der Geistlichen ging in die grossen Bürgerklassen 
über, die wenigeii hohen Würdentrâger der Kirclie vermischten 
sich mit der weltlichen Aristokratie. 


Zehntes Kapitel. 

2. Der Adel. 

A. Der franzôsische Adel. 

Audi in dem alten Rom batte es ursprünglich einen 
erblichen Gescblechtsadel gegeben, das Patriciat; 
aber es war derselbe schon früh durch die inneren Partei- 
kâmpfe der Rômer in eine politische Aristokratie um- 
gebildet worden, welche nicht mehr auf der vornehmen Ab- 
stammung, sondern auf dem freien Volkswillen zu den 
offentlichen Aemtern der Stadt beruhte. 

Es gab in Rom auch in den letzten Jahrhunderten der 
Republik und in der Kaiserzeit einen hohen Reichsadel von 
politischer Natur, die senatorischen Familien. Die alten 
patricischen Geschlechter, welche indessen zur Zeit von August 
bis auf 50 Familien ausgestorben waren und nur sehr selten 
«Inen Zuwachs erhielten — die kaiserlichen Familien waren 
von Rechts wegeh immer patricisch — mochten faktisch, wenn 
auch nicht mehr rechtfich, noch den Kern derselben bilden, 
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indem der alte Glanz des Namens, die herkômmliche Vertraut- 
heit mit den Staatsgeschâften, hàufig auch grosses Vermogen 
und ihre persônlichcn Verbiiidungen ihnen das Aiisehen ver- 
liehen, welchern sie die Aufnahme in den Sénat verdankten. 
Aber ausser ihnen wurde die hohe Aristokratie stets erneuert 
und erfrischt durch hervorragende Manner, welclie als Kriegs- 
führer, Staatsmanner, Redner, Rechtsgelehrte oder in anderer 
Weise sich auszeichneten und denen in den Zeiten der Re- 
publik ôffentliche Aemter, welche die Aufnahme in die Listen 
der Senatoren begründeten, übertragen, oder die spâter von den 
Kaisern in den Sénat berufeii wurden. Das politischc Ver- 
dienst und die nationale xVuszeichnung waren somit 
zuiii Principe des spateren romischen Adels erhoben worden, in 
welcliem selbst in den Zeiten derEntartungunddesVerfalIesnoch 
iininer ein Rest der alten Freiheit und Würde erhalten blieb. 

Die berühmte Rede von Macenas liber den Principat ist 
ein vortrefflicher Ausdruck derGrundgedanken,welche rômische 
Staatsmanner von der Aristokratie in der Kaiserzeit hatten. Der 
Freund des Kaisers gibt demselben den Rat, den Sénat, in 
den die Wirren der Bürgerkriege viele untaugliche Manner 
hineingebracht, zu reinigen und durch neue sorgfaltige Er- 
nennungen zu erganzen, Er emphehlt, keinen Senator urn seiner 
Armut willen auszustossen, sondern cher unvermôgliche, aber 
taugliche Manner mit dem notigen Vermogen auszustatten. 
Bei der Auswahl der neuen Senatoren moge der Kaiser nicht 
bloss auf Italien, sondern ebenso auf die Bundesgenossen und 
selbst die Provincialen Rücksicht nehmen und je die Ersten 
aus allen Volkern des Weltreiches, die durch Ge- 
schlecht, Tugend oder Reichtum als die Führer des Volkes 
gelten, um sich her versammeln und ihnen die Teilnahme an 
der Sorge für den Staat und an der Weltherrschaft eroffiien. 
Je mehr angesehene Manner so in Rom zum Senate versani- 
melt werden, desto besser werde für das Bedürfnis des Staates 
und die Treue der Provinzen gesorgt sein. 
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Als eine niedere Aristokratie bezeicbnet er die vornehm- 
lich durch Reichtum ausgezeichnete Ritterschaft, welche 
in ahnlicher Weise ans den angesehenen Mànnern von zweitem 
Range zu bilden sei. Damit auch die Sohne der Senatoren 
fâhig werden, den Rang der Vàter spàter eiiizunehmen, fordert 
er eine ihres Standes würdige Erziehung in den Wissenschaften 
und den Waflen. ^ 

Die Gescliichte des franzôsischen Adels ist sehr 
wechselreich. Wir konnen Iblgende Perioden unterscheiden, 
von denen jede ihren besonderen Charakter bat. 

1. Der merowingischen Zeit (481 — 752) gehort die 
Begründung des franzôsischen Adels an. Auffallenderweise 
sind die Spuren eines alten fninkischen Geschlechtsadels 
nur unsicher. Dagegen bildete sich damais ein person- 
licher Treuadel ans, welclier seine Entstehung vorzugsweise 
dem Verliâltnisse zu dem Konige zu verdanken halte. Es 
mochten zwar die alten Adelsgeschlechter auch hier vorzugs- 
weise bedacht worden sein. Aber ausser ihnen wurden auch 
andere freie Franken und Germanen von dem Konige uiiter 
die Antrustioiien aufgenommen, und selbst Romanen er- 
hielten als „Gaste des K6nigs“ (convivae regis) âhnlichen 
Rang. Es sind sogar die Beispiele nicht ganz selten, dass 
Personen von ganz niederer Geburt, vormalige Sklaven und 
Horige, zu den hochsten Aemtern im Reiche und daher unter 
die Magnaten emporstiegen. 

Dieser Adel war somit aus sehr gemischten Bestandteilen 
erwachsen. Er war mindestens in seiner Mehrheit, wie Schàffner^ 
naher nachgewiesen hat, kein Erb-, sondern ein person- 
licher Dienstadel, dem Konige durch den Eid der ïreue 
verbunden. Das erhôhte Wergeld, dessen er genoss, war ein 
Zeichen und eine Folge der hôheren Wertschàtzung, die man 

seinen Gliedern beilegte. Im übrigen hatte er wenig privat- 

* • 

1 Dio Cass. 52. ^ 

2 Gescliichte der Rechtsverfassiing Frankreiclis I, S. 217 fg. 
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rechtliche Vorzüge. Politisch aber war er ausgezeichiiet teils 
durch die Verbindung der Eigenschaft eines Antrustio mit den 
hohen Reiehsâmtern, Hofstellen und kirchlichen Würden, teils 
durch die Teilnahme an dem Rate des Kônigs und die lier- 
•vorragende Stellung auf den Nationalversammlungen und Reichs- 
tagen. Romanisclie und germanische Elemente sind in dieser 
Adelsinstitution ebenso geinischt, wie in den Personen, welche 
zu diesem Adel gerechnet wurden. 

Indessen war der germanische Charakter doch überwiegend 
und kam immer mehr zur Herrschaft. Diesem Charakter ge- 
hort einerseits die personliche Treuverbindung mit dem Konige 
(trustis dominica) an, welche sich durch die Familiensitte und 
dem Familieninteresse gemiiss fortpflanzte und sich weiter auf 
die Yasallen anderer Herren (Seniores) verzweigte, anderer- 
seits die Ausstattung der Magnaten mit koniglichen Beneficien, 
meistens in Grundstücken bestehend, welche der Konig ihnen 
verlieh. In diesen beiden Beziehungen vornehmlich wurzelt 
das spâtere Lehenswesen. 

2. Die Période der Karolinger (752 — 987). 

Der Wechsel der koniglichen Dynastie war grossenteils 
das Werk einer Adelsrevolution. Die karolingischen Haus- 
meier wussten sich als Stellvertreter des Kônigs und Herzogs 
an die Spitze des machtigen und kriegerischen Adels zu setzen. 
Als Führer desselben begünstigten sie das Streben der Edeln, 
sich in ihrem Grundbesitze zu befestigen. Mit ihrer Hilfe 
verdrangten sie dann die entarteten Scheinkônige. 

Die Bewegung batte, worauf Guizot ^ aufmerksam ge- 
macht, vornehmlich in dem nôrdlichen Teile von Frankreich, 
in welchem die Germanen vorherrschten , und welcher eben 
deshalb im Gegensatze zu dem „romanischen Frankreich" des 
Südens „deutsches Frankreich" (Francia Teutonica) genannt 
wurde, in Austrasien nachhaltige Unterstützung gefunden. 

3 Essais sur Thistoire de France, S. 52 ff. 
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Neustrien, wo auch der Adel stàrker mit Romanen gemischt war, 
wurde von dem Impulse fortgerissen. Aus diesem Grande er- 
hielt der franzôsische Adel nun ein bestimmtes germanisches 
Geprâge. 

Der Amts- und Dienstadel wurde mehr und mehr Lehens- 
adel der Barone, Seniores und Vasallen, von denen 
jeder in seinem Kreise sich als selbstandigen Herrn fühlen 
lernte. Die Zeit der Karolinger ist die Zeit des Ueberganges 
aus der kôniglichen Beamtenhierarchie in die selbst- 
herrliclie Herrschaft der Seigneurs, und aucli die 
Erbliclikeit des Adels kam allmâhlich wieder auf in Ver- 
bindung mit der zugestandenen Erbliclikeit der Beneficien. 

3. Die hôchste Ausbildung und Macht erlangte und besass 
der neue Lehensadel in der dritten Période, in der der Kape- 
tinger (987 bis auf Ludwig den Heiligen 1226). 

Karl der Grosse batte noch die Einheit des Staates auf- 
recht zu halten und die kônigliche Macht zu stârken gewusst. 
Aber unter seinen Nachfolgern zerfiel die frânkische Welt- 
moiiarchie in mehrere voneinander unabhangige Staaten, und 
in dem franzôsischen Reiche selbst nahm die Selbstândigkeit 
der Aemter und der Lehen fortwâhrend zu. Schon Karl der 
Kahle war genotigt^ die Erblichkeit der Grafenàmter 
nnd der Reichslehen für die Sôhne der Vasallen anzuer- 
kennen und den namlichen Grundsatz auch auf die Sôhne der 
Aftervasallen auszudehnen. In kurzem wurde auch den Seiten- 
verwandten ein Erbrecht in die Lehen zugestanden. 

Nur in der Kirche erhielt sich das Princip des indi- 
viduellen Amtsadels, im Staate verwandelte sich derselbe 

4 Couvent. Carisiac. c. 9 von 877 (Mon. Germ. hist. Leg. III, 539). 
£Vgl. hieriiber Waitz, Yerfassungsgeschichte IV, 227. Die Erblichkeit 
der Lehen wurde in Frankreich allgemein jedoch erst weit spàter an- 
<?rkannt. Erst in der zweiten Hàlfte des XI. Jahrliunderts gaben die 
Kbnige den Widdl’statid gegen die Erblichkeit der Lehen auf. Vgl. 
Luchaire, Hist. des Instiéutions monarchiqTies de la France sous les 
premiers Capétiens II, 19 ff.] 

Bluntschli, allgemeine Slaatslohre. 


10 
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in einen feudalen Erbadel. Ueber ganz Frankreich breitete 
sich so in niannigfaltigen Abstufungen und Formen die Herr- 
schaft erblicher Seigneurs ans. Fin Teil derselben besass die 
voile obrigkeitliche Gewalt in allen wesentlichen Beziehungen 
•zu eigenem Rechte, und erkannte nur eine sehr beschrânkte 
oberlehensherrlichc Gewalt des Kônigs über sich an. Diese 
Seigneurs kônnen als der hohe Adel bezeichnet werden. 
Zu ihnen gehôren die Herzoge, die Grafen, die Vicomtes, die 
Barone; die meisten un ter ihnen waren Kronvasallen, einige 
auch Vasallen der Herzoge und Grafen, nur sehr wenige 
Allodialherren ihres Gebietes. Die hohe Gerichtsbarkeit gehorte 
ihnen zu, sie standen an der Spitze der Militarverfassung, die 
nun ganz ihres früheren volksmâssigen Charakters entkleidet 
zu Lehen- und Ritterdienst geworden war. Was sie hinwieder 
dem Kbnige zu Kriegsdiensten zu leisten hatten, war genau 
begrenzt und normiert. Der Konig durfte nur mit ihrer Zu- 
stimmung Gesetze erlassen, nur soweit sie es verstatteten, 
Steuern erheben. In derselben Weise erliessen sie in ihrem 
Gebiete Landesordnungcn und verlegten Steuern mit Zustim- 
raung und Einwilligung ihrer Vasallen. Wer in ihrer Herrschaft 
wohnte, musste ihnen Treue (fides), die Vasallen überdem 
Hulde (homagium) schwôren (foy et hommage); er war ihr 
Unterthan. Die politische Staatshoheit war so zerklüftet in 
eine grosse Anzahl mit privatrechtlichen Elementen versetzter, 
nur sehr lose verbundener Erbherrschaften. Der hohe Adel 
war nicht meht ein hervorragender Stand des Volkes, noch 
war sein Wesen in der Treue und den Diensten zu erkennen, 
die er dem Kônige schuldete. Seine Hauptbedeutung war viel- 
mehr die, dass er zu beschrânkten grôsseren und kleinen 
Lehensfürsten und Landesberren aufgestiegen war. Er batte 
die Souverânitât erlangt.* 

5 Es ist das' der alte Sprachgebraiich. Beaum^noir XXXIV, 41 : 
„Çascun8 barons est souverains en sa haroi^nie. Voirs est que li rois 
est souverains par desor tous.^*^ 
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Dieselben Erscheinungen wiedeiholten sich in den untereii 
Stufen des niederen Adels. Dieser war vorzüglich ans zwei 
Wurzeln erwaclisen, einmal ans dem ritterlichen Berufe, sc- 
danii ans dein Hofdienste. Anfanglicli war es der Beruf, welcher 
die Elire derer hob, die sich ilim weihten iind als Ritler oder 
Dienstleute einem Herrn zu besonderer Treue verbundeii 
wurden. Waren die ersten grossteiiteils Freie, so fanden 
sicli dagegen unter den Ministerialen auch viele ursprünglich 
horige Lente. 

Aber auch dieser Bcrufsadel wurde mit der Zeit zu einem 
erblichen Lehensadel. Die Ritter bekamen Lehengüter, 
die sich in ihrem Geschlechte vererbten, die Dienstleute wur- 
den mit Iloflehen ausgestattet. Als begüterte Manner 
(riches oms) unterschieden sie sich von der Rotüre, als Vasallen 
standen sie ihren Seigneurs nahe. Wie diese von altersher 
Tafelgenosscn des Konigs (convivae regis) waren, so galt es 
im Mittelalter als ein Grundsatz des Feudalrechtes: die Ritter 
sind Tafelgenossen der Herren.^ Ihre Kriegs- und Hofdienste 
waren mit den Gütern verbunden, wie die Hoheitsrechte der 
Seigneurs mit den Grundherrschaften, Auch ihnen kam eine 
— zwar beschrânktere — Grundherrlichkeit zu; sie waren 
gewohnlich hinwieder niedere Gerichtsherren über die Unter- 
thanen ihrer Lehensherren, welche durch sie mit demselben ver- 
mittelt wurden. Ihr Stand schloss sich mehr und mehr ab. 
Und war derselbe ursprünglich eine Folge des Berufes, so 
wurde nun die ritterbürtige Herkunft und die standesmassige 
Erziehung die regelmassige Voraussetzung auch der Ritter- 
schaft. Mit Rücksicht auf ihr Geschlecht wurden die neuen 
Adeligen nun gentil-hommes genannt. Die Abstammung allein 
freilich machte den Sohn nicht zum Ritter, ^ aber wer nicht 

6 Loysel, Inst. Contum. I, 1, 14: „Nul ne doit seoir à la table du 
Baron s’il n’est Cl^ivalier.^ 

7 Das franzôsiscne itecLtssprichwort : „Nul ne nait Clievalier“ bei 
Loysel, Inst. Coutum. I, 1. 
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von einem rittermassigen Vater stammte — auf die Mutter 
w’urde nicht gesehen — konnte in der Regel auch nicht Ritter 
werden. Nur dem Konige blieb es vorbehalten, in den Adel- 
stand zu erheben.^ Indessen war die Verbindung dieses Adels 
. mit dem Besitze eines Lehens früher so enge, dass der Rotu- 
rier, welclier ein Lehensgut erkaufte und darauf lebte, um 
seines Gutes willen zum franc-homme wurde, und sein Enkel, 
der ihm in demselben nachfolgte, in jeder Beziehung zu den 
gentil-hommes gehorte.^ Daneben freilich entstand dann ein 
freies Rittertum ohiie Lehensbesitz , das durch Geburt, 
Erziehung und Beruf der ritlerlichen Ehre teilhaftig wurde. 

Auch unter diesem niederen Adel gab es mancherlei Ab- 
stufungen, von den vavasscurs oder bas sires aufwarts zu den 
Viguiers (vicarii), die besonders im Süden haufig waren und 
ofters eine mittlere Gerichtsbarkeit besassen, den Châtelains^ 
von denen einzelne dcnBaroncn nahekamen, und den VicomtcSj 
von denen ein Teil zu den Baronen gehorte, ein anderer 
Teil aber im Lehensdienste einzelner Grafen eine unterge- 
ordnete Stellung batte. 

Die Mannigfaltigkeit der verschiedenen Rangstufen und 
Rechte ist zwar überaus gross und im einzelnen verwirrend. 
Aber der Grundcharakter ist überall der des Lehenswesens. 

4. In der vierten Période, von Ludwig dem Heiligen (1226) 
bis zur franzüsischen Révolution (1789), sehen wir eine totale 
ümgestaltung des Adels sich vollziehen. 

In der ersten Zeit war es ein Kampf des Kônigtumes mit 
dem Adel um die Herrschaft. Die Konige yertraten in dem- 
selben die mit neuer Stàrke erwachende Nationaleinheit und 
das wieder belebte Staatsbewusstsein. In diesem Kampfe kamen 
die Juristen, welche die Grundsâtze des rômischenRechtes 
verfochten und neuerdings zur Anwendung brachten, den Konigen 

8 Loysel, Inst. Coiitiim. I, 1, 12: „Nul ne pe^it acioblir que le Roy^*, 
13: „Le moyen d’être anobli sans lettres, cs| d’être fait chevalier.^ 

y Scliaffner a. a. O. II, S. 160. 
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zu Hilfe, In dem kôniglichen Gerichtshofe, dem Parlamente, 
erhielten ihre Lehren ein mâchtiges Organ. Das Volk, vor- 
nehmlich die Einwohner der Stâdte, obwohl nur selten ein- 
greifend, unterstützte dieselben mittelbar. 

Ein neues konigliclies Beamtensystem, iinabhàngig* 
von dem Lehensverband, wurde nadi und nach eingeführt 
Besoldete kônigliche Truppen dienten oline Beschrân- 
kung und Vorbehalt der kôniglichen Macht. Die grossen 
Herzogtümer und Grafschaften wurden eine nach der anderen, 
bald durch die Erbfolge, bald durch Vertrag, oft durch krie- 
gerische Gewalt mit der Krone vereinigt und so die ent- 
ausserten Hoheitsrechte wieder konzentriert. So wurde die 
selbstandige Herrschaft des Adels gebrochen. Durch 
Ludwig XL (1461 — 1483) wurde dieser Sieg der kôniglichen 
Souverânitat über die Seigneurs voîlendet. 

Der Adel hatte nur Bruchstücke seiner früheren Landes- 
hoheit in die folgenden Jahrhunderte hinüber gercttet. Nur 
als Gouverneure in einzelnen Provinzen, nicht mehr als 
Landesherren vermochten sich die Grossen zu halten. Der 
Adel war nun zu einem bevorzugten Stande von Unterthanen 
geworden. Die Auszeichnungcn, deren er teilhaft war, nahmen 
mehr und mehr den Charakter von Privilegien an, die viel- 
fàltig mit den neuen Begriffen und Meinungen in Konflikt ge- 
rieten und gehassig wurden.^® Wohl gab es auch spâter noch 
Kampfe zwischen dem Kônige und dem Adel, aber sie waren 

to Tocqueville (L’ancien régime) hat ausgeführt, wie sehr die Auf- 
hebung der politisclien Keclite des Adels und daneben die Fortdauer der 
ükonomisclien Vorrechte desselben zusammenwirkten, iim den allgemeinen 
Volksliass gcgen den Adel zu reizen. So lange die Herren und Ritter 
noch die Gerichtsbarkeit zu besorgen hatten und fur die bffentlichen 
Redürfnisse besonders tliatig waren, begriff man ihre Befreiung von den 
Staatssteuern und ihre Bezüge von Grund- und Personalgefâllen. Aber 
seitdem die kônigliche Beamtung die ganze offentliche Verwaltung und 
die Rechtspflege üRerrJommen liatte, und der Adel ebenso gehorchen 
musste, wie die Bürger uild die Bauern, erschienen den Leuten jene 
bkonomischen Rechte desselben als ungercchte Privilegien. 
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von ganz anderer Art als vordem. Es waren das nun Kâmpfe 
der politischen und religiôsen, hâufig auch blesser 
Hofparteien, an deren Spitze gewohnlich Adelige standen. 
Wollten Adelige zu Einfluss und Macht gelangen, so war das 
damais nur im Dienste des Kônigs moglich. Die Teil- 
nahme des Adels an dera Nation air ate war, weil dieser 
selbst nicht zu tester und regelmâssiger Gestaltung kam, nicht 
erheblich. Der alte Lehensadel wurde so in einen blossen 
Hofadel verwandelt. Sein Wesen bestand eher in âusser- 
lichem Kange und Ehren, als in politischen Rechten. 
HeinricliIV. batte deii Adel angewiesen, auf seinen Gütern 
zu leben. Aber Ludwig XIV. zog denselben im Gegenteile 
an den Hof, um ilin durch den Schein des Hofglanzes vollig 
dienstbar zu maclien. “ 

Ara liôchsten standen die Pairs de France, anfiinglich zwôlf, 
sechs geistliche Herren, sechs weltliche Kronvasallen und 
spâter durch die koniglichen Prinzen und eine Anzahl anderer 
weltlicher Grossen vermehrt. Die Pairschaft war erblich. 
Freier Zutritt zu dem Kônige und zu dem Parlament in Paris, 
von dera sie allein zur Verantwortung gezogen werden durften, 
zeichnete sie aus. Bei der Kronung der Kônige trugen sie 
die Insignien der koniglichen Gewalt. 

Auf die Pairs folgten in der Rangordnung dieHerzoge, 
die Marquis, die Grafen, die Fürsten, Barone, Vi- 
comtes, Châtelains. Titel und Wappen waren die âusseren 
Kennzeichen des Ranges. Dann folgte der niedere Adel 
der Écuyers und der einfachen Gentilshommes. 

In dem alten Adel war die Geb.urt zunàchst entschei- 
dend, die Verbindung mit Grundherrschaft aber daneben 
von Einfluss. Dem alten Adel trat nun aber ein neuer an 
die Seite, der vornehmlich von kôniglicher Verleihung 
abgeleitet wurde. Dahin gehôrte voraus d^r Adel, der mit 


11 De Pari eu, Polit. 100 ff. 
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der Ernennung zu hôheren Civil- und Militâràmtern ver- 
bunden war, vorzüglich der Parla mentsadel der Rate an 
den souverânen Gerichtshôfen (noblesse de robe). Diese Stellen 
waren nun nicht mehr wie in der Lehensverfassung an den 
Boden geknüpft, noch erbliche Familienrechte, und es erhielt 
daller dieser Adel fortwâhrend neue individuelle Zuflüsse. Ihm 
vervvaiidt war der Adel der Doktoren der Rechte (milites 
litterati, legales), der einzige, der nicht von der kôniglichen 
Gunst erteilt wurde, sondern auf wissenschaftlicher Auszeich- 
nung beruhte. 

Einen schlimmeren Bestandteil erhielt der Adel in der 
grossen Zahl derer, welehe durch Adclsbriefe, hâufig bloss 
um der Taxe willen, welehe dafûr bezahlt werden musste, 
nicht selten auch zur Belohnung für Dienste, die nicht immer 
ehrenvoll waren, in den erblichen Adelsstand erhoben wurden 
(noblesse par lettres), 

5. Die kurze aber gewaltig eingreifende Zeit der fran- 
zosischen Révolution (1789 — 1799) zerstorte das ganze In- 
stitut des Adels. Sie begann mit der Fusion der früher 
getrennten Stande in einer allgemeinen Nationalversammlung. 
Dann hob sie den Adel auf als eine dem demokratischen 
Principe der Gleichheit (égalité) widersprechende Auszeich- 
nung. Endlich suchte sie die Adeligen mit Hilfe der gleich- 
machenden Guillotine auszurotten. 


12 Vgl. über diesen Absclmitt Scliàftner a. a. O. Bd. II, 351 ff. 

13 Gesetz v. 23. Jiiiii 1790, Art. 1: „La noblesse héréditaire est pour 
toujours abolie; en conséquence les titres de prince, de duc, de comte etc. 
— ne seront ni pris par qui que ce soit, ni donnés à personne.^ Ver- 
fassung vom Septeniber 1791: „La Constitution garantit comme droits 
naturels et civils 1) que tous les citoyens sont admissibles aux places et 
■emplois, sans autre distinction que celle des vertus et des talens ; 2) que 
toutes les contributions seront réparties entre tous les citoyens égale- 
ment, en propoi’^ion de leurs facultés," Verfassung von 1795, Art. 3: 
„L’égalité n’admet aucune distinction de naissance, aucune hérédité de 
pouvoirs." 
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6. Als die Leidenschaften der Révolution sich in dem 
Blute der hervorragenden Manner gesattigt und ihre Gleich- 
heitstheorie die scharfe Schneide an dem Widerstande der 
realen Verhaltnisse abgestumpft batte, wurden aucli in Frank- 
reich verschiedene Versuche gemacht, den Adel in neuer 
Gestalt auf der mit Trümrnern bedeckten Ebene herzustellen. 
Aber keiner gelangte zu festem Bestand. 

Am interessantesten ist der Versuch Napoléons, welcher 
in der Aristokratie eine unentbehrliche Stütze und zugleich eine 
Schranke der Monarchie erkannte. In dem Orden der Ehren- 
legion schuf er gewissermassen einen modernen Ritter- 
adel, der jcdem hoheren Verdienste um den Staat im weitesten 
Sinne zuganglich, seineni Wesen nach aber nur eine indivi- 
duelle Ehrenauszeichnung war. Er batte überdem vor, 
eine hohere erbliche Aristokratie zu gründen, in welcher 
die übrig gebliebenen Familien des alten historischen Adels 
mit den Nachkominen der neuen franzosischen Marschalle, 
Staatsminister und anderer hohen Reichsbeamten und Würde- 
trager vereinigt worden waren. Man sieht, Napoléon dachte 
daran, die Institutionen der ersten romischen Kaiserzeit mit 
den Ueberlieferungen der franzosischen Geschichte zu kombi- 
nieren. Indessen batte er kaum durch das Statut vom 1. Marz 
1808 die ersten Anfange zu dieser Erncuerung des Adels ge- 
legt, als sein eigener Sturz die Fortbildung unterbrach. 

14 Napoléon ini Mém. de St. Hél. bei Las Cases V, 36 ff. : „I)ie 
Aristokratie ist die Stütze und der Moderator der Monarchie, sie liebt 
diese empor nnd leistet ihr Widerstand. Der Staat Qline Aristokratie ist 
ein Schiff ohiie Steuer (?), ein Luftballoii, von den VVinden geschaiikelt. 
Das Heilsame der Aristokratie aber, ihr Zaïiber liegt in ihrem Alter, in 
der Zeit; und gerade das ist das Einzige, was icli nicht scbaffen kann. 
Die vernüni’tige Demokratie begnügt sich, fur aile die Gleiehheit de& 
Strebeiis und die Erreiclibarkeit des Zieles zu crhalten (à tous Léga- 
lité pour prétendre et obtenir). Es kam nuii daraiif an, die Trümmer 
der Aristokratie mit den Formeii und Intentionen d«r Demokratie zu 
versblmen. Voraiis galt es, die grossen alten Jï^amen iiiiserer Geschichte 
zu sammeln. — Ich hatte in nieiner Mappe einen Entwurf. Jeder Nach- 
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Ludwig XVIII. (1814) schloss sich in seiner Pairie 
nâher an das Vorbild der englischen Einrichtungen an. Aber 
es gelang ihm nicht, einen politischen Pairsadel zu be- 
festigen. Die Bestandtheile der alten Pairie waren durch die 
Révolution zu sehr zerstort; der Geist der Nation war so ganz. 
für die Principien der Rechtsgleichheit und der freieii Be- 
wegung auch des Eigentumes eingenommen , dass ihm jede 
Erneuerung des Adels wie ein râuberischer Einguiff in die 
Volksrechte erschien; ein grosser Teil des alten Adels batte 
die Waffen gegen das Vateiiand getragen und die erneuerten 
Ansprüche dcsselben wurden auf die Besiegung Frankreichs 
durch die fremden Heere gestützt. Der alte Hass fand 
immer wieder neue Nahrung und nirgends wurden grosse 
neue Verdienste der Aristokratie um das Volkswohl sichtbar, 
welche mit einer neuen politischen Erhebung derselben ver- 
sohnt batte. 

Die Julirevolution von 1830 bob mit den Majoraten die 
erbliche Pairie wieder auf, und die Februarstürme von 1848 
stürzten auch die darauf folgende personliche und lebens- 
lilngliche, von dem Kônige geschaffene Pairie. Neuerdings 
sprach sich die Republik gegen aile Adelstitel und Adelsrechte 


komme eines gewesenen Marsclialls oder Ministera ware zii seiner Zeit 
llihig geweaen, iiidem er die erlorderliche Aiisslattiing ni^chgewieseii, 
sich zum Herzog erkltiren zu lassen. Jeder Sohn eines Générais oder 
Statthalters einer Provinz liiitte sich jederzeit als Gral* konnen aner- 
kennen lassen u. s. w. Diese Einriehtiing liatic die einen gelurdert, die 
Hoffnungen der anderen aufrecht erhalten, den Wetteiter aller angeregt 
und den Stolz niemandes verletzt.^ Vgl. ancJi V, 161 und Tliiers, 
Ilist. du Consul. VIII, S, 116; Henjamin Constant, De l’esprit de 
conquête II, ch. 2: „L’hérédité s’introduit, dans des siècles de sim- 
plicité et de conquête, mais on ne l’institue pas au milieu de siècles de 
civilisation. Elle peut alors se conserver mais non s’établir.^ Vgl. Pari eu, 
Pol., 8. 108. 

15 In den limtderj Tagen verfiigte daher wieder ein kaiserliches 
Dekret vom 13. Marz 1815 ^„La noblesse est abolie. Les titres féodaux 
sont supprimés. “ § 
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aus. Eine Réorganisation liât der franzosische Adel nicht 
wieder erlebt. Keime einer solchen werden zwar in der 
senatorischcn Stellung sichtbar^ welche Napoléon IIL 
in seine Verfassung aufnalim, aber mit diesem Versuch 
•scheiterte, als das kaiserliche Régiment Schiffbruch erlitt. 

Seitdem ist der franzosische Adel nur insofern wieder 
hergestellt worden, als die alten Titel von neuem gestattet 
und gegen Missbrauch gesichert worden sind. In der Nation 
gibt es noch aristokratische Eleinente und Neigungen, aber 
sie konnen nicht aufkommen gegenüber dem demokratischen 
Gleichheitssinn der Massen. Die Reste des franzôsischen 
Adels haben gegenwârtig nur die Bedo'utung eines Titular- 
adels ohne eigentümliche Redite und werden mehr durch 
die Eitelkeit der Farnilien als durch die Staatsinstitutionen 
orhalten. 


Elftes Kapitel. 

B. Der englische Adel. 

In den neueren europàischen Staaten hat sich fast nur in 
England der Adel aucli in die Gegenwart als ein gesichertes 
und grossartiges nationales Institut hinüber gerettet. Ver- 
schiedene Gründe wirkten zusaminen, um dieses Résultat her- 
vorzubringen. Die Darstellung derselben dient zugleich dazu, 
die Natur dieser englischen Aristokratie ins Licht zu setzen. 

1. Der englische Adel des Mittelalters batte wie der 
franzosische zwei verschiedene nationale Bestandteile in sich, 

Ifi Fr an Z O s. Vcrf. v. 1848, Art. 10: „Sont abolis à toujours tout 
titre nobiliaire, toute distinction de naissance, de classe ou de caste. “ 

Delvret vom 24. Januar 1852. Gesetz vom 28. Mai 1858 und 
Dekret vom 8. Januar 1859, durch welclies eiuf ei^gene Beliorde zur 
Kontrolle iiber die Adelstitel eingesetzt vsuirj^. 

18 De Parieu, Pol., S. 112 ff. 
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einen angelsiichsischen und einen normânnischen, aber 
das Verhâltnis dieser beiden Telle war ein ganz anderes 
als das der vornehinen Fr an ken und Eomanen in dem 
franzosischen Adel. Die Normannen behaupteten zwar in den 
ersten Jalirhunderten nach der Eroberung des Herzogs Wilhelm 
von der Normandie (lOGG) ein faktisches Uebergewicht über 
die Sachsen, aber diese waren doch mit jenen viel nàher ver- 
wandt. Die E O ris waren ein ursprünglieher Nationaladel der 
Sachsen, der vor den gemeinfreien Ceo ris von altersher 
hervorragte. Der sachsische Adelige batte die nâinliche Er- 
ziebung, Lebensweise, Denkart wie der Normanne; und auch 
den neuen Kônigen gegenüber hielten sie an ibrem alten, von 
denselben anerkannten Redite fest. Gerade die faktische 
Eiirücksetzung aber der Sachsen stâhlte ihren Freiheitssinn 
und batte vorzugsweise die Wirkung, dass dieselben um so 
eifersüchtiger und kraftiger ihr Redit zu wabren suditen und 
dem gesamten Adel jenen Geist politischer Freiheit ein- 
pflanzten, durch den England gross geworden ist. 

2. Auf der anderen Seite batte die Eroberung die grosse 
Wirkung, dass die konigliche Gewalt, auf welcher die 
Einbeit und die Sicherlieit des Staates vorztiglicli beruhte, 
iiicht wie in Frankreicb durch den Adel verdrângt wurde, 
und nicht ebenso eine in einzelne Herrscbaften zersplitterte 
Souverâiiitiit der grossen Vasallen entstand. 

Das Lehenswesen fand freilich, wie damais allenthalben, 
auch in England Eingang, aber es bildete sich doch in anderer 
Weise aus. Es ist zwar die früher ziemlich verbreitete Mei- 
nung, dass durch die Normannen das Lehenssystein in Eng- 
land zuerst eingeführt worden sei, infolge neuerer ünter- 
suchungen als unrichtig erwiesen; auch die alten sâchsischen 
Thane hatten grossenteils Lehensbesitz und waren um des- 
willen den Kônigen zu besonderer Treue und Kriegsdienst 
verpflichtet. Aber walir ist es, dass die normannische Herr- 
schaft bei weitera mehr dem ganzen Staate einen lehensartigen 
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Charakter und lehensartige Formen gab. Das Lehenswesen 
war zur Zeit der Eroberung in der Normandie ausgebildeter 
als in England, und die Sieger trugen die heimischen Vor- 
stellungen hinüber in das neu erworbene Land. 

[Schon Wilhelm der Eroberer führte den Grundsatz durch^ 
dass nicht bloss die unmittelbaren Vasallen des Kônigs, son- 
derii auch die Untervasallen und grosseren Freisassen dem 
Kônig unmittelbar den Eid der Lehenstreue zu leisten haben, 
so dass also in der Kriegspflicht aile Unterthanen reichs- 
unmittelbar waren. ^ Im Verlaufe eines Jahrhunderts war der 
gesamte Grundbesitz in den Lehensnexus hereingezogen, so 
dass der Satz aufgestellt werden konnte: „Der Konig ist der 
allgemeine Herr und ursprüngliche Eigentümer aller Lan- 
dereien in seinem Reiche und niemand kann einen Teil davon 
besitzen, wenn nicht unmittelbar oder mittelbar von einer kônig- 
lichen Verleihung.^ Der gesamte Grundbesitz war dadurch 
gleichmâssig dem Staate dienstbar gemacht.^^^] Man sieht, die 
Zügel der Lehensherrschaft wurden von dem Konige selbst in 
die Hand genommen und straffer angezogen, als damais in 
Frankreich, dessen Konig über den Herzog von der Normandie, 
welcher als solcher selbst ein franzosischer Yasall war, nur 
eine geringe, mehr formelle als reale Souveranitât besass. 
Der normannische und sachsische Adel blieb somit, wenn er 
auch nach der Weise des Mittelalters Rechte der Gerichts- 
barkeit und Polizeigewalt über seine Hintersassen besass und 
ausübte, doch in seinem wirklichen Unterthanenverhalt- 
nis zu dem Konig, und die Einheit des Staates wurde 
den Baronen nicht hingeopfert. 


1 Leg. Will. I, § 2: „Statumms etiam, ut omiiis liber liomo foedere 
et sacrameiito aflirmet quod intra et extra Augeliam Willelmo régi 
lideles esse volunt, terras et lioiiorem illius oiniii lidelitate ciim eo ser- 
vare et ante eum contra iniinicos defendere.“ 

i* [S. G ne ist, Englisclie Verfassungsgesebiclite, S. 94 iT. ; Stubbs, 
Constitution al llistory of England I, 258 If.] 
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3. Wenn so der englische Adel aiif der einen Seite ge- 
ringere Herrschaftsrechte hattc, so waren auf der andern Seite 
seine poli tisch-nationalen Rechte um so bedeutender; 
und hierauf vornehmlich beruht die Grosse und die bleibende 
Wichtigkeit des englischen Adels. 

Diese politisch-nationalen Rechte machten sich auf den 
grossen Reichstagen geltend, die man frühe schon mit dem 
bescheidenen Namen des Parlaments bezeichnet hat. Das 
alte sâchsische Witenagemot lebte in neuer veredelter 
Gestalt als Parlament wieder auf, und in ihm einten nach 
und nach die namlichen Interessen und Schicksale auch die 
beiden Stiimme. Die einen àlteren Versammlungen der grossen 
Vasallen mochten wohl meistens nur den Zweck haben, den 
Glanz und die Würde der Krone an den heiligen Festen zu 
Ostern, Pfingsten und Weihnachten zu verherrlichen. Die 
anderen aber erhielten allmâhlich eine grosse politische Be- 
deutung, und es wurden, anfangs ohne feste Norinen und 
scharfe Competenzausscheidung, auf ihnen je die wichtigsten 
Angelegenheiten des Staates behandelt und entschieden. 
Wâhrend des XIII. Jahrhunderts erhielten dieselben eine 
regelmâssigere Gestaltung. Die Magna Charta von 1215, 
velche dem Kônige Johann ohne Land von dem siegreichen 
Adel, der für die Behauptung seiner Rechte die Watfen er- 
griffen hatte, in dem Friedensschlusse abgenotigt wurde, setzte 
urkundlich fest, dass „die Erzbischofe, Bischofe, Aebte und 
die Grafen und grossen Barone personlich durch konigliche 
Briefe (sigillatim per litteras nostras), die übrigen unmittel- 
baren Vasallen des Konigs aber insgesamt durch die konig- 
lichen Beamten (in generali per vicecomites et ballivos nostros) 
zu dem Parlamente (commune consilium regni) eingeladen^ 
werden sollen, und dass nur mit ihrer Zustimmung neue 
Steuern erhoben werden dürfen. 

Aus den ersteifen, welche vorzugsweise als geborene Rate 

ü 

des Konigs und Trâger der obersten Hof- und Reichsâmter 
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die ôffentlichen Angelegenheiten im Lande verwalteten, bildete 
sich im Yerfolge der Zeit das Oberhaus; die letzteren 
wurden zu einem Bestandteile des spâteren Unterhauses. 
Beide Klassen hatten anfangs ein perso nliches Recht der 
Reichsstandschaft. Die erstere behielt es bei. Für die letztere 
aber wurde es, in Verbindung mit anderen Rittern des Landes, 
den Aftervasallen der grossen Kronvasallen und den Bewohnern 
der Stàdte und Burgen, spâter zu einem politischen Repra- 
sentationsrechte. Nur die ersteren, die Lords, galten 
fortan als hohcr Adel. Dem niedercn Adel der Gentry 
trat die begüterte Bürgerschaft zur Seite. 

In der vollendeten Verfassung des Parlaraents, welche in 
der Hauptsache in der zweiten Halfte des XIII. und der ersten 
Halfte des XIV. Jahrhunderts zustande kam,'^ fand der Adel 
seine natürliche Stellung im Staatc. In den Zeiten Ilein- 
richs III. gewann es den Anschcin, dass die Barone, unter 
der Auführung des Grafen von Leicester, die Monarchie selbst 
in ihrer Existenz gefahrden und die Regierung des Staates in 
ihre Hand nehmen mochten. Dieser Uebergriff war aber doch 
nur vortibergehend, und sehr bald setzte sich von neuem das 
Princip fest, dass der Aristokratie wohl ein bestimmter 
Einfluss auf die politischen Angelegenheiten der 
Nation und insbesondere die Mitwirkung in der Gesetz- 
gebung gebühre, nicht aber die Ausübung der eigent- 
lichen Herrschaft, nicht die Staatsregierung. Aber 
auch den unteren Standen gegenüber fand der Adel die nôtige 
Schranke seiner politischen Macht in der Erganzung des Par- 
laments durch die Reprâsentanten der Stàdte und Burgen und 
dadurch, dass die englischen Ritter von den Freisassen (liberi 
tenentes) zura Parlament gewahlt, nicht wie auf dem Kontinent 
nur von dem eigenen Stande bezeichnet wurden. 

Die eigentliche nobility bestand lediglich aus den Lords 


2 Vgl. iiiîten Teil II, Biicli II, Kap. 3. 
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und ward nie wie in Frankreich und Deutschland zu einem 
landesherrlichen Dynastenadel, soiidern nur zu einem reichs- 
standischen Adel, welcher in Unterordnung unter den 
Kônig und das Gesetz in der Kriegsordnung und im Gericht, 
sowie über seine Aftervasallen hoheitliche Redite ausübte. 

Die Ritterschaft, d. h. die Klasse der Freien, welche 
im Besitz von Rittergütern war, sei es Lehen des Kônigs, sei 
es Lehen anderer Grossen, nalim ebenfalls als erste Klasse 
der Grafschaftsmiliz, in Verbindung mit anderen Klassen und 
vorzüglich als Trâger des Friedensriditeramtes mit der Polizei- 
gewalt und der Verwaltung der Rechtspflege betraut, eine sehr 
einflussreiche Stellung ein. Aus ihr wurden die Abgeordneten 
der Grafsdiaften zum Parlament gewahlt. Durdi die Verbindung 
ihrer jüngeren Sohne mit den hoehbürgerlidien Klassen und 
ihre parlainentarische Gemeinschaft mit den Vertretern der 
Stadte, den „Honoratioren", bildete sich im Gegensatz zu der 
kontinentalen Absdiliessung des niederen Adels der seinem 
Wesen nach elier moderne als mittelalterliche Begriff der 
Gentry ans, welche aile die Personen als Gentlemen 
zusammenfasst, die sich durch Geburt oder Aemter oder 
durch ihre Bildung und Vermôgen als Honoratioren über die 
unteren Massen erheben. Die Gentry ist nicht wie der Stand 
der Gentilshommes in Frankreich ein festgeschlossener Adels- 
stand, sondern eine flüssige Aristokratie, welche taglich neue 
Zuflüsse in sich aufnimmt und gelegentlich auch unwürdige 
Gliedor wieder auswirft. ^ 

4. Ein fernerer Charakterzug des englischen Adels, durch 
den er sich sehr zu seinem Ruhme von dem franzôsischen 

3 Blackstone, Comment. 1, 12, lÜhrt eine Stelle vonTliom. Smith 
billigend an, in welcher als Gentlemen aile die erklart werden, welche 
Universitatsstudien gemacht haben, liberale Beriifsweisen betreiben, in 
Musse leben konn(Ai oVne Handarbeit und imstande sind, sich als Gent- 
lemen zu benehmen und ziiiileben. Vgl. Gneist [Englische Verfassungs- 
geschichte, S. 621 Tocqueville, Oeuvres VIII, S. 328. 
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und zum Teil auch von dem deutschen Adel unterscheidet, 
verdient besonders hervorgehoben zu werden. Schon in der 
Zeit, als die Barone die einzige politische Macht im Staate 
waren, hatten sie nicht bloss sich und ihre eigènen Rechte im 
Auge. Sie fühlten sich frühzeitig als eine nationale Korper- 
schaft, welche den Beruf habe, auch im allgemeinen offent- 
lichen Interesse die Rechte des Volkes zu schirmen und 
für seine Freiheit zu sorgen. Die Magna Charta enthâlt zahl- 
reiche und hochst wichtige Bestimmungen der Art. Die poli- 
tische Freiheit der Englânder ist zu eincm guten Teile 
ein Werk der Aristokratie. Nachdem diese aber einmal fest 
begründet war, da wurde die hohe Aristokratie mehr und mehr 
zu einem festen Damme, welcher den Staat vor der Ueber- 
flutung der demokratischen Strome sicherte, und wie sie vorher 
die Volksfreiheit begründet hatte, übernahm sie nun die minder 
populare, aber nicht minder heilsame Aufgabe für die Aufrecht- 
erhaltung des Thrones und der festen Staatsordnung 
einzustehen. In der Mittc stehend zwischen Konig und der 
Menge des Volkes, und weder so mâchtig, dass sie für sich 
alleiii zu herrschen vermochte, noch so abhângig in ihrer 
Existenz, dass sie allen Stromungen von unten oder jedem 
Ansinnen von oben folgcn müsste, bewahrte sie die Freiheit 
und die Rechte beider vor dem UebergrifF je des andern und 
vor dem Missbrauch beider. Der englische Adel ist auch fort- 
wâhrend thâtig geblieben in den ôffentlichen Geschaften, 
und wenn es sich um Uebung ôffentlicher Pflichten 
handelte, so stand er allezeit in erster Reihe. Schon die Er- 
ziehung desselben wird von dem Geiste politischer Freiheit 
durchdrungen und ist auf persônliche Selbstândigkeit ge- 
richtet. Die politischen Parteien, die Betciligung an der 
Polizeiverwaltung der Friedensrichter, die Mitwirkung bei den 
Wahlen, die Teilnahme an den Grafschaftsverbânden und an 
den Geschwornengerichten , die Uebung zu allen gemein- 
nützigen Zwecken in Vereine zusammenzutreten, die frei- 
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willige Selbstbesteuerung fûr solche Zwecke, welche zu der 
Tragung der Staats- und Gemeindesteuern hinzutritt, das Ailes 
<îrhâlt die Aristokraiie im Zusammenhang mit dem Volks- 
leben und übt sie in den Pflichten der Selbstverwaltung und 
der patriotischen Thatigkeit. Niemand kann ihr vorwerfen, 
dass sie eiiie Schmarotzerpflanze sei, welche die Volkssafte 
gierig aufsauge und die Fruchtbarkeit des Stainmes und seiner 
Zweige vermindere. ** 

5. Das Princip des Erbrechtes ist für die englischen 
Lords zur staatsrechtlichen Regel erhoben worden, aber 
weder in so absoluter Form noch so ausschliesslich wie auf 
dem Kontinent. 

In der ersten Zeit stand das Erbrecht und die Pairschaft 
in enger Beziehung zu dem Grundbesitz oder den Aemtern; 
die Pairie selber batte damais einen territorialen Charakter. 
Spâter aber wurde dieser Zusammenhang aufgelost, und die 
Pairie ging als persônliche Würde durch das Erbrecht 
über. Von dieser früheren Verbindung mit einem bestimmten 
Land oder Schloss oder Amte her erhielt sich aber der wich- 
tige erbrechtliche Grundsatz, dass nurEiner der Sohne oder 
Anverwandten des verstorbenen Lords an dessen Stelle ins 
Parlament trete. Nur der âlteste Sohn wurde nach den Grund- 
satzen der Erstgeburt wieder Lord, die spater geborenen er- 
hielten mindern Rang und waren von den Rechten des hohen 
Adels ausgeschlossen. Nicht bloss die jüngeren Sohne der 
Lords sind vor dem Gesetze blosse Esquires, sondern selbst 
der âlteste wîrd, so lange der Vater lebt, nur von der Hôflich- 
keit der Gesellschaft, nicht von dem Rechte Lord genannt. 
Auf diese Weise blieb einerseits das Ansehen und der Reich- 
tum der grossen Familien fortdauernd in einem Familien- 
haupte concentrirt, und gab es andererseits Uebergânge zu 

» . 

4 Vgl. die ausführlicliet Darstellung in dem arigeführten Werk von 
O ne ist, und die Charakteristik von Tocqueville, Oeuvres, Bd. VIIL 
Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 11 
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den übrigen Stânden, welclie den Unterschied des Blutes 
milderten. ^ 

6. Ebenso wurde die Familiengenosseuschaft auch 
der Pairs nicht auf das adelige Elut beschrànkt. Auch die 
bürgerlich geborene Frau, welche zur Gemalin eines Lords 
erhoben wird, wird um deswillen ohne Bedeuken zur Lady: 
ein Grundsatz des natürlichen Familienrechtes, dessen Beach- 
tung die Ehre des hohen Adels keineswegs verdunkelt, sondern 
im Gegenteil vor gerechten Angriffen bei weitem mehr ge- 
sichert hat als das kastenartige Princip der Ebenbürtigkeit, an 
welches der deutsche hohe Adel so ângstlich sich anklammerL 

7. Endlich wurde der Stand der Pairs von Zeit zu Zeit 
durch neue Pairsernennungen ergânzt und erfrischt. Das 
Recht, Pairs zu ernennen, wurde dem Kônige vorbehalten. 
Er galt als „die Quelle aller politischen Ehren“. ^ Ihm allein 
kam es daher zu, neue Glieder des Adels, sei es mit dem 
Titcl eines Herzogs, Marquis, Grafen (cari), Vizgrafen, 
(viscount) oder dem einfacheren eines Barons zu schaflfen und 
ihnen Pairsrechte zu verleihen. Aber es lag in der Natur der 
Dinge, dass zu der politisch-nationalen Würde nur Manner 
erhoben werden konnten, welche durch ihre Verdienste be* 
sonders als Feldherren oder Staatsmànner sich ausgezeichnet 
hatten, und zugleich ein so bedeutendes Vermôgen besassen 
oder erhielten, dass sie imstande waren, den Ansprüchen des 
hohen Standes zu genûgen. Die englische Aristokratie erhielt 
auf diese Weise einen stâten Zufluss von wahrhaft aristokrati- 


5 Macaiilay, Hist. of England I, S. 37: „Die englische Aristokratie 
halte in keiner Weise den gehassigen Charakter einer Kaste. Sie nahm 
Ibrtwahrend neue Mitglieder aus dem Volke in sich auf und gab ohne 
Unterbruch wieder Mitglieder ab, die sich mit dem Volke mischten. Der 
Freisasse war nicht geneigt über die Würden zu murren, zu denen seine 
eigenen Kinder aufsteigen konnten. Der Magnat war nicht geneigt, eine 
Klasse mit Verachtung zu behandeln, in welche aune' Kinder lierabsteigen 
mus8ten.“ ^ 

fi Blackstone, Commentar. on the Laws of England I, 12. 
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schen Kraften, und wurde vor der Gefahr in Abgeschlossenheit 
und Unbeweglichkeit zu versumpfen und zu faulen, glücklich 
bewahrt. Den kraftigsten und begabtesten Mânnern des Volkes 
aber war die ermutigende Aussicht eroffnet, dass sie durch 
ihre Verdienste um den Staat sich und ihrer Familie den 
dauernden Zutritt zu den sonnigen Hôhen des Staiitslebens 
zu erwerben vermogeii. Vom Jahr 1700 bis 1800 sind so 
34 Herzoge, 29 Marquis, 109 Grafen, 85 Viscounts, 248 Barone 
neu creirt worden. Die Zabi der ebenfalls ernannten Baronets 
betrâgt in dieser Période melir als 500. Heute noch treten, 
auch ohne Adelstitel, reiche Bürger, welche grosse Güter auf 
dem Lande kaufen, in die Landgentry über. ^ 

Wenn inan sich den Gesamteindruck dieser Eigenschaften 
der englischen Aristokratie vergegenwartigt, so ist es nicht 
mehr riitselhaft, weshalb der englische Adel allein seine Exi- 
stenz bis auf unsere Tage unangefochten bewahrt hat und 
fortwahrend in der Verfassung eine fruchtbare und glânzende 
Stellung einnimmt, wâhrend auf dem Kontinente der Adel 
überall entweder gànzlich untergegangen ist oder doch nur 
ein sehr bestrittenes und verkümmertes Dasein hat. 


Zwdlftes Kapitel. 

C. Der dentsche Adel. 

I* Herrenadel. 

Die Geschichte des deutschen Adels weist bei allen Stâm- 
men auf eine Anzahl vornehmer Geschlechter hin, welche 
durch Kriegsruhm, Reichtum und Führerschaft über die übrigen 
Freien emporragen und thatsâchlich eine fürstliche Stellung 
behaupten. Dieser uralte, oft nur aus wenigen Familien 

r Gneist, [Engl. VerfaBSungsgeschichte, S. 620]; Tocqueville, 
VIII, S. 319. 



164 Zweites Buch. Die Grundbeding. d. Staates in d. Menschen- u. Volksnatur. 


bestehende Stammesadel ist die Grundlage geworden für den 
îïiittelalterlichen Dynasten- und Herrenadel. Erst wâhrend 
des Mittelalters aber sind dazu noch andere Klassen eines 
ritterschaftlichen niederen Adels hinzugekommen. 

1. Hoher Adel. Herrenadel. Standesherren. 

Die Ausübung dieses hôchsten weltlichen Standes geschah 
im Mittelalter im Anschlusse an die deutsche Eeichsverfassung. 
Die Familien, deren Haupter zu hochster Selbstândigkeit und 
Selbstherrlichkeit im Reiche emporgestiegen waren, galten als 
hochfrei (sendbarfrei, semperfrei). [Seit dem Ende des 
XIL Jahrhunderts galten dann dicjenigen weltlichen Herren als 
Reichsfürsten, welclie voin Konige mindestens eine Graf- 
schaft zu Lehen trugen und keines anderen weltlichen Hcrrn 
Vasallen waren.] Aber nur die Haupter der Familien, 
welche im Besitze der reichsfürstlichen Stellung waren, oder 
reichsfreie Herrschaften inné hatten, galten als eigentliche 
Herren. In den anderen Gliedern der Familien war der Stand 
ein ruhender, sie waren nur Genossen der Fürsten und 
Herren und nicht selber Fürsten und Herren. 

Diese reichsstandische Erhebung gründete sich 

a) auf das Fürstenamt, d. h. ursprünglich auf die her- 
zogliche Kriegsgewalt, welche mit der Fahne verliehen wurde. 
Neben und teilweise vor den weltlichen Fürsten (Herzogen, 
Mark- und Pfalzgrafen) stehen die geistlichen, mit dem 
Scepter beliehenen Reichsfürsten. Das weltliche Fürstenamt 
war erblich geworden und wurde in der Regel nur den Ab- 
kommen aus hohem Adel verliehen. Das geistliche Fürsten- 
amt war nicht ausschliesslich diesem.Stande vorbehalten; ôfter 
wurden auch Geistliche von bloss ritterschaftlicher Abkunft 
oder bürgerliche Gelehrte dazu erwâhlt, in seltenen Fâllen 
sogar Bauernsohne auf den bischôf lichen Stuhl erhoben; 

b) auf das Grafenamt, das ebenso zu einem erblichen 
Landgrafentume und zu erblicher Lantfesherrschaft befestigt 
wurde. Nach dem Sturze der màchtigen Stammesherzoge und 
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der Verteilung der herzogliclien Gebiete unter mehrere Ffeten 
bekamen diese grâfliclien Dynastien hoheres Ansehen. Der 
Form nach beruhte die Grafenwürde auf der Verleihung des 
Konigsbannes durch den Kônig, dem Wesen nach war sie 
erbliche Landesherrschaft. 

c) Daneben gab es eine Anzahl von grossen Allodial- 
herrschaften, deren Herren wieder durch Iminunitàten und 
Verleihung von Hoheitsrechten eine den Grafen ahuliche Hoheit 
und Gerichtsmacht erlangt hatten, die sogenannteu freien 
Herren (Barone). 

Die Familien des alten Stamniesadels, die nicht eine der- 
artige Reichsstellung erwarben, konnten sich auf die Dauer 
nicht als Glieder des hohen lleichsadels behaupten, sondern 
verschwanden unter den übrigen Klassen, vorzüglich des ritter- 
schaftlichen Adels. 

Dieser Reichsadel ist in seinen Hâuptern hauptsâchlich 
durch zwei politische Eechte ausgezeichnet: 1) durch die 
Landeshoheit; 2) durch die Reichsstandschaft. Er 
ist also ein herrschender Stand im hôchsten Sinne des 
Wortes, in den eigenen Lândern alleinherrschend, im Reiche 
initherrschend. 

Dieser Zug nach Herrschaft ist charakteristisch für den 
dentschen hohen Adel. Die Geschichte des Deutschen Reiches 
zeigt die unglücklichen Wirkungen dieses mâchtigen Triebes, 
welcher die angesehensten Geschlechter verführte, die Hoheit 
des Kaisertumes den Anmassungen des romischen Papsttumes 
preiszugeben, das deutsche Konigtum vollstândig zu entkrâften 
und lahm zu legen, die nationale Einheit gânzlich aufzulôsen 
und deutsches Gebiet den Fremden dienstbar zu machen. 
Diese schwere Verschuldung gegen das Gesamtvaterland und die 
Weltgeschichte wird nicht aufgewogen durch die Blüte der Hofe 
und der fürstlichen Residenzen und nicht gut gemacht durch 
die veredelnden WeAe der Kultur, welche unter dem Schutze 
und mit der Fôrderung der Dynasten glücklich gediehen. 
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Die Landeshoheit wurde mit der Zeit zu einer scheinbaren 
Souveranitât gesteigert, ohne innere Kraft und ohne Sicher- 
heit für die Zukunft. Nur einige der grôssten fürstlichen Terri- 
torien waren fahig, eine relative staatliche Existenz zu 
behaupten; die meisten waren auch dazu zu schwach an Mitteln 
und zu beschrânkt an Geist. Die Reichsstandschaft aber wurde 
selten so geübt, dass die Interessen der deutschen Nation ge- 
fôrdert, die offentlichen Rechte ausgebildet und die Volks- 
freiheit befestigt wurde, sondern vielmelir in der Richtung 
ausgebeutet, die besondere Landesherrschaft der Reichsstânde 
zu erweitern und die nationalen Pflichten abzulehnen. 

In diesem Standc war auch die Neigung sich familien- 
artig abzuschliessen bcsonders stark vertreten. Es zeigt 
sich das in dem strengen Erfordernis der Ebenbürtigkeit, 
in der Verwerfung der sogeuannten Missheirat und in der 
Ausbreitung des gleichen Standesrechtes auf sâmtliche 
Kinder. Nur die ebenbürtige Ehe zwischen Genossen von 
beiderseitiger Abstainmung aus hochfreien Familien galt als 
vôllig untadelhaft. Die Ehe eines Hochfreien selbst mit einer 
Mittelfreien wurde in vielen dynastischen Familien schon als 
Missheirat betrachtet, welche die Ebenburt der Kinder und die 
fürstlichc Erbfolge der Sôhne gefâhrde. Zwar konnte noch der 
Konig durch persônliche Standeserhebung der Frau diesen 
Mangel heben oder die Familie konnte kraft ihrer Autonomie 
auch freieren Grundsatzen über Ehegenossenschaft huldigen 
oder im einzelnen Falle ihre Zustimmung zur Vollwirkung einer 
an sich ungleichen Ehe erteilen. Keine deutsche Dynastie hat 
sich ganz rein erhalten kônuen nach den strengen Grundsatzen 
der Ebenburt. Aber in sehr vielen Fàllen wurden von Anfang 
morganatische Ehen geschlossen, mit der ausdrücklichen 
Bestimmung, dass die Kinder dem fürstlichen Stande des 
Vaters nicht folgen. Und in vielen anderen Fallen wirkte die 
unzweifelhafte Missheirat, besonders mit 'einer Frau von nie- 
derer Herkunft aus kleinbürgerlichem oder bâuerlichem oder 
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gar aus hôrigem Stamme ebenso und es konnten in solchen 
Fâllen nach den spâteren Wahlkapitulationen selbst die Konige 
einen solchen Flecken nicht reinigen. Zur Zeit der Rechts- 
spiegel noch wiirden Fürsteu, Grafen und Freiherren nur die 
wirklichen Tiâger des Fürsten- und Grafenamtes und die Be- 
sitzer einer Freiherrschaft genannt. * Aber spâter kam der 
verwirrende Sprachgebrauch auf, dass aucli aile Sohne der 
Fürsten und Grafen, unbekümniert darum, ob sie ein Fürsten- 
tuni oder eine Grafschaft hatten, den Titel des Vaters an- 
nahmen und weiter verpflanzten. Diese Vervielfâltigung der 
Titel ohne inneren Gehalt, scheinbar zur Elire der Familien 
4urchgeführt, diente dazu, deren Ansehen iin Volke zu unter- 
graben und dieselben den grosseren Landesherren gegenüber 
zu schwâchen. Das Princip einer unbeschrânkten erb- 
liclieu Ausbreitung ward daher dem hohen Adel selbst, 
der es in Auspruch nahm, verderblich. Ebenso diente der 
festgehaltene Grundsatz der Ebenbürtigkeit dazu, die Quellen 
seiner eigenen Erfrischung zu verstopfen und ilm von der Zu- 
neigung des Volkes abzuschliessen. 

Die Institution des dynastischen Herrenadels war schon 
seit dem dreissigjahrigen Kriege im Verfalle. Sie stürzte in 
unserem Jahrhundert vollends zusammen. Die entscheidenden 
Moraente sind; 

a) die Sâkularisation der geistlichen Fürsten- 
tümer, welche schon vorher durch die Friedensschlüsse 
zwischen der franzôsischen Republik und dem Deutschen 
Reiche von Campo Formio 1797 und Lüneville 1801 vorbereitet 
und durch den ausserordentlichen Reichsdeputationshaupt- 
schluss vom 25. Februar 1803 bestâtigt und durchgeführt 
■wurde. Die deutschen Lânder der geistlichen Fürsten wurden 
verwendet, uni die weltlichen Fürsten für ihre Abtretungen 

1 Sachsensp, III, 58, §. 2: „It n’is nen vanlen, dar die man af 
laoge des rikes vorste wesen, lie ne untva’t van deme kouinge." 
Sachsensp. I, 3, §. 2. Schwabensp. 5. 
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auf dem linken Rheinufer an Frankreich zu entschâdigen, und 
mussteu sogar dazu diencn, auch italienische Fürsten. die 
aus Italien verdrângt wurden, mit deutschem Gebiete auszu- 
statten. Von den drei geistlichen Kurfürsten erhielt sich nur 
der Kurfürst von Mainz, wurde aber als Kurerzkanzler nach 
Regensburg und spater als Fürstprimas nach Aschaffenburg ver- 
setzt. Die linksrheinisehen Lânder batte auch er verloren. Der 
Grossherzog von Toscana erhielt das Erzbistum Salzburg und 
die Propstei Berchtesgaden. Pfalzbayern bekam die Bistümer 
Wtirzburg, Bamberg, Freising, Augsburg, Passau u. s. f., 
Preussen dieBistümerHildesheimundPaderborn,Baden Teile 
der Bistümer Konstanz, Strassbiirg, Speyer und Basel u. s. L 

Die Sâcularisatioii war unzweifelhaft ein Bruch des ge- 
schichtlichen Reichsrechtes, aber sie war innerlich gerecht- 
fertigt durch die Wandlung des offentlichen Geistes, der keine 
geistliche Staatsherrschaft mehr ertrug und durch die offent- 
lichen Bedürfnisse der Bevolkerung, welche nach weltlicher 
Verwaltung begehrte. 

b) Die Mediatisierung einer grossen Anzahl von welt- 
lichen Reichsfürsten und Landesherren, welche durch 
die Rheinbundsakte vom 12. Juli 1806 vollzogen wurde. 
Wie die Sâcularisation, so war auch die Mediatisierung vor- 
nehmlich das Werk Napoléons I. und der Ideen der franzôsi- 
schen Révolution. Aber sie bedeutete zugleich einen Fort- 
schritt in der staatlichen Entwickelung Deutschlands, welche 
durch die kleinen Herren nur gehemmt, nicht gefordert ward. 
Die 72 mediatisierten Fürsten und Herren verloren dadurch ihre 
Landeshoheit und wurden selber Unterthanen der grosseren 

Landesfürsten, aber sie behielten noch die mittlere und niedere 

« 

Gerichtsbarkeit bei und manche Privilegien. Bayern erhielt 13, 
Württemberg 26, Baden 9, Hessen 7, Nassau 7, das 
Grossherzogtum Berg 12 standesherrliche Gebiete. 

Spater wurden noch einige solche HtiTeh ^mediatisiert^ 
d. h. der Landesherrschaft anderer dèutschen Fürsten unter- 
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worfen, die anfangs noch erhalten worden waren, wie die 
Fürsten von Salm, Isenburg und der Herzog von Areraberg 
U. s. f.; einige wurden sogar erst in den Tagen der Restau- 
ration als Anhânger Napoléons geopfert. 

Nach der Auflosung des Deutscben Reiches (6. August 
1806) gab es auch keine Reichsstandschaft mehr dieser Hen’en. 

c) Die deutsche Bundesakte vom 8. Juni 1815 stellte 
die Institution nicht ber, sondern wahrte nur die Erinnerung 
an die vormals reichsstândischen Geschlechter, indein sie ihre 
Ebenbürtigkeit mit den souveran gewordenen deutscben Fürsten- 
bâusern anerkannte und ibnen gewisse Ebrenrecbte und Privi- 
legien, unter diesen aucb die Landstandscbaft in den Ersten 
Kammern der Liinderstaaten garantierte. [Von dcm deutscben 
Bunde wurden anfangs 48 fürstlicbe und 50 grâflicbe Hauser 
als standesherrlicbe anerkannt], von denen seitber einige aus- 
gestorben sind, andere ihre Besitzungen verloren baben. 

Die moderne Fortbildung des Verfassungsrechtes in den 
Lânderstaaten war aber den vorbehaltenen patrimonialen Rech- 
ten der Standesherren ungünstig. Sie vermochten auch ihre 
besondere Gericbtsbarkeit und Polizeigewalt auf die Dauer vor 
der Macht der Landesgesetze, welche die Rechtsgleichheit und 
eine durchgreifcnde central geleitete Beamtenordnung durch- 
setzten, nicht zu bewahren. Besondei’s seit der Révolution 
von 1848 war kein Hait mehr moglich. Die Standesherren 
selber verzichteten auf ihre Sonderherrschaft. 

d) Die Zabi der 34 souveran en deutscben Fürsten- 
hâuser, welche die Bundesakte von 1815 anerkannte, hat sicb 
seither wieder verraindert, teils durch Aussterben, teils durch 
Verzicht, teils durch Verlust der Herrschaft. Die Fürsten 
von Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollevn-Sig- 
maringen gaben freiwillig ihre souveràne Stellung auf, zu 
Gunsten der Krone Preussen (7. Dezember 1849). Das Kônigs- 
haus von Hanriovér, das Kurhaus Hessen und das herzogliche 
Haus Nassau verloren durch den Krieg von 1866 und die 
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Gründung des norddeutschen Reiches ihre Souverànitàt an 
Preussen. 

An dem Deutsclien Reiche haben nocb 22 deutsche Fürsten 
mit souverâner Landesherrschaft Anteil. 

Es besteht aber, trotz des definitiven Unterganges der 
alten Reichsinstitution des hohen Adels, in Deutschland nocb 
eine hohe Aristokratie erlauchter Familien, deren Kern 
durch die reichsstândischen Geschlechter gebildet wird. Aber 
es sind neue Familien hiuzugekommen, welehe durch bedeu- 
tende Mânner, wie z. B. Fürst Bismarck, Graf Moltke, und 
politische Leistungen, zuweilen auch durch fürstliche Gunst 
und gesellschaftliche Vorzüge über die Stufe der Gentry empor- 
gehoben worden sind. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, dass diese hohe 
Aristokratie, obwohl sie meistens eher konservativ als liberal 
gesinnt ist, doch durch einen weiten und freien Blick ausge- 
zeichnet ist und im Gegensatze zu engherzigem und klein- 
lichem Partikularismus sich mit der nationalen Entwickelung 
und Grosse des Deutsclien Reiches vielfàltigt befreundet hat. 


Dreizehntes Kapitel. 

II. Ritterschaftlicher Adel. 

In der Mitte zwischen dem alten Dynastenadel und den 
einfacheu Freien stauden die aus den letzteren erhobenen 
Mittelfreien, wie sie der Schwabenspiegel nennt. Im Süden 
von Deutschland lâsst sich dieser Stand bis in die Zeit der frân- 
kischen Monarchie hinauf verfolgen. Erst seit dem XIV. Jahr- 
hundert aber kara der Sprachgebrauch auf, diese Mittel- 
freien ebenfalls Edelleute zu nennen, dadurch dem Adel 
als niederen Adel nàher zu bringen und gleichzeitig schàrfer 
von den einfachen Freien zu trennen. * 
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Die Hauptbestandteile dieses Standes waren: 

a) Die schôffenbar Freien, ursprünglich mit grôsseren 
Gütern (diei Huben oder mehr) ‘ ausgestattet, und als die an- 
geseheneren und reicheren Freien zu dem Schôflfenamte be- 
rufen, welches wie aile Aemter im Mittelalter mit der Zeit 
erblich ward. Sie konnten auch ihr Eigen langer als die 
Masse der freien Bauern frei von Lasten und im Zusainmen- 
liange mit den Grafendingen, im Gegensatze zu den Vogtei- 
gerichten, erhalten. In den spateren Jahrhunderten gingen 
die schôffenbar Freien gewôhnlich in dem Ritter- und Grund- 
herrenstande auf. 

b) Die Vasallen des Adels, seitdem das Ritterwesen 
aufgekommen, Ritter mit Ritterlehen.'^ 

c) Zu diesen kamen dann spiiter auch manche Ritter 
ohne Ritterlehcn, grossentcils zwar Abkômmlinge der 
Vasallen, die eine rittermàssige Erziehung genossen hatten 
und ia die Ritterschaft aufgenommen wurden, in der Folge 
aber auch andere Kriegsmânner, welche von dem Kaiser oder 
berechtigten Stellvertretern desselben zu Rittern erhoben 
wurden. 

d) Die zahlreichen Dienstleute, Ministerialen (Edel- 
knechte), noch im XIII. Jahrhunderte sehr scharf von den 
ritterbürtigen Mânnern geschieden, ihrer Abstamraung nach 
grossenteils Hôrige und Hulbfreie, durch Hofàmter und Hof- 
dienst, grossen Grundbesitz und vornehmc Lebensart empor- 
gehoben, anfangs nicht des Lehensrechtes, nur des Dienst- 
und Hofrechtes teilhaftig, allmàhlich den Rittern zur Seite 
tretend und mit ihnen in einen Stand zusammenschmelzend. 

e) In manchen Reichsstâdten, seltener in Landstâdten, die 
Geschlechter, Patrizier, ursprünglich meistvon schôffenbar 

1 Sachs e ns p. III, 81, §. 1; I, 2 . 

2 Sa ch s en. 'ip. I, 3, §. 2: „De scepenbare lüde iinde der vrien- 
herren man (haben) (Jen veften (Heer8child).“ Schwabensp. 5: 
„mitel vrien, daz sin die ander vrien man sint.^ 
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freier oder rittermâssiger Abstainmung, durch den Anteil an 
der stàdtischen Obrigkeit ausgezeichnet. 

Auch unter diesen Klassen des sogenannten niederen Adels 
verdrângte das überhandnehmende Princip der persônlichen 
Erblichkeit melir und mehr die Rücksichten auf Grund- 
besitz, ritterliche Lebensart, Hofdienst, und erzeugte eine 
grosse Anzahl von Edelleuten, die keine andere edle Eigen- 
schaft besassen als den Nachweis eines alten Stainmbaums. 
Auch die Abschliessung dieses Standes von den freien 
Bürgern und Bauern wurde iminer schroffer, und zwar gerade 
in den Zeiten, als die innere Bedeutung des Gegensatzes ab- 
starb. Im Zusainmenhange daniit erhielt die Sucht nach vor- 
nehmen Titeln reicliliche Befriedigung, und auch aus diesem 
Stande gingen ganze Scharen von Freiherren und sogar Grafen 
und Fürsten hervor, teils durch Verleihung, teils geradezu 
durch Anmassung solcher Xitel, denen im übrigen keine 
Realitilt mehr entsprach, die keine Freiherrschaft, keine Graf- 
schaft, kein Fürstentum hatten. 

Ein so ausgebildeter Adel der Militai- und Civilamter 
wie in Frankreich kam in Dcutschland nicht auf. Hôchstens 
bildete der gelehrte Adel der Doctores juris eine individuelle 
Erganzung des ira übrigen erblichen Standes. Um so eifriger 
dagegen wurde der Briefadel zur Erweiterung des ohnehin 
übermâssigen Titularadels den Franzosen iiachgeahmt. 

Dieser niedere Adel batte weder auf Landeshoheit noch 
auf Reichsstandschaft Anspruch. Nur die Reichsritter- 
schaft erlangte eine der Landeshoheit âhnliche Selbstândig- 
keit in ihren durch das Reich zerstreuten Gebieten. Dagegen 
war er des Lehensrechtes teilhaft und batte haufig gewisse 
Vorrechte auf Stiftungen und Pfründen. Auch besass 
ein Teil seiner Glieder, jedoch nur in Verbindung mit be- 
stimmten Herrschaften und Gütern, erbliche Vogtei- und 
Grundherrschaft und übte die damit' verbundene Ge- 
richtsbarkeit aus, im Zusammenhang mit der mittelalter- 
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lichen Ausbreitung des Lehenssystems. Endlich besass er 
innerhalb der einzelnen Territorien das Recht der Land- 
standschaft, und umgab regelmâssig die Landeslierren 
als Hofadel. 

Die Macht dieses Standes war vorzüglich seit dem 
XIII. Jahrhundert gross geworden und batte sich erhalten bis 
gegen die Mitte des XVI. Jalirhunderts. Von da an beginnt 
die allraâhliche Zerstôiung seiner Wurzeln und die Umwand- 
lung der okonomischen, militarischen , gesellschaftlichen und 
Beamtenverhâltnisse, wclcher er nicht zu widerstehen ver- 
mochte. Der dreissigjiilirige Krieg wurde auch ihm verderblich. 

Wo môglich noch tiefer zerrüttet als die Reichsinstitution 
des hohen Adels ist lieute die politische Institution des so- 
genannten niedcrn Adels in Deutschland. Die Auflosung des 
Lehensverbandes, der Uutergang der feudalen Staatseinrich- 
tungen und der landstândischen Verfassung, die Uragestaltung 
der Armeen, die Ausbildung eines individuellen Beamten- 
standes, die Erhebung bürgerlicher Geschlechter und Personen, 
die Auflosung des alten deutschen Reiches, die Fortbildung der 
Repriisentativverfassung haben die Grundlagen zerstort, auf 
welchen dieser Stand erwachsen ist. Die vielfâltigen Neue- 
rungen unserer Zeit haben sowohl von oben als von unten her 
die besonderen Adelsrechte eines nach dem anderen, zuweilen 
auch aile zumal aufgelôst und aufgehoben. Auch in Deutsch- 
land, wie zuvor in Frankreich, hat der dritte Stand von den 
Vorrechten des Adels nichts mehr wissen vyollen und die 
ganze Existenz desselben bestritten. Durch die unhegrenzte 
Ausbreitung des adeligen Geschlechtes auf aile folgenden 
Generationen gerieten die âusseren Ansprüche des Adels mit 
ihrer realen Begründung in schreienden Widerspruch und 
■wurden die Missverhâltnissc besonders im Vergleich mit dem 
hôheren Bürgerstand gesteigert und die Verwirrung àrger. 

Noch weniget als die kleineren Reichsstànde vermochte 
die deutsche Reichsritterschaft zur Zeit des Rheinbundes der 
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Lândergier der Bundesfürsten zu widerstehen. Die Eeichs- 
ritterschaftlichen Gebiete wurden ebenso den fürstlichen Lân- 
dern einverleibt und die Kantone aufgelôst. Die Bundesakte 
von 1815 suchte noch den vomals reichsritterschaftlichen 
Geschlechtern eine privilegierte Stellung zu wahren und ihneu 
Autonomie, Landstandschaft, grundherrliche Geiichtsbarkeit, 
Patronatsrechte, Forstlioheit und einen privilegierten Gerichts- 
stand zu erhalten. Aber diese Einbalsamierung vergangener 
Zustânde konnte das abgestorbene Leben nicht erneuern. 
Die Patrimonialgerichtsbarkeit war so wenig als die Steuer- 
privilegien dem modernen Rechts- und Staatsbewusstsein 
gegenübor zu erhalten. 

Im Grossen bat der sogenannte niedere Adel in Deutsch- 
land keine besondere Rechtsstellung mehr. Als Rechts- 
institution und als Staatseinrichtung ist er untergegangen. 
Was noch ausser den Nainen und Wappen ans alter Zeit ge- 
legentlich übrig geblieben ist, wie zuweilen eine besondere 
Vertretung der Grundherren in den Ersten Kammein oder die 
adeligen Fainilientideikommisse, macht durchaus den Eindruck 
der Antiquitât. Aber heute noch nimmt der Grundadel, 
zuhi Teil auch der Hofadel ohne Grundbesitz eine gesell- 
schaftlich bedeutsame Stellung ein und übt mittelbar einen 
nicht gering zu schâtzenden Einfluss aus auf die Besetzung 
der Aemter und die Politik. Die hoheren Offiziersstellen, die 
Hofâmter, die diplomatischen Stellen werden vorzugsweise, 
wenn auch nicht mehr mit rechtlicher Notwendigkeit, aus 
diesem Stande besetzt. Der übrige blosse Titularadel hat 
sich mit den hoheren Bürgerklassen nach und nach gemischt, 
durch Heiraten und durch Berufswahl, in der Gesellschaft 
und im politischen Leben. 

Der deutsche ritterschaftliche Adel hat keineswegs eine 
so patriotische und nationale Geschichte, wie die englische 
Aristokratie. Ein grosser Teil des deutscheh Grundadels hatte 
sich lange Zeit den Ideen und den Reformen der Neuzeit 
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feindlich entgegengestemmt. Viele Grundherren schwârmten 
in romantischen Gefühlen fûr mittelalterliche Zustânde und 
dienten williger dem landesherrlichen Absolutismus als der 
Volksfreiheit. Daher ist der deutsche Adel nicht so volks- 
tümlich wie der englische und wird oft, ahnlich dem fran- 
zôsischen Legitimistenadel, von den Massen vielfaltig mit 
Misstrauen und Abneigung betrachtet. Aber immer gab es 
auch imter diesem Adel manche aufgeklarte Manner und aus- 
gezeichnete Patrioten. Dem Heere lieferte er die besten 
Führer und in den grossen Entwickeluiigsmomenten der Nation 
gingen die Vorkâmiifer und Leiter der Bewegung und der 
Reform doch zumeist aus diesem Stande hervor. 

Die Frage der Reform der deutschen Adelsinstitution 
ist in neuerer Zeit vielseitig erwogen worden. Die dafür 
güRStige Période von 1852 bis 1860 wurde aber nicht benutzt. 
Fin paar verunglückte Versuche bewiesen nur die geringe 
Autoritât der Reformfreunde unter ihren Standesgenossen und 
den Widervvillen der Mehrzahl gegeii jede aufrichtige und 
wirksame Reform. Die Gründung des deutschen Kaiserreiches 
gewâhrt nun die gesetzliche Moglichkeit einer zeitgemâssen 
Neugestaltung einer nationalen Aristokratie, welche die 
noch zahlreichen gesunden Elemente des alten Adels aufniramt 
und schützend erhàlt, aber mit anderen modernen aristokrati- 
schen Bildungen verbindet, und aile innerlich kraftlosen und 
lebensunfahigen Bestandteile des bisherigen Adels schonungslos 
beseitigt. Für eine grosse Nation, wie die deutsche, ist auch 
eine krâftige, selbstandige und hochgebildete Aristokratie 
ein politisches Lebensbedürfnis. Zumal in unserer Zeit, in 
welcher die demokratischen Massen so schwer ins Gewicht 
fallen. wird es nôtig, das Schwergewicht der Quantitât durch 
die Hohe der Qualitàt zu ermàssigen und zu ergànzen. 

Die Erblichkeit wird indessen in einem so gereinigten 
aristokratischen Mittel^tande schwerlich allein Geltung haben 
noch schrankenlos sich ausdehnen dtirfen. Denn es gibt in 
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Wahrheit auch einen Individu al adel, der Anerkennung 
verlangt, neben dem (erblichen) Rasseadel, und auch eine 
edle Rasse kann in folgenden Generationen und getrennt von 
ihren socialen Grundlagen ihren Adel verlieren. 

Anmerkungeii. 1. Riehl hat in seincm Bûche „die bürgerlichc 
Oesellschafi“ (1854) die sociale Bedeutiing- „der deutscheii Aristokratie“ 
in lebhalten Bildern gezeichnet. Der Adel hat gegenwartig nnr noch 
eine sociale Geltnng, die anch tÜr sich einen Wert hat, aber ohne 
politische Organisation weder anf die Daner zu erhaltcii ist, noch znr 
rcchten Wirksainkeit gelangen kann. Die Stande sind als sociale Ge- 
meinschafteri iiur eine Unterlage der organischen nnd daim crst 
w i r k 1 i c h e n politise h e n Klassen. 

2. Die Ansichten, widche ich im deutschen Staatswbrterbnch I, S. 30 IT. 
und S. 58 ff. ansgesprochen halic, heben vornehmlich don Unterschied 
hervor z wischen r n li e n d e m ( passivein) nnd w i r k 1 i c h n m (activem) 
Adel nnd grüiuhni daraiif Vorschlage der Rel’orm. Jener schon durch 
die Gebiirt verliehen, luit nur die Moglicld^eit in sich, wirklich zu wer- 
den, aber gibt keinerlei Vorzüge; dieser setzt auch die persbnliche Aus- 
zeichnung voraus, durcli die Jene Mbglichkeit erruilt wird. Ich habe 
seitdem die wenig trbstliche Entdeckung gemacht, dass schon J us tus 
Moser auf dcnselben Gedanken vor drei Menschenaltern gekommen 
(Patriot. Phantaslen IV, 248), nnd dass derselbe in der ganzen Jangen 
Zwischenzeit gilnzlich inissachtet geblioben war. Bluntschli, Geschichte 
der Siaatswissenschaft, S. 423. 


Vierzehntes Kapitel. 

3. Der Bürgerstand. 

Der Bürgerstand ist in Europa spâter als der ritterschaft- 
liche Stand des niederen Adels, aber noch im Mittelalter zu 
einem mit politischen Rechten ausgestatteten Volksstande ge- 
worden. Die Wurzeln der Institution sind in dem alten Erb- 
stande der Gemeinfreien zu finden, welche ursprünglich 
den eigentlichen Stamm der verschiedenen deutschen Stâmme 
und Vôlker gebildet hatten. Aber sie konnte nur in dem 
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Weichbild der Stâdte und nur unter dem Schutze des Stadt- 
rechtes und der Stadtverfassung zu freiem Wachstume gelangen. 

Das Mittelalter war überhaupt der gemeinen Volksfreiheit 
nicht günstig. Es begünstigte durchweg die hierarchischen, 
dynastischen und aristokratischen Klassen. Fast überall in 
Europa erlagen die freien Grundeigentünier des Landes der 
umsichgreifenden Herrschaft des Lehensadels und der Vogtei- 
herren. Die Gesetzgebung Karls des Grossen vermochte, ob- 
wohl sie, von einem starken Konige gehandhabt, die schlimm- 
sten Bedrückungen hemmte, doch den Fortgang des Uebels 
nicht aufzuhalten. Ein selir grosser ïeil der bâuerlichen 
Bevolkerung in der frankischen Monarchie, welcher durch 
freie Geburt den echten germanischen Volksstâmmen ange- 
hôrte, geriet, weil er auf koniglichen oder Kirchengütern 
Oder in den Grundherrschaften des Adels sich niederliess und 
Boden bebaute, der nicht in seinem Eigentume war, oder 
weil er sein Eigéntum aus frommen Motiven oder auch aus 
Not an die Kirchen und Kloster vergabt und nur als Zinsgut 
zurückeinpfangen hatte, in die Hofhorigkeit, kam so den auch 
persônlich horigen Bauern nàher und büsste mancherlei 
politische Freiheitsrechte ein. Und spàter konnten auch die 
Ideineren Güter, welche im Eigentume ihrer freien Bebauer 
geblieben waren, sich doch der Vogteigerichtsbarkeit und der 
Lasten nicht erwehren, welche die herrschende Aristokratie 
denselben auferlegte. Die verânderte Organisation der Heere, 
erst auf den Ritter- und Lehensdienst basiert, spâter auf Sold- 
truppen, hatte zur Folge, dass auch die freien Bauern die 
Kriegstüchtigkeit und Kriegerehre verloren. Sie wurden mit 
Steuern in den mannigfaltigsten Formen und aus mancherlei 
Vorwânden oft willkürlich belegt; und auch in den Gerichten, 
mehr aber noch in den politischen Korperschaften des Landes 
verloren sie den^Besitz und die Stimme, welche die alt-ger- 
manische Verfassung ihpen gewâhrt hatte. Auch die freien 
Grundeigentümer wurden als Vogteileute nach und nach 

Bluntschli, allgemeine Slaatslehre. t2 
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den hôrigen Bauern gleichgestellt und beide Bestandteile 
unter dem gemeinsamen Namen der Bauer schaft zusammen- 
gefasst. Der alte Erbstand wurde somit in einen B eru fs- 
stand umgewandelt und die politischen Rechte des Bauern- 
standes meistens sehr verkûrzt. Nur ein Teil der freien 
Bauern, meistens die grosseren Grundeigentümer, stieg unter 
die neu erstandene Klasse der Ritterschaft empor. 

Ausnahmsweise nur, unter günstigen Verhâltnissen, ge- 
lang es einzelnen Gemeinden von Freien sowohl ihr freies 
Eigen als ihre hohere politische Berechtigung vor den drohen- 
den Gefahren des Mittelalters in die neuere Zeit hinüber zu 
erhalten. Eincs der merkwürdigsten Beispiele der Art ist die 
Schwyzer Markgenossenschaft, welche den Impuls gegeben 
bat zu der nach ihr benannten schweizerischen Freiheit. 

Wâhrend so auf dem Lande die alte Freiheit gewohnlich 
niedergedrückt wurde und unterging, so wurden im Gegen- 
satze wâhrend des Mittelalters die Stâdte zum Sitze einer 
neuen Btirgerfreiheit. 

Die Geschichte der Stâdte ist für die Entwickelung des 
Begriffes der modernen Freiheit und des Bürgertumes von ent- 
scheidendem Einflusse geworden. Beide Begriffe waren früher 
stâdtische, bevor sie zu allgemeinen Staatsbegriffen ge- 
worden sind. Es bedurfte jahrhundertelanger Kâmpfe und 
Umwandlungen , bis das stâdtische Bürgertum zu voiler 
Ausbildung gelangte, und wieder nach Jahrhunderten wurde 
es zum Staatsbürgertume erweitert. 

Die Mannigfaltigkeit und Gesondertheit des aus romani- 
schen und mehr noch aus germanischen Wurzeln erwachsenen 
Stândelebens, welches das Mittelalter vornehmlich charakteri- 
siert, spiegelte sich anfangs auch in den Stàdten wieder. Sie 
zeigte sich gerade in den Stâdten, welche eine grossere Be- 
volkerung auf engem Raume zusammenfassten, ursprünglich 
in ihrer buntesten Gestalt. Da fanden sich, von denselben 
Grabeù und Mauern umschlossen, oft beisammen: 
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a) geistliche Fürsten mit ihrem Hofstaate und be- 
sonderen Hoheitsrechten, Bischôfe, Aebte; 

b) die niedere Geistlichkeit in mannigfaltigen Ab- 
stufungen und Gliederungen ; 

c) weltliche Grosse von hohem Adel, z. B. kônig- 
liche Grafen oder sonst hohe Barone, in Italien Capitanei, 
welche meistens, insofern sie nicht Burgen daselbst besassen, 
nur vorübergehend in den Stadten leblen und ihren eigent- 
lichen Stammsitz auf dem Lande hatten; 

d) ritterliche Familien, hâufig auch mit Lehens- 
besitz auf dem Lande ausgestattet; 

e) Ministerialen der geistlichen und weltlicben Herren; 

f) Mittelfreie, in den romanischen Stadten von Italien 
und Frankreich hâufig die Nachkommen der romischen Decu- 
rionenfamilien, welche in der Stadt Grundeigentum besassen, 
oder germanische Freie, die sich in der Stadt auf eigenem 
Boden niedergelassen hatten und durch Vermogen und poli- 
tische Stellung ausgezeichnet waren; 

g) einfachc Gemeinfreie, aber noch mit Grund- 
eigentum in der Stadt; 

h) personliche Freie, die aber auf Herrengütern in 
der Stadt wohnten und um deswillen dem Hofrechte, z. B. 
einer Abtei, unterworfen waren; 

i) eine Menge hôriger Leute verschiedener Herren, 
und in den mannigfaltigsten Verhâltnissen, die einen selb- 
stândig lebend, als Handwerker, 

k) die anderen in Familienabhângigkeit , als Dienstboten, 
Gesellen u. s. f. 

Die Verbindung aller dieser Bruchstücke der mittelalter- 
lichen Stânde in einer Stadt musste mit der Zeit die Son- 
derung derselben auflosen und eine neue Mischung hervor- 
bringen. Gemeinsames Leben, gemeinsame Interessen und 
Schicksale, oft auch die Kâmpfe der Parteien brachten die 
einen Bestandleile den anderen nâher, oder bewirkten neue 
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Gegensâtze, welche nicht von der Geburt bestimmt waren. 
Die Stadtverfassung brachte neue Genossenschaften uiid Rate 
hervor, in welchen die verschiedenen Stànde zu einer neuen 
Einheit verschmolzen wurden. Der Gang dieser Umgestaltung 
war, obwohl in den verschiedenen Stàdten die Verschieden- 
heit der Nationalitât, der Zeiten und der lokalen Einflüsse 
auch ihre Einwirkung tibte, doch im grossen überall der 
nâmliche. Es kommen hierbei vorzüglich folgende Moinente 
in Betracht: 

1. Den eigentlichen Kern der alten stâdtischen Bür- 
gerschaft bildeten zuerst die vornehmen Geschlechter 
der Ritter, Ministerialcn und Mittelfreien, welche in den 
Rat en (als Consul es) nach Selbstândigkeit strebten und 
die Herrschaft der alten Stadtherren beschrànkten. Dann er- 
weiterte sich dieser Kern durch die Verbindung mit den ge- 
meinfreicn Elementen und es traten neue Gegensâtze zu Tage 
zwischen den alten aristokratischen Geschlechtern und den 
jungen aufstrebenden Genossenschaften freier Bürger. So hatte 
sich zu Mail and schon um die Mitte des XL Jahrhunderts 
die jjMotta^ als politische Genossenschaft gebildet aus Dok- 
toren der Redite, Aerzten, Banquiers, Grosshàndlern und ein- 
zelnen ritterbürtigen Leuten, Junkern, welche die ritterliche 
Lebensweise nicht fortsetzten, spiiter der „popolo grasso“, 
Populares genannt, und trat den adeligen Capitanei und 
Valvassores (Baronen und Rittern) entgegen, dann auch im 
XII. Jahrhundert in dem Grossen Rate (consilium gene- 
rale),^ als einem stâdtischen Gesamtrate, zur Seite. 

Die Erzeugung einer stâdtischen Obrigkeit in den 
Konsuln war der erste entscheidende Schritt zur Einigung 
der hôheren Stânde in der Stadt, die Bildung von Grossen 
Râten und die Berufung von Gemeinden gewbhnlich ein 

1 S a Vigny, Geschichte des rôraischen Redites ('m MittelalterBd.il, 
S. 108 ff; Léo, Geschichte von Italien b S. 399; Hegel, Stadtever- 
fassuiig in Italien [II, S. 213 ff.]. 
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z^eiter und dritter. Zuletzt kamen die Zünfte, und so um- 
fing von Zeit zu Zeit ein weiterer Kreis der Bürgerschaft die 
âlteren engeren Genossenschaften. 

Diese Entwickelung zeigte sich zuerst in der Lombardei, 
wo die germanische Neigung zu genossenschaftliclier Bildung 
und freier Selbstândigkeit mit alt-roinanischen Erinnerungen 
sich verband. Von da aus ging die Bewegung auf die Stâdte 
im südliclien Frankreich über, zum Tcil noch wahrend 
des XII., zum Teil erst ira XIII. Jahrhundert. Ihren Aus- 
gang und Anhalt fand sie vornehmlich in den Kesten der 
alten freien, in Frankreich übrigens mehr als in der Lom- 
bardei herabgekommenen Municipalbürgerschaft, die 
sich durch gewahlte Prudhommes vertreten liess. 

2. Eine entschiedener demokratische Richtung und kor- 
porative Gestalt hatten die eidlichen Konfod erationen 
der Bürger in den Kommun.en, 'welche um diesclbe Zeit 
ira Norden von Frankreich mit ihren Stadtherren oft blutige 
Kiimpfe bestanden. In ihnen zeigen sich schon neue Elemente 
des Bürgeitumes, voraus die Aufnahme in die Gildgenos- 
senschaft (gildonia, conjuratio, fraternitas),'^ welche allein 
zum Bürger der Kommune machte und mit eidlicher Ver- 
pflichtung auf ihre Statuten verbunden war. Die bürgerliche 
Freiheit und das bürgerliche Recht wurde serait teils von 
der blossen Fortpflanzung der freien Rasse, teils von dem 
Zusammenhange mit dem Grundbesitze abgelost und der Nach- 
druck auf die korporative Verbindung gelegt. Sowohl 
das Lehensprincip als das Princip des altgermanischen Stânde- 
rechtes wurden durchbrochen und ein neues personliches 
Princip erzeugt. 

Ferner war die Verfassung der Kommune der Aus- 
breitung der Freiheit und des Bürgerrechtes auch über die 

* 

2 Vgl. T h i e r ry,, Lettrfc»XIV sur Thistoire de France, und S c}i a ff n e r„ 
Recht sgeschichte II, S. 554 ff. 
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tiefer stehenden Schichten der stâdtischen Bevôlkeruiig 
günstig. Auch die Menge der Handwerker, welclie sich von 
der Horigkeit losgemacht hatten, fand Aufnahme in der Ge- 
nossenschaft, und es wurde der Grundsatz ein- und durch- 
gefûhrt, dass der Hôrige, welcher Jahr und Tag in der Stadt 
unangesprochen und unverfolgt von seinem Herrn gewohnt 
habe, zum Freien geworden sei. Hunderte von Stadt- 
rechten^ in ganz Europa bezeugen den wicbtigen Satz: „Die 
Luft der Stadt macht frei.“ 

Die Uebertreibungen und Ausschweifungen der Demokratie 
in den Kommunen fübrten freilicb ofter wieder zu Reaktionen. 
Die Kônige, welcbe gebolfen batten, dieselben von der Herr- 
scbaft der Seigneurs zu befreien, bekamen dann V eranlassung, 
die Zügel des Regimentes seibst durcb ibre Beamten in die 
Hand zu nebmen und strafifer anzuzieben. In âbnlicber Weise 
ging auch die Selbstregierung der lombardischen Stadte zu 
Anfang des XIV. Jahrhunderts meistens unter, und die Ge- 
walt fiel einzelnen Fürsten zu, nachdem im XIII. Jabrhundert 
die neue, grossenteils aus den niederen Elementen der Stadt- 
bewohner gebildete Bürgerschaft des Popolo unter ihren 
demokratischen Hauptleuten (Capitani) mit dem stâdtischen 
Adel den Kampf um die Herrschaft begonnen und denselben 
hàufig unterworfen oder verdràngt batte. 

Ausser den Stâdten mit Konsulat- und mit Kommunal- 
verfassung gab es damais freilicb noch viele Stadte in Frank- 
reich, die in grôsserer Abhângigkeit von ihren Herren ge- 
blieben waren und von Vôgten (prércXs, Prevotalstâdte) oft 
sehr willkürlich regiert wurden. Auch in diesen Stâdten 
wurden indessen die Lasten der Horigkeit aufgehoben oder 
sehr gemildert, und bildete sich der Begriff der Bourgeoisie 
als eines freien Standes aus, dessen man durcb Nieder- 

«J 

3 Für Deutschlaiid sind in den Werkon von Gaiipp und Geng- 
1er, Deutsche Stadtrechte des Mittelalters , zahlreiche Belege zu iinden. 
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lassung in der Stadt, auch wohl durch kônigliche Verleihung 
■des Bürgerrechtes teilhaft werde.'* 

3. Die verschiedenen Bedeutungen des Wortes Bürger 
bezeichnen auch in Deutschland verschiedene Stufen der 
Entwickelung. 

Im XIII. Jahrhundert pflegte man noch àhnlich wie früher 
in Italien und Frankreich die Ritter und die Burger 
■(milites et burgenses) zu unterscheiden, und unter diesen die 
zu der stâdtischen Genossenschaft gehôrigen und ratsfâhigen, 
aber nicht als Ritter lebenden Freien zu verstehen. Die freien 
Hauserbesitzer in der Stadt waren der Grundstock dieser 
Bürgerschaft, welche in Verbindung mit den ritterbürtigen 
Oeschlechtern gewohnlich die Schôffen- und die Ratsstellen 
der Stadt inné hatten. Dann wurden auch wohl beide Bestand- 
teile (die Ministerialen überdem den Rittern beigesellt) in ihrer 
Vereinigung als die vollberechtigten Burger der Stadt, oder 
als die Geschlechter bezeichnet und den Handwerkern und 
übrigen Einsassen der Stadt entgegengesetzt. 

Seit der Mitte des XIII. Jahrhunderts , der Zeit der 
grossen Stâdtebünde zum Schutze des Handels, scheinen die 
Kaufleute in vielen deutschen Stadten, insofern sie persôn- 
lich frei waren, auch abgesehen von dem Grundbesitze , der 
Bürgerschaft beigezâhlt worden zu sein und ebenfalls Ver- 
tretung in dem Rate der Stadt erlangt zu haben. — Dadurch 
wurde der BegrifF der Bürgerschaft von dem Zusammenhange 
mit dem Boden teilweise abgelôst, und demBerufe und der 
persônlichen Verbindung mehr Bedeutung als früherhin 
zugestanden. 

Die nàmliche Richtung wurde sehr verstârkt, als in der 
«rsten Hàlfte des XIV. Jahrhunderts gewohnlich auch die 
Handwerker, in ihren Zünften, als ein neuer Bestandteil 
der Bürgerschaft einverleibt wurden. Das Wort Bürger hatte 


4 Schàffner a. a. O. S. 590. 
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somit einen umfassenderen Sinn gewonnen. Es bezeichnete 
von da an regelmâssig aile Genossen des stàdtischen Lebens 
und der stàdtischen Korporationen. Die Hôrigkeit war, so 
weit das Stâdtebürgertum reichte, aufgelôst, die Unterschiede 
der Geburt waren wesentlich modificiert und gemildert, das 
Lehensrecht durch das gemeinsame und persônliche Stadt* 
recht verdrângt und aile Bürger als solche in eine unmittel- 
bare Beziehung zu der Stadt gesetzt worden, zu welcher sie 
gehorten. 

Dieses bald mit mehr, bald mit weniger Kechten der 
Selbstverwaltung und Selbstregierung ausgestattete, aber immer- 
hin persônlich-freie Stadtbürgertum war indessen auf 
den Umkreis der stàdtischen Interessen beschrankt. Im ein- 
zelnen war daher auch je nach (1er sonstigen Bedeutung und 
Geschichte der Stâdte die bunteste Mannigfaltigkeit clenkbai’. 

Die einen Stâdte waren der Landesherrschaft der Fürsten 
unterworfen und daher Landstâdte. Die anderen erwarben. 
für ihre Bâte kônigliche Rechte und wurden selber zu Landes- 
herren über die umliegenden Dorfer und die erworbenen Herr- 
schaften. Um ihreï unmittelbaren Beziehung zu Kaiser und 
Reich wurden sie dann Reichsstâdte genannt. 

Im XVI. Jahrhunderte noch sind die deutschen Stâdte 
voll Reichtum, Bildung, Blüte. Die Baudenkmâler aus jener 
Zeit haben ihren Ruhm erhalten, den damais Machiavelli in 
seinen Berichten verkündet batte. Aber der dreissigjâhrige 
Krieg zerstôrte den Wohlstand und die Macht der Stâdte und 
sie gerieten in einen traurigen Verfall, von dem sie sich 
nur sehr langsam nach mehr als einem Jahrhundert des Leidens 
und der Kümmernis erholten. Die Landstâdte büssten ihre 
landstàndische Stellung ein, die Reichsstâdte konnten kaum 
den Schein der Selbstândigkeit erhalten. Die Stâdte schlossen 
sich ângstlich ab von dem Lande und ergaben sich einem 
engen und kleinlichen Philistergeiste. Sie waren verarmt und 
gedrückt. 
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4. Die charakteristischen Merkmale des mittelalterlichea 
Bürgerstandes sind: 

a) Er bildet im Gegensatz zu dem Klerus und dera Adel 
nicht einen privilegierten Stand, sondera einen ordentlichen 
Regel- und Volksstand. 

Er unterscheidet sich von den Bauern durch die Be- 
ziehung zur Stadt, durch die stàdtische Kultur, stâdtische 
Freiheit und stâdtisches Recht. 

b) Die Bürgerschaft fühlt sich trotz der geschichtlichen 
Gegensâtze der Familien und der alten Geblütsstande und 
ungeachtet der verschiedenen Berufsarten als einen zu- 
sammengehôrigen Stand, welcher die bürgerliche 
Freiheit wahrt und die G1 ei ch eit Aller vor dem Ge- 
setze achtet, und als eine stâdtische Rechtsgenossen- 
schaft nach demselben Stadtrecht lebt und die Stadt- 
verfassung selbstândig ordnet. Die Bürger sind Sohne 
der Stadt und Teilhaber an dem stâdtischen Gemeinwesen. 
Bürgerliche Ehre und stâdtische Kultur sind miteinander eng 
verflochten. 

c) Der Bürgerstand erlangte aber im Mittelalter auch 
eine staatliche Stellung und Bedeutung, welche über das 
Weichbildrecht der einzelnen Stadt hinaus wirkte und die 
Bürger der vielen Stâdte des Landes und des Reiches zu 
einem gemeinsamen stândischen Kôrper zusammenfasste. 

Diese neue Entwickelung fand ihren Ausdruck in der 
Organisation der mittelalterlichen Reichs- und Landstânde. 
Seit der Mitte des XIII. Jahrhunderts erlangten in England 
die Bürgerschaften der Stâdte eine ursprünglich von der Ritter- 
schaft getrennte, danii mit dieser verbundene Vertretung im 
Nationalparlament. Aus den Reprâsentanten der Bürgerschaft 
bestand in Frankreich der früher schon von Zeit zu Zeit 
einzeln, seit dem Anfang des XIV. Jahrhunderts zu den all- 
gemeinen Stân^eversammlungen (états généraux) berufene 
dritte Stand (tiers état) des Reiches. Auch die Bânke 
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der Stàdte auf den deutschen Reichstagen seit der Er- 
hebung Rudolfs von Habsburg zum Kônige waren wenigstens 
teilweise eine Stellvertretung des deutscben Bürgerstandes, 
und auf den deutscben Landtagen erbielten die Stâdte 
neben dem Adel und der Geistlicbkeit als eine stândiscbe 
Genossenscbaft Sitz und Stimme. 

5. Endlicb wurden die neuen Eecbtsgedanken , die sicb 
in dem Stâdtebürgertum ausgeprâgt fanden, auf die weiten 
Kreise der Gesamtbevôlkerung des Staates übergetragen, und 
aus dem Stadtbürgertum wurde die Institution des modernen 
Staatsbürgertums geboren. 


Fünfzehntes Kapitel. 

4. Der Banernstand. 

Wenn das Mittelalter dem Fortbestande der alten Gemein- 
freibeit nicbt günstig war, so befôrderte es auf der andern 
Seite die Erbebung und Befreiung der bôrigen Leute. Eben 
indem es jene niederdrückte, bob es diese empor, und so 
nàberten und miscbten sicb beide Stânde auf derselben Stufe. 

Ein immerbin kleiner Teil der bôrigen Leute wurde sogar 
über die Freien in den Stand des niederen Adels binauf- 
gerückt, die Ministerialen, welcbe durcb Hofdienst den 
Dynasten persônlicb nabe traten, und durcb bôfiscbe Bildung 
und Sitten ausgezeicbnet waren, mit reicberem Grundbesitz 
ausgestattet und mit der Zeit den ritterlicben Vasallen an 
die Seite gestellt wurden. 

Ein anderer und zablreicber Teil Hess sicb in den Stâdten 
nieder und gelangte hier, indem er stâdtiscbe Gewerbe trieb 
und auf diese Weise aucb zu Verraôgen kam, zugleicb zu 
persônlicber und bürgerlicber Freibeit. Den italieniscben 
Stâdten gebübrt der Rubm, zuerst im grossen die voile Be- 
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freiung der Hôrigen ihres Gebiets durchgefûhrt zu haben. 
Die Stadt Bologna, die allezeit für die Freiheit gekâmpft 
bat, fasste im Jahr 1256 auf Antrag ihres Podesta Accursius 
de Sorrecina den hochherzigen Beschluss, aile Hôrigen ihres 
Gebiets freizukaufen und zu erklâren, dass es in Zukunft 
keine ünfreiheit mehr geben dürfe. ‘ 

Auch der Beruf der Handwerker, früherhin besonders 
in dem germanischen Europa gering geschàtzt und vorzugs- 
weise den hôrigen Leuten überlassen, wurde durch das ent- 
wickeltere stâdtische Leben gehoben. Die Innungen, zuerst 
•wohl in Italien, wo auch sonst ein freies Bürgertum zu früher 
Blüte gekommen, als Scholae eingeführt, dann in Frankreich 
unter Einwirkung der germanischen Neigung zu korporativer 
Gestaltung in Form von Ministeria (mestiers) und Gheuden 
nachgebildet, zuletzt auch nach Deutschland verpflanzt, stârkten 
das Eecht der Korporationsgenossen und die Ehre der Meister. 
Sorgfaltigere Erziehung und stufenweise Ausbildung der Hand- 
■werker, erhôhte Kunstfertigkeit, grôsserer Vermôgenserwerb, 
die neue Waffenfâhigkeit im Dienste der Stadt unter eigener 
Innungs- oder Zunftfahne, die dauernde Verbindung mit den 
Interessen und dem Gedeihen der Stadt, ailes dies weckte 
das Selbstgefühl und die natürlichen Ansprüche der Hand- 
werker; und wenn noch manche von hôrigem Stamme waren, 
so erkauften sie nun die voile Befreiung oder erlangten die- 
selbe durch massenhafte Erhebung. Das eigentliche Bürger- 
recht der Stadt konnte ihnen nicht entzogen bleiben. 

Mit grôsseren Schwierigkeiten war auf dem Lande der 
Weg verlegt, auf welchem die hôrigen Leute zur Freiheit 
aufstiegen. In manchen Gegenden galt sogar der entgegen- 
gesetzte Grundsatz: die Luft macht hôrig. Aber wenn 
auch die hôrigen Bauern nur ausnahmsweise zu voiler persôn- 

1 Laurent a* a. O. VII, 5, 663. Florenz folgte dem schonen Bei- 
spiele 1288. [Vgl. Sugen^ieim, Geschichte der Aufhebung der Leib- 
«igenschaft (1861) S. 202 ff.] 



] gg Zweites Buch. Die Grundbeding. d. Staates in d. Menschen- u. Volksnatur* 

licher und politischer Freiheit gelangten, so erreichten sie 
doch, freilich langsamen Schrittes, in der Regel eine zwar 
mit mancherlei Lasten beschwerte und politisch zurück- 
gesetzte, aber durch festen Rechtsschutz gesicherte und in 
ihrem Inhalt immerhin erweiterte persônliche Freiheit. Mit 
den ursprünglich freien Bauern wurden sie zu einem gleich- 
berechtigten Berufsstande. 

Im einzelnen sind die Verhâltnisse âusserst mannigfaltig^ 
und auch die Uebergangsstufen aus der Eigenschaft zur Frei- 
heit zahlreich. Wie die Aufhebung der Sklaverei zu grossem 
Teile den Einwirkungen der Kirche zu verdanken ist, so ist 
auch die Erhebung der horigen Leute von jeher voraus durch 
die Kirche bcgünstigt worden. In der ïhat, wo Kirchen und 
Klôster Grundherrlichkeit besassen, gingen sie meistens voran 
in Erteilung bestimmter Rechte und Gewâhrung wichtiger 
Freiheiten für ihre Horigen, und zuerst wurden die Gottes- 
hausleute den freien Bauern angenâhert. Dann folgten auch 
die Kônige dem Beispiele. Schon die Karolinger handelten 
in dieser Richtung zu Gunsten der Fiskalinen, und Ludwig X. 
erklârte, als er den Serfs auf den koniglichen Domânen 
[gestattete, sich freizukaufen] (1315), seinen Beruf als Kônig 
des „Frankenreiches“ zu erfüllen.'^ 

Der namliche Geist des Mittelalters, welcher die Hoheits- 
rechte zu Gunsten der grossen Barone als erbliche Lehen an 

Or do II 11 . I, 653: „Comme seloiic le droit de nature chacun doit 
iiaistre fraiic et par aucuns usages — moult de personnes de nostre 
commun peuple soient encheües en lieu de servitudes : — Nous considé- 
rants que Nostre Royaume est dit et nommé le Royaume de Francs, et 
voullant que la chose en vérité soit accordant au nom — ordenons, que 
generaument par tout nostre Royaume de tant comme il peut appartenir 
à nous — telles servitudes soient ramenées à franchises — à bonnes et 
convenables conditions — de tant comme il peut toucher nous.“ Vgh 
Scliiiffner, Franz. R. G. I, 523. Schon vorher batte der Graf von Va- 
lois, Bruder des Konigs Philipp des Schdnen, die HoHgen seiner Graf- 
schaft im Naraen der natürlicheii Menschelilreiheit fiir Irei erklart. 
Laurent a. a. O. VI, 662. [Vgl. jedoch Sugenheim a. a. O. S. 130 ff.) 
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den Boden knüpfte, und welcher den Vasallen ihren Lehens- 
herren gegènüber gesicherte und dauerhafte Rechte an den 
Benefizien verlieli, stârkte und befestigte auch die Rechte der 
hofhôrigen Bauern an den verliehenen Gütern, und bildete 
das hofrechtliche Erbe und eine eigentümliche patrimoniale 
Oerichtsverfassung aus, an welcher auch die Bauern unter 
Leitung ihres Me ire s oder Mayer (villici majores) ïeil 
hatten. Gediückter war wohl die Lage der franzosischen 
Serfs und Vilains, als die der deutschen Hofleute und 
Grundholden, wie schon die Sprache den Gegensatz an- 
deutet, aber immerhin âhnlich, und spàter als in Frankreich 
ging in Deutschland die Ent^^ickelung zu hoherer Freiheit 
vor sich. Doch standen auch in Frankreich die Coutumiers 
und Roturiers, unter denen die Ostes (Hospites) als 
hôhere Klassen berechtigter Bauern den Gemeinfreien ganz 
nahe. In England dagegen erlangten die horigen Leute nach 
der grossen Pest 1348—49 wohl persônliche Freiheit, aber 
ohne Grundbesitz. So wurde nicht ein Stand freier Bauern, 
«ondern freier Arbeiter geschaffen. ^ 

Diese bàuerliche Halbfreiheit bezog sich übrigens ge- 
meiniglich nur auf das Privatrecht und auf die Gemeinde- 
und Gerichtsverfassung. 

Mit den freien Bauern, die unter die erbliche Vogtei- 
herrschaft geraten waren, und deren Güter nun auch mancherlei 
ewige Lasten zu Guiisten der „Herren“ zu tragen hatten, 
schmolzen sie zu dem einen sogenannten Bauer nstande 
zusammen. 

Zu einem politischen Stand im vollen Sinn wurde der 
Bauernstand nur ausnahmsweise in wenig Làndern, nur da, 

3 Seebolim, De la réforme du Droit des Gens 1873, S. 63 f. [Die 
Aufhebung der Leibeigenschaft begann in England schon im Laufe des 
XIIL Jalirliunderjs. Ein grosser Teil der freigewordenen Leibeigenen 
trat in den Stand der Erlypâchter (copyliolders). Sugenlieim a. a. O. 
S. 289 fF.; Gneist, Englische Verfassungsgeschichte, S. 444 f.] 



290 Zweites Buch. Die Grundbeding. d. Staates in d. Mensclien-u. Volksnatur.. 


wo er, wie in dem skandinavischen Norden, die allé Geinein- 
freiheit und die alte Verfassung glücklich behauptét batte oder, 
wie im Tirol, von den Landesfürsten zu den Landtagen zu- 
gezogen ward, oder wo er, wie in der Schweiz, freie Bauern- 
republiken gründete. In den meisten Lândern ward er nur als 
ein unterthaniger Stand behandelt, dem keine politische 
und insbesondere keine reprâsentative Kechte gebühren, der 
aber von der Natur bestimmt sei, vornehmlich die ôffeiitlichen 
Lasten zu tragen. Er war wesentlich ein wirtschaftlicher, 
nicht wie die Bürgerschaft der Stâdte ein Kulturstand. 

Vergeblicb machten die deutsclien Bauern in dem grossen 
Bauernkrieg des XVI. JahrUunderts eine gew'altsame An- 
strengung, die Herrschaft zu brechen, die .scliwer auf ihnen 
drückte. Wenn man heute die bekannten XII Artikel liest, 
welche die Bauern damais verlangten, und sich erinnert, dass 
dieses Verlangen die heftigste Entrüstung der damaligen Ge- 
bildeten so gut wie der berrscbenden Aristokratie über die 
unerhorte Anmassung der Bauern zur Folge batte, so bemerkt 
man nicbt obne Befriedigung den macbtigen Fortscbritt der 
Zeiten, indem die Bauern in unserem Jabrbundert überall 
mebr obne Streit als Menscben- und Bürgerrecbte eibalten 
baben, als sie damais zu fordern gewagt hatten. 

Nur allmablicb fing man an, sicb an den Gedanken zu 
gewôbnen, dass die Bauern doch nicbt eine bloss unterwürfige 
Menscbenmasse bilden, aus der man nacb Willkür Soldaten 
rekrutieren und der man beliebig Steuern abverlangen dürfe. 
Die engliscbe Verfassung, welcbe den Yeomen (den probi et 
legales bomines), wenn sie ein gewisses nicbt bobes Mass von 
Einkünften von ibren Giitern zogen, das Recbt gab, an den 
Grafscbaftswablen für das ünterbaus teilzunebmen , zeicbnete 
sicb in der Beacbtung solcber Volksfreibeit wiederum aus. 

Erst die neue Zeit aber macbte die Segnung der vollen 
persônlicben Freibeit und damit zugleicb det Fàbigbeit zu 
den politiscben Recbten allgemein für aile Klassen der Be- 
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vôlkerung. Die Philosophie des XVIII. Jahrhunderts hat zu 
diesem grossen Fortsthritte den geistigen Anstoss gegeben, 
indera sie den Gedanken der natürlichen Menschenrechte zu 
Ehren gebracht hat. 

In Deutschland ging Konig Friedrich I. von Preussen 
voran, indem er auf den koniglichen Domânen die Eigenschaft 
aufhob 1702; Friedrich II. begünstigte und erweiterte die Be- 
freiung auch der übrigen Eigenen durch seine Gesetze, und 
Kaiser Joseph II. folgte dem Beispiel für Deutschbsterreich 
1782, ebenso Karl Friedrich von Baden 1783. Die meisten 
anderen deutschen Staaten blieben indessen noch zurück. 
Erst die enthusiastische Erkliirung vom 4. August 1789 und 
die Verkündung der Menschenrechte durch die franzôsische 
Nationalversammlung wirkten entscheidend auf das civilisierte 
Europa. Die Befreiung auch der hôrigen und eigenen 
Klassen wurde nun als eine allgemeine Pflicht und als eine 
unwiderstehliche Forderung der neuen Zeit anerkannt, und 
in der ersten Halfte des XIX. Jahrhunderts in dem abend- 
lândischen Europa, in der zweiten Halfte nun auch in Ost- 
europa vollzogen. Gleichzeitig oder bald nachher wurde denn 
auch das Staatsbürgerrecht auf die Bauern wie auf die 
Stâdtebürger ausgebreitet. 


Sechzehntes Kapitel. 

5. Die Sklaverei und ihre Anfliebnng. 

Der Sklave kommt ursprünglich als einFremder in die 
Famille und in das Volk hinein, deren Gewalt er unterworfen 
wird. So verbreitet das Institut der Sklaverei im Altertuio 
war, so weiss ich doch von keinem Volke, welches dieselbe 
als einen nationalen Stand betrachtet batte. Schon das 
ist uns ein Zeùgnis, dass die Sklaverei nicht ein Bedürfnis 
der menschlichen Natur sei. 
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Aristoteles (Polit. I. 2.) hat zwar mit vielem Aufwand 
von Scharfsinn zu beweisen gesucht, dass die einen von Natur 
Herren und die anderen von Natur Sklaven seien. Aber soweit 
seine Beweisfürung Wahrheit enthalt, ist sie bloss geeignet, 
die Notwendigkeit dienender Klassen der Bevôlkerung zu 
begründen, nicht aber das Bedürfnis der rechtlosen Sklaverei. 
Allerdings bedarf der hôher begabte Mensch, soll er seine 
Bestimmung erfüllen kônnen, auch beseelte Werkzeuge, wie 
Aristoteles sie nennt, zu seinem Dienste, und allerdings gibt 
es Menschen, welche von der Natur selbst vorzugsweise auf 
korperliche Thâtigkeit angewiesen sind und ebenso sehr der 
Leitung und des Befehles eines Herrn bedürfen, um ihren 
Beruf richtig auszuüben, als dieser ihrer Dienstleistung. Aber 
daraus folgt doch nur, dass Herrschaft und Dienstboten, Meister 
und Gesellen, Bauer und Knechte, Fabrikherr und Fabrik- 
arbeiter einander gegenseitig bedürfen, keineswegs aber, dass 
das Unterordnungsverhâltnis des dienenden Teiles zum heiT- 
Bchenden dem der Haustiere zum Eigentümer gleich zu achten 
sei; es folgt nicht daraus, dass die Arbeiter aile individuelle 
Freiheit und die menschliche Persônlichkeit aufgeben und 
zu blossen Sachen und Werkzeugen eines bestimmten 
Herrn, d. h. eben zu Sklaven werden müssen. Der Mensch 
ist von Natur Person, daher kann er nicht Sache, d. h. nicht 
Sklave sein. 

Die rômischen Juristen, welche in ihrer Rechtstheorie 
den absoluten Eigentumsbegriff mit einer auch im Altertum 
auffallenden Hârte auf die Sklaven anwendeten und dieselben 
durchweg als rechtlose Wesen, als blosse Sachen darstellten, 
waren sich doch bewusst, dass die Sklaverei wider die Natur 
und nur durch den gemeinen Gebrauch der Volker eingeführt 
worden sei. ’ Sie erklârten daher die Freilassung als Wieder- 

1 Florentiniis L. 4, §. 1 D. de Statu hominum:< „Sei’vitus est con- 
stitutio juris gentiiim, qua quis dominio aliène^ contra naturam siibjicitur. 
§. 2 J. de jure person. 
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îierstellung des natürlichen Rechtes. Die rômische 
Jurisprudenz wusste das, und hielt dennoch mit starrer Kon- 
^equenz über ein Jahrtauseiid an dem gewaltsam eingeftihrten 
Eigentum über die Sklaven fest. Die kaiserlichen Verord- 
nungen, dass es den Herren niclit mehr gestattet sei, ohne 
Mass und ohne Grund wider ihre Sklaven zu wüten,^ schützteii 
vor den Exzessen roher Grausamkeit, etwa so, wie neuere 
Gesetze gegen die Tierqualerei gegeben sind, sie ànderten aber 
nichts an dem Grundbegriffe ; und nach wie vor war der Sklave 
nicht nur eigentumslos, sondern es waren ihm selbst die Rechte 
der Ehe und der Blutsverwandtschaft versagt. 

Ebenso war es dem deutschen Rechtsbewusstsein klar, 
dass, wie der Verfasser des Sachsenspiegels ^ sich energisch 
ausdrückt, aile Eigenschaft von Zwang, Gefangennehmung und 
unrechtmâssiger Gewalt ihren Anfang genommen, und dass 
man spâter das für Recht ausgegeben habe, was nur eine 
alte, aber ungerechte Gewohnheit sei. Auch erkannten die 
germanischen Volker von jeher eine relative Berech- 
tigung der Eigenen^ an. Die Vermôgens- und Familien- 


UJ pianiis, L. 4 D. de Jiist. et Jure: „(Manumissio) a jure gentium 
-originem sumsit, iitpote quum jure naturali omnes liberi nascerentur, 
nec esset nota manumissio, quum servitus esset incogiiita; sed poateaqiiani 
jure gentium servitus invasit, secutum est benelicium manuraissionis.“ 

3 Gaj us, L. 1, §. 2 D. de lus qui sui vel alieni: „Sed hoc tempore 
nullis homiriibus, qui sub imperio Romano sunt, licet supra moduni et 
sine causa legibus cognita in serves suos saevire.“ 

4 Sachs en spiegel III, Art. 42, §.3: „An minen sinnen ne kan ik 
is nicht upgenemen na der warheit , dat ieman des anderen sole 
sin, ok ne hebbe wie’s nen orkünde.^ §. 6 : „Na rechter warheit so 
hevet egenscap begin von gedvange unde von vengnisse vnde von 
unrechter walt, die man von aldere in unrechte wohnheit getogen hevet 
unde nu vore recht hebben wiL“ 

5 Die Gleichstellung der Eigenen mit Hanstieren, die auch in deut- 
schen Rechtsquellen gelegentlich gefunden wird, bezeichnet durchaus 
nicht das Wesen lies ’âlteren Verbal tnisses, das Tacitus mit scharfem 
Kennerblick mehr dem romischen Coloriât als der romischen Servitus 
verglichen hat. 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


13 
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rechte derselben waren zwar unvollkommen und hatten in dei* 
âlteren Zeit einen sehr ungenügenden Schutz, es kara anfangs 
wesentlich nur auf den guten Willen des Herrn an, ob er 
dieselben achte oder nicht; aber der Keim der spàteren all- 
mâhlichen und stufenweise eintretenden Befreiung der Eigenen 
war in den germanischen Rechten nicht ebenso zerstôrt, me 
in den romischen. Die Personlichkeit des deutschen Sklaven 
war nie ganz verloren gegangen, und desshalb war auch die 
Perfektibilitât seiner Zustànde nicht ausgeschlossen. 

Die Aufhebung der Sklaverei in dem abendlândischen 
Europa ist schon wâhrend des Mittelalters dadurch grossen- 
teils vollzogen worden, dass dieselbe in die mildere Form der 
Horigkeit übergieng. Ihre letzten Reste aber sind mit der 
endlichen Beseitigung auch der Horigkeit erst gegen Ende 
des XVIII. und in der ersten Hâlfte des XIX. Jahrhunderts 
weggeràumt worden.® 

Diese frühere allmâhliche und die neue durchgreifende 
Befreiung darf zum Teil als eine heranreifende Frucht des 
Christentums erklârt werden, dessen religiose Ideen das posi- 
tive Sklavenrecht zwar nicht gewaltsam durchbrachen, aber 
geistig auflosten. Mit dem Glauben, dass die Menschen aile 
Kinder Gottes und unter sich Brüder seien, war das Eigen- 
tum eines Menschen über einen anderen nicht vertrâglich. 
Mehr aber noch ist sie dem germanischen Rechts- und Frei- 
heitsgefühl und dem fortschreitenden Geiste der Humanitât 
zu verdanken. 

Eine eigentümliche Geschichte hatte die russische Leib- 
eigenschaft. Es gab in Russland von alters her eine persôn- 
liche Knechtschaft, aber noch ira XVI. Jahrhunderte war die 
Masse der Bauern frei. In den weiten Ràumen bedurften 
die Grundherren zahlreicher Arbeiter, und da die Bauern noch 
den freien Zug hatten und der alte nomadische Wandertrieb zu 


<> Siehe oben S. 190. 
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stetem Wechsel der Wohnsitze anreizte, so lag es im Intéressé 
der Herren, die Baueni durch mancherlei Vergünstigung auf 
ihren Gütern festzuhalten. Die bâuerliclie Eigenschaft ent- 
stand erst, seitdem der Staat ans Gründen der Finanzen und 
des Militàrsystems die Bauern immer fester an die Scholle 
band und der Willkür der Herren überlieferte. Das XVII. Jahr- 
hundert bat sich auch in anderen europâischen Làndern der 
bàuerlichen Freiheit ungünstig erwiesen, aber wohl nirgends 
ungünstiger als in Ilussland. Enechte und Bauern wurden zu 
gemeinsamer Eigenschaft verbunden. Der Herr erhielt eine 
fast unbcschrânkte Verfügung über ihre Personen und ihre 
Habe. Aber auch in Russland brachte die neue Zeit erst 
Erleichterung der Lasten, und in unseren Tagen Befreiung 
für die Bauern. Das Emanzipationswerk, welches der Kaiser 
Alexander II. trotz des Strâubens vieler Adeliger durchführte 
(Gesetz vom 19. Febr. 1861), hat auch da eine neue Période 
privatrechtlicher Freiheit eingeleitet. ‘ 

So wurde Europa allmâhlich gereinigt von dem uralten 
Fluch der Sklaverei. Aber in der neuen Welt batte dieselbe 
einen neuen Boden und eine in mancher Hinsicht noch 
schlimmere Anwendung gefunden. Wie furchtbar sich dieser 
Frevel an dem Geiste der Humanitât gerâcht hat, das hat der 
nordamerikanische Bürgerkrieg gezeigt (1861 — 1865). 

Die Negersklaverei ist zwar insofern weniger verwerflich, 
als die antike Sklaverei der europâischen Vôlker, als dort die 
Herrschaft der weissen Herren nicht über ihresgleichen , wie 
hier, sondern über eine von Natur untergeordnete schwarze 
Basse geübt wird. Aber diese Anlehnung an die natürliche 
Ordnung begünstigt auch die leidenschaftliche und hochmütige 
Ueberhebung der Weissen, die weniger geneigt sind und 
weniger genotigt werden, in den Schwarzen die gemeinsame 

7 Vgl. den Alu. Leibeigenschaft (russische) von Tscbitschérin im 
deutschen Staatsworterbuch/ [J. En gel manu, Die Leibeigenschaft in 
Russland (1884).] 



296 Zweites Buoh. Die Grundbeding. d. Staates in d. Menschen-u. Volksnatur. 


menschliche Natur zu ehren und die Grausamkeit der Miss- 
handlung wird heftiger und hàufiger, als sie im Altertura ge- 
wesen war. Die bittere Ironie, mit welcher Montesquieu 
(Esprit des Lois XV. 5.) die übermütige Verachtung der 
Schwarzen von Seite ihrer weissen Herren geisselt, wenn er 
sagt: „Man kann sich nicht vorstellen, dass Gott, der doch 
ein hôchst weises Wesen ist, eine Seele und vorzüglich eine 
gute Seele in einen ganz schwarzen Korper versetzt habe“ — 
diese Ironie schlâgt nicht in den Wind. 

Die amerikanische Sklaverei war daher auch viel hârter 
als je die europaische Eigenschaft gewesen war. Die Schonung 
und Sorge, welche den farbigen Sklaven von ihren Herren 
thatsâchlich zu Teil ward, batte keinen anderen Charakter 
als die wirtschaftliche Schonung und Pflege, welche der Bauer 
seinem Ackervieh zuwendet. Die moralische und rechtliche 
Erniedrigung, die sich in der Bestreitung jeder Menschenwürde, 
in der Missachtung der Ehe und der Familie, in dem Mangel 
der religiôsen und sittlichen Erziehung, in der Verweigerung 
jedes Rechtsschutzes überhaupt und in dem ungehemmten 
Handel mit Sklaven und nicht selten in emporender Grausam- 
keit zeigte, drückte dieselben ganz auf die Stufe der Haus- 
tiere herab und verletzte so die gottliche und menschliche 
Ordnung aufs tiefste. 

Es war ein Unglück fûr Amerika, dass der Antrag Jeffer- 
sons, der Unabhângigkeitserklârung vom 4. Juli 177G, welche 
auch die Freiheit als ein unverausserliches Menschenrecht 
verkündigt, die Beschwerde über die Zulassung und Begün- 
stigung der Negersklaverei von seiten der kôniglichen Regie- 
rung beizufügen, in der Minderheit geblieben war. Die an- 
fângliche Absicht, allmàhlich und stufenweise die Sklaverei 
zu beseitigen, fand eine weniger nachhaltige Unterstützung als 
das Streben dei Sklavenhalter, ihren Besitz zu schützen und 
zu erweitem. Kaum konnte das Gleichgewicht der sklaven- 
freien Staaten mit den sklavenhaltenden in der Bundesregierung 
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behauptet werden. Seit einem Jahrhuiidert war die Masse der 
Sklavenbevôlkerung von einigen Hunderttausenden zu meh- 
reren Millionen angewachsen. Die rasch entwickelte Kultur 
der Baumwolle und des Zuckerrohres wirkte nach dieser Seite 
hin sehr verderblich. 

Inzwischen fing man an, die Aufhebung der Sklaverei 
von Europa auch nach Amerika überzupflanzen. England 
ging hier und mit grossen Mitteln voran. Mogen dabei auch 
unreine Motive, wie es in menschlichen Dingen nie anders ist, 
mitlaufen, das Ziel dieses Strebens ist dennoch ein heiliges 
und gerechtes und der Mann, der zuerst der Sklavenbefreiung 
sein Leben widmete und mit erfolgreicher Energie in und ausser 
dern Parlamente diese Sache betrieb, William Wilberforce, 
war auch von der lieinheit dieses Zieles eifüllt. Die Auf- 
hebung der Sklaverei in den englischen Kolonien, die Ent- 
schadigung der sogenannten Eigentümer und die volkerrecht- 
lichen Vertràge zur Unterdrückung des Seehandels mit Neger- 
sklaven sind doch trotz aller Missgriffe im einzelnen grosse 
Verdienste um die Menschheit. 

Der Sieg der Union tiber die sklavenhaltenden Staaten des 
Südbundes hat die Abschaffung der Negersklaverei zunachst für 
Nordamerika entschieden. Die Union duldet keine Sklaverei 
mehr in dem Bereiche ihrer Staatsmacht. (Verfassungsgesetz 
vom 1. Februar 1865, proklamiert 18. Dezember 1865.) Damit 
ist die Frage mittelbar für ganz Amerika entschieden. Es 
kônnen sich die Staaten in Südamerika nicht lange mehr der 
Anerkennung desselben Principes entziehen. In Brasilien 
ist ebenso durch Gesetz vom 28. September 1871 die Sklaverei 
aufgehoben worden. 

Freilich ist damit die schwierige Frage der politischen 
Stellung und Rechte der Neger noch nicht erledigt. Es ist 
nur die privatrechtliche Freiheit und Berechtigung auch der 
dunkelfarbigen Rasse anerkannt. Ob die Neigung, den Negern 
auch die vollen politischen Rechte einzurâumen, die gegen- 
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wàrtig im Norden Amerikas. vorherrscht, nachhaltig sei, ist 
zweifelhaft. Politisches Recht setzt politische Fâhigkeit voraus. 
Dass aber die reprâseiitative Demokratie, die bisher nur den 
politisch gebildetsten Nationen geglückt ist, die naturgemâsse 
Staatsform sei für die Neger, wo sie massenhaft beisammen 
sind, und dass diese fâhig seien, die demokratische Verfassung, 
■welche eine seltene mànnliche Selbstbeherrschung und Selbst- 
thâtigkeit erfordert, würdig zu erfûllen und tapfer zu ver- 
teidigen, das wird kaum ein Kenner der menschlichen Natur 
und der Staatengescbichte zu behaupten wagen. 

Immerhin lassen sich folgende allgemeine Sâtze als aner- 
kannte Folgerung des humanen Staatsprincipes aus- 
sprechen: 

1) Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, wo sich auf 
seinem Gebiete noch Ueberreste von personlicher Sklaverei 
vorfinden, dieselben zu beseitigen. Indem er das thut, hebt 
er nur altes Unrecht auf. 

2) Der Staat darf keine neue Begründung der Sklaverei 
dulden, auch dann niclit, wenn einer sich freiwillig zum Sklaven 
ergeben môchte. 

3) Der Staat verweigert mit Recht dem fremden Herrn 
seinen Rechtsschutz, wenn dieser innerhalb des Staatsgebietes 
Eigentum an seinen Sklaven verfolgen will.® 

8 Für Engl and vgl. Blackstone, Comment. I, 14. Urteil des 
Oerichtsli. v. Westminster-Hall v. 1771. (Wheaton, Histoire du D. d. G. 
II, 353.) Das englisclie Gesetz voni 28. August 1833 regiiliert die Frei- 
lassung in den englischen Kolonien und erklart jeden Sklaven, der mit 
Zustimmung seines Herrn nacli Grossbritannien oder Irland komme, für 
frei. In Frankreicli schon in den Instit. Coutum. vonLoysel [I, 38] 
ans dem XVI. Jahrh. der Satz: „Toutes personnes sont franches en ce 
Roïaume : et si-tost qu’un esclave a atteint les marches d’icelui, se faièant 
baptizer, est affranchi. “ Franzôsisches Gesetz v. 1791, 28. Sept. Verf. 
V. 1848, Art. 6: „L’esclavage ne peut exister sur aucune terre française.^ 
Art. add. au traité de paix de Paris 1814: „ Sa Majesté Très-Chrétienne 
et Sa Majesté Britannique s’engagent — pour^ faire prononcer par toutes 
les puissances de la chrétienté l’abolition de la traite des noirs.“ 
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4) Die Sklaven, velche den Boden freier Lânder betreten, 
’werden ipso facto frei und kônnen den Schutz der Gerichte 
für ihre Freiheit anrufen. 


Siebzehntes Kapitel. 

6. Die modernen Klassen. 

I. Das Princip. 

Die inittelalterlichen Stànde sind überall in der Auflosung 
begriffen. Der Klerus, der vormals die erste Stelle einnahm, 
•weil er eine hohere fast gôttliche Würde in Anspruch nahm, 
bat diesen Vorrang vor den Laien verloren und überhaupt auf- 
gehort, ein besonderer politischer Stand zu sein. Die moderne 
Verfassung bringt die hôheren geistlichen Würdentrâger, die 
Prâlaten, in der Aristokratie, die übrige Geistlicbkeit in der 
bôheren Bürgerschaft unter. Wie sebr die mittelalterlicbe In- 
stitution des Adels, sowobl des bôberen als des niederen, zer- 
rûttet und wie wenig sie geeignet ist, eine selbstândige bôbere 
Staatsstellung als stândiscbes Recbt zu bebaupten, bat die Be- 
tracbtung der neueren Gescbicbte deutlicb genug gezeigt. Aber 
aucb der alte Bürgerstand bâlt nicbt mebr in der früberen 
stàndiscben Weise zusammen. Die gebildeten Klassen baben 
in dem modernen Reprâsentativstaat eine andere Bedeutung, als 
die mittelalterlicbe Bürgerscbaft. Nicbt einmal der rubigste und 
die alten Sitten und Anscbauungen gewobnbeitsmàssig fest- 
haltende Bauernstand kann sicb der Bewegung der Zeit und 
den neuen Bildungsmomenten in ibr entzieben, und die In- 
dustrie bat sicb aucb auf der Landscbaft eingebürgert und das 
blosse Bauernwesen durcbbrocben. 

Bisber sind aucb aile Versucbe, die mittelalterlicben 
Stânde zu refortnieren und dann den Staat darauf zu stûtzen, 
vôllig verunglückt. D*er Instinkt der Volker ist entscbieden 
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misstrauîsch gegen dieselben geblieben. Die Vôlker fühlen 
sich dem Stândestaat des Mîttelalters entwachsen und 
sie wollen keine — auch nicht eine revidierte und reformiert& 
— Wiederherstellung desselben. 

Dennoch begreift man, dass die blesse Fusion aller 
S tan de ebensowenig ausreicht, und dass die unleugbar ver- 
handenen massenhaften Gegensâtze in der Bevolkerung auch 
eine politische Bedeutung haben. Will man dieselben ver- 
fassungsmâssig ordnen, so bleibt kein anderer Weg mehr 
übrig, als die Einteilung nach Klassen, statt nach Stânden. 
"Was wir in der neuen Sprache noch Stânde lieissen, das sind 
oft nicht wirkliche Stânde, sondern Klassen. 

Die Klassen unterscheiden sich von den Stânden dadurch, 
dass jene voni Staate aus und für den Staat geordnet sind, 
wâhrend die Grundlage dieser zunâchst ausserhalb de& 
Staates ruht. Die Klassen setzen die Einheit des Volkes voraus, 
die Stânde ignorieren die Volkseinheit. Die Klassen sind eine 
nationale und staatsrechtliche Institution zu politischen 
Zwecken, die Stânde sind voraus eine partikulâre und privat- 
rechtliche Gruppierung, deren Zwecke nicht ausschliesslich und 
nicht vorzüglich eine politische Bedeutung haben. Der Klerus 
lebt voraus der Kirche, nicht dem Staate ; der Adel denkt vor- 
erst an sich und seine besonderen socialen Interessen, der 
Bürger lebt dem Gewerbe, der Bauer der Landwirtschaft* 
Der Staat kommt nur mittelbar in Betracht. In den Stânden 
zeigt sich die natürliche Verbindung gleichartiger Kultur und 
Wirtschaft, und deshalb sondein sich die einen Berufskreise 
von den anderen. Die Rücksichten auf den Staat üben darauf 
keinen Einfluss. Die Klassen dagegen sind ein rat ion elle» 
Produkt der organisatorischen Staatsweisheit. Die Stânde sind 
naturwüchsig, die Klassen eine Kulturerscheinung. Daher 
finden wir das Klassensystem nur bei civilisierten Vôlkern mit 
einem ausgebildeten staatlichen Bewusstsein. So ftei denHellenen, 
wie besonders zu Athen nach der Solonischen Verfassung, in Rom 
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nach (1er Servianischen Verfassung, derwir den Ausdruck Klassen 
entlehnen, so auch in unseren modernen Staaten Europas. 

Nichts hindert, bei der Klasseneinteilung auch die vor- 
handenen Stânde zu berücksichtigen, aber es ist weder nôtig 
noch wünschenswert, dass Klassen und Stânde zusammentrelFen. 
Wenn sie zusammenfallen, so ist die stândische Ordnung zur 
Staatsordnung erhoben, wie wir das zum Teil im Mittelalter 
finden. Darait ist aber auch die stândische Gebundenheit und 
die Spaltung des Staates unvermeidlich mitbegründet. Die 
stândischen Interessen und die stândischen Vorurteile bekom- 
men, weil sie zugleich politische Macht erhalten, allzu leicht 
das Uebergewicht über die allgemeinen Volksinteressen und 
die bessere Volkseinsicht. Wenn dagegen einzelne Klassen die 
Stânde durchschneiden und Bruchteile aus verschiedenen 
Stânden zusammenfassen, so ist das eine schâtzbare Garantie 
der nationalcn Gemeinschaft und des hôheren politischen 
Lebens, welches eine vielseitigere Anregung empfângt. 

Sehr oft sind die Klassen je nach der Grosse des Ver- 
mogens untei'schieden worden. Es ist das die Cens us ver- 
fassung. Dadurch wird aber das Vermôgen zu der wichtigsten 
politischen Potenz erklârt und der Wert der Bürger für den 
Staat nach der Zahl der Geldstücke abgestuft, über welche sie 
verfügen, was doch selten der Wahrheit entspricht. Auch 
dieses Einteilungsprincip ist doch wieder in erster Linie wirt- 
schaftlich und privatrechtlich , und nur in zweiter Linie 
mittelbar staatsrechtlich und politisch. Daher ist eine orga- 
nische Einteilung, welche vorzugsweise die Fâhigkeit und 
Tauglichkeit für den Staat, soweit dieselbe überhaupt in ver- 
schiedenen Abstufungen sichtbar wird, beachtet, jenem bloss 
mathematischen Principe vorzuziehen. Das aber richtig zu 
erkennen und zu bestimmen, ist eine schwere Aufgabe für 
den Staatsmann. 

Im grossen’ lassen sich für den modernen Staat haupt- 
sâchlich folgende vier klassen des Volkes unterscheiden: 
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1) Die regierende Klasse: Fürsten und Beamte, mit 
obrigkeitlicher Gewalt. Ihre Stellung überragt aile anderen 
Klassen durch die Staatsmacht, die in ihren Hânden ist. Sie 
stehen an der Spitze des Staates. 

2) Die aristokratische Klasse, die als seiche nicht 
mehr regiert, aber zwischen der regierenden Klasse und den 
Volksklassen eine selbstândige und ausgezeichnete 
politische Stellung einnimmt. 

3) Der sogenannte dritte Stand, d. h. die Klasse des ge- 
bildeten und freien Staatsbûrgertumes, ohne Rücksicht auf 
Stadt und Land: die eigentlichen Mittelklassen. 

4) Die grossen Volksklassen, die auch unter dem 
Namen des vierten Standes zusammengefasst werden, sowohl 
die Kleinbürger in den Stâdten als die Bauern begreifend 
und die übrigen Massen der Arbeiter, soweit sie nicht schon 
in den anderen Schichten eingereiht sind, in weiteren Kreisen 
umfassend. 

Die erste Klasse ist die Krone, die letzte ist die Wurzel 
und der Stamm des Staates. Die Volksklassen sind die Basis, 
die regierende Klasse ist das Haupt des Staates. Auf dem ge- 
sunden Rapport dieser beiden Klassen beruht vornehmlich die 
Energie und die solide Kraft des Volksstaates. Die beiden 
mittleren Klassen ergânzen, kontrollieren und beschrànken die 
Thâtigkeit der ersten Klasse bald mehr in aristokratischer, 
bald mehr in reprâsentativ-demokratischer Weise, und sie sind 
durch ihre hohere Bildung und ihre günstigere sociale Lebens- 
stellung auch vorzüglich befàhigt und durch ihr gehobenes 
Rechtsbewusstsein und Freiheitsgefühl veranlasst, darüber zu 
wachen, dass die Bedingungen der allgemeinen Volkswohlfahrt 
und die Interessen der ganzen Nation wohl gewahrt und be- 
achtet werden. Sie sind die nattirlichen Patrone, Führer und 
Vertreter der letzten und grôssten Klasse. 
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Achtzehntes Kapitel. 

II. Die einzelnen Klassen. 

1. Die heutige r egierende Klasse steht in ihren Hâuptern, 
den Fürsten, noch in geschichtlichem Zusaramenhange mit 
der früheren Institution des hohen Adels, über den sie sich 
zu einer staatsrechtlich souverànen Stellung erhoben bat. Ihre 
untergeordneten Glieder, die Beamten und Officiere, in 
der Republik auch die obersten Beamten, stammen grôssten- 
teils aus den beiden Mittelklassen ab und bleiben gesell- 
schaftlich mit denselben verbunden; oder wenn ihre Eltern 
den grossen, unteren Volksklassen angeôren, so sind sie doch 
durch ihre hbhere Bildung und ihr Berufsleben auf die gesell- 
schaftliche Hôhe jener mittleren Klassen der Aristokratie oder 
des hbheren Bürgertums aufgestiegen und bleiben mit den- 
selben verbunden, wenn sie ihr Amt aufgeben oder verlieren. 
Durch ihre Autoritàt und ihre Amtsgewalt überragen sie die- 
selben noch. Die untersten Stufen der niederen Aemter und 
Stellen verzweigen sich auch in die weitere vierte Klasse 
hinein, der weniger gebildeten Massen. 

2. Die heutige Aristokratie ist nicht mehr wie die 
mittelalterliche ein tester, abgeschlossener Stand mit beson- 
deren Rechten. Sie wird mit den übrigen Klassen durch das 
gemeinsame Staatsbürgerrecht und durch die wesentliche 
Rechtsgleichheit sowohl des ôffentlichen als des Privat- 
rechts in eine rechtliche Gemeinschaft und Genossenschaft 
verbunden. Von Zeit zu Zeit steigen aus den übrigen Klassen 
einzelne ausgezeichnete Mânner mit ihren Familien auf ihre 
gesellschaftliche Hôhe empor und werden nach und nach als 
neue Glieder der bestehenden Aristokratie anerkannt. Oefter 
noch verlieren andere bisherige Mitglieder derselben oder 
deren Abkômmïinge die Bedingungen einer aristokratischen 
Auszeichnung und werden genôtigt, von der sonnigen Hôhe der 
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aristokratischen Gesellschaft auszuscheiden und den übrigeii 
Klassen und Schichten der Gesellschaft beizutreten. Ohne 
Vermogen, ohne liberalen Lebensberuf, ohne feinere Bil- 
dung , ist das aristokratische Ansehen und die Eigenschaft 
der Aristokratie weder zu erwerben noch zu behaupten. Um 
deswillen ist der Begriff der ganzen Klasse ein flüssiger, 
kein fester. Sie ist einer bestàndigen Aenderung durch neue 
Zuflüsse und Abflüsse ausgesetzt. Gerade deshalb ist sie 
zunàchst mit der verwandten dritten Klasse, dem hoher- 
gebildeten Bürgertum, durch zahlreiche üebergânge eng ver- 
bunden. Aus demselben Grande darf auch die Ehegenossen- 
schaft derselben mit den übrigen Klassen nicht verhindert 
oder zerrissen werden. 

Zuerst ist die Umbildung des mittelalterlichen Adels in 
die moderne Aristokratie in England unter einer aristokratiscb 
gesinnten Nation langsarn vollzogen worden. Auf dem euro- 
pâischen Kontinent dagegen ist die mittelalterliche Institution 
des Adels einc Ruine, deren Trümmer gelegentlich die Bahnen 
des üffentlichen Lebens hemmen und storen und die neue 
Aristokratie ist noch in ganz unklaren A^erhâltnissen und in 
einem vielseitig bestrittenen Dasein. In der Gesellschaft und 
sogar thatsàchlich in den Sitten der Hofe und in den Ernen- 
nungen zu den hoheren Aemtern und Stellen sind allenthalben 
die Wirkungen der Aristokratie wahrnehmbar, aber in dem 
Rechts- und Staatsbewusstsein der europâischen Nationen hat 
sie noch keinen anerkannten Platz. 

Es ist eine Aufgabe fur das deutsche Reich, diesen Mangcl 
durch eine zeitgemàsse Reform zu korrigieren. Grundsatzlich 
ist ilbrigens an dem Ergebnis der Weltgeschichte festzuhalten. 
Die Aristokratie darf weder ein abgeschlossener Stand sein, 
noch gebührt ihr die Herrschaft im Staate. Es kommt ihr 
nur eine die Gewalt der Obrigkeit ermâssigende und die 
Leidenschaften der Masse beschrânkende, die 'ôffentlichen Zu- 
stânde veredelnde Mittelstellung im Staate zu. 
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3. Gebildetes Bürgertum. (Sogenahuter dritter 
Stand.) 

Die Geschichte der franzôsischen Révolution wirft auf 
die Natur dieser Klasse ein belles Licht. In Frankreich war 
der Ausdruck dritter Stand der stândischen Verfassung des 
Mittelalters entlehnt, und bezeichnete den in die General- 
stânde berufenen Bürgerstand, welcher hinter den aristokra- 
tischen Standen des Klerus und Adels eine bescheidene, fast 
deinütige Stellung bekommen batte. 

Der Abt Sieyès, dessen berübmte Scbrift über den 
dritten Stand zu einer Leucbte und zu einer Brandfackel für 
die erste franzôsiscbe Révolution geworden ist, bat bekanntlicb 
die beiden Fragen aufgeworfen : Was ist der dritte Stand? 
und: Was ist der dritte Stand bisber in dem poliüscben 
Organismus gewesen? und die erste mit: Ailes, die letzte 
mit Nicbts beantwortet. Die Antwort auf die erste Frage 
— so outriert als die auf die zweite — bebt, indem sie die 
Ansprücbe des dritten Standes steigert, den Begriff des dritten 
Standes auf. Wenn der dritte Stand wirklicb im Staate 
Ailes ist, so kann es ausser ihm weder einen ersten und 
zweiten, nocb einen vierten Stand geben. Er ist dann selber 
kein Stand und keine besondere Klasse mehr, er ist das ge- 
samte Volk. 

In der ersten franzësiscben Révolution verlangte denn 
auch der dritte Stand wirklicb, dass die beiden ersten Stànde 
Frankreicbs, Geistlicbkeit und Adel, sicb mit ibra in Einer 
National versammlung vereinigen. ‘ Als das durcbgesetzt war, 
lôste er jene Stânde in sicb auf, und scblug als das Eine und 
gleicbe stàndelose Volk die ganze bisberige Staatsordnung 
in Stücke. Aber damais scbon reagierten trotz der gleicb- 

1 Schon diirch die Wahl zu den États généraux von 1789 war eine 
Ausdehnung des dégriffés praktiscli geworden. Im Mittelalter war der 
tiers état auf die Stadtbür^'erschaften beschrankt, 1789 aber wâhlteii die 
Bauern mit den Stadtern. Tocqueville, Oeuvres VIII, S. 139. 
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machenden Théorie die natürlichen Gegensàtze in dem Volke. 
Der Geistlichkeit und dem Adel half es nicht, dass die Théorie 
sie in den dritten Stand aufgenommen hatte. Sie wurden 
dennoch in ihrer Eigenschaft als Geistlichkeit und Adel, als 
Pfaffen und „Aristokraten“ zu zwci mit blutiger Gewalt ver- 
folgten Stânden, sie wurden die Schlachtopfer der Eevolution. 
In der chaotischen Masse aber, welche die Herrschaft übte, 
gâhrten bisher unbeachtete stândische Gegensàtze. Da schon 
gab der vierte Stand in den wichtigsten Krisen den Aus- 
schlag, und unter der roten Herrschaft des Konventes, welcher 
vornehmlich aus den Führern des fieberisch erhitzten vierten 
Standes gebildet war, erbleichte in der Gironde der bürger- 
liche Glanz des dritten Standes. 

Eben indem die franzosische Révolution die Wahrheit 
der obigen Sâtze von Sieyès an den Tag legen wollte, stellte 
sich das Ungenügende und Falsche derselben heraus. * Der 
dritte Stand der Gebildeten hatte sich als Stcllvertreter des 
Volkes benomnien und sich selbst mit dem Volke identificiert. 
Nun musste er erfahren, dass es ausser ihm noch grosse 
Volksmassen gebe, die sich mit der allgemeinen Fusion unter 
seiner Leitung nicht befriedigt fühlten. 

Nochmals ist der Gegensatz zwischen dem gebildeten 
Bürgertum, dem sogenannten dritten Stande, und den unteren 
Volksmassen in der franzësischen Révolution von 1848 und 
in der Napoleonischen Restauration von 1850 sehr schroff 
hervorgetreten und er bat neuerdings wieder in dem Toben 
der Commune von 1871 ein schreckliches Antlitz gezeigt. 
Napoléon III. hatte, gestützt auf den BeifaU des vierten Standes, 
den dritten Stand, der in der Nationalversammlung die grosse 

In Robespierre ist der neidische Hass gegen aile lui ber en 
Stande und ziigleich die abgdttisclie Verehrung des sogenannten „Volke8“ 
personificiert. In seiner Erklarung der Rechte ist der Satz entlialten : 
„Toiite institution qui ne suppose le Peuple bon et le rkagistrat corruptible 
est vicieuse.^ VgL L. St ein, Geschichte uer socialen Bewegung in 
Frankreich I, S. 145. 
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Majoritàt besass, gewaltsam zu Boden geworfen, wurde dann 
aber selber nach seiner Niederlage von Sedan von den auf- 
geregten Massen des dritten iind vierten Standes (4. Sep- 
tember 1870) des Thrones verlustig erklârt; aber bald darauf 
entriss in Paris wieder der vierte Stand déni dritten die Herr- 
schaft und gründete die wilde Commune. 

Derselbe Gegensatz batte sich innerhalb der deutsclien 
Nation schon zur Zeit des deutschen Bauernkrieges deutlich 
gezeigt. Aber es ist ein Glück für Deutschland, dass er in 
der neueren Entwickelung der Nation nicht so schrofF und 
nicht so feindlich wirkt, wie in der Hauptstadt von Frank- 
reich. Unverkennbar wirkt er aber auch hier von der Tiefe 
aus und zeigt sowohl in der Landbevolkerung, als in der 
stadtischen Bevolkerung seine Macht, dort vorzüglich in den 
Fragen von religiôser Bedeutung und in den Beziehungen 
der ungebildeten Massen zu den kirchlichen Autoritiiten, hier 
mehr auf dem wirtschaftlichen und sozialen Gebiete. 

Der Ausdruck dritter Stand passt nicht mehr zur Be- 
zeichnung dieser Fiasse; wenngleich sie geschichtlich mit dem 
mittelalterlichen dritten Stande zusammenhangt. Sie bildet 
überhaupt nicht mehr einen festen, in sich abgeschlossenen 
Stand mit besonderem Rechte. Auch sie ist flüssig und fort- 
wâhrend treten ihr neue Mitglieder bei und scheiden alte 
Mitglieder aus. 

Immerhin aber unterscheiden sich in ganz wesentlichen 
Beziehungen, die ihre Wirkung aussern auf die Verfassung 
des Staates und mehr noch auf die Politik und die Verwaltung 
des Staates, die Klassen der hohergebildeten Bürger oder, 
wie wir schlechtweg sagen, der Gebildeten sowohl von der 
Aristokratie, als von den grossen Volksklassen. Der 
Unterschied von der Aristokratie liegt darin, dass ihre Mit- 
glieder keine ausgezeichnete Machtstellung ansprechen noch 
behaupten und daher auch keine besonderen Vorztige, sei es 
des Titels oder Ranges, sei es der Reprâsentation in Ober- 
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hâusern und Ersten Kammern verlangen, sondern dass ihre 
Bildung einen bürgerllchen Charakter hat und ihre gesell- 
schaftliche und politische Stellung auf der Grundlage der 
Volksgemeinschaft und des gemeinsamen Rechtes ruht, ihre 
Reprasentation daher auch in der Volksvertretung ihren na- 
türlichen Platz hat. 

Von den übrigen, zahlreicheren Volksklassen hebt sie 
sich ab durch die hbhere wissenschaftliche oder künstlerische 
oder doch durch die feinere gesellschaftliche Bildung, da- 
durch, dass sie liberale Berufsarten betreibt, oder doch mehr 
mit dem Kopf als mit den Armen und Hânden arbeitet, mehr 
den idealen Bestrebungen des Menschenlebens als den mate- 
riellen Nôten und Sorgen desselben ziigewendet ist. 

Sie ist auch ein Volksstand, aber ein emporragender 
Volksstand und sie ist ein Mittelstand, âhnlich der Ari- 
stokratie, aber nàher der vierten Klasse, aus der sie fort- 
wàhrend starke Zuflüsse erhâlt. In England rechnen wir hier- 
her den Begriff der Gentlemen, der freilich da enger und 
vornehmer ist, als das hôhere Bürgertum in Deutschland, 
in Frankreich und in Italien. 

Wir rechnen dahin folgende Klassen der Bevôlkerung: 

1) Die Staatsbeamten, welche keine obrigkeitliche 
Macht üben, im Unterschiede zu den Beamten mit Staats- 
gewalt, welche zu der ersten regierenden Klasse gehôren und 
im Gegensatze zu den niederen Stufen der blossen Kanzlisten 
und Diener. 

2) Die Geistlichen und die Lehrer in der Regel. 

3) Die Doktoren, Notare, Advokaten, Aerzte, 
Apotheker, Privatgelehrte, Schriftsteller. 

4) Die Kûnstler, Ingenieure und hôheren Tech- 
niker. 

5) Die Grosshândler und Fabrikanten. 

6) Hôhere (künstlerische) Handwerker. 

7) Die Kapitalisten (Rentiers). 
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8) Die grossen Gutsbesitzer, die nicht zur Aristo- 
kratie gehôren. 

Eine hohere Erziehung und Bildung — wenn auch nicht 
îiotwendig die Bildung, welche die Universitât und polytecli- 
nischen Schulen verbreiten — ist für die Bestimmung dieser 
Klasse ein wesentliches Moment und eine behaglichere Stel- 
lung im Leben, welche auch für ôffentliche Geschafte Musse 
gewàhrt, eine gewohnliche Eigenschaft derselben. Die Wahl- 
barkeit zu Staatsamtern setzt regelmassig üniversitatsbildung 
voraus, und die erhôhte Fahigkeit der Mitgiieder dieser Klasse, 
an den Verhandlungen repràsentativer Korper teilzunehmen, 
begründet meistens, wenn nicht durch besondere Gesetze 
Vorsorge getroffen wird, ein Uebergewicht derselben in den 
Nationalversammlungen und gesetzgebenden Kammern. 

In dem jetzigen Staatsleben ist diese Klasse meistens die 
einflussreichste und in dem gewohnlichen Gange des offent- 
lichen Lebens geht sie voran. Die ôffentliche Meinung ist 
regelmassig die Meinung dieser Klasse. Sie liisst sich auch, 
obwohl nun Bildung, Vermogen und Beruf entscheiden 
und die Abstammung von Eltern desselben Standes nicht 
mehr als notwendiges Erfordernis gilt, ftiglich mit dem alten 
Stande der Vollfreien oder der mittelalterlichen Mittel- 
freien vergleichen. Wie dieser im alten Staate die Grund- 
lage des politisch berechtigten Volkes gewesen war, so wer- 
den die Gebildeten vorzüglich bei der heutigen Organisation 
des Staates berücksichtigt und mehr noch bei der thatsâch- 
lichen Besetzung der Aemter und der Stellen, denen die 
üffentlichen Angelegenheiten anvertraut sind. 

4. Die grossen Volksklassen, der sogenannte vierte 
Stand und das Prolétariat. 

Wir fassen in der vierten Klasse die ganze grosse Masse 
des Volkes zusammen, die nicht zu den drei oberen Klassen 
gehoren, und dre man zuwellen auch „das Volk“ im engsten 
Sinne nennt. 

id 


Bluntschli, allcemeine Staatslehre. 
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Sie vereinigt die verschiedensten Berufsklassen, die in 
den mannigfaltigsten Verhâltnissen leben, aber wieder durch 
das gemeinsame Vaterland, die Nationalitât und voraus durch 
das Staatsbürgerrecht miteinander verbunden werden. Es 
gehôren dazu folgende grosse Gruppen von Menschen, mit 
verschiedener wirtschaftiicher Stellung: 

a) Die Masse der Bauern, welche zunachst selber mit 
ihren Knechten die Aecker pflügen, die Wiesen mâhen, den 
Weinstock beschneiden, die Ernten sammeln, das Hausvieh 
züchten. Es ist das der zahlreichste und kràftigste Bestand- 
teil dieser Klasse und der grosse Sammler der Volkskrafte, 
aus dem die anderen Klassen wie aus einem reichen Brunn- 
quell ihre Erfrischung schôpfen und ihre Brunnen ableiten, 

b) Eben dahin rechnen wir die Gruppen der Hirten, 
der Fischer, der Jâger, der Schiffleute und der Berg- 
knappen und überhaupt aile arbeiteuden Klassen, deren 
Beruf in fortwâhrender Beziehung zu der âusseren Natur 
(Land und Gewâsser, Tiere und Frûchte) verbleibt. 

c) Sodann den niederen Bürgerstand, wohne er nun 
in der Stadt oder auf dem Lande, zunâchst die kleinen 
Handwerksmeister samt Gesellen und dieKramer, dann 
auch die übrigen industriellen unteren Berufsklassen umfassend, 
mogen sie nun vereinzelt in ihren Wohnungen, wie viele 
Weber, oder in Fabriken gemeinsam als Arbeiter ihre Dienste 
der Industrie leisten. 

d) Die unteren Angestellten und Diener des Staates 
und der hôheren liberalen Berufsformen, im Heere von den 
Unteroffizieren an abwârts, in den Bureaus die Schreiber und 
Kopisten u. s. f. 

e) Das sogenannte Prolétariat der Dienstboten, Fabrik- 
Tagelohner u. s. f. 

Allen diesen Gruppen gemeinsam ist die Eigenschaft, 
dass sie auf einen wesentlich materiellen ‘Lebensberuf an- 
gewiesen und durch denselben in Aiîspruch genommen sind. 
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Sie sind aile leiblicher Arbeit zugewendet. Eine absolute 
Scheidung zwischen Kopfarbeit und Handarbeit ist frei- 
lich undenkbar; denn regelmâssig bedarf es auch zu dieser 
der Thâtigkeit des Kopfes und hâufig zu jener der Mitwir- 
kung der Hand. Aber der Gegensatz zwischen beiden hat 
dennoch einen guten Sinn und ist auch von jeher von don 
Vôlkern wohl begriffen worden. Wo die Thâtigkeit des Kopfes, 
die Spekulation inbegriffen, tiberwiegt, ist feinere Geistesbil- 
dung Erfordernis, und die Art des Berufes und der Lebens- 
weise gehoben. Wo die materielle Arbeit des übrigen Kor- 
pers überwiegt, da ist jenes Mass von Geistesbildung entbehrlich, 
und das ganze Leben bewegt sich in schlichteren und ein- 
facheren Forinen. Dm deswillen gehoren die Kopfarbeiter 
regelmâssig zu der dritten und die Handarbeiter regelmâssig 
zu der vierten Klasse. 

Gemeinsam dieser vierten Klasse ist ttberdem, sowohl 
dass sie die notwendige Unterlage aller Staaten, wie 
überhaupt des gesamten Volkslebens bildet, als dass sie in 
sich selbst nicht die Fâhigkeit hat, den Staat zu regieren. 
Sie bedarf dazu immer der Führer und der Stellvertreter. 
In der Regel ist die dienende und passive Seite des ôfîent- 
lichen Daseins in ihr dargestellt; aber aufgeregt und in der 
Leidenschaft erhebt sie sich und durchbricht mit unwider- 
stehlicher Kraft die Schranken der âusseren Ordnung und setzt 
gewaltsam ihren Willen durch. Sie ist stark genug, auch die 
Herrschaft im Staate zu wechseln und neue Verfassungen zu 
crzwingen. Sie wirft Throne um und gibt neuen Mânnern 
Oder Dynastien die Gewalt in die Hand. Aber sie kann nicht 
selber regieren, und wo sie es eine Weile lang versucht, hat 
der Staat das Ansehen eines Menschen, der auf dem Kopfe 
steht und die Beine in die Hôhe streckt. 

Seitdem es eine menschliche Geschichte gibt, ist diese 
Klasse oder, wié sie oft genannt wird, der vierte Stand noch 
niemals zu einer so grossen Bedeutung fûr das Staatsleben 
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gelangt, wie unter den europâischen Volkern unserer Zeit. 
Zum erstenmal in der Geschichte sind selbst die dienenden 
Klassen im engeren Sinne zu dem Rang^ von Freien erhoben 
worden; und auch die untersten Schichten fühlen sich be- 
teiligt bei der Wohlfahrt des Staates und machen Anspruch 
auf politische Rechte. Der heutige Staatsmann wird von der 
Macht der Verhàltnisse genotigt, ganz besonders den Zu- 
standen dleses viertcn Standes seine Aufmerksamkeit und 
Sorge zuzuwenden. Es ist nicht mehr genügend, die offent- 
liche Meinung der Gebildeten zu horen und zu erwagen. 
Mehr als zuvor wirken nun die Massen mit ihren Instinkten 
und ihren Neigungen und Leidenschaften. Der moderne Staat 
— freilich zunachst nur unter den Volkern von europaischer 
und daher wesentlich arischer Rasse — ist auch in dieser 
Beziehung allgeineiner menschlicli geworden. 

Die vierte Klasse ist aber so gross, dass sie selber wieder 
ganze grosse Berufsstande umfasst und beachtenswerte Ab- 
stufungen begreift. Die gesundesten und krankhaftesten Ele- 
mente in dem ganzen heutigen Volkskorper sind dicht neben- 
einander in ihr geeinigt. Die Rettung und Erhaltung des 
Staates ist ohne ihre Ililfe unmôglich, die Existenz desselben 
aus ihr fortwahrend bcdroht. Die gesundesten Bestaudteile 
sind auf dem Lande in dem Bauernstande zu finden, ob- 
wohl auch sie, ohne eine neue geistig-sittliclie Bclebung, die 
in ihren Fundamenten schwankende Staatsordnung auf die 
Dauer nicht zu erhalten vermogen. Ihnen zunachst stehen 
die Kleinbürger. Beide sind noch in den Gemeinden 
organisiert. Aber fûr die massenhaften in den Stàdten ange- 
hàuften Bürger ist die Gemeindeorganisation nicht mehr ge- 
nügend und die übrigen genossenschaftlichen Verbindungen 
sind der Auflosung verfallen. Die organische Beziehung der 
Meister unter sich und zu den Gesellen ist überall durch- 
brochen, und was naturgemàss zusammengehort, auseinander- 
gerissen. Die alte standische Organisation ist zerstôrt, oder 
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hat ganze Berufsklassen, wie insbesondere die Fabrikarbeiter, 
noch nicht geordnet. Zu einer neuen Organisation ist es 
noch nirgends gekommen und nur die freiwilligen Ge- 
nossenschaften und neben ihnen die Parteiverbiinde der 
Arbeiter offcnbaren die ersten Triebe und Keiine zu neuer 
Organisation. 

Unsere heutige Gesellschaft leidet an dieser Désorgani- 
sation. Die Gemeinschaft der Bildung, der Interesscn, des 
Geistes unter den verschiedenen Berufsklassen wird durch die 
Désorganisation zwar nicht vollig aufgehoben, aber in einen 
Zustand der Unruhe und der Gahrung versetzt, und der 
schranken- und ziellose Krieg aller gegen aile eroffnet. Ver- 
geblich schreitet dann die Polizei ein. Sie vcrmag das Uebel 
nur in einzelnen Ausbrüchen zu hcinmen oder zu unterdrücken, 
und haufig vermehrt sie es noch, indem sie da, wo Sorge 
und Heilung Bedürfnis ist, statt dieser Misshandlung und Plage 
zum Gefolge hat. Wie kann man sich wuridern, wenn gerade 
in den unteren Schichten des vierten Standes auch die Saat 
atheistischer Vorstellungen und communistischer Lehren einen 
fruchtbaren Bodeii gefunden hat und fast überall in den 
grossen Stadten und teilweise sogar auf dem Lande das Un- 
kraut üppig aufgewuchert ist, welches die edleren Pflanzungen 
der Vergangenheit zu ersticken droht? 

Das Prolétariat bildet die unterste Stufe innerhalb der 
vierten Klasse. Es ist aber weder der vierten Klasse gleichzu- 
stellen, noch ist es überhaupt als Klasse oder Stand zu orga- 
nisieren. Da ist es umgekehrt die Aufgabe des Staatsmannes, 
das Prolétariat môglichst in den übrigen Stânden oder Klassen 
unterzubringen und so sein besonderes Wachstum zu 
hemmen. Das Prolétariat besteht zumeist aus den Abfâllen 
der anderen Berufskla.ssen. Die vermôgenslosen und ver- 
einzelten Telle der Bevolkerung, die sich deshalb auch der 
befestigten Ordnung sicher entziehen, heissen wir das Prolétariat. 

Es ist eine falsche und für den Staat überaus gefâhrliche 
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Vorstellung, die Bewohner lediglich mathematisch nach dem 
Vermôgen in Besitzende und Nichtbesitzende zu trennen 
und die letzteren gar als Prolétariat zusammenzufassen und 
den ersteren feindlich entgegenzustellen. Würde diese un- 
organische Meinung, der viel zu viel Vorschub geleistet wor- 
den ist, allgemein durchdringen und leitend werden, so inüsste 
unsere ganze Civilisation von einer neucn Barbarei überflutet 
und zertreten werden, denn das ware die praktische Konse- 
quenz jener gedankenlosen Lehre. Die grosse Mehrzahl der 
nichtbesitzenden Bevblkerung ist aber glücklicherweise mit 
den übrigen Berufsstanden noch organisch verbun- 
den und wird durch diese Verbindung befriedigt. Die be- 
sitzloscn Kinder sind keine Proletarier, weil sie in der 
Familie ihrer Eltern Pflege, Erziehung, Unterhalt finden. Sie 
teilen den Stand der Eltern, und selbst für die armen 
Waisen erganzt und ersetzt der Organismus der Gemeinde 
die Familie. Die grosse Zabi der besitzlosen Bauern- 
knechte und Mâgde sind wieder keine proletarische Bevol- 
kerung, weil sie nicht vereinzelt in der Welt stehen, sondern 
auf dem Hofe und in der Familie des Bauern cine Heimat 
und gesicherten Teil an dem standischeu Leben finden. Als 
das Handwerk besser organisiert war, als heutzutage, waren 
auch die Gesellen Familienglieder der Meister, und selbst 
in der jetzigen Auflbsung ist in ihnen noch das Gefühl des 
Handwerkstandes lebendig und hebt sie hoch empor über das 
Prolétariat. Auch die Dienstboten erhalten in der Ver- 
bindung mit der Dienstherrschaft eine beruhigte Existenz und 
haben teil als Gefolge ihrer Herren an den Verhâltnissen 
dieser. Den Soldaten endlich gibt die Einreihung in den 
Kôrper der Armee Sold und Elire. Der Mangel einer Orga- 
nisation der Fabrikarbeiter aber ist eine der krankhaftesten 
Seiten unserer heutigen Klassen und deshalb ist in dieser 
Klasse die Masse des Prolétariats so unverhàltnismâssig und 
drohend angewachsen. 
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Die wahre Kunst des Staatsmannes ist also zu bewirken, 
dass so wenig als môglich Abfàlle der organisierten Beiufs- 
stande in das notwendig unorganisierte atomistische Prolétariat 
versinken, und dahin zu arbeiten, dass aus diesen soviel In- 
dividuen als môglich in die organisierten Stânde aufsteigen 
und da auch den relativen Besitz des gesicherten Lebens- 
unterhaltes erwerben. Das so verminderte Prolétariat bedarf 
dann nicht einer selbstândigen Organisation, zu dem es keine 
Fâhigkeit hat, sondern des Patron ates, welches sicli seiner 
Interessen annimmt und für dasselbe spricht und handelt. 

Der vierten Klasse gebricht es, was die Staatsverfassung 
betrifft, durchweg an der Fâhigkeit, die eigentlichen Staats- 
âmter zu verwalten. Die oberen Klassen desselben aber 
besitzen regelmâssig die Fâhigkeit, Gemeindeâmter zu be- 
kleiden, und dürfen daher von diesen nicht ausgeschlossen 
werden. 

An der Volksvertretung gebührt ihr neben der dritten 
Klasse ein Anteil, und der Staat thut wohl, nâher dafür zu 
sorgen, dass dieser Anteil, der bei vôllig gleicher Behand- 
lung leicht von der gebildeten und in freierer Musse lebenden 
dritten Klasse ihr faktisch ganz entzogen wird, gesichert 
bleibe. Indessen da die Glieder dieser Klasse oft weder 
Musse haben noch hinreichende Gewandtheit, in Person ihre 
Interessen zu vertreten, wird immerhin die Wâhlbarkeit 
uuch für diesen Anteil nicht ganz auf die Klasse beschrànkt 
werden dürfen. 

Das Stiminrecht endlich gebührt dieser Klasse nach 
Verhàltnis seiner grossen Bedeutung; unrichtig aber ist es, 
aile Individuen desselben, deren gesellschaftliche Bedeutung 
und Fâhigkeit so sehr verschieden ist, auf gleiche Linie zu 
etellen. 

Das eigentliche Prolétariat insbesondere bedarf in seinem 
■wirklichen Interesse weit cher der Patron e (Schutzherren, 
Mundherren) als der Repràsentanten, die es doch nicht in 
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seiner Mitte finden kann. Je hôher dann durch Ansehen und 
Einfluss der Patron gestellt wâre, um so wirksamer würden 
die Interessen des Prolétariats gewahrt werden. 


Neunzehntes Kapitel. 

Verliâltnis des Staates ziir Familie. 

1. Geschlechterstaat. Patriarchie. Ehe. 

Sehr oft schon wurde in altcr und in neuer Zeit der 
Satz ausgesprochen: „Die Familie ist das Urbild des Staates. 
Der Staat ist die erweiterte grosse Familie." ‘ Man verglicli 
dann das Staatshaupt mit dem Vater, das Volk mit den 
Kindern. 

Indessen jener Satz und diese Vergleichung sind nur in 
sehr beschranktem Sinne wahr. Sie gelten nur mit Bezug auf 
die patriarchalische Staatsform, niclit aber für den hoheren 
nationalen und menschlidien Staat. Es ist daher notig, die 
durchgreifenden Gegensatze zwischen Familie und Staat zu 
bezeichnen : 

1) Die Familie beruht auf der Ehe und ehelicher 
Kinderzeugung. Die Familienglieder sind entwedor als 
Ehegatten oder durch gemeinsames Blut verbunden. Diese 
Grundbegriffe des Familienrechtes sind aber keinesweges 
Grundbegriffe des Staatsrechtes. Die Staatsgenossen sind als 
solche weder durch die Ehe noch durch das Blùt miteinander 
verbunden. Sie haben nicht einmal notwendig Ehegemein- 

1 Cicero, De OlTiciis I, 17: „Prima societas in ipso coiijugio est, 
proxima in liberis, deinde nna donius communia omiiia. Id aiitem est 
principinm nrbis et quasi semiiiariiim reipublicae.“ Aber sogar Rousseau 
im Contrat Social, zii dessen Gruiidansichten über de^ri Staat es freilich 
gar nicht passt: „Die Familie ist das erste Yo^bild der politisclien Ge- 
8ellschat't/‘ 
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schaft unter sich, noch weniger gemeinsame Abstammung. 
Die Grundrechte der Familie sind daher auch von dem Staate 
unabhàngig.2 

2) Der Staat beruht auf der Organisation des Volks 
und ihrer Beziehung zum Land. Diese staatlichen Begriffo 
sind hinwieder keine Begriffe des Familienrechtes. Das Volk 
besteht eben so sehr und noch mehr aus Individuen, Stânden, 
Klassen, als aus Familien, und die Beziehungen des Staates 
zu jenen werden nur ausnahmsweise durch die Familie ver- 
mittelt, gewôlmlich nur insofern die Rücksicht auf das 
Familienleben, wie bei der Vormundschaft solches erheischt. 
Die Familie endlich hat als solche gar keine Beziehung zu 
dem Boden. 

3) Die Art und der Charakter des Organismus ist 
verschieden in dem Staat und der Familie. Als Haupt der 
Familie erscheint der Va ter, der für sein eigen Fleisch 
und Blut sorgt, wenn er über die Kinder Gewalt übt; er 
der reife Mann über die unmündige Nachkommenschaft. Das 
Wesen seiner Leitung ist Vormundschaft. Der Fürst 
dagegen erscheint als Haupt des Volkes, dessen Klassen 
selbstàndige Interessen haben, dessen Familien von der fürst- 
lichen Dynastie getrennt sind und dessen Individuen weder 
von ihm ihr Dasein ableiten noch als unreife und unmündige 
Wesen ihm untergeordnet sind. Das Princip des Staates ist 
die politische Regierung. 

Die Familie ist somit nicht das Urbild des Staates^ 
sondern hôchstens einer bestimmten, der Familie aus- 
nahmsweise nachgebildeten (der patriarchalischen Staats- 

2 Pomponius, L. 8, de Reg. Jur. : „Jura sanguinis nullo jure 
civili dirirni possunt.^* 

B Gobineau (Sur l’inégalité des races humaines II, S. 270) führt 
an, dass die arisc^en Vblker von jelier die patriarchalische Vorstellung, 
Welche die vaterliche Gew%lt als Vorbild der obrigkeitlichen Macht be- 
wachtet, nur mit grosser Vorsicht und unter wichtigen Beschrankungen 
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form. Das Familienrecht ist daher auch ein Teil des Privât-, 
nicht des offentlichen Rechtes. 

Aber allerdings sind die Anfânge der Staatenbildung, 
sogar der arischen Volker an die Familien und die Geschlechter 
gebunden. In dem Familien- und Geschlecbtsverband fanden 
die ersten vâterlichen Führer, Richter, Obrigkeiten noch die 
unentbehrliche Stütze ihrer Autoritât. Nur allmâhlich konnte 
der Staat aus diesen Verbànden zu einer politischen Ordnung 
herauswachsen. 

Die Geschlechterverfassung diente zur Brücke aus 
dem blossen Familienverband in den Staat. Als dieser einmal 
gesichert war, wurde dann jene Brücke abgetragen und weg- 
geraumt. Bei den meisten alten Nationen finden sich an- 
fànglich Geschlechter mit politischer Bedeutung, die spater 
verschwinden. Die alt-mosaische Verfassung kennt sie so gut 
wie die alt-hellenische oder alt-rômische Verfassung. Wie 
bei den alt-arabischen Stâmmen die Geschlechter ihre Hàupt- 
linge wie Vàter ehren, so zeigen sich die âhnlichen Verbânde 
der Klans bei den alten Schotten. Die alten germanischen 
Dôrfernamen weisen ebenso auf die Ansiedelung und den 
Gemeindeverband der Geschlechter hin, welche sich zu Ge- 
nossenschaften organisiert haben,^ wie die alte slavische 
Bauerngemeinde einen familienartigen Charakter hat. 

Der Geschlecbtsverband unterscheidet sich von dem 
Familienverband durch die Ausdehnung über den Kreis einer 
Sippschaft hinaus, indem das Geschlecht auch mehrere Familien 
und Sippschaften zusammenfasst, aber er bleibt mit diesem 
insofern verwandt, als er seine Ordnung nach Art der Familien- 
ordnung gestaltet. Die Geschlechtshàuptlinge sind meistens 
hierin durch ihre erhôhte Familienstellung bezeichnet. In- 
dessen zwingt das Bedürfnis nach Einheit dazu, nur ein 

augelassen liaben, wahrend dieselbe der in den Hauptliestandteilen gelben 
Rasse der Chinesen daiiernd genüge. • 

4 Gierke, Genossenschaftsrecht 1868, I, S. 29. 
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Familienhaupt als Geschlechtshaupt zu ehren, und es kommt 
wohl vor, dass sogar die Wahl oder vielmehr die Kur das 
Erbrecht ergânzt oder ersetzt. 

Der eigentliche familienartige Staat aber ist die Patri- 
archie. Am zâhesten hait das chinesische Reich „derMitte“ 
{d. h. der V ollkommenheit) seit Jahrtausenden an der Fiktion 
fest, dass das Staatshaupt der Vater der Nation sei. Die 
ersten Gründer und Bildner auch dieses Staates waren, wie 
Gobineau es wahrscheinlich gemacbt hat, von arischem 
Geschlecht. Ihnen schreibt er auch die erste Mitteilung der 
patriarchalischen Idee zu. Aber die ungeheure Masse der 
Bevülkerung, welche nach und nach in dem grossen Reiche zu 
einer Familie vereinigt wurde, ist von malayischem Stamme, 
in welchem die Elemente der gelben Rasse überwiegend, wenn 
gleich durch die Beimischung mit schwarzen einigermassen 
getrübt sind, und diese Bevôlkerung, von Natur zu ruhigem 
materiellem Lebensgenuss geneigt, fügt sich willig dem vâter- 
lichen Absolutismus ihrer Beherrscher und verehrt in der tiber- 
lieferten Staatsordnung die heilige Civilisation. Der trotzige 
Freiheitssinn, wie er allen arischen Vôlkern eingepflanzt ist, 
regt sie nicht auf und nach hoheren Ideen sehnt sie sich 
nicht. Die Autoritât des Kaisers ist zwar in der Théorie ab- 
solut, in der Realitât aber wird sie durch den ruheliebenden 
Geist sâmtlicher Volksklassen, durch die gelehrte Schulbildung 
der Mandarinen, und vor allem durch die Macht des her- 
gebrachten Familienbrauches vielfâltig beschrânkt. „Der Sohn 
des Himmels vermag ailes, unter der Bedingung, dass er nur 
das Bekannte und Herkômmliche wolle.“ (Gobineau.) Eine 
mânnlich-politische Entwickelung aber ist in dem vâterlichen 
Staate unmoglich. Die Menschen werden von ihm in dem 
Zustand der Kindheit zurückgehalten, in welchem die Staats- 
form selbst verharrt. 

Eine ganz ândere ifrage ist die nach dem Einflusse des 
Familienlebens auf die Staatswohlfahrt. Dieser meistens 
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mittelbare, aber tief greifende Einfluss kann nicht leicht zu 
hoch angeschlagen werden. Daher bat der Staat nicht allein, 
wie in dem übrigen Privatrecht, die Pflicht, das Familienrecht 
zu schützen und zu erhalten, sondern er bat zugleich ein 
hohes Interesse, so viel bei ihm steht, die Gesundheit des 
Familienlebens zu fordern und zu erhalten. Es ist zwar seine 
Macht hier eine geringe — eben weil die Familie keine Staats- 
institution ist — meistens auch nur eine mittelbar wirkende; 
in einigen Beziehungen aber kann und darf der Staat wohl 
die individuelle Willkür beschrânken: 

I. Mit Bezug auf die Ehe: 

1. Die politisch hoher gebildeten Volker legen aile einen 
entschiedenen Wert auf die Monogamie. Mehrere Mânner 
verwirren sogar die Abstammung, mehrere Frauen bringen 
Zwietracht in die Familie. Die voile Einheit der Ehe ist nur 
gedenkbar in der Einigung eines Mannes und einer Frau. 
Die Zweiheit der Geschlechter, in welche die Menschheit ge- 
teilt ist, wird in der Monogamie zur Einheit verbunden. Eine 
Mebrheit von Ehegenossen entspricht daher weder der Natur, 
noch der sittlichen Idee. Daher soll der Staat sie nicht 
dulden. Als die gallischen Bischofe gegen die Doppelehen 
der merowingischen Kônige eiferten, und nicht nachliessen, 
bis dieselben auf das alte Privilegium germanischer Fürsten, 
mehrere Frauen zu halten, verzichteten, verteidigten sie nicht 
bloss ein christliches, sondern zugleich ein staatliches 
Princip. Die Monogamie hebt die Frau zu voiler Genossen- 
schaft mit dem Manne einpor und die erhobenen Frauen 
veredeln hinwieder die Mânner. Die Polygamie dagegen 
drückt die Frauen zu blossen Werkzeugen der sinnlichen 
Lust der Mânner nieder, und die ungebildeten entwüidigten 
Frauen ziehen hinwieder die Mânner abwârts. Die Mono- 
gamie ist der Vorzug der europâischen und der christlichen 
Nationen. Die Polygamie ist das Erbübel vicier orientalischer 
Nationen. 
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2. Eine würdige Auffassung des rechtlichen Ver- 
hâltnisses der Ehegatten ist iiicht minder wichtig. 

In dieser Hinsicht blieb das rômische Recht hinter der 
rômischen Idee von der Ehe zurück. Wâhrend die Roiner dieEhe 
als eine innige und aile Verhâltnisse umfassende Lebensgemein- 
schaft von Mann und Frau auffassten , ^ beliandelte ihr altérés 
Redit die Frau ahnlich einer Tochter, und raumte dem Manne 
eine absolute Herrsdiaft über sie ein, wie dem Vater über die 
Kinder und dem Herrn über die Sklaven, und lôste das spatere 
Recht die Gemeinschaft auf in ein lockeres Nebeneinandersein 
der beiden von einander ganz unabhângigen Personen. Das 
Ueberhandnehmen der sogenannten freien Ehe ging mit derzu- 
nehmenden Sittenverderbnis in den letzten Zeiten der rômischen 
Republik Arm in Arm, und bereitete den Untergang dieser vor. 

Das deutsche Recht dagegen sowohl in seiner alteren 
Gestalt, woriiach Frau und Mann zwar ihr eigenes Vermôgen 
beibelialten, aber dessen ungeachtet die eheliche Gemeinschaft 
und Einigung in der ehelichen Vormundschaft des Mannes 
ihren rechtlichen Ausdruck findet, als in der neueren Fonn 
der Gütergenieinschaft, ist in Uebereinstimmung mit der Idee, 
Mvelche wir am schônsten in den uralten und schon in den 
heiligen Büchern der Juden enthaltenen zwei Sâtzen aus- 
gesprochen finden: „Mann und Weib sind nur ein Leib,“® 
und: „Der Mann ist das Haupt der Ehe.“^ 

5 Mo destin II S. L. 1 de Ri tu nuptiarum: „Nnptiae surit conjunctio 
maris et ieminae, et consortium omnis vitae, divini et liumani jnris com- 
nmnicatio,‘‘ und Justin., Inst. I, 9, §. 1 : „Nuptiae sive matrimonium est 
viri et mulieris conjunctio, individuam vitae consuetudinem continens.^^ 

6 Moses I, 2, 24 und Pau lu s an die Eplieser V, 31: „Um des- 
willen wird ein Mensch verlassen Vater und Mutter, und seinera Weibe 
anhangen, und wei’den zwei ein Fleisch sein.^ Ta ci tus von den ger- 
manisclien Frauen (Germ. 19): „Sic unum accipiunt maritum, quo modo 
unum corpus unamque vitam.“ Sch wabenspiegel (ed. Wack. 6): „Wan 
die (ein man unde^ sin wip) relit unde redelichen zer ê cliomen sirit, da 
ist niht zweiunge an, sie sÿit wan ein lip.“ 

7 Moses I, 3, 16. Zum Weibe sprach er: „Dein Wille soll deinem 
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3. Selbst die Form der Eingehung der Ehe ist nicht 
gleichgültig. Eine Form, welche geeignet ist, die Innigkeit 
und Heiligkeit des ehelichen Verhaltnisses darzustellen und 
zum Bewusstsein zu bringen, ist an sich einer anderen vor- 
zuziehen, welche die Ehe lediglich als ein willkürliches Produkt 
einer blossen Uebereinkunft bezeichnet. Der alt-rômische 
Grundsatz ^consensus facit nuptias" hat daher seine bedenk- 
liche Seite, insofern er zu der Vorstellung verleitet, dass die 
Ehe ein bloss kon ventionelles Verhâltnis sei, und man 
kann es nicht tadeln, wenn die Sitte mancher Nationen eine 
religiôse Feicr verlangt und die Uebung christlicher Vdlker 
auf die kirchliche Trauung einen Wert legt. Aber wichtiger 
noch ist die Rechtssicherheit der Familie, welche sich 
mit der heimlichen Ehe nicht vertrâgt, und nur durch die 
offentliche, urkundlich beglaubigte Form befriedigt 
wird. Diese Interessen des Rechts werden durch die soge- 
nannte Civilform vollstândig gewahrt. Ware nicht die kirch- 
liche Form der Trauung von der Geistlichkeit missbraucht 
worden, um die vom Staate anerkannte Freiheit der Ehe- 
schliessung zu beeintrachtigen und die Gesetzgebung von den 
Ansichten der Kirche in ungebührlicher Weise abhangig zu 
machen, so hâtte sich auch der moderne Staat cher bei der 
kirchlichen Form beruhigen kônnen. Aber jene Missbràuche 
und die Gegensâtze der religiôsen Meinungen innerhalb der 
heutigen Bevôlkerung haben das Bedürfnis einer rein bürger- 
lichen Form hervorgerufen. 

Wir haben nun in der modernen Rechtsbildung eine 


Manne nnterworfen sein nnd er soll dein Herr sein.^ Pan lus an die 
Eph. 5, 22 : „Die Weiber seien unterthan ihrcn Mannern.“ Sachsen- 
spiegel I, 45, §. 1; „A1 ne si en man sime wiwe nicht evenburdich, he 
is doch ihre vormünde, iinde se is sin gcnotiime, iinde trit in sin redit 
swenne se in sin bedde gat.“ Code civil, Art. Î113: „Le mari doit pro- 
tection à sa femme, la femme obéissance à son mari.‘\ Oesterr. Gesetz- 
buch, §. 91: „Der Mann ist das Haupt der familie. “ Züricherisches 
Gesetzbuch, §. 127: „Der Ehemann ist das Haupt der Ehe.‘* 
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zweifache Form in Uebung: 1) die für das Rechtsinstitut der 
Ehe notwendige bürgerliche Eheschliessung vor dein 
staatlichen Standesbeamten ; 2) die der freien Sitte über- 
lassene nachfolgende kirchlicheTrauung durch den Geist- 
lichen, welcher der geschlossenen Ehe die religiose Weihe und 
den Segen der Kirche hinzufügt. Die erste ist notwendig, die 
zweite freiwillig. 

4. Fine Befôrderung der Ehen und der Kinderzeugung 
von Staats wegen ist in grossem Massstab durch den Kaiser 
Augustus versucht worden. Das Bedürfnis zu derartigen Ge- 
setzen setzt indessen jederzeit kranke Zustânde einer Nation 
voraus, in denen der natürliche Trieb der Individuen, sich zu 
verbinden, entweder ausschweift oder gehemmt ist. Dieses 
Uebel ist besonders dem Leben in grossen Stadten eigen. Die 
zahlreicheren Gelegenheiten, geschlechtlicbe Bedürfnisse auch 
ausser der Ehe zu befriedigen, befordern den Hang zu einem 
ungebundenen und liederlichen Leben, und die erhôhte 
Schwierigkeit, die gesteigerten Ansprüche einer stâdtischen 
Familie auf Lebensgenuss zu erfüllen, ist ein bedeutendes 
Hindernis der Heiraten gerade unter den hoheren Klassen 
der Gesellschaft. In Rom kam die übermassige Testierfrei- 
heit der romischen Bürger als ein Motiv der Ehelosigkeit 
hinzu, indem unverheiratete Reiche sicher waren, in ihren 
alten Tagen von erbsüchtigen Verwandten und Freunden mit 
dienstgefâlliger Zuvorkommenheit gepflegt und geschmeichelt 
zu werden. Augustus konnte mit Recht sageu: „Die Stadt 
besteht nicht aus Hâusern, Sàulenhallen und leeren Mârkten, 
sondern die Menschen bilden die Stadt. ‘Würde die Ehelosig- 
keit unter den Bürgern Roms um sich greifen, so würde am 
Ende Rom den Griechen oder gar den Barbaren anheimfallen.^ 

Aber auch auf dem Lande kommen âhnliche Beschrân- 
kungen vor im Intéressé der Erhaltung des bâuerlichen Grund- 
besitzes und der*Verhinderung von Gutsteilungen. In manchen 
Gegenden ist so das Zw*eikihdersystem in Uebung, in anderen 
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werden die übrigen Sohne ausser dem Erbsohn als Knechte 
des Hofes betracbtet oder in die Fremde geschickt und vor 
weiterer Heirat abgemahnt. 

Die Mittel des Staates, die Ehen und die Kinderzeugung 
zu befôrdern, sind freilich beschrânkt, und selbst in der Be- 
schrânkung werden sie, wie solches aucli den Gesetzen Augusts 
widerfahren ist, dem Volke so wenig munden, als eine bittere 
Arznei dem kranken Korpei*. Ein direkter Zwang zur Ehe 
ist nicht zulâssig, weil die Ehe ihrem Wesen nach die eheliche 
Gesinnung und den freien Willen der Individuen voraussetzt. 
Selbst in dem Falle, wo die Staatsinteressen die Ehe des 
Staatshauptes dringend wûnschbar machen, ist doch eine 
Notigimg desselben zur Eingehung einer Ehe ein so tiefer 
EingrifF in die menschliche Freiheit, dass vor diesen natür- 
lichen Schranken dos individuellen Kechtes auch der Wille 
des Staates zurücktreten muss. Die jungfrâuliche Konigin von 
England hat diese persônliche Freiheit auch des Monarchen, 
dessen Leben mehr als ein anderes mit der Wohlfahrt des 
Staates verwachsen ist, siegreich gegen die andringenden 
Staatsrücksichten behauptet. 

Der Staat kann somit nur mittelbar den Z week fordern, 
iiidem er mit der Ehe âussere Vorteile verbindet, und die 
Ehe- und Kinderlosigkeit mit àusseren Nachteilen, nicht aber 
"wie ein Vergehen mit eigentlicher Strafe bedroht. Diesen 
Weg hat denn auch die rômische Gesetzgebung eingeschlagen. 

5. Hâufiger finden sich in den neueren Staaten umgekehrt 
gesetzliche Beschrankungen der Ehe aus Gründen der 
offentlichen Wohlfahrt. Dieselben setzen ebenfalls krankhafte 
Zustande voraus, insbesondere das sociale Uebel eigentums- 
oder erwerbsloser Klassen der Bevolkerung. Da konnen es 
unter Umstânden die Interessen der Gemeinschaft notig machen, 
dass von denen, welche durch die Ehe neue Familien be- 
gründen wollen, Garantien dafür verlangt werden, dass sie 
im stande seien, ohne Belâstigung der Gemeinden oder des 
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Staates', der Familie die erforderliche Nahrung und den nôtigen 
Unterhalt zu verschaffen. Ein weiteres Verbot dei' Ehe da- 
gegen, insbesondere der Vorbehalt einer willkürlichen Ge- 
nehmigung der Gemeinden, ist ein nicht zu rechtfertigender 
Eingriff in das natürliche Recht des Individuums. 

Die gesetzliche Erschwerung der Ehen verraag überdem 
die Erzeugung unehelicher Kinder nicht zu hindern; im 
Gegenteil das Uebel einer grossen Zabi familienloser und 
daher armlich genâhrter und mangelhaft ei’zogener Dnehe- 
licher wird dadurch vermehrt. Die Gründung einer Familie 
und die Hilfe der Frau üben einen sittigcnden Einfluss aus 
auf die Mânner und wirken für den ôkonomischen Bestand 
der Haushaltung im grossen und ganzen eher -woblthatig als 
schâdlicli. Daher ist als Regel nicht die Beschrankung, son- 
dern umgekehrt die voile Freiheit der Eheschliessung 
zu empfehlen. Die Gesetzgebung, welche für aile zu sorgen 
hat, muss es auch dem armen Manne ermôglicben, eine Ge- 
nossin seiner Arniut und eine ehrlichc und eheliche Mutter 
seiner Kinder zu wâhlen. 

6. Mit Recht enthâlt sich der Staat einlâsslicher Vor- 
schriften über das geschlechtliche Verhâltnis der Ehe- 
gatten.^ Sie gehôren vorzugsweise dem individuellen Leben 
und der Sitte an. Wohl aber ist er befugt und veranlasst, 
offenbare, über den Kreis des engen Familienkreises hinaus 
wirkende Immoralitàt und den Bruch der ehelichen Treue 
auf Klage des verletzten Ehegatten mit Strafe zu bedrohen, 


a In den Ge,setzcn Manus (III, 46) konimen daruber lülgende Be- 
stirainungen vor: „16 Tage nnd 16 Niiclxte von der Erscheinung der 
Regcln an sind die natürliche Zeit der Franen. An den 4 ersten Niicliten 
nnd ebcnso an den llten und 13ten dürfen sie niclit heimgesucht werden. 
Die iibrigen 10 dagegen sind erlaubt, und unter diesen die geraden der 
Erzeugung von Sôhnen, die iingeraden der von Tôcbtern günstig.“ Audi 
die jüdische Gesetzgebung und spaterhin daS kanonische Recht 
haben daruber Besîiinmungen. 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 15 
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und so durch seine Gesetzgebung die gute Sitte und die 
Reinheit der Ehe zu stützen. 

Die Weibergemeinschaft, wie sie Plato für die Wàchter 
seines idealen Staates vorgeschlagen bat, ist eine Entwürdigung 
der Ehe und Zerstorung der Familie. Die Preisgebung der 
Frauen, wie sie unter Umstânden von den Spartanern be- 
günstigt worden, ist eine Barbarei. Die Emanzipation des 
Fleisches aber, wie sie die radikal-socialistische Schule in 
unseren Tagen als einen neuen Fortschritt der individuellen 
Freiheit, über seinen Kôrper nach Lust zu verfügen, auch für 
die beiden Ehegatten in Anspruch nimmt, ist die Erniedrigung 
der sittlichen Freiheit des Menschen auf die Stufe der sinn- 
lichen Freiheit der Hunde. 

7. Endlich ist der Sorge des Staates für die Fortdauer 
der Ehe und der Behinderung leichtfertiger Scheidung zu 
erwâhnen. 

Schon in der vorchristlichen Période wird die Auflosung 
der Ehe nicht überall der Willkür der einzelnen Ehegatten 
überlassen. Manche Rechte gestatteten es zwar dem Manne, 
seine Frau zu entlassen, nicht aber der Frau, sich von dem 
Manne loszusagen. Auch für den ersten Fall war die Ver- 
stossuug der Frau ôfter an bestimmte wichtige Ursachen ge- 
bunden, oder zog, wie in den àlteren germanischen Rechten, 
wenn sie ohne zureichende Gründe geschah, bedeutende 
Nachteile auch für den Mann nach sich. In diesen be- 
schrânkenden Bestimmungen des Rechtes, welche überdem 
durch die Sitte verstârkt waren, aussert sich. die Ehrfurcht 
des Staates vor dem Principe der Ehe als einer das ganze 
Leben erfüllenden Gemeinschaft. Es war daher schon eine 
Auflosung der alteren sittlichen Ordnung, wenn das spâtere 
r omis ch e Recht, die in Athen herrschende Ansicht adop- 
tierend, für die sogenannte freie Ehe den Ehegatten das 
Recht der einseitigên freien Kündigung einrahmte. Die Auf- 
nahme dieses Grundsatzes war zu grossem Teile eine Folge 
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des in Rom überhandnehmenden Sittenverderbnisses, und 
ward hinwieder eine Quelle der Entartung. 

Das Christentum bat in dieser Frage ein neues und 
vollkommeneres Recht eingeleitet. Christus selbst sprach sich 
ira Gegensatze zu dem mosaischen Rechte so nachdrücklich 
gegen die Scheidung aus,** dass seine Worte nicht ohne 
Wirkung auf die spâtere Rechtsbildung in den christlichen 
Staaten sein konnten, obwohl er auch hier nicht unmittelbar 
das bestehende Recht ânderte noch ein neues schuf, sondern 
nur auf den Geist und die moralische Gesinnung wirkte. Die 
katholische Kirche aber bildete nachher ein strenges System 
des Eherechtes aus und gelangte, ungeachtet Christus selbst 
die Scheidung aus dem Grunde des Ehebruches ausgenommen 
und anerkannt hatte, im Verfolge der Zeit dazu, die voile 
Scheidung überall zu untersagen und nur eine âusser- 
liche Trennung (die separatio a toro et mensa), aber auch 
diese nur aus wichtigen und seltenen Gründen zu gestatten. 
Sie setzte ihre Ansicht in den christlichen Staaten des Mittel- 
alters in der Weise durch, dass sie die Frage der ehelichen 
Trennung und Scheidung der Einwirkung des Staates ganz 
zu entziehen und ausschliesslich vor die kirchliche Ge- 
richtsbarkeit zu bringen wusste. 

In den letzten Jabrhunderten hat indessen der Staat 
auch diese Seite der Rechtsverhâltnisse mit Recht wieder 
seiner Gesetzgebung und seiner Rechtspflege unterworfen, und 
die protesfantische Kirche erklàrte von ihrem kirchlichen 
Standpunkte aus die Ehescheidung wegen Ehebruches, ofter 
auch aus Gründen, welche diesem an Bedeutung gleich kommen, 
als zulâssig. 

Endlich hat die Gesetzgebung, teils von modernen natur- 
rechtlichen Ideen geleitet, teils im Intéressé der individuellen 
Freiheit, manche altéré Scheidungsgründe erweitert und die 
Scheidung erleiditert. 

» Mattli. 5, 32; 19, 8. Mark. 10, 11 und 12. Lnk. 16, 18. 
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Regelmàssig geblieben aber und allgemein anerkannt sind 
zwei Grundsâtze: a) dass die Scheidung weder der Willkür 
der einzelnen Ehegatten noch selbst der auflôsenden Willens- 
übereinstiinmung beider anheitn gegeben werden darf, sondern 
nur unter gerichtlicher Mitwirkung und mit gerichtlicher Er- 
laubnis zulâssig ist; 

b) dass diese Erlaubnis bedeutende Gründe voraussetze. 
Die Kirche kann hier in hoherem Masse das Princip der Un- 
auflôsbarkeit, welches durch die Idee der Ehe gefordert wird, 
vertreten, insofern sie moralisch und geistig einwirkt und 
zu dem Gewissen spricht, wâhrend der Staat, wenn es sich 
um âusseres Zwangsrecht handelt, genôtigt ist, auch im Gegen- 
satze zu der Reinheit der Idee die Unvollkommenheit der 
realen Zustànde zu beachten und daher Ehen, die inneiiich 
doch gebrochen und zerstort sind, auch von Rechts wegen 
âusserlich zu lôsen. Nur thut der Staat wohl daran, so- 
weit die Sitten und Lebensverhâltnisse des Volkes und die 
individuelle Entwickelung es gestatten, die Regel der Unauf- 
losbarkeit inôglichst festzuhalten und die Ausnahmen der 
Scheidung einer ernsten Kontrolle zu unterwerfen. 


Zwanzigstes Kapitel. 

2. Die Franen. 

Die bisherige Grundansicht aller Vôlker betrachtet die 
Frauen zwar als zu derselben Nation und zu demselben 
Volke gehôrig, wie ihre Mànner oder ihre Vâter, aber doch 
nur mittelbar mit dem Staate verbunden, nicht als voll- 
berechtigte Staatsglieder und Staatsgenossen. Erst in 
unserer modernen Weltperiode regen sich vorerst Anzeichen 
einer anderen Meinung. Schon zur Zeit dbr franzôsischen 
Révolution von 1789 verlangte eine Frauenpetition an den 
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Kônig, dass auch dem weiblichen Geschlechte staatsbürger- 
liche Redite (Stimmrecht und Wâhlbarkeit) verliehen werden. 
Obwohl der Philosoph Condorcet die Pétition empfahl, wurde 
sie doch von der Nationalversammlung mit Spott und Hohn 
zurückgewiesen. In unseren Tagen findet dasselbe Begehren 
unter verschiedenen Nationen eifrige Fürsprecher. Vor allen 
bat Stuart Mi 11' dasselbe in seinen Werken und im eng- 
lischen Parlament verteidigt, freilich ohne Erfolg. In Frank- 
reich bat sich Edouard Laboulaye^' dafür ausgesprochen. 
In einzelnen Lânderstaaten Amerikas ist man sogar zu Ver- 
suchen vorgeschritten, die Frauen zu den politischen Rechten 
und Pflichten herbeizuziehen. 

Die hauptsachlich von Stuart Mill angeführten Gründe 
für die uninittelbare Beteiligung der Frauen am Staate sind : 

a) Die Frauen haben dasselbe Recht wie die Mânner, 
gut regiert zu werden; und eben dafür zu sorgen sei die 
Volksvertretung eingerichtet. Aber auch die Kinder haben 
ein natürliches Recht, dass sie von dem Staate geschützt und 
dass für ihre gemeinsamen Interessen gut gesorgt, d. h. dass 
sie gut regiert werden, und dennoch leitet niemand daraus 
ein Stimmrecht der Kinder im Staate ab. Aus dem Rechte, 
gut regiert zu werden, folgt keineswegs das Recht, sei es an 
der Regierung teilzunehmen, sei es die Regierung zu kon- 
trollieren: denn das letztere Recht setzt die persônliche 
Fahigkeit zur Ausübung derselben voraus; das erste Recht 
dagegen verlangt keine besondere Fahigkeit, sondern hat nur 
einen passiven Charakter. 

b) Zwischen der Entwickelung des Privatrechtes und des 
offentlichen Rechtes bestehe ein offenbarer Widerspruch, der 
beseitigt werden müsse. Auch im Privatrechte seien aufanglich 
die Weiber in ihrer Handlungsfàhigkeit beschrânkt gewesen 
und überall unter einer Geschlechtsvormundschaft der Mânner 

1 In (1er Sclirift: Die Reprâsentativregierung, Kap. 8. 

Histoire de l’Amérique, Bd. III. 
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gestanden. Spàter aber habe man erkannt, dass die Frauen 
ebenso ihr Vermôgen verwalten kônnen, wie die Mânner, die 
Geschlechtsvormundschaft abgeschafFt und beide Geschlechter 
einander gleichgestellt. Im ôflfentlichen Rechte dagegen be- 
stehe der Gegensatz fort. Man fordere von den Frauen, dass 
sie ebenso dem Staate ihre Steuer bezahlen, wie die Mànner, 
und bestreite ihnen das Recht, gleich den Mânnern Steuern 
zu bewilligen und die Rechnungen zu prüfen. Es sei daher ein 
Unrecht, den Frauen eine Fâhigkeit abzusprechen, die man 
im Privatverkehr anerkannt habe, und eine Gleichstellung im 
offentlichen Leben zu verhindern, die im Privatleben bestehe 
und sich wohlthàtig erweise. 

c) Es sei überdem eine arge Inkonsequenz in der bis- 
herigen Rechtsbildung, dass viele Volker, welche allen Frauen 
jedes politische Recht versagen, ausnahmsweise das hochste 
politische Recht der Regierungsgewalt an ihre Koniginnen über- 
lassen und. sich als Unterthanen einer Frau bekennen. 

Freilich war den Griechen und den Rômern auch diese 
Ausnahme durchaus fremd. Als der weibische Kaiser Helio- 
gabalus seine Mutter in den Sénat eingeführt und dadurch 
die riimische Sitte und Denkart schwer verletzt batte, wurde 
nach seiner und ihrer Ermordung ein Senatuskonsult be- 
schlossen, dass dessen Haupt den unterirdischen Gôttern ge- 
weiht sei, welches je es wieder wagen sollte, eine Frau in 
den Sénat zu bringen. Auch die meisten germanischen Volker 
gehorchten nur Mannern als ihren Kônigen. 

Aber schon Aristoteles (Pol. III. 6, 16) berichtet uns, 
dass viele fremde Staaten unter Frauenherrschaft stehen, und 
Tacitus (Agricola, c. 16) erwàhnt es als eine Eigentümlichkeit 
der Britten, dass sie auch dem weiblichen Geschlechte Herr- 
schaft verstatten. Von den Langobarden wissen wir, dass die 
Folge in das Kônigtum ôfter durch erbberechtigte Frauen ver- 
mittelt worden ist. In dem spâteren europâischen Staatsrechte 
ist hâufig den Frauen ein Recht auf den Thron erôflfnet 
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worden, und wir haben in den letzten Jahrhunderten nicht 
bloss in England, sondern auch in Oesterreicb, Russland, 
Spanien, Portugal und anderwârts unter vèrscbiedenen Regie- 
rungssystemen Frauen als Regenten geseben. 

Wober diese sonderbare Ausnabme? Wenn den Frauen 
politiscbe Redite flberbaupt nicbt zukommen, wie kônnen sie 
dann an dem hochsten politischen Recbte teilbaben? Sollte 
es nicbt natürlicber sein, dass eine Frau ein untergeordnetes 
Staatsaint verwalte oder in dem Rate ibre Meinung âussere, 
als dass sie Oberbaupt des Staates werde? Diese Ausnabme 
lâsst sicb nur daraus erklàren, dass die Würde und Macbt 
des Staatsoberbauptes als ein politiscbes Familiengut betracbtet 
und bebandelt und der Frau die nâmlicben Recbte auf die 
Tbronfolge wie auf die Beerbung der vàterlicben Liegen- 
scbaften zugestanden wurden. Das Land wurde wie ein Gut 
(Allod oder Lebensgut) angeseben, und das privatrecbtlicbe 
Erbsystem aucb für die staatsrecbtlicbe Folge festgebalten. 
Auf solcbe Weise ist die Fâbigkeit kôniglicber Frauen zur 
Tbronfolge scbon im Altertume begründet und in der neueren 
Zeit ausgedebnt worden; und es baben mancbe neuere Staaten, 
welche im übrigen zwiscben Staats- und Privatrecht scbârfer 
gesondert baben, und der mittelalterlicben Vorstellung des 
Lehens- oder des Patrimonialstaates entwachsen sind, dennocb 
diesen Rest der früberen Anscbauungsweise beibebalten, und 
auf die Blutsverbindung in der kôniglicben Familie ein 
grosseres Gewicbt gelegt, als auf die Natur des Staates und 
die Bestimmung der Frau.* 

d) Da die meisten Frauen in der Familie leben, so 
würden sie tbatsâcblicb in der Regel sicb zu ihrem Familien- 


3 Vgl. die üntersuchnngen von Laboulaye: Recherches sur la 
condition civile et politique des femmes, Paris 1843. Beachtenswert 
aber bleibt es, (^ss manche Frauenregierungen gut ausgelallen sind, 
zum Teil deshalb, weil ^ie Kaiserinnen und Kbniginnen sich lieber 
von bedeiitenden Staatsmannern leiten liessen, als viele mannliche Herrscher. 
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haupte halten; die Frauen würden mit dem Ehemanne, die 
Tochter mit dem Vater stimmen. Dadurch würde das poli- 
tische Gewicht der Hausvàter, der solidesten Bestandteile in 
der Nation, erheblich verstârkt werden gegenüber den ehe- 
losen und ausser der Familie lebenden Elementen. 

e) Der Einfluss der Frauen auf die Politik, der sich 
auch heute in der Gesellschaft und innerhalb des Hauses 
geltend mâche, sei überhaupt nicht zu vermeiden. Gegen- 
wartig aber àussere sich dieser Einfluss in ungeordneter 
Weise, meist insgeheim, immer ohne dass die Frauen das 
Gefühl der Verantwortlichkeit haben. Da wàre es doch besser, 
diesem Einflusse eine wohl angelegte Bahn zu eroffnen, den- 
selben vor Ausschreitungen zu bewahren und den Frauen, 
indem man sie bei dem Staate mitbeteilige, auch die Verant- 
wortlichkeit ihrer Abstimmungen und Meinungsausserungen 
klar zu machen. 

Unter diesen Gründen für die Ausdehnung des Frauen- 
stimmrechtes hat der vierte wohl das raeiste Gewicht. Mir 
scheinen aber die Gegengründe noch gewichtiger. Sie sind: 

a) Die übereinstimmende Sitte aller Kulturvôlker, 
welche freilich keine absolute Beweiskraft hat, aber ent- 
schieden vor einer Aenderung warnt, welche den beharrlichen 
Zustiinden und Gefühlen der Menschheit widerspricht. 

b) Die Natur der Frauen, welche vornehralich für die 
Familie geschaffen und bestimmt sind und durch massen- 
haftes Hineinziehen in die politischen Kampfe und Arbeiten 
ihrem eigentlichen Berufe eher entfremdet würden. Die weib- 
lichen Tugenden der Gatten- und Mutterliebe, der hâuslichen 
Sorge, die zarte Feinfühligkeit und Liebenswürdigkeit der 
Frauen würden sicher Schaden leiden, und die Frauen würden 
die Fahigkeit zu den Arbeiten und dem offenen Kampfe des 
ausseren Lebens doch nicht gewinnen. 

c) Die mânnliche Natur des Staates, aSs der bewussten 
Selbstbestimmung und Selbstbeherrschung des Volkes, welche 
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die Kraft des mânnlichen Charakters und Geistes nicht und 
niemals entbehren und nicht durch die Beimischung der weib- 
lichen Empfindsamkeit und Schwâche verdorben werden dürfen. 

d) Die grosse Gefahr, dass die politischen Parteikampfe 
noch leidenschaftiicher und noch weniger durch den mann- 
lichen Verstand geleitet und in Schranken gehalten würden. 
Die passiven Seelenkrâfte würden zum Schaden des Staates 
vermehrt, die aktiven geschwâcht werden. 

Einzelne Ausnahmen, wie die Thronfolgefahigkeit von 
Frauen, welche durch günstige Verhâltnisse und eine hohe 
Ausbildung unschâdlich gemacht werden konnen, sind daher 
ertràglich, eine allgeraeine Aufnahme der Frauen in das Staats- 
bürgerrecht wàre verderblich. 

Sind daher die Frauen von einer regelmâssigen unmittel- 
baren Teilnahme an den Staatsgeschâften ausgeschlossen, so 
ist dagegen ihre mittelbare Einwirkung auf die Wohlfahrt 
des Staates nicht gering zu achten. Aber auch da artet der 
Einfluss der Frauen auf das Staatswohl leicht aus, wenn der- 
selbe von politischen Motiven geleitet wird. Rein und 
heilsam erweist er sich fast nur, wenn religiose oder mora- 
lische Gründe die Handlungen der Frauen bestimmen. Die 
berühmten politischen Frauen haben meistens den Staaten 
und den Ihrigen Schaden gebracht. Die weibliche Klugheit 
und List in kleinen Dingen wird auf politischem Gebiete zu 
gefâhrlicher Intrigue. Und wenn einmal die politischen Leiden- 
schaften des Hasses, der Rache, des Ehrgeizes in der Brust 
des Weibes eingekehrt sind, werden sie leicht zu massloser 
Gier entzündet und teilen sich so den Mannern mit. Es gilt 
das nicht bloss von den Maitressen der Fürsten, es gilt das 
auch von manchon Ehefrauen und Müttern, die sich in der 
Geschichte einen Namen erworben haben. Die rômische Ge- 
schichte ist nicht arm an Beispielen dafür, und die franzôsische 
Révolution kennt solche nicht minder als das Hofleben der 
franzosischen Kônige. * 
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Auf der anderen Seite ist der Segen gross, den Frauen 
in stiller, von der Geschichte nur selten berichteter Wirk- 
samkeit auch politischen Mânnern bereitet haben. Wie viele 
haben in dem hâuslichen Kreise wieder den Frieden gefunden, 
der sie für die Kàmpfe und Leiden des bewegten àusseren 
Lebens entschâdigte und von neuem zu ihrer Pflicht stârkte. 
Wie oft haben die Frauen die Roheit und Wildheit der 
Mânner ermàssigt und diese vor Ausschweifung bewahrt! wie 
oft dieselben durcb ihre kluge Vorsicht von Missgriffen zu- 
rückgehalten, oder durcb ihr lebhaftes Gefühl für Sitte und 
Moral an Fehltritten gehindert, wie oft auch in der Not 
gerettet! 

Vorzüglich in den Leiden des Gemeinwesens, im Unglück 
und bei Gefahren des Staates zeigt sich der Einfluss der 
Frauen besonders wohlthâtig. Im Dulden starker als der 
Mann hilft die Frau ihm das unvermeidliche Uebel ertragen, 
ohne sich von demselben demütigen zu lassen: ihr bereiter 
Opfermut regt auch in ihm den Mut auf, dem Vaterlande 
seine Krâfte willig zu opfern, und ihre Verehrung der mânn- 
lichen Tapferkeit, die ihr selber versagt ist, treibt den Mann, 
dieser Ehre würdig zu handeln und zu wagen. 

Es ist daher ein schôner Zug des Staatsrechtes besonders 
unter den germanischen Vôlkern, dass die Frau auch als 
Genossin der politischen Ehre und Würde ihres Mannes 
betrachtet wird. Es liegt darin die Anerkennung der wahren 
mittelbaren Beziehung des Weibes zu dem Organismus des 
Staates und ein würdiger Ersatz für die den Frauen versagte 
Teilnahme an den eigentlichen politischen Rechten. 

Anmerkung. Eine Reihe feiner Beobachtungen liât Rielil in 
seiner social -politischen Stiidie „Die Frauen" (Deutsche Vierteljahrs- 
schrift 1852) und spater in seinem Biiche: „Die Familie" mitgeteilt und 
mit Redit auf die standischen üiitersdiiede in dem Geschlechtsverhàlt- 
nisse aufmerksam gemacht. Die Bàuerin ist in Leben^sart und Sitte dem 
Bauern nàher und gleichcr, als die gebildete Sjadterin des liblieren Bürger- 
standes ihrem Gatten; aber jene ist einem strengeren Haiisregiment unter- 
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worfeu als diese, die sich freier imd selbstàudiger in ihrer Spliàre be- 
wegt. W enii aber Rielil der Frau auch einen politischen Parteicliarakter, 
dcii ^konservativen^^ beilegt nnd sie eine Aristokratin von Natnr 
ntMint, so habe ich dagegen einzuwenden, dass aile politischen Parteien 
dem Leben der Manner, keine anders als mittelbar dem der Franen 
angehbrcn, mittelbar aber die Franen wieder bei allen Parteien be- 
teiligt sind. Will man aber einzelne Parteien, wie das in der Parteien- 
lehre Fr. Rohm ers nnwiderleglich erwiesen worden ist, als vorzugs- 
weise mannlich unterscheiden , und diesen dann die anderen als 
iinmànnlicli (relativ weiblicli) entgegensetzen , so ist es klar, dass die 
liberale und die konservative mannlich und nur die extremen 
Parteien, die r^dikale und absol utis tische, nnmannlich sind. 


Einundzwanzigstes Kapitel, 

Verhâltnis des Staates zn den fndividuen. 

1. Volksgenossen nnd Premde. 

Endlich stehen auch die Individuen in einem unmittel- 
baren Verhâltnisse zu dem Staate, nicht bloss aïs Glieder 
der Familien, Stânde, Klassen. In der modernen Staatslehre 
und Staatsverfassung ist diese Beziehung ebenso nachdrück- 
lich hervorgehoben und zuweilen ausschliesslich beachtet, als 
die raittelbaren Beziehungen zu der Familie und den Standen 
gewôhnlich zurückgesetzt sind. 

Es kommen hier folgende Gegensâtze in Betracht: 

1) der der Einheimischen, der Volksgenossen oder 
Staatsangehôrigen und der Fremden; 

2) der der Staatsbürger und der übrigen Volks- 
genossen. 

Die verschiedenen Abstufungen innerhalb des Staats- 
bürgertumes kônnen erst bei der nâheren Betrachtung der 
Verfassung zur Sprache kommen. 

Der erste Gegensatz beruht vornehmlich auf dem Unter- 
schied der Volksrassen und ist zunâchst ein persônlicher. 
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Erst in zweiter Linie kommt auch die Beziehung zu einem 
Ort als der Heimat in Betracht. Entscheidend ist die Ver- 
bindung des Individuums mit dem Volke, von sekundârem Ein- 
flusse der Zusaramenhang mit dem Land. 

Die Meinung der alten Vôlker, dass den Fremden kein 
Ilecht zu halten sei, die Fremden also relativ rechtlose* 
Wesen seien, so lange sie nicht in einen besonderen Scbutz 
aufgenommen und von demselben gedeckt werden, obwohl 
von Hellenen und Romern behauptct, darf wohl als ein Stück 
Barbare! betrachtet werden, welches die antik'e Kultur ent- 
stellt. Humaner war der Grundsatz der Germanen: „Jeder 
nach seinem angeborenen Volksrechte.“ Die neuere Rechts- 
bildung erkennt auch in dem Fremden den berechtigten 
Menschen und gewâhrt demselben ihren Schutz. 

1. Die Frage aber, wer als Einheimischer anzusehen sei 
und wie die Volksgenossenschaft erworben werde, hat 
verschiedene Antworten erfahren. Die Rücksichten auf die 
Abstammung und auf die Heimat lassen verschiedene Kom- 
binationen zu. Wir konnen folgende Système unterscheiden : 

a) Das System des Geburtsortes. Es entspricht vor- 
züglich der Anschauung des spâteren Mittelalters. Seine Regel 
ist; Die Geburt im Lande begründet die Eigenschaft des 
Indigenats. Es ist das heute noch die Regel des englischen 
Redites, welches zwischen natural-horn subjects und aliens 
unterscheidet. Als in England geboren wird aber auch an- 
gesehen, wer auf einem englischen Schiffe oder in einer eng- 
lischen Gesandtschaftswohnung ira Auslande geboren wird. 
In neuerer Zeit ist aber auch in England die Strenge dieses 
ôrtlichen Principes dadurch ermiissigt worden, dass die Kinder 


1 Diese Aiisiclit, wie wir sie bei den Romern linden, ist zwar nicht 
Gleichstellung der Fremden mit den Sklaven, aber Schutzlosigkeit des 
Fremdenreclites im romischen Staate. Vgl. v.Ihering,,Geistdcs rbmischen 
Reehtes I, 8. ;il9 fl. Hostis bedentet ursprünglich den Gast, den Fremden 
und den Feind. 
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von Englândern, obwohl im Auslande geboren, dennoch das 
englische Bürgerrecht erhalten. Ueberdem ist die Naturali- 
sation bedeutend erleichtert worden.* Auf âhnlichen Grund- 
sàtzen ruht das nordamerikanische Recht. ^ 

b) Das System desWohnortes. Das Terri torialsy stem 
kommt noch in einer anderen Form zur Anwendung, welclie 
cher den neueren Ansichten zusagt, indem der Nachdruck 
nicht auf den zufâlligen Ort der Geburt, sondern auf den 
dauernden Wohnort der Eltern, und in der Folge auf den 
eigenen Wohnort gelegt wird. Daneben sind immer noc 
bedeutende Unterschiede môglich in der Gestattung oder Er- 
schweruug der Ansiedelung. In diesem Sinne [ward früher] 
Staatsangehôrigkeit zum Teil in Oesterreich und in ein- 
zelnen deutschen Staaten verstanden. Auch da wird aber 
die Wirkung des Wohnortes ergânzt durch die Formen einer 
persônlichen Erteilung des Heimatsrechtes. 

c) Eine eigentümliche Zwischenstufe nimmt das schwei- 

Blackstone, Comm. I, 10. St. 7 und 8, Victoria c. 66. [Durch 
das Gesctz von 1870 (Si. 33, Vict. c. 14) ist die Naturalisation weit(‘r- 
hiii erleichtert \vordeii.| 

3 Jetzt noch begriindet die Geburt in dem Gebiete der Vereinigten 
Staaten nordamcrikanisches Bürgerrecht. Aber die Kinder der Nord- 
anierikaiier, die iin Auslande geboren sind, liaben ebenlalls das Biirger- 
recht durch Abstamraung erworben. Die Nied e rlass un g Fremder 
in den Vereinigten Staaten endlich ist die Grundbediugung einer sehr 
zahlreichen Naturalisation. Vgl. S tory, Comm. zur Bundesverfassung 
I, 8, und Rüttimann, Nordamerikanisclies Bundesstaatsrecht I, S. 89, 

4 Oesterreich. Gesetzbuch §. 29: „Fremde erwerben die bster- 
reichische Staatsbürgerschaft durch Eintretung in den offeritlichen Dienst, 
durch Antretung eines Gewerbes, dessen Betreibung die ordentliclie An» 
sassigkeit im Lande notwendig macht, durch eiiien in diesen Staaten 
vollendeten zehnjahrigen nnuiiterbrocheneii Wohnsitz.“ [Diese Bestim. 
mungen sind nicht mehr in Geltung. Nach dem Staatsgrundgesetze vom 
21. Dezember 1867, Art. 3, kônnen Auslandcr erst nach Erwerb der 
Staatsangehôrigkeit in den Staatsdienst treten. Die anderen Bestim- 
mungen sind durcji Hofdekret vom 1. Marz 1833 und kaiserl. Veroi’d- 
nuug vom 27. April 1860 a.pfgehoben worden. Siehe ülbrich, Lehrbuch 
des bsterr. Staatsrechtes, S. 81.] . 
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zerische System des Gemeindeverbandes ein, welches 
die Grundlage bildet des Kantonsbürgerrechtes (Land- 
rechtes) und des allgemeinen Sch weizerbürgerrechtes. 
Das Gemeindebürgerrecht ist hier weder von der Geburt 
noch von dem Wohnort in einer Gemeinde abhàngig, sondern 
wird durch die Abstammung von Eltern bestimmt, welche 
Gemeindebürger sind und bleiben, auch wenn sie ausserhalb 
ihrer Heimatsgemeinde in einer sogenannten Niederlassungs- 
gemeinde wohnen. ® Es erinnert an das alt-rômische Municipal- 
recht, welches ebenfalls durch die origo aus einem bestimmten 
Municipium begründet war. 

d) Das nationale System des persônlichen Volks- 
verbandes hat in neuerer Zeit eine allgemeine Anerkennung 
erhalten, und sein Einfluss wird nun auch in den Staaten 
verspürt, deren Recht auf einer anderen Grundlage ruht. 
Nach diesem System kommt es nicht hauptsâchlich auf den 
Ort der Geburt an, auch nicht auf den Wohnort, sondern 
vorerst auf die Abstammung von Volksgenossen und 
sodann auf die ebenfalls persônliche, nicht ôrtliche Auf- 
nahme in den Volksverband. Daneben kommt auch einc 
ergânzende Rücksicht auf den Geburts- oder Wohnort vor. 

Im allgemeinen folgen das franzôsische Recht ^ das 
preussische Landesrecht' und nun das dcutsche Reichs- 


5 Bluntschli, Schweiz. Bundesrecht I, S. 52<9, und im einzelnen 

Bluntschli, Staats- und Rechtsgesch. v. Zürich II, S. Cherbuliez, 

De la Démocratie en Suisse I, S. 1771'.; Blumer, BundesstaatsrechtI,S.249f. 

6 Code civil, Art. 10: „Tout enfant né d’un Français en pays étranger 
est Français.^ Konsularverfassung von 1799, Art.. 3: „ün étranger de- 
vient citoyen Français, lorsqu’après avoir atteint l’âge de 21 ans accomplis 
et avoir déclaré l’intention de se fixer en France, il y a résidé pendant 
dix années consécutives.^ 

7 Gesetz vom 31. Dezember 1842. Das preussische Biirgerrecht vvard 
vorerst durch Abstammung begründet, indem jedes eheliclie Kind eines 
Preussen durch die Geburt preussischer Staatsbürger ward, auch wenn es 
im Auslande geboren war. Bei der Naturali^sation aber ward vorzüglich 
auf den Wohnsitz geachtet. v. Rbnne, Staatsrecht I, §. 87. 
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recht® diesem System. Der modernen Staatsanschauung, welche 
in dem persôniichen Volksverband den lebendigen Kern des 
Staatsbegrififes erkennt, entspricht dieses System am besten. 

Uebrigens nâhern die Système sich einander in neuerer 
Zeit, indem jedes seine Lücken durch Grundsâtze ans dem 
auderen zu ergànzen sucht. Abstammung und Geburtsort, 
Wohnort und Naturalisation, Heirat und Légitimation werden 
so miteinander verbunden, und wenn einer dieser Ursachen 
nicht eine direkte Wirkung des Bürgerrechtes zugeschrieben 
wird, so wird sie doch dadurch indirekt, als Voraussetzung 
besonders der Naturalisation, berücksichtigt. 

Die regelmâssigen Entstehungsgründe der Staatsangehôrig- 
keit sind also im Sinne der neueren Rechtsbildung: 

1) die Geburt, beziehungsweise die Abstammung der 
ehelichen Kinder von einem landesangehôrigen Vater, der 
unehelichen Kinder von einer landesangehôrigen Mutter. 
Im grossen ist das die hauptsâchliche Begründung der Staats- 
genossenschaft. Eine Ausnahme machen die Findelkindcr, 
welche dem Lande zugehôren, in dem sie gefunden werden; 

2) die Heirat, indem die fremdgeborene Ehefrau durch 
die Eheschliessung in die Familie und in das Volksrecht des 
Ehemannes eintritt; 

3) die Naturalisation, d. h. die Aufnahme eines bisher 
Fremden, der in einen neuen Staatsverband eintreten will, 
von seiten dieser Staatsgewalt. Die Bedingungen der Natura; 
lisation sind freilich noch sehr verschieden in den verschie- 
denen Lândern. Die einen erleichtern die Einwanderung, die 
anderen erschweren dieselbe. In manchen Lândern bewirkt 

8 Die deutsche Reiclisangehôrigkeit setzt die Laiidesangehongkeit 
voraus und hat insofern einen politischen Charakter^ die Landesangehorig- 
keit beruht aber meistens auf Abstammung von landesangehôrigen Eltern 
oder Naturalisation. Deutsches Gesetz voeu 1- Juni 1870, §. 1: „Durch 
die Geburt, auch wenn diese im Auslande erlblgt, erwerben eheliche 
Kinder eines (Nord)deutschqi die Staatsangehbrigkeit des Vaters, unelie- 
liche Kinder einer (Nordjdeutsclien die Staatsangeliorigkeit der Mutter.“ 
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schon die Niederlassung, welche einen dauernden Wohnsitz 
begründet, von selber oder doch in Verbindung mit einer An- 
meldung die Naturalisation; in anderen Lândern bedarf diese 
eines ausdrttcklichen Aufnahmeaktes der Landesregierung oder 
gar der Gesetzgebung. In vielen Staaten bat die staatliche 
Anstellung von bisher Fremden in dem einheimischen Staats- 
dienste die Folge der Aufnahme in die Staatsangehorigkeit, 
in anderen nicht. Manche Staaten verlangen die ausdrückliche 
Entlassung aus dem bisherigen Staatsverbande oder doch den 
Verzicht darauf, andere Staaten sehen von dieser Bedingung ab. 

2. Dem Erwerb der Volksgenossenschaft entspricht der 
Verlust derselben. Hieher gehôren folgende Gründe; 

1) der Tod. Die meisten Menschen bleiben wâhrend 
ihres ganzen Lebens demselben Staate verbunden, in den sie 
durch ihre Geburt eingetreten sind; 

2) die H cirât. Indem die Frau durch Heirat die ihr 
bisher fremde Staatsangehorigkeit ihres Ehemannes erwirbt, 
verliert sie gleichzeitig ihre bisherige Staatsangehorigkeit; 

3) die Entlassung aus dem angeborenen oder inzwischen 
erworbenen Staatsverbande. Da die Volksgenossenschaft in dem 
modernen Staate als ein persônliches Recht betrachtet wird, 
so wird sie durch den Aufenthalt, selbst durch die dauernde 
Niederlassung in einem fremden Lande nicht sofort aufgehoben. 
Vielmehr ist als die Auflôsungsform , w'elche mit der Natur 
dieses Redites am besten harmoniert, die Verzichtleistung 
von seiten des berechtigten Individuums, verbunden mit der 
Entlassung von seiten des Staates anzusehen, indem in ihr 
sich die welchselseitige Lôsung des persônlichen Verbandes 
darstellt. Die meisten neuei’en Staaten halten es aber ihrer 
nicht für würdig, ein Individuum, welches sich aus dem Staats- 
verbande lossagen will, zurückzuhalten, und haben so im 
Intéressé der individuellen Freiheit das Princip freier Ver- 
zichtleistung anerkannt. In vielen Fàlleu wird geradezu 
aus der Handlungsweisé des Individuums auf Verzichtleistung 
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geschlossen, auch wenn keine ausdrückliche Erklârung des- 
selben vorliegt. Ganz besonders gilt das von der Aus- 
■wanderung, in welcher sich die Absicht zu erkennen gibt, 
nicht wieder zurückzukehren. * 

Nur das englische Staatsrecht, obwohl es vielleicht 
zuerst unter den neuen Rechten das Redit der freien Aus- 
wanderung (des freien Zuges) anerkannt bat, bat den niittel- 
alterlichen Gesicbtspunkt, dass der lintertban sicb von der 
Lebenstreue gegen den Fürsten nicbt obne dessen Zustim- 
mung losmachen kônne, langer festgebalten, so dass aucb die 
Auswanderung nicbt sofort die Auflosung des engliscben 
Untertbanenverbandes nach sicb ziebt. 

Als Auswanderung bebandelt das franzosiscbe Redit 
auch jede Naturalisation in einem fremden Lande und den 
Eintritt in auswartige Staatsdienste obne Bewilligung der fran- 
zosischen Staatsregierung; eine Ausdehnung, welche unter 
Umstânden weiter reicht, als die wirkliche Verzichtleistung, 

9 Code civil, Art. 17: „La qualité de Français se perdra par tout 
établissement fait en pays étranger, sans esprit de retour. Les établisse- 
ments de commerce ne pourront jamais être considérés comme ayant été 

^faits sans esprit de retour.^ Ces ter r. [Staatsgrundgesetz vom 21. Dez. 
1867, Art. 4: „r)ie Freiheit der Auswanderung ist von Staats wegen nur 
durcli die Welirpflicht beschrankt.“] Ebenso preuss. Verf. von 1850, 
Art. 11: „Die Freiheit der Auswanderung kann vop iStaats wegen nur 
in Bezug auf die Welirpfliclit bescJirankt werden.‘‘ Das preuss.Land- 
recht II, 17, §. 127 u. ff. war nocli strenger. [Nach dem deutschen 
Reichsgesetze vom 1. Juni 1870 geht die Reichs- und Landesangehorigkeit 
verloren durch zehnjahrigen Aufenthalt im Ausland. Die Frist wird 
jedocli erst von dem Zeitpunkt des Ablaufs der Reisepapiere (Pass u. s. w.) 
an gereclinet. kSie wird unterbrochen durch Eintragung in die Matrikel 
eines Konsuls. §. 21.] 

10 Magna Oharta v. 1215: „Liceat unicuique exire de regno nostro 
€t redire salvo et secure per terram et per aquam salva fide nostra, 
nisi tempore guerre per quod breve tempus propter communem utilitatem 
regni. Blackstone, Comm. I, 10. [Nach dem Gesetze von 1870 (St. 33, 
Vict. c. 14) geht (^e englische Staatsangehôrigkeit durch Naturalisation 
in einem fremden Staate verloren.] 

D Code civil. Art. 17. 

Bluntschli, allgcmeine Staatslehre. 


16 
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denn es kann wolil vorkornmen, dass ein Individuum in einen 
anderen Staatsverband eintritt, ohne deshalb seine bisherige 
Staatsverbindung aufgeben zu wollen. Indessen sorgt in 
solchen Fâllen das franzosischc Recht dafür, dass dem nach 
Frankreich zurtickkehrenden Individuum die Erneuerung des 
franzosischen Indigenates leiclit wirdJ*^ 

Die Vereinigung zweier Heimatsreclite in ein or Person 
ist nicht unmbglich und teilweise durch die Kultur- 
verhâltnisse der Gegenwart veranlasst. Wenn daraiis ein wirk- 
licher Konflikt widerstrcitendcr Pflichten sicli ergibt — ein 
immerhin seltener Fall — so kann die Losung desselben wolil 
schwierig werden. Nicht imrner hilft der Satz ans, dass der 
altéré Staatsverband déni neueren vorgehe; insbesondere 
dann nicht, wenn das altéré Heimatsrecht ein ruhendes und 
das neuere ein wirksames (aktuelles) ist, wenn also der 
Doppelbürger wohl in der neuen Ileimat wohnt, aber nicht 
mehr in der alten. In diesen Fâllen wird z. B. die Militâr- 
pflicht in der letzteren geleistet werden müssen. Deshalb 

1'^ Code civil, Art. 18: Français qui aura perdu sa qualité de 

Français pourra toujours la re(‘ouvi*er en rentrant en France avec l'autori- 
sation du Koi et (*n déclarant qu'il veut s’y fixer, et qu’il renonce à 
toute distinction contraire à la loi française. “ 

13 Es kommt sogar vor, dass eine Person, gleiclizeitig iii zwei Staateii 
an der Landesreprasentation teilnimmt. Manelie deutsclie Standeslierreii 
sind gleichzeitig Mitglieder der ersten Kammern in zwei und drei Staaten, 
in denen allen sic begiitert und denen allen sie durch den £id der Treue 
verbunden sind. Ist es ja nicht einmal undenkbar, dass jemand zwei 
verschiedene Wohnorte (Domizile) z. B. einen in der Stadt und einen 
auf dem Lande, oder einen als Kaufmann (Firma) und einen anderen als 
Privatmann liât! Wenn v. Bar (Das internationale Privât- und Strafreclit, 
S. 85) aile diese Moglichkeiten bestreitet, so überzeugt ein Blick in die 
wirklichen Verhaltnisso , dass diese mannigfaltiger sind, als die enge 
Théorie. Die Freiheit der Auswanderung wird dadiirch nicht beschrankt, 
wohl aber die Freiheit bewalirt, sein angeborenes Vaterland zu behalten 
und damit eine neue Staatsgenossenschaft zu verbinden. 

14 Blackstone a. a. O. Die cigene LçbenseiTahrung bat midi ge- 
lehrt, dass in diesen Dingen die aktuelle Heimat entscheide. 
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koinmt aiiclî zuniichst dem Staate, welcher einem Auslàiider 
die Naturalisation erteilt, oder ihm eine Beamtung übertragt, 
die Befugnis zu, entweder die vorherige Entlassung aus dem 
früheren Staatsverbande zu verlangen, oder deii Vorbelialt dcr 
Fortdauer desselbeii zuzugestehen. 

3. Weil die Landesrechte die Bcdingungen des Erwerbes 
und des Verlustes der Staatsangehorigkeit verschieden bostim- 
meii, so kann daraus leiclit ein Konfiikt entstehen zwischen 
zwei Staaten, welche eiiUveder beide ziigleicli ein Individuum 
als Staatsgenossen betracliten und je nacb UinsUinden schützen 
oder verpflicliten, oder von denen keiner dem anderen gegen- 
über sich für verpflichtet liait, einen früher ihm Angehürigen 
aufzunehmen. 

Uni derartige Konflikte zu beseitigen, ist vornehmlich 
auf Betrieb des nordamerikanischen Gesandten bei dem Nord- 
deutschen Bunde, Bancroft, der Vertrag vom 22. Februar 
1808 zwischen diesem Bunde und der Union der Vcreinigten 
Staaten zustande gekommcn, durch welchen bestimmt wurde, 
dass die fünf Jahre lang fortwirkende Naturalisation in einem 
der beiden Staaten von da an auch in dem anderen als wirk- 
sam anerkannt, folglich der bisherige Staatsverband nach 
dieser Frist als erloschen betrachtet werde. Auf derselben 
Grundlage hat denn auch England mit den Vereinigten Staaten 
ebenfalls 1808 sich vereinbart, und es scheint das neue Princip 
allgemeine Billigung zu erwerben. 

4. Die Wirkungen der Volksgenossenschaft beziehen 
sich teils auf das Gebiet des Privatrechtes, teils auf das Gebiet 
des ôlfentlichen Rechtes. In dem Privatrechte war früherhin 
der Gegensatz zwischen Einheimischen und Fremden viel bc- 


15 Bayer. Edikt, §. G. Dagegeii Seliwei zer. Bundesverl*. von 1848, 
Art. 43: „Auslandern darf kein Kanlon das Bürgerrecht erteilen, wenn 
sie nicht aus dem frtiheren Staatsverband entlassen werden.^ [Siehe 
jetzt das Schweizer Buiidf^sgesctz liber Naturalisation und Verlust des 
Seliweizer Biirgerrechtes vom 3. Jnli 1876.] 
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Daraus folgt luiii freilich nicht, dass deii Fremden die 
Beteiligung bei politischen Vereinen, Petitionen, der Presse 
uiitersagt sei, sondern nur, dass dieselben kein in ihrer 
Persoii begründetes Recht darauf haben, somit diese Teil- 
nahme von der Duldung des Staates abhângig sei, in dem 
sie wolinen, obne ihm anzugehoren. 


Zweiundzwaiizigstes Kapitel. 

2. Die Staatsbürger im engeren Sinne. 

Ans der Masse der Volks- und LandesangelKh’igen erhebt 
sich die lioliere Stiife der Staatsbürger im eigentliclien Sinne* 
Die Staatsbürger als solche haben teil an den politischen 
Recht en und insbesondere in der Reprasentativverfassung 
an dem Stimmrechte für die Wahlen der Volksvertreter. 
Das Staatsbürgcrreclit in dicscm Sinne setzt die Volksgenossen- 
schaft als Grundbedingung voraus, verbindet aber mit der- 
selben überdem die politische Vollberechtigung im 
Staate, und in ihm vorzüglich erliâlt die politische Beziehung 
der Individuen zum Staate ihren vollen Ausdruck. 

In dem griechischen und in dem rômischen Staate des 
Altertumes war diese Eigenschaft mit dem Bürgertume der 
regierenden Stadt, in dem âlteren Mittelalter mit dem Stande 
der Volksfreiheit, in dem spâteren Mittelalter mit standischem 
Recht und Grundbesitz verbunden. In dem modernen Staate 
bat dieselbe einen weiteren Umfang gewonnen und sich iu 

s’associer, de s’assembler paisiblement et sans armes, de pétitionner, de 
manitéster leurs pensées par la voie de la presse ou autrement/* Preuss. 
Verf. von 1850, Art. 27, 29, 30, 32, wtflche diese Reclite „allen 
P r e II s s e n“ zugesteben. 
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manchen Landern der Volksgenossenschaft an Ausdehiiung 
sehr angeiiahert. 

Als allgeinein anerkannte Beschrankungen des neuen 
Staatsrechtes sind anerkannt: 

1. Ausschliessung des weibliclien Geschlechtes. Die 
Politik ist Sache des Mannes, die politischen Kechte stehen 
daher auch nur den Mannern zu. Vgl. oben Kapitel XX. 

2. Ausschliessung der Min derjahrigen. Die selbstandige 
Ausübung der politischen Redite erfordert eine gewisse geistige 
Reife. Weil es ihnen daran gebricht, sind die Unniündigen 
und die Miiiderjahrigen ausgeschlossen. 

In einzelnen iieueren Staaten wird die politische Voll- 
jahrigkeit von der privatrechtlichen unterschieden. Eher 
lasst es sich rechtfertigen , wenn jene nach dieser, als wenn 
uingekehrt diese nach jener eintritt; denn leichter ist es in 
den Geschaften des tâglichen Lebens zu einem klaren Urteile 
zu gelangen, als da, wo es sicli uni politische Interessen und 
auch — wie bei Wahlen — uni Beurteilung .politischer Per- 
sonen haiidelt. In Frankreich, in England, in Nord- 
aine rik a [und in Italien] beginnt die politische und bürger- 
liche Volljahrigkeit zugleich mit der Vollendung des einund- 
zwanzigsten Altersjahres/ in einigen deutschen Staaten, 
wie in Bayern ebenso;^ in Preussen und ini Deutschen 
Reiche^ dagegen und ebenso in Spanien^ [und Portu- 
gal^] u. s. f. beginnt das politische Stimmrecht mit dem zurück- 
gelegten fünfundzwanzigsten, in Oesterreich mit dem voll- 

1 Franz. Const. v. 1848, Art. 15. [Franz. Gesetz vom 7. Juli 1874, 
Art. 1. Italien. Walilgesetz vom 22. Januar 1882.] Blackstone, 
Comm. I, 17. 

2 Bayerisches Landreclit I, 7, 36. Edikt. üb. d. Indig., §. 8. 

3 Preiissische Vert. v. 1850, Art. 70. Deutsclies Walilgesetz fur 
tien Reiclistag vom 31. Mai 1869, §. 1: „Wahler — ist jeder (Nord)- 
Deutsche, welcher das fünfundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat.“ 

4 [Walilgesetz vom 2§. Bezember 1878.] 

5 [Verfassungsgesetz vom 5. Juli 1852, Art. 5.] 
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endeten [vierundzwanzigsten] Altersjahre. ® In der Schweiz 
lassen einzelne Kantone das Al ter der politischen Volljâhrig- 
keit sogar früher eintreten, nun fast durchweg mit der Voll- 
endung von zwanzig Jahren, als dem Alter der bürgerlichen 
Majorennitât. ^ 

3. Ausschliessung der Personen, deren bürgerliche 
Ehrenfàhigkeit vermindert oder aufgehoben worden ist: 
Z. B. der Strâflinge, der erklàrten Verschwender, der Falliten 
und der Personen, •welche der ôffentlichen Armenunterstützung 
anheimfallen. 

In vielen Staaten treten überdem noch folgende Erforder- 
nisse hinzu: 

4. Ein gewisses Mass von Selbstândigkeit der âusseren 
Existenz des Staatsangehorigen. Die Art, diese Selbstândig- 
keit zu bestimmen, ist freilich sehr verschieden in den ver- 
schiedenen Staaten. 

Im Geiste des âlteren germanischen Redites wird dieselbe 
vorzüglich in dem Grundbesitze oder der Haushâblich- 
keit („wer einen eigenen Rauch führt“), im Sinne des neueren 
germanischen Rechtes mehr in der selbstândigen Betreibung 
irgend eines Berufes auf eigene Rechnung und in der Auf- 
nahme in den Verband der aktiven Gemeindebürger 
erkannt. Die erstere Auffassung bat sicli zum Teil bis auf 
die neueste Zeit in England® und in einzelnen nordameri- 
kanischen Staaten erhalten, die letztere ist in die neueren 


® [Gesetz vora 21. Dezember 1867 beti'effeiid die Abandevung des 
Staatsgrundgesetzes vom 26. Februar 1861, §. 7.] 

7 Schweizer. Bundesverfassung von 1874, Art. 74: „Stimmberech> 
tigt ist jeder Schweizer, der das zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat.“ 
Die Züricher Verlassung von 1869 rechnet die politische Yolljahrigkeit 
mit zwanzig, das privatrechtliche Gesetzbucli die bürgerliche mit vier- 
und zwanzig Jahren. 

8 Audi die Reformakte von 1867 beriiht nodi in den Stadten auf dem 
^homehold suffrage^ mit Berücksichtigung der Armensteuer. Vgl. Bd. II, 
Buch 2, Kap. 6. 
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Staatsverfassungen deutscher Staaten übergegangen. ® Es 
bleiben somit diejenigen Personen ausgeschlossen , welche als 
Bediente oder Knechte sich einer Herrschaft verdungen haben^ 
ôfter auch die Fabrikarbeiter, wenigstens der unteren Klassen^ 
und die grôssere Zabi der Handwerksgesellen. 

Dagegen haben andere Staaten in neuerer Zeit, dem Rufe 
nach dem allgemeinen Stimmrechte folgend, dieses Erfordernis 
entweder in laxerem Sinne behandelt oder ganz aufgegeben. 
Dahin gehdren die neueren Schweizerverfassungen seit 1830^ 
die Verfassung der franzôsischen Republik von 1848 [und 
1870] und des franzôsischen Kaiserreiches, und die Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes von 1867, nunmehr 
des Deutschen Reiches von 1871 [und die griechische 
Verfassung von 1864]. Auch die Vereinigten Staaten von 
Nordaœerika streben gegenwârtig dieselbe Ausdehnung des 
Stimrarechtes auf jedermann an. Sie entspricht offenbar der 
demokratischen Neigung unseres Zeitalters. 

5. Das Staatsbürgerrecht wird überdem in einzelnen 
Staaten von einem bestimmten Masse des Vermogens ab- 
hàngig gemacht. Bei der Verteilung der Stimmrechte 
kann das Vermôgen gar wohl als ein wichtiger Faktor in Be- 
tracht gezogen werden; aber es widerspricht der Staatsidee, 
dass ein Mann, welcher moralisch und geistig in jeder Weise 
befâhigt und berufen ist, an dem politischcn Leben des Volkes 
teilzunehmen, und welcher auch als Privatmann vôllig unab- 
hângig zu handeln gewohnt ist, bloss darum von dem Staats- 
bürgerrechte ganz ausgeschlossen bleiben soll, weil er kein 


9 Nach der bayerischen Verfassung von 1818 [Edikt über das 
Indigenat, §. 8J wird zum Staatsbürgerrecht ausser dem Indigenat „An- 
siissigkeit im Kbnigreiehe, entweder dnrch den Besitz besteuerter Gründe, 
Renten oder Rechte, oder durch Ausübung besteuerter Gewerbe, oder 
durch den Eintritt in ein bffentliches Amt“ erfordert. Die osterr. 
[Reichsrats-Wahlordniing vpm 2. April 1873, §. 9] und die preussische 
Verf. , Art. 70 erkennen die Selbstandigkeit in dem Gemeindeverbande. 
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Oder nicht das geforderte Vermôgen besitzt. Wird dabei nicht 
bloss das Grund- oder überhaupt das Kapitalverinôgen, sondern 
auch das Einkommen und der Erwerb in Anschlag gebracht, 
und das Mass so niedrig angesctzt, als dasselbe für eine ganz 
bescheidene Existenz eines Menschen unentbehrlich ist, dann 
freilich ist gegen dieses Kequisit nicht viel zu haben. Dann 
faut es dem Effekte nach so ziemlich mit dem vorher er- 
orterten der Selbstandigkeit zusammen. Es wird dann diese 
nach dem Vermôgen beurteilt. Die Bestimmung mancher 
Verfassungen, wie z. B. der nordamerikanischen, der 
bayerischcn von 1848, teilweise auch der ôsterreichi- 
schen und der preussischen, welche das politische Stimm- 
recht von der Bezahluug direkter Staatssteuern abhangig 
machen, hat eine ahnliche Bedeutung. 

0. In den christlichen Staaten wurde bis in die-neueste 
Zeit herab auch das Bekenntnis der christlichen 
Religion gefordert. Anhanger einer anderen, wenn auch ge- 
duldeten Religion, z. B. Juden oder Mohammedaner, waren 
somit von dem Staatsbürgerrechte ausgeschlossen. Wâhrend 
des ganzen Mittelalters waren Religion und Recht, Kirche 
und Staat in der engsten Verbindung und Wechselwirkung. 
Wer von der religiôsen Gemeinschaft ausgeschlossen war, 
wurde es auch von der politischen. Der „Unglâubige“ konnte 
im günstigsten Falle auf Duldung, und selbst auf diese nur 
ausnahmsweise hoffen; an politische Gleichberechtigung mit 
den „Glâubigen“ war nicht zu denken. 

Selbst innerhalb der christlichen Religion wurde, als 
die Konfessionen sich schieden, auf die bestimmte Kon- 
fession auch in dem Staatsrechte grosser Wert gelegt. In 
vorzugsweise katholischen Làndern wurde nur den Katho- 
liken, in protestantischen nur den Protestanten das voile 
Staatsbürgerrecht zuerkannt. Auch der westfâlische Frieden 
sicherte für Deutschland nur die privatrechtliche , keines- 
wegs die politische Rechtsgleichheit der Katholiken und der 
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Protestanten. Die deutsche Bundesakte von 1815 stellte 
die anerkannten cliristlichen Religioiisparteien der Katho- 
liken, Lutheraner und Reformierten auch in dieser Beziehung 
in Deiitschland gleich, liess es aber noch ungewiss, ob auch 
die Anhânger von anderen Sekten der niimlichen Rechte teil- 
haftig seien. 

Die neuere Rechtsentwickelung in manclien Staaten hat 
niin cine entschiedene Tendenz, die Ausübung der politischen 
Rechte unabhangig zu erklaren von irgend einem 
religiosen Bekenntnis. Es ware irrig, diese Tendenz als 
die Frucht des religiosen Indilïerentismus zu erklaren, obwohl 
iiicht zu lengnen ist, dass auch dieser seinen Anteil an der 
iieuen Gestaltung hat. Als zuerst der nordamerikanische 
Kongress 1789 untersagte, „ein Gesetz zu geben, wodurch 
eine Religion zur herrschenden erklart werde,“ war die Mei- 
nung keineswegs die, dass es für die Wohlfahrt des Staates 
gleichgültig sei, ob seine Bürger von der Wahrheit und Kraft 
der cliristlichen Religion beseelt seien oder nicht, noch die, 
den Staat an der Ausübung seiner Pflicht, die Anstalten der 
christlichen Religion zu schützen und zu fordern, irgend zu 
behindern. • ' 

Das neuere Princip erhalt vielmehr seine tiefere Be- 
gründung in der Anerkennung der Idee, dass der religiose 
Glaube und das religiose Bekenntnis ihrem Wesen nach von 


10 In s tr lira. Pac, Osn. V, §.35: „8ive autcm Catholici sive Augustanae 
confessionis lïierint subditi, imllibi ob rcligionem despicatui liabearitur 
nec a mercatorum , opificum aut tribuura communione, haereditatibus, 
legatis, hospitalibus, leprosoriis, eleemosynis , aliisve juribus aut com- 
merciis, multo minus publiais coemiteriis lionorevo sepulturae arceantur 
— sed in his et siinilibus pari cum concivibus jure babeantur, aequali 
justitia i)r()tectioneque tuti.‘‘ 

11 Deutsche Bundesakte, Art. 16: „Die Verscliiedenheit der christ- 
lichen Religionsparteieii kann in den Landern des deutschen Bundes 
keinen Unterschi^d in dcm Genuss der bürgerlichen und politischen 
Rechte begriinden.“ Ygl. Klüber, Akten des Wiener Kongr. II, 8.439. 

vi Vgl. S tory a. a. O. P. III, St. 44. 
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staatlichem Zwange frei sein und der Mahniing des Gewissens 
allein anheim gegeben werden müssen, dass daher auch keine 
politischen Nachteile, keine Eechtsverminderung die Ab- 
weichung von dem christlichen Glauben bedrohen dürfe. 
Dazu kam die Neigung der Nordamerikaner, die beiden Ge- 
biete des staatlichen und des kirchlichen Lebens scharf von- 
einander auszuscheiden , und auf dem einen den Staat, auf 
dem anderen die Kirche moglichst frei gewâhren zu lassen. 
In diesem Sinne wurden die politischen Redite keinem ver- 
sagt, der, wenn auch einer anderen Religion zugethan, doch 
fàhig schien, die politischen Pflichten auszuüben. 

Als dagegen die franzosische Révolution âhnliche 
Grundsâtze adoptierte, war nicht lediglich die Sorge für die 
Gewissensfreiheit das bestimmende Motiv, vielmehr batte, wie 
die auch an religiôsen Verfolgungen reiche Geschichte jener 
Zeit beweist, auch der aus der früheren Frivolitat zu wildem 
Hasse des Christentumes fortgeschrittene Geist der Verneinung 
einen Anteil daran. 

Auch in Deutschland ist das nâmliche Princip, nur 
scharfer noch ausgesprochen seit der Bewegung vom Jahre 1848^ 
anerkannt worden. Die ôsterreichischen Grundrechte von 
1849. §. 1. [Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867 über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbûrger, Art. 14.] sowohl als die 
preussische Verfassung von 1850 stimmen darin mit dem 
Frankfurter und dem Berliner Entwurf der Reichsverfassung 
überein, dass „der Genuss der bürgerlichen und der staats- 
bürgerlichen Rechte von dem Religionsbekenntnisse unab- 
hàngig sein“ soll. Vorsichtig aber fügen dieselben hinzu^ 

13 Das lieue Princip war schon in dem ersten Artikel der Erklarung 
der Menschenrechte von 1789 ausgesprochen: „Les hommes naissent et 
demeurent libres et égaux en droits. Les distinctions sociales ne peuvent 
être fondées que sur Futilité commune." Von den spateren Verfassungen 
hat keine die Eigenschaften des ^citoyen" an ein Glaubensbekenntnis 
gekniipft. 
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dass „den staatsbürgerlichen Pflichten durch das Religions- 
bekenntnis kein Abbruch geschehen“ dürfe. 

Das norddeutsclie Bundes-, nun deutsche Reichs- 
gesetz vom 3. Juli 18G9 endlich bestimmt: „Alle noch be- 
stehenden, aus der Verschiedeiiheit des religiosen Bekennt- 
nisses hergeleiteten Beschrànkungen der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Redite werden hierdurch aufgehoben. Ins- 
besondere soll die Befiihigung zur Teilnahme an der Gemeinde- 
und Landesvei tretung und zur Bekleidung offentliclier Aemter 
vom religiosen Bekenntnis unabhangig sein.“ 

Infolge dieser neuerlich anerkannten Grundsâtze ist denn 
aucli die Stellung der Juden in diesen Lândern eine von 
Grund aus andere geworden. Waren dieselben früher von dem 
Genusse des Staatsbürgerrechtes in Deutschland meistens ganz 
ausgesclilossen, so darf nun von der jüdischen Religion her 
kein Grund mehr genommen werden, denselben jenes Recht 
zu versagen. 

Zu allgemeiner Geltung ist das neue Princip noch 
nicht gelangt. Von dem Papstturne wird es fortwàhrend als 
Irrtum verdammt. Aber nicht bloss wird es noch von den 
katholischen Staaten, welche unter dem Einflusse des Klerus 
stehen, entweder verneint oder doch schlecht gehandhabt, es 
besteht auch in Norwegen^^ und Ru s si and noch nicht. 
In der Schweiz hat erst das Verfassungsgesetz von 1866 
die politischen Rechte für unabhangig erklârt von der christ- 
lichen Konfession und selbst in En gland hat das moderne 
Princip — obwohl die frühere Zurücksetzung der Dissenters 
und der Katholiken in diesem Jahrhunderte ebenfalls aufge- 
hoben worden ist — nur unter bedeuteiiden Einschrânkungen 
eine unvollstàndige Autoritât erlangt. 

Il [In Norwegen sind die Nicht-Lutheraner nur noch von der Be- 
kleidung der hoheren Staats'âmter ausgesclilossen. Gesetz vom 21. Juli 
1851 über die Zulassung der Juden j Gesetz v. 15. Juni 1878 betrefFend 
Abanderung des Art. 92 der Verlassung und Gesetz vom 14. Juni 1880.] 
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Der moderne Staat hat jedenfalls, seiner mündlichen und 
nationalen Begründung getreu, die entschiedene Tendenz, die 
Anhânger verschiedener Glaubensbekenntnisse durch seine 
gemeinsamcn Institutionen zu einigen und allmâhlich die 
mittelalterliche Verflechtung des off'entlichen Rechtes mit bc- 
stimmten religiosen Bedingungen oder kirchlichen Vorschriften 
aufzulosen. 



Drilles Buch. 

Die Grundlagen des Staates in der àusseren Natur. 

Das Land. 


Erstes Kapitel. 

I. DavS Klima. 

Im Gegensatze zu der gesamteii Ticrwelt besitzt der 
Mensch die Fahigkeit, überall auf der Erde zu wohnen. Er 
bat eine grossere Widerstandskraft in seiner Natur gegen die 
Ein'wirkung der Atmosphare und eine reichere Fülle von 
Mitteln zur Verfügung, um deii Gefahren zu begegnen, wo- 
mit das Klima das mikrokosmische Leben bedroht. Er kann 
in allen Zonen seine Eigenart behaupten. 

Aber die tellurischen Gegensatze von Warme und Kalte, 
Tag und Naclit wirken doch auf seinen Kôrper und Geist ein. 
Die Bedingungen seines Lebens sind verschieden, je nachdem 
er nâlier dem Aequator oder nâher den Polen lebt. Wenn 
auch der Einzelne sich wenig verândert, indem er den Süden 
oder den Norden bereist und sich eine Zeit lang auf einem 
verschiedenen Breitegrade aufhàlt; die Massen empfinden den 
Einfiuss des Klimas doch stark genug und mit der Zeit, in 
den folgenden Generationen wird derselbe so mâchtig, dass 
er ihren Charakter fast noch mehr ândert, als ihre leibliche 
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Erscheinung. Die Romer sind im Orient schlaff geworden, 
die Gerrnanen haben an der afrikanischen Küste des Mittel- 
meeres ihre aktive Willensstârke eingebüsst, aucb die Eng- 
lander werden leicbt tràge und wollüstig in Ostindien. Bodin 
(lib. V.), Montesquieu (lib. XIV.), Filangieri (I. 14, 15) 
und neuestens Buckle (Gescbicbte der Civilisation I. c. 2) 
baben dieser Einwirkung des Klimas aucb auf das Staatsleben 
ibre Aufmerksamkeit zugewendet und die Gesetze derselben 
zu bestimmen versucbt. 

Scbon langst bat man die Bemerkung gemacht, dass so- 
^obl die beissen Tropenlander (bis 23 ^ 28^ als die kalten 
Polarzonen (tiber 66^ 23^) für die Bildung und Entwickelung 
der Staaten weniger günstig sind, als die zwiscben denselben 
liegenden gemassigten Zonen. Mebr als die Halfte der festen 
Erdrinde gebôrt diesen Zonen an; und überdem ist, auf der 
nordlicben Hemispbâre, wo die Hauptsitze der Kulturvolker 
sicb finden, festes Land und Wasser in nabezu gleicber Aus- 
dehnung verteilt, 1 117 600 Quadratmeilen Land und 1 231 000 
Quadratmeilen Wasser, wahrend sonst überall die Wasserflache 
einen sebr viel grôsseren Raum einnimint. In kalten Lândern 
wird das Zusammenleben der Menschen sebr erscbwert, weil 
dieselben weder die Ernâbrung nocb die Erwarmung aus 
der Nâbe bescbaflfen kônnen und die zerstreuten einzelnen 
Familien baben einen allzuscbweren Kampf für ibre Leibesnot 
mit der Natur zu besteben, als dass sie die Musse und die 
Lust fânden, sicb mit den Fragen der Civilisation ernstlicb 
zu bescbâftigen. Die beissen Liinder aber stimmen die Massen 
trâge und nur die Leidenscbaften flammen von Zeit zu Zeit 
heftig auf. Die aktiven Krâfte werden wenig entwickelt, die 
passiven Neigungen überwiegen. Der Staat aber ist auf Selbst- 
beberrscbung und Freibeit angewiesen und bedarf daber der 
aktiven Mannestugend. Die Bevôlkerungen der kalten Zonen 
bewabren wohl eine persônliche Unabhângigkeit, aber bringen 
es nicht zur Staatseinheit und Staatsgemeinscbaft, die der 
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heissen Zonen ertragen leichter die Despotie als sie ihr Recht 
zu behaupteu und einen freien Staat darzustellen vermogen. 
Schon Bodin bemerkt (V, p. 671): jjLes peuples des régions 
moyennes ont plus de force que ceux du midi, et moins de 
ruses et plus d’esprit que ceux de Septentrion et moins de 
force. Et sont plus propres à commander et gouverner les 
républiques et plus justes en leurs actions. 

Die heutige Naturwissenschaft beobaclitet neben dem 
mathematischen (solaren) Klima, welches lediglich durch 
den Breitegrad bestimmt wird und von der Stellung der Erd- 
oberflache zur Sonne abhangt, auch das sogenannte physische 
Klima, indem sie die Durchschnittswârme der verschiedenen 
Oerter misst und darnach die Isotherinen bestimmt, deren 
Linien mit den Kreisen der Breitegrade nicht vollig zusaininen- 
trefîen, sondern bald nach Norden, bald nach Süden abbiegen, 
je nachdem noch andere Faktoren, wie z. B. die wechselnde 
Hôhe des Festlandes über dem Meere und die Nalie der Ge- 
wasser, die Wind- und Wasserstromungen u. s. f. die Jahres- 
temperatur abandern. Die Unterscheidungen sind so zahl- 
reicher und feiner geworden, die Haupterfahrung aber hat nur 
neue Bestatigung gewonnen: die gemâssigten inittleren Zonen 
sind der Staatenbildung weit günstiger als die extremen, sei 
es der Hitze, sei es der Kalte. 

Es ist eine auffallende Thatsache, dass fast aile Staaten 
von geschichtlicher Bedeutung in der mittelsten, ge- 
massigten Zone, \vo die Durchschnittswârme des Jahres 
zwischen 8® und IG^C. schwankt, ihren eigentliclien Stamm- 
sitz und ihre Hauptstâdte haben. Die meisten europâischen 
Staaten, ein grosser Teil der asiatischen Staaten — die Kurve 
der Isotherinen senkt sich in Asien auffallend stark nach 
Süden — , ebenso die nordamerikanischen Staaten wurzeln in 
dieser Zone. Rom (15, 4) und Madrid (14, 2), Paris (10, 8) 
und London (9, 8), Wien (10, 5) und Konstantinopel (13, 7) 
Berlin (9, 1), Hamburg (8, 9), Kopenhagen (8, 2) und Zürich 

Bluntschli, allgenieine Staatsiehre. |7 
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(8, 8), Haag (10, 5), aber auch Dresden (8, 3) und München 
(9, 1), Boston (9, 6) und Washington (13, 5), Philadelphia (11, 9) 
und Richmond (13, 8) und ebenso Peking (11, 3) haben teil 
an dieser geraâssigten Temperatur. In Europa gehôren fast 
nur die russischen Hauptstâdte Moskau (3, 6) und Petersburg 
(3, 1) und die skandinavischen Christiania (5, 3) und Stockholm 
(5, 6) einer kâlteren Zone an; indessen auch da steigt die 
mittlere Sommerwàrme bis 15® und 16®, in Montreal (Canada 
mit 6, 4 Jahreswârme) sogar bis 20® 5. Die südlicheren Stàdte 
Neapel (16, 4), Lissabon (16, 4), Mexico (16, 6), Buenos-Aires 
(16, 9), Palermo (17, 2), Sidney (18, 1), Nangasaki (18, 3) über- 
steigen die Wârmegrade der gemàssigten Zone doch nur um 
wenige Grade. Dagegen erhebt sich die Jahreswârme von 
Canton auf 21, 6, von Cairo auf 22, 4, Rio de Janeiro 23, 1, 
Calcutta 25, 8, Singapore 26, 5; wobei jedoch zu beabhten ist, 
dass China von Peking aus beherrscht wird und dass Indien 
von dem milderen Fûnfstromland aus und von den oberen 
Ufern des Ganges her seine Civilisation empfangen hat. 

Auch der Wechsel der vier Jahreszeiten, welcher nur 
in der gemàssigten Zone deutlich ist, scheint den Menschen- 
geist wohlthàtig anzuregen. Er gibt demselben verânderte 
Bilder der Natur und stellt ihm nach wenigen Monaten wieder 
neue Aufgaben. 

Der Gegensatz der Zonen wiederholt sich in weniger 
schroffen, aber immer noch deutlichen Verhàltnissen inner- 
halb derselben Zone. Bei derselben Nation und in dem- 
selben Lande finden wir in den kühleren Teilen desselben cher 
verstàndige Nüchternheit, grôssere Muskelkraft, zâheren Mut, 
in den wârmeren eher kluge List, lebhaftere Phantasie, ein 
heisseres Tempérament und reizbarere Nerven. Man braucht 
nur die Italiener, Franzosen, Deutschen, Russcn, denNorden 
und den Süden von Italien, Frankreich, Deutschland, Russ- 
land miteinander zu vergleichen, so springen einem diese 
Gegensâtze in die Augen. Einzelne Individuen entscheiden 
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hier nicht, aber die Massen empfinden den Unterschied des 
Klimas. Bodin geht zu weit, wenn er sagt, die Nordlânder 
überwinden die Südlânder gewôhnlich in der offenen Feld- 
schlacht, aber diese gewinnen jenen wieder den Vorteil ab in 
der diplomatischen Verhandlung. Aber immerhin ist es bei 
politischen Fragon ratsam, die ausdauernde Kôrperkraft und 
den zâhen Willen der Nordlânder wie die leidenschaftliche 
Reizbarkeit und Geistesfeinheit der Südlânder innerhalb der 
gemâssigten Zone wohl in Betracht zu ziehen. 

Die Politik vermag sehr wenig wider die zuweileu un- 
bequeme Macht des Klimas. Sie kann dasselbe nicht ândern 
und die makrokosmischen Wirkungen der Natur nicht auf- 
heben. Es bleibt ihr nur die eine Aufgabe, dass sie die Vor- 
züge, welche das Klima darbietet, zu menschlichen Zwecken 
benutze «nd so viel als moglich den Staat vor den schâdlichen 
Einwirkuiigen behüte. 

Einiges kann die Erziehung und die Gesetzgebung in 
(lieser Hinsicht allerdings leisten. Wenn in den kâlteren 
Lândern der Mensch mehr zur Trunkenheit, in den südlichen 
mehr zur Geschlechtslust geneigt ist, so wird dort der einen, 
hier der aiideren Ausschweifung mit strengerer Sorge entgegen 
zu wirken sein. Aber man wird dabei nicht vergessen dürfen, 
dass in dem kaltcren Himmelsstriche der Arbeiter zu seiner 
Erwârmung mehr Nahrung und mehr Getrânke bedarf. Auf 
der anderen Seite wird in warmen Landern der Genuss geistiger 
Getrânke leicht gefâhrlich für die Gesundheit, wâhrend er in 
kâlteren Zonen unentbehrlich ist. Das Verbot Mohammeds, 
Wein zu trinken, batte daher einen Sinn für die Bewohner 
Arabiens, wàre aber sinnlos für die Europâer. Ebenso wird 
in der gemàssigt-kühleren Zone eher die Freiheit der Arbeit, 
in der gemâssigt-wàrmeren eher die Anregung zur Arbeit zu 
befôrdern sein. Trotz aller Modifikationen , welche die Ver- 
schiedenheit des Klimas hervorbringt, die menschliche Natur 
bleibt doch im Grunde dieselbe in allen Zonen, und eben 
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(leshalb ist ein relativer Kampf derselben auch mit den 
schàdlichen Einflüssen einzelner Klimate nicht unmdglich. 
Energische und gut ausgestattete Individuen lassen sich das 
Klima wenig anfechten. 

In einer Ilinsicht ist die politische Vorsicht voraus 
wichtig. Sowohl die Natur des Landes, als der Kern eines 
Volkes ist geschichtlich gegeben. Da lâsst sich nicht viel 
àndern. Aber wenn die Frage entsteht, wo der Hauptsitz 
eines Staates, die Hauptstadt zu gründen oder wohin zu vei’- 
legen sei, dann sind auch die klimatischen Rücksichten bei 
ihrer Entscheidung nicht ausser Acht zu lassen. Es war ein 
kolossaler politischer Fehlgriff, als Kaiser Otto III. die Haupt- 
stadt des deutschen Reiches nach Rom verlegen wollte, und 
es ist kein glücklicher Gedanke, Ostindien von Calcutta aus 
zu verwalten. Obwohl gegen die Wahl Berlins zur proussischen 
Hauptstadt vieles einzuwenden ist, so passt der Ort doch weit 
besser als Kônigsberg zu dieser Aufgabe. Die — freilich nur 
vorübergehende — Wahl von Florenz zur Hauptstadt des 
Kônigreiches Italien hatte auch aus klimatischen Gründen den 
Vorzug vor dem rauheren Turin oder dem weicheren Neapel 
verdient, indem das Klima von Florenz eine glückliche Mitte 
hait, welche jenein Gleichgewichte des Volksgeistes, der sich 
selber beherrscheii soll, vorzugsweise günstig ist. 


Zweites Kapitel. 

II. Bodengestalt uud Natarerscheinuugeii. 

Seit Karl Ritter pflegen die Geographen sorgfâltigere 
Rücksicht auf den Zusammenhang zu nehmeu zwischen der 
Bodengestalt und der Kulturentwickelung der’Menschen, welche 
ein Land bewohnen. Die Einwirkung des Landes auf die 
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Menschen und auf den Staat war aber viel früher, insbesondere 
schon von den Hellenen beachtet worden. 

Die Wahrnehmung, dass die âltesten grossartigen Staaten- 
bildungen in Stromgebieten stattfinden — wir erinnern nur 
an das Fünfstromland und an den oberen Ganges in Indien, 
an den Nil in Aegypten, an den Tigris und Euphrat für 
die westasiatischen Reiche, an den Pei-ho in China — làsst 
schliessen, dass das Leben an einem grossen Strome für die 
frühe Entwickelung der menschlichen Eâhigkeiten und des 
menschlichen Selbstbewusstseins vorzugsweise günstig sei. In- 
dem der Mensch lernt, das Wasser sich dienstbar zu machen, 
indem er Schiflfe und Kanâle haut, gewinnt er Selbstvertrauen 
und vermehrt seinen Besitz, und indem er sich von der Stro- 
mung tragen und treiben lâsst, entwickelt, er die Lust zum 
Abenteupr und zum Handel. 

Aus ahnlichen Gründen erwerben auch die Küsten- 
lânder, am Meeresstrande, und die Inseln eine frtihzeitige 
Kultur. Wcnn Hellas und Italien in der klassischen Période 
voraus gegangen sind in Europa, wenn von Spanien und 
Portugal aus die transatlantische Welt zuerst in Besitz ge- 
nommen worden ist, wenn Holland und England früher als 
der grosse europaische Kontinent freie Volksstaaten hervor- 
gebracht haben, so bildet ihre Lage am Meere sicher einen 
Faktor zu dieser Frühreife. Die Macht des Meeres ist freilich 
grôsser als die des Stromes, und es kostet den Menschen 
grôssere Anstrengung und lângere Arbeit, um auch das Meer 
sich nützlich zu machen. 

Die G ebirgslânder sind ferner ausgezeichnet durch 
ihre mâchtige Wirkung auf das Gemüt und den Charakter der 
Menschen. Schon der Anblick der herrlichen und mannig- 
faltigen Gebirgsnatur wie des gewaltigen und weiten Meeres 
erhebt und stàhlt die Menschenbrust. Die Gebirgsbewohner 
sind genôtigt, ihre personlichen Krâfte tâglich anzuspornen 
und zu üben. Infolge dessen wachst ihre Stàrke und sie 
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lernen sich selber helfen in der Gefahr. Sie werden zu 
Mânnern erzogen. Die vielverzweigte und durchklûftete Natur 
des Bodens begünstigt die Entstehung kleiner Gemeinwesen 
in den mancherlei Bergthàlern, die sich ihrer Eigenart selb- 
stàndig erfreuen und sich trotzig wehren wider frennde Gewalt. 
Die Perser wie die Israeliten und Araber, die Volker am 
Kaukasus wie die Hellenen, die Sainniter wie die Schweizer 
bezeugen diese Eigentümlichkeit. Aber der Freiheitssinn der 
Gebirgsvolker hat einen etwas anderen Charakter als die Frei- 
heitsliebe der Küstenbewohner. Jener hat, wie das Gebirg, 
mehr ruhige Hârte und Festigkeit, dieser ist gleich dem Meere 
beweglicher und zur Verànderung geneigter. Es war für die 
Borner eine besonders glückliche Lage, dass sie zugleich von 
einem Gebirgskreise umlagert und der See nahe waren. 

Langsamcr entwickeln sich die Binnenlânder, zumal 
mit breiten glcichmâssigen Ebenen. Die Natur wirkt hier 
iiicht so anregend auf die Menschen und deshalb wâchst die 
Kultur, welche jene Mangel ersetzen muss, nur allmàhlich 
heran. Spater als in Italien hat sich in Frankreich, spâter 
als in England hat sich in Deutschland der Staat entwickelt. 

Am ungünstigsten ist die Lage weiter vom Meere aus- 
geschlossener Flachlânder, ohne grosse Strôme und ohne 
Gebirge, aber mit weiten Steppen oder gar Wüsten. Man 
braucht nur Europa mit Afrika, oder Mittelasien mit den 
asiatischen Küstenlandern oder Westeuropa mit Osteuropa zu 
vergleichen, um diesen Unterschied anschaulich zu machen. 
Von jeher haben die Despotien in solchen Flachlândern eine 
duldsame Bevôlkerung vorgefunden, welche stumpfsinnig und 
widerstandslos der absoluten Monarchie gehorcht. 

Zwar sind auch diese Bedingungen der Natur vorerst an- 
zunehmen, wie sie sind. Indessen hat der Mensch in dieser 
Hinsicht mehr Macht, als gegenflber dem Klima. Die Politik 
kann freilich im grossen auch nicht Berge versetzen noch 
Meere herbei zaubern. Aber sie kann ungezâhmte Flüsse 
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schiffbar machen, Kanàle anlegen, Strassen und Eisenbahnen 
bauen, ein Netz von Telegraphen ausspannen. Sie kann die 
Einfôrmigkeit der Landschaft durch den Verkehr beleben und 
das Innere des Festlandes mit dem Weltnieere verbinden. Die 
menschliche Kultur findet also hier grosse und lôsbare Auf- 
gaben vor und der zunehmenden Civilisation wird es schliess- 
lich gelingen, aile Telle der bewohnbaren Erdoberflâche in 
einen segensreichen Zusammenhang zu bringen. 

Auf die Einwirkung wechselnder und momentaner Natur- 
erscheinungen hat neuerlich besonders Thomas Buckle 
aufinerksara geniacht. Auch in dieser Beziehung sind die 
Küsten- und die Gebirgslànder vor den ebenen Binnenlândern 
sehr ausgezeichnet und piAgen ihre grossartigen Bilder ihren 
Bewohnern tief ins Herz ein. Aber es kommen hier noch 
andere Erscheinungen in Betracht. Es kann die aussere 
Natur, \vie das in manchen Tropenlândern geschieht, auf den 
gewôhnlichen Menschen auch einen übermachtigen Eindruck 
machen, welcher ihm jede Hoffnung raubt, dass er im Kampfe 
mit der Natur siegreich werde und ihn deshalb zum Ver- 
zicht auf jede Kraftanstrengung treibt, dagegen seine Phantasie 
mit ungeheueren Bildern der Naturgewalt, sein Herz mit Furcht 
und sein Gemüt mit Aberglauben erfüllt. Der überwàltigende 
Schneefall, das Vorrücken der Gletschermassen, die Lawinen- 
stürze im kalten Norden und im Hochgebirge, die màchtigen 
Regengüsse und Ueberschwemmungen, die erschütternden Ge- 
witter und Orkane in manchen heissen Lândern, der rasche 
Wechsel zwischen einer undurchdringlichen Ueppigkeit der 
Végétation und einer versengten Dürre, die verheerenden In- 
sektenschwârme und die Wut der wilden Tiere, das ailes kann 
cher niederdrückend als anregend auf die Menschen wirken, 
welche da leben. Wie überhaupt nicht die extremen, sondern 
die gemâssigten Naturzustande vorzugsweise dem Menschen 
günstig sind, dessen Kràfte nicht absolut, sondern kôrperlich 
enge beschrânkt sind, so wirken auch die gemâssigten Er- 
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scheinungen der âusseren Natur ara besten auf die Entfaltung 
seines Verstandes. Das einfôrraige Einerlei übt zu wenig 
Reiz auf den Menschen aus, die offenbare Uebergewalt der 
Natur schreckt ihn. Eine ôfter wechselnde, aber gemàssigte 
Naturerscheinung regt sein Nachdenken an und fordert seine 
Arbeit heraus. In den tropischen Lândern wird die Phantasie 
der Vôlker bis zu fratzenhafter Unnatur überreizt, in den ge- 
massigten kann der raassbaltende und ordnende Verstand der 
Volker eher zur Geltung komraen. 

Uebrigens rauss man sich davor hüten, die Wirksarakeit 
dieser Naturerscheinungen zu ûberschâtzen. Es kommt doch 
noch raehr auf die sittliche und intellektuelle Erziehung an, 
welche der Mensch dem Menschen erteilt, als auf die Ein- 
drücke der Natur. Au ch in heissen Lândern kann der Ver- 
stand ausgebildeter und die Phantasie durch das Schon- 
heitsgefühl gezügelt werden; auch unter einem gemâssigten 
Hiraraelsstriche kann der Aberglaube üppig wuchern und die 
Denkkraft gebunden werden. Die Natur der Erdoberflâche 
herrscht nicht absolut über den Menschen, der Mensch kann 
und soll sich ihr selbstândig gegenüber stellen, und je nach 
ürastânden ihre Hilfe benutzen oder ihre schâdlichen Wir- 
kungen bekâmpfen. 


Drittes Kapitel. 

TIl. Frnchtbarkeit des Bodens. 

Je fruchtbarer der Boden ist, um so leichter wird es 
den daselbst wohnenden Menschen, sich zu ernàhren; und 
je freigebiger ihnen die Natur die erforderliche Nahrung ge- 
wâhrt, um so rascher vermehren sich die Familien und die 
Bevôlkerung. Es scheint also, dass je fruchtbarer der Boden 
ist, um so günstiger die natürliche Vorbedingung für die 
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Wohlfahrt der Gesellschaft und des Staates sei. Dieser ober- 
flâchliche Gedanke hat das kindliche Idéal des Paradieses er- 
zeugt, jenes wonnigen Gartens mit mancherlei Fruchtbàumen, 
welche dem Menschen reichliche Nahrung spenden, ohne von 
ihm mühevolle Arbeit zu fordern. Noch heute erscheint dem 
kindischen wie dem tragen Menschen der arbeitslose Genuss 
als hôchste Seligkeit. Aber das reifere Alter und der streb- 
same Mensch betrachtet mit Geringschâtzung einen Zustand, 
welcher von der eigentlichen Lebensaufgabe, der Entwicke- 
lung und Vervollkommnung der Menschennatur noch keine 
Ahnung hat. 

Allerdings ist ein vôllig unfruchtbarer Boden sehr 
ungünstig für das Gemeinleben; denn der Mensch ist da ge- 
nôtigt, die Nahrung, deren er an seinem Wohnort bedarf, 
und die er da nicht findet, sich aus der Ferne zu verschaffen, 
d. h. er muss durch den Handel ergânzen, woran es der Natur 
seines Wohnortes gebricht. Es konnen daher etwa Handels- 
stadte da entstehen und gedeihen, wie denn Venedig sich 
unmittelbar aus dem unfruchtbaren Meere erhebt. Aber ganze 
Nationen werden in unfruchtbaren Landern nur mühsam und 
ârmlich sich durchbringen und die dünne Bevôlkerung hat 
nur ein dürftiges Wachstum. Menschen konnen hier schwer 
zu einem festen Sitze gelangen und müssen in Familien und 
Horden zerstreut, ein unstetes Wanderleben führen. Buckle 
hat darauf hingewiesen, dass die mongolischen und tatarischen 
Horden in ihren Steppenlândern nur geringe Fortschritte ge- 
macht und erst in den Ackerlàndern China und Indien es 
zu einer Civilisation gebracht haben, und dass ebenso die 
mohammedanischen Araber nicht in dem steinigen Arabien, 
sondern erst in den fruchtbaren Landern Persiens und an 
der Küste des Mittelmeerès zu einer hôheren Staatenbildung 
gelangt sind. 

Wenn in kaltem Klima die Staatenbildung nicht gedeiht, 
so ist die Ursache nicht bloss in der Schwierigkeit, sich zu 
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erwàrraen, und in dem harten Kampf mit der Natur zu suclien, 
sondern vorzüglich auch darin, dass die kalte Zone zugleich 
einen unfruchtbaren Boden hat. Indessen ganz àhnliche Wir- 
kungen zeigen sich zuweilen auch in heissen Làndern, wo 
scheinbar die Fruchtbarkeit sehr gross, aber zugleich wegen 
ofterer und plôtzlicher Zerstorung der Früchte, z. B. durch 
Insektenschwârme oder Ueberschwemmungen, sehr unsicher ist; 
denn für das dauernde Gemeindeleben der Menschen ist es 
ebenso nachteilig, wenn man die reichlich wachsenden Früchte 
niclit einsammeln und nicht bewahren kann, als wenn wenig 
Früchte reifen. 

Der hôchst fruchtbare Boden, welcher den Menschen, 
ohne von ihnen Arbeit zu verlangen, regelmassig hinreichende 
Nahrung darbietet, ist zwar eine bessere Vorbedingung für 
das Gemeinleben, als das unwirtliche Land, aber doch nichts 
weniger als die günstigste Unterlage des Staates, hauptsachlich 
aus folgenden Gründen: 

1) Die Nahrungssorge ist bekanntlich ein Haupthebel 
der menschlichen Arbeit. Ist sie dem Menschen abgenommen 
durch die Freigebigkeit der Natur, so arbeiten die Menschen 
wenig oder nichts. Vicie versinken in trâgen Müssiggang 
und in eitle Sinnenlust. Wo aber die Arbeit fehlt, da 
entwickeln sich die menschlichen Krâfte nicht, oder nur 
sehr unvollstandig und ungenügend. Der Reichtum der 
Menschen natur gelangt nicht zur Entfaltung, er bleibt ein 
verborgener Schatz und eine hohere Gesamtbildung wird 
nicht erreicht. Die Zustànde der Bevôlkerung auf manchen 
Inseln der tropischen Zone zeigen deshalb ein glückliches 
Sinnenleben, aber eine geringe Bildung der Massen. Als die 
müssigen Lazzaroni von Neapel in fleissige Arbeiter ver- 
wandelt wurden, machte die schône Hafenstadt einen grossen 
Fortschritt in menschlicher Kultur. 

2) Nur wo man der Arbeit bedarf, da bekommt sie 
einen Wert, und nur wenn die Arbeit geschàtzt wird, 
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werden auch die Arbeiter wert gehalten. Wo die Arbeit 
nichts gilt, da gilt auch das Menschenleben in den grossen 
Massen nur wenig. Nirgends wird mit mehr Grausamkeit 
und Leichtsinn das Menschenleben hingeopfert, als in den 
afrikanischen Negerdespotien, wo keine Industrie die Arbeit 
schâtzen lehrt und der Boden, ohne geackert zu werden, reiche 
Früchte spendet. 

3) Die hôchste Fruchtbarkeit des Bodens veranlasst und 
befordert überdem eine ungünstige Verteilung des Ver- 
môgens, bei der es wenige Reiche gibt, die im Ueberflusse 
leben, fast keine Mittelklassen und eine sehr zahlreiche arme 
und in Knechtschaft versunkene Menge. 

Da die Fruchtbarkeit des Bodens auch die Fruchtbarkeit 
der Menschen befordert, indem sich leicht neue Familien bilden, 
und keine Nahrungssorge die Kindererzeugung und die Er- 
ziehung schmalert, so vermehrt sich in solchen Landern die 
Bevôlkerung rasch. Aber zuweilen kommt doch ein Missjalir 
oder ein Kriegszug über die sorglos dahinlebende Menge und 
bringt dieselbe in Not. Dann werden die wenigen Sparer, 
welclie die Früchte angesammelt haben und nun ihre Vorràte 
benutzen kônnen, übermâchtig und notigen, indem sie Nahrung 
gewahren, die hilfsbedürftige Menge, ihre Fruchtbàume und 
ihren Boden abzutreten. Kriegerische Führer, welche den 
Bewohnern Schutz gewahren, machen dieselben steuerpflichtig 
und dienstbar; Priester, welche die Gôtter versôhnen und 
ihren Segen herbei rufen, erhalten von den Glaubigen weite 
Güter. Allmâhlich entsteht so eine Klasse von reichen Grund- 
herren und Fürsten, von Adel und Priesterschaft, denen zuletzt 
das ganze Land zu eigen gehôrt. In diesen aristokratischen 
Klassen entfaltet sich dann eine grosse, zum Teil sogar eine 
hohe Bildung und ihr kommen reichliche Lebensgenüsse zu. 
Sie fordern dann auch Arbeit von den unterthânigen Leuten, 
ohne dieselbe hoch zu schâtzen, w^eil an Arbeitern Ueberfluss 
ist und die Menschen als solche nur geringen Wert haben. 
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Die Massen werden arm, verachtet und gànzlich abhàngig. 
Jede hôhere Bildung bleibt ihnen verschlossen. Im Dienste 
des Herrn leben sie stumpfsinnig und roh dahin. 

Buckle hat das Verdienst, zuerst mit vollem Nachdrucke 
auf diese Nachteile einer allzugrossen Bodenfruchtbarkeit hin- 
gewiesen und dieselben geschichtlich belegt zu haben. Er geht 
freilich zu weit, wenn er die alte indische Civilisation 
und das indische Kastenwesen daraus erklart und geradezu 
behauptet, dass hôhere Kultur Ueberfluss voraussetze. Er 
legt, nach der Weise seiner Nation, zu viel Gewicht auf die 
ôkonomischen Verhâltnisse. Die angesehensten Brahmanen 
und Buddhisten zogen die freiwillige Armut den Genüssen 
des Reichtumes vor, die Kshatrijas liebten die Macht und 
ehrten die Tapferkeit mehr als die Schatze und die Visajas 
gehôrten nicht zur Aristokratie, aber schâtzten den Reichtum 
hoch, den sie durch Industrie, Handel und Darlehen an- 
sammelten. Die Çudras aber waren zur Dienstbarkeit herab- 
gedrückt, nicht weil sie arm, sondern weil sie eine unter- 
worfene Nationalitàt von geringerer Rasse waren. Trotzdem 
bleibt es wahr: Die üppigen Reispflanzungen ernâhren leicht 
eine zahlreiche Bevôlkerung, und da der Boden allmahlich 
Eigentum oder Lehen der Fürsten und der aristokratischen 
Klassen wurde, so erhielt sich der allmahlich herausgebildete 
Gegensatz weniger Reichen und vicier Armen wahrend Jahr- 
tausenden bis auf die Gegenwart. Die Menge blieb verachtet 
und gedrückt, die Vornehmen erfreuten sich einer feineren 
Kultur und reichlicher Lebensgenüsse. 

Aehnlich war es in Aegypten. Auch die Dattelbaume 
erfordern wenig Pflege und gewâhren reiche Ernten. Die 
ungeheueren Bauwerke der agyptischen Kônige zeugen für die 
furchtbare Verschwendung von Arbeitskraften und Menschen- 
leben im Dienste der Macht. Wie bejammernswürdig und 
elend die Zustânde der arbeitenden Knechte waren, haben 
die alten Berichte der Juden der Nachwelt überliefert. Der 
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Kat Josephs war nützlich für die Schatzkaiiimer des Pharao, 
aber verderblich für das arme Volk. 

In Mexiko und Peru war es nicht anders. Auch da 
treffen wir auf die Ausbeutung der vermôgenslosen Massen 
durch die wenigen Reich en und Mâchtigen, und wiederum 
vvird dieser Zustand begünstigt durch die Fruchtbarkeit des 
Bodens und durch die scheinbare Gunst der Natur, welche 
Mais, Bananen, Kartoffeln im Uebermasse liefert. Nacktheit 
und Kiiechtschaft unten, Luxus, Künste und Herrschaft oben; 
Schwâche nach aussen, riesige Bauten und armliche Hütten. 
das ist auch das Bild dieser gesegneten Lânder, 

Kami hier die Politik entgegenwirken ? Allerdings, wenn 
sie ihrer hohen Aufgabe, ein gesundes Volksleben zu fôr- 
dern, bewusst wird und ernstlich an der Erfüllung der- 
selben*arbeitet. Es ist trotz der Fruchtbarkeit des Bodens 
inoglich, die unteren Klassen gegen die masslose Ausbeutung 
der Reichen zu schützen und zu gebildeten und freien Menscheii 
zu erziehen, und môglich, eine bessere Verteilung auch des 
Vermbgens zu begünstigen und die notwendigen Mittelklassen 
zu heben. 

Die günstigste Vorbedingung für das Geineinleben der 
Menschen ist offeuhar ein Boden von mâssiger Frucht- 
barkeit, d. h. der nur dann seine Bewohner ernâhrt, wenn 
ernste und nachhaltige Arbeit hinzutritt. Weder 
Bodenfi'uchtbarkeit allein, noch Arbeit allein wirkt günstig, 
wohl aber die Verbindung beider. Dann erhalten die 
Arbeit und die Arbeiter einen Wert, aber es werden diese 
auch nicht übermâssig angestreugt. Es ist kein Notstand 
vorhanden. Die menschlichen Krâfte entwickeln sich, die 
Zustânde werden vervollkommnet; die Familien geniesseii ein 
gesichertes Dasein und gelangen zu mâssiger Wohlhabenheit, 
das Vermôgen ist so verteilt, dass die Mittelklassen zahlreich 
und begütert werden. Es zeigeu sich viele Uebergânge aus 
der einen Klasse in die andere. Dadurch wird der Zusamnien- 
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hang in der Nation und ihr Gemeingefühl gewahrt und zu- 
gleich eine grosse Mannigfaltigkeit von Berufsarten hervor- 
gerufen. Die unteren Klassen kônnen weniger leicht in die 
Sklaverei niedergedrückt, die obersten weniger leicht zu einer 
privilegierten Kaste werden. 

Freilich überzeugt uns die Geschichte, dass nicht mit 
mathematischer Notwendigkeit eine gleichmâssige Verteilung 
des Vermogens und gesunde Volkszustànde daraus hervorgehen. 
Es kommen noch viele audere, sogar machtigere Faktoren 
mit in Betracht. Aber nicht bloss eine Vergleichung von 
Europa mit West- und Südasien oder von Nordamerika mit 
Mittel- und Südamerika, sondern sogar die Vergleichung von 
Süditalien mit der Lombardei oder der Schweiz, von Spanien 
mit Frankreich und Belgien, weist deutlich auf den Vorzug 
hin, welchen die Verbiiidung eines mâssig fruchtbaren ‘Bodens 
mit miissiger Arbeit vor jeder einseitigen Begünstigung des 
Bodens bat. 

Die Thatigkeit der Politik soll hier vornehmlich darauf 
gerichtet sein, gesunde Zustande, wo sie in der Natur be- 
grüudet sind, gegen die menschliche Zerstorung zu bewahren 
und das Gleichgewicht der Kràfte so weit zu erhalten, als es 
zugleich zu wechselseitiger Ergànzung und Fôrderung dient. 
Eine Reihe von gesetzgeberischen und wirtschaftlichen Mass- 
regeln konnen dazu beitragen, die fortdauernde Fruchtbarkeit 
des Bodens gegen Verwüstung und Aussaugung zu schützen, 
einer übermassigen Ansammluug des Grundeigentumes in 
wenigen, vielleicht toten Hànden entgegenzuwirken und eine 
naturgemàsse Verteilung des Vermogens zu sichern. Unter 
Umstànden kann der Staat sogar, indem er Sümpfe entwâssert, 
oder für Bewâssening von ôden Weiden sorgt, den unfrucht- 
baren Boden in einen mâssig fruchtbaren umwandeln und so 
neue Bedingungen einer glücklichen Wirtschaft schaffen. 
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Viertes Kapitel. 
ly. Das Land. 

1. Das Volk ist die personlicbe Grundlage des Staates. 
Das Land ist die dingliche Beziehung desselben. Erst vvenn 
das Volk ein Land erworben bat, wenn ein Staatsgebiet hinzu- 
gekommen ist, bat der Staat die erforderliche Festigkeit erlangt. 

Der Teil der Erdoberflâche, welcher von dem Yolke besetzt 
und von dem Staate beherrscht wird, heisst Land oder Staats- 
gebiet. Die Grosse desselben wird ahnlich wie die Bildung 
des Volkes durch geschichtliche Vorgânge bestimmt. 

Die Ausdehnung eines Landes scheint zunâchst unerheb- 
lich für die rechtliche Existenz der verschiedenen Staaten. Es 
bat nâiftlicb zu allen Zeiten grosse und kleine Fürstentümer 
und grosse und kleine Republiken gegeben ; und die einen wie 
die anderen baben gleicbmâssig ibr persônlicbes Recht und 
eine gewisse Gleicbstellung bebauptet. Aucb ist es sicherlicb 
verkebrt, ein bestimmtes Normalmass eines Staatsgebiete.s, 
welcbes der regelrecbte Staat erreicben müsse und nicbt über- 
scbreiten dürfe, aufsucben und fixieren zu wollen. Die Welt 
bat grosse und kleine Staaten blühen und hinwioder verkommen 
gesehen. Gegenüber dem rômischen Weltreiche erscbeinen die 
hellenischen Stâdtestaaten winzig klein, und dennocb nimmt 
Atben neben Rom einen bohen Platz in der Weltgescbicbte ein. 

ïrotzdem ist der Umfang eines Staatsgebietes von grossem 
Einfluss auf die politiscbe Gestaltung und Bedeutung des- 
selben und mancherlei politiscbe Aufgaben ersten Ranges 
knüpfen sicb an die Ausdebnung des Landes. 

Offenbar sind die beiden notwendigen Bestandteile eines 
jeden Staates Volk und Land aucb bezüglicb der Grosse in 
einer Wechselwirkung zu einander. Es ist môglich, dass das 
Land dem Volke zu enge wird, sei es, um da die notige 
Nabrung zu finden, sei es, weil das kleine Gebiet den geistigen 
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und materiellen Lebônsbedürfnissen des Volkes nicht genügt. 
Das Wachstum der Bevôlkerung kann zur Ko Ionisation 
den Anstoss geben, indem ein Teil derselben neue Wohnsitze 
ausserhalb des bisherigen Staatsgebietes aufsucht oder fremde 
Gebiete besctzt werden, welche den Ueberfluss der Bevôlkerung 
aufnehmen. Oder es kann das entwickelte Kulturbedürfnis 
oder Machtgefühl eine Erweiterung des Gebietes verlangen 
und damit die Politik der Annexion und Eroberung be- 
gründen. Dann entsteht die ol't schwierige Aufgabe , das 
natürliche Redit des eigenen Wachstumes und der vollen Ent- 
wickelung mit den Rechten der anderen Nationen auf ihr 
Gebiet und den geschichtlichen Verhâltnissen auszugleichen. 

Ebenso kann ein Gebiet mit der Zeit zu klein werden, 
um gegenüber dem Wachstuine anderer Staaten sich auf die 
Dauer sicher zu fühlen, und es ergibt sich daraus eine Politik 
der Verbtindung mit anderen Lândern oder der Anlebnung 
oder Anschliessung an einen anderen mâchtigeren Staat. 

Aber aucli das Gegenteil kommt vor. , Das Gebiet kann 
zu weit sein für die dünne Bevôlkerung oder zu ausgedelint 
für die Neigung der Bewohner einer einzelnen Gegend, selb- 
stândig für sich zu sein. Im einen Falle erwacht das Intéressé, 
die Einwanderung zu begünstigen und die Kolonisation 
herbeizuziehen, im anderen das Streben nach Absonderung 
der Teile des bisher verbundenen Staatsgebietes und der 
Spaltung und Zerbrôckelung der Reiche. 

Durchaus entgegengesetzt ist die Tendenz des modernen 
Zeitalters im Gegensatze zu der des Mittelalters, Das Mittel- 
alter begünstigte die Entstehung kleiner Staaten; die neue 
Zeit hat die Neigung zur Bildung grosser Staatsgebiete. 
Italien, Frankreich, Deutschland, Spanien, anfangs auch die 
britischen Inseln und selbst die slavischen Lânder waren 
wâhrend des Mittelalters in eine grosse Anzahl kleiner Fürsten- 
tümer und Republiken zerfallen. Die Einigung des rômischen 
Reiches bestand eher in dem Idéal als in der Wirklichkeit. 
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Früher in England, seit der zweiten Hâlfte des XV. Jahr« 
hunderts auf dem Kontinent bilden sich allmâhlich grôssere 
Staaten ans, und noch sind wir nicht an den Abschluss dieser 
Bewegung gelangt. 

Die Zabi der mittelalterlichen Staaten ist geradezu un- 
tibersehbar. Fast jede Herrschaft, eine Menge von Stâdten 
und von Klostern und sogar von Dorfern versuchten es mit 
Olück ein selbstàndiges, staatenâhnliches Dasein zu gewinnen. 
Gegenwârtig sind nur einige wenige kleinste Gemeinwesen 
der Art übriggeblieben und haben nur eine geringe Aussicht 
auf Fortbestand. Der Mangel an Strassen und Posten, die 
Dürftigkeit der Bewegungsmittel, die partikulare Rechtsbildung, 
die unentwickelte Polizei, die Lehensverfassung mit ihrer be- 
schrânkten Dienstpflicht und ihren schwachen Kriegsmitteln, der 
geringe Geldverkehr, die Trennung der Stande, die dynastische 
und privatreditliche Grundanschauung, die Verdunkelung des 
nationalen Bewusstseins, der germanische Trieb der korper- 
schaftlichen Gliederung und eigenwilliger Freiheit waren früher 
einer Auflosung der altromischen Staatsgemeinschaft in zabl- 
lose kleine Gemeinwesen günstig. Dagegen wird das moderne 
Verlangen nacb grosserer Staatenbildung fortwâhrend gefôrdert 
und gestàrkt durch die Vervollkommnung und Ausbreitung der 
neuen Verkehrsmittel, durch Kunststrassen und Eisenbahnen, 
Posten, Dampfschiffahrt und Telegraphen, durch den lebhaften 
Aufschwung der Industrie und des Handels, durch die ge- 
waltigen Kriegs- und die mâchtigen Geldmittel, durch die 
ganze moderne Kultur und durch das erwachte National- und 
Staatsbewusstsein und eine rationellere Gesetzgebung. 

Der moderne Staat bedarf in der That einer breiteren 
Grundlage, als der eines blossen Gemeinde- und Gerichts- 
bezirkes. Wie der Stand und der Stamm sich der Nation und 
dem Volk hat unterordnen müssen, so werden auch die Orte 
und Herrschaften genotigt, in dem breiteren Land aufzu- 
gehen. Nur in einem Lande kann es ein Volk oder mindestens 

niuDtscbli, allgemeine Staatslehre. 18 
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eine Vôlkerschaft geben, in dem Orte gibt es nur eine Orts- 
bürgerschaft, in der Herrschaft nur eine Genossenschaft der 
Angehorigen. Für den modernen Staat erscheint daher wie 
das Volk so auch das Land eine notwendige Grundlage seiner 
Existenz. Wo es an einem Lande fehlt, da bat folglich ein 
sogenannter, aus dem Mittelalter zurückgebliebener Staat nur 
eine hôchst unsichere und unwirksame Existenz. Er kann 
wie eine Merkwürdigkeit noch eine Weile erhalten werden, 
aber er bat keinen Anteil an dem modernen Leben und ist 
deshalb der allgemeinen Abneigung gegen die sogenannte 
Kleinstaaterei ausgesetzt. 

Damit ist die Grenze nach der Kleine bin bezeicbnet; 
freilicb nicht in einer bestimmten Zabi von Quadratmeilen, 
aber in einem Principe. In derselben Weise làsst sicb auch 
nacb der Grosse bin eine Grenze bezeicbnen, denn dàs Staats- 
gebiet darf nicbt ausgedebnter sein, als die Beberrscbung des- 
selben von dem Centrum der Staatsgewalt aus nocb môglich 
ist. Freilicb ist aucb diese Grenzbestimmung sebr relativ. 
Seitdem es Eisenbahnen, Darapfscbiffe und Telegrapben gibt, 
ist kein Land so entlegen, dass nicbt die Verbindung desselben 
mit der Hauptstadt moglicb wàre. Man kann beute nicbt 
mebr die Môglicbkeit leugnen, den ganzen Erdball politisch 
zu ordnen und zu einigen, denn das beutige Vôlkerrecbt 
breitet sicb bereits über den grôssten Teil der bewobnten 
Erdoberflàcbe aus und setzt die Verbindung vieler Staaten 
zu einer Menscbbeit als selbstverstândlicb voraus. Wird die 
feste Erdrinde auf ungefàbr 2 448 347 Quadratmeilen berecbnet, 
so beberrscbt das grossbritanniscbe Reicb allein 382164 
Quadratmeilen, das russiscbe Reicb etwa 376 463 Quadrat- 
meilen, das cbinesiscbe nabezu 180000 Quadratmeilen, die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika 169 510 Quadratmeilen. 
Es sind das ungeheuere und weit entlegene Gebiete, welcbe 
dennocb von einem Staatsgeiste erfullt werden. Freilicb ist 
die Macbt eines Staates nicht nach dem Masse des Gebiets- 
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umfanges zit bemessen. Das Deutsche Reich hat einen Um- 
fang nur von 9818 Quadratmeilen und ist dennoch der mâch- 
tigste Staat von Europa. Frankreich hat in Europa nur 
9599 Quadratmeilen und ist dennoch mindestens so machtig 
als Russland, dessen europâisches Gebiet zehnmal grosser ist. 
Grossbritannien misst in Europa nur 5719 Quadratmeilen und 
beherrscht von da aus seine viel grôsseren fernen Kolonien 
und Nebenlânder. Die Zabi der Bevolkerung ist ein sehr viel 
wichtigerer Faktor bei Bestimmung der Macht eines Staates 
als der Gebietsumfang. Aber bedeutungslos auch fûr die 
Machtverhâltnisse ist die Grosse der Lânder doch nicht. 

Je weiter sich ein Gebiet ausdehnt, um so schwerer 
wird die Bewegung auf demselben und um so 
schwieriger auch die Regierung desselben. Nur lang- 
sam koimen die zerstrcuten Kràfte gesammelt, nur unvoll- 
kommen die entlegenen Provinzen von dem Centrum her 
bestimmt werden. Selbst die verbesserten Kommunikations- 
mittel der neuen Zeit kônnen diese Schwerbeweglichkeit nur 
ermâssigen, nicht überwinden. Das geflügelte Wort kann 
blitzschnell an die âusserste Pheripherie versendet werden, 
aber es fehlt ihm der Nachdruck der gegenwârtigen Ober- 
macht und das Verstândnis ist unsicher; es bieten sich vielerlei 
Ausflüchte, wenn der Wille des Empfângers der Depesche 
ungeneigt ist. Menschenmassen, Lebensmittel , Gerâtschaften 
kônnen auch mit den Eisenbahnen nur langsam befôrdert 
werden und nicht überall hin in so weiten dünnbevôlkerten 
Provinzen kônnen Eisenbahnen hergestellt werden. Oft fehlt 
es sogar an den gewôhnlichen Fahrstrassen. 

Die Ausdehnung eines Staatsgebietes ist schon deshalb 
nicht immer ein Machtzuwachs. Ein Staat kann infolge von 
Eroberungen schwâcher werden als er war, so lange er sein 
kleineres Gebiet leichter beherrschen konnte. 

Ein Staat mit so weitem Gebiete ist daher auch leicht 
hier oder dort zu überfallen und gleichsam anzurupfen, aber 
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sehr schwer, ernstlich anzugreifen, mit dauerhaftem Erfolg. 
Der Feind kann ungehindert weite Strecken durchziehen, aber 
es wird ihm schwer, sich zu verpflegeu und uoch schwerer 
sich in den weiten Râumen zu behaupten. Nur wenn es ihm 
gelingt, die konzentrierte Macht anzugreifen und zu schlagen, 
kann er grossere Erfolge erreichen. Die russischen und nord- 
amerikanischen Kriege der neueren Zeit machen diese Be- 
hauptung anschaulich. 

Wenn diese breiten Staaten an Unbehilflichkeit und 
Schwerbeweglichkeit leiden, so kommt ilinen doch das furcht- 
bare Schwergewicht der ungeheuren Massen zu statten; sie 
kônnen über gewaltige Mittel verfügen, die momentan gar 
nicht auszunutzen und auszuleeren sind. Sie sind daher im 
stande, auch in gefâhrlichen Krisen lange auszuharren und 
eine Wendung der Dinge abzuwarten, die ihnen hinwieder 
günstige Chancen eroffnet. Ibre plôtzliche Unterwerfung ist 
fast unmoglich. 

Auch auf die Verfassungsform eines Staates ist die 
Ausdehnung des Staatsgebietes von Einfluss. Die unmittelbare 
Demokratie ist nur in einem kleinen Lande moglich, weil nur 
da die Bürger zur Volksversammlung ofter zusammentreten 
kônnen. Die konstitutionelle Monarchie bedarf eines weiteren 
Bodens zu ihrem vielgliedrigen reprasentativen Bau. Die un- 
geheuere Ausdehnung des rômischen Weltreiches war eine 
Hauptursache des Unterganges der rômischen Republik und 
der Konzentrierung aller Staatsgewalt in dem einen absoluten 
Kaisertume. Die Kraft des Massengewichtes ist auch in Russ- 
land eine Ursache der absoluten Kaisergewalt und selbst die 
liberalen Englânder denken nicht daran, ihrem ostindischen 
Reiche eine parlamentarische Verfassung zu bewilligen. 

Demgemâss muss die Verfassungspolitik auch eine landes- 
màssige sein, d. h. sie muss sich nach der Natur und dem 
ümfange des Landes richten, für welchen die Verfassung be- 
stimmt ist. 
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2. Die Geschichte kennt keinen ewigen unverânderlichen 
Umfang der Staatsgebiete. Auch der Raum, den die Staaten 
einnehmen, ist abhângig von dem Wachstume oder der Ab- 
nahme der Volkskrâfte in ihm. Aber das Staatsgebiet bat 
doch einen dauernden Charakter und seine Grenzen sind nicht, 
wie die Volkszahl, einer unaufhorlichen Wandlung unterworfen. 
Nur von Zeit zu Zeit infolge grosser Ereignisse wird der 
Gebietsumfang geândert. In der Regel bleibt er in feste 
Grenzen eingeschlossen. 

Die Grenzen scheiden entweder das eigene Staatsgebiet 
von dem freraden ab, oder sie scheiden das Staatsgebiet von 
den Teilen der Erdoberflâche ab, welche keinem Staate an- 
gehôren. Im ersteren Fall denkt man sich die Grenze als 
eine feste Linie und bezeichnet sie so giit es geht mit 
Grenzmarken, Pfahlen, Steinen, Griiben, Wâllen u. s. f. Im 
letzteren Fall bedarf es einer solchen scbarfen Linie nicht, 
und es kann auch je nach Umstânden ohne Yerwickelung 
mit anderen Staaten die Grenze vorgeschoben oder zurück- 
gezogen werden. 

Zu der ersten Klasse sind zu rechnen: 

a) Strom- und Fluss grenzen, obwohl dieselben nicht 
in dem Masse fest und unbeweglich sind wie die Landgrenzen. 
Zuweilen wird die Mitte des Flusses, zuweilen der Thalweg 
desselben, d. h. die [für die Thalfahrt bei niedrigstem Wasser- 
stande] bestimmte Fahrbahn, als die eigentliche Grenze der 
beiderseitigen Staatshoheit betrachtet, aber weil die Mitte oder 
der Thalweg vorzüglich benutzt wird, mit Rücksicht auf 
Schiffahrt und Verkehr die Benutzung des Flusses zugleich 
als eine gemeinschaftliche behandelt. Sowohl die Mitte 
des Flusses als der Thalweg sind aber ofteren Aenderungen 
unterworfen, infolge der An- und Abspülung der Ufer und 
infolge verànderten Wasserlaufes. 

b) Die Gebirgsgrenzen. Die Gebirgszüge trennen ge- 
wôhnlich Stârame und Kultur voneinander. Die Bewohner 
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sehen nicht hinttber und gelangen nur mit Anstrengung, ge- 
wôhnlich nur auf einzelnen Bergwegen zu einander. Regel- 
mâssig wird dann der oberste Grat des Gebirges, welcher 
aucb die Gewâsser scbeidet, als die natürlicbe Grenzlinie an- 
geseben. 

Zu der zweiten Klasse gebôren: 

a) die Meere, seltener grosse Seen, die von Natur der 
Sonderberrscbaft einzelner Staaten entzogen sind und der 
gemeinsamen freien Benützung aller Welt offen steben. 

b) Die Wüsten und unwirtlicbe Steppen, zuweilen 
aucb Wâlder und wildes Gebirge. Die fortscbreitende 
Kultur und die allmâhlicbe Aneignung aucb dieser Gebiete 
durcb den Staat macbt aber solcbe Naturgrenzen seltener. 

Die nâbere Bestimmung der Grenzverbaltnisse ist dem 
Vôlkerrecbte vorbebalten. 

3. Zuweilen werden mebrere Lânder miteinander ver- 
bunden, so dass ein neues grôsseres Ganzes, ein Reicb 
entstebt. Es kann das wieder in verschiedener Weise ge- 
scheben : 

a) mit relativer Fortdauer der verbundenen Lânder 
auf dem Fusse der Gleicbbeit. Beispiele: die Union der 
Vereinigten Staaten von Amerika, das Deutsche Reich; 

b) mit Fortdauer der besonderen Lânder, aber auf dem 
Fusseder Ungleichheit, so dass eines derselben als herrschen- 
des Hauptland, die anderen als unterthànige Nebenlânder 
erscheinen. Beispiele; Grossbritannien mit seinen überseeischen 
Kolonien und Nebenlândern, Frankreich mit Algier; 

c) mit Umwandlung der bisherigen Lânder in Provinzen 
des einen Reiches. Beispiel: die Ausbreitüng der russischen 
Herrschaft. 

4. Wie aber die Menschheit, nicht das Volk, die wahre 
Unterlage des vollkommenen Staates ist, so ist aucb die 
Erde, nicht das Land, das vollkommene S taatsgebiet, 
die Erde, welche die Mannigfaltigkeit aller Lânder in das 
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richtige Verhâltnis bringt und harmonisch einigt, welche aile 
■Gegensâtze nicht als Màngel, sondern als Ergânzung und 
Reichtum empfindet. Für die heutige Staatenbildung aber, 
’welche dem hochsten Ziele noch ferne steht, folgt daraus der 
auch praktisch langst bewàhrte Satz: am günstigsten auch 
für den Einzelstaat ist ein mannigfaltig geartetes Land, 
mit Bergen und Thalern, Flüssen, Seen, Meeresküsten und 
Ebenen : nicht gerade der erhohten Fruchtbarkeit wegen, denn 
■diese Hebungen und Senkungen des Bodens machen einen 
Teil des Bodens unfâhig für die Kultur ; sondern weil sie die 
ebenfalls mannigfaltigen Anlagen der Bewohner allseitig 
Ænregen und die menschlichen Krafte steigern. Am ungünstig- 
sten dagegen sind grosse unwirtliche Steppen des Binnen- 
landes. Diese sind daher auch der uralte Boden, auf dem 
4ie unstaatlichen Nomadenvôlker noch ihr Wesen treiben. 


Fünftes Kapitel. 

V. Von der Oebietslioheit. (Sogenanntes Staatseigentum.) 

Man nennt das Hoheitsrecht des Staates über das 
ganze Staatsgebîet oft Staatseigentum. Diese Be- 
zeichnung batte in dem mittelalterlichen Lehensstaate wie in 
den absoluten Staaten der asiatischen Vorzeit eine relative 
Wahrheit. Zu dem modernen Staatsbegriffe aber passt die- 
selbe in keiner Beziehung. 

Das „Eigentum“ ist ein privatrechtlicher, nicht ein 
politischer Begriff. So lange daher der Staat oder dessen 
Oberhaupt, wie in dem altjûdischen Staate Gott, wie die 
ilgyptischen Pharaone als alleinige Eigentümer des Bodens 
betrachtet worden, an dem den einzelnen Privaten kein 
Eigentum, sondern nur ein vorübergehendes Gebrauchs- und 
Nutzungsrecht zugestanden war, oder so lange wie in dem 
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rômischen Reiche wenigstens der Boden der unterworfenen 
Provinzen als in dem formellen Eigentume des rômischen Volkes 
oder Kaisers stehend angesehen wurde, und den Provinzialen 
nur ein minderes, obwohl ein reales Eigentum (in bonis) an 
ihren Grundstücken zukam, oder so lange wie in einzelnen 
mittelalterlichen Staaten, z. B. in England nach der Eroberung 
der Normannen, der Kônig als Obereigentümer und Lehens- 
herr des ganzen Landes galt und die Unterthanen nur einen 
lehensmâssig abgeleiteten Grundbesitz hatten, so lange bildete 
die Vereinigung und Vermischung von privatrechtlichem 
Eigentume und staatlicher Hoheit die natûrliche Unterlage für 
den Begriif des Staatseigentumes. Seitdem aber die Aus- 
scheidung des Privatrechtes und des Staatsrechtes vollzogen 
ist, ist derselbe durchaus unhaltbar geworden. 

Das Hoheitsrecht des Staates über das Gebiet, die 
Gebietshoheit (imperium), ist somit von dem Eigentume 
(dominium) des Staates wobl zu unterscheiden, Das letztere 
bat einen privatrechtlichen Inhalt, auch wenn der Staat das 
Rechtssubjekt ist, das erstere dagcgen bat einen wesentlich 
politischen Charakter, und kann seiner Natur nach nur dem 
Staate. (beziehungsweise dem Staatsoberhaupte) zustehen. ’ 

Die Gebietshoheit bat vorerst den positiven Inhalt,. 
dass dem Staate vollkommene staatliche Herrscbaft über 
das ganze Gebiet zusteht. Soweit dasselbe sich erstreckt, ist 
somit der Staat berechtigt, seiner Gesetzgebung Anerkennung 
zu verschaffen, seine Regierungsbeschlüsse durchzuführen, seine 
Gerichtsbarkeit zu üben. Der Staat bat nicht bloss Gewalt 
über die Personen, er bat sie auch über das Land und über 
die Sachen darin. 

1 Die Alten liaben diese Unterscheidung wolil erkannt. Hugo 
Grotius (De jure belli ac pac. II, 3, §. 4) fülirt eine Stelle von> 
Seneca an, de benef. VII, 4: „Ad reges poiestas omnium pertinet, ad 
singulos proprietas"^^^ und von Dio Chrysost. Orat.: „ Das Land gehôrt 
dem Staate fr* fro.^aoç); aber nichts desto minder ist jeder ein- 

zelne vollkommener Herr seiner erworbenen Güter." 
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Diese HeiTschaft ist aber staatlich, nicht privatrechtlich. 
Die wirtschaftliche Sachenherrschaft, die wir Eigentum nennen, 
gehôrt dagegen dem Privatrechte an und ist jeder Privat- 
person zugànglich. 

Der négative Inhalt der Gebietshoheit besteht in dem 
Rechte des Staates, jeden anderen Staat oder überhaupt jede 
andere Macht von jeder staatlichen Herrschaft innerhalb seines 
Gebietes und von jedem Uebergriffe in dasselbe abzuhalten. 
Es ist eine einfache Folge dieses Grundsatzes, wenn der 
moderne Staat nicht zugibt, dass in seinem Lande ein fremder 
Staat Gerichtsbarkeit oder Polizeigewalt übe, und wenn er 
auch eine privatrechtliche Begründung solcher fremden Herr- 
schaft nicht anerkennt. 

Die Verâusserung endlich des Staatsgebietes oder eines 
Teiles desselben in den Formen und nach den BegrifFen des 
Privatrechtes , wie dieselbe im Mitteialter ganz allgemein von 
den Landesherren geübt wurde, welche ihre Herrschaften wie 
ihre Grundstücke verkauften, verpfândeten, oft auch verteil- 
ten,'^ ist hinwieder mit dem ôffentlichen Charakter der Ge- 
bietshoheit nicht mehr vereinbar. Nach dem modernen Staats- 
rechte ist vielmehr der Grundsatz der Unverâusserlichkeit 
und Unteilbarkeit des Staatsgebietes als RegeP festzuhalten. 
Ausnahmsweise aber ist eine Verâusserung nur zulâssig in 
ëffentlich-rechtlicher Form, aufGrundlage eines Gesetzes 
oder infolge von volkerrechtlichen Vertràgen, wohin 
denn auch die Friedensschlüsse gehôren.'* 

Hugo Grotius fordert überdem nach natürlichem Rechte, 

2 Aelmliclies kommt auch im Altcrtume, aber nur bei solclien Staaten 
vor, deren Fürst eine absolute Gewalt über Land und Lente batte. VgL 
die Beispiele bei Hugo G rot. I, 3, 12. 

3 Franz. Verf. v. 1791, II, §. 11: „Le royaume est un et indivi- 
sible.^^ Belege von deutschen Einzelstaaten beiZacharià, Deutscliea 
Staats- und Bundesrecht L, §. 83. 

4 Preussisclie Verf. von 1850, Art. 2: „Die Grenzen dieses Staats- 
gebietes konnen nur durch ein Gesetz veràndert werden.“ 
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wenn ein Teil des Staatsgebietes verâussert werden soll, nicht 
bloss die Zustimmung des ganzen Staatskôrpers , sondern 
auch die der Einwohner dieses Gebietsteiles: ein ge- 
rechtes Erfordernis, da es sich um die ganze staatliche 
Existenz derselben handelt und sie durch die Gesetzgebung 
des ganzen Staates unmôglich in einem Momente genügend 
vertreten werden, in welchem diese zur Auflôsung der Ge- 
meinschaft geneigt ist. Aber die Not der Umstânde wird 
in den meisten Fâllen derart starker sein, als jener Grund- 
satz des natürlichen Rechtes.® 

Beschrànkungen der Gebietshoheit zu gunsten an- 
derer Staaten (staatsrechtliche Dienstbarkeiten) konnen 
vorkommen, und zwar analog den Servituten des Privatrechtes. 
Nur bedürfen auch diese Beschrànkungen, damit das Staatsrecht 
sie anerkenne, einer staatsrechtlichen oder volkerrecjitlichen 
Begründung im einzelnen Falle und eines staatsrechtlichen 
Inhaltes. Z. B. durch Staatsvertrag wird dem benachbarten 
Staate die freie Benutzung einer Militârstrasse über das 
Staatsgebiet zugesichert; oder eine Stadt wird mit Rücksicht 
auf die Begehren des Nachbarstaates als Freihafen erklàrt; 
oder die Ausübung des Postregals wird an eine fremde Post- 
verwaltung überlassen. In hoherem Masse aber, als im Privat- 
rechte zweifelhafte Falle zu gunsten der Freiheit des Eigen- 
tumes interpretiert werden und die Ausdehnung der Servituten 
môglichst beschrankt wird, muss im Staatsrechte die Freiheit 
der Gebietshoheit gegenüber derartigen Beschrànkungen ge- 
wahrt werden; demi die Harmonie und Einheit des Staats- 
organismus, sowie das Bedürfnis freier Umgestaltung der 
staatlichen Einrichtungen , je nach den Erfordernissen der 

5 Hugo Grot. II, 6, §. 4 ff. Vgl. Wiener Schlussakte von 
1820, Art. 6: „Eine freiwillige Abtretung auf einem Bundesgebiete 
liaftender Souveranitiitsrechte kann ohne Zustimmung der Gesamtheit [der 
Biiudesstaaten] nur zu gunsten eines Mitverbündeten geschehen.“ Vgl. 
die nahere Ausführung in Bluntschli, Modernes Vôlkerrecht, §. 286. 
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ofFentlichen Wohifahrt, werden durch dauernde Beschrânkungen 
und Hemmungen von aussen sehr leicht in einer unertrâg- 
lichen Weise gestôrt und verletzt. ® 

Anmerkungen. 1. Die Umwandlung des Titels der franzosischen 
Konige aus Roi de France in Roi des Français inlblge der Révolution 
war ein Protest gegen die friiherc Vorstellung, dass Frankreich ein 
patrimonium regis sei. Insofern bezeiclinet sie einen Fortscliritt des 
staatliclien Deistes. Aber sobald man die Gebietshoheit in ihrer wabren 
Redeutung erlasst liat^ so ist kein Grand melir, die Benennung der Konige 
von dem Lande oder Reiche lier liir bedenklicher za halten als die von 
dem Volke lier. Zu weit aber geht Stahl, weiin er (Staatslehre II, 
♦S. 38) der letzteren Bezeiclinung vorwirft, sie rute ein „Bild der Bar- 
barei“ liervor. Die romisclien Kaiser and die deiitsclien Kaiser liaben 
bekanntlich den Namen des Yolkes dem des Landes in iliren Titeln vor- 
gezogen. Wer wollte sie deshalb der Barbarei beziclitigen? Die Be- 
nennung vom Volke lier ist sogar edler als die vom Lande lier, weil das 
Volk über dem Lande ist. 

2. Bîosse Grenzber iclitigungen fallen nicht iinter den Begriff 
der Veraiisserung des Staalsgebietes. Es wird durch dieselben nicht ein 
Teil des Staatsgebietes entfremdet, sondern der Umfang des wirklichen 
Staatsgebietes naher bestimmt. Wenn aber zum Behufe der Arrondierung 
eines Staates ganze, zumal bevrohnte Gebietsstrecken, welche unzweifelhaft 
bisher demselben zugehorten, abgetrennt und umgetauscht werden, so ist 
das allerdings nicht melir eine blosse Grenzberichtigung. 


Sechstes Kapitel. 

VI. Ëinteiiang des Landes. 

Das Staatsgebiet ist gewôhnlich so umfassend, dass es 
regelmâssig zum Behufe der politischen Beherrschung in ver- 
schiedene Abteilungen geteilt werden muss. Es lassen sich 
hier vier Hauptarten unterscheiden : 

1. Die Provinzen. 

6 Schmitthenner, Staatsrecht, S. 409: „Blos8 privâtes Eigentum 
■eines fremden Staates oder Souverans in dem Gebiete des Staates schliesst 
keine Beschrankung der Landesgewalt ein.“ 
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Die Provinzen des romischen Reiches waren ursprünglich 
selbstândige Staatsgebiete, welche aber der Herrschaft des 
romischen Staates unterworfen worden waren. Auch die 
neueren Provinzen erklâren sich hâufig ans früherer Besonder- 
heit der spâter zu einem grôsseren Ganzen vereinigten Lânder. 
Zuweilen sind aber neue Provinzen erst von dem Staate ge- 
schaffen worden, dem sie angehôren, und oft sind, wie im 
Deutschen Reiche, ans den Provinzen (Herzogtümern) neue 
Lânder geworden. 

Das Charakteristischc dieser obersten Stufe der staatlichen 
Einteilung liegt immer in der relativen staatlichen Be- 
sonde rheit dieser Teile. Infolge derselben haben sie eine 
zwar der Gesamtregierung untergeprdnete, aber immerhin mit 
Rücksicht auf die eigentümliche Bedeutung der Provinz mit 
ausgedehnteren Vollmachten ausgerüstetere relativ selbstândige 
Provinzialregierung. Ueberdem haben dieselben in der 
Reprâscntativverfassung zuweilen selbst eine — freilich auf 
die besonderen Intercssen der Provinz beschrânkte — be- 
sondere Provinzialgesetzgebung, Provinzialstânde. 

Der moderne Einheitsstaat ist dieser Einteilung nicht 
günstig. In Frankreich, in Spanien und in England, nun 
auch in Preussen ist die gesetzgeberische Besonderheit der 
Provinzen aufgelost, in OesteiTcich in den sogenannten Kron- 
lândern vornehinlich auf die Intercssen der Kultur und Wirt- 
schaft beschrânkt worden. So gross aber das Interesse des 
Staates an voiler und durchgreifender Einheit im Organismus 
ist, so zerstort doch eine gânzliche Beseitigung der provin- 
ziellen Freiheit viele natûrliche Eigentümlichkeiten und Be- 
dürfnisse, und leicht verletzt eine übertriebene Uniformitât 
gesunde und fruchtbare Teile des Volkslebens. Die germa* 
nischen Vôlker bedûrfen mehr als die romanischen zu ihrer 
Befriedigung auch der provinziellen Selbstândigkeit. 

2. Die Kreise (Bezirke). 

Die Kreise sind noch grôssere Staatsbezirke; aber sie 
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liaben doch nur die Bedeutung von blossen Teilen des 
Staatsgebietes. Sie haben nicht wie die Provinzen einen An- 
spruch darauf, zugleich besondere Lânder zu sein. In 
der alten frânldschen und deutsclien Reichsverfassung hatten 
die Herzogtümer und Fürstentümer den Charakter von 
Provinzen, die Gaue den von Kreisen. Eben dahin sind die 
englischen und nordanierikanischen Grafschaften, die fran- 
zosischen Departemente, die deutsclien Kreise und die 
preussischen Regierungsbezirke zu rechnen. 

Der wahre Grund dieser Einteilung liegt nicht in der 
Eigentümlichkeit eines Landes oder eines Volksstammes, 
sondern in dem politischen Bedürfnisse der Staatsverwal- 
tung selbst, ihre Thâtigkeit stufenweise zu gliedern. Sie 
ist daher vorzugsweise das Produkt des Staatsorganismus, ob- 
vvohl im einzelnen auch auf die historische Verbindung der 
Bevôlkerung eiiies Kreises und auf die natürlichen Verkehrs- 
beziehungen derselben Rücksicht zu nehmen ist. Lassen sich 
die Provinzen mit verschiedenen Hâusern vergleichen, die zu 
■einera Schlosse gehôren, so sind die Kreise eher den ver- 
schiedenen Stockwerken eines Hauses vergleichbar. 

Den Kreisen kommt gewôhnlich eine besondere Konzen- 
tration der Verwaltung und der oberen Gcrichtsbarkeit 
zu. üeberdem zeigt sich in den niodernen Staaten die 
Neigung, die besonderen Interessen des Kreises in dem- 
selben eigeiiartig zu pflegen, die Interessengemeinschaft 
der Bevôlkerung zu organisieren , und je nach Bedürfnis ge- 
■raeinnützliche Kreisanstalten (Strassen, Magazine, Kranken- 
hâuser, Schulen, Armenhâuser, Korrektionshàuser) zu gründen. 
Es erôffnet sich hier ein fruchtbares Feld für die Selbst- 
verwaltung oder die Reprâsentativverwaltung des Kreises. ' 

3. Die Bezirke (Kreise). 

Sie bilden regelmâssig ünterabteilungen der Kreise, und 


t Vgl. Vivien, Étud. adm. II, Kap, VL 
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haben dann eine besondere der Kreisregierung untergeordnete 
Verwaltung und eine mittlere Gerichtsbarkeit. Auch 
diese Bezirke konnen als Kôrperschaften anerkannt sein 
und ein eigenes Vermôgen und besondere Bezirksanstalten 
haben. 

Die alten Centenen (Huntari) der germanischen Ver- 
fassung, die Landgerichte und Oberamteien in Deutsch- 
land, die Kantone in Frankreich und die Kreise in Preussen 
nehmen diese Stellung ein.^ 

Blosse Wahlkreise zuin Behufe der Volksreprâsentation 
gehôren nicht hierher, da sie nur für einen vorübergehen- 
den politischen Zweck geschaffen, nicht ein organisches Glied 
im Staatskorper sind. Der Mangel an bleibenden geniein- 
samen Institutionen spricht übrigens gegen die Zweckmâssig- 
keit solcher unorganischer Kreise. 

4. Die Gemeinden, sowohl die Stadt- als die Land- 
gemeinden mit ihrem Banne. 

Sie sind die unterste Stufe der Einteilung des Staats- 
gebietes, haben aber eine hôchst lebensvolle Bedeutung, welche 
eine gewisse Analogie mit dem Staatsgebiete selbst gewâhrt. 
Wie das politisch organisierte Volk zum Land, so verhàlt sich 
die personliche (korporative) Gemeinde zum Gemeindebezirk 
(Gemeindebann). Sie erfüllt es mit ihrem gemeinsamen Leben. 
Freilich ist dieses selbst nicht wie dort ein hôheres, politi- 
sches, sondern zunâchst ein den gemeinen Kultur- und Wirt- 
schaftsinteressen zugewendetes. Grôssere Stâdte bilden zu- 
gleich Bezirke (Kantone), die grossten Hauptstàdte haben zu- 
gleich die Bedeutung der Kreise (Departements), ja sogar von 
Provinzeu (Berlin). 

Verânderungen in der politischen Einteilung des 
Staatsgebietes sind Sache des Gesetzes. Der Staat hat in 

2 Vivien a. a. O. II, Kap. 3. [Die Kantone bilden in Frankreich 
keine Kôrperschaften, sondern nur Amtssprengel der Friedensrichter 
und Wahlkreise.] 
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allen Stufen der Abteilung auch seine Gesamtinteressen und 
die Harmonie seines Organismus zu wahren. Je hoher aber 
die Stufe, um so entscheidender wirken die ôfifentlichen In- 
teressen, um so freiere Hand bat der Staat in der Bestim- 
mung der Grenzen. Die tiefste Stufe dagegen, die Gemeinde, 
steht ihrera Zwecke nach in so vielfâltigen und engen Be- 
ziehungen zu den bestehenden Gemeindekorporationen, dass 
hier der Wille auch dieser vorzüglich in Betracht kommt. 
Die Hauptrücksichten , welche der Staat bei seinen Anord- 
nungen zu nehmen hat, sind: a) die politische Zweck- 
mâssigkeit der Einteilung; b) die natürlichen Verbindungen 
und Gegensâtze, z. B. zusammengehorige Flussgebiete oder 
ïhâler; c) die historischen Beziehungen der Bevôlkerung; 
d) ihre Verkehrsbeziehung, z. B. zu einer Stadt als 
Centralpunkt. üntergeordnet dagegen sind die bloss mathe- 
matischen Rûcksichten, die sich abzàhlen oder mit dem 
Zirkel bemessen lassen. 


Siebentes Kapitel. 

VIT. Verhâltnis des Staates zum Privateigentum. 

Das Privateigentum, d. h. die Herrschaft des Indi- 
viduums über die Sachen, ist so ait als der Mensch. Als die 
ersten Menschen die Früchte pflückten, welche die Baume 
ihnen zur Nahrung darboten, übten sie mit Bewusstsein Herr- 
schaft aus, d. h. sie nahmen dieselben zu Eigentum. Und 
als sie sich eine Hôhle wâhlten, und ein festes, wenn auch 
vorübergehendes Lager bereiteten, ergriffen sie auch daran 
Eigentum. Als sie ihre Blôsse mit Zweigen bedeckten und 
ein Tierfell um ihren Leib warfen, hatten sie wieder Eigen- 
tum erworben. 

Das Eigentum ist nicht erst durch den Staat er- 
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zeugt worden. Es ist in seiner ersten, freilich unvoll- 
kommenen und noch wenig gesicherten Gestalt das Werk des 
individuellen Lebens, gewissermassen die Erweiterung 
des leiblichen Daseins der Individuen. Das Indivi- 
duum ergreift Besitz von den Dingen um uns ber, die in 
den Bereich seiner Herrschaft fallen, es macht sich dieselben 
dienstbar und nutzbar, es eignet sich dieselben an. Indem 
zum Besitze das Bewusstsein der berechtigten Herrschaft der 
Person über die Sache hinzutritt, ist das Eigentum voll- 
endet. Auch der Nomade, der keiner festen Staatsverbindung 
angehôrt, hat dennoch Eigentum an seinen Kleidern, seinen 
■Waffen, seinen Herden, seinen Geràtschaften. Auch jener 
schiffbrüchige Robinson auf dem einsamen Eilande erweiterte 
sein Eigentum. 

Der Kommunismus, welcher die Rechtmà.ssigl:eit des 
Privateigentumes leugnet und das Eigentum als „Diebstahl“‘ 
an der Gesamtheit erklârt, ist somit im Widerspruch mit der 
individuellen Natur des Menschen, wie Gott ihn geschaflfen, 
der dem Menschen ^Herrschaft verliehen hat über die Fische 
im Meere und über die Vogel unter dem Himmel und über 
das Vieh und über die ganze Erde“ (1. Mose 1, 26). Er ist 
ebenso im Widerspruch mit der ganzen Geschichte der Mensch- 
heit, welche unter allen Vôlkern und in allen Zeiten das 
Eigentum anerkennt, und in ihrer Entwickelung unver- 
keunbar bemüht ist, das Eigentum môglichst vollkommen 
auszubilden. 

Die Aufhebung des Eigentumes im Sinne der Kommu- 
nisten würde den Untergang jeglicher individuellen Freiheit, 
die Zerstorung der Kultur, die Auflôsung der Familie, mit 
einem Worte eine Barbarei zur Folge haben, wie sie selbst 
in den rohesten Zustânden der menschlichen Gesellschaft nie 
dagewesen ist.'^ 

1 Proudhon, „La propriété c’est le vol.** 

Vgl. Thiers, De la propriété Liv. II, der vortrefiFlich in der 
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Scheinbar gemassigter und humaner ist die Lehre der 
Socialisten, aber ebenso verkehrt und noch minder konse- 
quent. Als Vertreter dieser Ansicht mag Frôbel gelten, 
welcher das Eigentum nur als „Lehen der Staatsgesellschaft 
in der Hand seines Besitzers“ gelten lassen will und das 
Recht der Individuel! nur als „eine Folge eines Gesamt- 
willens anerkennt von vielen, die eine souverâne Gesellschaft 
bilden.“^ Diese Lehre lîiisskennt die individuelle Natur und 
Freiheit des Menschen nicht minder als der Kommunismus; 
und indem sie bloss von abgeleitetem und vorübergehendem 
Besitze weiss, bietet sie uns das übertriebene Zerrbild des 
mittelalterlichen Lehenswesens als Ersatz an für das freie 
Eigentum, welches eine hôhere Gesittung glücklich errungen 
bat. Es ist das die nâmliche, nur mit demokratischen Phra- 
sen umhângte Théorie der Knechtschaft, welche in den dun- 
kelsten Zeiten der Geschichte eine niedertrâchtige Schmeichelei 
willkürlichen Despoten gelehrt batte. 

Dem Staate kommt somit keineswegs absolute Verfügung 
zu über das Privateigentum. Vielmehr liegt dieses als Pri- 
vatrecht zunâchst ausserhalb der Sphare des Staatsrechtes. 
Der Staat schafft das Eigentum nicht und erhàlt es nicht, er 
darf es daher auch nicht nebmen. Er schützt es, wie er 
überhaupt aile individuellen Rechte schützt. Er übt staatliche 
Herrschaft darüber wie über die Menschen, die im Lande 
wohnen. Die Hauptgrundsâtze über das Verhâltnis des Staates 
zum Privateigentum sind demnach: 

1. Der Staat gewàhrleistet die Freiheit und Sicher- 
heit des Eigentums.^ 

Kritik der kommunistischen und socialistischen Système, aber nicht glück- 
lieh in der pliilosophischen Herleitung des Eigentnmsbegriffes (ans der 
Arbeit) ist. 

3 Fr O bel, Sociale Politik II, S. 392 und 400. 

4 Eine Reihe von Verl’assungen sprechen diesen Satz ausdrücklich 
ans. Schon die Magna Charta Kônig Heinrichs III. von England von 
1*225 enthalt melirere Einzelbestimmungen derart. Auch die republi- 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 19 
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2. Dem Staate kommt keine willkürliche Dispo- 
sition zu über das Eigentum. 

3. Der Staat hat das Recht, das Eigentum für ôffentliche 
Zwecke zu besteuern. 

Indessen wird damit das Verhâltnis des Staates zu dem 
Privateigentum nicht erschopft. Die Freiheit des Privateigen- 
tums erleidet Beschrânkungen unter Voraussetzungen, 
welche zugleich das Recht des Staates erweitern: 

1. Aus der Natur der Sachen selbst ergeben sich 
solche. 

Gewisse Sachen nâmlich sind um ihrer natürlichen Be- 
schaffenheit willen dem ausschliesslichen Privatbesitz und 
Privateigentum entrückt und dem gemeinen ôffentlichen Ge- 
brauche hingegeben. Oeffentliche Sachen (res publicae). 
So die ôffentlichen Flüsse und Gewàsser, die Seeküsten, wo 
Ebbe und Flut wechseln, Seehâfen. ^ 

Es gehôren hierher auch die unwirtlichen Teile der 
Erdoberflàche, die Eis- und Schneefelder der Hochgebirge, 
die unzuganglichen Schluchten und Moore und dergleichen. 


kanisclie Verlassung von Frankreich von 1848, Ai*t. 11, entlialt wie die 
Charte von 1814, Art. 8, denSatz: „Tontes les propriétés sont inviolahles 
ebonso die preussische Verfassung von 1850., Art. 9: „Das Eigentum ist 
nnverletzlicli.‘* 

5 Marcianus in L. 4, §. 1 de div. ror,: „Flumina paene omnia et 
portas publiea sunt.“ U 1 pian us in L. 1, §.3 cod. „Publicnm llumen 
esse Cassius detinit, quod pcrennc sit.“ Enger ist der Begriff des tdîent- 
lichen Elusses nach dem Code Napol., Art. 538: «Les chemins, routes 
et rues à la charge de l’État, les fleuves et rivières navigables ou flottables, 
les rivages, lais et relais de la mer, les ports, les havres, les rades, et 
généralement toutes les portions du territoire français qui ne sont pas 
susceptibles d’une propriété privée^ sont considérés comme des dépen- 
dances du domaine public. “ Der Saclisensp i egel II, 28, §.4 scheint 
ebenfalls nnr stromartige Flüsse für ôffentliche zu halten: «Svelk water 
s tram es vlüt, dat is gemene to varene unde to vischene inne.“ Das 
preussische Landrecht II, 15, §. 38, 41, beschrânkt den Begriff sogar 
aiif „8chiffbare“ Flüsse und weiss auch von llôssbaren Privatilüssen. 
Aehnlich das ôsterr. Gesetz, §. 407. 
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Freilich ist diese Unwirtlichkeit nur eine relative. Auch das 
Gletschereis ist zu einer Handelsware ausgebeutet und auf Fels- 
grâten sind Gasthôfe gebaut worden. Das Privateigentum daran 
ist dann i-egelmâssig von dem Staate abgeleitet worden. 

Den von Natur oflfentlichen Sachen stehen zur Seite die 
Sachen, welche die staatliche Kultur dem Privatverkehr 
entzogen und dem ôffentlichen Dienste aller oder des Staates 
zugewiesen bat, wie insbesondere offentliche Strassen und 
Kanâle, offentliche Plâtze u. s. w. Aile diese Sachen sind res 
publicae (Domaine public), und Solange sie in diesem Zu- 
stande verharren, gibt es überhaupt kein Privateigentum daran, 
auch nicht des Staates, obwohl man zuweilen die Herrschaft 
des Staates über dieselben Eigentum nennt. 

2. Andere Sachen sind zwar ihrer Natur nach fâhig des 
Privât ejgentums, aber im Sinne des modernen Rechtes, weil 
sie immerhin eine nâhere Beziehung auf die allgemeine Wohl- 
fahrt haben, oder weil ihre Ausbeutung eine über die 
Schranken des gewôhnlichen und teilbaren Privateigentums 
hinausreichende umfassende Wirtschaft erfordert, dem hoheren 
Rechte des Staates unterworfen. Dahin gchoren insbesondere 
Bergwerke, Salinen und âhnliche Regale. 

3. Von den oflfentlichen Sachen im engeren Sinne unter- 
scheiden wir die dem Staate zugehorigen und für besondere 
ëflfentliche Funktionen des Staates bestimmten Sachen, wie 
insbesondere offentliche Gebàude, Residenzen, Amtshàuser, 
Festungen, Zeughâuser, Kasernen u. s. f. Hier lâsst sich, 
der àusseren Art dieser Sachen gemâss, füglich von Eigen- 
tum des Staates daran sprechen. Aber die nahe Beziehung 
dieses Eigentums zu den oflfentlichen Staatszwecken hebt das- 
selbe doch von dem gewôhnlichen Privateigentum ab und 
hemmt auch, Solange diese Bestiramung dauert, den Privat- 
verkehr. Diese Sachen mUssen in der Gewalt des Staates als 
ôflfentliches Gut (relatives Domaine public) verbleiben, damit 
ihre Bestimmung gesichert sei. 
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4. Die geschichtliche Thatsache, dass das nieiste Privat- 
eigentum an Liegenschaften ursprünglich von dem Staate 
abgeleitet worden ist, welcher das eingenommene Land unter 
die Krieger oder die Familien des Stammes zu Eigentum 
verteilte, wirkt insofern noch nach, dass nach vielen Lan- 
desrechten das spâtere Erlôschen des Privateigentums an 
dem Boden — z. B. durch Auswanderung oder Aussterben 
der Familien — nicht eine herrenlose Sache, sondern den 
Rückfall an den Staat zur Folge hat, der darüber neu ver- 
fügen kann. Auch heute noch ist es ein Grundsatz der eng- 
lischen und der nordamerikanischen Rechtsbildung, dass der 
Boden in den neu zu kolonisierenden Territorien dem Staate 
gehôre, und dass daher die Kolonisten ihre Grundstücke von 
dem Staate erkaufen müssen. 

Mir scheint, diese Behandlung des noch nicht oder nicht 
mehr im Privateigentum befindlichen Bodens als von Sachen, 
über die es dem Staate zukommt, zu verfügen, rechtfertige 
sich aus der Idee der Landesherrschaft, welche auch die Pri- 
vatherrschaft zu ordnen hat, und wo diese fehlt, vorerst aile 
Rechtsmacht verwaltet. 

Den Liegenschaften sind die erblosen Erbschaften 
gleichzustellen, zumal auch hier ein Eingreifen beliebiger 
Okkupanten ohne grobe Unordnung nicht môglich ist. 

Dagegen ist es ein Irrtum, der aus jener falschen Vor- 
stellung von Staatseigentum entsprungen ist, wenn ein natür- 
liches Eigentum des Staates an herrenlosen Sachen über- 
haupt behauptet wird, die in seinem Gebiete vorhanden sind, 
oder wenn die F r e m d e n von der Okkupation solcher 
Sachen ausgeschlossen sind und diese ausschliesslich dem 
Staate selbst oder seinen Angehôrigen vorbehalten wird. 

Dem rômischen Rechte ist denn auch jene irrtürnliche 
Ansicht fremd. An den eigentlichen res nullius hatte der 

Vgl. Fier auto ni. Diritto Costitutionale Napoli 1873.^ Bd. 1, 
S. 306 ff. : „La proprietà dello Stato.“ 
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Staat gerade so wenig Rechte als jede andere Privatperson. 
Wer immer, ob Fremder, ob rômischer Bürger, dieselben 
okkupierte, wurde durch die Okkupation Eigentümer. ^ In dem 
Mittelalter dagegen war allerdings die Vorstellung der lehens- 
herrlichen Oberhoheit und die des Patrimonialstaates einer 
Ausdehnung der Staatsherrschaft auch auf Gegenstânde des 
Privatrechtes günstig: und in manchen neueren Rechten bat 
sich diese frühere Anschauung grossenteils noch erhalten. 

Wir erwâhnen: 

a) Das preussische Landrecht, welches mit Bezug 
auf gewisse Arten von Sachen, insbesondere auf Liegenschaf- 
ten, Erbschaften, nutzbare Landtiere, auf welche noch kein 
Individuum ein besonderes Recht erlangt hat, oder die von 
ihrem früheren Eigentümer verlassen worden, dem Staate ein 
Vorzugs recht zur Okkupation zuschreibt, infolgedessen ein 
anderer dieselben nicht ohne Einwilligung des Staates in Besitz 
nehmen darf. An anderen herrenlosen Sachen dagegen erkennt 
auch das preussische Landrecht die Okkupationsfreiheit an.^ 

b) Das englische Recht hait auch hierin die mittel- 
alterliche Vorstellung strenger fest, indem es in der Regel 
dem Kônige das Eigentum an herrenlosen Sachen zuschreibt.^ 
Nur ausnahmsweise erkennt dasselbe an einzelnen beweg- 
lichen Sachen ein freies Okkupationsrecht an.^^^ 

7 G aj U s, iii L. 3 pr. cio Adquir. rer. clomiiiio : „Quocl enim nullius est, 
ici ratione naturali ocîciipanti conceclitnr.“ Vgl. L. 1 pr. eod. — Klüber, 
üeffentl. Recht des deutschen Blindes, §. 337, hat die Tlieorie auigestellt, 
dass die sogenaniiten adespota, d. h. herrenlose Sachen, iimerhalb des 
Staatsgebiets nicht von Fremdeii okkiipiert werden kbnnen. Wariim 
aber sollte der Vogel, der einem Freinden ins Zimmer fliegt iind von 
dieseni gefangen wird, demselben weniger gehbren als einem Ein- 
heimischen? 

8 Preuss. Landrecht II, 16, §. 1 ff. 

® Blackstone 1, 8, führt eine Stelle von Bracton an: „Haec 
quae nullius in bonis sunt et olim lueriint inventons de jure naturali, 
Jam cfficiuntur principis de jure gentium.“ 

10 Blackstone II, 16, 26. 
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c) Das franzôsische Recht ist dem englischen àhnlich. 
Es stellt ganz allgemein das Princip auf: ,Die herrenlosen 
Sachen gehôren dem Staate.“*' 

d) Das ôsterreichische Gesetz nâhert si ch dagegen 
der rômischen Ansicht. Es erkennt die umgekehrte Regel 
an, dass die herrenlosen Sachen (dort „freistehende Sachen“ 
genannt) der freien „Zueignung“ anheimfallen. 

5. Infolge der politischen Oberherrschaft des Staates 
über Land und Lente und ans seiner Verpflichtung, auch 
das Nebeneinanderbestehen und das Nacheinander- 
bestehen der Individuen zu schützen. Dahin gehôren die 
Besteuerung und die sâmtlichen polizeilichen Beschrân- 
kungen des Privateigentums. 

6. Infolge des Rechtes der Enteignung (expro- 
priatio). 

Gewôhnlich nimmt inan an, das Recht der Enteignung 
soi von den Rômern nicht anerkannt, vielmehr die Freiheit 
des Eigentums auch dann unbedingt geschützt worden, wenn 
der Staat der Abtretung im Interesse allgemein nützlicher 
Unternehmungen bedurft habe. Indessen steht nur so viel 
fest, dass die Rômer kein allgemeines Abtretungsrecht zu- 
gelassen haben. Ibre grossen Kanàle, ibre in gerader Rich- 
tung durchgeführten Heerstrassen, ihre Wasserleitungen und 
Befestigungswerke aber wâren unerklârbar, batte nicht der 
Staat im einzelnen Falle die Macht besessen, die Grund- 
eigentümer zur Abtretung zu nôtigen. Wahrscheinlich ver- 
fuhren die Rômer, wenn solche Bedürfnisse vorlagen, âhnlich, 
wie bis auf die neueste Zeit die Englânder, d. h. sie erliessen 
ein Specialgesetz für den besonderen Fall. Aucb gegen- 
wârtig noch bedarf es, wie in frûheren Zeiten, in England 
einer Parlamentsakte, wenn die Eigentümer zum Bedarf 

1* Code Civ., Art. 713: „Les biens qui n’ont pas de maître appar- 
tiennent à l’État.“ Vgl. Art. 539, 723, 768. 

« §. 381 ff. 
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einer ôffentlichen Unternehmung angehalten werden sollen, 
ihr Eigentuiû abzutreten. 

Auf dem Kontinente dagegen ist das Recht der Enteig- 
nung gewôhnlich in neuerer Zeit allgemein anerkannt und 
reguliert worden. Viele neuere Verfassungen enthalten das 
Princip, dass der Staat berechtigt sei, ans Gründen der ofifent- 
lichen Wohlfahrt und gegen voile Entschâdigung die Abtre- 
tung des Eigentums zu erzwingen. ** 

Dieses Princip wird vollstàndig durch die Erwügung ge- 
rechtfertigt, dass im Konflikte blosser individueller Privat- 
rechte und allgemeiner offentlicher Rechte den letzteren der 
Vorzug, aber nicht in weiterem Umfange gebührt, als die 
Lôsung des Konfliktes es erheischt. Das ôlfentliche Interesse 
wird durch das Recht des Staates auf Abtretung, das indivi- 
duelle lyteresse durch das Recht des Privaten auf voile Ent- 
schâdigung gewahrt. 

Die Ermittelung des ôffentlichen Interesses im einzelnen 

13 Vgl. Blackstone, 1,1 imd eine Reihe neuerer Gesetze über 
Kanàle und Eisenbalmen. Beispiele in dem „Neuesten Expropriations- 
codex“, Niirnberg 1837. [Vgl. insbesondere Grünhiit, Enteignungs- 
recht, S. 66 ff,] 

il Bay erisclies Landrecht von 1756, IV, 3, §.2. Preussisches 
Landrecht 1, 11, §. 4, 7 [Einleitiing, §. 73 — 75]. Cod. Napol., Art. 545: 
„Nul ne peut être contraint de céder sa propriété, si se n’est pour cause 
d’utilité publique, et moyennant une juste et préalable indemnité. “ 
Oesterr. Gesetzbuch, §.365: „Wenn es das allgemeine Beste erheischt, 
muss ein Mitglied des Staates gegen eine angemessene Schadloshaltung 
selbst das vollstandige Eigentum einer Sache abtreten.^ Verfassung von 
Frank reich v. 1848, Art. 11, gleichlautend mit der Charte von 1814, 
Art. 9 und dem Code; von Belgien 1831, Art. 11, von [Italien von 
1848, Art. 29], ebenso ôsterr. [Staatsgrundgesetz vom 21. Dezemlier 
1867, Art. 5], ahnlich der obigen Bestimmung des Gesetzbuchs. Preuss. 
Veriassung von 1850, Art. 9: „ Das Eigentum ist imverletzlich. Es kann 
nur ans Gründen des ôffentlichen Wohles gegen vorgàngige, in 
dringenden Fallen wenigstens vorlàufig festzustellende 
Entschâdigung nach Massgabe des Gesetzes entzogen oder beschrankt 
werden.“ 
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Falle, d. h. die Beantwortung der Frage, ob ein offent- 
liches Bedürfnis die Abtretung erheische, gehôrt 
ihrer Natur nach dem ôffentlichen Rechte an und ist 
somit nicht von den Civilgerichten zu entscheiden, sondern 
von den Organen der eigentlichen Staatsgewalt, sei es nun, 
dass der Gesetzgeber selbst, wie in England und Nordamerika, 
das Unternehmen für nôtig erklârt, oder dass die Verwaltungs- 
behôrden, wie in Deutschland gewôhnlich, diese Kompetenz 
haben oder Verwaltungsgerichte darüber erkennen. Die letztere 
Verfahrungsweise ist im Priucip richtiger; denn Sache der 
Regierung ist es, im einzelnen Falle das anzuordnen, was 
das (iffentliche Wohl erfordert, und in hoherem Masse koinmt 
auch die Fahigkeit ihr zu, die Zweckmâssigkeit der Mittel 
zu beurteilen. Nur allerdings müssen die Formen des Ver- 
fahrens Garantien dafür bieten, dass nicht blosse Willkür 
und Laune einen Eingriff in das Privatrecht veranlassen. 

Das Recht auf Zwangsabtretung gebührt zunâchst nur 
dem Staate und für den engeren Kreis der ôffentlichen 
Genieindeinteressen der Gemeinde, nicht aber Privatper- 
sonen. Indessen kann der Staat, sowie er die Ausführung 
einzelner Unternehmungen in ôfîentlichem Interesse an Privat- 
personen überlâsst, diesen — einzelnen Individuen oder Ge- 
sellschaften — ausnahmsweise auch die Befugnis einrâumen, 
für diesen besonderen Zweck die Abtretung zu verlangen, 
Selbst in England und Nordamerika ist diese Uebertragung 
des Rechtes auf Abtretung hâufig von dem gesetzgebenden 
Kôrper hn Aktiengesellschaften , z. B. für Erbauung von 
Eisenbahnen, zugestanden worden. 

Viele Gesetzgebungen beschranken die Abtretungspflicht 

15 Bayerisches Gesetz von 1837. Vgl. Treichler, Ueber die 
Zwangsabtretung in der Zeitschrift für deiitsches Recht von Beseler, 
Reyscher und Wilda, Bd. XII, H. 1. [Ans der neueren Litteratur siehe 
namentlich Grünhut, Enteignungsrecht 1874. Reichhaltige Litteratur- 
angaben bei E. Meier in v. Holtzendorffs Rechtslexikon 1, 764 n. f.] 
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teils auf Liegenschaften, teils auf bestimmte einzeln benannte 
Zwecke. Das Princip in seiner Reinheit aber widerstreitet 
diesen Beschrânkungen, indem ganz die nâmlichen Gründe, 
welche diese engere Anwendung rechtfertigen , au ch auf fah- 
rendes Gut oder andere Vermôgensrechte und auf Zwecke 
passen, welche erst nach der gesetzlichen Aufzâhiung durch 
neue Erfindungen und erweiterte Kulturbedürfnisse sich er- 
geben. 

Die Frage dagegen, wie hoch die Entschâdigung zu be- 
stimmen sei, welche dem Abtretungspflichtigen zukomme, ist 
von durchaus privatrechtlicher Natur, somit auch, wenn 
sie nicht durch freien Vertrag zur Erledigung gelangt, auf 
dem Wege des Civilprocesses zum Entscheide zu bringen. 
Der Staat ist immerhin zu voiler Entschâdigung verpflichtet. 
Dem Pyvaten darf kein Schaden zugemutet werden, welcher 
ihn allein betrifft. Deragemâss ist nicht bloss der gemeine 
Verkaufswert, sondern es ist auch der besondere Mehr- 
wert, welchen die Sache für den zur Abtretung gezwun- 
genen Eigenttimer hat, diesem zu ersetzen, nicht bloss das 
unmittelbare, sondern auch das mittelbare Interesse. Dagegen 
ein bloss eingebildeter Mehrwert, der über den wirklichen 
hinaus reicht, also insbesondere auch der blosse Affektions- 
wert, den der Eigentümer der Sache beilegt oder beizulegen 
vorgibt, braucht nicht vergütet zu werden. 

Einzelne Rechte lassen bei Berechnung zwar nicht des 
unmittelbaren Schadens, der jedenfalls vergütet werden muss, 
wohl aber des mittelbaren Schadens, den der Eigentümer er- 
leidet, als Gegenwert den mittelbaren Vorteil, den er aus 
dem Unternehmen gewinnt, in Abzug bringen. “ Andere da- 


Franzos. Gesetz v. 1841, Art. 51. Züri cher Gesetz von 1838. 
§. 7: „Bei Berechnung des mittelbaren Schadens für das übrige Ver- 
mogen des Beteiligten ist der allfâllige Vorteil, welcher demselben aus 
der ünternehmung erwâchst, in billige Berücksichtigung zu ziehen.“ 
Z. B. Ein Garten wird durch die Strasse durchschnitten. Die eine zurück- 
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gegen lassen keinerlei Kompensation der Vorteile zu, welche 
aus dem Unternehraen dem Abtretungspflichtigen erwachsen. 
In der Beschrânkung, wie sie das Züricher Gesetz formuliert, 
ist die erstere Meinung doch wohl die richtigere, weil sie 
den wirklichen Wert- und Schadensverhâltnissen genauer 
entspricht. 

bleibende Seite verliert als Garten an Wert, aber gewinnt als Banplatz 
mehr an Wert, als sie in ersterer Eigenschaft verloren liât. Hier ware 
es iinbillig, iriüsste der Staat auch jenen Verliist ersetzen. 

Bayer. Ges. v. 1837, Art. 6. 



Viertes Buch. 

Von der Entstehung und dem Untergang 
des Staates. 

Erstes Kapitel. 

Einleiiung. 

Die Frage nacli der P^ntstehung des Staates lâsst 
sich von zwei verschiedenen Standpunkten ans stellen. Ent- 
weder will man die Bedingungen und die Vorgànge prüfen, 
unter denen die vorhandenen Staaten entstanden sind. Oder 
man fragt nach der notwendigen Ursache, welche aller Staaten- 
bildung zu Grunde liegt, nach dem Rechtsgrunde des Staates. 
Auf die erste Frage kann nur die Geschichte Antwort geben. 
Die zweite Frage wird von der Spekulation beantwortet. Die 
Geschichte findet mannigfaltige Vorgànge, die sie beobachtet, 
und unterscheidet daher verschiedene Erscheinungen und Ent- 
stehungsformen. Die Spekulation, von der Einheit des Staats- 
begrilfs ausgehend, verlangt auch Einheit der Begründung. 

Ziehen wir vorerst die Geschichte zu Rate und vertrauen 
wir dann erst der philosophischen Betrachtung, wenn wir die 
Erfahrung der Vôlker kennen. 

Die Entstehung der ersten Staaten ist âlter als unsere 
Wissenschaft der Geschichte. Diese ist erst zu einigem Be- 
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wusstsein gelangt, als es schon mancherlei Staaten auf der 
Erde gab. Selbst die uralten heiligen Bûcher der Juden, 
welche uns über die erste Entstehung des jüdischen Staates 
ein Zeugnis geben, setzen doch den âlteren agyptischen vor- 
aus, ohne uns von dessen Geburt zu berichten. Und dem 
agyptischen Staate hat vielleicht der indische als Vorbild ge- 
dient, dessen erste Pfianzung auch die heiligen Schriften der 
Indier nicht beleuchten. 

Wohl aber hat die Geschichte seither den Anfang und 
das Ende sehr vieler Staaten beobachtet und erteilt uns so 
einen viel reichhaltigeren Aufschluss über die Gründung und 
den Untergang der Staaten, als die blosse Spekulation. Die 
Staaten des Altertums sind in Europa aile, in Asien fast aile 
schon seit Jahrhunderten verstorben; die Geburt der meisten 
gegenwârtig bestehenden Staaten fâllt in eine histotisch be- 
kannte Zeit. Manche derselben sind noch von sehr jungem 
Alter. Die Vorbedingungen ihrer Entstehung und die Momente, 
durch deren Einwirkung sie geworden, sind unserem Blicke 
keineswegs verborgen, wenn uns schon, wie in aller geistigen 
und physischen Schopfung, die schopferische Kraft selbst wie 
durch ein gottliches Geheimnis verhüllt bleibt. 

Die Art des Ursprungs eines Staates ist aber nicht bloss 
ein Phanomen von grossem psychologischem und historischem 
Interesse. Sie übt auch einen fortwahrenden Einfluss aus auf 
das ganze übrige Leben des Staates und bestimmt grossen- 
teils auch sein Verhilltnis zu anderen Staaten.* 

Daher hat es für das Staatsrecht noch mehr Interesse, 
die verschiedenen Entstehungsformen der Staaten zu be- 
trachten, als für das Privatrecht die mancherlei Formen des 
Eigentumserwerbs, obwohl die Neueren die erstere Lehre fast 

1 Tocqueville, De la démocratie en Amérique I, S. 46: „Les 
peuples se ressentent toujours de leur origine. Les circonstances qui 
ont accompagné leur naissance et servi à leur développement inlluent 
sur tout le reste de leur carrière." 
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ganz vernachlâssigt, die letztere abcr fortwâlirend sorgfâltig 
behandelt habeii. Wir kônnen drei verscliiedene Gruppen dev 
Entstehungsformen uiiterscbeiden : 

1) Die ursprünglichen (origiiuiren) Entstehungs- 
formen, in denen die Staatenbildung ganz neu, in dem Volke 
uud Lande ihren Ursprung nimint, ohne Ableitung von bc- 
l'eits vorhandenen Staaten. 

2) Die sekundâren Entstehungsformen, welche zwar 
auch von innen heraus, aus dem Volke den Staat hervor- 
bringen, aber in Anlehnung und mit Beachtung schon früher 
vorhandener Staaten, die entweder zu einem neuen Gesamt- 
staate sich verbinden und einigen, oder durch Teilung in 
inehrere neue Staaten zerfallen. 

3) Die abgeleitete Staatenbildung, die nicht von innen 
heraus, 'sondern von Aussen her anstoss und Richtung em- 
pfangt. 

Immerhin aber darf die neue Staatenbildung, von 
welcher hier allein die Rede ist, nicht verwechselt werden 
mit blossen Verfassungsiinderungen eines Staates, ein 
Unterschied, auf den schon Bodin'^ mit Recht aufmerksam 
gemacht hat, Durch die Umgestaltung des altrbmischen 
Konigtums in die Republik kam nicht ein neuer Staat ins 
Dasein; so wenig als durch die Abschaffung der republi- 
kanischen Staatsform und die Einführung des Kaisertums. 
Diese Wandlungen in der Regierungsform bezeicbnen ver- 
scbiedene Lebensperioden und Zustânde desselben Staates, 
sie sind nicht die Anfânge verschiedener Staaten. 

Bodin US, De Repablica IV, c. 1. Die letztereii iieiiiit er „couver- 
Hiones“. „C(>nversioiieni civitatis appello, cnm status ipsiits eonvertitnr 
ac oiiiniiio mutatur; id autem lit, emn iniperium popularo ad uuiini aiit 
paiicorum potestas ad omnes cives defertur coiitraque.“ 
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Zweites Kapitel. 

A. Oeschichtliolie Entstehnngsformen. 

I. ürsprtingliche. 

1. Die originàrste Staatenbildung unter ail den 
mannigfaltigen Entstehungsformen ist in der Sage von der 
Grtindung Roms dargestellt. Ailes ist hier neu, sowohl das 
Volk, welches sich ans mancherlei Bruchstücken verschie- 
dener Volksstàmme um gemeinsame Hâuptlinge hier einigt 
und zum rômischen Volke wird, als das unwirtliche und 
herrenlose Land, welches in Besitz genommen und zu dem 
Boden der ewigen Stadt hestimmt wird. In dieser Sage liegt 
der Gedanke einer von Grund ans neuen Schopfung. 
Die Organisation der Menschenmenge zu einem staatlichen 
Volke geht der Festsetzung auf einem Staatsgebiete nicht 
eine Weile vorher, die Beziehung auf die Stadt ist ebenfalls 
ursprünglich. Beide Momente trefîen so in eins zusaminen, 
und die neue Staatengründung wird sofort durch die erbetene 
Gutheissung der Gotter geheiligt und durch das von dem 
neuen Konige dem geordneten Volke gegebene und von diesem 
gebilligte Gesetz staatsrechtlich befestigt. Der schopferische 
Geist des Kônigs und der staatliche Wille des Volks begegnen 
sich in dem Staatsgesetz als in einem einheitlichen Kon- 
stituierungsakt ‘ und der Staat ist da als das freie 
Werk des bewussten Volkswillens. 

Oh diese Form eincs schôpferischen Staatsaktes, 


I Léo (Welt^esch. 1, 393) bezeichnet den „Verlrag“ als das cliarak- 
leristisclie Moment der Grüiidung Roms, und in der Thaï erinnert die 
alte Form der rômischen Gesetzgebimg an die gewblmlielu* Forin der 
obligatorischen Verirage, an die stipulatio. Desseniingeachtet ist das 
rbmisclie Gesetz, w^enn man auf das Wesen siehl, kein Vertrag zweier 
selbstandiger Personen, sondern ein einheitlieher Akt des rômischen 
Volkes. 



Zweites Kapitel. A. Geschichtliche Entstehimgsformen. I. Ursprüngliohe. 303 


wie wir sie nennen kônnen, jemals wirklich vorgekommen sei, 
mag immerhin bezweifelt werden. Jedenfalls entspricht sie 
der Staatsidee, welche gewissermassen in ihr vollendet, wie 
die Athene ans dem Haupte des Zeus, in das Leben übertritt, 
am vollkommensten. 

2. Das Land ist vorher da, aber in dem Lande gelangt 
spater erst das Volk zu dem Bewusstsein einer staatlichen 
Zusammengehorigkeit. Hier liegt das staatenbildende Moment 
in der Volksorganisation. Auch dafür linden wir in der 
alten Sage ein berühmtes Vorbild. Die Athener gelten als 
Kinder des attischen Landes (Autochthonen) , welches sie 
jahrhundertelang bebauten, bevor der Staat Athen gegründet 
wurde. Mag man nun die Entstehung dieses Staates von 
Kekrops herleiten, der zuerst unter den noch rohen Landes- 
eingeborenen die Verehrung der Gôtter, ein gesittetes Familien- 
recht, den Ackerbau und die Pflanzung des Oelbaums ein- 
geführt, das gesamte Volk in kastenartige Stâmme geordnet 
und Regierung und Gericht eingesetzt habe, oder mag man 
dieselbe erst dem Kônige Theseus zuschreiben, welcher die 
zerstreuten Gemeinden des Landes zu einem einheitlichen 
Gemeinwesen verbunden und die Leitung desselben in Athen 
konzentriert habe:‘^ unter beiden Voraussetzungen liegt in der 
Organisation des Volks, welchem das Land gehôrte, die Ver- 
wirklichung des Staates. 

Eine historisch genau beobachtete^ Anwendung dieser 
Staat enbildung durch Volksorganisation in einem bestimmten 
Lande ist die Gründung der Republik Island im Jahre 930 
n. Chr. Zuvor gab es nur vereinzelte Niederlassungen der 
zablreichen Hauptlinge (Goden) auf der Insel, unverbundenc 

Die Athener nannten diese Konzentration der Gemeinden zurn Staate 
^vvoi-Aia^ Vgl. darübcr die lehrreiche Abhaiidlung von W. Visclier: 
üeber die Bildung von Staaten und Bitnden im alten Oriecheuland. 
Base! 1849. 

3 Vgl. Manrer, Beitrage znr Rechtsgesch. des germ. Nurden.s, 1852, 
Heft 1. 



304 Viertes Buch* Von der Entstehung und dem üntergang des Staates. 


Herrschaften selbstândiger Godorde mit ihren Tempeln und 
Dingstatten. Damais aber wurde auf den Antrag Ulfljots mit 
Zustimmung der Goden ein für die ganze Bevôlkerung der 
Insel gemeinsames Allding beschlossen und so für die Gesetz- 
gebung und Rechtspflege ein Gesamtorgan geschaffen, dem 
aile Godorde untergeordnet waren. Damit aber batte sich 
die Bevôlkerung der Insel zu einem staatlichen Volke kon- 
stituiert. 

Auch die Gründung des Staates Kalifornien, die vor 
den Augen der mit uns Lebenden vollzogen worden ist, er- 
scheint als freie Konstituierung eines neuen Volkes auf einem 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika zugehôrigen Gebiete. 
Der Hunger nach Gold batte aus aller Welt eine unverbundene 
Menge verscbiedener Individuen zusammengetrieben , und 
diese wâblten am 1. September 1849 Abgeordnete zu einem 
Verfassungsrate, und scbon am 13. Oktober lag die Verfassungs- 
urkunde des neuen Staates dem neuen Volke zur Genebmigung 
vor. Es ist scbwerlicb ein Beispiel in der Gescbicbte zu finden, 
welcbes leicbter für die Môglichkeit einer Staatenbildung 
durcb freie Uebereinkunft der beteiligten Individuen gedeutet 
werden kann, als dieses; und dennoch kann es einer ge- 
naueren Betrachtung dieses Falles nicbt verborgen bleiben, 
dass aucb da nicbt der Vertrag aller Individuen/ sondern 
der Bescbluss und Wille der Mebrbeit den Entscbeid gab, 
und dass die Einbeit der Gemeinscbaft als notwendig 
vorausgesetzt wurde. Nicbt der Einzelwille der Individuen, 
der Gesamtwille der ganzen Bevôlkerung schuf die Ver- 
fassung. 

Die lieutige amerikaniscbe Staatenbildung innerbalb der 
Union der Vereinigten Staaten bat durcbaus diesen Charakter. 
Vorerst wird ein Land (ein sogenanntes Territorium) abge- 

4 R. V. Molli hat in der Zeitschr. v. Mittermaiers für auslànd. 
Reclitswiss. XXVII, 5, 394 dieses Beispiel nàlier ausgeführt und filr die 
Théorie des Contrat social benutzt. 
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messen und den Kolonisten zum Anbau erôffnet. Dieses Land 
wird vorerst noch als Provinz der Union betrachtet und für 
die Verwaltung derselben von der Unionsregierung gesorgt. 
Wenn aber nach und nach die Bewohner sich vermehren und 
zu einer Vôlkerschaft heranwachsen, dann erhalten sie durch 
die neue Verfassung die noch fehlende Organisation und das 
so staatlich geordnete Territorium wird nun von dem Kon- 
gress als ein neuer Staat anerkannt. 

3. Weit hàufiger kommt es vor, dass die Bildung eines 
Volkes vorhergeht und die Besitznahme des Landes 
als des zweiten zum Dasein eines Staates unentbehrlichen 
Elementes nachfolgt. Wir konnen diese Form die Land- 
nahme heissen. 

Sie kann zunâchst als Eroberung eines bewohnten 
Landes «ich darstellen. Diese Form von Staatenbildung ist 
sehr hàufig zur Anwendung gekommen. Die erste jüdische, 
ein bedeutender Teil der griechischen (der dorischen) 
und die ganze Staatenbildung der germanischen Volker 
auf romiscliem Provinzialboden und in slavischen Lândern 
tragen diesen Charakter. In ihr stellt sich die kriegerische 
Üebermacht eines Volkes über die Einwohner des eroberten 
Landes dar, und wie der Krieg nach der einen Seite hin 
zerstorend wirkt, so offenbart sich auf der anderen Seite in 
ihm eine positive, gewissermassen Staaten zeugende Kraft. 
Die staatlichen Eigenschaften der Unterordnung und mànn- 
lichen Herrschaft werden im Kriege gesteigert und so das 
siegreiche Volk zur Gründung eines neuen Staates in dem 
unterworfenen Lande vorzüglich befâhigt. 

Die so entstandenen Staaten haben in den ersten Zeiten 
ihres Daseins , abgesehen von den âusseren Verhâltnissen, 
grosse innere Schwierigkeiten zu überwinden. Auch wenn 
der Karapf der Waflfen nicht erneuert wird, so beginnt doch 
gewohnlich ein innerer Geistes- und Kulturkampf zwischen 
dem erobernden und dem unterworfenen Volke, und dauert 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre, 20 
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fort, bis die vôllige politische Einheit der gemischten Nation 
vollzogen ist. Um vor dieser Gefahr sein neu organisiertes 
Volk zu bewahren, batte Moses den Juden zur Pflicht ge~ 
macht, dass sie die Einwohner des heiligen Landes, das ihnen 
Jéhovah verleihen werde, mit Feuer und Schwert vertilgen 
sollen. Dieser Gefahr sind auch manche siegreiche Volker 
erlegen, indem die hôhere Kultur der Besiegten dieselben in 
kurzem wieder unterwarf. 

Von jeher ist die Eroberung, obwohl in Form der Ge- 
walt auftretend, als eine Quelle des staatlichen Rechtes unter 
allen Vôlkern angesehen worden und das Wort Alexanders 
des Grossen,^ dass der Sieger das Gesetz gebe, der Besiegte 
es annehme, ist noch heute nicht verschollen. 

Gewiss ist der Rechtszustand noch ein unvollkommener, 
in welchem die âussere Gewalt einen so übermâchtigen Ein- 
fluss übt auf die Begründung neuen und die Zerstorung alten 
Rechtes. Aber so roh auch die Form der Eroberung ist, es 
liegt in ihr doch ein geistiger Gehalt verborgen, welcher jene 
rechtliche Bedeutung erklârt. Die alten, in vorzüglichem Sinne 
die germanischen , Volker betrachteten den Krieg als einen 
grossen Vôlkerprozess, und den Sieg, welcher von den Gôttern 
verliehen werde, als ein Gottesurteil zu Gunsten des Siegers. ^ 
In der Eroberung also stellte sich nicht die blosse physische 
Uebermacht dar, sondern sie galt auch als eine Beurkundung 
der moralischen Uebermacht, welche zur Herrschaft im 
Staate berechtigt. Daran kann auch das moderne Staatsbewusst- 

5 Curtius Rufus, Vita Alex. lib. 4, c. 5. Vgl. Hugo Grot., De 
jure b. a. p. III, c. 8, §. 1, fiihrt auch ein Wort des germanischen Kônigs 
Ariovist zu Càsar an: „Es sei das Recht des Krieges, dass die Sieger, 
wie sie wollten, über die Besiegten gebieten.“ (Càsar, De B. G. 1, 
36.) Vgl. Bd. II, Buch I, Kap. 8. 

S Bluntschli, Studien, S. 202: „Der Krieg ist nur die bisherige 
und noch rohe Form der Vôlkerrechtspûege. Das Bewusstsein aber, dass 
das nur der Anfang sei zu einem gerechteren und menschlicheren Ver- 
fahren, fàngt an zu erwachen.“ 
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sein anknüpfen, welches den Staat menschlich begreifen will. 
Zwar wird es sich weigern, jeden Sieg für eine Bewâhrung 
des Rechtes und jede Niederlage als ein Zeichen des ünrechtes 
anzuerkennen ; es wird die Ueberlegenheit der Kriegswaffen 
nicht mehr als einen Rechtsgrund betrachten. Aber es wird 
das Résultat der grossen geschichtlichen Entwicke- 
lung, die von Zeit zu Zeit wieder die streitenden Krâfte der 
Nationen zur Ruhe bringt, als eine natur- und zeitgemasse 
Erledigung des Volks- und Staatsprozesses betrachten und ibr, 
da auch die sittlichen und rechtbildenden Momente darin 
wirken, die Bedeutung eines weltgeschi chtlichen Urteils 
zuschreiben: „Die Weltgeschichte ist das Weltgericht*. Die 
nachfolgende Anerkennung des neuen Rechtszustandes, sei 
es durch den Friedensvertrag oder durch freiwillige Unter- 
■werfung der Bewohner, als eines notwendigen durch die Be- 
vôlkerung, heilt die rechtlichen Mângel der anfânglichen Be- 
sitznahme. 

Eine andere friedlichere Form solcher Landnahme ist die 
Ansiedlung von politischen Genossenscbaften in einem un- 
bewohnten Lande oder in einem wenig kultivierten Lande in 
der Absicht, da einen neuen Staat zu gründen. Manche Kolo- 
nien der Europàer in freniden Weltteilen haben diesen Cha- 
rakter. Nur wenn die Kolonisation von dem Mutterstaate 
geleitet wird, gehôrt sie zu den abgeleiteten Entstehungs- 
formen (Kap. IV. 1.); wenn die bereits als Kôrperschaft ge- 
ordneten Kolonisten, wie jene Pilger nach Neu-England, aus 
eigener Kraft und mit eigener Gefahr neue Gemeinwesen auf 
Boden begründen, der bisher noch keinem Staate angehôrt, 
so ist das wesentlich ursprüngliche Staatenbildung. Bleiben 
die barbarischen ürbewohner auf dem Gebiete des neuen 
Kolonistenstaates zurück, so ist die Schwierigkeit , das 

7 Bluntschli, Mod. Vôlkerr., §. 701: „Die Eroberung begründet 
erst infolge der Ergebung oder des Friedensvertrages einen neuen fried- 
lichen Rechtszustand.“ 



308 "Viertes Buch. Von dor Entstehung und dem Untergang des Staates. 


Verhâltnis der beiderlei Bevôlkerungen zu ordnen, fast ebenso 
gross, wie in dem eroberten Lande. Die Ueberlegenheit eines 
Kulturvolkes über die Barbaren führt aber durchweg zur 
Herrschaft jenes über diese. 


Drîttes Kapîtel. 

II. Seknndàre Entstehnngsfornien. 

A. Es konnen zwei oder mehrere Staaten, die sich in 
ihrer Isolierung zu schwach fühlen, oder um für ihre nationale 
Gemeinschaft Einheit zu gewinnen, zu einem neuen grosseren 
Staatswesen sich zusammenschliessen. Wir nennen diese 
Formen Bünde. Das neue grossere Staatswesen wird hier 
nicht durch den Vertrag der Individuen, sondern durch Ver- 
trag der verbündeten Staaten entweder begründet oder doch 
vorbereitet. Ein neuer Gesaintstaat kommt aber erst durch 
die neue Bundesverfassung zustande. 

Von der Art waren schon die alten griechischen Kon- 
fôderationen der bôotisch en Orte, der verunglückte Versuch 
des Epaininondas, die Arkader zu einigen, die Symmachie, 
über die Sparta Hegemonie übte, der âtolische und der 
achâische Bund. Von der Art in Italien die Bünde der 
Sam ni ter, im spateren Mittelalter die Bünde der deutschen 
Hansestâdte, der schweizerischen Eidgenossen, der 
niederlandischen Staaten. 

Diese Form erzeugt zunachst immer zusammenge- 
setzte, nicht einfache Staaten, indem sie die verbündeten 
Staaten nicht aufhebt, sondern zu einer neuen Staatsgenossen- 
schaft vereinigt. Indem sie anfanglich auf Staatsvertrag be- 
ruht, mehr als auf Staatsgesetz, so überliefert sie auch den 
folgenden Geschlechtern den Gegensatz mehrerer in wesent- 
lichen Dingen selbstàndiger, in anderen nicht minder wesent- 
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lichen aber von der Gesamtheit abhàngiger Staaten, und mit 
diesem Gegensatze eine stete Wechselwirkung, hâufig auch 
einen Kampf des partikulâi'en und des allgemeinen 
Staatsgeistes als Erbteil ihrer Weise. 

Wenn dann im Verfolg das Gefühl der Einheit des Ge- 
samtstaates stàrker und die Organisation desselben ausge- 
bildeter wird, dann weicht die Form des Staatsveitrags der 
staatlichen Form des Verfassungsgesetzes. 

Auf diesem Gegensatze beruhen die beiden Hauptformen 
der staatlichen Verbündung; Die Konfoderation oder der 
Staatenbund und die Fédération oder der Bundesstaat. Beide 
sind zusainmengesetzte Staatskorper, und insofern von blossen 
Allianzen, die keinen neuen Staat bilden, verschieden. Nur 
die erste aber hait den Charakter der vertragsmâssigen Ver- 
bündung* von Staaten fest, die letztere niacht den Fortschritt 
zur Bildung eines Gesamtstaates (Union). 

1. Die Konfoderation oder der Staatenbund, indem 
sie mehrere Staaten zu einer Staatsgenossenschaft verbindet, 
die wenigstens nach aussen als Gesamt staat als eine volker- 
rechtliche Staatsperson erscheint, organisiert sich doch nicht 
als einen von den Einzelstaaten verschiedenen Centralstaat, 
sondern überlâsst die Leitung des Gesamtstaates entweder 
einem Einzekstaate als Hegcmon oder Vorort, oder der 
Versanimlung von Gesandten und Stellvertretern 
aller verbundenen Einzelstaaten. 

Von jener Art waren die griechischen Staatenbünde unter 
der Hegemonie von Sparta und Athen, von dieser die schwei- 
zerische Eidgenossenschaft bis 1848 und der deutsche Bund 
von 1815. 

2. In der Fédération oder dem Bundesstaate da- 
gegen gibt es nicht bloss vollstândig organisierte Einzel- 
staaten, sondern voraus einen selbstândig organisierten 
Gesamtstaat, Centralstaat. Die Bundesgewalt ist nicht 
einem der Einzelstaaten (Lânderstaaten) überlassen noch der 
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Versaramlung der Einzelstaaten anheim gegeben. Sondern 
sie hat ihre eigenen bundesmàssigen oder nationalen Organe 
hervorgebracht, welche nur der Gesamtheit angehoren. Der 
achâische Bund mit seiner gemeinsamen Volksversammlung 
als gesetzgebendem Korper, dem Bundesstrategen als dem 
Bundeshaupte, dem Bundesrate und dem Bundesgerichte war 
schon einigermassen ein solcher Bundesstaat. Zuerst ist diese 
Staatsform als eine moderne in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, aber erst in der Unionsverfassung von 1787 
ausgebildet und dann von der Schweiz in der Bundesver- 
fassung von 1848 nachgebildet worden. Beide Verfassungen 
beruhen nicht mehr auf einem eigentlichen Staatenver- 
trage, sondern setzen in der Idee die Existenz eines Ge- 
samtvolkes und eines Gesamtstaates voraus, deren ein- 
heitlicher Wille die Verfassunng schafft, und von derMinder- 
heit — auch der Einzelstaaten — Gehorsam fordert. Dadurch 
wird die Vorstufe der Konfoderation von Staaten überscbritten 
und die hôhere Stufe der Fôderation oder Union betreten. ' 

3. Beide Formen der zusammengesetzten Staatenbildung 
sind cher für Republiken als für Monarchien geeignet, wovon 
man sich leicht überzeugt, wenn man die Geschichte der 
nordamerikanischen und der schweizerischen Bundesverfassung 
mit den Kâmpfen über die deutsche Bundesreform vergleicht. 

Die Verfassung des norddeutschen Bundes von 1867 
und die Verfassung des Deutschen Reiches von 1871 einigt 
zwar thatsàchlich und rechtlich die verschiedenen in Deutsch- 
land wirksamen politischen Mâchte und Krâfte zu nationalem 
Zusammenwirken , aber sie macht der principiellen Betrach- 
tung den Eindruck eines Schmetterlings, der noch einen Teil 
seiner Puppe und selbst die Reste seines früheren Raupen- 
zustandes mitschleppt. Ihre Entstehungsform weist einerseits 

1 Vgl. dariiber besoiiders den „Federalist“ von Hamilton u. Madison, 
und Storys Comm. ; Bluntschli, Gescli. d. schweiz. Bundesrechtes I, 
6. 352; Waitz, Politik 1862. 
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auf den freien Vertrag aller Einzelstaaten (Fürsten und Kam- 
mern) hin, die Verfassung ist aber ihrem Inhalte nach durch 
den leitenden Willen der preussischen Regierung in Verbin- 
dung mit den Arbeiten des einheitlichen Reichstags als der 
Vertretung des deutschen Volkes zustande gekommen. Wie 
hier Vertrag und Gesetz sich seltsam verbinden, so er- 
, innert die Vertretung der verbündeten Regierungen in dem 
Bundesrate noch ganz an den früheren staatenbündlichen 
deutschen Bundestag. Auch die anfângliche Bezeichnung 
,Bundesprâsidium“, welches der koniglichen Krone Preussen 
zukara, batte noch dasselbe staatenbündliche Geprâge. Aber 
wenn daneben die wirkliche Machtstellung dieses Bundes- 
pràsidiums und die verfassungsmâssigen Befugnisse desselben 
— insbesondere auch als Bundesfeldherrn — erwogen werden, 
so trat. schon damais aus der Verhüllung das deutsche 
Reichsoberhaupt — in deutlichen Umrissen hervor, ■welches 
niin in der deutschen Reichsverfassung unter dem maje- 
stàtischen Namen der deutsche Kaiser zur Anerkennung 
gelangt ist. Die Institution des Reichstags aber ist von 
Anfang an einheitlicher gedacht und durchgeführt, als 
selbst der nordamerikanische Kongress und die schweizerische 
Bundesversammlung. 

Von den republikanischen Fôderationen unterscheidet 
sich also die Verfassung des Deutschen Reiches hauptsâchlich 
■durch folgende Dinge: 

a) Dadurch, dass in diesem manche leitenden Organe 
des Gesamtstaates mit den obrigkeitlichen Organen 
der einzelnen Landesstaaten notwendig oder thatsàch- 
lich verbunden sind, wie der deutsche Kaiser mit dem 
Konige von Preussen, die Mitglieder des Bundesrats mit den 
Regierungen der Lànderstaaten, der Reichskanzler und grossen- 
teils die hôheren Beamten der Reichsâmter mit den preussi- 
schen Ministerien, wâhrend in jenen Bundesstaaten die Trennung 
der beiden Organismen grundsàtzlich durchgeführt ist. 
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b) Dadurch, dass in letztereii die Lânderstaaten zwar 
ungleich an Grosse und Macht, aber doch sàmtlich schwacb 
sind gegenüber dem Gesamtstaat und insofern einander nahe 
stehen, wahrend im Deutschen Reich das Konigreich Preusse» 
viel machtiger ist als aile anderen verbündeten Staaten zu- 
sammengenommen, und deshalb als Haupt- und Vormacht 
betrachtet werden muss, auf welche die Macht des Reiches 
hauptsâchlich gestüzt ist, ohne welche sie nichts ist, an welche 
die ûbrigen deutschen Staaten sich anschliessen und anlehnen. 

c) Durch ihre monarchische Verfassung sowohl im 
Reich als in den meisten Lânderstaaten. 

Diese Abweichungen sind so gross, dass man besser thut,. 
die neue deutsche Verfassungsform nicht einfach unter den. 
bisherigen Begriff des Bundesstaates unterzuschieben, sondern 
als eine neue Form, unter dem Namcn Bundes reich, diesem 
an die Seite zu stellen. 

B. Verwandt mit der Verbündung ist die Einigung 
zweier oder mehrerer Staaten unter einem gemeinsamen 
Herrscher, oder zu einem einzigen neuen Staate, 
vorzugsweise Union genannt. Auch hier lassen sich ver- 
schiedene Stufen und Arten der Einigung unterscheiden. 
In jeder Weise unvollkommen ist dieselbe: 

4. In Gestalt einer blossen Personalunion. Diese 
kann sogar bloss vorübergehend eintreten , wenn die 
Thronfolgeordnungen zweier verschiedener Staaten zufâllig 
dieselbe Person zu beiden Kronen berufen, somit wieder 
aufhôren, wenn spâter die Succession wieder zwei verschiedene 
Personen trifft. Von der Art war die Verbindung des Deut- 
schen Reiches und von Spanien unter Karl V., von Polen 
und Sachsen unter August, von England und Hannover unter 
dem Kônige Georg IV., von Schleswig-Holstein und Danemark 
nach dem Vertrage von 1460. Diese Form der Union, die 
loseste von allen, erzeugt auch nicht einen neuen Vereins- 
staat, sondern beschrânkt sich darauf, zwei selbstàndige 
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Staaten in eine bloss âusserliche Beziebung zu dem nam- 
lichen Fürsten als Staatsoberhaupt zu bringen. 

Ausser ihr kommt aber auch eine dauernde Personal- 
union vor, indem die Kronen zweier Staaten derselben Dynastie 
und nach dem nàmlichen Successionsgesetze zugehoren. Bei- 
spiele dieser Art sind die pragmatische Sanktion von 171S 
fûr die unter dem ôsterreichischen Scepter veroinigten Staaten, 
welcher 1722 auch der ungarische Keichstag für das Kônig- 
reich Ungarn beitrat, die Erwerbung des Fürstentums Neu- 
châtel von seiten der Krone Preussens von 1707, die Verbin- 
dung von Norwegen und Schweden seit 1814, die Uebereinkunft 
zwischen dem Kbnigreich Ungarn und dem kaiserlichen Oester- 
reich von 1867. 

Eine solche dauerhafte Vereinigung kann zwar einen 
neuen Gesamtstaat begründen ; aber die Einheit ist doch eine 
sehr unvollstândige und fast nur unter der Voraussetzung von 
entscheidender praktischer Geltung, wenn eine absolute Macht 
in der Person des Herrschers wirklich konzentriert ist. Unter 
jeder anderen Voraussetzung wird der unversohnte innere 
Widerspruch zweier verschiedener Staaten mit abweichenden 
Interessen und Stimmungen und eines gemeinsamen Fürsten 
sich fühlbar machen und es kann infolge desselben sogar die 
unsinnige Forderung an den Fürsten gerichtet werden, dass 
er in seiner Eigenschaft als Oberhaupt eines Staates Feind- 
schaft übe wider den anderen Staat, an dessen Spitze er nicht 
minder steht. Mit der Reprâsentativverfassung ist daher diese 
Form der Personalunion nicht wohl zu vereinigen. 

5. Eine hôhere Einigung liegt in der sogenannten Keal- 
union, welche mit der Foderation ebenso verwandt ist, wie 
die Personalunion mit der Konfoderation. In ihr ist nicht 
bloss die Person des Herrschers geeinigt, sondern die oberste 
Staatsleitung selbst in Gesetzgebung und Régi er un g.* 

2 Aiiders versteht Pozl den ünterscliied der Personal- und der 
Realunion (Deutsches Staatsworterbuch , Art. Union); jene ist ihm die 



314 Viertes Buch. Von der Entstehung und dem Üntergang des Staates. 


Zwar vertrâgt sie sich mit einer relativen Selbstândigkeit 
der unierten Staaten, denen innerhalb gewisser Schranken 
eine partikulâre Gesetzgebung und Regierung vergônnt werden 
mag, aber der Gesamtstaat ist in ihr doch einheitlich organi- 
siert, und die hôchsten gemeinsamen Staatsinteressen sind in 
den einheitlichen Organen konzentriert. Die Vereinigung Nor- 
wegens mit dem Kônigreich Danemark durch das Reichsgesetz 
von 1532, die Einigung von Kastilien und Aragon, wenn auch 
nicht sofort von Anfang an, 1479, so doch unter den ôster- 
reichischen Fürsten, ganz vorzüglich aber die ôsterreichische 
Monarchie nach dem Grundgesetze von 1849 und der Februar- 
verfassung von 18G1 sind Beispiele solcher Realunion. 

Die neue Verfassung von Oesterreich-Ungarn vom Jahr 
1867 iiâhert sich in dem Dualismus der beiden Hauptstaaten 
Oesterreich und Ungarn den Formen der Personalunion, hat 
aber in den Instituten der gemeinsamen Ministerien des Aeus- 
sern, des Reichsheers und der Reichsfinanzen, sowie in der 
gemeinsamen Délégation der zwei reprâsentativen Kôrper der 
beiden Hauptstaaten Anfânge und Ansatz zur Realunion. 
Diese Hauptstaaten sind in sich selber anfânglich als Personal- 
union entstanden, aber nun als Realunionen ausgebildet. 

6. Die voile Union endlich lôst die Besonderheit der 
unierten Staaten auf und bildet nicht einen aus mehreren 
Staaten zusammengesetzten, sondern einen einfachen Staat. 

Die Vereinigung der beiden ursprünglich durch blosse 
Personalunion verbundenen Kônigreiche England und Schott- 
land zu dem Gesamtkônigreich Grossbritannien vom Jahre 1707, 
und die spâtere Union zwischen Grossbritannien und Irland 
von 1800 haben diesen Cliarakter einer vollen Union, indem 
die partikularen Parlamente aufgehoben und für das ganze 
Reich ein gemeinsames einheitliches Parlament angeordnet 

zul’allige, diese die grund g esetzliche Einigung der Staatsgewalt 
über zwei oder mehrere Staaten in einer Person. Die Verbindung von 
Schweden und Norwegen ersclieint ihm dann bereits als Realunion. 
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■wurde. Die Einverleibung der Hohenzollerschen Fürsten- 
tümer in Preussen im Jahre 1849, die Annexion der italieni- 
schen Herzogtümer und des Kônigreichs Neapel mit Piémont 
zu dem neuen Kônigreich Italien im Jahre 1860 und 1861, 
und vorzüglich die Umwandelung des Kônigreichs Hannover 
und der Fürstentümer Kurhessen, Nassau, Schleswig und 
Holstein und der freien Stadt Frankfurt in preussische Pro- 
vinzen sind neuere Beispiele solcher vollen Union. 

Das altéré Staatsrecht war geneigt, diese Verbindung und 
Wandelung ausschliesslich aus dem dynastischen Standpunkte 
und nicht anders zu beurteilen, als ob es sich um die Zu- 
sammenlegung oder den Erwerb von mehrereii Grundstücken 
durch dieselbe Privatperson handelte. Es wurden daher wie 
4ie privatrechtlichen Formen der Veràusserung unter Leben- 
-den, so au ch von Todes wegen (Testament, Erbvertrag) an- 
erkannt; wie wenn Volk und Land eine Verlassenschaft 
wâren, über die ein einzelner Mensch nach seinem Belieben 
zu verfiigen batte. Das neuere Staatsrecht muss diese dem 
modernen StaatsbegriflF widerstreitende Ansicht verwerfen und 
dai’an festhalten, dass solche Verânderungen wesentlich die 
üffentliche Verfassung des Volks betreffen und daher nicht 
O h ne Zutsimmung der Volksvertretung geordnet 
werden dürfen. 

G. Den Gegensatz der Verbindung bildet die Teilung 
und Zertrennung eines grôsseren Staates in zwei oder 
mehrere neuere Staaten. 

7. Nationale Scheidung. Diese Erscheinung wird 
sich besonders da ergeben, wo verschiedene, zumal auch dem 
Gebiete nach getrennte Vôlker zu einem Staate verbunden 
w’aren, ohne innerlich eins zu werden. Wenn die Macht der 
Konzentration, welche sie bisher zusammenhielt, nachlâsst, 
so treiben die natürlichen Gegensâtze auseinander, und es 
geht der grosse Scheidungsprozess vor sich, welcher das bis- 
herige Ganze in eine Anzahl neuer selbstândiger Staaten auf- 
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lôst. So ging die grosse, durch Alexanders Genie einen Augen- 
blick zusammengeschmiedete, Weltmonarchie nach seinem Tode 
sofort auseinander. Ebenso wurde im IX. Jahrhundert die 
frânkische Monarchie nach den Nationalitâten, freilich nicht 
ohne wesentliche Mitwirkung der dynastischen Gegensatze ge- 
spalten. Auch der Zerfall des Napoleonischen Kaiserreiches 
mit seinen Schôpfungen abhiingiger Lehenskônigreiche in 
diesem Jahrhundert lâsst sich grossenteils so erklâren. Die 
Trennung von Belgien und Holland im Jahre 1830 hat diesen 
Charakter. 

8. Erbrechtliche ïeilung. Wâhrend des Mittelalters 
kam ôfter die Teilung eines Staatsgauzen wie einer Erbschaft 
unter mehrere Erben vor, so unter mehrere Sôhne des ver- 
storbeneu Staatsoberhauptcs, und es dauerte lange, bis diese 
privatrechtliche mit dem Recht eines zusammengeiiôrigen 
Volkes und der Wohlfahrt eines Staates durchaus unvereinbare 
Behandlung durch das politische Princip der Unteilbarkeit 
in Europa verdràngt wurde. 

9. Eine ahnliche Form ist die Lossagung eines Teiles 
des Staates und Konstituierung dieses Teiles zu einem 
selbstândigen Staate. 

In der Regel ist der Teil als solcher nicht berechtigt, 
sich wider das Ganze zu empôren und sich von dcmselben 
gewaltsam loszureissen. Die Geschichte hat uns von vielen 
ungerechtfertigten und unheilvollen Lostrennungsversuchen der- 
art warnende Berichte überliefert. Aber sie weiss auch von 
anderen Lossagungen, welche voile Anerkennung errungen 
haben, und deren innere Berechtigung nicht zu bezweifeln 
ist. Erinnern wir uns an die Lossagung der niederlandischen 
Generalstaaten von Spanien von 1579, an die Unabhângigkeits- 
erklarung der nordamerikanischen Freistaaten von 1776, an die 
Befreiung Griechenlands von türkischer Herrschaft in unseren 
Tagen. Jene Regel bedarf somit einer Beschriinkung, die wohl 
so zu fassen ist: Zur Lossagung ist der Teil ausnahmsweise 
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berechtigt, wenn seine dauernden und wichtigen Interessen 
-von dem Staatsganzen, dem er angehort, nicht geschützt noch 
befriedigt werden und er zugleich befôhigt ist, für sich selber 
zu sorgen und seine selbstandige Stellung zu behaupten. Nur 
wirkliche Not und ein unertrâglich gewordenes Leiden gibt 
somit gegrüudete Veranlassuug zu der Lossagung, und nur 
■die moralische Kraft, welche sich in dem Kampfe um Selb- 
stândigkeit siegreich bewâhrt und aile Schwierigkeiten über- 
T/vindet, gewàhrt einen Ansprucb auf Anerkennuug derselben. 
Unter dieseii beiden Voraussetzungen wird dieselbe denn auch 
von dem grossen Gerichte ausgesprocben, welches durch die 
Weltgeschichte spricht.* 

3 Die Uiiabhângigkeitserklarung: von Amerika nimmt es mit dem 
Princip etwas leichter und bekennt <lie natiirrechtliclie Lelire ihrer Zeit, 
indcm »le folgende Sütze ausspriclit: ,,Wir lialten folgende Wahrheilen 
lur klar, dass aile Menschen gleich geboren, dass sie von dem Scliopfer 
mit gewisseu unveranderlichen Rechten begabt sind, und dass zu diesem 
Leben Freiheit und das Streben nach Glückseligkeit gehôre^ dass., um 
diese Redite zu sichern, Regierungen unter den Mtmschen eingesetzt 
sind, welche ihre gerechte Gevvalt von der Zustimmung der Regierten 
ableiten, dass, wenn immer eine Staatsform diesen Endzwecken \^erderb- 
lich wird, es ein Redit des Volkes ist, dieselbe zu àndern oder abzu- 
schaffen und eine neue Staatslbrm einzuriditen , iiidem es dieselbe aui‘ 
solche Principien begründet, und deren Gewalten in soldier Weise orga- 
nisiert, wie es ihm zu sciner Sicherheit und zu seinem Glücke am zweck- 
dienlidisten scheint. Die Klngheit gebietet allerdings, seit langem be- 
stdiende Verfassuiigen iiicht um leichter und voriibergehender Ursachen 
willen zu andern, und demgemass hat aile Erfahrung gezeigt, dass die 
Menschen geneigter sind, die Leiden zu ertragen, Solange sie ertraglich 
sind, als sich dnrdi Vernichtung der Formen, an welche sie sich einmal 
gewohiit, selbst Recht zu verschaffen. Wenn aber eine lange Reihe von 
Missbrauchen und unrechtmassigen EingrifFen, welche unwandelbar das 
nàmliche Ziel verfolgen, die Absicht beweist, das Volk dem absoluten 
Despotismus zu unterwerfen, so hat dieses das Recht und die Pflicht, 
eine solche Regierung auszustossen und neue Garantien für seine künftige 
•Sicherheit anziiordnen.“ 
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Viertes Kapitel. 

III. Âbgeleitete Entstehnngafomen. 

1. Kolonisation. 

Die Kolonisation, wie sie von den hellenischen Staaten 
geübt wurde und die Küsten des Mittelmeeres in Kleinasien, 
Italien, Sicilien, auf den Inseln des Archipels mit neuen 
Stàdten und Staaten bevôlkerte, war in der That bewusste 
neue Staatenbildung. Die Pflanzstadt ging aus der Mutterstadt 
hervor, wie der Sohn, der aus der Familie des Vaters aus- 
tritt, um ein eigenes Hauswesen zu gründen. Sie wurde so- 
fort zum selbstândigen neuen Staate, unabhângig von der 
Mutterstadt, aber mit ihr durch ihre Abstammung, Sitten, 
Recht, Religion verbunden. Aus dem Prytaneum der Mutter- 
stadt nahm die Tochterstadt das heilige Feuer mit und die 
vâterlichen Gotter zogen mit in den neuen Wohnsitz hinüber. ‘ 
Die Hellenen vermochten nicht ein grosses Reich zu gründen 
und zusammenzuhalten , aber durch ihre zerstreuten Stàdte- 
koloniên hellenisierten sie den Orient.'^ 

Anders die rômischen Kolonien. Sie waren bestimmt, 
die rômische Herrschaft in weiteren Kreisen zu sichern und 
zu befestigen und blieben daher in einem strengen Abhângig- 
keitsverhâltnis zu der Hauptstadt. Hier ist somit nicht von 
neuer Staatenbildung, sondern nur von Ausdehnung des be- 
stehenden ein en Staates die Rede. 

Wieder von anderer Art ist die moderne Kolonisation. 
Sehen wir auf den Ursprung der modernen, besonders in 
Amerika von den europàischen Staaten aus gestifteten Kolonien, 

1 Vgl. Herrmann, Griecbische Staatsaltertümer, Kap. IV. Die 
altéré phonicische Kolonisation ist weniger von Anfang an neue 
Staatsgründung, ist aber gewohnlich in kurzer Zeit zu dieser geworden. 

* Vgl. die Ausfnhrung von Laurent, Hist. du droit des gens, II, 
S. 310. 
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so handelt es sich dabei in der Regel nicht um Gründung neuer 
Staaten, sondern mehr um Ausbreitung der Herrschaft und 
Kultur des europàischen Vaterlandes, oder um Erwerb einer 
neuen ôkonomischen Existenz, zuweilen au ch um Sicherung 
der Uebersiedler vor Verfolgung in ihrer Heimat. Ira Süden 
war die Abhângigkeit der Kolonien von den romanischen Staaten 
Europas grôsser als im Norden, wo der germanische Korpo- 
rationstrieb und das germanische Freiheitsgefühl wenigstens 
einer relativen Selbstândigkeit der Kolonien gûnstig waren, 
diese teilweise sogar hervorgerufen hatten. 

Sieht man aber auf die spàtere Entwickelung und Ge- 
schichte dieser Kolonien, so sind sie meistens zu einem selb- 
stândigen Dasein erwachsen und haben sich dann als neue 
Staaten losgemacht und abgesondert von jener europàischen 
Herrschaft. Diese Kolonisation ist daher eher der Geburt 
eines Kindes zu vergleichen, welches die vàterliche Eamilie 
als ein abhângiges Glied derselben erweitert, dann aber, nach- 
dem es zu kôrperlicher und geistiger Reife herangediehen, sich 
absondert und eine neue eigene Eamilie begründet. 

2. Eine fernere abgeleitete Staatenbildung kam in dem 
Mittelalter ofter vor in Gestalt der Verleihung von Ho- 
heitsrechten an einzelne Bestandteile des Staates. Eine 
ganze Reihe besonders deutscher Gebiete, Fürstentümer, Herr- 
schaften, Reichsstâdte wurden zu selbstândigen Staaten, indem 
sie einzelne Hoheitsrechte von dem Kônige erlangten und 
diesen Erwerb zu vermehren wussten, bis zuletzt dem Konige 
nur ein idealer Schein von Oberhoheit zurückblieb, aile reale 
Staatsgewalt aber an sie entâussert war. So strebten die 
früheren Teile eines Staatsganzen im Laufe der Jahrhunderte 
zu selbstândigen Staaten auf. Die àussere Form solcher Ver- 
leihung war hâufig wieder die eines privatrechtlichen Erwerbes 
durch Kauf oder Verpfândung und ist insofern ungeeignet 
für das moderne Staatsleben. Das war aber selbst im Mittel- 
alter nicht wesentlich und es làsst sich au ch in unserer Zeit . 
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die praktische Moglichkeit gar wohl denken, dass ein Staat 
mit klarem Bewusstsein einen Teil seines Gebietes zur Selb- 
stândigkeit heranziehe und denselben mit staatlichen Hoheits- 
rechten ausstatte. In dieser Weise verfâhrt England in unserer 
Zeit gegen Kanada und andere englische Nebenlânder. 

3. Endlich kommt vor die Institution eines neuen 
Staates durch einen fremden Herrscher, insbesondere 
durch einen Eroberer, dessen Machtsprüche alte Staaten um 
ihr Leben bringen und neue Staaten hervorrufen. Europa bat 
in den Jahren dei Napoleonischen Herrschaft gesehen, wie 
eine Reihe von Staaten ausgelôscht und andere hinwieder 
nach dem Willen des franzôsischen Kaisers neu errichtet 
wurden. Europa bat aber aucb erlcbt, dass diese willkür- 
licben Scbopfungen momentaner Uebermacht zu keinem inner- 
lich krâftigen Leben gelangten und kaum ins Dasein «gerufen, 
■wieder abstarben oder getôtet v?urden. Es ist das ein be- 
redter Beweis, dass uuter allen Forinen der Staatenbildung 
diese die unvollkommenste ist und am wenigsten Gewâbr 
darbietet für die Fortdauer solcher Staaten. 


Fünftes Kapitel. 

IV. Untergang der Staaten. 

Die Erde ist mit den Trümmern untergegangener Staaten 
liberdeckt; die Erfabrungen der bisberigen Weltgescbicbte 
zeugen gegen die Unsterblicbkeit der Staaten. Die Veranlas- 
sungen und die Formen des üntergangs sind wobl unter sicb 
verscbieden, wie die Todesfâlle der einzelnen Menscben. Aber 
daraus, dass aile Staaten untergeben, dürfen wir wobl auf eine 
gemeinsame Ursacbe ibrer Sterblicbkeit scbliessen. 
Diese Ursacbe kann nicht in der Immoralitât der Vôlker liegen, 
denn die Immoralitât ist nicht notwendig und nicht gleich- 
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mâssig vorhanden, und die Geschichte lehrt uns, dass auch 
demoralisierte Vôlker sehr lange leben kônnen, wie unmoralische 
Menschen doch zuweilen ein hohes Alter erreichen. Auch 
nicht in schlechter Regiernng; mancher Staat hat schon 
mehrere Generationen schlechter Regenten überdauert. Aber 
auch nicht, wie neuerlich Gobineau behauptet hat, in der 
Mischung und Entartung der Volksrassen ; manche Staaten sind 
gerade durch die Mischung der Rassen gross und màchtig 
geworden und haben fortgedauert, obwohl die Volksrassen 
wesentlich verandert worden; ich erinnere an Rom, an Eng- 
land, an Nordamerika. Die wahre Ursache liegt in dera 
grossen Gesetz ailes irdisch-organischen Lebens, dass 
es durch die Geschichte entwickelt und aufgezehrt 
werde. Das Leben der Vôlker und der Staaten entfaltet sich, 
und indsm es allmàhlich, was in ihm liegt, ofFenbart, erfüllt 
es seine Bestimmung und stirbt ab, von der unermüdlich 
fortschreitenden Zeit, mit der es nicht mehr Schritt halten 
kann, ûberholt und zurückgelassen. 

So scheinen auch die beschrânkten Einzelstaaten von der 
fortschreitenden Menschheit, die in ihnen keine voile Befrie- 
digung findet, verschlungen zu werden. Kommt dereinstauf der 
breiten Unterlage der Menschheit das Weltreich zur Erschei- 
nung, dann dürfen wfir hoffen, dass dieser Staat so lange dauern 
und nicht früher untergehen werde, als die Menschheit selbst. 

Die besonderen Formen des Staatenuntergangs 
aber entsprechen grossenteils den Formen der Staatenbildung, 
und nicht selten werden alte Staaten zerstôrt, wenn neue be- 
gründet werden. An den Tod des einen Staates schliesst oft 
die Geburt des anderen sich unmittelbar an. 

1. Den Gegensatz zu der Organisation des Volkes bildet 
die Désorganisation oder Auflôsung des Volkes. Eine 
eigentümliche Art der Désorganisation ist die Anarchie. 
Wenn die Ueber- und Unterordnung in dem Volke nicht 
mehr geachtet wird und niemand mehr eine obrigkeitliche 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 21 
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Gewalt anerkennt, wenn jeder einzelne nur seinen Liisten 
den losen Lauf lâsst und keiner mehr sich um das Ganze 
kümmert, noch der Gemeinschaft Opfer bringt, so wird der 
Staat selbst negiert, und das organisierte Volk ist in diesem 
Falle zur chaotischen Masse herabgesunken. Die Anarchie 
hebt somit im Princip den Staat, nicht etwa nur die bis- 
herige Staatsform auf. Allein eine so entschiedene und so 
andauernde Anarchie, die dann freilich immer der Tod des 
Staates ist, findet sich doch in der Geschichte der Vôlker 
hôchst selten. Weit hâufiger sind die anarchischen Zustànde 
bloss vorübergehend und momentané Fieberkrisen, 
welche zwar das Leben des Staates bedrohen, aber oft nur 
eine andere Gestaltung der Staatsverfassung vorbereiten. Ge- 
rade in don Zeiten heftiger Erschütterungen der Révolution 
offenbart sich die entschieden staatliche Natur der.arischen 
Vôlkerstâmme in hochst merkwürdiger Weise. Selbst in dem 
Augenblick, wo sie die staatliche Ordnung mit wütendem Basse 
stürzen, unterwerfen sie sich doch den notwendigen Formen 
des staatlichen Daseins, und wahrend sie in der Verwinung 
der Ideen für Anarchie schwârmen, gehorchen sie blindlings 
je den wildesten und strengsten Führern. Dicht hinter dem 
Triumphzug der entfesselten und freiheitstrunkenen Massen 
orscheinen die kalteu, ehernen Züge der Diktatoren und in 
den Trümmern der zerstôrten Staatsordnung macht sich so- 
fort wieder das Volk eine iieue, wenn auch vielleicht schlechtere 
staatliche Wohnung zurecht. Auch die Vôlker der grossen 
arischen Famille sind nicht unsterblich, aber Solange ibr 
Leben dauert, kônnen sie der staatlichen Form ihres Daseins 
SO wenig entbehren, als der Fisch des Wassers oder der Vogel 
der Luft. Es gibt kein einziges Beispiel in der Geschichte, 
dass ein arisches Volk sich dauernd losgemacht hiitte von 
dem Staate, oder dass ein solches auch nur in den Zustand 
der Nomaden zurückgesunken ware. Im XVI. Jahrhundert 
haben die Wiedertàufer die Idee des Staates vollstândig 
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verworfen, ahnlich wie in unseren Tagen die Kommunisten. 
Aber als ihnen die Gelegenheit geboten ward, einen Versuch 
zur Einführung ihrer unstaatlichen Gemeinschaft zu machen, 
haben sie doch wieder — obwohl in karikierter Form — einen 
Staat eingerichtet. 

2. Die Auswanderung eines Volkes ans dem Lande 
seiner Vâter, wie die Helvetier zu Câsars Zeit sie unter- 
nominen, oder die Vevtreibung eines Volkes ans seiner 
Heimat, wie sie wâhrend der grossen Vôlkerwanderungen in 
Europa oft erzwungen worden, zerstort den bisherigen Staat 
jedenfalls ; und es ist gewohnlich unsicher, ob es dem weiter- 
ziehenden Volke gelinge, eine neue feste Herrschaft über ein 
anderes Land zu erwerben und so einen neuen Staat zu 
gründen. 

3. Die Erobevung eines Landes und die Unter- 
werfung eines bisher selbstândigen Volkes durch eine fremde 
Macht ist ofter noch Zerstôrung alter als Gründung neuer 
Staaten, indeni sie meistens eine blosse Erweiterung des sieg- 
reichen Staates zur Folge bat. In dieser Weise bat einst 
Rom eine lleibe von Staaten verscblungen und über deren 
Bevolkerung und Gebiet seine Herrscbaft ausgebreitet. Die 
Ergebung (deditio) des scbwàcbereu Volkes bat zwar den 
Scbein der Freiwilligkeit, ist aber regelinassig docb das Werk 
der Not und âusseren Zwanges und fiillt dann mit der Unter- 
werfung zusamraen. 

4. Die voile Union ferner ziebt den Untergang der 
unierten Staaten nacb sicb. Da in ibr aber zugleicb der 
Anfang eines neuen grosseren Staates liegt, dessen Volk aus 
den Vôlkern der aufgelosten Staaten bestebt, so ist hier eber 
eine freiwillige Entausserung der bisberigen staatlicben 
Sonderexistenz denkbar. 

5. Den Gegensatz zu dem Aufgeben der kleineren Staaten 
in dem grosseren Gesamtstaat bildet die Teilung eines 
Reiches in mebrere Staaten oder die Verteilung eines 
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Staates unter mehrere fremde Staaten. Die erstere kann ohne 
âusseren Zwang auf organische Weise vor sich gehen, indem 
die verschiedenen Bestandteile eines Staates ihre Besonderheit 
schàrfer ausprâgen und sich dann ablosen, die letztere aber 
ist gewôhnlich das Werk fremder Uebermacht. Die Teilungen 
Polens (1772, 1793, 1795) sind entsetzliche Beispiele solcher 
widerrechtlichen Gewalt in einer Période, die auf ihre Auf- 
klàrung und Humanitàt eitel war. 

6. Wie durch Verleihung von Hoheitsrechten an einzelne 
Gebietsteile neue Staaten sich bilden, so konnen auch durch 
Entzug oder Abtretung von Hoheitsrechten bisher selb- 
stândige Staaten allmâhlich ihre staatliche Existenz einbüssen. 
Für jene Form der Staatenbildung ist die Geschichte des 
DeutschenReiches, für diese Art des Staatenuntergangs 
ist die Geschichte Frankreichs besonders lehrreich. Die 
Centralisation von Frankreich, vorzüglich seit Ludwig XL, 
hat so eine Masse von „souverànen Seigneurien“, in welche 
das Land zerklûftet war, nach und nach beseitigt. Aber auch 
Deutschland hat durch die zahlreichen Mediatisierungen 
seit der Révolution diese zweite Richtung der Auflosung 
kleiner Staaten eingeschlagen. 


Sechstes Kapitel. 

B. Spekulatire Tlieorien. 

1. Der Bogenannte Natarstand. 

Die philosophische Spekulation liebt es, einen Urzustand 
zu erdenken, in welchem die Menschen noch ohne Staat lebten 
und von da aus den Weg zu suchen, welchen die Menschheit 
habe gehen müssen, um zu dem Staate zu gelangen. Die 
Phantasie des Volkes hat diesen Urzustand oft mit heiteren 
Bildern von Unschuld und reichen Naturgenüssen geschmûckt 
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und eine goldene Zeit des Paradieses ertràumt, in welcher 
es noch kein Uebel und kein Unrecht gegeben und aile in 
unbeschrânkter Freiheit und Glückseligkeit sich des friedlichen 
Daseins erfreut haben. In dieser Vorzeit gab es nach jenen 
Vorstellungen noch kein Eigentum, da der Ueberfluss der 
Natur jedem in Fülle darbot, wonach sein unverkünstelter 
und unverdorbener Sinn verlangen mochte ; damais noch keine 
Unterschiede der Stânde, noch selbst der Berufsarten, jeder 
war dem anderen gleich; damais auch weder Obrigkeit noch 
Unterthanen, keine Beamte, keine Richter, keine Heere, keine 
Steuern. ' 

Einem solchen Ideale gegenüber musste der spâtere 
staatliche Zustand der Menschen als Entartung und Verfall 
erscheinen. Erst als vorher unbekannte Plagen die Menschen 
trafen, erst als die Leidenschaften in ihrer Brust erwachten 
und neue Gefahren hervorriefen , erst als die Schuld den 


1 Shakespeare schildert diesen Naturzustand mit glanzender Ironie 
im „Sturm“: 

Gonzalo: ich, mein Fürst, die PÜanzung dieser Insel, 

Jch wirkte im gemeinen Wesen ailes 
Diirchs Gegenteil, denn keine Art von Haiidel 
Erlaubt’ ich, keinen Namen eines Arats: 

Gelahrtheit sollte man nicht kennen; Reichtum, 

Dienst, Armut gab’s nicht; von Vertrag und Erbschaft, 
Verzaunung, Landmark, Feld> und Weinbau nichts; 

Auch kein Gebrauch von Korn, Wein, Oel, Metall, 

Kein Handwerk, aile Manner müssig, aile; 

Die Weiber auch, doch vbllig rein und schuld los, 

Kein Régiment. 

In der gemeinsamen Natur sollt’ ailes 

Frucht bringen, ohne Mühe und Schweiss; Verrat, Betrug, 

Schwert, Speer, Geschütz, Notwendigkeit der Waffen 

Gàb’s nicht bei mir; es schaffte die Natur 

Von freien Stücken aile HüH’ und Fülle, 

Mein schuldlos Volk zu nahren. 

Sébastian: Keine Heiraten zwischen seinen Unterthanen? 

Antonio: Nichts dergleichen, Freund, ailes los und 
Huren und Taugenichtse.** 
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Seelenfrieden stôrte, da bedurfte es einer Macht, welche die 
Bôsen schreckte und strafte und den vielfach verktimmerten 
Genuss aller sicherte. So dachte man sich den Staat, wenn 
auch nicht immer als ein notwendiges Uebel, doch als 
eine Not- und Zwangsanstalt, um grosseren Uebeln zu 
entgehen. 

Im Gegensatze zu dieser kindlich heiteren Vorstellung 
von dem Paradiese dachten sich andere und zuweilen gries- 
griimliche Philosophen den Zustand des ersten, noch uustaat- 
lichen Menschen viel schlimmer. Ihre angstliche Phantasie 
nialte statt des gôttlichen Friedens einen unablâssigen Hader 
und Krieg aus aller gegen aile: und wenn auch ihnen der 
Staat als ein Uebel erschien, so war dieses Uebel doch er- 
trâglicher und geringer als der ursprüngliche Naturstand, in 
welchem die Menschen dem Wilde des Waldes glichen. Dieser 
philosophische Gedanke fand in der theologischen Spekulation, 
welche den Staat die Ordnung nicht des Paradieses, sondern 
der „gefallenen Menschheit" nannte, eine willkommene Bc- 
kràftigung. 

Die beiderlei Vorstellungen übersehen die staatliche 
Natur des Menschen. Sie haben beide keine Ahnung von 
der Wahrheit,'^ die Aristoteles so schôn ausgesprochen , dass 
der Mensch ein «staatliches Wesen“ sei. Mag man sich 
immer einen Zustand der Menschen vorstellen , welcher der 
Entstehung des Staates vorausging, dieser Zustand konnte 


• Audi Rousseau (dise, sur l’origine de l’inégalité parmi le.s 
hommes) meinte: „Der Mensch im Naturzustand habe einen Widerwillen 
(répugnait) gegen die Gesellschaft." Aber Mirabeau entgegnete ihm 
vortrefflich (essai sur le déspotisme) mit den Worten ; „Non seulement 
l’homme semble fait pour la société, mais on peut dire qu’il n’est vrai- 
ment homme c’est à dire un être réfléchissant et capable de vertu, que 
lorsqu’elle commence à s’organiser. Les hommes n’ont rien voulu ni dû 
sacrifier en se réunissant en société; ils ont voulu et dû étendre leurs 
joissances et l'usage de la liberté par les secours et la garantie réci- 
proques." 
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unmôglich den hôheren Bedûrfnissen derselben genügen,^ und 
es war ein unermesslicher Fortschritt in der Entwickelungs- 
geschichte der Menschheit, als der von Anfang an ihr ein- 
gepflanzte Keim zur Staatenbildung sich entfaltete und zur 
Erscheinung kain. 


Siebentes Kapitel. 

II. Der Staat als gottliche Institution. 

In dem Altertum sowohl als wâhrend des Mittelalters 
war der Glaube an die gottliche Institution des Staates viel 
verbreiteter und intensiver als in unserer Zeit. Auch damais 
aber war in ganz verschiedenem Sinne von einer gôttlichen 
Begriindung des Staates die Rede. 

1. Nach der einen Vorstellung war der Staat das un- 
mittelbare Werk Gottes, die direkte Offenbarung der 
gôttlichen Herrschaft auf Erden. 

Diese Vorstellung lag der jüdischen Theokratie zu Grunde 
und die voile Konsequenz derselben führt jederzeit zu der 
theokratischen Staatsform, zu welcher sie allein passt 
Wenn Gott den Staat unmittelbar geschaffen hat, so ist es 
natürlich, dass er denselben unmittelbar erhalte und regiere. 

2. Nach der anderen Vorstellung dagegen ist der Staat 
nur mittelbar von Gott gegründet und wird auch nur 
mittelbar von Gott geleitet. ^ 

3 Audi Plato, De Republ. II, 369 leitet die Entstehung des Staates 
davon her, dass der einzelne Mensch sidi selber nidit genüge, sondern 
von Natur der Gemeinschaft bedürfe. 

i In diesem Sinne nur nennt Niebuhr (Gesch. d. Zeit der Revol. 
I, 214) den Staat „eine von Gott geordnete Institution, die zum Wesen 
des Menschen notwendig gehôrt, wie die Ehe und das vaterliche Ver- 
haltnis. Diese Institution kann sich aber auf dieser Erde nicht voll- 
kommen darstellen. Was wir in der Wirklichkeit vom Staate sehen, ist 
nur ein Schatten der gôttlichen Idee des Staates. 
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Diese Ansicht wurde auch von den Griechen und Rômern 
geteilt, deren Staatsformen keineswegs theokratisch waren, 
sondern durch und durch einen menschlichen Charakter hatten. 
Kein Staatsgeschaft von irgend welcher Bedeutung wurde im 
Altertum unternommen , ohne dass Gebet und Opfer vorher- 
gegangen waren, und in dem Staatsrechte der Borner nahm 
die Sorge der Auspicien, durch welche der Wille der Gôtter 
erforscht wurde, eine sehr wichtige Stellung ein. Sie verbanden 
mit dem Bewusstsein menschlicher Freiheit und Selbstbestim- 
mung den Glauben an eirie gottliche Leitung der menschlichen 
Dinge; und wenn sie schon in dem Schicksal des einzelnen 
Individuums die Macht der Gôtter erfuhren, so schien es 
ihnen noch klarer, dass das Schicksal jener grossen sittlichen 
Lebensgemeinschaft, die wir Staat nennen, nicht losgerissen 
sei von dem Willen und dem Walten der Gottheit. ** Hatten 
sie etwa hierin unrecht? 

Es versteht sich von selbst, dass das Christentum den 
Staat nicht ausserhalb der gôttlichen Weltordnung und 
Weltregierung zu denken vermag, und es ist für die christ- 
liche Auffassung bezeichnend, dass der Apostel Paulus zu 
einer Zeit, als der Kaiser Nero von Staats wegen die Christen 
verfolgte, jenes berühmte Wort an die christlich gesinnten 


Plutarch sagt darüber in einer von Haller (Restaiir. 1, S. 427) 
citierten Stelle sehr schon: „Meines Erachtens kônnte eine Stadt leichter 
ohne einen Boden gegründet werden, als ein Staat sich bilden oder be- 
stehen ohne Glauben an Gott.“ Auch in neuerer Zeit hat Washington, 
in seiner Inaugiirationsrede an den Kongress im Jahre 1789, diesen 
Glauben bezeugt: „Ich werde es nicht vernachlassigen, in diesem ersten 
officiellen Akte, aus ganzer Seele mein Flehen an das gottliche Wesen 
zu richten, welches ailes nach seinem Willen ordnet, welches die Rat- 
schlâge der Nation en leitet und die Schwachen aufrecht hait. Moge sein 
Segen über der Regierung der Vereinigten Staaten walten, die sie unter 
sich eingerichtet haben zu ihrer Wohlfahrt, Kein Volk hat je zahl- 
reichere und offenbarere Gunstbezeugungen der Vorsehung erhalten. 
Ihre gottliche Hand hat aile Bestrebungen mit ihrem Segen begleitet, 
welche unsere Unabhangigkeit gesichert haben. “ 



Siebentes Kap. B. Spekulative Theorien. II. Der Staat als gôttl. Institution. 329 

Rômer richtete: „Jedermann sei unterthan der Obrigkeit, die 
Gewalt ûber ihn bat; denn es ist keine Obrigkeit, ohne von 
Gott; wo aber Obrigkeit ist, die ist von Gott verordnet.“ 
(Rômerbrief 13, 1). Daher kann es uns auch nicht befremden, 
wenn wàhrend des ganzen Mittelalters in allen christlichen 
Staaten die obrigkeitliche Gewalt von Gott, die hôchste des 
Kaisers ohne Vermittelung durch eine Zwischenperson von 
Gott abgeleitet^ wurde. 

Aber so würdig auch diese Ansicht die Entstehung und 
das Schicksal des Staates an die gôttliche Weltherrschaft an- 
knüpft und so hoch ihre sittliche Bedeutung immerhin anzu- 
schlagen ist, so darf doch nicht übersehen werden, dass die- 
selbe ihrem Wesen nach religiôs, nicht politisch ist, und 
dass sie gerade darum, wenn sie zum politischen Staats- 
princijv erhoben und als Rechtssatz gehandhabt wird, 
leicht Irrtümer und Missbrâuche veranlasst und beschonigt. 
Heben wir einzelne hervor: 

1. Gott hat zwar den Menschen als ein staatliches Wesen 
erschaffen, aber zugleich hat er ihm die Freiheit verliehen, 
die eingepflanzte Idee des Staates durch eigene Thàtigkeit 
und zunâchst nach seinem ürteil und in den ihm geeignet 
scheinenden Formen zu verwirklichen. Es ist schon ein 
grobes Missverstàndnis, wenn einzelne Staatsformen, z. B. die 
republikanische, deshalb verworfen werden, weil Gott als 
Monarch die Welt regiere. 

2. Die obrigkeitliche Gewalt ist zwar in ihrer Idee und 
Erscheinung von Gott abhângig, aber nicht in dem Sinne, 

3 Das ist auch der Sinn der Constitutio LudoviciBavarici v. J. 
1338: „Declaramus quod imperiaiis dignitas et potestas est immédiate a 
solo Deo (d. h. nicht médiate durch den Papst) — statim ex sola electione 
(durch die Kurfiirsten) est Rex verus et imperator Roraanorum cen8endus.“ 
Die AugsburgischeKonfession vom Jahre 1530, Art. 16, lehrt: „das8 
aile Obrigkeit in der Welt und geordnete Régiment und Gesetze, gute 
Ordnung von Gott geschaffen und eingesetzt 8ind.“ Sie leitet also die 
gesamte Rech ts ord nung von dem Willen Gottes ab. 
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dass etwa Gott einzelne bevorzugte Menschen über die Be- 
schrânktheit der menschlichen Natur emporhôbe, sich selber 
nâher setzte und gewissermassen zu Halbgôttern für die Erde 
bestellte, noch in dem Sinne, dass Gott die menschlichen Re- 
genten zu seinen persônlichen und mit ihm, soweit ihre 
staatliche Herrschaft reicht, identischen Stellvertretern 
ernennte und mit seiner Macht und seiner Autoritât aus- 
riistete.** Derlei theokratische Vorstellungen widerstreiten 
der menschlichen Natur derer, welchen die Regierung des 
Staates anvertraut ist. Die hochmütige Rede Ludwigs XIV.; 
„Wir Fürsten sind die lebenden Bilder dessen, der allheilig 
und allmàchtig ist/® klingt im Verhâltnis zu Gott wie Blas- 
phemie und ist im Verhâltnis zu seinen Unterthanen — Men- 
schen wie er — ein unwürdiger Hohn. 

3. Manche fassen die obrigkeitliche Gewalt selbst, unter- 
schieden von den Personen, welche dieselbe verwalten, als eine 
politisch-gôttliche und „übermenschliche“ auf. Stahl 
Z. B.® sagt: „Die Gewalt des Staates ist von Gott nicht bloss 
in dem Sinne, wie aile Rechte von Gott sind, Eigentum, 
Ehe, vâterliche Gewalt, sondern in dem ganz specifischen 
Sinne, dass es das Werk Gottes ist, das er versieht. Er 
herrscht nicht bloss kraft Gottes Ermâchtigung, wie auch der 
Vater über seine Kinder, sondern er herrscht in Gottes Namen. 
Darum ist auch der Staat mit der Maj estât umkleidet.“ 

^ Vgl. Stahl, Staatslehre II, §. 48 [2. Aufl.] : „Nach der theokra- 
tisclien Auflassung des Mittelalters ist die Stellung der berufenen Haupter 
der Christenheit die Gottes selbst. Die Herrscher (Papst, Kaiser und 
Kbnige) als die Repr&sentanten Gottes haben in Person die Fülle ailes 
Ansehens lediglich in sich.“ 

5 Oeuvres de Louis XIV, II, S. 317, wo noch folgende erlâuternde 
Stelle vorkommt: „Der, der den Menschen Kbnige gegeben, hat gewollt, 
dass man sie ehre als seine Stellvertreter, indem er nur sich das Recht 
vorbehielt, ihr Thun und Lassen zu prüfen. Sein Wille (?) ist, dass 
wer als Unterthan geboren ist, ohne weiteres gehorche.“ 

6 Staatslehre II, §. 43. Vgl. dagegen Macaulay in der unten B. VI, 
Kap. Entst. d. konst. Mon. mitgeteilten Stelle. 
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Das ist aber wieder eine objektive Theokratie, welche 
praktisch zu der auch von Stahl verworfenen persônlichen 
Stellvertretung Gottes führen und allen mit dieser verbundenen 
Anmassungen und Missbrâuchen von neuem freien Einzug ge- 
statten würde. Christus selbst bat durch sein grosses Wort: 
„Gebet Gott, was Gott, und dem Kaiser, was dem Kaiser ge- 
bührt“, viel schârfer und entschiedener auf die mensch- 
liche Natur des Staates hingewiesen und jede Identifizie- 
rung staatlicher Gewalt mit specifisch-gôttlicher 
Herrschaft verworfen. Die weltliche Staatslehre thut daher 
wolil daran, die Existenz und die Einrichtungen des Staates 
von dem menschlichen Standpunkte zu betrachten und mensch- 
lich zu nehmen. 

4. Nicht selten wurde die Unverânderlichkeit der be- 
stehendan Staatsverfassungen und insbesondere auch die Un- 
verânderlichkeit der Person des Regenten oder seiner Dynastie 
mit dem Princip verfochten, dass die obrigkeitliche Gewalt 
von Gott geordnet sei. Allein dass die Unverânderlichkeit 
der âusseren Formen und der persônlichen Beziehungen nicht 
zu den notwendigen Eigenschaften der gôttlichen Welt- 
ordnung und Weltleitung gehôre, beweist die ganze Welt- 
geschichte, und Paulus hat gerade durch seine Mahnung, der 
jeweilig bestehenden Obrigkeit Gehorsam zu leisten, die 
Wandelbarkeit auch der staatlichen Ordnung und Regierung 
mittelbar anerkannt. Wohl mochte im XVII. Jahrhundert jene 
Vorschrift in der Seele vicier frommen Englànder ernste Be- 
denken darüber erregen, ob der Widerstand gegen die tyran- 
nischen Gebote Jakobs IL erlaubt sei, und Gewissensskrupel 
hervorrufen , ob die Entsetzung des Kônigs zu rechtfertigen 
sei. Aber nachdem Wilhelm von Oranien von der Nation und 
von dem Parlamente als Kônig anerkannt war, konnte auch 
der in religiôser Hinsicht ângstlichste und gewissenhafteste 
Tory unbedenklich in diesem die „von Gott geordnete Obrig- 
keit* verehren. 
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5. Aehnlich verhâlt es sich mit der Frage der Verant- 
wortlichkeit. Dass die Staatsmânner, welchen viel anvertraut 
ist, und dass die Fürsten, welchen Macht verliehen ist, Gott 
verantwortlich seien für das, was sie thun oder unter- 
lassen, das allerdings folgt aus dem obigen Princip, aber die 
Beantwortung der ferneren Streitfrage, ob und wie dieselben 
au ch einem menschlichen Kichter verantwortlich seien, 
lâsst sich nicht schon von da aus entscheiden. Nicht weil 
die oberste obrigkeitliche Macht im Staate specifisch gôttlich, 
sondern weil sie die oberste ist, wird für sie Unverant- 
wortlichkeit vor menschlichen Richtern in Anspruch ge- 
nommen. 

Ebensowenig darf der Staatsmann, im Glauben, dass 
Gott die Schicksale der Vôlker und Staaten bestimme und 
lenke, und im Vertrauen, dass Gott wohl regiere, gewisser- 
massen Gott versuchen und die Verantwortlichkeit von sich 
ab auf diesen wâlzen. Vielmehr wird er von der eigenen 
Verantwortlichkeit nur dann frei, wenn er die ihm gewordene 
Aufgabe, soweit seine Krâfte reichen, gewissenhaft er- 
füllt hat.*' 

Anmerkung. Die Geschichte des Aiisdrucks: „von Gottes G n a- 
den“, welcher dem Titel der Konige beigefügt wird, verdient Beachtung. 
Es wurde in verschiedenen Zeitaltern damit ein verschiedener Siini ver- 
bunden. 

a) Der Ausdruck kam vorzüglich wàhrend des Mittelalters in Uebung. 
Die alten l’rànkischen Konige brauchten noch abwechselnd die Ausdrücke: 
Gratia Dei, Divina ordinante providentia, Divina favente gratia, Divina 
favente clementia, per Dei misericordiam. Damais bedeutete der Ausdruck 
lediglich die demütige Verehrung und die religiose Dankbarkeit des 
Konigs gegen Gott, dem die persbnliche Erliebung zugeschrieben wurde- 
aber ebenso von seiten der gew’àhlten, wie von seiten der durch Erbrecht 


î Lamartine (Révolut. de 1848, I, S. 47) spricht diesen Gedanken 
schon aus, indem er von sich berichtet: „I1 tentait Dieu et le peuple, 
Lamartine se reprocha depuis sévèrement cette faute. C’est un tort 
grave de renvoyer à Dieu ce que Dieu a laissé à l’homme d’État, la 
résponsabilité ; il y avait là un défi à la Providence. “ 
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berufenen Fürsten. Der Kbnig Pipin, der seine Erliebuiig einer Révolution 
verdankte, brauchte die Formel ebenso unbedenklich , wie sein Sohn 
Konig Karl. 

Es war in der frankischcii Période damit noch keine souverane Ge- 
walt angedeutet. Auch Bischôfe und Aebte, obwolil gesetzlich ge- 
wahlt oder von den Kônigen gesetzt, und weltliche Grafen, obwohl 
konigliche Reichsbeamte, fügten dieselbe Formel ihrera Titel bei. 

b) Zur Zeit des rbmisclien Reiches deutscher Nation dauerte der Aus- 
druck anfangs in derselben Weise fort. Die gewâhlten Konige., aber 
ebenso die Herzbge, Grafen, welche von dem Kbnige mit ihren 
Aemtern beliehen wurden, und die Bischôfe und Aebte huldigten noch 
immer in derselben Weise der gôttlichen Gnade. 

Zuweilen wird nun aber der Gnade Gottes die Gnade des Kaisers: 
„Dei et Imperiali gratia“ von den weltlichen Grossen, und die Gnade des 
Papstes von den geistlichen Fürsten: „Dei et apostolicae sedis gratia“ 
hinzugefügt. 

Allmahlich aber bekommt die ausschli essliche Berufung auf die 
Gnade Gottes die Nebenbedeuiung der Unmittelbarkeit der obrig- 
keitlichen^Gewalt, im Gegensatze zu einer übergeordneten Leliensherr- 
schaft. Der Ausdruck entsprach überhaiipt der Neigung des Mittelalters, 
aile Gewalt von Gott abzuleiten. 

c) Nach der Kirchenrelbrra lingen die 1 ii 1 h e r i s c h e n T h e o 1 o g e ii 
an, den Satz von Paulus: „Alle Obrigkeit von Gott“ als ein christliches 
Dogma nachdrücklich zu verkünden und die Trager der Staatsgewalt als 
Gesalbte und Stellvertreter Gottes zu erklàren. Luther selber war darin 
viel freier. Wir erinnern uns, dass er einst an Konig Heinrich VIII. von 
England schrieb: „Ich Martin Luther von Gottes Gnaden ecclesiastes an 
Heinrich, von Gottes üngnaden Konig von England. “ Die buchstaben- 
glaubigen Theologen bedachten auch nicht, dass der Apostel Paulus 
jenen Satz, ganz im Gegensatze zu den theokratisch gesinnten Juden- 
christen, welche den heidnischen Kaiser verachteten, mit Absicht auf 
den rômischen Kaiser Nero bezog, der seine Gewalt nach dcm rômischen 
Staatsreclit von dem rômischen Volke empfangen hatte. Sie übersahen, 
dass der Apostel Petrus ganz dasselbe wollte, wenn er den Christen 
„Gehorsam gegen die menschlicheOrdnung^ empfahl. Sie berühmten 
sich, vorzugsweise die Vertreter des gôttlichen Redites der weltlichen 
Fürsten zu sein, 

d) Entschiedener noch versuchten es Kônig Ludwig XIV. von Frank- 
reich und Jakob IL von England, aus dem Gottesgnadentum der Kônige 
ein neues Staatsdogma zu machen und dadurch der angestrebten abso- 
luten Gewalt der Kônige eine hôhere Sanktion zu verleihen. Das Kônigs- 
recht sollte nun, im Gegensatz zu allen anderen menschlichen Rechten 
des Eigentums, der Famille, der Parlamente, ein specifisch gôttliches d. h. 
absolûtes sein. Es sollte über die Sphare der menschliclien Rephtsordnung 
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erhoben werden. Indessen widersetzteii sich die franzosischen Stande der 
gesetzîichen Sanktion der beliaupteten Gottlichkeit der Koiiige und heftiger 
noch widerspraclï das englisclie Parlament. In England wurde das Iheo- 
kratisierende Princip durch die Révolution von 1688, in Frankreicli durch 
die Révolution von 1789 definitiv verworfen. 

e) Am entschiedensten spraehen sich dagegen die Manner der dent- 
sclien Wissenschaft P u f f e n d o r f und T h o m a s i u s ans, vor allen aber 
Friedrich der Grosse, der dariii das Griindgebrechen der europaischen 
Staatszustande erkannte. 

f) Stahl hat seither versncht, dem lalschen Gedanken eine neue 
P'assung zu geben und denselben in Gestalt eines objektiven gottlichen 
Rechtes der Obrigkeit, ira Gegensatze zu der persbnlichen V ergbttlichung 
der absoluten Konige in die Staalslehre neuerdings einzuschmnggeln. 
Vergeblich. Die moderne Welt lilsst sich mit dieser Ausgebnrt einer 
krankhafieii Einbildung îiichts inehr vor/anbern. 


Achtes Kapitel. 

III. Die Théorie der Gewalt. 

„Der Staat ist das Werk gewaltsamer Unterwerfiing. 
Er beruht auf dem Rechte des Stârkeren." So versichern 
uns einzelne Philosophcn, ofter aber noch einzelne gewalt- 
same Machthaber. ' 

Diese Lehre ist dem Despotismus günstig, denn sie recht- 
fertigt jede Gewaltthat; in zweiter Linie aber dient sie auch 
der Révolution, sobald sich diese stark genug fühlt, offene 
Gewalt zu üben. Gewôlmlich wird sie ebenda als Waife 
herbeigeholt , wo die Schranken des wahren Rechtes über- 
schritten werden und die robe Uebermacht waltet. Sie ist 
ein Sophisma, nur für Màchtige verlockend, den Schwachen 
leichter vernichtend als tâuschend, cher zur Selbsttauschung 
als zur Tâuschung anderer geschickt. 

1 Plutarch (Leben des Gamillus, 17) legt diese Théorie dem Gallier 
Konig Brennns in den Mund: „Das alteste aller Gesetze, welches von 
Gott an bis auf die Tiere hinabreicht. gibt dem Starkeren die Herrschaft 
über die Giiter des Sehwachoren.“ 
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Man hat gesagt, die Geschichte erweise die Wahrheit. 
jenes Satzes, und allerdings zeigt in der Geschichte die Ge- 
walt sich ôfter wirksam bei der Begründung von Staaten als 
der Vertrag; aber nur àusserst selten hat die rohe Gewalt 
für sich allein, nach eigener Willkür, Staaten geschaffen, nie- 
mals dauernde und grosse Staaten. In der Regel, wenn auch 
gewaltsame Ereignisse, voraus der Krieg, ihren Anteil hatten 
an der Grtindung neuer Staaten, war die Gewalt doch nur die 
Dienerin wirklicher Rechtsansprüche. Sie war nicht 
die Quelle des Rechtes, sondern durchbrach nur den Wider- 
stand, der den Abfluss der Quelle hinderte. Sie schuf nicht 
das Recht, sondern unterstützte es und erzwang ihra die An- 
erkennung. Wo die Gewalt in der Geschichte für sich selbst 
in ihrer barbarischen Roheit auftritt, da ist sie regelmassig 
nicht vos schopferischer Wirkung, sondern ein Instrument 
der Zerstôrung und des Todes. 

Diese Lehre ist im schneidendsten Widerspruche mit dein 
Begriffe der personlichen Freiheit. Sie kennt nur Herren 
und Knechte; unter Freien (liberi) versteht sie hochstens 
Freigelassene (libertini). Sie widerspricht ebenso schroff der 
Idee des Rechtes, denn dieses ist offenbar von geistig- 
sittlichem Gehalt, wàhrend sie die brutale Uebermacht der 
physischen Gewalt auf den Thron erhebt. Berufen, dcm 
Rechte zu dienen, ist die Gewalt, welche selber Recht sein 
will, Emporung wider das Recht. 

Indessen ist auch in den Irrtümern dieser Lehre ein 
Rest von Wahrheit verborgen. Sie hebt ein für den Staat 
unentbehrliches Moment, das der Macht, hervor, und hat 


S chm itt h cnn er (Staatswissenschaft I, S. 13) citiert eine scbone 
îiierlier gehorige Aeusserung von J. J. Rousseau (Coutr. Soc, I,, 3): 
„Der Starkste ist niemals stark genug, um seine Herrschaft zu behaupten, 
wenn er nicht seine Uebermacht in Recht und den Gehorsam der Unter- 
worfenen in Pflicht umziiwandeln versteht“ (s’il ne transforme sa 
force en droit et l’obéissance en devoir). 
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insofern namentlich der entgegengesetzten Théorie gegenüber, 
welche den Staat auf die Willkûr der Individuen basiert und 
in ihren Konsequenzen zu einer ohnmàchtigen Staatsgewalt 
führt, eine gewisse Berechtigung. Sie legt den Nachdruck 
auf die Realitât der Erscheinung und die vorhandenen Macht- 
verhâltnisse und warnt so vor den eiteln Versuchen, die Trâume 
blosser Spekulation und die Wünsche abstrakter Doktrinen 
da zu verwirklichen , wo die natürlichen Verhâltnisse und 
Kràfte widerstreiten. 

Ohne Macht kann weder ein Staat entstehen noch sich 
behaupten. Der Staat bedarf der Macht nach innen sowohl 
als nach aussen; wo die Machtverhâltnisse fest und dauernd 
geworden sind, da sucht und erlangt gewohnlich auch die 
Macht die Verbindung mit dem Recht, d. h. die Anerkennung, 
Reinigung und Heiligung durch das Recht. Denn ohne das 
Recht ist die Macht des Stârkeren von tierischer Natur, sie 
ist der Wolf, der das Lamm zerreisst. Mit dem Rechte ver- 
einigt aber ist sie der sittlichen Natur des Menschen würdig 
geworden. 


Neuntes Kapitel. 

IV. Die Vertragstheorie. 

Yorzüglich seit Rousseau hat die Lehre, dass „der 
Staat ein freies Werk des Vertrages, der Uebereinkunft 
seiner Bürger“ sei, eine grosse Verbreitung und Popularitât 
genossen. Sie schmeichelte der Selbstgefâlligkeit der Indi- 
viduen, von denen sich jeder einzelne nach ihr als Staaten- 
gründer denken konnte, und schien ihre Lüsternheit zu be- 
fi’iedigen, indem sie jeden beliebigen Inhalt aufzunehmen 
verhiess. Diese Théorie hat vorzüglich in den Zeiten der 
franzôsischen Révolution eine furchtbare Autoritât erlangt. 
Mit ihrer Hilfe vornehmlich wurde die alte Staatsform nieder- 
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gerissen und wurden mannigfaltige , aber verunglückte Ver- 
suche unternommen, über dem Schutthaufen ein neues, allen 
zusagendes Staatsgebâude aufzurichten. Aber wenn sie auch 
vorzugsweise als die Lieblingstheorie der Révolution Geltung 
gefunden bat, so bat sie doch ôfter schon auch dazu dienen 
inüssen, die Rechtmassigkeit absoluter Herischaft verteidigen 
zu helfen. Es verhâlt sich mit ihr umgekehit wie mit der 
Lehre von der Gewalt. 

Wie diese vorzugsweise dcii Despotismus roher Ueber- 
macht begünstigt, ausnahmsweise aber auch die gewaltsamen 
Vorgànge der Empôrung deckt, so ist die Vertragstheorie 
voraus der Anarchie günstig, schützt aber ausnahmsweise 
auch die Unterdrückung verhasster Minderheiten durch will- 
kürliche Mehrheiten oder die Tyrannei des Siegers über die 
Besiegten, welche sich ihm ergeben haben. 

Diese Théorie erhebt den Anspruch auf allgemcine Gültig- 
keit. Nach derselben beruht die Entstehung aller Staaten und 
in gewissem Betracht auch die Fortdauer aller Staaten auf 
Vertrag, Die Geschichte aber, welche uns so reiche Auf- 
schlüsse über die Staatenbildung erôlfnet, weiss auch nicht 
ein einziges Beispiel, in welchem wirklich durch Verabredung 
und Vertrag der Individuen ein Staat „kontrahiert“ worden 
wàre. Wohl kennt sie einzelne Fâlle von Vertràgen zweier 
oder mehrerer Staaten, durch welche ein neuer Staat 
gegründet wurde, auch einige Fâlle, in denen Fürsten und 
Hâuptlinge sich mit einzelnen Klassen oder Stànden des Volks 
vertragsmâssig zu neuen Staatsformen vereinbarten , aber sie 
kennt keinen Fall, in welchem ein Staat wie eine Handels- 
gesellschaft oder eine „Brandkasse“ durch seine „gleichen“ 
Bürger errichtet worden wàre. Ebensowenig unterstützt die 
Geschichte die Meinung, dass auch die Fortsetzung der Staaten 
aus einer steten Vertragserneuerung der Individuen abzuleiten 
sei. Vielmehr zeigt sie uns., dass das Individuum schon als 
Glied des Staates geboren und erzogen wird und mit seiner 

Bluntschli, allgemeine Staalslehre. 22 
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Erzeuguîig, Geburt und Erziehung auch das bestimmte Ge- 
prâge des Volks und des Vaterlandes empfangt, dem es zu- 
gehort, bevor es imstande ist, einen eigenen selbstândigen 
Willen zu haben und zu àussern. 

Das Zeugnis der Geschichte steht somit jener Théorie 
schroff entgegen, es verwirft dieselbe unzweideutig. Selbst in 
den Zeiten, als die Lehre voni Gesellschaftsvertrag die zahl- 
reichsten Anhâiiger batte und am wirksainsten war, konnte 
sie doch niemals die eiitgegenstehende Realitat der Natur 
überwàltigen. Das Volk wurde zwar in lauter „freie und 
gleiche Bürger“ aufgelôst, aber die Minderheiten auch in den 
Urversamnilungen „Yertrugen“ sich nicht mit den Mehrheiten, 
welche ihren Willen als den übergeordneten und allein gel- 
tenden durchsetzten. Die „konstituierende“ Versaminlung 
wurde zwar als ein Auszug und als eine Stellvertretung der 
samtlichen Bürger angesehen und ihr die Aufgabe gestellt, 
sich über eine Verfassung zu vereinbaren; aber auch in ihr 
überwog die einheitliche Form des Beschlusses durchweg 
über die vielheitliche des Vertrages. Man „fingierte“ einen 
Vertrag, wo kein wirklicher zu erkenneii war, und tauschte 
sich und andere mit der fingierteii Freiwilligkeit der Einzelnen, 
da wo die Mehrheit als Organ der Gesamtheit eine hàufig 
unertragliche Herrschaft^ übte. 

Wie die Uiiwahrheit der Théorie durch die Geschichte 
nachgewiesen ist, so hait dieselbe auch der Kritik der Ver- 
nunft nicht Stand. Sie geht aus von der Freiheit und von 
der Gleichheit der Individuen, die den Vertrag abschliessen. 
Aber politische Freiheit, die hier vorausgesetzt wird, ist 
nur im Staate, nicht ausserhalb desselben denkbar. Der 
Mensch hat wohl die Anlage zu dieser Freiheit schon in sich, 
wie den Trieb und d^s Bedürfnis des Staates; die Wirklich- 

1 Rousseau (I, 7) schon fingiert eine ursp rüngl iche Ein- 
stimmigkeit, durch welche das Gesetz der spateren Mehrheit an- 
geordnet worden, aber die Fiktion deckt den Widerspruch nicht. 
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keit dieser Freiheit dagegen kann erst in der orgaiiischen Ge- 
meinschaft des Staates zu Tage treteii. Wâren die Individuen 
ferner nur gleich, so konnte nie ein Staat entstehen,''^ denn 
dieser setzt die (politische) Ungleichheit — ohne welche 
es weder Regierende noch Regierte geben kann — als not- 
wendige Grundlage voraus. 

Noch inehr. Der Grundirrtum jener Anschauung ist der, 
dass sie sich die IndWiduen als Kontrahenten vorstellt. Wenn 
die Individuen Vertrâge scliliessen, so entsteht Privatrecht, 
nie aber Staatsrecht. Das was dem Individimm als solchem 
zugehôrt, ist sein individuelles Vermogen, sein Privatgut. 
Darüber kann er verfügen, der eine wie der andere darüber 
auch Vertrâge schliessen. Einen politischen Inlialt aber 
konnen die Vertrâge nur haben, wenn schon eine Gemein- 
schaft rfla ist, welche über den Individuen steht, denn 
dieser Inhalt ist nich Privatgut der Individuen, sondera offent- 
liches Gut der Gemeinschaft. 

Durch Vertrag von Individuen kann somit weder ein Volk 
noch ein Staat entstehen. Wie viele Einzelwillen auch an- 
gehauft werden, so entsteht kein Gesamtwille daraus; wenn 
noch so viel Privatrecht abgetreten wird, es entsteht kein 
Staatsrecht daraus. 

Ftir die Politik ist tibrigens jene Lehre im hochsten 
Grade gefahrlich. Indem sie den Staat und dessen Rechts- 
ordnung zu dem Produkte individuelle!’ Willkür stempelt und 
je nach dem Willen der gerade lebenden Individuen fûr ver- 
ànderlich erklârt, hebt sie den Begriff des Staatsrechtes auf, 
reizt die Bürger zu staatswidriger Willkür und gibt den Staat 
der âussersten Unsicherheit und Verwirrung preis. Viel eher 
ist sie daher eine Théorie der Anarchie als eine Staats- 
lehre zu nennen. 

2 Aristoteles, Polit. II, 1, 4: „ov yào yivètat tiÙXiç, ouolov; irêoop 
y oç dviLLiictyioL tP*iïitleBg'6n0SS6nscha-ft) y.at rro/iç 
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Auch sie enthâlt indessen ein Stück Wahrheit verhüllt, 
vie denn überhaupt der Irrtum der tâuscheiidste und gefàhr- 
lichste ist, in welchem eine allgemein fassliche Wahrheit durch- 
schimmert. Im Gegensatze nâmlich zu der Théorie, welche 
in dem Staate ein blosses Naturprodukt sieht, hebt sie die 
Wahrheit hervor, dass der menschliche Wille auch be- 
stimmend auf die Gestaltung des Staates einwirken kann und 
darf, und im Widerspruch zu einer gedankenlosen Empirie 
vindiciert sie der menschlichen Freiheit mit dem Bewusst- 
sein von der Vernünftigkeit des Staates ihr Redit. 

Anm erkiingen. 1. Der beriilimie Satz des Aristoteles (Polit. 
I, 1, 11), dass der Staai frilhei sei als die einzelneri llürger, wie das 
Ganze frülier als der l’eil, widerlegt in der Tliat den Gedankeii, dass 
von den Individuen der Staat erfiinden und gemacht werdeii konne, hin- 
reiehend. Das politische Iridividuum, der Biirger, ist nur ein Glied in 
dem Staatskôrper, das fur sicii allein und losgerissen von dem î^usammen- 
haiig mit dem Staate als solches keine Existenz hat. 

2. Der Irrium, den Staat au!' den individuellen VVillen zu begrun- 
den, steht in Verbindung mit dem noch mehr verbreiteten, und auch 
von Mannern, welche diese Vertragstheorie verachten, oft geteilten Irr- 
tum, dass das Redit überhaupt das Erzeugnis des t’reien Wil- 
leiis sei. Allerdings ist dem freien Wiilen des Mcnschen die Macht 
gegeben, in manchen Beziehungen Redit zu gestalten, abzuandern, um- 
zuwandeln^ aber der grossie Teil des Redites war von jeher durch die 
Existenz der Weltordnung und die Natur der Mensclien und Verhalt- 
nisse gegeben und von dem Wiilen der Mensclien durchaus unab- 
liàngig. Das meiste Redit wird nicht erdacht, sondern g ef un den und 
erkannt, „geschop ft^‘, nicht geschaffen; und mehr noch als das 
,,Wir wollen“ der menschlichen Subjekte ist das „Ihr sollt“ von 
entscheidendem Eintluss geworden auf die Rechtsbildung. Auch Hegel, 
indem er das Redit zwar nicht aus dem „partikularen Einzel wiilen^, 
sondern ans dem „wahren“, dem „an und für sich seienden“ Wiilen 
hervorgehen lâsst, hat die Natur des Rechtes nicht wahrhaft begriffen, 
obwohl er die Unrichtigkeit der Vertragstheorie vollkommen eingesehen 
hat. Vgl. Rechtsphilosophie, §. 258. 

3. Ein Schweizer, der Genfer Biirger J. J. Rousseau, batte der 
Vertragstheorie mit den glanzenden Waffen seiner beredten Dialektik 
vorzüglich den Sieg in der ôflfentlichen Meinung verschafft. Ein anderer 
Schweizer, der Bernerische Patrizier Ludwig von Haller, griff die 
ganze naturreditliche Lehre seiner Zeit mit grosser Energie an und 
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iiberwand die Vertragstheorie durch seine grnndliche Bekàmpfung voll- 
stândig. Weniger glücklich war er in der positiven Begründung der 
Staatswissenschaft, die er „Restaiiration“ nannte. Es geschieht ihm frei- 
lich Unrecbt, weiin man seine Lehre mit der Théorie der Gewaltherr- 
schaft identificiert und ihn fiir eiiien Verteidiger von jeglichem Despotis- 
mns erklârt. Aher er ist der Lehrer der Beaktion, wie Rousseau der 
Lehrer der Révolution. 

Haller griindet den Staat auf das „Naturgesetz, dass der 
Miichtigere herrsclie“^ und erkennt in der UebeiTegenheit des 
einen und in dein Bediirfnis des anderen den Grand aller Ilerrschaft 
und aller Abhangigkeit. Er nennt dasselbe eine ewige, unabauderliche 
Ordnung Gottes. Schon diese Hinweisung zeigt, dass ibm Macht niebt 
gleiebbedeutend mit Gewalt ist und er riibrt den Gegensatz naber aus. — 
„Jene wird bescbriinkt durch diePflicbt. Durch das moralisclie Pllicbt- 
gesetz, vrelcbes Gott in die Herzen der Menseben gesclirieben^ welcbes 
sich in dem Gewissen der Kinder schon kund gibt und in allen Zeiten 
unter allen Volkern ofTenbar wurde: „Meide Boses und tbue Gutes,“ 
und: „Beleidige niemand und lass jedem das Seine durch das Gesetz 
der „Gerechtigkeit“ und das Gesetz der „Liebe“ wird dalvir gesorgt.^ 
dass die Macht (potentia) nicht in schadlicbe Gewalt (vis) ausarte. 
Diese beideii Gesetze sind von Gott dem Menseben eingepllanzt, sie sind 
diesem angeboren. Sie sind allgemein und notwendig, ewig und unab> 
ànderlich. Sie sind jedem verstândlicb. und die obersten und boebsten, 
denen aile anderen menschlichen Gesetze sich unterordnen miissen, von 
denen niemand zu dispensieren belugt ist. Sie sind aucb die mildesten 
und freundlichsten^ ihr Joeb ist sanl't und ibre Last ist leiebt. Nicht 
der allgemeine Volkswille, nicht das allgemeine Wohl, aucb nicht die 
Furcht vor menschlicber Gewalt., sondern einzig der gottliche Wille ist 
der Grand dièses PÜichtgesetzes. Es gilt daher auch fiir die Miichtigen^ 
Jede üebertretung desselben ist eiii unerlaubter Missbraucb der Gewalt 
von dem gemeinsten Hausvater bis zu dem grosslen Polentaten binauf, 
eine Ungerechtigkeit oder eine Lieblosigkeit. Die Gerechtigkeit darf 
man Ibrdern von dem Starken wie von dem Schwaeben, sobald man sie 
selbst beobachtet, Liebe und Wolilwollen von dem besseren Teil des 
menschlichen Herzens erwarten. Gegen den mbglicben Missbraucb der 
hoebsten Gewalt gibt es keine Hilfe durch menschlicbe Einrichtungen. 
Es gibt über die hochste Gewalt keinen menschlichen Richter. „E8 gibt 
nirgends Hilfe als bei Golt.“ „Der Glaube an Gott/‘ wie Plutarch 
sagt, „ist das Band und der Kitt aller menschlichen Gesellschaft und 
die Stütze der Gerechtigkeit. “ Die Religion allein vermag die Macht in 
ihren Schranken zii halten und die Schwaehen zu starken. 

Wir haben die Grundzüge der Hallersclien Doktrin mit ihren eigenen 
Worten wiedergegeben. Dabei fallt es freilich auf, dass er das Redit 
und den Staat nicht aus der Gerechtigkeit, sondern aus der Macht 
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ableitet und jene nur als die Scliranke dieser erfasst. Die Macht 
gibt nach ihin Redit und nur die Macht gibt Redit; je grosser die 
Macht, desto holier das Recht, wahrend in Wahrlieit die Macht für sich 
allein nur ein tliatsacliliches, nicht ein Rechtsverlialtnis bildet. Dieser 
Ziig gelit abor durch das ganze System durch. Die Elirfiircht vor der 
real en Macht, wie sie sich in den natürlichen Verhaltnissen ausserlich 
sichtbar darstellt, wie sie historisch geworden ist, verschliesst ihm ofter 
die Einsidit in den ideal-sittliclien Charakter des Rechtes und in das 
Werden desselben ; die Neigung, die liochste Macht und das hochste 
Recht der Obrigkeit vor jeder Beeintrâclitigung zu sicliern, wird in ihm 
zuweilen bis zum Hohn und liass gegen jeden Versuch gesteigert, die 
Redite der Untertlianen vor Misshrauch der obiûgkeitlichen Gewalt zu 
sicliern und die Ausübung dieser zu besdirankeii, als ob es ein Frevel 
ware, das gbttlidie Pllichtgesetz auch durch mensdilidie Einrichtungcn 
vor menschlidicn Verletzungen zu bewaliren. Er ist daher audi ein 
erklârter Gegner des ganzeii konstitutionellen Systems und bildet die 
mittelalterliclie Vorstellung, dass die staatliche Ilerrschart dem Eigentuni 
gleich sel, iu sdirotrer Weise aus. 


Zehntes Kapitel. 

V. Der organische Staatstriel) und das Staatsbewnsstsein. 

Es gciiügt nicht, die gewühnlichen spekulativen Theorien 
zu verwerfen. Das Bedürfnis, die eine Ursache der Staaten- 
bildung ira Gegensatz zu den inannigfaltigen Formen der 
Erscheinung zu erkennen, bleibt unbefriedigt. 

Indem wir auf die menschliche Natur zurückgehen, 
finden wir in ihr die gemeinsanie Ursache aller Staatenbildung. 
Die Menschennatur hat neben der individuellen Mannigfaltig- 
keit auch die Gemeinschaft und Einheit als Anlage in 
sich; und indem diese Anlage entwickelt wird und zunâchst 
die Nationen als Volker sich in ihrer inneren Gemeinschaft 
und Einheit erfahren und demgemâss ausserlich gestalten, 
bringt der innereStaatstrieb die âussere Organisation des 
Gesamtdaseins in Form mànnlicher Selbstbeherrschung, d. h. 
in Form des Staates hervor. 
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Dieser Staatstrieb wirkt anfânglich instinktiv und unbe- 
Avusst in den Menschen. Die Menge schaut halb mit Ver- 
trauen, halb mit Furcht zu einem Hàuptling auf, dessen über- 
legener Mut und Geist ihr imponiert, den sie als den 
hôchsten Führer und Ausdruck ihrer Gemeinschaft verehrt. 
Sie ordnet sich ihm unter und gehorcht seinem Befehle. 

Allmâhlich aber, bei steigender Kultur und nach sicheren 
Lebenserfahrungen erhellt sich der dunkle Trieb und es 
bildet sich das Staatsbewusstsein und der Staats- 
wille aus. Naturgemàss zuerst in den Führern und Hâuptern 
des Volkes. In ihnen wird der Staatstrieb zu aktivem 
Staatsbewusstsein erhoht und zu ordnendem und 
wirkendem Staatswillen gekraftigt. Die Masse der 
Regierten gelangt einstweilen nur zu einem passiven Staats- 
bewusstsein. 

Nach und nach breitet sich das Staatsbewusstsein aber 
auch in den hoheren, zuletzt in den unteren Stânden und 
Klassen der Bevolkerung aus und wird auch da wirksam und 
thâtig. 

Diese Annahme eines in der menschlichen Natur vorerst 
nnbewusst wirkenden Staatstriebes , spâter bewusst wirken- 
■den Staatsgeistes steht mit den geschichtlichen Entstehungs- 
formen der Staaten nicht im Widerspruch, sondern erklârt 
■dieselben. 

In den Mâchtigen steigert er sich leidenschaftlich bis 
zur Herrschsucht, in den Schwachen bis zur knechtischen 
Unterwürfigkeit. In den Freien aber ist er durch den Ver- 
stand erleuchtet und durch das sittliche Selbstgefühl, welches 
mit dem ebenfalls sittlichen Gesamtgefühl in Harmonie ist, 
würdig erfüllt. Nur der freie Staat ist wahrer Staal, weil nur 
in ihm der Staatsgeist allgemein und in allen Klassen des 
Volkes wirksam ist. 

Was Wahres in den falschen spekulativen Theorien ent- 
halten war, finden wir in dieser Auffassung, welche die Alten 
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schon ausgesprochen hatten,i wieder, ohne die entstellendei» 
Irrtütner jener Theorien. Mittelbar erscheint dann der 
Staat auch als etwas Gôttliches, indem Gott den Staatstrieb 
in die menscliliche Natur gelegt und insofern die Verwirk- 
lichung des Staates gewollt bat. Das gesunde religiose Gefûbl 
wird daher nicht verletzt, wenngleich der Staat in erster Linie 
als eine Aufgabe und ein Werk der Menschen erklârt wird. 
Auch was von realerMachtfülle zur Staatenbildung unent- 
behrlich ist, wird in seiner Bedeutung anerkannt, denn die 
wesentliche Macht ist die in der gemeinsamen, der Staaten- 
bildung zugewendeten Menschennatur ruhende Volkskraft. End- 
lich wird auch dem geistig-sittlichen Momente des Willens- 
sein Recht zugestanden. Nur haben wir hier nicht zersplitterte 
und zerfahrene Einzelwillen, sondern den von Natur gemein- 
samen und einheitlichen Volks- oder Staatswilleiii 

Der Anlage nach ist der Gesamtwille in den Nationen 
ebenso rassenmassig vorhanden wie der gemeinsame Einigungs- 
und Organisationstrieb , den wir Staatstrieb heissen. Dieser 
Gesamtwille in der OlFenbarung wird zum Staatswillen , wâh- 
rend der rein individuelle Wille selbst dann individuell bleibt^ 
wenn zwei Individuen miteinander einen Vertrag abschliessen. 
Der richtige Ausdruck des Gesamtwillens ist nicht der Ver- 
trag, sondern wenn es sich um dauernde Ordnungen handelt, 
das einheitliche Gesetz, wie der Befehl, wenn es sich um 
polizeiliche Funktionen, das ürteil, wenn es sich um Ver- 
waltung der Gerechtigkeit handelt. Der Staat hat die Organe 
in sich, welche dem Gesamtwillen dienen, sich zu sammeln, 
seiner bewusst zu werden, sich zu âussern. 

Der Staat ist daher nicht eine Ordnung nur zur Zâhmung 
der schlechten Leidenschaften, nicht ein notwendiges Uebel, 
sondern ein notwendiges Gut. Die Volker als Gesamtwesen 

1 Siehe oben S. 340. Vgl. auch Cicero, De Republ. 1, 25: „Eju8 
(populi) prima causa coëundi est non tam imbecillitas, quam naturalia 
quaedam hominum quasi congregatio." 
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und die Menschheit als Gesamtwesen konnen nicht anders zu 
Darstellung ihrer inneren Gemeinschaft und Einheit, nicht 
anders zu ihrer Selbstbestimmung als grosse Ganze gelangen, 
als indem sie ihre Staatsanlage zum Staate verwirklichen. 
Der Staat ist die Erfüllung der Gesamtordnung und die 
Organisation zur Vervollkommnung des Gesamtlebens in allen 
ofifentlichen Dingen. 

So verstanden ist der Staat zwar wohl zunSchst eine 
irdisch-menschliche Gestaltung. Aber nichts hindert uns, 
dem religiôsen Idéal einer unsichtbaren Kirche, welche die 
Gemeinschaft der religibs verbundenen Geister bedeutet, auch 
das politische Idéal eines unsichtbaren Staates, welcher 
die Gemeinschaft der politisch geeinigten Geisterwelt bedeutet, 
an die Seite zu stellen. Wie die Theologen von einer voll- 
kommneren Kirche im Himmel sprechen, so konnen auch die 
Mânner des Staates den irdischen Staat nur als eine Vorstufe 
des himmlischen Staates betrachten. 

Der wirkliche Staat aber wie die wirkliche Kirche sind nur 
die, die wir hier erkennen, in denen wir leben und arbeiten. 
Nur mit diesem wirklichen Staate hat es die Wissenschaft im 
Staate zu thun und dieser Staat wird vollstandig aus der 
menschlichen Natur erklàrt und begriifen. 



Fünftes Buch. 

Der Staatszweck. 


Erstes Kapitel. 

Ist der Staat Zweck oder Mittel? Inwiefern Zweck und 

Mittel? 

1. Die Frage wird oft so gestellt: Ist der Staat Zweck 
oder Mittel? d. h. hat der Staat einen ihm eigenen Zweck in 
sich, einen Selbstzweck, oder hat er lediglich den einzelnen 
Menschen als Mittel für ihre Lebenszwecke zu dienen? 

Die antike Staatslehre, vorzüglich der Hellenen, betrach- 
tete den Staat als das hôchste Ziel des Menschenlebens über- 
haupt, als die vollkommene Menschheit und war des- 
halb geneigt, nur den Selbstzweck des Staates zu sehen. 
Verglichen mit dem Staate erschienen ihr dann die Einzel- 
menschen nur als Telle des Staates, aber nicht als selbst- 
berechtigte Wesen. Nicht der Staat diente den Individuen, 
sondern umgekehrt die Individuen dienten dem Staate, als die 
Telle dem Ganzen, als die Glieder dem Kôrper. Unbedenk- 
lich wurde daher die Privatwohlfahrt der Staatswohlfahrt ge- 
opfert. Sie hatte nur insofern eine Berechtigung und einen 
Wert, als sie zugleich der Staatswohlfahrt nützlich war. 
Ebenso wurde die Privatfreiheit nur als ein Teil der Volks- 
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freiheit verstanden. Auch sie fand weder Schutz noch Fôr- 
derung, wenn die private Solbstândigkeit der Individuen ihre 
^igenen Wege gehen wollte, im Gegensatze zu der allgemeinen 
Richtung der Volkswohlfahrt und des Staates. 

Ganz im Gegensatze zu dieser antiken Grundansicht ist 
voraus von englischen und nordamerikanischen Scliriftstellern 
die Meinung vielfâltig verfochten worden, dass der Staat 
keinen Selbstzweck in sich, sondern ausschliesslich ein Mittel 
sei für die Wohlfahrt der Einzelmenschen. Macaulay 
(Kleine Schriften und wiederholt in seinen Werken) bezeichnet 
es als einen Hauptmangel in der Politik der Alten und 
Machiavellis, dass sie nicht, wie die Neueren, den grossen 
Grundsatz erkannt haben: „Gesellscliaften und Gesetze be- 
stehen lediglich zu dem Zweck, die Summe des Privât- 
glücka zu vermehren.^^ Der Staat wird von dieser modernen 
Schule dann nur als eine blosse Einrichtung, gleichsam eine 
Maschine, betrachtet, wplche als Mittel diene, um den ein- 
zelnen mehr Sicherlieit zu gewâhren für ihr Dasein, ihr Ver- 
môgen, ihre persônliche Freiheit und hochstens noch als eine 
künstliche Anstalt gerühmt, welche gemacht sei, das Glück 
und die Wohlfahrt aller einzelnen, oder doch der grossen 
Mehrzahl zu erhôhen und zu fôrdern. 

Seit Bacon ist diese Meinung oft von Politikern und 
selbst von Mânnern der Wissenschaft mit Eifer verteidigt 
worden. Wer im Staate nur eine Gesellschaft von Individuen 
sieht, kann dieselbe nicht abweisen. Macaulay glaubt sogar, 
dass die Vervollkommnung der otfentlichen Zustànde in der 
neueren Zeit vornehmlich der Wirksamkeit dieser Ansicht zu 
verdanken sei. Robert von Mohl findet es abgeschmackt, 
wo Menschen und eine blosse Einrichtung für dieselben in 
Frage seien, von einer gleichen Bedeutung beider zu reden. 

Ich denke: In beiden Behauptungen, jener antiken und 
dieser modernen ist ein Wahrheitskern zu finden; aber beide 
verfallen in einen Irrtum, indem sie nur eine Seite vor 
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Augen haben und die angrenzende Gegenseite übersehen oder 
verneinen. 

Schon die obige Fragenstellung : Zweck oder Mittel? 
verleitet zu solcher Einseitigkeit und daher zu dem Irrtum. 
Dasselbe Ding kann, nach der eiuen Beziehung betrachtet, 
ein Mittel sein für andere Lebenszwecke und es kann, von 
einem anderen Standpunkte aus in anderer Richtung ange- 
sehen, den Zweck seines Daseins in sich haben. Wie oft ist 
ein Gemâlde oder eine Statue ein Mittel, um dem arbeitenden 
Künstler den erforderlichen Lebensunterhalt oder dem Kunst- 
handler einen Gewinn zu verschaffenî Deniioch ist das echte 
Kunstwerk für den Künstler das Ziel seines hochsten Strebens. 
In dem Kunstwerk erkennt der Künstler den Ausdruck seiner 
lebendigsten Empfindungen, die leibhafte Darstellung seiner 
Ideale. Es trâgt so einen Zweck in sich. Die Ehe dient 
unzweifelhaft den beiden Ehegatten als ein Mittel, ihre in- 
dividuellen Lebensbedtirfnisse zu befriedigen und beiden ein 
glticklicheres Dasein moglich zu machen. Die Ehe ist aber 
ausserdem auch eine Einigung der in Geschlechter gespaltenen 
Menschennatur; indem sie die Ehegatten zu einer hoheren 
Lebenseinheit verbindet, begründet sie die Famille und in- 
sofern ein hoheres Gesamtdasein, welches dem Einzelleben 
der Ehegatten und der Familienglieder tibergeordnet ist. 
Jeder Ehegatte und jedes Familienglied opfert dann willig 
einen Teil seiner Selbstsucht und seiner Eigenwilligkeit dem 
hoheren Zwecke, welcher der Ehe und der Famille inwohnt. 

Ganz ebenso ist auch der Staat, je nachdem man ihn 
von der einen oder von der anderen Seite aus betrachtet, ein 
Mittel, um den Individuen zu dienen, die in ihm leben,^ 
und hat hinwieder den Selbstzweck in sich, um deswillen 
auch die Individuen ihm untergeordnet sind und ihm dienen. 

Die antike Einseitigkeit, welche über dem ganzen Volke 
den einzelnen Menschen übersah, gefàhrdete die Privatfrei* 
heit und die Privatwohlfahrt ernstlich und verleitete in 
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ihren Konsequenzen zu der Vorstellung der Staatsallmacht, 
die dann leicht zur Staatstyrannei ausartet. 

Die moderne Einseitigkeit, welche vor den Bâumen den 
Wald nicht sieht, veikannte umgekehrt die Maj estât des 
Staat es und lôste in ihren Konsequenzen den einen Staat 
in ein wirres Gewusel von Einzelmenschen auf und be- 
günstigte dalier die Anarchie. 

Allerdings haben die Alten die wichtige Aufgabe des 
Staats, die Privatfreiheit zu schützen und die Privatwohlfahrt 
der Menge durch seine Anstalten zu fordern, nicht genug 
beachtet. Es ist wirklich ein Vorzug der modernen Staats- 
praxis, dass diese Sorge des Staates besser erkannt und viel- 
seitiger geübt wird, als im Altertum. Mit Recht erscheint 
den heutigen Menschen eine Politik verâchtlich und hassens- 
wert, velche die Wohlfahrt der Privaten als einen Spielball 
behandelt, der je nach der Laune der staatlichen Gewalt- 
haber hin- und hergeschleudert oder gelegentlich fallen und 
liegen gelassen wird. Wir wissen, dass das Gesetz und das 
Amt nicht bloss Herrschaft über die Individuen üben, son- 
dern in sehr wesentlichen Beziehungen ein Dienst für die 
Privaten sind. Eine grosse Anzahl wohlthâtiger und ge- 
meinnützlicher Anstalten und Einrichtungen der modernen 
Staaten sind dieser Einsicht zu verdanken. Die moderne 
Ausbildung der Privatfreiheit und vor allen Dingen der in- 
dividuellen Geistesfreiheit ist nur von dieser Grundansicht 
aus zu erklâren, welche hauptsâchlich durch das Christentum 
für das religiose Leben und durch den germanischen Rechts- 
sinn für das ganze personliche Rechtsleben begründet und 
verbreitet >ÿorden ist. 

Aber trotz alledem ist es ein logischer und politischer 
Fehler, zu meinen, der Staat sei nur um der Privatper- 
sonen willen da, die Staatsverwaltung habe nur für die 
allgemeine Privatwohlfahrt zu sorgen. Der ganze Staat 
würde so in seinem Wesen zerstôrt und das Staatsrecht hâtte 
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nur einen Sinn als eine Vorbedingung des Privatrechtes. 
Wenn unter allen mânnlichen Vôlkern Hunderttausende von 
Menscheii in irgend einer Gefahr und Not des Staates willig 
schwere Lasten auf sich nehmen und sogar die Kiihe ihrer 
Familien und ihr Leben für den Staat in Gefahr bringen, 
so ist diese Opferwilligkeit doch nur aus der Annahme zu 
erklaren, dass diese Manner die Sicherheit, die Wolilfahrt 
ihres Volkes und Staates hôher schâtzen als die eigene. Die 
Grossthaten der Helden aller Zeiten waren eitle Thorheit 
und Schwarmerei , wenn der Staat nur ein Mittel ware, um 
den Einzelmenschen zu dienen , wenn nicht das Gesamtleben 
des Volkes einen hôlieren Wert hàtte als das Leben vicier 
Einzelmenschen. In den grossen Gefahren und Krisen des 
Vôlkerlebens wird es den Menschen klar, dass der Staat etwas 
Besseres und Hôheres sei als eine wechselseitige Versicherungs- 
gesellschaft. Die entzündete Liebe zum Vaterland schmilzt 
daim die sprode Selbstsucht der e:inzelnen und das wach- 
gewordene Gefühl der Pflicht gegen den Staat durchdringt 
dann und erhebt auch die Massen. 

Wie das Volk etwas anderes ist als die Suinme der zum 
Staat gehôrigen Privatpersonen, so ist auch die Volkswohl- 
fahrt nicht gleichbedeutend mit der Summe der jeweiligen 
Privatwohlfahrt. Wohl besteht zwischen der Wohlfahrt 
des Staates und der Wohlfahrt derPrivaten eine nahe 
Verwandtschaft und eine enge Wechselbeziehung. Sie steigen 
und fallen beide meistens gleichzeitig. Wenn die Privatwohl- 
fahrt der Menge krankt und schwach ist, dann leidet gewohn- 
lich auch die Staatswohlfahrt an schweren Uebeln. Aber nicht 
immer gehen die Linien und Richtungen beider Arten der 
Wohlfahrt parallel. Zuweilen durchkreuzen sie sich oder ent- 
fernen sie sich voneinander. Von Zeit zu Zeit ist der Staat 
genotigt, zu seiner Rettung oder ira Intéressé der künftigen 
Geschlechter harte Zumutuugen an die gegenwârtigen Privaten 
zu machen und ihnen schwere Lasten aufzubürderi. Es kommt 
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auch wohl vor, dass die Bedürfnisse der Privatwohlfahrt von 
dem Staate aussergewôhnliche Hilfe und Unterstützung for- 
dern, welche diesen mit grossen Schulden belasten. 

Es kommt also darauf an, nàher zu prüfen, unter welchen 
Voraussetzungen der Staat ein Mittel ist für die Privaten, und 
unter welchen Bedingungen und bis zu welchen Grenzen der 
Selbstzweck des Staates Unterordnung der Privaten zu fordern 
berechtigt ist. 


Zweites Kapitel. 

Falsclie Bestimmung des Staatszwecks. 

1. In der Praxis mehr noch als in der Théorie ist oft 
als der eigentliche Selbstzweck die Herrschaft der Obrig- 
keit, insbesondere der Fürsten über die Unterthanen ver- 
kündet worden. • 

Ware die Herrschaft der Zweck des Staates, so würde die 
Konsequenz dieses Gedankens zu einer môglichst absoluten 
und zu einer môglichst allgemeinen Herrschaft führen, als 
dem eigentlichen Staatsideal, d. h. die absolute Universal- 
nionarchie oder vielmehr die Universaldespotie wàre 
das letzte Ziel des staatlichen Strebens. Damit aber waren 
die Freiheit der Vôlker und die Entfaltung der in der Mensch- 
heit ruhenden Krâfte unvereinbar. 

Der ganze Gedanke hat seinen Grund nicht in der ge- 
meinsamen Menschennatur, nicht in der natürlichen Anlage 
und Begabung der Menschen zum Staat. Seine Wurzel findet 
er nur in der Herrschsucht und in der eiteln und anmassenden 
Selbstüberhebung der Führer. 

Schon Aristoteles (Politik III, 5) hat diese falsche 
Meinung durch den berühmten Satz verurteilt; „Eine Staats- 
verfassung, welche nur den Vorteil des Regenten bezweckt, 
ist eine ungesunde Ausartung.“ Diese Meinung vergisst, dass 
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im Staate ein Volk lebt. Sie übersieht, dass die Regierten 
ebenfalls Personen sind, wie die Regenten, dass die Unter- 
thanen wesentlich dieselben menschlichen Fàhigkeiten, Em- 
pfindungen, Kràfte haben, wie die Fürsten, und dass es daher 
ungereimt ist, nur diese als berechtigte Personen und jene 
als blossen Gegenstand ihrer Herrschaft, wie Sachen zu be- 
trachten. Aile Gründe, welche gegen die Sklaverei spreclien, 
sind auch gegen diese Despotie wirksam. 

Die Herrschaft im Staate ist freilich eine Eigenschaft der 
Staatsgewalt, nicht aber der Zweck des Staates, ein Mittel, den 
Staatszweck zu realisieren, nicht das Ziel des Staatslebens. 
Sie ist inehr noch eine Pflicht gegen das Volk, als ein 
Genuss des Herrschers. 

Um deswillen bedarf die Herrschaft auch der naheren 
Begrenzung und der verfassungsmàssigen Bestimmuug. Nicht 
die absolute, sondern die konstitutionelle, d. h. relative 
Staatsherrschaft entspricht dem Idéal eines moglichst vollkom- 
menen Staates. Wenn eine bestimmte Form der Herrschaft, 
die ursprünglich einen guten Sinn gehabt hatte, mit der Zeit 
nicht mehr passt zu den verànderten Zustanden eines Volks, 
wenn sie schadlich wird für die Vervollkommnung des Volks, 
dann kann es daher auch nicht mehr die Aufgabe einer ge- 
sunden Politik sein, die Herrschaft, wie sie von den Vor- 
fahren ererbt worden, unversehrt und ungeschmalert an die 
Nachkoinmen zu hinterlassen. Vielmehr ist dann die politische 
Aufgabe, die uubrauchbare Form der Herrschaft zu verbessern 
und die Harmonie mit den übrigen Lebensbedingungen des 
Volks herzustellen. 

2. Die theokratische Staatslehre gibt als Staatszweck die 
Verwirklichung des Gottesreichs auf der Erde an. 
Stahl (Rechtsphilosophie II, 2) sagt: „Es ruht der Beruf 
des Staates auf dem Dienste Gottes. Es ist Gottes Gebot für 
das Gemeinleben — Gerechtigkeit , Zucht und Sitte — das 
er handhaben, es ist Gottes Herrschaft, die er aufrichten 
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soll.“ Im Mittelalter war diese Vorstellung sowohl unter den 
Christen als unter den Mohammedanern allgemein geglaubt. 
Die moderne Welt bestreitet nicht die religiôse Bedeutung 
dieses Gedankens. Sie begreift es, dass dem frommen Ge- 
müte die ganze Welt verklàrt wird diirch das Licht des gôtt- 
lichen Wesens und Waltens. Aber sie verwirft entschieden 
die unrichtige und verderbliche Anwendung der Gottesherr- 
schaft auf die menschliche Staatsleitung. 

Die theokratisierende Gleichung: „Gott regiert über die 
Welt, wie der Fürst über das Volk^^ ist augenscheinlich falsch. 
Denn die Regierung Gottes über die Menschheit (die Welt) 
ist die Regierung des absoluten Wesens über relative Wesen, 
des Schôpfers über die Geschopfe, die wir weder in ihren 
ürsachen zu ergründen, noch in ihren Mitteln und in ihrem 
Ziele mit*Sicherheit zu bestimmen verinogen. Die Regierung 
des Fürsten aber über das Volk ist die Regierung eines Men- 
schen über andere Menschen, d. h. über gleichartige Wesen, 
deren Leben ebenso ein abgeleitetes und deren Eigenschaften 
ebenso beschrànkt sind, wie die des Fürsten auch, die mensch- 
lich zu beurteilen auch die Regierten wohl imstande sind. 

Die Gleichstellung des Fürsten mit Gott ist daher in 
jeder Hinsicht unwahr und, weil sie zur Ueberschatzung und 
zum Uebermute verleitet, verderblich. Der Staatszweck muss 
menschlich erkennbar, menschlich bestimmbar und wenigstens 
annâhernd menschlich erreichbar sein. 

3. Durchaus verwerflich ist es, den Staatszweck ausser- 
halb des Volkes und Landes zu setzen, welche den Staat 
bilden, so dass der ganze Staat nur ein Mittel würde für 
ausserstaatliche und fremde Zwecke. 

Wenn die klerikale Partei die Notwendigkeit eines pàpst- 
lichen Kirchenstaates gewohnlich damit zu begründen ver- 
sucht hat, dass die Unabhângigkeit und die Autoritât der 
rômisch-katholischen Kirche einen Papst erfordere, der zu- 
gleich in Rom souveraner Kônig sei, so hat sie durch diese 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 23 
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Beweisführung, ohne es zu wissen, die Unzulâssigkeit des 
romischen Kirchenstaates ins Licht gestellt. Denn es wird 
damit die Selbstandigkeit dieses Staates, d, h. der Begriff des 
Staates geleugnet, der nie der willenlose und rechtlose Diener 
einer ausser ihm vorhandenen Macht, und wâre diese die 
romisch-katholische Kirche, sein darf. Es wird dadurch auch 
dem romischen Volk, welches in diesem Staate lebt, die wider- 
sinnige Zumutung gemacht, dass es ein staatliches Heloten- 
tum auf sich nehme, im Interesse einer unstaatlichen Glau- 
bensgemeinschaft, eine Zumutung, welche im Widerspruch ist 
sowohl mit der politischen Eigenart des Volks, als mit der 
religiosen Natur der Kirche. 

Die Weltgeschichte hat über diese Ungeheuerlichkeit ge- 
richtet. Rom gehôrt politisch nicht der katholischen Christen- 
heit, die in viele Staaten zerteilt ist, sondern den Romern 
oder richtiger dem italienischen Volke, dessen Glieder die 
Romer sind. 

Aber es gibt heute noch àhnliche Verirrungen. Die Exi- 
stenz des Fürstentums Lichtenstein ist augenscheinlich 
nicht mit Rücksicht auf das Làndchen und die kleine Vôlkei’- 
schaft von Lichtenstein erhalten worden. Das Stàtchen hat 
in sich keine Bedeutung. Es dient bloss einem fremden 
Zwecke, nâmlich dazu, die Würde und den Rang der fürst- 
lichen Dynastie, die ausserhalb des Landes lebt, an dem 
ôsterreichischen Kaiserhofe als Unterlage emporzuheben. Es 
hat also den Zweck nicht in sich. 
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Drittes Kapitel. 

Ungenügende oder fibertrieüene Bestimmnngen des 
Staatszwecks. 

1. Seit Kant und Fi ch te wurde die Meinung in 
Deutschland eine Zeit lang herrschend, der wahre Staatszweck 
sei lediglich die Rechtssicherheit. Dabei dachte man 
vorzugsweise oder gar ausschliesslich an das Recht der Einzel- 
menschen, der Privaten. 

Kant batte ausdrücklich erklârt (Rechtslehre §. 47 — 49): 
„Nicht das Wohl der Staatsbürger und ihre Glückseligkeit, 
sondern der Zustand der üebereinstimmung der Verfassung 
mit Rechtsprincipien ist das Heil (Ziel) des Staates." Fichte 
(Naturrecbt in den Werken III, 152): „Die Sicherheit der 
Rechte aller ist der alleinige gemeinsame Wille,“ d. h. Staats- 
wille. Von dieser Kantschpn Ansicht ans bat Wilhelm von 
Humboldt die ^Grenzen der Wirksamkeit des Staates“ sehr 
enge bestimmt. Er erklârt: „Die Erhaltung der Sicherheit 
sowohl gegen auswàrtige Feinde, als gegen innerliche Zwistig- 
keiten“ ist der Zweck des Staates. Aber noch in unserem 
nationalen Zeitalter behauptete EÔtvôs (Moderne Ideen II, 
S. 91): „Der Zweck des Staates ist die Sicherheit der Ein- 
zelnen.“ 

Diese Meinung ist in der zweiten Hàlfte des vorigen 
Jahrhunderts aufgekommen. Man suchte damais nach einer 
grundsâtzlichen Beschrânkung jener wohlwollenden, aber über- 
aus lâstigen und die Freiheit des Privatlebens drückenden 
Vielregiererei des aufgeklàrten Absolutismus jener Zeit, welcher 
jede Einmischung in das Familienleben, die Berufsfreiheit, 
die Vermogensverwaltung der Privaten mit der Sorge für die 
allgemeine Wohlfahrt zu begründen und zu rechtfertigen 
pflegte. Man meinte in der Bestimmung des Staatszwecks als 
Rechtssicherheit das Mittel gefunden zu haben, um jener Viel- 
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regiererei erfolgreich entgegenzutreten und nannte den so be- 
grenzten Staat „Rechtsstaat“ im Gegensatz zu dem ver- 
hassten *Polizeistaat“. 

Indessen befriedigte diese Einengung des Staatslebens 
durch den beschrânkten Staatszweck weder die Instinkte noch 
die Bedürfnisse der modernen Volker. Niemand zweifelte 
daran, dass die Erhaltung und Wahrung der Rechtssicherheit 
mit zu den Aufgaben des Staates gehore. Aber kein modernes 
Volk und keine Staatsregierung konnten ihre politische Thâtig- 
keit auf diesen engen Bereich beschrânken lassen. Die Haupt- 
vertreter jener Meinung wurden selber durch ihre Lebens- 
erfahrungen veranlasst, jene Schranken zu durchbrechen und 
nach hôheren Zielen der Politik zu streben. Fichte, der an- 
fangs gemeint batte, „Schutz des Eigentums“ sei der Haupt- 
zweck des Staates, erhob sich im Kanipf wider .die Napo- 
leonische üniversalmonarchie, welche das Eigentum und den 
Erwerb willig schützte, zu der Ifiee eines nationalen Volks- 
staats, der dem Volksgeiste zum Organ diene. Wilhelm 
von Humboldt arbeitete als preussischer Minister für die 
geistige Erhebung des preussischen Volkes durch Staatsschulen, 
die er vorher in seiner Théorie verworfen batte, und für die 
Machtentfaltung des preussischen Staates, die für die Civil- 
und Strafrechtspflege schon vorher vollkommen genügt batte. 

In der That, jene Hinweisung auf die Rechtssicherheit 
erschôpft den Zweck des Staates nicht und am wenigsten den 
Zweck des civilisierten modernen Staates. Sie würde eher den 
mittelalterlichen, an das Privatrecht gebundenen Ansichten als 
den Bedürfnissen der heutigen Kulturvôlker zusagen. 

In dem Volk wirkt nicht bloss der Rechtssinn. Es be- 
darf schon eine Menge wirtschaftlicher Anstalten, die mit 
der Rechtssicherheit nichts zu schaffen haben, der Strassen, 
der Kanale, der Eisenbahnen, der Posten und Telegraphen 
für den gesellschaftlichen Verkehr. Nur der Staat kann dieses 
Bedürfnis befriedigen und er dürfte es nicht, wenn jene 
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Vorstellung des »Rechtsstaates“ massgebend wâre. Das Volk 
hat auch wichtige Kulturinteressen, für welche die 
Sfcaatssorge unentbehrlich ist. Es bedarf der Volksschulen, 
der wissenschaftlichen, künstlerischen, technischen Schulen, 
die nicht der zufâlligen Privatwillkür und nicht der berech- 
nenden Kirchenautoritàt überlassen werden dûrfen, welche den 
Staat unter ihre Herrschaft zu bringen sucht. Wenn diese 
Interessen im Mittelaltet vernachlâssigt worden sind, so er- 
klàrt sich das grossenteils aus dera engen Begriff des mittel- 
alterlichen Rechtsstaates. 

Das Volk ist überdem ein politisches Wesen, welches 
berufen ist, seinen Charakter zu bewâhren und seinen Geist 
in der Welt zu offenbaren, und zwar nicht bloss in der Ge- 
setzgebung und Rechtspflege für die Rechtssicherheit der 
Privaten, «sondern in hoherem Masse in der politischen Regie- 
rung und Entfaltung seiner Freiheit. 

Jene ungenügende Zwckbestimniung hat, wo sie in der 
Praxis wirksam wird, zur Folge; 

a) die Vernachlâssigung der wirtschaftlichen Gemein- 
interessen ; 

b) die Vernachlâssigung der gemeinsamen Kulturinter- 
essen ; 

c) die Lâhmung und Ertotung des politischen Geistes 
in dem Volke, und daher auch die Schwâchung der Staats- 
macht; 

d) die Begünstigung einer kleinlichen, engherzigen und 
kurzsichtigen Juristerei und Rechthaberei und infolge davon 
einer die Staatsautoritât lâhmenden Streitsucht. 

2. Fine andere ebenfalls oft behauptete Meinung, die 
«allgemeine Glückseligkeit" sei der wahre Staatszweck, 
leidet an dein entgegengesetzten Fehler. Sie ist zu weit ge- 
fasst. Die Glückseligkeit der Menschen ist grossenteils von 
den» Staate unabhângig und keineswegs dem Staate zu ver- 
danken. Selbst die meisten materiellen Güter, welche die 



358 


FQnftes Buch. Dcr Staatszweck, 


Wohlfahrt der Menschen bedingen und bereichern, die Be- 
schaffenheit der Wohnung, der Nahrung, der Kleidung, wer- 
den nicht durch den Staat bestimmt und gescliaffen, sondern 
durch die ïhâtigkeiten der Privaten. Der Vermogenserwerb 
beruht vornehralich auf der individuellen Arbeit und der 
privaten Ersparnis. Noch mehr gilt das von den geistigen 
Gütern, welche den idealen Reichtum und das Glück der 
Menschen begründen. Die inanclierlei Talente und Fàhigkeiten 
werden nicht durch den Staat verliehen, sondern durch die 
Gaben der Natur und sind individuel! vcrschieden, nicht ge- 
meinsam. Das Glück der Freundschaft und der Liebe wird 
nicht von dem Staate abgeleitet. Die Freude der wissenschaft- 
lichen Erkenntnis. des künstlerischen Dichtens und Bildens 
ist nicht dem Staate zu verdanken. Der religiôse Trost der 
Seele und die innige Reinigung und Heiligung des-Gott ver- 
biindenen Gcmütes kann nicht von dem Staate hervorgerufen 
und verliehen werden. 

Die Menschen sind nicht in ihrem ganzen Sein und Leben 
Staatsbürger; sic haben in ihrer individuellen Anlage eine 
ihnen eigene Ausstattung und besondere Lebensaufgaben. Der 
Staat ruht auf der Volksgemeinschaft, nicht auf der indivi- 
duellen Eigenart. Dci Staatszweck kann daher die Zwecke 
des Privatlebens nicht umfassen. 

Auch dieser Irrtum bat, wenn cr auf die Praxis einwirkt, 
sehr bedenkliche und schâdliche Folgen: 

a) Der Staat wird durch denselben verleitet, seine Herr- 
schaft über Gebiete auszudehnen, auf welchen ihm keine 
Herrschaft gebührt und Tyrannei auszuüben, wo er sich darauf 
beschrânken sollte, die Privatfreiheit zu schûtzen. 

b) Da dem Staate die Fâhigkeit abgeht, diese Gebiete 
des Privatlebens zu beherrschen, so wird er, trotz des guten 
Willens das Privatglück zu fôrdern, durch seine ungeschickte 
Thâtigkeit dasselbe eher schâdigen und die naturgemàsse 
Entwickelung stôren. 
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c) Indem der Staat Zielen nachstrebt, die für ihn uner- 
reichbar sind und seine Kràfte in faischer Richtung vergeudet, 
wird er von seinen wahren Zielen abgelenkt und verliert er 
einen Teil seines Vermôgens, um die lôsbaren Aufgaben zu 
erfüllen. 

Das antike Staatsleben bat an diesem Irrtum scbwer ge- 
litten; aber aucb die Politik der Aufklârung iin XVIII, Jabr- 
hundert ist auf âbnlicbe Abwege geraten. Der Staatszweck 
des raodernen Staates inuss genauer bestimmt und begrenzt 
werden. 


Viertes Kapitel. 

Der wahre Staatszweck. 

1. Da es nur einen Staatsbegriff gibt, der freilicb durcb 
die verscbiedenen Volker in vei-scbiedenen Landern und Zeiten 
in inannigfaltiger Weise erfüllt wird, so nôtigt uns die Logik 
aucb eine allgemeine Bestimmung des Staatszwecks anzu- 
nehmen, wenngleicb die Gescbichte bezeugt, dass die beson- 
deren Volker, die in den Staaten leben, aucb mannigfaltige 
Ziele ibres Strebens verfolgen. Die Einbeit des Gesamt- 
zwecks lâsst die Mannigfaltigkeit im einzelnen zu, aber ver- 
bindet sie. Robert von Mobl bat recbt, wenn er (Ency- 
klopâdie, §. 11, 12) jedem Volke, je nacb seiner besonderen Art 
und seinen eigentümlicben Bedürfnissen die Forderung ver- 
scbiedenartiger Lebenszwecke als Aufgabe zuweist; aber es 
fehlt seiner Lebre die Einbeit des Begriffs, welcbe die Zer- 
fabrenbeit bindert und die Abwege verscbliesst. Dagegen 
nennt von Holtzendorff (Politik, Bucb III), welcber die 
Lebre vom Staatszweck mit besonderer Aufmerksamkeit be- 
handelt, was wir Einbeit des Staatszwecks nennen, „Harmonie 
der Staatszwecke“. 
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2. Wie ist dieser eine oberste Staatszweck zu bezeichnen? 
Manche sagen: die Gerechtigkeit, die Verwirklichung 
des Rechtes. Wir halten diese Bestimmung auch dann ftir 
zu enge und fûr unrichtig, wenn man unter Recht auch das 
Staatsrecht und das Volkerrecht begreift und nicht bloss die 
Rechtssicherheit der Privaten (vergl. Kap. 3). Das Recht ist 
eher noch eine Bedingung als das Ziel der Politik. „Ju- 
stitia fundamentum regni.“ Und das Leben der Vôlker ist 
nicht blesses Rechtsleben, es ist auch wirtschaftliches Leben, 
Kulturleben, nationales Machtleben. Die rechtskundigen Re- 
nier haben nie das Jus als obersten Staatszweck betrachtet. 

Hegel sagt uns, àhnlich wie lange ver ihm Platon, die 
„Sittlichkeit“ und die Venvirklichung des Sittengesetzes 
sei der Staatszweck. Aber die beiden entscheidenden Màchte, 
welche das sittliche Leben bestiminen und bedingen, der gott- 
liche Geist und der individuelle Menschengeist sind ausser- 
halb des Staatsbereichs. Das Reich der Sittlichkeit ist viel 
umfassender als das Reich des Staates. Wenn der Staat das- 
selbe beherrschen will, so überschreitet er die Schranken, die 
ihm gesetzt sind und wirkt schàdlich für die Sittlichkeit. 

3. Die Romer haben die offentliche Wohlfahrt als 
die wahre Aufgabe des Staates erklârt. Ihre beiden Begrilfe; 
Res publica und Salus publica steheu in einem sprach- 
lichen und logischen Zusammenhang, Sie verhalten sich wie 
Unterlage und Eigenschaft, wie Anlage und Entwickelung. 

Es ist diese Bezeichnung des Staatszwecks vielfâltig miss- 
verstanden worden, hauptsâchlich, weil man nicht an das Ge- 
meinwesen (die res publica), sondern an die Menge der ein- 
zelnen, oder an die Laune der Herrscher gedacht hat. Man 
hat damit nur zu oft die despotische Willkür und die Tyrannei 
bald der Fürsteu, bald der Volksmehrheiten zu beschonigen 
gesucht. Die entsetzlichen Erfahrungen, welche die Welt mit 
den Greueln des Pariser Wohlfahrtsausschusses (Comité du 
Salut public) in den Neunzigerjahren des vorigen Jahr- 
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hunderts gemacht hat, haben das Wort vollends in Misskredit 
gebracht. 

Wenn man aber die naturgemâssen Schranken des Staates 
beachtet, insbesondere die Rechtsordnung und nicht in 
freinde Gebiete übergreift, wie vorzüglich des freien Indi- 
viduallebens und des religiôsen Gemeinlebens, 
dann ist der Ausdruck nicht zu tadeln. In der That hat es 
nie und nirgends einen Staatsmann gegeben, dem nicht das 
Wohl seines Volkes voraus als das Ziel seines Strebens 
vorgeschwebt hàtte und jeder patriotische Bürger wird für 
das Heil seines Vaterlands begeistert. 

Die Idee der ôffentlichen Wohlfahrt ist daher für die 
Politik nicht zu entbehren und es ist unzweifelhaft die Haupt- 
aufgabe des Staates, das Volkswohl zu befordern. 

Dipse Zweckbestimmung umfasst auch die Fortbildung 
und die Vervollkommnung des Rechtes, wie überhaupt die 
Verbesserung aller gemeinsamen Lebensverhâltnisse und Le- 
bensbedingungen. Ebenso die Rechtspflege, deren Wirksam- 
keit den ruhigen Fortgang des Gemeinlebens sichert und 
welche das gemeinschâdliche Unrecht beseitigt und bestraft. 
Die bedenkliche Seite des romischen Staatsprincips : „Salus 
populi suprema lex esto“ liegt überhaupt nicht darin, dass 
der Staatszweck zu enge gefasst sei, sondern darin, dass die 
Staatsmacht überspannt und auf fremde Lebensgebiete aus- 
gedehnt werde. 

4. Aber in einer Beziehung erscheint der Airsdruck doch 
als unzureichend. Die regelmâssige Politik wird sich aller- 
dings durch das Streben für das Volkswohl bestinimen lassen. 
Aber es gibt im Yôlkerleben auch aussergewôhnliche Auf- 
gaben. Unter Umstanden muss der Staat, wie ein Einzel- 
mensch, seine Existenz im Kampfe einsetzen und mit dieseï' 
auch die Volkswohlfahrt. Es kann dann zur patriotischen 
Pflicht werden, ein Leben aufzugeben, das mit Ehren nicht 
fortzuführen ist. Vielleicht dass einem kleinem Volke ein über- 
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màchtiger Feind mancherlei âussere Vorteile anbietet, eine 
geringere Steuerlast, einen gesicherten Frieden, eine bessere 
Verwaltung. Von dem blossen Gedanken der offentlichen 
Wohlfahrt ans ware vielleicht das Anerbieten annehmbar, 
seine Ablehnung bedeutet eher Leiden, wahrscheinlich Unter- 
gang des Staates. Dennoch kann es eine schicksalsmâssige, 
verhângnisvolle Pflicht sein, lieber mit Ehren zu fallen, als 
sich freiwillig dem fremden Machtgebot zu unterwerfen. Viel- 
leicht ist der heldenmàssige Todeskampf eine Bürgschaft fûr 
ein spâteres Wiederauferstehen des Staates. Die Athener zur 
Zeit von Themistokles haben der Welt ein herrliches Beispiel 
derart hinterlassen. 

Zuweilen biidet der Untergang den notwendigen und 
würdigen Abschluss eines Lebens, das nicht langer nocli be- 
stehen kann. Man mag den tragischen Fall von Kai'thago 
oder Jérusalem beklagen. Zu verineiden war er nicht. 

Oder es muss ein Staat untergehen, weil seine Vôlker- 
schaft unfahig geworden ist, sich selbstandig zu behaupten, 
weil sie in ein hôheres, nationales Gesamtleben überzugehen 
berufen ist. Welcher vorurteilsfreie echte Deutsche oder 
It aliéner wird den Untergang der unhaltbar gewordenen, un- 
fàhigen Kleinstaaten bedauern und sich nicht der Wandlung 
freuen in das grôssere Staatsganze? Audi in solchen Fallen 
reicht die Hinweisung auf die offentliche Wohlfahrt nur aus, 
wenn man sie nicht auf das bisherige Gemeinwesen bezieht. 

Allen diesen Bedenken entgehen wir, wenn wir den 
eigentlichen, unmittelbaren Staatszweck so formulieren: Ent- 
wickelung der Volksanlage, Vervollkommnung des 
Volkslebens, zuletzt Voile ndung, wobei freilich die zugleich 
sittliche und politische Forderung als selbstverstândlich ge- 
dacht wird, dass diese Entwickelung des Volkes nicht im 
Widerspruch sein dürfe mit der Bestimmung derMensch- 
heit. 

Darin ist ailes enthalten, was man als eigentliche Staats- 
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aufgabe betrachten kann, und nichts inbegrifFen, was ausser- 
halb des Staatsbereiches liegt. Diese Zweckbestimmung nimmt 
überdem Rücksicht auf die besonderen Individualitaten und 
Lebensbedürfnisse der verschiedenen Vôlker. Sie hâlt die 
Einheit des Staatszwecks fest und sichert zugleich die 
Mannigfaltigkeit seiner Ausbildung. 

Wenn es überhaupt die Lebensaufgabe einer jeden Person 
ist, ihre Anlage zu entwickeln und ihr Wesen zu offenbaren, 
so ist es auch die Bestimmung der Staatsperson, die in dem 
Volke ruhenden Krâfte zu entfalten und seine Anlage in der 
Welt zu offenbaren. Darin liegt die zwiefache Pflicht des 
Staates, erstens für die Erhaltung der Volkskràfte zu sor- 
gen, zweitens ihre Ausbildung zu fôrdern. Die Erhaltung 
bewahrt die Errungenschaften der Vergangenheit, die Aus- 
bildung bedeutet den Fortschritt der Zukunft. 

5. Innerhalb dieses Gesamtzwecks treten einige beson- 
dere Riclitungen heçvor, deren einseitige Verfolgung oft 
der eigentümlichen Natur eines bestimmten Volkes zusagt, 
aber nicht ohne Gefahr für den Staat im ganzen ist. Wir 
erwâhnen : 

1) die Machtentfaltung des Staates. Der Staat bedarf 
der Macht, um seine Selbstandigkeit zu behaupten und um 
seine Anordnungen wirksam zu machen. Nur als ein macht- 
volles Wesen kann der Staat be.stehen und leben. Aber dem 
Grade und der Art der Macht nach sind doch die Vôlker 
und Staaten sehr verschieden. 

Wir nennen a) Weltmàchte solche Staaten, deren 
Bedeutung und Wirksamkeit weit über ihr Staatsgebiet hinaus- 
reicht, welche an der grossen Politik zweier Weltteile oder 
der gesamten Welt einen mitbestimmenden Anteil haben, 
denen daher auch vorzüglich die Sorge für den Weltfrieden 
und die Weltordnung (das Vôlkerrecht) zukommt. 

b) Grossmâchte. Nicht jede Grossraacht ist eine Welt- 
macht, aber es gibt keine Weltmacht, die nicht zugleich 
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Grossmacht ist. Die Weltmacht muss Seemacht sein, weil 
der Einfluss auf die Geschicke der Welt ohne die Verbindung 
zur See nicht môglich ist. Die Grossmacht kann auch blosse 
Landmacht sein. So war das Kônigreich Preussen vor der 
Gründung des Deutschen Reiches eine Grossmacht, aber keine 
Weltmacht. Ebenso konnte und kann noch Oesterreich-Ungarn 
eher als Grossmacht, nicht als Weltmacht gelten. Auch die 
Grossmacht übt eine weitwirkende Politik aus über die Grenzen 
ihres Landes hinaus. Auch die Grossmacht darf nicht über- 
sehen werden, wenn die Verhàltnisse des W'eltteils, in der 
sie ist, erhebliche Aenderungen erfahren. Man kann ihre 
Stimme nicht ohne Gefahr missachten. 

Wenn aber, sei es eine Grossmacht oder eine Weltmacht, 
ihre Uebermacht zur Unterdrückung anderer berechtigter 
Staaten missbraucht, dann ist der Widerstand der vbrigen 
Miichte berechtigt. Auch ein Genie, wie der Kaiser Napo- 
léon I., vermochte doch nicht die .grosse Macht des fran- 
zôsischen Volkes bis zur Herrschaft über Europa zu steigern 
und ist infolge dieses verfehlten Unternehmens gestürzt worden. 
Ebenso war Russland nicht stark genug, die Türkei unter 
seine Oberherrlichkeit zu bringen. Oesterreichs Herrschaft 
über Italien war nicht haltbar. Die englische Seeherrschaft 
musste sich doch schliesslich die Konkurrenz der anderen 
Nationen gefallen lassen. 

c) Mittelmâchte und Friedensmâchte (neutrale 
Staaten), die nicht stark genug sind, für sich allein grosse 
âussere Politik zu treiben, deren Leben vorzugsweise nach 
innen gewendet ist. Die Politik dieser Staaten hat einen 
be.scheidenen Charakter, aber sie ist in hohem Grade nützlich 
zunâchst für die Bewohner dieser Staaten, dann aber auch, 
indem sie die Strômungen der grossen Politik einigennassen 
begrenzt und deren Gefahren ermâssigt. 

d) Die eigentlichen Kleinstaaten haben in unserer 
Zeit, die Bildung grosser und starker Staaten liebt, nur eine 



Viertes Kapitel. Der wahre Staatszweck. 305 

sehr zweifelhafte und unsichere Existenz. Sie kôimen sich 
nur im Anschluss an starkere Staaten und unter dem Schutze 
der Grossstaaten erhalten. Im Mittelalter war das anders. 
Damais waren die europâischen Nationen, und vorzüglich die 
deutsche und die italienische, geneigt, jede kleine und kleinste 
Staatenbildung zu begünstigen. 

Als Hauptmittel, die Staatsmacht im Verhàltnis zu den 
auswârtigen Staaten zu stârken, kommen in Betracht die 
Diplomatie und das Heer (Landheer und Marine). Wenn 
ein Staat vorzugsweise seine militàrische Stàrke, die 
kriegerische ïüchtigkeit seiner Bewohner und die Ausrüstung 
seincr Heeresmacht als Hauptaufgabe betrachtet, so wird ein 
solcher Staat Mil itàrstaat genannt. Von der Art war Spart a 
bei den Hellenen, aber auch das Kônigreich Preussen bis 
zur Gïündung des Deutschen Reiches. Für Vôlker in be- 
drohter Lage und zur Zeit ihres notwendigen Wachstums 
wird auch eine solch ungewôhuliche Anspannung der militâ- 
risclien Krâfte unvermeidlich sein; aber in dem normalen, 
zur vollen Machtentfaltung gelangten Staate wird man nie 
übersehen, dass die Militarkraft nur ein Mittel, nicht das Ziel 
der Politik ist und sich hüten, die Ausbildung derselben so zu 
überspannen, dass die eigentlichen Staatszwecke Schaden leiden. 

2) Zuweilen treten auch wirtschaftliche Sonderzwecke 
entscheidend hervor. Insofern spricht man von Hirtenstaa- 
ten, wenn die Viehzucht das Hauptinteresse der Bevôlkeruiig 
ist, von Ackerbaustaaten, wenn die Landwirtschaft als die 
wichtigste Angelegenheit erscheint, von Industriestaaten, 
wenn die Fabrikation, und von Handelsstaaten, wenn der 
Handel die Hauptsache ist. 

Allerdings sind aile diese Interessen in grôsserem Masse 
Interessen der Privatpersonen und nur in minderem Masse 
Interessen des ganzen Volks. Eben deshalb führt eine aus- 
schliessliche oder auch nur eine allzu eifrige Begünstigung 
derselben dahin, dass die anderen Aufgaben des Staates ver- 
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nachlâssigt werden und aile anderen Interessen Schaden leiden. 
Ueberdem kommt der politische Geist solcher Vôlker nicht 
zu wahrer Geltung, er wird verdorben durch die Selbstsucht 
und die engherzige Gesinnung der Privatinteressen. Das 
Volk des Hirtenstaates wird arm und unwissend bleiben; in 
dem Ackerbaustaate wird es der hoheren Bildung gegenüber 
misstrauisch und ungünstig sein ; der naturwüchsigen Urkraft 
wird sich die robe Sitte beigesellen und die hohere Kultur 
wird nicht gedeihen. Dem Industriestaate sind die Gefahren 
der Arbeiterunruhen und der Abschliessung fremder Fabrikate 
eigen. Der Handelsstaat wird leicht durch den Kràmergeist 
verdorben und auf Abwege verleitet. 

3) Es kônnen ferner die Kulturinteressen das Volks- 
leben vorzüglich bestimmen. Dann entstehen Kulturstaaten. 
Dem Militârstaate Sparta trat so zur Zeit des Perikles der 
Kulturstaat Athen gegenüber und hinterliess der Nachwelt 
unsterbliche Zeugnisse der Kunstliebe und der Befâhigung 
der Athener für die Wissenschaft. Auch Florenz, Venedig, 
Antwerpen hatten Perioden, in denen die Kulturinteressen 
aile anderen überragten. Heute noch ist das chinesische 
Reich ein solcher, freilich mehr traditioneller als fortschrei- 
tender Kulturstaat und ist es der Ruhm von Zürich und Genf, 
die ôffentlichen Schulen mit Vorliebe zu pflegen. 

So edel diese Kulturzwecke sind, so ist eine übertriebene 
Forderung derselben zum Nachteil der übrigen Volkskrafte 
doch von einer gesunden Politik zu vermeiden. 

4) Endlich zeigt sich eine besondere Zweckbestimmung, 
die mehr noch als die bisherigen im Centrum des allgemeinen 
Zweckbegriffs des Staates liegt. Wird die Ausbildung der recht- 
lichen Garantien für die Volksfreiheit und die Frei- 
heit der Privatpersonen als die Hauptaufgabe des Staates 
angesehen, so bilden sich freie Rechtsstaaten aus, wie 
vorzüglich die nordamerikanischen und die schweizerischen 
Kantone. 
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5) Wenn endlich das Nationalbewusstsein mit besonderer 
Stârke das Staatsieben erfüllt und die Offenbarung der 
iiationalen Geineinschaft und Einheit als Hauptzweck 
der Staatenbildung erscheint, wie früher in Frankreich, in 
unserem Jahrhundert in dem Konigreich Italien und in déni 
Deutschen Reiche, so sprechen wir von Nationalstaaten. 

6) Zu dem eigentlichen und unraittelbaren Zweck des 
Staates, der sich auf das Volk selber beziehen muss, treten 
nun aile die mittelbaren Aufgaben des Staates hinzu, welche 
sich auf die Privatpersonen beziehen und deren Lebens- 
zwecke fordern. 

Hier besonders konimt es darauf an, die Grenzen der 
staatlichen Thâtigkeit scharf zu bestimmen. 

Auch für die Privatpersonen kann als Lebensaufgabe be- 
zeichnet werden Entfaltung der Individualitât, Entwickelung 
ihrer Anlage, Offenbarung ihrer Eigenart und wieder in Har- 
monie mit den Lebensziyecken der Familie, der Nation und 
der Menschheit. Dieser Lebenszweck der Privatpersonen er- 
fordert und erfüllt die Privatfreiheit. Da kann es zu- 
nàchst nur Aufgabe des Staates sein, diese Privatfreiheit gegen 
widerrechtliche Angriffe zu schützen, aber der Staat darf sie 
nicht selber zurückhalten und drücken. 

Der Staat muss sich hier voraus über die Grenzen seiner 
eigenen Natur klar werden: 

1) Der Staat ist eine àussere Ordnung des Gemein- 
lebens. Daher hat er nur Organe für die âusserlich wahr- 
nehmbaren Dinge, nicht für das innere Geistesleben, das 
sich nicht in Worten oder Thaten offenbar gemacht hat. Es 
ist daher für den Staat schon deshalb unmoglich, aile Lebens- 
zwecke der Individuen zu umfassen, weil viele und gerade die 
bedeutendsten Seiten des Individuallebens seiner Einsicht ver- 
borgen und seiner Macht unzugânglich sind. Die indivi- 
duellen Gaben sind von dem Staate ganz unabhângig. Er 
kann dem Thoren keinen Verstand, dem Feigen keinen Mut 
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verleihen; er kann Blinde nicht sehend machen. Die Liebe 
in den Herzen erglüht ohne sein Zuthun und er kann dem 
Gedankengang des Forschers nicht folgen, noch die über- 
lieferten Irrtümer widerlegen. Sobald also das individuelle 
und voraus das Geistesleben der Individuen in Frage ist, 
wird der Staat auf Schranken seiner Einsicht und seiner Macht 
stossen, die er nicht überschreiten darf. 

2) Der Staat ruht ganz auf der geraeinsamen Natuv 
der Menschen und voraus des Volks. Deshalb kann er auch 
nur insofern über das Privatleben Macht üben, als dasselbe 
durch die gemeinsame Natur aller bedingt und durch die 
geraeinsamen Bedürfnisse beschrânkt wird, nicht aber in seinem 
eigentlich individuellen Wesen. So kann der Staat z. B. die 
Herrschaft eines Individuums über eine korperliche Sache, die 
wir Eigentum nennen, für aile gleichmâssig schützen, aber 
muss es der freien Erfüllung individueller Eigenart anheim- 
geben, wie dieses Eigentum ira einze'neu ausgeübt wird. Das 
Eigentum, welches Paganini an seiner Geige, oder Liszt an 
seinem Flügel batte, oder Kaulbach an seinem Kreidegriffel, 
hat einen vollig anderen Sinn, als das Eigentum eines un- 
künstlerischen Privaten an denselben Sachen. Um diesen 
feineren Gehalt der Herrschaft kann sich der Staat nicht 
kümmern, eben weil derselbe nur individuell, nicht gemein 
ist. Ebenso kann der Staat wohl die Bedingungen der Ehe- 
schliessung und die Rechte der Ehegatten in ihren allgemeinen 
groben Zügen festsetzen. Er muss es, weil darauf hinwieder 
die Sicherheit der Farailien und die sittliche Gesundheit der 
Nation beruht. Aber die Art, wie die Ehe individuell voll- 
zogen wird, die feinere individuelle Gestalt des Familien- 
lebens ist seiner Herrschaft entrückt. Wilhelm von Hum- 
boldt batte sich darin versehen, dass er das Institut der Ehe 
selber der rechtlichen Ordnung entziehen und ganz der Privat- 
freiheit überlassen wollte. Das kanonische Recht hat den 
«ntgegengesetzten Fehler begangen, indem es Dinge gesetzlich 
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ordnen wollte, die der individuellen Freiheit angehôren. Als 
der Staat die Ketzerei als Verbrechen strafte, überschritt er 
seine natürlichen Grenzen und griff ungebührlich in die Privât- 
freiheit ein. 

3) Die Herrschaft des Staates reicht nicht weiter, als 
das Recht reicht; denn jede Herrschaft, welche zur Folge 
zwingt, setzt eine rechtliche Begrûndung voraus. Das Recht 
aber ist hinwieder begrenzt: 

a) durch das Bedürfnis des friedlichen Neben- 
einanderbestehens der Personen, beziehungsweise durch 
die Erkenntnis der notwendigen gemeinsamen Lebens- 
bedingungen (Privatrecht, Strafrecht); 

b) durch die Existenz und Entwickelung des Volks, 
welchem das Privatleben soweit untergeordnet ist, als die 
Sicherheit und Wohlfahrt jener es erfordert (Steuerrecht, 
Militârpflicht, Verfassungs- und Verwaltungsrecht überhaupt). 

Soweit das Recht in Frage ist, soweit ist der Staat oberste 
Autoritât. Gesetzgebung und Rechtspflege sind ihrem Wesen 
nach staatlich. 

4) Die Sorge undPflege und daher die Einwirkung 
des Staates reicht über das Gebiet der Rechtsordnung hinaus, 
aber wesentlich nicht in zwingender Form, sondern zur Unter- 
stützung und Fôrderung wichtiger und verbreiteter Lebens- 
zwecke der Gesellschaft , wenn deren Mittel nicht ausreichen 
und diese der mâchtigen Staatshilfe bedarf (Wirtschafts- 
pflege und Kulturpflege des Staates). Die Sorge des 
Staates für die Volks wohlfahrt erweitert sich hier zur Sorge 
für die Wohlfahrt der Gesellschaft, wegen der Hilfs- 
bedürftigkeit dieser. 


Bluntschli, allgemeine Staatsiehre. 
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Die Staatsformen. 


Erstes Kapitel. 

Die Einteilung des Âristoteles. 

Vor mehr als zweitausend Jahren hat Aristoteles eine 
Einteilung der Staatsformen begründet, welche noch gegen- 
wârtig als die herrschende Ansicht zu betrachten ist. Bei 
dieser Einteilung ist Aristoteles von der obrigkeitlichen Ge- 
walt, Oder genauer von der obersten Regierungsgewalt im 
Staate ausgegangen. In jedem Staate gibt es ein hô ch s tes, 
in gewissem Sinne ein herrschendes Organ,^ in welchem 
die oberste obrigkeitliche Macht konzentriert erscheint, welchem 
gegenûber aile anderen einzelnen Organe eine untergeordnete 
Stellung und Bedeutung haben. Die Art, wie dieses herr- 
schende Organ in einem Staate bestellt wird, pragt demselben 
daher auch einen eigentümlichen Stempel auf, und es ist ganz 
natürlich und schicklich, nach ihr die verschiedenen Arten 
der Staatsformen zu bestimmen. 

Als rechtmassige Staatsformen bezeichnet er aile die, 
welche die Wohlfahrt der Gemeinschaft bezwecken, als Aus- 


1 Aristoteles, Polit. III, 4, 1. 
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artungen {nuijsx^aaiitq) dagegen die, welche nur das Wohl 
der Regierenden bezwecken.^ 

Von diesen Gedanken ans findet er nur drei richtige 
Grundformen des Staates, denen hin'wieder drei Abarten zur 
Seite stehen. „Die oberste Regierungsgewalt," sagt er, ^steht 
notwendig entweder einem, oder wenigen (einer Minderheit) 
oder der Mehrheit zu,“ Daraus ergeben sich folgende richtige 
Arten : 

1) Das Kônigtum {^aaiXeicc), wie Aristoteles sie nannte, 
oder die Monarchie, wie wir sie zu nennen pflegen, als die 
Herrschaft des Einen. 

2) Die Aristokratie, als die Herrschaft der ausge- 
zeichneten Minderheit. 

3) Die Herrschaft der Mehrheit, der Menge hiess er 
Politie.^ Weil zu seiner Zeit die Demokratie der griechischen 
Stâdte, Athens voraus, entartet war, so vermied er es, den 
Naraen Demokratie für*die gute Art der Mehrheitsherrschaft 
zu gebrauchen, und zog es vor, die Abart derselben so zu 
bezeichnen. Spâter ist aber der Name Demokratie wieder 
der gewôhnliche für diese dritte Staatsform geworden, und 
daher wollen auch wir diesen Sprachgebrauch beibehalten. 

Die drei Abarten sind nach Aristoteles: 

1) Die Tyrannis oder Despotie als die Alleinherr- 
schaft, welche vornehmlich den Vorteil des Alleinherrschers 
bezweckt. 

2) Die Oligarchie, als die Herrschaft der Reichen, zu 
ihrem Vorteil. 

3) Die Demokratie,^ wie sie Aristoteles, die Ochlo- 

2 Aristoteles, Polit. III, 4, 7. 

3 Ebend. III, 5, 1. 2. 

4 Ebend. III, 5, 4, 5. Cicero (De Republ. I, 26) drückt den Aristo- 
telischen Gedanken so ans; „Quum yenes unum est omnium summa 
rerum, regem ilium unum vocamus, et regnum ejus reipublicae statum. 
Quum autem est penes delectos, tum ilia civitas optimatium arbitrio régi 
dicitur. Ilia autem est civitas popularis, in qua in populo sunt omniaj^ 
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kratie, wie wir sie nennen, als die Willkürherrschaft der 
amen (wir konnen hinzusetzen und der rohen) Menge. 

Es scheint, als habe Aristoteles bei dieser Einteilung 
den Hauptnachdruck auf die Zabi der Personen gelegt, welcbe 
an jener berrscbenden Gewalt Anteil baben, etwa wie nacb 
dem Linné’scben Système die Zabi der Staubfàden die Arten 
der Pflanzen bestimmt. In der Tbat, das wâre ein Wider- 
sprucb gegen sein eigenes Grundprincip; denn dieses ist die 
Qualitàt, nicbt die Quantitàt des berrscbenden Organs. 
Aristoteles bat aber selbst scbon ® die Gefabr solcben Irrtums 
erkannt und daber darauf aufmerksam gemacbt, dass die Ver- 
scbiedenbeit der Zabi mit einer Verscbiedenbeit des Cbarakters 
des Herrscbenden in einem natürlicben Zusammenbange stebe 
und im letzten Grunde immerbin mebr auf diesen als auf 
jene zu seben sei. Aber er bat die Principien der-Qualitat 
nocb nicbt bestimmt genug ausgesprocben. 

In einer anderen Beziebung aber bedarf die Aristoteliscbe 
Einteilung einer Verbesserung. Sie ist nâmlicb unvollstân- 
dig, indem es eine Anzabl Staaten in der Gescbicbte gegeben 
bat, welcbe sicb unter keine jener drei Grundformen ein- 
reiben lassen. Nacb allen dreien gebôrt die oberste Macbt 
im Staate Menscben zu, sei es einem Individuum, oder den 
Ausgezeicbneten, oder dem Volke. Nun aber baben wir Staaten 
geseben, in denen keine menscblicbe Obrigkeit anerkannt, 
sondera sei es Gott, oder ein Gott, oder ein anderer über- 
menscblicher Geist, oder eine Idee, als der wabre und 
eigentliche Herrscher verebrt wurde. Die Menscben, welcbe 
die Herrschaft verwalteten, galten dann nicbt als Inhaber 

«nd lasst die drei Ausartungen (I, 45) entstehen, weiin „ex rege dominus, 
ex optimatibus factio» ex populo turha et confusio^ werde. 

5 A ris tôt., Polit. III, 5, 7. Ich batte das früher, durch die Dar- 
stellungen mancher Neueren verleitet, in raeinen „Studien“ übersehen 
und daher dem grossen Staatslehrer einen ungerechten Vorwurf gemacbt. 
Sparta war Monarchie, obwohl zwei Konige zumal regierten. Venedig 
war Aristokratie, obwobl ein Doge an der Spitze des Staates stand. 
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derselben, sonderii nur als Diener und Verwalter eines Herr- 
schers, welcher unsichtbar über den Regierten throne, frei 
von den Schwâchen ihrer menschlichen Natur. 

Wir kônnen diese vierte Gattung der Staatsformen, wenn 
sie zur Wohlfahrt der Regierten diencn, unter dem gemein- 
samen Namen der Ideokratie (Tlieokratie) zusammen- 
fassen und die Abart derselben Idolokratie nennen. 

Anmerkung. Schleiermacher hat ausgeführt,6 dass die antiken 
Formen der Monarcliie, Aristokraiie, Demokraiie „diirchgângig in ein- 
ander übergehen“, so dass auch in der Demokratie die Volksleiter als 
eine Aristokralie und znweilen einzelne, wie z. B. Perikles, wieMonarchen 
erscheinen. Dasselbe lasst sich in iimgekehrter Ricbtung von der Mon- 
archie behaupten, und auch MirabeavH hat recht, wenn er sagt: „In 
gewissem Sinne sind die Republiken monarchisch, und in gewissem Sinne 
die Monarchien hinwieder Republiken. “ Dessenungeachtet ist jcne Unter- 
scheidung der Staatsformen keineswegs müssig und bleibt es wahr, dass 
die Art (fes Staatsoberhauptes der ganzen Staatsverfassung ein specifisches 
Gepràge verlciht, \ind dass mit ihr die wichtigsten politischen Principicn 
in engstcr Bezieluing stehen. 


Zweites Kapitel. 

Der sogenannte gemischte Staat. 

Schon im Altertura hat man den Versuch gemacht, den 
drei Aristotelischen Arten des Staates eine vierte beizuordnen, 
■welche man die gemischte genannt hat. Cicero insbesondere 
glaubte in dem rômischen Staate das Vorbild für diese vierte, 
aus Monarchie, Aristokratie und Demokratie gemischte Staats- 
form gefunden zu haben, und erklârte diese für die b este 
unter den vieren. * 

6 Abhandlungen der Berl. Akademie der Wissensch. 1814. Ueber 
die Begriffe der. verschiedenen Staatsformen. 

7 Rede von 1790 in seinen Oeuvres VIII, 139. 

1 Cicero, De Republ. I, 29 : „Quartum quoddam genus reipublicae 
maxime probandum esse censeo, quod est ex his, quae prima dixi, 
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Versteht man unter dem gemischten Staate nur eine Er- 
màssigung oder Beschrânkung der Monarchie, oder Aristokratie, 
Oder Deraokratie durch andere staatliche Potenzen, z. B. die 
Beschrânkung der Monarchie durch Beiordnung eines aristo- 
kratischen Senates oder Oberhauses und einer demokratischen 
Volksversammlung oder Volksvertretung, so ist es wahr, dass 
so mannichfaltig gegliederte Staatsverfassungen besser sind als 
solche, in welchen die Herrschaft eines oder einiger oder der 
Menge einseitig und schrankenlos waltet. Aber dann ist durch 
solche Mischung keine neue Gattung von Staaten entstanden; 
denn immerhin ist die oberste Regierungsmacht in der Hand 
des Monarchen oder der Aristokratie oder des Volkes kon- 
zentriert. 

Versteht man dagegen die Mischung so, dass die oberste 
Regierungsgewalt selbst geteilt sei zwischen dem^^Monar- 
chen, der Aristokratie und dem Volk, so dass zwei oder meh- 
rere oberste Gewalten neben einander bestehen, jede von der 

c 

anderen unabhângig, jede in einem gewissen Kreise als die 
oberste anerkannt, dann hat Tacitus recht, welcber den Ge- 
danken des gemischten Staates verwirft, und behauptet, ein so 
gemischter Staat komme in Wirklichkeit nicht vor oder sei 
mindestens nicht von Dauer.* 

Neuere haben zwar gemeint, England sei ein solcher 
Staat, in welchem die Herrschaft unter drei oberste Mâchte 
geteilt sei, den Kônig, das Oberhaus und das Unterhaus, und 
eben darauf beruhe die Vollkommenheit der englisphen Ver- 
fassung, dass sie das Idéal dieser vierten gemischten Staats- 
form verwirklicht habe. Allein die englische Verfassung ist 

moderatum et permixtum tribus", und I, 45: „Placet/ enim, esse quiddam 
in republica praestans et regale, esse aliud auctoritati principum parti- 
tum ac tributum, esse quasdam res servatas judicio voluntatique multi- 
tudinis." 

Tacitus, Annal. IV, 33: „Cunctas nationes et urbes popuîus a.\xt 
primores aut singuli regunt: delecta ex his et consociata reipublicae forma 
laudari facilius quam evenircj vel si evenit, liaud diuturna esse potest." 
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nicht aus einer Teilung der obersten Regierungsgewalt ent- 
standen. Vielmehr ist die Monarchie, welche dem Staate in 
aller Zeit seine specielle Form gegeben, nur nach und nach 
durch eine mâchtige Aristokratie, und spàter durch den Hin- 
zutritt demokratischer Elemente vielfach beschrânkt und er- 
mâssigt worden. Die aussere Form des Staates ist fortwâhrend 
monarchisch geblieben, und es wird die ganze oberste Regie- 
rungsmacht (die Regierungsgewalt) nicht nur, sondera auch 
die oberste Stelle in dem zusammengesetzten Kôrper des gesetz- 
gebenden Parlamentes von dem englischen Staatsrecht dem 
Kônige allein zugeteilt.® 

Uebrigens wird gewôhnlich übersehen, dass das Princip 
der Aristotelischen Einteilung nicht auf der Art und Zusammen- 
setzung der gesetzgebenden Gewalt beruht; denn in dieser, 
wo sie ausgebildet ist, stellt sich regelmâssig der ganze Staat 
mit ail* seinen Hauptbestandteilen dar. Sondern sie beruht 
auf dem Gegensatze der Regierung und der Regierten, und 
der Frage, wem die oberste Regierungsgewalt zustehe? 
Diese aber làsst sich nicht teilen etwa zwischen dem Kônig 
und deu Ministern. Eine solche Dyarchie oder Triarchie 
widerspricht dem Wesen des Staates, welcher als ein lebendiger 
Organismus der Einheit bedarf. In allen lebendigen Wesen 
finden wir zwar eine Mannigfaltigkeit der Krâfte und Organe, 
aber zugleich eine Einheit in dieser Mannigfaltigkeit, eine 
Ueber- und Unterordnung der Organe, ein oberstes Organ, in 
•welchem die einheitliche Leitung konzentriert ist. Kopf und 
Leib haben kein getrenntes Leben, jeder für sich, und sind 
sich auch nicht gleichgestellt. So ist auch im Staate ein 
•oberstes Organ die notwendige Bedingung seines Lebens, und 
dieses kann nicht gespalten sein, wenn der Staat selbst bei- 
sammen bleiben soll. 

3 Eine ganz andere Frage ist es, ob nicht der politische Geist in 
<ler englischen Verfassung eher ein aristokratischer als ein monarchischer 
^eworden sei. Vgl. Blackstone I, 2. 
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Es gibt somit keine neue Gestaltung von Staaten, welche 
wir als die gemischten bezeichnen kônnten. Vielmehr soweit 
die Mischung môglich ist, findet sie hinreichende Berücksich^ 
tigung bei Behandlung der früher genannten reinen Staats- 
formen. 

Anmerkung. In unseren Tagen ist viel von „demokrati8cher 
Monarchie^ die Red e geweseri iirid diese als die Aufgabe der Zeit be> 
zeichnet worden. Soll damit der Gedanke ansgedrückt werden, dass die 
lientige Monarchie sich vorziigsweise aiif die grossen Volksklassen (den- 
Demos) stützen und mit diesen in nahem Rapport bleiben müsse, so ist 
das wahr, aber es wird damit nicht eine gemischte, sondern eine reine 
Monarchie bezeichnet. Versteht man aber darunter eine Monarchie, 
durch demokratische Institntionen beschrânkt und ermassigt, oder etwa 
wie im Jahr 1830 die Jiiliverfassung Frankreichs eine Monarchie „von 
republikanischen Institntionen umgeben", so hat der Ausdruek noch einen 
Sinn, obwohl auch in diesem Falle — wie die Geschichte lehrt — die 
Gefahr nahe genug liegt, dass die Principien der beiderlei Institutioneii 
in Kampf geraten und die Monarchie durch die aufstrebende Deînokratie 
oder Republik gestürzt werde. Versteht man endlich unter jenem Aus- 
druck eine Mischung oder Teilung der obersten Regierungsgewalt selbst, 
die zur Hâll’te monarchisch, zur Hàlfte demokratisch sein müsse, so hat 
der Ausdruek keinen vernünftigen Sinn und kônnte ein so eingerichteter 
Staat unmbgHch bestehen. Die franzôsische Constituante von 1789 batte 
an eine derartige Teilung der obersten Staatsmacht in zwei gleiche Ge- 
walten geglaubt, deren eine dem Volke, die andere dem Konige zu- 
komme. Aber der innere Widerspruch und die ünhaltbarkeit der Ver- 
fassung offenbarte sich, sobald sie in die Wirklichkeit überireten wollte. 
Pinheiro-Ferreira (Principes du droit public, §. 475) erklaid die 
demokratische Monarchie als diejenige, in welcher es keine Privilegien 
gebe, dehnt aber den Begriff der Privilegien auf jede Anerkennung einer 
Aristokratie aus, versteht somit unter jener eine Monarchie, in welcher 
es nur demokratische, keine aristokratischen Organismen gibt, also in 
gewissem Sinne einen unvollstandigen Staat, in welchem die aristokrati- 
schen Elemente nicht berücksichtigt oder unterdrückt sind. Vgl. iinten 
Buch VL, Kap. XIV— XVI, Konstit. Monarchie. 
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Drittes Kapitel. 

Neuere Fortbildung der Théorie. 

1. Montesquieu hat sich im Wesentlichen an die Ein- 
teilung des Aristoteles gehalten, aber insofern einen wissen- 
schaftlichen Fortschritt gemacht, als er für die drei Formen 
der Monarchie, Aristokratie und Demokratie — abgesehen von 
der Zabi der Regierenden — drei geistige oder nioralische 
Lebensprincipien aufsuchte. Ob er sie gefunden — die Tugend 
erhob er zum Princip der Demokratie, die Màssigung zu 
dem der Aristokratie, die Ehre zu dem der Monarchie, und 
die Furcht zu dem der Despotie — ist freilich eine andere 
Frage. Ausserdem aber fügte er den drei Arten aïs vierte 
die Despotie hinzu, die Aristoteles besser als Ausartung be- 
zeichnet und den richtigen Staatsformen entgegengesetzt batte. 

2. Sehr beachtenswert ist der Versuch Schleiermachers,* 
die mancherlei Staaten zu ordnen, indem er verschiedene Ent- 
wickelungsstufen des staatlichen Bewusstseins unterschied. Der 
Staat entsteht, wenn in der Vôlkerschaft das Bewusstsein er- 
wacht des notwendigen „Gegensatzes von Regierung und Unter- 
than“. Die erste Stufe ist die, wo dieses Bewusstsein in einer 
kleinen Vôlkerschaft hervortritt, gewôhnlich so, dass „die ganze 
zum Staatswesen reife Masse gleichfôrmig“ ergriffen wird. 
Dann wird jener Gegensatz in allen sich entwickeln. Sie 
werden sich vereinigen, um die Obrigkeit darzustellen und 
sich wieder trennen, um sich als Unterthanen zu zeigen. Das 
ist die Demokratie, in welcher der Gegensatz zwischen Ge- 
meingeist und Privatinteresse nur schwach auseinandertritt. 
Oder es kann die zum Staatwerden reife Masse von dem staat- 
bildenden Anstoss ungleichfôrmig berührt werden, das poli- 
tische Bewusstsein kann sich zuerst in einem oder in mehreren 

1 Schleiermacher: üeber die Begriffe der verschiedenen Staats- 
formen, in den Abhandlungen der Berliner Akademie v. 1814. 
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entwickeln, und so eine Ungleichheit entstehen, welche zur 
Monarchie oder Aristokratie führt. Die drei Formen 
wechseln leicht auf dieser Entwickelungsstufe des noch kleinen 
Staates und sind auch unter sich noch âhnlich. Die natür- 
liche Hinneigung auf dieser Stufe ist aber immer zur Demo- 
kratie, indem auch in jenen Fàllen eine oder mehrere der 
Masse nur vorausgeeilt sind in dem politischen Bewusstsein. 

Die zweite Stufe umfasst mehrere Vôlkerschaften. Sie 
ist eine Mittelstufe zu der hoheren dritten, in welcher das 
Bewusstsein der Einheit der Nation seinen vollen Ausdruck 
findet. Auf ihr übt eine hohere Volkerschaft die Herrschaft 
aus über die übrigen regierten Stâmme. Diese Mittelform des 
Staates wird daher wesentlich aristokratisch sein, wie die 
Form der niederen Ordnung wesentlich demokratisch. Demo- 
kratisch kann derselbe nicht sein, weil die Mehrheit der Stâmme 

t 

dem herrschenden unterworfen, somit nicht gleich ist. Die 
àussere Form der Monarchie kann er wohl annehmen, aber 
der Konig wird dann zu dem herrschenden Stâmme gehôren, 
und insofern nur ein aristokratischer Konig sein. 

Erst auf der obersten Stufe spricht sich die Einheit eines 
ganzen grossen Volkes in den Formen des Staates rein und 
klar aus. Die demokratische Natur der ersten Stufe konnte 
weder den staatlichén Gegensatz zu voiler Entfaltung bringen, 
noch den Umfang eines grossen Volkes erreichen. In der 
Aristokratie der zweiten Stufe hatte der herrschende Stamm 
noch immer sein Privatinteresse, und die Einheit des Volkes 
war nicht das Lebensprincip des Staates. Auf dieser dritten 
Stufe erst kommt die echte Monarchie zur Vollendung, in 
welcher der Monarch ohne aile Vermischung mit Privatinter- 
essen die Einheit des Staates und der Regierung in voiler 
Kraft und Macht darstellt. 

Die drei bekannten Formen des Staates eihalten somit 
durch Schleiermachers Darstellung eine geistige Begründung 
und eine Beziehung auf die Entwickelungsstufen der politischen 
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Idee, und werden so geordnet, dass die Demokratie als die 
niedrigste Stufe, die Monarchie als die hôchste erscheint. 
Immerhin ist durch diese Erôrterung, wenn auch nicht ein 
«eues Princip der Einteilung eingeführt, so doch eine hôhere 
Einsicht in den Geist der verschiedenen Staatenbildungen ge- 
wonnen worden. 

Die Entwickelungsstufen der Geschichte aber entsprechen 
der logischen Entwickelung , wie sie Schleiermacher auffasst, 
keineswegs. Die geschichtliche Reihenfolge ist viel ofter die 
umgekehrte: Monarchie, Aristokratie, Demokratie. Diese Er- 
fahrung entspricht überdem der naturgemâssen Annahme, dass 
das aktive Staatsbewusstsein sich zuerst auf der Hôhe des 
Lebens unter besonders günstigen Bedingungen entwickle und 
thâtig werde und daun allmàhlich sich über weitere Kreise 
der Natu^ und Gesellschaft ausbreite. 


Viertes Kapitel. 

Das Princip der vier Ornndformen. 

Der specifische Unterschied der verschiedenen Staatsformen 
ist, wie Aristoteles erkannt hat, in der verschiedenen Art zu 
finden, wie der Gegensatz der Regierung und der Regierten 
aufgefasst wird, insbesondere in der Qualitât (nicht Quantitât) 
des Herrschers. 

I. Die ersteForm war die der Ideokratie, deren hôchster 
Typus die Theokratie ist. DasVolk dachte sich den Herr- 
scher als ein ihm in jeder Weise, schon von Natur ûber- 
geordnetes, als ein übermenschliches Wesen. Gott selbst 
wurde als der wahre Regent des Staates verehrt. 

IL Den schroffsten Gegensatz zu der Ideokratie, in welcher 
das Volk einer fremden, ausser ihm und über ihm stehenden 
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Macht unterworfen ist, bildet die Staatsform, in der dasVolk 
sich selbst beherrscht, d. h. in seiner Gesammtheit als 
Regierung, in seiner Auflôsung in einzelne Bürger als Regierte 
erscheint: die Demokratie, Volksherrschaft. 

III. Die staatliche Unterscheidung zwischen Regierung und 
Regierten hait sich zwar innerhalb des Volkes, und ist mensch- 
lich, aber so geordnet, dass eine hohere Klasse oder ein 
hoherer Staœm des Volkes als Regierung, die übrigen Klassen 
und Stamme dagegen als Regierte sich darstellen. Die letzteren 
sind dann nur Regierte, nicht auch Regierung, die ersteren 
zwar vorerst Regierung, aber daneben doch in ihren einzelnen 
Gliedern wieder Regierte; Aristokratie. 

IV. Der Gegensatz von Regierung und Regierten ist voll- 
kommen, aber menschlich so entfaltet, dass die Regierung in 
cinem Individuum konzeutriert ist, welches nur Regçnt, nicht 
zugleich Regierter ist, welches somit dem Staate ganz und gar 
angehôrt und gewissermassen die Einheit der Volksgemein- 
schaft personifiziert: Monarchie. 

Für jede der vier Grundformen gibt es einen Ui’typus, 
welcher in ihr sich spiegelt; 

Die Theokratie bildet die Herrschaft Gottes über 
die Welt, aber noch als eine unvermittelte, gewissermassen 
rohe und despotische nach. 

Die Monarchie verherrlicht die Einheit der Mensch- 
heit in „dem Menschen“ als Individuum, welches als 
Herrscher im Staate die Gesamtheit darstellt, oder die Ein- 
heit des Volkes in der Personifikation des Volks- 
fürsten. 

Die Demokratie drückt die Idee der Gemeinschaft des 
Volkes oder aller Individuen aus und stellt die Gemeinde 
im Staate dar. 

Die Aristokratie verkôrpert den Gegensatz der edleren 
und gemeinen Bestandteile des Volkes, und gibt jenen 
die Herrschaft über diese. Wie der Demokratie die Gemeinde, 
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so schwebt ihr der Adel der hôheren Basse und Art als 
Typus vor. 

In gewissem Sinne stehen Theokratie und Monarchie 
auf der einen, Aristokratie und Demokratie auf der 
anderen Seite sich gegenüber. In den beiden ersten nâmlich 
ist die Regierung in hôchster Machtfülle und Majestàt so kon- 
zentriert, dass der Regent nicht zugleich Regierter ist, dass 
er nur das Staatsin ter esse, nicht zugleich Privatinteressen ver- 
tritt. In der Theokratie aber ist diese Erhabenheit der Staats- 
herrschaft gôttlich und daher absolut, in der Monarchie 
menschlich und daher relativ dargestellt. Die beiden letzteren 
Grundformen auf der anderen Seite, welche daher auch mit 
4em gemeinsamen Namen der Republik zusammengefasst 
werden, haben das Gemeinsame, dass in ihnen der Gegensatz 
der Regierung und Regierten nicht so scharf hervortritt, son- 
Aere eine gewisse Mischung voraussetzt, so dass die nâmlichen 
Menschen sich bald als Obrigkeit, bald als Unterthanen be- 
trachten und âussern und zugleich offentliche und Privat- 
interessen haben. In der Demokratie verbreitet sich diese 
Mischung über das ganze Volk, in der Aristokratie dagegen 
ist sie auf die herrschende Klasse des Volkes beschrànkt, 
-welche zwar den übrigen Bestandteilen des Volkes nur als 
Herrscher gegenübertritt, unter sich selber aber gewohnlich 
demokratisch organisiert und so Herrscher und Unterthan zu- 
gleich ist. Insofern erscheint die Aristokratie allerdings als 
eine Zwischen- und Mittelstufe zwischen der Demokratie und 
«der Monarchie. 

In einer anderen Beziehung aber gehôren hinwieder Mon- 
archie und Aristokratie zusammen und sind der Theo- 
kratie und Demokratie gegeniiberzustellen. In den 
ersteren ist der Gegensatz zwischen Regierung und Regierten 
menschlich so organisiert, dass sich die Regenten als solche 
selbstândig fühlen und wissen, und ebenso von dem 
Volke geachtet werden, dass sie in eigenem Namen und 
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zu selbstândigem R e ch te die Herrschaft üben, vollkom- 
mener freilich in der Monarchie als in der Aristokratie. In 
den beiden letzteren dagegen bedarf der als Herrscher gedachte 
Gott immer, das als Herrscher gedachte Volk doch in der 
Regel einer Stellvertretung und Vermittelung durch 
Priester oder Beamte, welche persônlich zu den Regierten 
gehôren, aber nun als Diener Gottes oder des Volkes in 
deren Auftrag und Namen für den Herrscher handeln. 
Diese kônnen nicht sich selber als Regenten betrachten, aber 
sie verwalten gleichsam die Regentschaft für den eigentlichen 
Regenten, der nicht persônlich handeln kann. Sie sind ge- 
nôtigt, sich bestândig an eine andcre Macht anzulehnen, und 
in dieser Hinweisung auf die hôhere Macht, welche auch sie 
beherrscht, die Autoritât zu suchen, welche ihnen selber abgeht. 

Der Unterschied der Staatsformen je nach def Art der 
Regierung begründet das Verfassungsrecht und ist staatsrecht- 
lich. Derselbe Unterschied findet sich aber überdem in der 
Richtung des politischen Lebens vor, selbst im Gegensatze zu 
der Verfassungsform. Es kann ein Staat in theokratisieren- 
dem Geiste regiert werden, wenn gleich nicht Gott, sondern 
ein menschlicher Herrscher, z. B. ein Kirchenfürst oder eine 
Priesterkaste als Obrigkeit anerkannt ist. Ebenso gibt es 
aristokratisierende Staaten, die staatsrechtlich keine Ari- 
stokratien sind, wie z. B. der englische Staat, dessen mon- 
archische Form von aristokratischem Geist erfüllt ist; ferner 
demokratisierende Staaten, die keine Demokratien sind, 
wie z. B. das Kônigreich Norwegen. Es gibt endlich auch 
monarchisierende Staaten, ohne wirklichen Monarchen, wie 
z. B. die franzôsische Republik. 

Anm erk iing. Die Rohmerische Einteilung der Staaten (F. Roh- 
mers Lehre von den politischen Parteien §. 216 ff.) nach den vier Alters- 
stufen der Menschen zielt znnàchst wieder nicht auf die Staatsform, 
sondern auf den politischen Geist, der in dem Staate lebt, aber je nach 
dem politischen Parteicharakter. Sie erkennt 
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den radikalen Staatsgeist in dem Idolstaat, 

„ liberalen „ „ „ Indi vidualstaat, 

„ konservativen „ „ „ Rassestaat, 

„ absoliitistischen „ „ „ Formenstaat. 

Eine Monarchie z. B. kann moglicherweise aile diese Phasen des 
politischen Geistes der Reihe nach diirchmessen. Wenn R. v. Mohl 
(Staatswissenscliaft I, S. 262) einwendet, ein Volk sei nicht jiing und 
nicht ait, weil in jedem Yolk Kinder und Greise ziigleich beisammen 
seien, so beruht diese Einwendiing aiif einem Missverstândnis der Lehre, 
die er bestreitet. Schon die Alten haben gewiisst, und v. Savigny 
liât es der deutschen Juristenwelt klar gemacht, dass auch die Vblker 
als organische Gesamtwesen ihre Altersstufen durchleben, analog der 
Jugend und dem Alter der Individueii. Ausser dieser Folge der Zeiten, 
die sich in jeder Volksgeschichte wiederliolt, kommt aber der angeborene 
Volkscharakter in Betracht. Wie es einzelne Menschen gibt, deren 
Wesen kindlich oder auch kindisch ist und bleibt, und die selbst im 
reifen und hohen Alter diesen Grundzug ihrer Natur nie yerleugnen, 
und hinwieder andere, die schon in früher Jugend einen 'âltlichen 
Charaktei^ haben, so gibt es auch kindliche und àltliche Volker von 
Natur. Am deutlichsten zeigt sich das in den grossen Rassen. Die 
Negervolker sind mehrtausendjahrige Kinder, die roten Indianer zeigen 
ebenso wàhrend mehreren JahYhiinderten beharrlich ein altliches Wesen. 
In Europa, dem Weltteil der vorzugsweise mannlichen Volker, erscheint 
doch die Natur der Spanier — abgesehen von der Lebensperiode, in der 
sic sich belinden — eher dem iilteren, die der deutschen dem jugend- 
lichen Geiste zii entsprechen. Wie die Volker, sei es von Natur und 
daller bestândig, sei es auf der Altersstufe, auf welcher sie gerade sich 
befinden und daher periodisch jung oder ait sind, so erfüllen sie mit 
diesem Geiste auch den Staat, in dem sie leben. Die mànnliche Form 
der konstitutionellen Monarchie wird daher auf Haiti, weil ein kindisches 
Volk in ihr lebt, zu einem bübischen Possenspiel. 


Fünftes Kapitel. 

Das Princip der vier Nebenformen. 

Die Art des Staatshauptes ist zwar entscheidend für 
die ganze Gestalt des Staatskôrpers. Aber in zweiter Linie 
kommt doch auch das Eecht der Regierten in Betracht, 
and bestimmt sekundâr den rechtlichen Charakter der Staats- 
verfassung. Die Aristotelische Einteilung der Staatsformen 
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enthâlt, wenn man so die Gegenseite in dem Urgegensatze 
aller Staatenbildung berücksichtigt, die nôtige Ergânzung. 

War auf seiten der Regierung das oberste — herrschende 
Organ entscheidend, so ist auf seiten der Regierten, die wir 
als Gesanitheit im engeren Sinne wieder das Volk oder noch 
cher das Land heissen, die Kontrolle der Regierung und 
die Teilnahrae an der Gesetzgebung entscheidend. 

Indem wir nach diesem Merkmal die verschiedenen Staats- 
formen klassifizieren, erhalten wir folgende drei (beziehungs- 
weise vier) Nebenformen. 

I. Die Regierten werden insgesamt als eine blosso 
passive Masse behandelt, welche der Regierungsmacht un- 
bedingt unterthan und zu absolutem Gehorsam verbunden ist. 
Sie hat weder ein Recht der Kontrolle noch einen Anteil an 
der Gesetzgebung. Es sind das die absolut regierten Staaten, 
die wir daher unfreie Staatsformen (unfreie Vôlker) heissen. 
Sie sind nicht nur dann unfrei, wenn sie der Willkiir und den 
Launen eines Despoten angehôren (Despotien), sondern auch 
dann politisch unfrei, wann der Herrscher selber ein 
Rechtsgesetz anerkennt und sowohl das Privatrecht als die 
Privatfreiheit geschützt wird (Absolu tien). 

IL Ein Teil der Regierten, die oberen Klassen der- 
selben, haben das Recht der Kontrolle und der Teilnahme an 
den offentlichen Angelegenheiten und beschrânken dadurch 
die Regierungsgewalt. Aher die übrige Masse, insbesondere 
die unteren Volksklassen sind noch in dem politisch 
unfreien Zustande und hahen keine politischen Rechte. Wir 
heissen diese Staaten halbfreie Staatsformen. Die mittel- 
alterlichen Lehens- und Stàndestaaten sind von dieser Art. 

III. Aile Volksklassen haben politische Rechte. Das 
ganze Land (Volk) übt eine Kontrolle der Regierung und 
eine Mitwirkung aus bei der Gesetzgebung. Wir heissen diese 
Staaten freie Staaten oder auch Repuhliken im weitesten 
Sinne des Wortes. Wir kônnen sie auch Volksstaaten heissen. 
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Diese Kontrolle und Teilnahme wird daher entweder 

A) unmittelbar durch die Versammlung der Bürger 
geübt, wie vorzugsweise im Altertum (antike Republiken), 
oder 

B) mittelbar durch Ausschüsse und Stellvertreter, wie 
in der neueren Zeit (moderne Repràsentativstaaten). 

Wenden wir diese neue sekundare Unterscheidung auf 
die alte Einteilung der Grundformen an, so ergeben sich 
folgende Resultate: 

I. Die Theokratie neigt sich principiell zu der Klasse 
der unfreien Staaten. Aber sie ist nicht notwendig Despotie, 
îndem aucli der herrschende Gott oder die von ihm inspirierte 
Priesterschaft ein Gesetz des Gemeinwesens anerkennen und 
respektieren kann. Sie kann daher sich der zweiten und der 
dritten Klasse insofern annâhern, als die Ausübung der gôtt- 
lichen Herrschaft an die Mitwirkung aristokratischer Klassen 
oder selbst einer Volks.versammlung gebunden wird. Die 
jüdische Theokratie war in diesem Sinne republikanisch. 

IL Die Aristokratie gravitiert zur zweiten Klasse der 
halbfreien Staaten, kann aber auch als unfreier Staat vor- 
kommen, wenn der Demos politisch rechtlos ist, oder sie kann 
sich in die dritte Klasse der freien Volksstaaten erheben, 
wenn sie dem Demos wie in Rom eine wahre Volksvertretung 
verstattet 

III. Die Demokratie hat einen inneren Zug zur dritten 
Klasse der freien Staaten; sie kann aber zur Despotie werden 
gegenüber der Minderheit oder doch zur Absolutie gegenüber 
den einzelnen Bürgern; und sie kann im Verhàltnis zu einer 
unterwürfigen Klasse (Sklaven und Heloten im Altertum, 
Farbige in Amerika) als halbfreier Staat sich zeigen. 

IV. Die Monarchie, welche überhaupt in den mannig- 
faltigsten Formen erscheint, nimmt aile drei Klassen in zahl- 
reichen Anwendungen in sich auf. Die Despotien des Orients 
und die absoluten Monarchien auch des Occidents sind offenbar 

Bluntschli, allgemeine Staatsiehre. 


25 
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unfreie Staaten; das Kônigtum und das Fürstentum des Mittel- 
alters, welches durch den Klerus und die Laienaristokratie 
beschrânkt war, waren halbfreie Monarchien. Das romische 
Konigtuin nach der Servianischen «Verfassung und das alte 
frânkische oder das norwegische Kônigtum, welches der Volks- 
versammlung eineu gewissen Anteil an der Staatsleitung 
zugestanden batte, môgen als Beispiele der unmittelbaren 
Volksbeteiligung auch in freien Monarchien gelten. Die kon- 
stitutionelle Monarchie der neueren Zeit endlich ist die hôchste 
bisherige Ausbildung der Monarchie zu einem freien Staate 
mit Reprâsentativverfassung. 

Wird die Aristotelische Einteilung, die mit Recht von 
obenher ausgeht, so von untenher ergânzt, so fallen auch 
die wichtigsten Bedenken gegen dieselbe hinweg, insbesondere 
die Einwendung, dass sie nicht genug unterscheide und weder 
die Verwandtschaft, z. B. der heutigen Repràsentativdemokratie 
mit der konstitutionellen Monarchie, aoch die wesentliche Ver- 
schiedenheit z. B. der absoluten und der stândisch beschrânkten 
Monarchie zu erklàren imstande sei. 

Anmerkung. Angeregt hat mich zur Begründung dieser Neben- 
formen die intéressante Untersuchnng von Georg Waitz über die Unter- 
sclieidung der Staatsformen (Politik, S. 107 f.). Waitz nennt Republik 
den Staat, wenn die Staatsgewalt von dem Volke oder in dessen Auftrag 
von Stellvertretern des Volks geübt wird. Dagegen Kônigtum die 
Staatsform, die unabhângig von dem Volke durch eine Person als 
Staatshaupt kraft eigener Macht geübt wird. Die Aristotelische Einteilung 
betrachtet er dann als sekundar, die seinige als primâr, Das Kaiser- 
tum wird dann in Rom zur Republik, in Deutschland zum Kônigtum. 
Das ait -romische Patriciat wird zum Kônigtum, das Napoleonische 
Kaisertura zur Republik. Aber damît werden die beiden Einteilungen 
cher verwirrt als geordnet. Die obige Unterscheidung dagegen ist nach 
der Rücksicht auf die Art der Regenten und sodann nach dem Recht der 
Regierten logisch klar und als Erganzung zu der Aristotelischen Ein- 
teilung sogar notwendig. Sodann gibt sie auf die Frage, weshalb denn 
die konstitutionelle Monarchie der reprô-sentativen Demokratie naher ver- 
wandt sei als die absolute Monarchie, eine befriedigende Antwort. 
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Sechstes Kapitel. 

1. Die (Ideokratie) Tlieokratie. 

Die Form der Theokratie gehôrt vorzugsweise der Kind- 
heit des Menschengeschlechtes zu. In Asien und Nordafrika 
ist der Sitz der ersten staatlichen Entwickelung, und zuerst 
zeigen sich da theokratisclie Staaten. 

In den ersten Zeiten, als die noch junge Menschheit sich 
auf der Erde zurechtzufinden suchte, war offenbar das Geftilü 
der Abhiingigkeit von gottlichen Wesen und unverstandenen 
Naturkrâften noch âusserst lebhaft, und die Einwirkung Gottes 
oder der Natur auf das Leben, gewissermassen auf die Er- 
ziehung der Menschen, unmittelbarer und mâchtiger aïs spâter. 
Gott und die Gôtter verkehrten nach allen alten Sagen und 
Mythen personlich mit den Menschen, und was Platon uns 
von den Urzustânden selbst der hellenischen Volker erzàhlt, 
dass Kronos, die Schwâclîe und Unfâhigkeit der Menschen in 
jener Zeit bedenkend, ihnen ^zu Kônigen und Fürsten über 
die Staaten, nicht Menschen, sondern Dâmonen, Wesen von 
gottlicherem und hoherem Geschlechte gesetzt" habe, stimmt 
mit dem Glauben aller alten Volker zusammen. Platon selbst 
war dieser theokratischen Auffassung personlich zugethan und 
schlug in seiner Lehre vom Staat künstliche Tâuschungsmittel 
vor, um den damais entwickelteren Menschen von neuem 
den Glauben beizubringen, dass nicht Menschen, sondern Gott 
selber die Herrschaft im Staate führe, 

Wurde so Gott oder wurden Gôtter und Dâmonen i als 
die wahren Oberhàupter des Staates verehrt, so war mit diesem 

1 Von einem merkwürdigen dàmonokratischen Staate unserer 
Zeit berichtet der berühmte Entdecker der Altertümer von Niniveh, 
A. H. Layard (Niniveh und seine üeberreste, S. 144 ff.)* In den Ge- 
birgen Mesopotamiens wohnen die Jezidi, welche unter einem geist- 
lichen Oberhaupte steben, dem grossen Scheich, und dem Satan eine 
besondere Verehrung widmen, von dem sie glauben, er werde spâter 
wieder zu einem hohen Range in der himmlischen Hiérarchie gelangen. 
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Glauben der überwiegende Einfluss derPriester unzertrenn- 
lich verbunden, denn diese waren die auserwâhlten Sterb- 
lichen, welche vorzugsweise dem Dienste der Gôtter geweiht 
waren, ihren Willen vernahmen uiid ihre Sprache verstanden. 
Unter diesen Volkern haben daher auch die Priester den 
obersten Rang. In den einien verwalten die Priester geradezu 
das Régiment, im Namen Gottes oder der Gotter, in den 
anderen stehen zwar Kônige an der Spitze der Regierung, 
aber auch sie regieren nicht in eigenem Namen, sondern als 
Stellvertreter und Organe der Gôtter und sind entweder zu- 
gleich Oberpriester oder werden diirch den Einfluss der Priester 
geleitet und beschrankt. Die ersteren kônnen wir nach Le os 
Vorgang reine, die letzteren gebrochene Priesterstaaten 
nennen. In diesen ist der Uebergang von der Form der 
Theokratie in die der Monarchie ersichtlich. 

Ein solcher Priesterstaat war der Staat der Aethiopen 
in Meroë. Der Vorstand des Staates. gehôrt der Priesterkaste 
an. Die Priester bezeichnen ans ihrer Mitte einige der Besteii, 
ans welchen in feierlicher Prozession der Gott einen erwahlt. 
Ist der Ausspruch des Gottes gethan, so beugt das Volk vor 
dem Erwâhlten Gottes seine Kniee, und verehrt in ihm den 
Stellvertreter Gottes. Seine Macht aber ist in jeder Weise 
beschrankt durch die gôttlichen Gesetze und die fortdauernde 
Offenbarung des gôttlichen Willens in den Orakeln, welche 
die Priester vermitteln. Ein strenges Ceremoniell ordnet jeden 
seiner Schritte und der freien menschlichen Entschliessung ist 
kein Spielraum vergônnt. Ueberall begleiten ihn die Priester 
und wirken mit, und selbst seine Existenz ist vôllig unsicher. 
Wenn er dem Gotte missfàllt, so offenbart dieser den Priestern 
seine Ungnade. Die Priester teilen ihm durch eine Botschaft 
den zürnenden Willen des Gottes mit, und es bleibt ihm nichts 
anderes übrig, als durch freiwilligen Tod den gôttlichen Zorn 
zu sühnen.*^ 

^ Diodonis Sic., Hist. III, 5, 6. Vgl. Le os Weltgesch. I, S. 79. 
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lu gebrochener Form sehen wir diesen Priesterstaat in 
Aegypten. ürsprüuglich herrschten auch da nach der Volks- 
sage wâhrend vieler Jahrhunderte die Gëtter selbst. SpSter 
jedoch regierten menschliche Konige, aber als Gottersohne und 
selber wie Gcitter verehrt und durch das heilige Gesetz, eine 
strenge Etikette und den Einfluss der obersten Priesterkaste 
beschrânkt. Die gottlicba» Vorschriften waren so genau im 
einzelnen bestimmt, dass dem Konige nicht einmal die Aus- 
wahl der Speisen, die er essen wollte, freigegeben, sondern 
auch seine frugalen Mablzeiten cin für allemal festgesetzt 
■waren. ® Bei seinem Leben freilich wagten die Priester nicht 
inehr, im Namen der Gotter Gericht über ihn zu halten, aber 
wenn er starb, so wurde ein grosses und ôffentliches Toten- 
gericht über ihn von den Priestern angcordnet. Die Ehre 
seines Namens bei der Nachwelt und die Aufnahme der ab- 
geschiedenen Seele in der Unterwelt und seine Wiedergeburt 
wurde durch ihr Urteil bpstimmt. Untcr einein Volke, welches 
an die Fortdauer der Seele nach dem irdischen Todc glaubte, 
mit âusserster Sorgfalt sogar den Leichnam vor der Verwesung 
zu retten suchte und seinen Toten reich geschmückte und 
an aile Erfordernisse des Lebens erinnernde Wohnungen er- 
baute, hingen von diesem ernsten Totengericht die Hoft'nungen 
und Befürchtungen auch der Lebenden ab, und es war das- 
selbe daher in der Hand der Priester eine furchtbare Macht. 

Verwandt und grossenteils ideokratisch war auch der 
altindische Staat. Der Kônig steht nach der Ordnung der 
Kasten un ter den Brahmanen; der Brahmane verschmâht es, 
ihm seine Tochter zur Frau zu geben, sie würde durch die 
ungleiche Ehe entwürdigt. Aber die Würde des Konigs wird 
doch wieder so hoch gehalten, dass ihr eine besondere Gôtt- 
lichkeit inwohnt. Sein Leib wird nach den Gesetzen Manus 

3 Diodorus Sic., Hist. I, 71, 72. Vgl. Dunker, Gesch. d. Alter- 
tu ms Bd. I, S. 140 ff. 
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aus Bestandteilen gebildet, welche in den acht gôttlichen 
Wâchtern der Welt ihren Ursprung haben, daher ist er rein 
und heilig. „Wie die Sonne blendet er die Augen und Herzen, 
und nieraand auf Erden vermag ihm ins Antlitz zu sehen. 
Gott bat ihn geschaffen zur Erhaltung aller Wesen. Keiner 
darf ihn, selbst wenn er noch ein Kind ist, verachten, indem 
er zu sich sagt: er ist ein einfac^er Sterblicher; denn eine 
grosse gôttliche Kraft wohnt in ihm.“ ^ 

Auch der indische Kônig ist von Priestern umgeben. 
Er bedarf der Weihe, wenn er die Regierung antritt. Seine 
sieben oder acht Minister, welche er einzeln und vereint in 
allen Geschiiften verniinmt, bevor er den Entscheid fasst, 
sind meistens Brahmanen. Jedenfalls aber niuss er in allen 
wichtigen Dingen vorerst einen brahmanischen Gewissensrat 
zu Rate ziehen. Auch ihm ist ein strenges Ceremonj.ell vor- 
geschrieben, und die Gesetze Manus mahnen ihn in ernster 
Sprache an seine — wenn auch nicht nâher geordnete — 
Verantwortlichkeit: „Der unsinnige Monarch, welcher seine 
Untertlianen durch Ungerechtigkeit bedrückt, wird in kurzem 
seines Konigtums und seines Lebens beraubt werden, er und 
seine ganze Familie."^ 

Immerhin hat der indische, in hôherem Grade arische 
Staat übrigens ein helleres, freieres Ansehen, und ist in ihm 
die konigliche Würde und Macht mehr und staatlicher aus- 
gebildet, als in den finsteren Priesterstaaten von Meroë und 
Aegypten. In allen aber finden wir ein schroffes und starres 
Kastensystem; grosse Vorrechte der Priesterkaste, die in sich 
ailes geistige Leben der Nation vereinigte und abschloss und 
zugleich reichlich mit den Gütern der Erde ausgestattet war; 
— in Aegypten gehôrte der dritte Teil des Bodens ihnen zu;® 

^ Manava-Dharma-Sastra, Lois de Manou, par Loiseleur, 
Paris 1833, V. 96, 97 5 VII, 3->^8. 

5 Ebend. VII, 54 ff., 111. 

6 Diodor. Sic., I, 73. 
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das indische Gesetz sagt: „Ein Kônig darf, selbst wenn er 
vor Mangel stürbe, nie von einem in den heiligen Schriften 
belesenen Brahmanen eine Steuer nehmen und nieraals dulden, 
dass in seinen Staaten ein solcher Brahmane Hunger leide.“ 
— Ferner eine gedrückte Lage und verachtete Zustànde der 
unteren Volksklassen, welche auch. für einzelne nicht durch die 
Hoffnung des Emporsteigens erhellt wurden. Die âgyptischen 
Bauern sind durchweg nur Hôrige, welche die den Priestern 
oder dem Kônige oder den Kriegern zugehôrigen Güter be- 
bauen. Die Hirten und die Handwerker sind erblich an 
ihr Geschâft gebunden, willkürlicher Schatzung unterworfen 
und ohne allen aktiven Anteil an den Staatsinsfitutionen. 
Zahlreiche Fronen aller Art sind in diesen Landern ver- 
breitet. 

Noch viele Jahrhunderte hinab hat ein theokratischer 
Charakter des Staates in Asien sich erhalten, und auch spàter 
noch ist derselbe in dem orientalischen Herrschertum 
fortwâhrend sichtbar. Die Macht der Priesterschaft freilich 
über die immer entschiedener weltlichen Herrscher ist durch 
■die steigende Macht dieser, wie sie in den grôsseren, durch 
Eroberung entstandenen und durch Kriegsheere zusammen- 
gehaltenen Keichen sich entwickelte, mehr in den Hintergrund 
gewiesen und verdunkelt worden. Aber die Herrscher selbst 
wurden wie Gôtter verehrt. Die Staatsform blieb theokratisch, 
nur trat sie in eine neue Wandelung ein, Zuerst war der Gott 
in Person der Herrscher, seine Werkzeuge die Kônige und 
die Priester; dann stellte sich die Herrschaft mehr und mehr 
Ausserlich als eine Priesterherrschaft dar, mit einem anfangs 
priesterlichen , dann kriegerischen Kônige an der Spitze; 
«ndlich wurde der Kônig selbst zum Gott erhoben, und es 
«ntstand der übermenschliche „Despotenstaat“. Es gilt das 
namentlich von dem spâteren Perserreiche und selbst von 


7 Lois de Manou. VII, 133. 
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den neueren Staaten der mohammedanischen Sultane und 
den chinesischen Kaisern. 

Der Konig von Iran [Vitaçpa um das Jahr 1000], unter 
■welchem Zarathustra (Zoroaster, Serduscht) als Prophet 
auftrat, nannte sich selbst einen „Priesterkônig“, und in den 
heiligen Büchern (dem Send-Avesta) wird der Perserkônig nicht 
zu der Kaste der Krieger, wie in Indien, sondern zu der 
der Priester (der „Rechtskundigen und Gottesgelehrteu“) ge- 
rechnet. ® Das ganze Staatssystem ist zugleich Religionssystem, 
Recht und Moral unausgeschieden , der Zusammenhang der 
unsichtbaren Welt, der guten und bosen Geister mit der 
sichtbaren Welt der Menschen in allen Dingen fortwâhrend 
anerkannt. Aber seitdem die Kônige von unpriesterlichem 
persischem Geschlechte die Herrschaft erlangten, nahm der 
persische Staat mehr die Natur eines solcben Despotepreiches 
an, und der Einfluss der Magier, so gross er in manchen 
Dingen blieb, ward, verglichen mit den âlteren Zeiten, um 
vicies geringer. Allmâchtig wie der Gott, dessen Gnade ihn 
erhobcn bat, waltet in seinem Reiche der Perserkônig im 
Princip, und sein Hof ist das Abbild des himmlischen Hof- 
staates des guten Weltgeistes Ahuramasda. Die Ehren, die 
ihm erwiesen werden, gleichen den Ehren der Gottlieit. Vor 
seinem goldenen Throne, der hoch emporragt und auf dem 
er in reichstem Schmucke mit der Tiara auf dem Haupte sitzt, 
den goldenen Stab in der Hand, das Schwert zur Seite, im 
Purpurmantel, „strahlend wie die Sonne an dem glanzendeu 
Firmament," werfen sich selbst die fremden Gesandten nieder 
in den Staub, wie Sklaven vor dem Herrn oder Betende vor 
dem Gott. Wie diesem die Opfer, so werden ihm die Gaben 
derer dargereicht, welche seinem Throne nahen. Und wenn 
er stirbt, so bezieht er den herrlichen Totenpalast in Persepolis^ 

8 Vullers Fragmente über die Religion des Zoroaster, Bonn 1831, 
S. 33, 69, Vgl. Spiegel, Avesta, Leipzig 1852 — 63, III Bde. [S. ferner 
Duncker, Geschichte des Altertums IV, 77 ff.; 110 ff.] 
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dort das Leben der Seligen fortsetzend. Ein feierliches Cere- 
moniell mit seinen mannigfaltigen Symbolen umgibt ihn, ® ihn 
zu ehren. In der Wirklichkeit freilich ist gerade dieses 
auch ihn beengende und wie mit einem goldenen Netze um- 
spinnende Ceremoniell die unauflôsliche Schranke und Fessel 
seines Willens, und spottet der fingierten Allmacht, die ihm 
in der Idee zugeschrieben wird. 

Ein Fortschritt aber liegt unverkennbar in dieser Wande- 
lung aus dem eigentlichen Priester- in das Despotenreich des 
Orients. Das starre Walten ciner für gottlich gebaltenen 
Offenbarung in dem Gang und den Formen der Gestirne, nach 
welcher die Priester auch den Staat leiteten und die Gleich- 
massigkeit und Unverânderlichkeit des ganzen ein ftir allemal 
durch gôttliche Gesetze normierten Staatslebens waren durch- 
brochen;,und wenn auch in der trüben Form der Despotie, 
âusserte sich nun ein freier menschlicher Wille in den Staats- 
angelegenheiten und kont^te Rücksicht nehmen auf die natür- 
lichen Verânderungen in den Zustànden der politischen Welt 
und auf die mancherlei neuen Bedürfnisse der "Volker. In 
dem persischen Reiche wurde denn auch die Eisdecke des 
Kastenwesens frühzeitig aufgelost. 

Der merkwürdigste Staat dieser Gattung im Altertum war 
die Theokratie der Juden nach der mosaischen Gesetzgebung. 
Die Reinheit der mosaischen Religion, der lebendige Glaube 
an einen Gott, den Schôpfer und Erhalter der Welt, ist die 
feste Grundlage, auf welcher der jüdische Staat erbaut ist. 

Gott selbst, Jahveh oder Jéhovah, wird als Kônigder 
Juden gedacht. Er ist der unsterbliche Herr des sterblichen, 
aber auserwàhlten Volkes. Er gibt das Gesetz, er regiert das 
Volk. Die ganze umfassende Gesetzgebung, welche wir von 
Moses her benennen, erscheint als Offenbarung Gottes, mit 
welchem Moses in der Einsamkeit der Berghôhe gesprochen, 

9 Eine vortrelïliche kurze Darstellung dieser Staatsform bei Leo^ 
Weltgesch. I, S. 120 ff. Duncker, Gesch. d. Alt. IV, 177 ff. 
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dessen Willen er mit Furclit und Zittern vernommen und 
getreu dem Befehle des Herrn dem Volke verkündet hat. 
Blitz und Donner haben die Gegenwart Gottes auf dem Berge 
Sinai allem Volke bezeugt. 

Das ganze Volk aber wurde durch diese gôttliche Herr- 
schaft gehoben. In Aegypten noch war es verachtet und jeder 
Aegyptier aus einer der hôheren Kasten betrachtete die Juden 
als Verworfene, deren Umgang verunreinige. Nun erhielten 
sie das erhabene Gefühl, das bevorzugte Volk des hochsten 
Gottes zu sein. Obwohl auch sie in erbliche Stâmme einge- 
teilt wurden und auch unter ihnen ein gesonderter Priester- 
stamm (der Stamm Levi) geordnet ward, so waren doch aile 
Stâmme Nachkommen der Erzvàter Abraham, Isaak und Jakob 
und galt hinwieder das ganze Volk als ein „Priestervolk“. 
Die schroffe Ueberordnung der Kasten ist somit ,hier von 
Grund aus aufgegeben und die Brtiderlichkeit der Stâmme 
zum Princip erhoben. 

Das gôttliche Gesetz wird in einer mit Gold überzogenen 
Lade verwahrt, über welcher der goldene Thron der Gnade 
sich erhebt, von zwei Cherubim bewacht und aïs Sitz der 
gottlichen Offenbarung verehrt. In der Stiftshütte, gewisser- 
massen der gottlichen Residenz, die von den Priestern bewahrt 
wird, ist die Lade und der Thron in dem Allerheiligsten hinter 
einem Vorhang verborgen. Dort empfângt der Hohepriester 
die Gebote Jehovahs und verkündet sie. Der Hohepriester, 
aus dem Geschlechte Arons, des Bruders von Moses, stammend, 
ist das regelmâssige Organ des gottlichen Willens und der 
Vertreter des Volkes vor dem Herrn. Ausnahmsweise, in 
kritischen Zeiten, erweckt Jéhovah einzelhe erleuchtete Indivi- 
duen, die als Propheten die misskannte gôttliche Autoritât 
herstellen, das Gewissen der Kônige und des Volkes wach- 
rufen, den Abfall von Gott züchtigen, zur Bekehrung mahnen 
und das künftige Schicksal des Volkes enthüllen. Auch die 
Richter, welche an der Spitze der verschiedenen Stâmme das 
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Recht verwalten und handhaben, thun es im Namen Jehovahs, 
,denn das Gericht ist Gottes.“ Daher sollen sie „keine Person 
im Gericht anseheii, sondern den Kleinen hôren wie den 
Grossen und sich vor niemanden scheuen.“ Ist ihnen aber eine 
Sache zu scbwer, so sollen sie sich an den Ort der Stiftshütte 
wenden und dort vernehmen, wie durch den Mund der Priester 
Gott die Sache entscheidet. Den Spruch sollen sie erfüllen, 
Oder des Todes sterben. 

Wie das Volk der strengen, aber segensreichen Herrschaft 
Jehovahs unterthan ist, so ist auch der ganze Boden des ge- 
lobten Landes in Jehovahs Eigentum. Unter die Familien 
wird er nur zu Lehen verteilt, nicht zu freiem verfügbarem 
Eigentum. Von allen Früchten des Bodens und von allen 
Früchten der Tiere muss daher zur Anerkennung des gôtt- 
lichen Qbereigentums der Zehnte an die Stiftshütte zum 
Unterhalte der Priester gegeben werden. Jedes siebente Jahr 
ist ein Feierjahr, auch füi- das Land, welches dann nicht he- 
baut wird, wie der siebente Wochentag ein Ruhe- und Feier- 
tag für den Menschen ist, und nach siebenmal sieben Jahren 
in dem Jubeljahr wird die Verteilung des Bodens wieder neu 
bereinigt, so dass verarmte Familien ihren Lehensboden zu- 
rückerhalten , reich gewordene ihren Ueberfluss an Gütern 
wieder herausgeben müssen. Unter den Juden selbst darf es 
keine Leibeigenschaft geben; das Jubeljahr macht auch die frei, 
4ie sich selber in die Knechtschaft eines anderen begeben haben ; 
nur Fremde konnen zu Sklaven erkauft und besessen werden.” 

Als die Juden spâter einen Konig begehrten, „damit sie 
auch seien wie aile anderen Vôlker,“ willfahrte Jéhovah ihrer 
Bitte durch den Mund des obersten Richters, des alten Samuel, 
aber trôstete diesen mit den Worten: ^Gehorche der Stimme 
des Volkes in allem, das sie zu dir gesagt haben; denn sie 

10 V. Mose, 1, 17 und 17, 8 ff. Vgl. Duncker a. a. O. II, 102 ff.; 
Bluntschli, Altasiatische Gottes- und Weltideen, Nr. IV. 

11 III. Mose, K. 25; V. Mose, K. 4 und 5. 
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haben nicht dich, sondern mich verworfen, dass icb 
nicht soll Kônig über sic sein.“'* So ging die Form 
der reinen Theokratie in die einer Monarchie über, 
welche indessen immer noch durcli theokratische Institutionen 
und durch die ganze durch und durch religiôse Natur und 
Mission des jüdischen Volkes beschrânkt und modifiziert blieb. 

In Europa sind nur schwache und vereinzelte Nachklange 
der Theokratie zu erkennen. Wenn der romische Kaiser Ca- 
ligula mit goldenem Bart und Blitz wie Jupiter sich ôffent- 
lich zeigte, oder Heliogabal sich als Opferpriester der herr- 
schenden Sonne gerierte, oder nach der schweizerischen Sage 
der Vogt Gessler von den freien Mannern des Gebirgs for- 
derte, dass sie dem Hute des Kaisers ihre Vcrehrung beweisen, 
so waren das nur karikierte Nacbbildungen einer unterge- 
gangenen Staatsform, die keinen Anspruch hatten au/ Bestand. 
Wohl aber ist im rômischen Beiche in der Sitte, sogar den 
lebenden Kaisern Statuen und Tepipel zu errichten und die 
gestorbenen als Divi zu verehren, sowie in dem spâteren Cere- 
moniell der byzantinischcn Kaiser noch ein theokratisches 
Elément sichtbar geworden. 

Im Mittelalter bekamen besonders durch den Einfluss der 
Geistlichkeit, welche von jeher ihre Vorliebe für die theokra- 
tischen Lehren kund gegeben hat, auch die christlichen Staats- 
einrichtungen in manchen Beziehungen eine theokratische 
Fârbung. Wir werden derglelchen zwar mehr in den geist- 
lichen als in den weltlichen Fürstentümern gewahr; 
aber auch die letzteren hielten sich nicht rein davon. Sogar 
der Kaiser hat zugleich priesterliche Weihen empfangen müssen. 
Aber so sehr das Mittelalter es liebte, ailes Recht und aile 
Gewalt von Gott abzuleiten, so betrachtete es doch die Ge- 
walthaber als Menschen und sorgte reichlich für menschliche 
Beschrânkungen ihrer Macht. 


ri I. Samuel. 8, 7 ff. 
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Nur die Verfassung der christlichen Kirche, die Hiérarchie 
des Klerus, folgte ganz dein theokratischen Zug. Die weltlichen 
Fürsten und Obrigkeiten wurden doch auch von der katho- 
lischen Kirche oft an ihren menschlichen Ursprung erinnert. 
Der Grundcharakter der mittelalterlichen Staatsformen in 
Europa ist eher Aristokratie und Monarchie als Theokratie. 

Dagegen konnen die ebenfalls im Mittelalter entstandenen 
mohanimedanischen Staaten eher als theokratisch be- 
zeichnet werden. Zwar glaubt auch die mohammedanische 
Welt nicht mehr, wie die alten Juden, an eine unmittelbare 
und regelmâssige Gottesregierung. Die mosaische Theokratie 
ward von Mohammed nicht wiederhergestellt. Aber der Koran 
lehrt, dass Gott die Herrschaft gebe, wem er will, und be- 
trachtet den menschlichen Fürsten an der Spitze des Staats 
als den Statthalter und Leheiistrâger Gottes. Jn dem 
Kalifat oder der idealsten Darstellung des mohammedani- 
schen Staatensystems einigen sich die Eigenschafteii des Ober- 
priesters und des Oberkonigs. Der Kalif ist Papst und Kaiser 
zugleich. Religion und Redit, Théologie und Jurisprudenz 
werden nicht gcnügend unterschieden. Die Gottesgelehrten 
sind auch Rechtsgelehrte. Der Islam vertragt sich weit eher 
mit der Theokratie als das ChristentumJ^ 

Die moderne Zeit endlich hat eine offenbare Abneigung 
gegen die theokratische Staatsform und gegen ailes, was an 
dieselbe erinnert. Ihj: Streben ist vielmehr der humanen 
Staatsordnung zugewendet. Die Beseitigung aller priesterlichen 
Fürstentümer, zuletzt 1870 der pâpstlichen Landesherrschaft 
im Kirchenstaat, ist ein beredtes Zeugnis dieser Zeitrichtung.i^ 

13 Ueber einige andere theokratisierendeStaaten vgl. Bluntschli, 
Artikel Ideokratie im deutschen Staats worterbuch, Bd. V; v. Mohl, En- 
cyklopàdie der Staatswisscnscliaft, §. 41. 

11 Selbst die Verfassung von Monténégro, die vor wenigen Jakren 
noch in dem Vladika ein kriegerisch-priesterliches Oberhaupt an der 
Spitze batte, ist seither durch die Trennung der priesterlichen Würde 
«nd der Regierungshoheit den übrigen europaischen Staaten nàher getreten. 
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Die theokratischen Staaten zeigen folgende gemeinsame 
Charakterzüge : 

1. Religion und Recht, kirchliche und staatliche Institu- 
tionen und Maximen sind in ihnen gemischt und zwar in dem 
Verhàltnis, dass die religiôsen Elemente das Uebergewicht 
haben über die politischen. Die Aussicht auf das Leben nach 
dem Tode beherrscht das irdische Leben so sehr, dass dieses 
sich nicht in Freiheit zu entfalten getraut. 

2. Das Princip der Autoritât ist zu übermensch- 
licher Erhabenheit gesteigert. Ailes bürgcrliche und bffent- 
liche Leben ist davon abbângig. Sie ist ibrer Natur nach 
absolut. Die Unterthanen stehen mit dem Staatshaupte nicht 
in einem menschlichen Verhàltnis, nicht als Sohne desselben 
Vaterlandes, oder Genossen desselben Geschlechts und Volks. 
Der Herrscher erhebt sich über sie in eine uuerreichbare Hohe 
und wird zum allmâchtigen Herrn. 

3. Soweit diese gottliche Autoritât als abgeschlossene 
Offenbarung einer gôttlichen Gesetzgebung sich vor 
Zeiten kund gegeben hat, wie bei den Juden in dem mosaischen 
Gesetz, wie bei den Mohammedanern in dem Koran, begründet 
sie eine feste, aber auch unverànderliche Ordnung. 

Soweit sie dagegen in den wechselnden Schicksalen 
des Vôlkerlebens über die Bedürfnisse des Augenblickes ent- 
scheiden, wenn sie neue Gebote oder Verbote geben soll, so 
gibt es nur zwei Wege, auf denen die Stellvertreter der gôtt- 
lichen Herrschaft diesen Willen erfahren kônnen. Entweder 
es bestehen âussere Einrichtungen, die dazu dienen, den 
Willen Gottes zu erkunden; oder man vertraut der inneren 
Inspiration. Wie man die erstere auch ausdenke, ob man 
nach Art der Chaldâer in den Sternen lese, oder mit den 
Juden auf den zündenden Blick der Sonne wartc, ob man in 
der Weise der rômischen Auguren und Haruspices den Flug 
der Vôgel deute und die Eingeweide der Opfertiere prüfe, 
oder wie die Hellenen die Orakel befrage oder wie die Ger- 
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manen die Lose schüttle und werfe, diese Mittel führen un- 
fehlbar auf die Irrwege des Aberglaubens und des Truges^ 
Der zweite Weg aber der inneren Inspiration ist um so mehr 
der Selbsttàuschung ausgesetzt, je weniger der Mensch die 
eigenen Geisteskrâfte anstrengt, die Gott ihm zur Thâtigkeit 
gegeben bat, je passiver er sicb verbâlt und je leidenscbaft- 
licber er sicb der erwarteten gôttlicben Stromung bingibt. 

Die unentbebrlicben menscblicben Organe der staatlicben 
Willensbildung sowobl für die Gesetzgebung als fur die 
Regierung sind also in der Tbeokratie sehr unvollkommen 
ausgebildet und durcbaus unsicber. 

4. Uebermacbt des Priestertums, das sicb Gott 
nàber glaubt, über die weltlicben Aemter. Wenn die Priester 
die obrigkeitlicben Recbte unmittelbar ausüben, so erscbeint 
der tbeolyatiscbe Staat als offenbarer Priesterstaat; wenn 
es neben ihm eine weltlicbe Obrigkeit gibt, so macbt sicb die 
priesterlicbe Uebermacbt gewôbnlicb im Verborgenen geltend 
und es ist der Staat ein latenter Priesterstaat. 

Da aber in allem Priestertume etwas Weiblicbes ist, so 
werden in dem Priesterstaat die weiblicben Eigenscbaften den 
mànnlicben übergeordnet. Das mânnlicbe Selbstgefübl und die 
menscblicbe Freibeit kônnen nicbt zur Entwickelung gelangen. 
Die Zurücksetzung der Laien und die Hemmung ibres Geistes 
sind von der Priesterberrscbaft unzertrenniicb. 

5. Grausamkeit.der Strafrecbtspflege und Hârte der 
Strafen.^® In der menscblicben Gerecbtigkeit wird der Zorn 
Gottes dargestellt; die freie Regung des individuellen Geistes 
wird als Gottlosigkeit verurteilt, aucb ein geringes Vergeben 
wie eine Beleidigung der gôttlicben Majestàt scbwer geabndet. 

6. Die ganze Erziebung der Jugend und des Volkes 
bleibt in den Hânden der Priesterscbaft. Die Scbule und die 
Gildung sind vôllig dienstbar der kircblicben Leitung und den 


15 Giite Bemerkung darüber bei Duncker a. a. O. IV, S. 398. 
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kirchlichen Zwecken. Aile Wissenschaften , Künste, Fertig- 
keiten werden nur insofern geschâtzt und gepflegt, als sie zu 
religiosen Zwecken nützlich sind; im tibrigen aber mit Miss- 
trauen betrachtet und vernachlâssigt , und wenn eine Gefahr 
für die hergebrachte religiôse Autoritàt daraus zu erwachsen 
scheint, unterdrûckt und verfolgt. 

Wissenschaft und Kunst haben keinenWert für sich, 
sondern nur für die Religion, sie sind nicht freie Schôpfungen 
des Menschengeistes, sondern Sklavinnen der Kirche. 


Siebentes Kapitel. 

II. Monarcliisclie Staatsformen. 

Die Haoptarten der Monarchie. 

Die monarchische Staatsform bat die allgeineinste Aner- 
kennung unter den verschiedensten Volkern der Erde erlangt. 
Wir finden sie in allen Weltteilen, in Asien und in Europa 
fast überall und schon in den Anfangen unserer Geschichte 
wie in der Gegenwart. Aber unter sich sind die Monarchien 
sowohl in der Idee als in der Form ihres Daseins so sehr 
verschieden und raannigfaltig, dass es schwer wird, die Haupt- 
arten derselben nâher zu bestimmen. 

I. Den Uebergang von der Theokratie zur humanen Mon- 
archie bildet die Despotie, wie sie in Asien vorzüglich 
Macht und Geltung erlangt hat. Das charakteristische Kenn- 
zeichen der Despotie ist, dass sie ailes Recht in dem Mon- 
archen dergestalt einigt, dass ausser ihm und ihm gegenüber 
niemand testes Recht hat. Er allein ist der Berechtigte, aile 
anderen sind vor ihm rechtlose Wesen, Sklaven. Er kann 
wohl von dem religiosen oder moralischen Pflichtgefühl be- 
schrânkt sein und anerkennen, dass er Gott für die Ausübung 
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seiner Allgewalt verantwortlich sei, aber er ist nicht be- 
schrânkt durch die Rechte seiner ünterthanen. Vor ihm gibt 
es kein anderes Recht, als was er ans Willktir und Gnade 
zulasst. 

Diese Despotie muss, um sich selbst auch nur einiger- 
massen zu erklàren, auf die gottliche Allmacht sich berufen. 
Der Despote muss als Stellvertreter Gottes und als Inhaber 
der gdttlichen und deshalb unbegrenzten Gewalt verehrt wer- 
deu. Darin liegt die nàhere Beziehuiig zur Theokratie, an 
deren Gebrechen auch die Despotie leidet, auch wenn sie im 
übrigen zugesteht, dass der Despot ein Mensch sei. Die mo- 
hammedanischen Staaten des Mittelalters haberi aile einen 
solclien Zug zur Despotie: und erst in unserer Zeit fangen 
sie an, sich der europâisch-huinanen Monarchie entschiedener 
anzunâheyii. 

IL Wir konnen die Despotie als eine barbarische Form 
der Monarchie bezeichnen. Die hoheren arischen Volker 
haben sie sclioii in der Vorzeit als ihrer unwürdig verworfen. 
Sie haben aile ausser den Rechten der Fürsten und Konige 
auch Rechte der Stande und der Privatpersonen behauptet 
und sich als Freie, nicht als Sklaven gefühlt, Wo die Ueber- 
macht des Monarchen unter ihnen zuweilen der Despotie âhn- 
lich überspannt wurde, da empfanden die arischen Volker das 
immer als einUnrecht, und bei günstiger Gelegenheit traten 
sie dem Despoten entg«gen und nôtigten ihn, auch die Rechte 
der ünterthanen anzuerkennen. Die civilisierte Monarchie 
ist daher immer eine durch die gemeinsame Recht s- 
ordnung bedingte und beschrànkte. Die Stellung des 
Monarchen wird dadurch nicht erniedrigt, sondern erhôht, 
und seine Macht nicht geschwâcht, sondern verstârkt, denn 
es ist edler, einem freien Volke, als einer knechtischen Menge 
vorzustehen und die politischen Kràfte jener zusamraenzu- 
fassen und zu leiten, als den stumpfen Gehorsam dieser zu 
lenken. Je mehr in einem Staate die Einheit und Energie des 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 26 
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Ganzen mit (1er freiesten Entfaltung aller Glieder verbundeii 
erscheint, um so vollkommener ist der Staat organisiert. Das 
aber ist nie in der Despotie, sondern nur in der civilisierten 
Monarchie môglich. 

Der menschliche Geist hat in den verschiedenen Zeit- 
altern imd unter den verschiedenen Vôlkern mancherlei Ver- 
suche gemacht, uni die richtige Form der rechtlichen Be- 
stimmung und Beschrànkung zu finden. 

Fine der âltesten Formen ist das Geschlechtskonig- 
tum, die Patriarchie. Der Konig Avird me der Hâuptling 
ans dem vornehmsten Geschlecht, als (1er Aelteste und der 
Vater des Staminés verehrt Die Institution erscheint da noch 
gebunden an den Verband der Familienart und beschrankt 
durch den Familiengeist. In dem Vizpati der indischen Stàmme 
wie in dem Kuning der deutschen Vôlkerschaften mrd diese 
kindlich naive Anschauung sichtbar. 

Ebenso gebunden an privatrechtliche Zustande und In- 
stitutionen ist die Form des patrimonialen Fürstentums, 
welches vorzüglich im Mittelalter Anerkennung fand, sei es 
in der Form des Lehensstaats, sei es in der Form der 
einfachen Landesherrschaft (dominium terrae). Audi da 
wirken gewôhnlich Familienrecht und dynastische Vorstel- 
lungen ein; es kommt aber hinzu die Verwechslung des Staats 
mit einer im Eigentum befindlichen Grundherrschaft. Das 
Amt wird einem Vermôgensrechte ahnlich betrachtet und be- 
handelt. 

Wir kônnen diese beiden Formen, in denen das Staats- 
bewusstsein noch nicht durchgebrochen ist, als unreife Ent- 
wickelungsphasen bezeichnen. 

IIL Ist zwar das Staatsbewusstsein teilweise geweckt 
worden, aber noch in einer einseitigen Richtung auf eine ein- 
zelne ôffentliche Funktion als Hauptfunktion des Fürstentums 
befangen, so entstehen die einseitigen Formen entweder 
des Kriegsfürstentums (Herzogtum, Imperatoren- 
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staat), wenn die kriegerische Obergewalt bestimmend wirkt, 
Oder der Gerichtsherrschaft, wenn das Richteramt als 
Herrschaft angesehen wird. Das erstere wird durchweg ge- 
waltiger und energischer erscheinen, die letztere beschrânkter 
und gemiissigter. 

IV. Wenn das Staatsbewusstsein in dem Fürsten übei- 
reizt und übermâchtig wird, so dass er sich selbst für 
den allmachtigen Herrn und Inhaber aller ôffentlichen Gewalt 
hait, so kommt zwar die viclseitige und ôffentliche Bedeutung 
der Monarchie als einer entscheidenden Centralgewalt zur Er- 
scheinung, aber die Bevblkerung wird in politischer Unfreiheit 
niedcrgehalten. Es entsteht die absolute Monarchie, welche 
als civilisierte Staatsform der barbarischen Despotie ent- 
spricht, aber sich dadurch von ihr unterscheidet, dass der 
civilisierU Monarch doch eine Rechtsordnung als not- 
wendig anerkennt und sich selbst verpflichtet, derselben 
gemâss — wenigstens in, der Regel — zu regieren. Aus- 
gedehnter erscheint diese absolute Gewalt in dem antiken 
rômischen Staat, beschrânkter in der neueren Absolutie, die 
durch das Christentum und die freiheitliche Entwickelung 
auch des Mittelalters beschrànkt wird. 

V. Edler entwickelt und in sich gehaltener sind die For- 
men der beschrânkten Monarchie, welche die einheitliche 
Machtfülle der staatlichen Centralgewalt in sich aufnehmen, 
aber zugleich damit dje Freiheit der Volkskla.ssen und der 
einzelnen Bürger zu verbinden unternehmen. 

Dahin gehort sowohl die mittelalterliche Form einer ari- 
stokratisch und stândisch beschrânkten, als die moderne 
Form der reprâsentativen und konstitutionellen Mon- 
archie. 

Einige der wichtigsteu Erscheinungen dieser verschie- 
denen Arten verdienen eine besondere Betrachtung, wie die- 
selbe den folgenden Kapiteln vorbehalten wird. 

VL An dieser Stelle muss aber noch ein anderer Gegen- 
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satz innerhalb der civilisierten Monarchie erwâlmt werden, der 
Unterschied nâmlich des Kônigtums und des Kaiser- 
tums. Er wiederholt sich auf allen Entwickelungsstufen der 
Monarchie, roher in der altasiatischen Despotie, edler in der 
europàischen Staatenbilduiig. 

Die Idee des Kônigtums gchôrt dem Volke, die Idee 
des Kaisertums der Menschheit an. Das Kônigtum ist 
die hôchste obrigkeitliche Institution des Volksstaates, des 
Einzelstaates, das Kaisertum ist die Krone des Welt- 
reiches. Ueber den Kônigen erhebt sich die Würde des 
Kaisers, wie die Macht der Menschheit über der der Vôlker. 
So oft im Orient ein grosses Reich gegründet ward, finden 
wir solche Kônige der Kônige. Der grosse Câsar griff den 
Gedanken der rômischen Weltherrschaft personlich auf und 
ihm zu Ehren hat die Weltgeschichte diese vornehmste Staats- 
idee mit seinem Namen benannt. Die voile Verwirklichung 
derselben wird aber erst dannzuipal môglich werden, wenn 
die Welt zu einer universellen Organisation der Menschheit 
fortgeschritten sein wird. Bis dahin sehen wir in der bis- 
herigen Geschichte nur beschrânkte und mangelhaftc Ver- 
suche, das Kaisertum herzustellen. ' 


Aclites Kapitel. 

i 

A. Hellenisches nnd germanisches Oeschlechtskonigtam. 

In den ersten Zeiten der hellenischen und germaui- 
schen Geschichte finden wir unter beiderlei Vôlkern Kônige 
an der Spitze der Stâmme und Staaten ; und es zeigt die Art, 
wie diese Institution von diesen Vôlkern aufgefasst und be- 
handelt wird, eine auffallende Uebereinstimmung, wàhrend 

1 Vgl. über die Idee und die Geschichte des „Kaisertunis“ den be- 
züglichen Artikel im deutschen Staatswôrterbuch. 
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dagegen das in der Mitte liegende altrômische Konigtum 
in wesentlichen Beziehungen sich davon unterscheidet. 

Das Konigtum der Hellenen und der Germanen bildet 
den Uebergang aus der noch ideokratischen Form der orien- 
talischen Alleinherrschaft in eine menschlich-politische 
Institution. Die Kônige leiten zwar ihr Gescblecht gewohn- 
lich von den Giittern her, die hellenischen meistens von Zeus, 
die germanischen von Wodan (Odin), und der Volksglaube 
verehrt in den Kônigen die Ueberlieferung des gôttlichen 
Blutes; aber obwohl so der Ursprung der Konige angeknüpft 
wird an die Herrschaft der Gotter über die Welt, werden sie 
doch auf der anderen Seite als Menschen anerkannt und viel- 
fach aucli menschlich beschrânkt. ' Die konigliclien Heroen 

1 Duîiçr der Ausdruck: tiè Atôç Aïoyei'etç, AïoToe^sîç 

bel lloiiier, 11. II, 196 IV. 

„Nimmer Gedeilin briiigt Vielherrscliaft, nur Einer sei Herrscher, 
Einer nur Fürst, dcm sch^nkte der Sohn des verborgenen Kronos 
Scepter ziigleicli und Gesetze, damit er gebiete den Andern.“ 

Vgl. lier r ni an n, Griecli. Staatsaltert., §. 56; Sopliokles, Fhilokl. 137. 
„Hoch ragt vor andern Künsten ja 
Eine s Konigs Kiinst, 

Der klug waltend Zeus’ gbttliches Scepter lenivt.“ 

Vgl. den Preis des Kônigtums in déni in dis ch en Epos Rama. 
Holtzinaiin, Vers 1772: 

„Wie fur den Leib das Auge stets, 
jNacli allen Seiten sorglicli blickt, 

So für das Reich der Mânnerfürst 
Der Tugend tVurzel und des Redits. 

In blinde Finsternis verliüllt, 

Wüst und verworren ist die Welt, 

Wenn nicht der Konig Ordnung liait, 

Und zeigt, was recht und unreclit sei.“ 

Nach Jornandes (c. 14) stammen die Amaler aus dem Geschlechte 
der Asen. Von Hengist und H ors a ist es bekannt, dass sie von Wo- 
daii stammen. Es ist siclier, dass viele anfângliche Geschlechtsliaiipter 
erst spater auf europaischem Boden zu Kbnigen geworden sind(SybeL 
Entstehiing des deutsclien Kbnigtums [2. Aufl., S. 55 ff.]), und dass man 
sich dieses ürsprungs wolil erinnerte. Aber die Idee und selber die Insti- 
tution des Kônigtums haben die arisclien Volker aus Asien mitgebraclit. 
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und Helden sind Gottersôhne undVerwaiidte derGotter, aber sic 
sind zugleich wirkliche Menschen in ihren und desVolkes Augeii. 

Daher sind die Ehrenrechte der Konige hoher und 
ausgedehnter als ihre Mac ht. Sic vertreten das gesamte 
Volk den Gottern gegenüber und vermitteln durch Opfer und 
Gebet, soweit nicht besondere Priester dièse Pflicht üben, 
zwischen beiden,'^ weshalb denn au ch zu Athen nach der 
Abschaffung des Konigtums der opfernde Archon noch den 
Namen des Konigs beibehielt. 

An Wert wird ihre Person weit hoher geschâtzt als die 
der übrigen Volksgenossen. Das Wergeld der germanischen 
Konige übertrifft das der Edeln gewohnlich mehrfach. Sie 
ragen daher auch durch ihren Reichtum vor allen hervor. 
Ihnen gehôrt cin grosser Teil des Landes als Domane zu 
Eigentum zu, und bei Eroberungen erhalten sie auç’)gedehnte 
Güter zum voraus.^ Ihre Wohnung, der Palast war hoher, 
weiter, schôner und reicher geschinüpkt als die übrigen Hauser.^ 

Ueber die allmahliclie p]ntwickelung und Ausbreitung des Konigtums bei 
den germanischen Vôlkern, auch bei solchen, welche vorher ohne Konige 
gelebt hatten, gibt Dahn (Die Konige der Germanen, VI Bdc.) naheren 
Bericht. Vgl. Gierke (Deutsches Genossenschaftsrechi I, S. 48 ff.)* 

2 Aristot., Pol. III. 9, 7. In den skandinavischen Làndern tritt 
diese Eigenschaft auch der germanischen Konige deutlicher hervor, als 
in der uns bekannten deutschen Geschichte. Vgl. Grimm, Rechlsalt., 
S. !143. Der christlich gesinnte norwegische Kbnig Hakon wurde von 
den noch heidnischen Bauern gezwungen, an dem Ding nach dem alten 
Herkommen zu opi’ern, die Weihebecher zu trinken und Pferdelleisch 
zu essen. Konr. Maurer, Die Bekehrung des norwegischen Staranies 
zum Cliristentum I, S. 160 11. 

3 Tacitns, Germ. 14: „Materia munificentiae per bella et raptus.“ 
c. 26: „ Agros inter se secundum dignationem partiunter.^^ Diese aus- 
gedehnte Grundherrlichkeit der Konige und Fürsten ist, trotz der zahl- 
reichen Entausserungen aller Art, noch durch das ganze Mittelalter hinab 
in Deutschland sichtbar. 

4 Homers Odyss. IV, 45: 

„Wie der Sonne Glanz umherstrahlt oder des Mondes, 

Strahlte der hohe Palast des gottbeseligten Herrschers.“ 

Vgl. Odyss. VI, 301 ff. Aehnlich die „Hallen“ der deutschen Fürsten. 
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Ihre Schâtze, Horte, sind reich mit Kleinodien und Schmuck 
.ausgerüstet 

Durcli Insignien sind sie als Kônige bezeichnet. Die 
griechischen tragen das S cep ter, zum Zeichen der Gerichts- 
hoheit und Macht: ebenso die deutschen den Stab. ^ Sie 
sitzen auf einem erhôhten Throne, dem Konigsstuhl (Hoch- 
sitz).^’ Den deutschen Kônigen wird überdem das B aimer 
vorgetragen als Zeichen ihrer Kriegsgewalt. Bei den Griechen 
verkünden Herolde ihr Erscheinen und gebieten Schweigen, 
ahnlich den deutschen Frohnboten in den Gerichten. Die 
frankischen Konige tragen wallendes langes Haar zum Schmuck. 
Die Kleidung des Konigs ist glanzender, vornehmer als die 
gewôhnliche. Die altindischen Konige und ebenso die alt- 
chinesischen Fürsten erscheinen in gelbem (golddurchwirkten) 
Talar, init gelbem Sonnenschirin. ‘ 

Die Existenz kôniglicher Geschlechter und die Verbin- 
dung dieser mit den Gottern weist unverkennbar auf alte Erb- 
lichkeit des Kônigtums* hin. Indessen bestimmte das Erb- 
recht nicht nach festen Regeln die Nachfolge. Vielmehr wird 
bei den Hellenen zugleich auf persônliche Tüchtigkeit 
gesehen. So werden daher sowohl Weiber als Kinder mei- 
stens ausgeschlossen von der Thronfolge, und infolge der An- 
erkennung, welche den Edeln und dem Volke vorbehalten 
bleibt und der Einwirkung solcher individueller Rücksichten 
nicht ganz selten Abweichungen von dem Erbrechte durch- 

ô Horaers IL II, 100 ff. 

„Da erlmb sich der Held Agamemnon, 

Haltend den Konigsstab, den mit Kiinst Hefâstos gebildet, 

Diesen gab Hefâstos dem waltenden Zeus Kronion. 

Aber ihn Hess Thy estes dem Held Agamemnon zum Erbteil, 

Viel Eilande damit und Argos Reich zu beherrschen.‘‘ 

Vgl. G ri mm R. A., S. 241. 

6 Grimm R. A., S. 242. 

7 Grimm, S. 239; Thierry, Récits Mérowing. II, 82; Rama (über- 
setzt von Holtzmann) v. 782 ff. 
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gesetzt.® Ebenso ist bei den Deutschen die Beachtung des 
Erbrechts mit der Kur der Fürsten und der Zustimmung 
des Volkes verbunden, wenn schon in gewôhnlicben Fâllen 
das Erbrecht entscheidet, und cher noch als bei den Hellenen 
auch Kinder zu Kônigen erhoben werden. Nichts hinderte 
die freie Volksgenossenschaft, auch einen ferneren Sippen des 
verstorbenen Konigs dem nâhei’en vorzuziehen, wenn jener 
tüchtiger schien.” 

Die staatliche Macht dieser Konige war zwar intensiv, 
aber immerhin sehr beschrànkt. Sie iiussert sich hauptsâch- 
lich in folgenden Momenten: 

1. Der Kônig bat den Vorsitz und die Leitung sowohl 
des Dates der Fürsten als der Versammlung des VolkesJ® 
Er hat in beiden eine hohe Autoritât, aber, wie Tacitus das 
sehr wahr bezeichnet, eher eine moralische Autoritât der 
Empfehlung als eine rechtliche des GebotsAi 

2. Er ist der oberste Richter und hat als solcher — 
nicht etwa das Urteil zu finden, wohl aber das Recht zu 

B Wir erinnern an die Geschichte des Oedipus. Anch bei den In- 
diern àhnliche Verbindung des Erbrechts (nach Erstgebnrt) mit Rat und 
Wahl des Fürsten. Rama (v. Holtzmann), v. 22 tT. 

^ Tacitus, Germ. 7: „Reges ex nobilitate sumunV^ Die Rücksicht 
auf das Geschlecht liegt schon in dem Namen der deutschen Konige, 
Chuning undKun-ing von chun oder chuni, Geschlecht. Childebert H. 
wurde als fünQâhriger Knabe zum Konige von Austrasien ausgerufeii. 
Thierry, Récits Mérow. TI, 63. Beispiele von Abweichungen von demErb- 
recht finden sich bfter in der Geschichte der Westgoten und der Longobar- 
den. F. D a h n (Die Konige der Germanen I, S. 32) betont die Erblichkeit 
entschiedener; Thudichum (Der altdeutsche Staat, S. 60) mehr die 
Volkswahl; aber beide erkennen die Verbindung beider Ursachen an. 
Eine àhnliche Verbindung von Erbrecht (der Erstgeburt) mit dem 
Rat und der Wahl der Grossen, wie bei den alten Germanen, findet 
sich bei den alten Indiern. Rama (v. Hbltzmann) v. 22 ff. 

10 Die povh] der ovay.reç oder fiadiXèeÇj auch yéporreç um den Kbnig 
her bei den Hellenen entspricht dem concilium principum, welches nach 
Tacitus den deutschen Konigen zur Seite steht. 

11 Tacit. Germ. 11: „auctoritas suadendi potius quam jubendi.“ 
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schützen und zu handhaben. Auch hier übt er keine will- 
kürliche Gewalt, weder in Form noch Inhalt. In beiden Be- 
ziehungen wird er durch das XJrteil beschrânkt und bestimmt. 

3. Er ist ferner Haupt der Kriegsordnung und in der 
Regel Heerführer. '3 im Kriege erweitert sich dann seine 
Macht. Zuweilen sehen sich die deutschen Stiimme indessen 
genotigt, eben weil sie noch mehr als die Hellenen an dem 
Erbrechte halten, statt unmündiger Konige Herzoge im be- 
sonderen Falle mit der wirklicben Kriegsfübrung zu betrauen. 
Auch in solchen Fallen aber gilt doch der Kônig als Ober- 
haupt des Heerbanns. 

4. Die eigentliche Regierungsmacht dagegen ist bei 
den Hellenen und den Germanen in den ersten Zeiten noch 
sehr unentwickelt. Der Keim derselben liegt noch verhüllt 
in den vorhin genannten Eigenschaften des Konigs. 

Diese Konige sind endlich mit ihrer ganzen Existenz 
und ihren Rechten umscblossen von dem gottlichen und dem 
menschlichen Recht. Die Griechen machen auf den Unter- 
schied zwischen der orientalischen Despotie und diesem Konig- 
tum aufmerksam und heben mit Nachdruck hervor, dass das 
Wesen des letzteren in der Beachtung der gottlichen Ord- 
nung, der vaterlândischen Gesetze und Gewohnbeiten besteheJ“ 

12 Homer nennt die Konige daher nnd „d-e//'rfrofrdAoi><;“-- 

Ueber die deutschen vgJ. Tacit, Gerin. 9, 12. Auch der indische Konigs- 
nanie râg stammt von rag richten, wie rex von regere. Die Idee der 
Rechtsordniing ist daher sclion in dem altarischen Konigsnamen aus- 
gesprochen. Las s en, Ind. Altert. I, S. 808. „Die Btirde der Gerech- 
tigkeit ruht anf der Konigswürde.“ Rama 17. 

Aristote!., Pol. III, 9, 7; „Kvçtoi J"’ rjdav r/)ç re viarà nôXe^iov 
Bei manchen deutschen Vôlkerschaften hat der glückliche 
Herzog eine konigliche Dynastie gegründet. 

14 Vgl. Caesar de B. G. VI. 23. 

15 Dionys von Halicarnas V, 74: „Ur8prünglich hatten aile grie- 
chischen Sfàdte Konige, aber nicht in der despotischen Art der Bar- 
baren, sondern nach den Gesetzen und den vaterlândischen Gewohnheiten.** 
Aristot, Pol. III, 9,7 n. 111,10,1. Vgl. Herrmann a. a. O. Sophokles, 
Oed. d. Konig v. 850 ff., wo der Chor auf das gôttliche Recht hinweist: 
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Der Ivônig steht somit nicht über, sondern in der liechtsord- 
nung, niclit ausser dem Volke, sondern an der Spitze desselben. 
Noch niehr beschrânkt durch das Recht des ganzen Volkes 
und der ttbrigen Glieder desselben sind die deutschen Kônige.i® 
Eine Eigentümlichkeit des deutschen Kônigtums aber, 
wodurch die geringe Macht desselben in gewissen Kreisen 
sehr verstarkt wird, ist die Beziehung desselben zu dem aus- 
erwâhlten und eng verbundenen Gefolge. Durch das kriege- 
rische und zu persônlicher Treue und Ergebenheit eidlich 
verpflichtete Gefolge erlangen die deutschen Kônige eine ihnen 
ausschliesslich dienende Haus- und Kriegsmacht, als deren 
freie „HeiTen“ sie gelten, und deren Elire darauf gerichtet 
ist, die Elire, Autoritiit und Macht des Kônigs gegen seine 
Feinde und Widersacher zu verfechten. In dieser Eigen- 
tümlichkeit liegt der Keim zu der grossen mittelalterlichen 
Schopfung der Lehensverfassung, welche die Nationalvcrfassung 
spâter vielfacli durchbrochen , überwuchert und grossenteils 
auch umgestalt(‘t hat. 

„Acli würd’ ich teilliaO des Loses 

Rein zu wahren fromiue Scheii bei jedeui Wort und jcder Ilandlung, 
Treu den U r g e s e t z e n, 

Welche beschwingt hocli in des Aetliers 
HimmliscUoin Geisle stammen ans dem Schosse 
Des Vaters Olympes, nicht 
A us sterbliclier Mariner Kraft 

(Jeboren^ nimmer liüllt sie die Zeit, trauii, in Vergessenlieit; 

Es belebt machtvoll sie ein Gott, der nie<'altert.“ 

Ibid noch energischer Antigone (v. 451) zum Kbnig Kreoir: 

„Auch nie so machtig achtet’ ich, was du befahlst, 

Um ülier ungeschriebenes, festes, gottliches 
Gesetz hinaus zu schreiten, eine Sterbliçhe, 

Fiir dièses wollt’ ich nicht dereinst, ans banger Scheii 
Yor Menschendünken inir der Gbtter Strafgericht 
Zuziehen.“ Vgl. Oed. Col. v. 1371. 
i6 Tacitus, Germ. 7: „nec regibus infmita ac libéra potestas.“ c. 11: 
„pene8 plebem arbitrium.‘‘ Sie „walten“ ihrer Volker, sie „herrschen“ 
nicht. Schmitthenner, Staatsr., S. 40. 
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Neuntes Kapitel. 

B. Altromisches Volkskbnigtnm. 

In einigen Beziehungen erscheint das alte Koiiigtum der 
Romer dem der Hellenen und Germaiien nahe verwandt; in 
anderen aber unterscheidet es sich von diesem so bedeutend, 
dass wir in iliin wohl eine neue Art der Alleinherrschaft und 
zwar eine hôliere Entwickclungsstufe derselben erkennen 
dürfen. Sclion bei Bestellung der rômischen Kônige finden wir 
den wichtigen doppelten Unterschied, dass die Rücksiclit auf 
das Erbrecht bedeutend zurûcktritt hinter das Elément der 
Ernennung oder Wahl, und dass niclit ebenso der Volks- 
glaube die rômischen Kônige von gôttlicher Herkunft 
stammen lâsst, wie die griechischen und germanisclien. 

Zwar haben die Heroen, denen Rom seine Gründung ver- 
dankt, noch Gôtterblut in ihren Adern, und Romulus wird 
iiach seinem Tode selbst zu den Gottern erhoben. Aber nach 
ihm âussern die Gotter ihre Mitwirkung nur, wie in allen 
anderen wichtigen Staatsangelegenheiten , durcb die Zeichen, 
welche bei den Auspicien beobachtet werden, durcb die unsiclit- 
bare Stiminung der Seelen und durcb die unabwendbare Macht 
des Schicksals. Der Charakter des rômischen Kônigtums ist 
demnach rein menschlich geartet, obwohl auch in ihm die 
Verbindung mit gôttlicher Einwirkung auf das Geschick des 
Staates noch festgehaîten wird. Die Einsicht und der Wille der 
Individuen wirkt hier stârker ein, und die Rücksicht auf 
das Elut und die Familie tritt mehr in den Hintergrund. * 

Der rômische Kônig wird von dem Vorgânger oder 
dem Interrex unter Mitwirkung des Sénats und mit Zu- 

I Ganz analog ist selbst das rômische Erbrecht in der Regel nicht 
auf den Zusammenhang des Blutes und der Famille gegründet, sondern 
in erster Lini^ auf den individuellen Wiilen des Erblassers, der seinen 
Nachfolger frei ernennt. 
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stimmung der Gotter ernannt oder auf Lebenszeit gewâhlt, 
nicht eine kônigliche Erbdynastie anerkannt. Es kommt daber 
mehr auf die Individualitilt desselben, als auf den Stainm 
an. Dem gewahlten Kônige wird nach einem von ihm selber 
vorgeschlagenen Gesetz der Kurien mit den Auspicien 
von dem Interrex die kônigliche Gewalt übertragen,^ ganz 
sowie spâter den Magistraten der Republik ihr imperium. 
So ist das rômische Kônigtum von Anfang an auch eine indi- 
viduelle Magistratur. 

Schon diese Unterschiede bedingen eine andere Auffassung 
der kbniglichcn Institution. Ein anderer nicht minder ge- 
■wichtiger liegt in der Art und dem Charakter der kiinig- 
lichen Gewalt selbst. In manchen Dingen zwar sind die 
Rechte des Rex àhnlich denon der anderen antiken Konige. 
Auch er ist Opferpriester für das Volk und Oberpriester, 
auch er versammelt und leitet sowohl den Sénat, als die ver- 
schiedenen Komitien des Volks. Ebenso ist er in der Regel 
der oberste Richter, ungeachtet es von seinen Strafen unter 
gewissen Voraussetzungen noch eine Berufung an das Volk 
gibt. Er steht ferner von Rechts wegen an der Spitze der 
Kriegsverfassung und ist der natürlichc Heerführer. Endlich 
besitzt auch er Reichtum an Gütern und Einkünften.® 

Aber ungeachtet der rômische Kônig kein Abkommling 
der Gotter und nur auf Lebenszeit gewâhlt ist, so ist seine 
Macht doch sehr viel intensiver und voiler als die der grie- 
chischen Kônige. Darin offenbart sich schon von Anfang an 
der vorzugsweise staatliche Sinn der Rômer, dass sie ihre 
obersten Magistrale mit einer Fülle von Macht und ins- 
besondere mit der Gewalt ausstatten, für die ôffentliche Wohl- 

Es ist (las (lie sog. lex regia, welche zur Kaiserzeit crnenert ward. 
U1 pian II 8 in pr. L. 1 de constit. Princip. Cicero, De lege agrar. 
II, 11. [Vgl. Mommsen, Rom. Staatsrecht I, 588 IT.]. 

3 Vgl. Niebnhr, Rom. Gesch. I, (356). Rubino, Untersuch. über 
rom. Verf. I. Abschn. 2*, Th. Mommsen, Rom. Staatsrecht Bd. II, S. 9 iï. 
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fahrt energisch zu sorgeu. Das specifisch rômische Imperium 
ist es vorzüglich, was dies Konigtum vor jenen anderen In- 
stitutionen so sehr auszeichnet. 

Die âussere Erscheinung des Konigs ist iiicht minder 
voll Glanz und Ehre, als die der andern, aber in ihr schon 
offenbart sich ihre grôssere Macht. Die Rutenbündel und 
Beile, welche die zwôlf Liktoren ihnen vortragen, sind nicht 
blesse Zeichen, sondern Werkzeuge der strengen Strafgewalt, 
welche den Ungehorsam an Leib und Leben heimsucht. Das 
rômische Imperium und die Beile der Liktoren gehôren im 
Leben und in der Idee der Romer zusammen.^ 

Infolge des hochsten Imperium, welches der Kouig von 
Rechts wegen mit den Auspicien überliefert erhalten hat, ist 
er voraus berechtigt, die erforderlichen Staatsordnungen und 
Rechtsgrundsâtze festzustellen. Man darf nicht vergessen, 
dass der rômische Staat von dem Kônige gegründet worden 
war, und dass die Ge\^alt des ursprünglichen Gründcrs auf 
dem Wege der Tradition auf dessen Nachfolger überging. Die 
eigentlichen Gesetze bedurften freilich der Zustimmung des 
Sénats, und wohl auch — sicher seit dem Kônige Servius 
Tullius, 5 des Geheisses der Volksversamralung (populi jussu), 
aber für diese war der Wille des Kônigs selbst unentbehrlich 
und gewôhnlich auch massgebend. Denn nur er konnte das 
Gesetz in Antrag bringen und gegen seinen Willen kein Vor- 
schlag in Beratung <jder zur Abstimmung kommen.*’ Ausser 

4 Ciccro pro Flacco. 8: Opifices et tabernarios atque illam omnem 
faecem civitatum., qiiid est negolii condtare in eum praesertim qui nuper 
summo cum impcrio fuerit., suinino autem amore esse propter nomen 
ipsum impcrii non potuerit. Mirandiim vero est homines eos, quibus odio 
sunt nostrae securcs etc. 34 „non imperium non sccurcs.^ Vgl. Liv. XXIV, 9. 

5 Tacit., Ann. III, 26: „Praecipuus Servius Tullius sanctor legum 
fuit, quîs etiam reges ohtemperarent.^ Pomp. , L. 2, §. 1, de Orig. Jur. 
schon vonRomulus: „Leges curiatas ad populum tulit.“ Vgl. Liv. I, 8; 
Dion. Hal. IV, 36. 

Rubino a. a. O., S. 18 fî. hat das altrbraische Staatsrecht in vielen 
Beziehungen wieder zur Anerkennung gebracht, aber geht wôhl zu weit 
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den Gesetzen konnte aber der Kônig unzweifelhaft durch sein 
Edikt, ohne Beratung und Zustimmung irgend einer be- 
schrànkenden Versammlung, das Recht nâher bestimmen, 
welches er schützen und handhaben werde. Machte er auch 
selteii davon Gebrauch, so wurde es von jeher doch als ein 
Recht der romischen Magistrate betrachtet, das Gewohnheits- 
recht und neue Rechtsansichten in solcher Weise zur An- 
erkennung zu bringen und in den von ihnen bestimmten 
Formen fortzubilden. Dieses jus edicendi ist von den Konigen 
auf die Magistrate der Republik übergegangen, niclit für diese 
neu begründet worden. 

So wàY auch die Autoritàt der romischen Kônige in Hand- 
habung der Rechtspflege viel grosser, als die der germa- 
nischen Fürsten. Wie diese sassen auch jene oifentlich und 
anfangs personlich zu Gericht, aber der Rex war nicht be- 
schrilnkt durch das Urteil der Beisitzer. Er leitete nicht 
bloss den Gang des Processes, er setzte selber den Rechts- 
satz lest (jus dicit), welcher zur Anwendung kommen sollte. 
Er urteilte wohl auch in der alteren Zeit haufig selbst. Die 
ganze Privatrechtspflege und die Strafrechtspflege grosseren- 
teils hingen durchaus von ihm ab.‘ 

Wie ausgedehnt ferner war die Ileeresgewalt des 
romischen Kônigs! Keine Schranke heinmte im Felde das ab- 
solute Recht desselben über Leben und Tod aller Kriegspflich- 
tigen von den obersten Führern bis hinab zu den niedrigsten 
Kriegern. Noch aus den Zeiten der romischen Republik, in 
welchen die überlieferte kônigliche Gewalt so mancherlei Be- 
schrankungen erlitten hatte, kennen wir eine ziemliche Anzahl 

wenn er den Konigen in altérer Zeit für sich allein aile Gesetzge- 
biingsgewalt ziisclireibt. Der bescheidenere Ausdruck rogare legem wird 
zwar von den Konigen nicht gebraucht, sondern die vornehmeren Be- 
zeiclmungen constitiiere, instituere, dare jus; aber damit weder die 
Bedeutung des Senates, noch die des Volkes verneint. 

7 Cicero, De Kep. V, 2: „Oinnia conficiebantur judiciis regiis‘* 
II, 31-, Zonaras, Annal. VII. 13. 
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von Beispielen, in welchen nicht bloss Diktatoren, deren vollere 
Macht eben die alte ungeschmâlerte kônigliche war, sondern 
auch Konsuln trotz der Bitten oft des ganzen Heeres ange- 
sehene Kriegsobersten hinrichten, oder in ganzen Heeresab- 
teilungen je den zehnten Mann enthaiipten liessen.'"* 

’ Die übrigen Staatsamter und priesterliclien Würden 
leiten grossenteils ihr Dasein und ihre Befugnisse von dem 
Konige ab. Der trihunus Celerum als Anführer der Reiterei, 
der praefectus urhiy welcber in der Stadt als Stellvertreter 
der Konige waltet, werden von ibm ernannt. Die Augurn, 
die Pontifices liaben ihre Wissenschaft der Weissagung und 
des heiligen Rechts von dem Konige einpfangen.^ 

In dem Imperium liegt eiidlich als innerster Kern des- 
selben eine machtige Regierungsgewalt, welche überall, wo 
das Bedürfnis des Staates und die Umstande es im einzelnen 
Falle verlangen, ein- und durchgreift, und im Interesse der 
üffeiitlichen Wohlfahrt ^ias Nôtige gebietet und anordnet. 
Diese Gewalt — bei den hellenischen Kônigen nur in sehr 
geringem Umfange, bei den germanischen fast gar nicht be- 
kannt — nimmt in dem romischen Staatsreclite von Anfang 
an eine wichtige Stellung ein, und wie die Ronier in ihrer 
Familie und als Eigentümer die absolute Herrschaft lieben, 
so ist auch ihr staatliches Imperium absolut. Ihre Konige sind 
daher nicht bloss Richter im Frieden, sie sind, wie schon 
der Name zeigt, ganÿ vorzugsweise Regenten. 

Nur so erklârt sich, wie die ganze Politik des rümischen 
Staates in der kôniglichen Période von dem individuellen Willen 
und der Thatkraft der Konige bestimmt, wie aile Einrich- 
tungen auf die Konige zurückgeführt werden. Nur von da 
aus wird es verstândlich, wie schon zu diesen Zeit riesenhafte 
und gemeinnützliche Bauwerke in Rom von den Konigen an- 
geordnet und durchgeführt werden. Sie haben die Sorge für 

8 Livins II, 59; VIII, 7; IX, 16. B ris son, De forraul., p. 455 If. 

9 Rnl)ino a. a. O. 114 iiTiil 298. 
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die Lebensmittel und für eine gute Bewirtschaftung des Bo- 
dens, sie wacheii über die guten Sitten der Bürger und üben 
die polizeiliche Gewalt in ausgedehntem Masse aus. Aile 
Gewalt überhaupt, welche spâter unter die Konsuln, die Prâ- 
toren, die Censoren, die Aedilen verteilt ward, ist ursprüng- 
lich in der eincn Hand des roraischen Konigs verbunden.‘® 
Mit einem Worte: Der romische Staat zuerst ftihrt die 
Monarchie in Form einer menschlich-nationalen Indi- 
vidualherrschaft mit voiler Konzentration aller 
staatlichen Maclit und mit einer Fülle sogar abso- 
luter Regieruugsgewalt in die Geschichte ein. 


Zehntes Kapitel. 

C. Das romische Kaisertnm. 

Das romische Kaisertum, welches von C. Julius Ciisar 
eingeleitet und von Augustus eingeführt worden ist, und 
auf die ganze spâtere Entwickelung des mittelalterlichen und 
modernen Staatsrechtes einen grossen Einfluss geübt hat, be- 
luht keineswegs bloss, wie das Neuere hier und da behauptet, 
auf einer Anhiiufung republikanischer Aemter und Würden, 
sondern ist in der That eine Erneuerung der raonarchischen 
Gewalt, welche die Kindheit des romi'schen Staates geleitet 
hat, eine Erneuerung freilich in viel grossartigeren Verhâlt- 
nissen und der seitherigen Umbildung des Staates gemâss. 

Allerdings liessen sich die Kaiser Gewalten übertragen, 
welche vorher einzelnen republikanischen Magistraturen zu- 
gehort hatten: die tribunicische Gewalt, infolge welcher 
sie auf personliche Unverletzlichkeit, auf ein weit wirkendes 
Recht der Intercession und der Verneinung, und auf die Idee, 

10 Rubino, S. 136. 
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Schirmer des niederen Volks und seiner Rechte zu sein, einen 
erhôhten Anspruch bekamen; die ce ns or i s ch e Gewalt, welche 
ihnen die Aufsicht tiber die Sitten und die Befugnis verlieh, 
die Listen des Sénats und der Ritter nach ihrem Ermessen 
zu bereinigen; die Würde des pontifex maximus^ und damit 
die Befugnis über wichtige Fragen des geistlichen Rechts zu 
entscheiden* Von Zeit zu Zeit nahmen sie auch persônlich 
die Würde eines Konsuls an. Aber in der Hauptsache, in 
Idee und Macht, bestand die Staatsveranderung nicht in 
solcher Kumulation von Magistraturen, sondern in der neuen 
Begründung einer einheitlichen Centralmacht, einer 
wahren Monarchie. Republikanische Foimen verdeckten 
einem ïeil der Bevolkerung anfânglich den Uebergang in die 
Monarchie; in den Augen der Kundigen aber war diese schon 
unter Ahgustus vollstândig eingeführt. Das monarchische 
Princip wurde schon bei der Erhebung des Kaisers Tiberius 
sehr scharf im Senate aiîsgesprochen: „Nicht darum kann es 
sich nunmehr handeln, zu trennen was unzertrennlich ver- 
bunden ist, sondern um Anerkennung des Grundsatzes, dass 
der Staat Ein grosser Leib ist und durch Einen Geist 
regiert werden muss.^^ 

Der Name Princeps (Senatus)'® freilich war bescheiden, 
die Macht des Kaisers dagegen so unermesslich, dass nur 
wenige Individuen den Genuss derselben zu ertragen ver- 
mochten, die meisten* durch das Uebermass geistig oder mo- 
ralisch ruiniert wurden. Die Gewalt und die Würde war nicht 
erblich, dem Kaiser nicht angeboren, sondern dieser wurde 
gewàhlt, anfânglich dem Scheine nach nur auf zehn Jahre, 

1 Tacitiis, Ann. 1,12; I, 1 von Augustus: „Ctt«cto, discordis civi- 
libus fessa, nomine Principü suh imperium accepit." Vgl. die Verhand- 
lungen von Màcenas und Agrippa mit Augustus bei Dio Cassius 52. 

1* [Nach Mommsen, Staatsrecht II, 733 u. f. ist die Bezeichnung des 
Herrschers als Princeps nicht auf seine Stellung als princeps senatus zu 
beziehen, sondern sie wird gebraucht in dem Sinne von princeps om- 
nium oder civium.] 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 27 
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in Wahrheit aber auf Lebenszeit. Sie batte einen mensch-' 
lichen, nicht einen gôttlichen Ursprung, und erkannte die 
Hoheit des Volkes an. Durch ein Volksgesetz wurde ihm die 
Gewalt von dem Volke übertragen.'^ Allein auf das Elut 
und die Familienverbindung wurde dennoch bei der Aner- 
kennung der Kaiser zwar nicht principiell, aber faktisch in 
den meisten Fâllen Eücksicht genommen, und der anerkannte 
Kaiser empfing jederzeit die kaiserliche Gewalt, welche an 
Umfang der Gewalt des rômischen Volkes selbst zur Zeit der 
Republik gleichgeachtet wurde, zu personlichem, vollem 
R e ch te. Auch das Volk konnte dieselbe spater nicht mehr 
beschranken noch entziehen. Sie war durch die Ueber- 
lieferung gesichert. 

In ihr war — abgesehen von den obigen Magistraturen, 
die regelmàssig mit der kaiserlichen verbunden wa^en, und 
diese sehr verstàrkten — enthalten: 

1. Die Disposition und der Befehl über die gesamte 
Kriegsmacht des Staates, zu Rom über die Garde der Prâ- 
torianer. Die Einführung stehender Heere, fur die spâ- 
tere Grosse des Reiches ein Bedürfnis, sicherte zugleich die 
Existenz des Kaisertums und diente dazu, demselben überall 
Gehorsam zu erzwingen.^ In dieser Eigenschaft nahmen die 
Kaiser den Titel der „Imperatoren“ an, welcher vordem 
eine andere Bedeutung gehabt batte. 

2. Die unbeschrankte Regierung über eine Anzahl, 
und gerade die wichtigsten und reichsten Provinzen. Von 
daher zogen die Kaiser unermessliche Reichtümer und Krafte 

’-i ülpianus in L. 1 jn’. de constitiit. princip.: „Quod principi placuit, 
legis habet vigorem, utpote, cum lege regia, quae de imperio ejus lata 
est, populus ei et in eum omne suum imperium et potestatem conferaV^ 
Graj., I, 5, §. 6, J. de jure nat. 

3 Mâcenas empfahl daher auch dem Kaiser Augustus eindring- 
lich, ein stehendes Heer {éTpartoTaç dô'avaTovç) zu bilden, dagegen die 
Masse der Bevôlkerung den friedlichen Gewerben zu überlassen. Dio 
Cass. a. a. O. 
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aller Art an sich. Im übrigen hatten die Provinzialen durch 
die Staatsverânderung bedeutend gewonnen. Ihre Grossen 
wurden von dem Kaiser in den Sénat berufen und mit 
Aemtern betraut, die Volksmasse wurde durch die kaiserlichen 
Legati weniger bedrückt und ausgesogen als früher durch 
die Prokonsuln und Proprâtoren der Republik, welche sich 
abwechselnd in den Provinzen zu bereichern pflegten. Das 
dauernde Interesse der Kaiser gebot teils grossere Schonung, 
teils eine geregelte Verwaltung der Provinzen. 

3. Die Entscheidung über die auswârtige Politik, 
das Recht über Krieg und Frieden und das Recht, Bündnisse 
abzuschliessen.* 

4. Die Macht, den Sénat zu versammeln, Antrâge an 
denselben zur Beratung zu bringen, den Senatsbeschlüssen 
gesetzliche Geltung zu verleihen.® Wie fügsam der Sénat sich 
den Kaisern gegenüber erwies, wie abhângig derselbe auch 
von diesen war, ist bekapnt genug. 

5. Die entscheidende Stimme bei allen Besetzungen 
der Magistraturen und wichtigeren Staatsâmter, in- 
dem sowohl der Sénat, als die — damais nur noch dem for- 
mellen Scheine nach erhaltene — Volksversammlung, die von 
dem Kaiser empfohlenen Bewerber zu berücksichtigen, 
sogar durch das Gesetz verpflichtet ward.** 

6. Die unbeschrânkte allgemeine Vollmacht, ailes 
zu thun, was ihm zijr Wohlfahrt und Ehre des Staates 

4 Lex de lmp. Vespanani [Bruns, Fontes Juris Rom. ant., S. 118 u. f.] : 
„foedusve cum quibus volet facere liceat.** 

5 Ebenda: „ntique ei senatum liabere, relationem facere remittere, 
senatus consulta per relationem discession emque facere liceat — utique 
cum ex voluntate auctoritateve jussu mandatuve ejus praesenteve eo senatus 
liabebitur, omnium rerum jus perinde habeatur servetifr ac si e lege Se- 
natus edictus esset habereturque.“ 

6 Ebenda: „utique quos, magistratum potestatem imperium cura- 
tionemve cujus rei petentes senatui populoque Romano comme ndaverit 
quibusque mffragaiionem suam dederit.^ promiserii, eorum comitis quibus- 
que extra ordinem ratio haheatur»^ 
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zweckdienlich erschiene. Das ist der innerste Kern der 
Kaisergewalt, die überall, wo das Staatswohl es erfordert, 
mit Macht eingreift und das ôfFentliche Bedürfnis befriedigtJ 
Eine Folge dieser ausserordentlichen Vollmacht ist es, dass 
die kaiserlichen Edikte allein nicht bloss, sondern sogar die 
Dekrete und Reskripte die voile Autoritàt von Gesetzen 
haben, dass somit auch die gesamte Gesetzgebungsgewalt von 
dem Kaiser allein in weitestein Umfange ausgeübt werden 
kann.^ 

Damit aber jedes Bedenken über die Anwendung dieser 
absoluten Macht zum Schweigen gebracht, und jeder Wider- 
stand gegen dieselbe erfolglos werde, bestimmt das Kaiser- 
gesetz ausdrücklich: dass wenn einer um dieses Gesetzes 
willen gegen Volksgesetze, Plébiscité oder Senatsordnungen 
handle, oder was dieselben vorschreiben , nicht befolge, ihm 
das nicht zum Schaden gereichen solle und er deshalb nicht 
zu gerichtlicher Rechenschaft gezogen werden dürfe. Die 
Unverantwortlichkeit des Kaisers verstand sich von selbst; sie 
wurde aber auch auf aile ausgedelint, welche im Auftrag und 
Dienst des Kaisers nach seinem Willen handelten, somit das 
Gegenteil der heutigen Ministerverantwortlichkeit festgesetzt.^ 

In der That war diese Kaisermacht auf dem Gebiete des 
offentlichen Rechtes ganz âhnlich wie das Eigentum des 
romischen Sachen- und die vàterliche Gewalt des Familien- 
rechtes. Sie war unbeschrânkte Her/schergewalt,^® vor 

î Ebenda: „utique quaecumque ex usu reipublicae majestate divinarum 
humaniim publicarum privatarumque rerum esse censebit, et agere facere 
jus potcstasque 

8 Sa Vigny, System des rom. Redits I, S. 121 ff. 

^ Lex de lmp. Vesp.: „Si quis hiijusce legis erga adversus leges ro- 
gationes plebisve scita senatusve consulta fecit fecerit sive qiiod eum ex 
lege etc. facere oportebit non fecerit hiijusce legis erga, id ci rte fraudi 
esto neve qiiit ob eam rem populo dare debeto neve eut de ea rc actio 
rteve judicatio esto neve quis de ea re apud . . agi sinito,^^ 

Den Namen dominas freilich, der im Gegensatze an die servi 
erinnerte, verbaten sich die ersten Kaiser noch als nnwürdig (Sue ton., 
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der sich ailes beugen musste. Sie war die Konzentration der 
rômischen Weltherrschaft, das imperium mundi in Einem 
Individuum. Das ideale Motiv, welchem freilich die Rea- 
litat nur selten entsprach, war die offentliche Wohlfahrt, 
Salus publica, das grosse Staatsprincip der Rômer, welches sie 
in den Staatsangelegenheiten wenigstens in spàterer Zeit mehr 
anriefen als das Recht, Jus, so sehr sie im Privatrecht ge- 
rade dieses zu Ehren brachten und ausbildeten. 

Die rômische Kaisergeschichte , wie sie diese absolutc 
Staatsform im grossartigsten Massstabe zur Erschcinung ge- 
bracht, bat zugleich der Nachwelt die Warnung hinterlassen, 
dass ein solches Uebermass von Macht weder zum Besteii 
dessen dient, der sie besitzt, noch der Nation, für welche sic 
geübt werden soll. '' 

In der Zeit des untergehenden und innerlich verdorbenen 
Weltreiches niochte übrigens dieselbe notig und in dem 
Schicksale hinreichend begründet sein. Die rômische Aristo- 
kratie war teils entartet, teils nicht stark genug, den un- 
ermesslichen Staatskôrper zu leiten. Von Zeit zu Zeit noch 
ohninilchtige Versuche wagend, ihre frühere Herrschaft her- 
zustellen, ergab sie sich doch in der Regel der zwingenden 
Gewalt der neuen Verhàltnisse.*'^ Die Masse des Volkes, ohne 
Anspruch auf Herrschaft, der Waffen entwôhnt, den "Werken 
und Genüssen des Friedens ergeben, zog sogar die Herrschaft 

Octav. 53: ^dornini apjfellatioiifiii ut maledictuni et opprobriiim semper 
exhorrint“ Tiber. 27; Tac., Ann. IV, 37, 38). Spatere Krieclierei aber 
fülirte den Xitel dennoch ein. 

Man vergleiche nur die Iblgenden Worte des Kaisers Ti b crins, 
welche iirspriinglicli vielleicht aufriclitig gemeiiit vvareii, mit seinen 
Tliaten. Sueton. , Tiber. 29: „Dixi et mine et saepe alias, P. C., bomim 
et salutarem Principem, queni vos tanta et tam libéra potestate cxstrii- 
xistis, senaiui servirc dcberc et vniversis civibus saepe et plerumque etiam 
singulis: neque id dixisse me poenitet.‘‘ 

tî Wie wenig damais die frühere republikanische Verfassnng bei den 
nnteren Volksklassen zu Rom popiilar war, zeigen die Vorgange bei der 
Erliebung des Kaisers Cl au di us. 



422 


Sechstes Buch, Die Staatsformeii. 


des einen Kaisers dem Regimente des Senates vor, und freute 
sich trotz der eigenen politischeii Ohnmacht liber die De- 
mütigung des Adels. Der alte Romercharakter, früher iioch 
als der Romergeist, war schwach und krank geworden, und 
es büssten die Rômer den unersàttlicheii Trieb uach Herr- 
schaft, der sie von Eroberung zu Eroberung geführt batte, 
nuri mit der eigenen gemeinsamen Knechtschaft. 


Elftes Kapitel. 

D. Frânkisches Konigtum. 

Auf romiscliem Boden erhob sich das grosse Reich der 
deutschen Frankeu, Die frânkische Monarchie, aus romischen 
und deutschen Elementen gemischt, bildet denn auch den 
Uebergang aus der antiken in die inittelalterliche Weltord- 
nung. ^ Viel machtiger als ein altgermanischer Kônig ist der 
frânkische Konig, doch weder so absolut noch so übermâchtig 
als der rômische Kaiser, Die Ideen des germanischen 
Rechts und der germanischen Freiheit haben sich ge- 
wissermassen vermâhlt mit den Gedanken der romischen 
Staatshoheit und Macht, und aus dieser Verbindung ist 
die monarchische Institution hervorgegangen, wie wir sie in 
der Zeit Karls des Grossen in voiler Kraft entfaltet sehen. 

Eine Reihe von Gründen wirkteii zusammen, um die ein- 
heitliche Macht der karolingischen Konige zu stârken: vorerst 
die merkwürdige Folge individuell ausgezeichneter und glück- 
licher Herrscher, sodann die wachsende Ausdehnung eines 
grossen Reiches,, für welches ein umfassendes und starkes 

1 Die àlteren ITebergangsstufen un ter anderen germanischen Volkern, 
welche auf romischem Boden neue Reiche begründet haben, sind in dem 
Werke von Félix Dahn, Die Konige der Germanen, sorgfâltig und 
quellenmassig dargestellt. 
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politisches Régiment Bedûrfnis ward, die Notwendigkeit einer 
stets verfügbaren grossen Kriegsmacht, und die Siégé, welche 
durch sie erfochten wurden, die Verbindung mit den romani- 
schen Unterthanen, die seit Jahrhunderten in der Kultur des 
rômischen Staates erzogen und an die Vorstellungen und durch- 
.greifenden Einrichtungen des rômischen Staates gewôhnt waren. 

In einer Beziehung freilich machte die Institution der 
Monarchie eher einen Rückschritt. Das Princip derErblich- 
keit namlich der koniglichen Würde, neben welcher die 
frühere Kur zu einer ziemlich bedeutungslosen Formalitât 
zusaramenschrumpfte , wurde allzusehr nach der Weise der 
privatrechtlichen Erbfolge ausgeübt und zum Nachteil des 
Staates und der Nation das Gesamtreich unter mehrere Sohne 
des verstorbenen Konigs so verteilt, wie die liegenden Güter, 
die ein Privatmann hinterlassen batte. ^ Damit wîir aber der 
politische und staatsrechtliche Charakter der Thron- 
folge, welcher die fortdauernde Einheit des Staates erhâlt, 
ganzlich verkannt, und’ wurde dem privatrechtlichen Princip, 
dass die Herrschaft im Staate wie ein Vermogen des Indi- 
viduums und der Familie sei, d. h. dem sogenannten Patri- 
monialprincip in dieser Hinsicht gehuldigt.^ 

Als hauptsachliche Verânderungen in den Machtver- 
hâltnissen sind folgende zu erwâhnen: 

2 Karl der Grosse freilich siichte diesen üebeln einigermassen zu 
begegnen durch das Reichsgesetz von 806. „Placuit inter praedictos filios 
nostros statuere atque ^iraecipere, propter pacem quam inter eos perma- 
nere desideramus, ut nullus eorum fratris sui terminos vel regni limites 
invadere praesumat — ^ sed adjuvet unusquisque illorum fratrem suum, 
ut auxüium iUi ferai cowtra immicos rju^juxta rationem et possibilitatem, 
Bive infra patriam sive contra exteras nationes.“ In derselben wird auch 
der Wahl des Volkes noch Erwàhnung gethan, c. 5. Vgl. Eichhorn, 
Deutsche Staats- und Rechtsgesch. I, §.139 u. 159. Guizot, Essais sur 
rhist. de France, S. 206 ff. [S. insbes. Waitz, V*erfassung8geschichte 
III, 274 ff.] 

3 Demgemâss wurde die Thronfolgc wie das Erbrecht in die „terra 
Salica“ behandelt. Vgl. Zopfl, Deutsche Staats- u. Rechtsgesch. II, §. 33, 
3. Aufl., S. 403. Waitz^ Deutsche Verfassungsgesch. III, a. a. O. 
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1. Gesetzgebung. Diese wurde überhaupt wichtiger 
und fruchtbarer in dem frankischen Reiche, als vordem in 
dem engen Lebenskreise einer einzelnen germaniscben Vôlker- 
schaft, und die Konige erlangten auch dort einen viel grosseren 
Einfliiss auf dieselbe, als sie vormals gehabt hatten. Der 
roinische Grundsatz, dass jede beliebige Willensâusse- 
rung des Kaisers in Rechtssachen Gesetzeskraft habe, 
konnte natürlich unter dem germaniscben Volke der Franken 
weder Billigung noch Geltung finden; aber die in den meisten 
Fâllen massgebende Vorbereitung der Gesetzesentwürfe 
wurde nun gewôhnlich in dem kôniglichen Kabinette mit Hilfe 
der kôniglichen Rate vorgenommen und die Gesetze selbst im 
Namen des Kônigs erlassen, dessen Sanktion erst den Ent- 
würfen Gesetzeskraft verlieh. 

Von grôsster Bedeutung aber war es, dass die Beratung, 

ü 

bezw. die Zustimmung der auf den Reichstagen versam- 
melten geistlichen und weltlichen Grossen der Aristokratie^ 

4 Hincmar, De ordine palat. c. 29 von dem Reichstag im Mai: „In 
qiio placito generalitas universùrum majorum tam clericorum quam lai- 
corum conveniebat. Scniores propter consilium ordinandum, minores propter 
idem consilium suscipiendum et interdiim pariter tractaiidum, et non ex 
potestate sed ex proprio mentis intellectu vel sententia confirmandum.“ 
Und von dem Reichstag im Herbst (c. 30): „A]iud placitum cum srnio- 
ribus tantum et praecipuis consilariis habebatiir, in quo jam fiituri anni 
status tractari incipiebatur.“ Daher denn auch die Formeln in manchen 
Capitularien : „per consilium Sacerdotum et Optimatiim meomm ordina- 
vimus“ (Cap. Karlomanni a. 742): consens,H Episcoporum sive Co- 

mitum et Optimatum Francorum" (Cap. Pippini a. 744): „Hortatu om- 
nium fideliiim nostrorum et maxime Episcoporum ac reJiquorum Sacerdotum 
consultu^^ (Cap. Caroli M. a. 769). Der Vergleich unter den Sbhnen Lud- 
wigs des Frommen vom Jahre 851 entlialt die ausdrückliche Bestimmung 
C. 6: „Et illorum, scilicet veraciter nobis fidelium, communi consilio, se- 
cundum Dei voluntatem et commune salvamentum ad restitiitionem sanctae 
Ecclesiae et statum regni, et ad honorem regium atque pacem populi 
commissi nobis pertinent!, adsensum prarbehimus; in hoc ut illi — sic sinl 
nobis fideles et obedientes, ac veri adjutores atque cooperatores , sicut 
per rectum unusquisque in suo ordine et statu suo Principi et suo 
Senior! esse debet.“ 
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in der Sitte und in dem Rechte als unentbehrlich betrachtet 
wurde für die Gesetzgebung. Die Billigung durch das Volk 
selbst batte dagegen nur noch eine untergeordnete Bedeutung 
und galt in den meisten Fâllen, insbesondere wenn es sich 
um staatliche oder kircbliche Organisation handelte, nicht mehr 
als nôtig. Nur wenn das eigentliche Volksrecht verândert 
werden sollte, dann wurde auch die Gutheissung des Volkes 
selbst noch erfordert.® 

In jener Mitwirkung der Optimaten ist der erste Ansatz 
der stândischen Reprâsentation zu erkennen, welche in 
den spâteren Jahrhunderten eine so grossartige Ausbildung 
erlangt und den reprâsentativen Staat hervorgebracht bat. 

2. Regierung. Die Grosse des Staates und die damalige 
Umgestaltung der offentlichen Zustânde machten eine Regie- 
rungsgew/ilt, wie sie dem âlteren gernianischen Leben unbe- 
kannt gewesen, zum unabweisbaren Volksbedürfnis. Der Idee 
für die Handhabung des Frie den s und die Aufrechthaltung 
des R e ch t s zu sorgen, gesellte sich die Rücksicht auf die 
offentliche Wohlfahrt bei. Indessen war den*germani- 
schen Vorstellungen das romische Imperium ein zu fremder 
und unertrâglicher Begriff, als dass derselbe hâtte adoptiert 
werden kônnen. Vielmehr erhob sich die neue Regierungs- 
macht im Geiste der einheimischen Mundschaft (mundi- 
burdium, mundium, auch sermo, verbum Regis). Diese 
kônigliche Mundschaft verhâlt sich auf dem Gebiete des 
Staatsrechtes zu dem romischen Imperium gerade so, wie die 
Vormundschaft des deutschen Ehemanns und Vaters zu der 
romischen potestas im Familienrecht. Sie ist nicht eine abso- 
lute Herrschergewalt, sondern der Schutz der Rechte des 
Volks und der Unterthanen und die S orge fi^r deren Wohl 

ô Capitul. Caroli M. a. 803, c. 19: „ut populus interrogetur de 
capitulis qiiae in lege noviter addita sunt. Et postquam omnes con- 
scnserint, siibscriptiones et maniiiirmationes suas in ipsis capitulis 
raciant.‘* 
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sind die Ideeii, welche sie beleben.'* Die Vorstellung der 
Pflicht wird mit der des Eechts unauflôsbar verbunden 
und schrarikenlose Willkürgewalt nicht gestattet. Der neue 
Gedanke ist freilicli iioch nicht nach allen Seiten klar ge- 
worden, aber der Kern desselbeii ist gesund und einer wahr- 
haft staatlicheii Entwickelung fâhig. 

Von diesem Standpunkte aus darf und soll der Konig 
aucli gebieten. Das Gebot àusserte sich in der Form des 
sogenannten Bannes. Der Konig batte sowohl den Heer- 
bann als den Gerichtsbann. Infolge des ersten verfügte 
er liber die ganze Kriegsmacht des Reiches, freilich auch hier 
durch das Herkommen beschrankt und nach bestimmten Ver- 
hâltnissen der Kriegsdienstpflicht. Indessen riefen starke 
Konige, wie insbesondere Karl der Grosse, nicht bloss das 
lebenspHichtige Gefolge, sondern ganze Abteilungen ,des Heer- 
bannes auch zu Angriffskriegen auf und bedrohten jeden 
Sâurnigen mit dein schweren Konigsbann von 60 Schillingen 
Busse. ' 

In déni Gerichtswesen, woran sich noch immer die Lan- 
desverwaltung anlehnte, übt der Konig den Gerichtsbann 
aus, freilich seiten mehr in Person, in der Regel durch die 
Gaugrafen, deren Gerichtsbarkeit aber von ihm abgeleitet 
ward. Die erstarkende Staatsordnung beschrankte nun die 
früher in viel weiterem Uinfange geübte Selbsthilfe und Rache 
in privatrechtlichen Streitigkeiten wie in Straffallen, und über 
das ganze Land breitete sich der sogenannte Konigsfrie- 
den unter dein Schutze des Kônigsbannes aus und ersetzte 
deii vormals leichter zu storenden gemeinen Frieden. 

6 Du Gange s. v. muiidiburdis et muiidiburdium. Vgl. cap. Caroli 
M. a. 802, c. 4(f, Hincmar, De Ordine Pal. 6: „Et Rex in seraetipso no- 
minis 8ui dignitatem custodire debet. Nomen enim regis intellectualiter 
hoc retinct, ut siibjectis omnibus rectoris offidum prociiret.“ 

7 Vgl. Zopn,'D. St. U. R. G. II, §. 36, Kap. 2^ Caroli M. a. 812, 
c. 1: „Quicumque homo liber in liostem bannitus fuerit et venissc coii- 
temserit, plénum heribanniim i. e. 60 solidos persolvat.“ 
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Audi die Einkünfte der koniglichen Kammer und 
der Fiskus des Konigs, worüber dieser nach eigeneni Er- 
messen frei verfügte, hatten bedeutend zugenommen. Die 
Eroberung romischer Provinzen und die Aufhebung der alten 
Konig- und Herzogtümer hatten die Domânen der Konige 
sehr bereichert. Ueberall im Rciche gab es ansehnliche ko- 
nigliche Villen, von deren Pfalzen hinwieder viele zinsbare 
Güter abhingen. Die Grund- und Kopfsteuern der Provinzialen 
wurden beibehalten, die romisdien Zolle teilweise sogar aus- 
gedehnt, den besiegten Stâmmen Tribute auferlegt und reich- 
lichere Friedensgelder und Bussen erhoben.*^ 

3. Ein von dem Konige abhângiges Beamtensystem 
diente nun dazu, die konigliche Macht nach allen Richtungen 
und auf allen Stufen der Staatsordnung auf Volk und Land 
einwirken^zu lassen. Die obersten Reichsàinter wurden nach 
dem Vorbilde des byzantinischen Kaiserhofes an dem Hofe 
des Konigs konzentriert. Dahin gehoren der Pfalzgraf (cornes, 
palatii), welcher an des Konigs Statt das oberste Richteramt 
verwaltet, der Kaplan (capellanus, apocrisiarius), welcher an 
der Spitze der Hofgeistlichkeit steht und in kirchlichen Dingen 
referiert, und derKanzler (cancellarius), Avelcher der konig- 
lichen Kanzlei vorsteht und daher auch die diplomatische 
Korrespondenz leitet. Dahin auch die eigentlichen Hofâmter 
des Kiimmerers, der den koniglichen Schmuck, den Hof- 
staat der Kônigin und die Ehrengaben des Hofes besorgt, des 
Seneschals, welcher die Aufsicht hat über aile Ministerialen, 
das Gesinde und die ganze Oekonomie des Hofes, des Kell- 
ners (buticularius), welcher die Naturalgefàlle bezieht und 
auch für die konigliche Tafel den Wein besorgt, und des 
Marschals (marescalcus, eigentlich «Rosskneçht"), welcher 
die koniglichen Stallungen unter sich hat, des Hausmeisters 


8 Vgl. Zopfl a. a. 0..> §. 40; Waitz, Deutsche Verfassungsgesch. 
II, 498 ff. 



428 


Sechstes Buch. Die Staatsformen. 


(mansionarius), welcher dafür sorgt, dass der Konig, wo er 
seinen wechselnden Hof aufschlagen will, eine würdige Auf- 
nahme und Wohnung finde, der vier obersten Jâgermeister 
(venatores principales) und des Falkners (falconarius).^ 

Die koniglichen Sendboten (missi dorninici), die 
jâhrlich mit besonderer Vollmacht nach der freien und wech- 
selnden Ernennung des Konigs die einzelnen Lânder des 
weiten Reiches bereisten, waren hier seine Stellvertreter. Sie 
waren seine Augen, durch deren Hilfe er Einsicht erlangte 
in die ôflfentlichen Zustânde, in den Staat und in die Kirche, 
seine Ohren, mit denen er die Beschwerden und Wûnsche 
der Bevolkerung vernahm, zuweilen au ch seine Arme, durch 
die er dem Gesetze Gehorsam verschaffte und der offentlichen 
Ordnung Schutz verliehJ® 

Die Gaugrafen, welche in den Gauen die Jiohe, und 
die Zentgrafen, welche in den Zenten die mittlere Gerichts- 
barkeit ausübten, leiteten nun ihre Ri chtergewalt von dem 
Konige ab, als dem obersten Richter auf Erden, die ersteren 
unmittelbar, die letzteren mittelbar; ebenso ihre militârische 
Gewalt; und obwohl allerdings schon unter den Nachkommen 
Karls des Grossen die Neigung zur Erblichkeit der Grafen- 
âmter teilweise zu einem Rechte auf Erblichkeit erwachsen 
war, so galt in der noch frischen Période der ausgebildeten 
frânkischen Monarchie die Würde der Grafen als ein wahres 
Reichsamt, auf dessen Besetzung dem Konige ein entschei- 
dender Einfluss zukam, noch nicht als eine feste Erbherrschaft. 

Als das Institut der Sendboten ausser Uebung kam, die 
Herzogtümer hergestellt wurden und die Reichsâmter zu Fa- 
milienrechten wurden, da war es auch um die Macht des neuen 
romano-germ(anischen Kônigtums geschehen, und die Aristo- 
kratie der zahlreichen Fürsten und Herren trat an seine Stelle. 

y Vgl. darüber Hincmar 16 — 24. [Vgl. Waitz ÏII, 499 ff.] 

10 Capit. Caroli M. a. 802, c. 1,2, a. 810; Guizot, Essais sur 
rhist. de France, p. 191 iï. [Waitz III, 411 — 488.] 



Elftes Kapitel. II. Monarch. Staatsformen. D, Frankisches Kônigtum. 429 


4. Endlich ist noch die enge Beziehung des frânkischen 
Konigtums, sowie der westrômischen Kaiserwürde, welche 
durch Karl den Grossen mit demselben verbunden wurde, zu 
der Ausbreitung des Christentums und zu der christlichen 
Kir ch e aïs eine hervorragende Eigenschaft zu erwâhnen. 

Der Staat war ein christlicher geworden und das 
Kônigtum batte durch Priesterhand die gôttliche Weihe 
empfangen, und war so geheiligt worden. Der Kônig fühlte 
sich verpflichtet, fiir die Erhaltung und Ausbreitung des reinen 
christlichen Glaubens in seinem Reiche zu sorgen, und als 
Kaiser, soweit seine Macht reichte, das Heidentum zu ver- 
tilgen und die Ketzerei auszurotten: eine Verpflichtung, welche 
Karl der Grosse in grossartigem Umfange mit Strenge voll- 
zog.^‘^ Die Christenheit selbst galt als ein zusammengehoriger 
Kôrper mit zwei Ordnungen, der priester lichen und der 
kôniglichen, der kirchlichen und der staatlichen.i® 
Obwohl aber der Konig n,ur das Haupt der letzteren war, sq 
handhabte er doch auch dem Klerus gegenüber die einmal an- 
erkannte christliche Ordnung. Er berief Synoden, beaufsich- 
tigte die Bischbfe und die Klôster, und erliess eine Eeihe von 
Gesetzen und Verordnungen von kirchlichem Inhalt. Ebenso 
wirkte der Geist der Hiérarchie hinwieder auf die Gestaltung 
der politischen Einrichtungen und auf die Rechtsgrundsâtze 
der weltlichen Ordnung bedeutend ein.’^ 

n Hincmara. a. O. â. ^Principes sacerdotum sacra unctione reges 
in regnum sacrabant.“ 

Schon bevor er die Kaiserwürde erhielt, führte Karl der Grosse 
den Titel: „devotu8 sanctae Dei ecclesiae defemor humilisque adjutor,^ 

13 Die angebliche Aeusserimg des Papstes Gelas in s an den Kaiser 
Anastasius: „Duae sunt Iraperatrices augustae, quibus principaliter 
mundus hic regitur, auctoritas sacrata Pontificum et regalis potestas“ ist 
[in die Sammlung der Pseudo-Capitularien des Benedictus Levita I, c. 319 
aufgenommen worden.] Vgl. Hincmar a. a. O. c. 5. 

14 Vgl. Eichhorn a. a. O., §. 158; [Waitz III, 201 ff.] 
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Zwolftes Kapitel. 

E. Die Lehensmonarchie and die standische beschrankte Monarcliie. 

I. Lehensmonarchie. 

Die fiânkische Monarchie batte zwar in ihrer organischen 
Anlage aile Bedingungen einer wahren Monarchie in sich, und 
insofern ist sie der Anfang einer neuen, der modernen Staats- 
entwickelung. Allein die widerstrebenden Krâfte und Leiden- 
schaften waren damais in der Nation noch so màchtig, und 
die alten, einer jeden starken Staatsgewalt abgeneigten Ge- 
wohnheiten des Adels und der freien Germanen noch so fest, 
dass es nur ausnahmsweise einzelnen grossen Regenten gelang, 
den offentlichen Charakter des neuen Kônigtuins und die darin 
liegende Staatsmacht grossartig zu entfalten. Sassen 'schwache 
Individuen auf dem Throne, so wurde sofort die Ohnmacht 
derselben spürbar und auf allen Seiten zeigten sich die Ten- 
denzen zur Auflôsung der Staatseinheit, zur Beschrànkung 
und Nichtachtung der Centralgewalt, zu selbstândig partiku- 
lârer Herrschaft in kleinen Kreisen. 

Die Abschwâchung und das Erloschen der Karolinger be- 
zeichnet zugleich die Verdunkelung der koniglichen Macht 
und das Wachstum der in den einzelnen Stâmmen, Lândern 
und Gebietsteilen sich erhebenden Ftirsten- und Herren- 
gewalt. An die Stelle der früheren, romano-germanischen 
Weltmonarchie trat nun das Lehenskonigtum. In ihm 
erlangte der Charakter des Mittelalters in Vorztigen und 
Mângeln einen angemessenen politischen Ausdruck. 

Die hervorragenden Eigenschaften der Feudal mon- 
archie sind.-f 

1. Ailes bisherige Konigtura beruhte auf den Volks- 
stammen oder ganzen Nationen oder einem zur Einheit ver- 
bundenen Volke. Man darf dasselbe wohl eine ■volkstüm- 
liche oder nationale Institution nennen. Das feudale 
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Konigtum dagegen steht zwar auch in Beziehung zu einem 
bestimmten Volke, an dessen Spitze der Kônig ist, aber es 
wurzelt, wenn man auf das Wesen sieht, vornehmlich auf der 
engen personlichen Treuverbindung zwischen dem Ko- 
nige als dem obersten Lehensherrn und seinen Vasallen, 
welche von ihm Macht, Ehre, Vermogen ableiten. Die übrige 
Masse des Volkes, soweit sie nicht in dem Lehensnexus steht, 
kommt daher nur in untergeordneter Weise, nur mittelbar in 
Betracht. Dieses Konigtum ist somit nicht eine nationale 
Institution im eigentlichen Sinne, sondern vielmehr eine eigen- 
tümliche Standesinstitution. Nicht das Volk, sondern die 
Gefolgschaft ist die ursprüngliche Grundlage desselben. 

2. Die personliche Treue, von dem Glanze und der 
Kraft der Ehre beleuchtet und gestârkt, wurde nunmehr zu 
dem wichtigsten Staatsbegriff erhoben. ^ Aile Vasallen mussten 
daher persônlich dem Herrn, indem sie das Lehen von ihm 
— in der Regel knieend — empfingeu, den Eid der Treue, 
und Hulde''^ schworen. Am ausgebildetsten sind, wie über- 
haupt das Lehenssystem, so auch diese Schwurverhâltnisse in 
dem saxo-normannischen Redite des englischeu Kônig- 
reichs bestimmt. Die eigentlichen Lehensvasallen schworen 
dem Konige, ihrem Lehensherrn, knieend denMannschaftseid^ 

1 Tacitus schon weist in der Schilderung des germanischen Gelblges 
auf diese moralischeii Eigeiischaften als die Seele des Institutes h in, c. 13 
und 14: „Magna et comitum aemiilatio, quibus primus apiid principem 
suum locus ^ et principum, cui plurimi et accrrimi comités. Haec dignitas, 
liae vires, magno semper electorum juvenum globo circumdari; in pace 
decus, in bello praesidium. — Cum ventum in aciem, turpe principi 
virtute vinci, turpe comitatui virtutem principis non adaequare. Jam 
vero infâme in omnem vitam ac probrosum superstitem principi suo ex 
acie recessisse. Ilium defendere, tueri, sua quoque fortia facta gloriae 
ejus assignare, praecipuum sacramentum est. Principes Victoria pug- 
nant, comités pro principe. “ 

2 Im franzosischen Redit: „foi et bornage. “ 

3 Die Formel desselben zeigt, dass die Treue auch hier der Haupt- 
inhalt ist: ^Devenio homo vester de tenemento, quod de vobis teneo et 
fidem rohis portàbo de vita et membris et terrcno honore contra omnea 
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(homagium, hotnage) und stehend auf das Evangelium den 
Treueid (fidelitas, foy, féauté). Bischofe und Aebte 
schwôren ausnahmsweise nur den letzteren. Jener ist enger 
als dieser und notwendiger an den Lehensbesitz gekntipft. 
Die Treue ist allgeraeiner und es kann daher auch ausserhalb 
des Lehensverhaltnisses von den übrigen Unterthanen der 
Eid der Treue gefordert werden, wie das schon in der Karo- 
lingischen Zeit — freilich auch unter dem Einflusse von Feudal- 
begriffen — geschehen ist. “ 

Diese Treue ist gegenseitig. Auch der Herr ist dem 
Vasallen zur Treue verpflichtet, nur die Ehrerbietung , die 
der Mann dem Herrn schuldet, hat dieser nicht ebenso zu 
erwidern.® 


gente8.“ Bractoii. II, 25, §. 8: „Jeo deveigne vostre home de vie et 
de membre, et de terrene honor et a vous serra foyalt et loyall, foy à 
vous portera des tenernens, que jeo claime de tener de vous.“ Vgl. Du 
Gange s. v. homagium. 

4 Die Formel bei Bracton a. a. O.: „IIoc audis, Domine, quod 
fidem vobis portabo de vita et membris, corpore et catallis (mit Leib 
und Gut) et terreno honore, sic me Deus adjuvet et haec sancta Dei 
evangelia. Vgl. Du C a n g e v. fidelitas. Das langobardische Lehens- 
recht und ebenso das deutsche unterscheidet nicht so scharf. Lib. II, 
Fend. tit. V lindet sich die Formel: „Ego juro ad haec sancta dei evan- 
gelia, quod a modo in antea ero lidelis hiiic, sicut debet esse vasalliis do- 
mino, nec id, quod mihi sub nomine fidelitatis comrniserit dominus, pandam 
alii ad ejus detrimentura, me sciente.“ Und tit. VI wird dem, der Treue 
schwbrt, eingescharft, dass er sechs Rücksichten stets vor Augen habe; 
„incolume, tutum, honestum, utile, facile, possibile.“ Eine deutsche 
Formel im s à ch s. Lehnr., Art, 3: „dat he ime so trüwe unde also holt 
si, aise durch recht die man sime herren sole, di wile dat he sin man 
wesen wille unde sin gut hebben wille." Vgl. Homeyer III, 323. 

5 Capit. III, Carol. M. a. 812 u. 13: „Ut missi nostri populum 
nostrum iterum nobis fidelitatem prmnittere faciant secundum consuetu- 
dinem jamduduni ordinatam." Eine Formel in den Capit. CaroliCalvi 
a. 854, c. 13: „Ego ill. Oarolo ab ista die inante fidelis ero secundum 
meum saviriim (savoir Wissen), sicut Francus homo perrectum esse debet 
suo Régi. Sic me Deus adjuvet et istae Reliquiae.‘* 

6 II. Fend. 6: „Dominus quoque in his omnibus vicem fideli suo 
reddere debet; quod si non fecerit, meritio censebitur malefidus." Auch 
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3. Das Streben der Lehensmonarchie , aile Unterthanen 
in ein Vasallenverhàltnis hineinzuziehen , hat auch eine 
dingliche Beziehung auf den Boden. In diesem Sinne suchten 
die ersten englischen Kônige von normânnischem Geschlechte 
ein Obereigentum des Konigs über das ganze Land zur 
Anerkennung zu bringen, infolgedessen nicht bloss die her- 
gebrachten oder neu verliehenen Lehensgûter, sondern auch 
die freien Eigengüter in dem Rechtssystem als von dem Kônige 
abgeleitet erklârt wurden. Das Volksrecht des freien Eigen- 
tums am Boden wurde so in das Lehensrecht des abhângigen 
Grundbesitzes (tenure) umgewandelt. ^ Das aber ist ein 
allgemeiner Charakterzug der Feudalmonarchie, welcher in der 
englischen Rechtsgeschichte besonders klar erscheint. ® 

4. Ganz parallel dieser stufenweisen Ableitung des Grund- 
besitzes von dem Obereigentum des Konigs geht in dem 

in England Reclitsregel : «Quantum homo debet domino ex liomagio, 
tantum illi debet dominus ex domininio, praeter solarn reverentiaiï^.“ 
Ree ves, Hist. otEngl. law. I, p. 126. Assises de Jérusalem, Haute Cour 
322 (Kaiisler, S. 372); „Lassise et la lei de Jérusalem juge et dit que 
autant doit li rois de fei a son home lige, corne lome lige doit a luy, etauci 
est tenus li rois de guarentir et de sauver et de desfendre des homes 
liges vers toutes gens qui tort lor vorreent faire, com ses homes liges 
sont tenus a luy de guarentir le et de sauver vers toutes gens. Et por ce 
ne peut il mie métré la main sur son home lige sans esgart de ces pers.“ 

7 Wilhelm I. fülirte erst den Treueid nach Art des Vasalleneides 
ein. Vgl. oben B. II, Kap. 11. Dann erliess er ein Gesetz, durch wel- 
ches aile Grafen, Barone, Ritter, Edelknechte und aile Freien verpflichtet 
wurden, stats (wie Vasalîen) zum Kriege gerüstet zii seyn, mit Waffen 
und Pferden, und diese Verpflichtung wurde auf die „feoda et tenementa^ 
begründet, welche sie haben. So ward die Fiktion des Lehenssystems ein- 
geführt, dass der Kônig der ursprüngliche Herr und Eigentümer ailes 
englischen Bodens sei und niemand Güter habe, die nicht unmittelbar 
oder mittelbar von ihm hergeleitet seien. Gegen die Folgen dieses Sy- 
stems wurde denn freilich spàter ernste Einsprache erhqben. Vgl. Black- 
stone, Comm. II, ch. 4; Reeves a. a. O., S. 6 ff. [S. oben S. 156 u. f.] 

8 In Frankreich war das verwandte Princip; „Nuüe terre sans 
seigneurs^ bereits im XIII. Jahrhundert entschieden. Vgl. Loysel II, 
2, 1. Weder in Italien dagegen noch in Beutschland kam das 
Lehenssystem zu so ausgedehnter Verbreitung. 

Bluntschlit allgemeine Staatslehre. 28 
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Lehenssystem die stufenweise Ableitung jeder staat- 
lichen Gewalt von der kôniglichen Gewalt. Der Kônig 
selbst bat seine Macht in einheitlicher Fülle von Gott zu 
Lehen empfangen.® AVie die Planeten ihr Licht von der Sonne 
bekommen, so erhalten die niederen Herren sodann ihre Herr- 
schaft von dem obersten Lehensherrn, dem Kônige.^® Sie 
erhalten die Gewalt, aber niclit etwa als blosse ôffentliche 
Beamte des Staates, als Organe der Regierung, sondern je fûr 
ihre besonderen und abgegrenzten Kreise zu eigenemRecht 
und Genuss, wie sie die Lehensgüter zu eigener Verfügung 
und Fruchtgenuss empfangen. Die Mischung politischer 
Befugnisse mit privatrechtlicher Selbstandigkeit, und 
sogar die erbliche Verbindung der verschiedenen Stufen der 
Staatsgewalt mit bestimmten Familien und festem Grundbesitz 
sind charakteristische Eigenschaften des Lehenssysteips. Der 
Konig kann daher weder sich weigern, dem erbberechtigten 
Vasallen die Herrschaft zu verleihen, noch darf er in die 
Sphâre der verliehenen Herrschaft eingreifen, und sei es be- 
stiramend, sei es beschrânkend , einwirken. Jeder Kreis der 
Gewalt ist in sich abgeschlossen und wesentlich selbstândig. 

Die Einheit der Staatsgewalt ist daher in dem Lehen- 
staate fast nur eine formelle. Sobald es darauf ankommt, 
durchzugreifen , so erheben sich oft unübersteigliche Schwie- 


^ Nacli dem S a c h s e n vS p i e g e 1 1 , 1 ist es zunàchst der Kaiser, 
dem Gott das weltliche Schwert verleiht; woiaus denn folgt, dass die 
Konige ihre Macht durch die Vermitteliing des Kaisers empfangen. Diese 
Théorie kam indessen nicht zu voiler praktischer Geltung ; und die Konige, 
obwohl sie die hohere Würde des Kaisers respektierten, leiteten doch ihre 
Macht unmittelbar von Gott ab. Altes franzosisches Rechtssprüchwort : 
„Le Roi ne tient que de Dieu et de l’Épée. “ Loysel I, 2. 

Sachseni^piegel III, 58: „Des rikes vorsten ne solen nenen 
leien to herren hebben, wen den koning. It n’is nen vanlen, dar die 
man af moge des rikes vorstewesen, he ne vntva’t von deme koninge.“ 
111, 64, §. 5 : „Koninges ban ne mut nieman lien wen die koning selve. 
Die koning ne mach mit redite nicht weigeren den ban to liene, deme 
it gerichte gelegen is.** 
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rigkeiten. Die besondere Macht der grossen und kleinen Va- 
sallen setzt sich vider die allgemeine Staatsmacht, und statt 
diese zu vermitteln, tritt sie ihr entgegen und hemmt ihre 
Wirkungen. Das nationale Leben wird so gespalten in eine 
Mannigfaltigkeit partikulârer Gestaltungen , die Eine Staats- 
macht aufgelôst in eine Vielheit beschrânkter Herrlichkeiten. 
Dem individuellen Willen und der individuellen Neigung, be- 
sonders der Magnaten des Landes, wird ein freier Spielraum 
auf dem politischen Gebiete eroffnet, und ein bunter Reich- 
tum der Formen und Einrichtungen entfaltet; aber der Zu- 
sammenhang des Ganzen ist überall durchbrochen und der 
Staat selbst gebunden. Die Aristokratie nur ist stark 
und frei, das Konigtum zwar an Ehren reich, an Macht 
aber arm und das Volk in der naturgemâssen Entwicke- 
lung seiner Krafte auf allen Seiten gehemmt. Je ferner 
die Volksklassen von dem Centrum dieses Staates, von dem 
obersten Lehensherrn stehen, desto drückender wird für aie 
das Gewicht der in der Mitte liegenden Herrschaftsrechte, und 
desto lâstiger auch die Willkür der kleinen Herren. 

Die beiden Hauptbestandteile der germanischen obrig- 
keitlichen Gewalt, der Heerbann und der Gerichtsbann, 
wurden so unter die zahlreichen Herren und Vasallen ver- 
teilt. Die eigentliche Regierungsgewalt aber wurde in 
Vergleich mit den Grundsâtzen der frânkischen Monarchie 
wieder vermindert und mehr als früher beschrânkt. Die ganze 
Verfassung war wesentlich eine aristokratische geworden, 
obwohl sie mit einer raonarchischen Krone geschmückt war. 
Die franzôsischen Kônige aus dem Kapetingischen Geschlechte 
ragten nur wenig über die Seigneurs hervor; “ auch die deut- 

J 

II Schon Hugo Cap et schrieb an den Erzbischof von Sens: ^regali 
potentia in nullo abiiti volentes, omnia negotia reipüblicae in cmsuliaiime 
et senfentia fidelium noêtrorum disponimus.** Mirabeau, Essai sur le 
despot. Oeuvres II, S. 390. [Vgl. Luchaire, Hist. des Inst, monarchiques 
I, 243 ff.] 
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scben Kônige waren im Innern des deutschen Reiches viel- 
fach gelàhmt durch die Macht der Fürsten. Nur ausnahms- 
weise, wo besonders gûnstige oder drângende Verhàltnisse 
eine Abweichung veranlassten, konnte sich eine stârkere Cen- 
tralmacht der Konige erhalten; wie in England nach dem 
Siégé der Normannen, wo das Intéressé der Sicherheit den 
normannischen Âdel nôtigte, sich enger an den Eônig anzu- 
schliessen und das Bedürfnis der neu begründeten Dynastie, 
sich zu erhalten, eine energischere Entfaltung der kôniglichen 
Macht erforderte. 

5 . Guizot hat die Frage aufgeworfen, « woher es komme, 
dass die feudale Staatsordnung nicht erst in den Zeiten ihres 
Verfalles, sondern selbst in der Période ihrer hôchsten Blute 
fortwàhrend von der Abneigung des Volkes begleitet worden 
sei. Den Hauptgrund fûr diese Erscheinung stellt er.80 dar: 
„Der Feudalismus war eine Verbündung kleiner Herren, kleiner 
Dpspoten, die unter sich ungleich und durch mancherlei Rechte 
und Pflichten verknüpft, jeder auf seinen eigenen Gütern über 
ihre persônlichen und unmittelbaren Unterthanen eine will- 
kürliche und absolute Gewalt besassen. — Von allen Tyranneien 
aber ist die die schlimmste, welche ihre Unterthanen bequem 
überzâhlt und von ihrem Wohnsitz ans die Grenzen ihres Ge- 
bietes tiberblickt. Die Launen inenschlicher Willkür entfalten 
sich dann in unertrâglicher Sonderbarkeit und mit unwider- 
stehlichem Nachdruck. Die Ungleichheit des Standes macht 
sich dann auch in schroffster Weise fühlbar. Reichtum, Macht, 
Unabhângigkeit, aile Vorzûge und Rechte werden jeden Augen- 
blick dem Elend, der Schwàche, der Knechtschaft gegenüber- 
gestellt. — In diesem System war der Despotismus so gross 
als in der reinçn Monarchie, waren die Privilegien nicht ge- 
ringer als in der engsten Aristokratie, und beide stellten sich 
in der beleidigendsten und rohesten Form dar. Der Despo- 

** Guizot: „Du caractère politique du régime féodal“ in den Essais 
sur l’hist. de France, V. 
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tismus war nicht gemildert durch die Entfernung und die 
Erhabenheit des Thrones, die Privilegien waren nicht ver- 
schleiert unter der Majestât einer grossen Korperschaft. Beide 
gehorten einem Individuum, das immer gegenwârtig und immer 
allein, nur ein Nachbar seiner Unterthanen war.* 

In dieser Schilderung ist eine Wahrheit. Aber in vollem 
Umfang gilt sie doch nur von Frankreich, nicht von allen 
mittelalterlichen Lehensstaaten. Das Lehenssystem war keines- 
wegs überall verhasst, wo es bestand, und die Anhanglich- 
keit auch der Bauern an ihre Herren durchaus nicht selten. 
Auch ist es nicht eine Eigenschaft dieses Systems, dass dem 
Herrn über seine Unterthanen eine „willkürliche und absolut'e 
Gewalt“ zustehe, sondern wo dieselbe behauptet und geübt 
wurde — und das mag nicht bloss in Frankreich sehr hâufig, 
sonderp auch anderwârts nur zu oft vorgekommen sein — , 
geschah das im Widerspruch mit dem System, welches von 
oben bis unten lauter abgeleitete und in sich selbstândige 
Kreise von Rechten aufstellte. Auch die horigen Leute hatten 
ihr festes erbliches Recht ; die Lasten derselben durften nicht 
nach Belieben des Herrn vermehrt oder beschwert, über ihre 
Person nicht anders als nach dem Herkommen und der guten 
Gewohnheit der Hôfe disponiert werden. Das Hofrecht in 
den untersten Kreisen war eben so genau abgegrenzt und 
wurde ganz analog geschützt, wie das Lehensrecht in den 
hôheren. 

Aber auch abgesehen von den zahlreichen Ueberschrei- 
tungen der Herrenrechte, lag allerdings in der Nàhe und 
Kleinheit der Herrschaften und in der grossen Schwierig- 
keit, fast Unmôglichkeit für die Unterthanen, sich dem nahen 
und jede freiere — nicht schon durch das Herkommen ge- 
heiligte — Bewegung hemmenden Drucke derselben 

Das bezeugen die Coutumes und Weistümer auf jeder Seite. In 
manchen derselben werden sogar Spuren elnes bauerlichen Trotzes der 
Hofleute gegen den Grundherrn sichtbar. 
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zu entziehen, eine der schlimmen und gehâssigen Eigen- 
schaften des Feudalismus. 

6. Der Lehensstaat kann vorzugsweise ein Rechtsstaat 
genannt werden. Das Staatsprincip der ôffentlichen Wohlfahrt 
ist verdunkelt, die Abgrenzung der mancherlei politischen 
Rechte aber genau bestimmt; diese selbst sind àhnlich wie 
Privatrechte dem Willen des Berechtigten und sogar dem ge- 
wôhnlicheii Rechtsverkehr des Kaufes, Tausches, der Ver- 
gabung, Vererbung u. s. f. preisgegeben. Der Schutz dieser 
Rechte wird grosseiiteils in Form des gerichtlichen Prozesses 
gehandhabt, oder gar der erlaubten Selbsthülfe in den Fehden 
ûberlassen. Auf der einen Seite eine starre festgegliederte 
Rechtsordnung, welche wohl den Indi viduen, nicht aber 
der Gesamtheit, wohl den einzelnen Korporationen und Stif- 
tungen, aber nicht der Nation und ihren Krâften Freiheit 
gewâhrt, auf der anderen ein fortgesetzter innerer Krieg, 
und eine iminer wiederkehrende Anarchie, das sind 
die beiden entgegengesetzten Erscheinungen , welche wie die 
beiden Gesichter des Januskopfs mit dem raittelalterlichen 
Lehensstaate verwachsen sind. 

II. Stândische beschràukte Monarchie. 

Die Lehensinonarchie ging allmâhlich wâhrend des Mittel- 
alters in die Form des stândisch beschrànkten Fürsten- 
tums über, welches die mittelalterliche Vorstufe der reprâ- 
sentativen Monarchie unserer Tage geworden ist. Diese 
Staatsform wurde ungefâhr seit 1240 herrschend in den meisteu 
europâischen Staaten und dauerte drei Jahrhunderte fort, bis 
sie sich im XVI. Jahrhundert in die absolute Monarchie um- 
wandelte. 

Der Kônig oder der Landesfürst leitet noch seine Gewalt 
von der Verleihung ab des hôheren Herrn, zu oberst Gottes, 
und er betrachtet dieselbe wie ein ihm und seiner Dynastie 
zugehôriges Eigentum. In dem Bereich der fürstlichen Macht 
fühlt er sich als Herr und duldet keinen Widerspruch gegen 
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seine Willkür. Aber dieser vorbehaltene Bereich seiner Will- 
kürmacht war eng begrenzt. Ueberall stiess er auf stàndische, 
kôrperschaftliche und Privatrechte, welche er ebenso zu achten 
genôtigt war, wie er Achtung seiner fürstlichen Rechte forderte. 
Jeder Berechtigte verteidigte im Notfall sein Recht, sei es mit 
gewaffneter Hand wider die Gewalt, sei es vor den Gerichten 
im Prozess. 

Ein Gesetzgebungs recht batte der Kônig für sich 
alleiu nicht. Nur mit Beirat und Zustimmung der Reichs- 
s tan de konnte der Konig, nur mit Einwilligung der Land- 
s tan de konnte der Landesherr neue gesetzliche Ordnungen 
erlassen und einführen. 

Die Regierungsgewalt war noch wenig entwickelt und 
sehr beschrânkt. Einen Beamtenkôrper, der vom Haupt aus 
beherrscjit und bewegt wird, gab es nicht. Die Kronvasallen, 
denen die koniglichen Rechte verliehen waren, übten die- 
selben innerhalb ihrer Herrschaften zu eigenem Rechte selb- 
stândig aus. Die Hofâmter waren an Vasallen und Ministe- 
rialen meistens zu erblichem Rechte vergeben und dienten 
dem Herrn nur nach den herkommlichen Formen, eher dem 
Scheine nach als in Wahrheit. Die Hofsitte, die stàndische 
Ueberlieferung, der Familiengeist wirkten stârker als das Ge- 
fühl der gesetzlichen Pflicht und der Staatsgeist. Die Land- 
stànde, in denen die aristokratischen Klassen das Uebergewicht 
hatten, übten durch ihre Beschwerden und Erinnerungen eine 
oft lâstige Kontrolle aus über die fürstliche Regierung. Nicht 
selten verfolgten sie die fürstlichen Rate und verlangten deren 
Entlassung oder Bestrafung. Zuweilen forderten sie die Be- 
vormundung des Fürsten und eine Mitregierung durch ihre 
V ertrauensmânner. 

Der Fürst war zwar noch der oberste Richter und 
sass noch zuweilen selber auf dem Stuhle des Richters. Aber 
das Urteil fanden die Schôffen und er durfte nur den Spruch 
vollziehen, den die Schôffen gefunden hatten. Er selber war 
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an die Rechtsordnung gebunden und auch er konnte verklagt 
werden, wenn er Unrecht verübte. Nach alter germanischer 
Sitte richtet der Stellvertreter eines jeden Gerichtsherrn über 
diesen , wenn er verklagt wird. So war sogar der deutsche 
Kônig, obwohl er romischer Kaiser und der oberste weltliche 
Herr der Christenheit war, un ter gewissen Voraussetzungen 
genotigt, vor seinem Stellvertreter, dem Pfalzgrafen bei Rhein, 
Rede zu stehen und sich dem Urteil der Fürstengenossen zu 
unterziehen. So richtete der Schultheiss über den Grafen. 

Die Polizeigewalt war wenig ausgebildet und gewôhn- 
lich mit dem Richteramt verbunden. Eine Gensdarmerie gab 
es noch nicht. Der ganze bureaukratische Apparat der heu- 
tigen Polizeiverwaltung fehlte. 

Selbst die Heeresgewalt des Fürsten war durch das 
nachwirkende Lehensrecht sehr beschrânkt. Der Qehorsam 
der aristokratischen Vasallenheere war enge begrenzt und be- 
messen. Die Kriegsfolge der Vasallen wurde wie eine Guts- 
last des Lehensgutes betrachtet un^ vor jeder energischen 
Anspannung sorglich verhütet. 

Die deutschen Konige haben es erfahren, wie schwer der 
eigenwillige Trotz mâchtiger Herzoge zu bandigen und wie 
wenig verlàssig die Treue der Reichsfürsten gegen das Reichs- 
haupt war. 

Die Konige und Landesherrn konnten wohl daneben auch 
Soldtruppen werben, und sie thaten es, um ein gefügigeres 
und willfàhriges Werkzeug der Gewalt s'ich zu schaffen. Aber 
diese Sôldner mussten von den Fürsten bezahlt werden, und 
wenn die LandstSnde dafür keine Steuern bewilligten, wozu 
sie nicht geneigt waren, so musste der Sold aus dem fürst- 
lichen Kammergute bestritten werden. Die Fürsten waren 
daher oft genotigt, Schulden zu machen, und gerieten dann 
in finanzielle Not. Ueberdem wurden oft fremde Landsknechte 
als Sôldner angeworben, und diese machten hinwieder den 
Fürsten dem Lande verhasst, das sie knechteten. 
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Ein Recht, Steuern zu erheben, kam dem Fürsten nur 
unter der Bedingung zu, dass die Stande zuvor das Bedürfnis 
der Steuer anerkannt und die Erhebung der Steuer bewilligt 
hatten. Die aristokratischen Stande waren aber nicht geneigt, 
Steuern zu bewilligen. Manche Steuern waren mit der Zeit 
zu Reallasten geworden, welche hauptsàchlich die Bauerngüter 
belasteten, aber eben darum auch unverânderlich. Auch in 
dieser Hinsicht gebrach es an einem allgemeinen Pflichtgefühl 
der Stande und der Privaten gegen den Staat. 


Dreizehntes Kapitel. 

F. Die neaere absolote Monarchie. 

Aus der mittelalterlichen stândischen beschrânkten Mon- 
archie ging die moderne Reprâsentativmonarchie nicht 
unmittelbar hervor als dîe staatliche Ordnung der neuen Zeit, 
Im Kampfe mit den Stânden erstarkte vorerst eine neue ab- 
solute Monarchie. Die samtlichen germano-romanischen 
und die germanischen Vôlker Europas mussten erst das letztere 
Staatssystem wieder erfahren, bevor es zu der Bildung der 
neuen Staatsform kam. 

Am frühesten zeigt sich diese Entwickelung und am hef- 
tigsten tritt der Absolutismus hervor in Frankreich und in 
Spanien. Je stârker* die germanischen Elemente in einer 
Nation waren, desto weniger konnte es den Kônigen gelingen, 
eine den germanischen Rechtsbegriffen vôllig fremde und zu- 
widerlaufende absolute Gewalt zum geltenden Staatsprincip zu 
erheben. Dagegen waren dieser die rômischen Traditionen, 
die nun in Wissenschaft und Leben wieder wach wurden, 
durchaus günstig. 

Schon seit dem zwôlften Jahrhunderte, als noch die Seig- 
neurs des üppigen Machtgenusses sich erfreuten, arbeiteten 
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die frauzôsischen Legisten (so wurden die rômischen 
Kechtsgelehrten genannt) mit Kühnheit und Einigkeit daran, 
die franzôsische Monarchie auf die alten Grundlagen des rô- 
mischen Kaiserreichs zurückzuführen. Sie gründeten eine 
theoretische und praktische Schule des Régiments, deren 
oberster Grundsatz die Einheit, die Unteilbarkeit und 
die absolu te Staatsgewalt des Kônigtums war, welche sie 
unter dem Ausdruck der souverànen Gewalt zusammen- 
fassten. Von da aus behandelten sie die Herrschaften und 
Gerichtsbarkeiten der Grossen und ihrer Vasallen wie An- 
massungen und Missbrâuche, die zu Gunsten des Kônigs und 
des Volkes aufzuheben, oder mindestens so sehr als môglich 
zu beschrànken seien. Sie stellten die franzôsischen Kônige 
als Nachfolger der rômischen Imperatoren dar, und indem sie 
die rômische Gesetzgebung als die wahre priesen, behandelten 
sie die feudalen Rechtsgewohnheiten mit GeringschâtzungJ 
Es dauerte freilich noch Jahrhunderte, bis diese Theorien in 
die Praxis eindrangen und die Herrschaft der Seigneurs wirk- 
lich gebrochen wurde. Aber der innere Kampf hôrte nicht 
mehr auf, bis der ganze reich gestaltete Lehensstaat von Grund 
aus zusammenstürzte , dann aber auch in seinen Sturz die 
inzwischen mâchtig gewordene absolute Monarchie mit ver- 
wickelt wurde. 

Der Satz des rômischen Kaiserrechts : „ Quod principi pla- 
cuit, legis habet vigorem'* wurde wieder aus dem Altertum 
hervorgeholt und als notwendiges Staatsprincip verkündigt.'-* 


1 Thierry, Temps Mérowiug I, S. 16. 

B eau manoir 11, 57; „C€ qui li plest à fere, doit estre tenu por 
à loi; fügt aber beschrankend hiuzu: „ pourvu qu'il ne soit pas fet 
contre Dieu, ne cqntre bonnes meurs, car s*il le ferait^ ne le devroient pas 
si souget soufrir,^^ Vgl. La ferrière iu d. Revue critique de Législ. par 
Wolowski IV, p. 125. Die italisclieii Glossatoreu haben ebenso noch 
eine gewisse Scheu vor dem Princip und suchen es durch die Hiicksicht 
auf das bestehende gbttliche und menschliche Redit zu besclirànken. 
Sogar ini Jahre 1688, noch unter Ludwig XïV., dem machtigen Lieb- 
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Er ging in das franzôsische Rechtssprichwort über: veut 

le roi, si veut la loi.‘^ War einmal das Recht der Gesetz- 
gebung in dem Kônige konzentriert, und wurde dasselbe diesem 
in unbeschrânkter Weise eingeràumt, so konnten von da ans 
die Heminnisse, welche das Lehenswesen und die standischen 
Rechte der vollen Entwickelung der Staatsgewalt, des natio- 
nalen Geistes und der ôffentlichen Wohlfahrt entgegensetzten, 
entfernt werden. Die von der neuen Rechtsgelehrsainkeit ge- 
leitete Praxis der Gerichte, besonders der kônigliclien Parla- 
mente, half im einzelnen krâftig mit, dieser Richtung den 
Sieg zu bereiten. Die ôifentliche Meinung, zunachst in den 
Stâdten, in welchen die rômische Kultur einen uralten Wohn- 
sitz batte und welche von den Einflüssen des Lehensrechtes 
freier geblieben waren, war der verànderten Rechtsansicht 
günstig. ^Sie hasste die kleinen Herren viel mehr, als sie 
den nationalen Kônig fürchtete; und die Fortschritte der 
stâdtischen Gewerbe in Handel und Handwerk schienen durch 
die Demütigung und Schwâchung der Lehensherren nur ge- 
fôrdert zu werden. Auch die Bauern konnten cher gewinnen 
als verlieren, wenn die Macht des Konigs über ihre Bedrànger 
zunabm. 

Seit Ludwig XI.^ (1462 — 1483) war das Uebergewicht 
der kôniglichen Gewalt über die Lehensherrschaft in Frank- 


haber der absoluten Kbnigsgewalt, erklarte der für Staatsrecht aiigestellte 
Professer Delaunay den Batz in nicht absolutistischem Siime: „que la 
loy est la volonté du Roy et non pas que la volonté du Roy soit loy.“ 
Aber es fanden sich zu allen Zeiten dienstbare Parteimanner, welche 
über aile mittelalterliclien Scliranken des romischen Princips liiiiweg- 
setzten und eifrig für die absolute Gewalt des Monarchen kampften. 

3 Er verbot 1463 dem Herzog von Bretagne den Ausdruck; „par îa 
grâce de Dieu^ für sich anzusprechen. Vor Karl VII. bgdienten sich die 
Seigneurs gewohnlich dieser Berufung in ihren Titeln. Schaffner, 
Franzos. Rechtsg. II, S. 273. In dem durch die Schweizer auf Anstiften 
des Konigs vollzogenen Uiitergang des Herzogs Karl des Kühnen von 
Burgund wurde nun das Haupt der hohen Lehensaristokratie erschlagen, 
und damit war der Sieg des Konigtums in Frankreicli entschieden. 
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reich, seit PhilippIL (1556 — 1598) in Spanien entschieden. 
In Frankreich kamen freilich von Zeit zu Zeit Reaktionen 
dagegen vor; in Spanien blieb der Absolutismus sicherer und 
batte einen finstereren und grausameren Charakter. Es erregt 
ein Grauen, wenn man sich daran erinnert, dass Philipp IL 
das ganze Volk der Niederlânder, über welches ihm nur be- 
schrânkte Herrschaftsrechte zustanden, als Verbrecher zu ver- 
urteilen wagte. Erst unter Ludwig XIV. batte in Frank- 
reich die absolutç Gewalt des Konigtums ihren Hôhepunkt 
erstiegen, von wo aus sie jâhlings dem Abgrunde der Révo- 
lution entgegenstürzte. Sein Beispiel ahmten dann die deut- 
schen Dynastien nach, die grossen und die kleinen.'^ Es 
wurde wieder erlebt, dass ein christlich-europâischer Monarch 
ein ganzes Volk, dessen Oberbaupt zu sein er sich überdem 
nur angemasst batte, dass Joseph 1. von Oestejrreich die 
Bayern zum Tode verurteilte und sich dabei gar auf gôtt- 
liches Recht berief.^ 

Den politischen Grundgedanken dieses neuen Abso- 
lutisnius soll Ludwig XIV. mit einer staunenswerten Naivetât 
in dem bekannten Satze ausgesprochen haben: y^Vétat c^est 

4 Friedrich 11. voii Preussen im Antimach. 10: „I1 n’y a pas 
jusqu’au cadet du cadet d’une ligne appanagée, qui ne s’imagine d’être 
quelque chose de semblable à Louis XIV. Il bâtit son Versailles, il a 
scs maîtresses, il entretient ses armées. Ils s’abîment pour l’honneur 
de leur Maison et il prennent par vanité le chemin de la misère et de 
l’hôpital. “ 

5 Hormayr, Lebensbilder I, S. 256. Patent Josephs I. von Oester- 
reich vom 20. Dez. 1705: „A lie Bayern seyen der beleidigten Maj estât 
Josephs I. als des ilmen von Gott dem Allmâchtigen vorgesetzten allei- 
nigen rechtmâssigen Landesherrn schuldig imd daher ohne weiters mit 
dem Strange vom Leben zum Tode zu richten! Nur aus aller- 
hochster Clemenz (?) und landesvàterlicher Mildigkeit (?) werde verordnet, 
dass allezeit 15 zu 15 um’s Leben spielen und jener, auf den das 
wenigste Loos fàllt, im Angesicht aller aiifgehenkt werden solle." Man 
traut seinen Augen nicht, wenn man solchem Wahnsinn, der sich selbst 
als Recht und Gnade verkündet, noch im XVIII. Jahrhundert, unmittel- 
bar vor dem Zeitalter der „philosophischen Aufklôrung" begegnet. 
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moi.“ (»Der Staat biu ich.“) Der Kônig betrachtete sicli 
nicht raehr als das Oberhaupt des Staates, welches selber nur 
ein — wenn auch das oberste und màchtigste — Glied des 
gesamten Staatskôrpers ist, sondera er identificierte seine 
Person und den Staat vollstândig, so dass es ausser ihm keine 
anderen berechtigten Staatsglieder mehr gab. Es gab keine 
Staatswohlfahrt ausser seiner persônlichen Wohlfahrt, kein 
Staatsrecht ausser seinem individuellen Recht. Er war Ailes 
in Allem, ausser ihm war Nichts. 

Diese vôllige Verwechslung des Kônigtums mit dem Staate 
— wohl zu unterscheiden von der Personifikation der staat- 
lichen Majestat in dem Konige — war um so bedenklicher, 
als wàhrend des XVII. und XVIII. Jahrhunderts, als dieselbe 
Mode geworden, zugleich die Théorie von der Staatsallmacht 
aufkam. .Wâhrend des Mittelalters war der Staat durch eine 
unendliche Menge lester und abgeschlossener Rechtskreise 
zerklüftet und jeder durchgreifenden Macht beraubt worden^ 
Nun machte die Théorie den Sprung in das Gegenteil und 
liess gar keine selbstàndige, der Willkür und der Einwirkung 
des Staates entzogeue Rechtssphâre mehr gelten. Selbst das 
Privatrecht wurde als ein Produkt des Staates aufgefasst und 
dem Belieben der Staatsgewalt preisgegeben. 

Die Staats- und Rechtswissenschaft jener Zeiten 
hat an dem Schaden, den diese Theorien gestiftet, einen 
grossen Anteil. Die einen billigten und unterstützten die 
unnatürliche Anmassung der absoluten Konige mit Schein- 
grûnden, die anderen traten derselben nicht entgegen, wie die 
Pflicht gebot. Aber nicht minder schwer haben sich die da- 
maligen Theologen (bald jesuitische, bald hochkirchliche 
Oder orthodoxlutherische Hoftheologen) versünd^t, welche die 
christliche Idee der Gôttlichkeit der obrigkeitlichen Gewalt 
dahin entstellten, dass sie in gewissem Sinne die Konige als 
unmittelbare und vollkommene Reprâsentanten und Inhaber 
der gôttlichen Weltregierung auf Erden, als irdiscbe Gôtter 
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ausgaben. Weil Gott unumschrànkter Herr der Welt ist, die 
er geschaffen hat und die er mit seinem Geiste erfüllt und 
erhàlt, so sollten die Konige auch unumschrânkte Herren der 
Vôlker sein, die sie nicht geschaffen haben und die sie nicht 
zu erfüllen noch zu erhalten vermôgen. Es kam, wie in den 
Zeiten der romischen Imperatoren, wieder dahin, dass die 
Konige es liebten, sich auch mit der Gottheit zu identifizieren. 
Man weiss, wie gern Ludwig XIV. den Jupiter gespielt hat, was 
freilich in heidnischer Form cher anging als in christlicher. 

Unmittelbar neben dieser Allmacht des Absolutismus, 
welche nun durch die Théorie dem Monarchen zugesprochen 
und auch in wichtigen Beziehungen praktisch geübt wurde, 
offenbarte sich freilich von Zeit zu Zeit die vôllige Ohn- 
macht der absoluten Konige. Es gescbah nicht selten, dass 
Fürsten, welchen Schmeichelei und knechtischer «Sinn eine 
schrankenlose Gewalt beimassen, selber zu willenlosen Dienern 
des Ehrgeizes ihrer Günstlinge oder der Herrschsucht und Aus- 
schweifung ihrer Maitressen erniedrigt wurden. Ailes hing 
ja von der Persônlichkeit des Monarchen ab. War er ein 
hervorragendes Individuum, welches die diktatorische Gewalt 
mit Energie und Geist zu handhaben verstand, wie Lud- 
wig XIV. selbst, bevor das Alter und der Genuss seine 
Krâfte aufgezehrt hatten, so mochte er wenigstens den Schein 
der Allmacht erhalten. Auf die Dauer konnte aber selbst ein 
solcher Mann nicht auf so schwindlicher Hohe feststehen.® 

•> Lord Cliatham (Brougham, Staatsmanner I, S. 29) in einer Par- 
îamentsrede : „Absolute Gewalt richtet den zu Grunde, der sie besitzt, 
uîid ich weiss, dass wo Gesetzlichkeit aiifhort, Tyrannei beginnt.“ Gui- 
zot, Essais, S. 245: „c’est le vice de la monarchie pure (?) d’élever le 
pouvoir si haut que la tête tourne à celui qui le possède et que ceux 
qui le subissent osent à peine le regarder. Le souverain s’y croit un 
dieu, le peuple y tombe dans Fidolâtrie. On peut écrire alors les devoirs 
des rois et les droits des sujets; on peut même les prêcher sans cesse; 
mais les situations ont plus de force que les paroles, et quand l’inéga- 
lité est immense, les uns oublient aisément leurs devoirs, les autres leurs 
droits. 
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War er eine schwache Natur wie Karl II. von England, Fer- 
dinand VIL von Spanien, oder Ludv?ig XV. von Frank- 
reich, so schwelgten andere in der Willkür, die dem Kônige 
allein vorbehalten, seinen Hànden aber entwunden war. Die 
Vôlker aber versanken überall in namenloses Elend. Wer die 
Wirkungen der Absolutie in dem civilisierten Europa kennen 
lernen will, der studiere die spanischen oder italischen oder 
ôsterreichischen Geisteszustânde von 1540 — 1740.^ 

Uebrigens standen dieser Anmassung auf dem alten Boden 
der europâischen Verhâltnisse so viele Ueberlieferungen wider- 
strebender Rechtsansichten und so bedeutende und feste In- 
stitutionen entgegen, dass es doch nirgends zu einer voll- 
stàndigen und bleibenden Geltung eines Staatsprincips kam, 
vyelches den asiatischen Despotien gemâss, dem europâischen 
Leben a^er fremd war. Als in England die restaurierte Dy- 
nastie der Stuarts auf âhnliehe Abwege geriet und Jakob IL 

versuchte, die uralten und verbrieften Rechte des Parlaments 

• • 
und die neuere Gestaltung der kirchlichen Verhâltnisse nach 

Willkür zu verletzen, als er das Beispiel Ludwigs XIV. eigen- 

sinnig nachahmte und selbst den gesetzlichen Widerstand der 

loyalen Freunde des ïhrones und der Verfassung mit Ver- 

achtung behandelte, da büsste er die verwirkte Herrschaft 

ein, und die Vereinigung Wilhelms von Oranien, des 

grôssten Staatsmannes und Fürsten dieser Zeit, mit dem eng- 

lischen Volk hatte die feste Begründung des modernen 

Reprâsentativsystems zur Folge. 

Die zweimalige und entscheidende Niederlage der abso- 
luten Monarchie in England hat zwar nicht sofort den Unter- 
gang dieses Verfassungssystems in Europa nach sich gezogen; 
Aber die Zuversicht in dasselbe ward erschüttert und all- 

t 

7 Laurent, Études sur Thist. XI, 136: „Si la révolution avait be- 
soin d’une justification , elle la trouverait dans l’incoinpatibilité radicale 
de la monarchie absolue avec le droit et par suite avec les intérêts de 
l’humanité.^ 



448 


Secbstes Buch. Die Staatsfomen. 


mâhlich reifte diese Staatsform auch auf dem Kontinent dem 
sicheren üntergange zu. Ihr Princip wurde von der freieren 
Philosophie des XVIIL Jahrhunderts verworfen. Diese Philo- 
sophie bestieg mit Friedrich IL den Thron eines aufstreben- 
den Staates und verkündete nun laut vom Throne den ent- 
gegengesetzten Satz: der Konig ist nicht der Eigentümer des 
Landes, noch der Herr des Volkes, nicht der Staat, sondern 
der „oberste Diener des Staates." Das Princip der ab- 
soluten Monarchie war schon vor der franzosischen Révolution 
überwunden. Dem Sturme der Révolution vermochte sie nicht 
mehr zu widerstehen. Trotz mancherlei Schwankungen erlag 
sie schliesslich in allen Staaten des civilisierten Europas dem 
freieren Volksbewusstsein. 

Nur in dem europaischen Orient, in Russland® hat die 
absolute Monarchie gegenwârtig noch Bestand. Da-^ sagt die 
religiose Begründung der nationalen Denkweise eher zu als 
im Occident, und für das unermessliche Reich, dessen Kultur 
noch zurück und unter Nationen, deren Bildung noch auf 
einer tiefen Stufe ist, bedarf es einer gewaltigeren Central- 
macht. Die grôssten Reformen, wie voraus die heutige Be- 
freiuung des Bauernstandes von der Leibeigenschaft, sind da 
noch kaum anders als durch den allein entscheidenden Willen 
des Kaisers durchzuführen. Die Aristokratie wtirde dieselben 
schwerlich fôrdern , ein gebildetes und freies Bürgertum 
existiert nicht als eine sociale oder politische Macht. Der 
unteren Masse aber fehlt es zwar nicht an der Fâhigkeit, in 

8 Die in Russland geltenden Grundgesetze nennen den „Kaiser aller 
Reussen“ einen „selbstherrliclien und absoluten Souveran“ und stützen 
seine absolute Macht ausdrücklicli auf gottliches Gebot: „Gott selber 
befiehlt, sich seiner liôchsten Autoritat zu unterwerfen, nicht allein aus 
Furcht vor Strafe, sondern aus religiôser Pllicht.^^ [Sammlung der 
russischen Reichsgesetze (Swod) Bd. I; Grundgesetze des Reichs Sekt. I, 
Art. 1.] Die Gesetzgebung gebührt ausschliesslich dem. Kaiser, der 
übrigens regelmassig den Reichsrat vemimmt. [Swod, Bd. I, Sekt. I, 
Art. 47—56.] Foelix, Revue Étrangère III, S. 700. 



Vierz. Kap. II. Mon. Staatsformen. G. Konst. Monarchie. 1. Entstehung etc. 449 


der Geineinde und in Einungen der Berufsgenossen sich selber 
zu helfen, wohl aber an der Fahigkeit, an der Bestimmung 
der Politik und an der Gesetzgebung einen erheblichen Anteil 
zu nehmen. Sie wirkt wie die Materie durch ihre Schwere. 


Vierzehntes Kapitel. 

6. Die konstitntionelle Monarchie. 

1. Die Entstehurig und Verbreitung der konstitutionellen 
Monarchie. 

Die konstitutionelle Monarchie ist zwar die Prucht der 
neuen Jîeit. Aber der Keim, dessen Wachstuni vorhergeben 
musste, bevor diese Frucht reifen konnte, ist, wie Montes- 
quieu richtig bemerkt bat, schon „in den Wâldern der gçr- 
manischen Vorzeit^ zu finden. Der erste grosse, aber noch 
unreife Versuch zu der Staatenbildung, welcbe wir nunmehr 
als die konstitutionelle bezeichnen, wurde in den Reichen 
geinaeht, die auf romischem Boden von germaniscben Fürsten 
gegründet wurden, als zuerst romiscbe Staatsideen sich mit 
germanischen Rechten vermâblten. 

Dann folgte die Lehensmonarchie und das standische 
Fürstentum mit ihrer machtigen Aristokratie. Die Einheit des 
Staates aber ging verloren. Die Wohlfahrt des Volkes ver- 
küramerte, das Kônigtum war voiler Glanz und Ehre, aber ohne 
Macht. Und wleder erhob sich der nationale Zug nach Einheit, 
wieder wurde der germanische Feudalstaat durch rômische 
Staatsprincipien beleuchtet und befruchtet. ^uch die Vôlker 
regten sich wieder; aber voraus langten die Fürsten nach dem 
eisernen Scepter der absoluten Gewalt. Die Kâmpfe der Stgnde 
begannen, untereinander und mit den Fürsten. Als das 
Mittelalter wich, da fing die moderne Staatsverfassung an 

Bluntschli t allgemeine Staatslehre. 29 
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zu zeitigen. Im grossea ist sie das Ziel einer mehr als 
tausendjahrigen Geschichte, die Vollendung des romano- 
germanischen Staatslebens, d. h. der eigentlichen euro- 
pâischen Staatskultur. 

I. Zuerst kam diese Staatsform in Engl and zur Ausbil- 
dung. Langsam reifte sie heran in der grossen Geschichte 
dieses Inselreiches, langsam, aber in stàter und sicherer Ent- 
wickelung. In keinem europàischen Lande batte das Kônig- 
tum wâhrend des Mittelalters seine centrale Macht so un- 
versehrt erhalten wie in England, in keinem aber auch wurden 
die Rechte und die Freiheiten des Adels und des Volkes so 
mannlich verteidigt und so fest begründet, wie dort. 

Auch die englische Nation ist von den erschütternden 
Fiebern der Révolution nicht verschont geblieben. Zwei grosse 
Revolutionen drohten dem ganzen englischen Staatsgebaude den 
Untergang. Die erste, um die Mitte des XIII. Jahrhunderts, 
war der Versuch der Aristokratie, die Staatsregierung dem 
Konige wegzunehmen und in ihre Gewalt zu bringen. Das 
■war der Sinn der „Provisionen“ von Oxford von 1258, 
welche dem besiegten Konige Heinrich III. von dem Grafen 
Leicester aufgenotigt wurden. ^ In der zweiten grossen 
Révolution, welche aus dem Kampfe Karls I. mit dem langen 
Parlament in der Mitte des XVII. Jahrhunderts hervorbrach, 
ward für einige Zeit das Konigtum samt der Aristokratie von 
der fanatisierten Volkspartei der demokratischen Puritaner 
beseitigt (1649). 

Aber beide Male dauerte die Krankheit nicht so lange, 
dass sie den Staatskôrper auf die Dauer schwâchte. Sie war 
auch, obwohl àusserlich in heftigen Symptomen sich offen- 
bafend, innerliçh nicht so mâchtig, um dem Leben der Nation 
eine fremde Richtung zu geben. Beide Male erholte sich Eng- 
land rasch von der Erschütterung und der historische Zu- 

1 [Giieist, EngL Verlaôèungsgesch., S. 264 u. f.] 
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sammenhang mit der Vergangenheit ging nicht verloren, die 
Entwickelung der Nation blieb eine organische und nor- 
male. Sie raachte sogar beide Male die entschiedensten Fort- 
schritte. Von der ersten aristokratischen Révolution datiert die 
Berufung der Abgeordneten der Stâdte zum Parlament 
(zuerst 1264), die Anlage des spâteren Unterhauses. Die 
zweite fand ihren definitiven Abschluss in der Begründung 
des modem en Kônigtums im Jahre 1689. Von da an 
kommt die eigentliche konstitutionelle Monarchie als 
eine nationale Institution zur Erscheinung. 

2 Der grosse Geschiclitssclireiber der neuen eiiglisdien Geschichte 
Macaulay (Engl. Gesch. 11, S. 607) charakierisiert den Uebergang ans 
der niittelalterlichen Vorstellimgsweise in die moderne so: „Lange Zeit. 
batte leider die Kirehe die Nation gelebrt, dass die Erbmonarchie allein 
unter nnse^’en Institutionen gb ttlich und nnverletzlich sei, dass das Redit 
des Hanses der Gemcinen anf einen Anteil an der gesetzgebenden Ge- 
walt ein bloss me n sc lil i clics Redit sei, dass aber das Redit des 
Konigs aul* den Gehorsam s<;ines Volkes von oben staminé; dass die 
Magna Charta ein Gesetz sei, was von denen, die es gemadit hatlen, 
wieder anrgehoben werdon muge, dass aber die Regel, ’svelche die Prin^ 
zen von kbniglidiem Geblüt nadi der Erbfolgeordnung zurn Thronc be- 
rnfe, himmlisdien Ursprungs nnd dass jeder mit dieser Regel nidit iiber- 
einstimmende Akt des Parlamentes nichtig sei. Es ist augenscheinlidi, 
dass in einer Gesellscbaft, in welcher solche Wahnbegritîe vorwalten, 
verfassungsmassige Freiheit immer nnsidier sein mnss. Eine Madit, 
weldie bloss als eine ra enschliche Ordniing betraditet wird, kann 
kein wirksamer Ziigel einer Madit sein, die als Ordnung Go t tes be- 
trachtet wird. Die Hoffnnng ist eitel, dass Gesetze, wie trefflidi sie 
andi sein mogen, ibrtwalirend einen Konig zügeln werden, der riach 
seiner eigenen Meiniing nnd nadi der eines grossen Teiles seines Volks 
eine Antoritat von nnendlidi hôherer Natnr bat aïs die Antoritat, welche 
diesen Gesetzen zustebt. Das Konigtum dieser geheimnisvollen Attri- 
biite zu entkleiden nnd den Griindsatz festznstellen, dass die Konige 
nacb eineni in keiner Weise anderen Redite regierten, als nacb welcbem 
Freisassen die Ritter der Grafsdial’t erwablten oder Richàer Habeas corpus 
Befehle erteilten, war für die Sieberheit unserer Freibeiten unbedingt 
notwendig. — Dieses Ziel wnrde erreiebt dnreb den Bescbluss, welcher 
den Tbron für erledigt erklârte und Wilhelm und Marie einlud, 
ihn einzunebmen." Eine gnte und zwischen Radikalismus und Liberalis* 
mus wobl unterscheidende Darstellung gibt A. Zimmermann in seiner 
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Die konstitutionelle Monarchie nimmt gewissermassen aile 
anderen Staatsformen in sich auf. Sie gewàhrt die 
grosste Mannigfaltigkeit, ohne die Harmonie und Einheit des 
Ganzen zu opfern. Sie.gibt der Aristokratie freien Eaum 
zur Uebung ihrer Krâfte und zur Aeusserung ihrer Gesinnung 
auf nationalem Felde. Sie legt auch der demokratisclien 
Eichtuiig des Volkslebens keine Fesseln an, sondern verstattet 
ihr freie Bewegung. Ja selbst ein ideokratisches Elément 
findet sich in ihr aneikannt in der Verehrung der Gesetze. 
Aile diese verschiedeiien Richtungen sind aber durch die 
Monaitfhie, als das lebendige Haupt der gesamten Staats- 
ordnung, in dem rechten Verhâltnis gehalten und zur Ein- 
heit verbunden. 

Auch die englische konstitutionelle Monarchie der iieueren 
Zeit hat übrigens ihre Entwickelungsstufen. Schonoder Zeit 
des Konigs Wilhelm von Oranien gchoren folgende Haupt- 
iftomente an : 

1) Die principielle Verwerfung des absoluten Kônig- 
tums als einer verfassungswidrigen Anmassung, welche nicht 
zu dulden und gegen welche der Widerstand berechtigt sei. 

2) Die Anerkennung, dass das kônigliche Recht ebenso 
ein inenschliches und durch die verfassungsmâssige 
Ordnung begrenztes Recht ^ sei, wie das Recht der Lords und 
der Gemeinen im Parlament und wie die gesetzlichen Frei- 
heiten der einzelnen Englânder, im Gegensatz zu den mysti- 
schen Vorstellungen der orthodoxen Theologen, welche in dem 

kurzeu historisclien Eutwickeliing des parlamentar. Regierungssystems iii 
Eiigland, Berlin 1849. [S. jetzt iiamentlich Gneist, Engl. Verfassiings- 

geschichte, S. 628 — 724.] 

3 Akte vom dahre 1701 [Art. 4] : „Da die Gesetze von England das 
Geburtsrecht des englischen Volkes sind und aile Konige und Kdniginnen, 
welche den Tliron dieses Reiches besteigen werden., die Regierung dieses 
Reiches in Üebereinstimmung mit den genannten Gesetzen zu verwalten 
verpüichtet sind und aile ihre Beamten und Minister ihnen denselben 
Gesetzen gemass zu dienen schuldig sind, so u. s. f.** 
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Kônigsrechte etwas specifisch Gottliches verehrten, die man — 
abgesehen von ihrer religiôsen Rechtfertigung — nicht mehi' 
als Staatsprincip gelten liess. 

3) Die urkundliche Aussprache und Sicherung der 
parlamentarischen Rechte und der Volksfreiheiten in 
der sogenannten Déclaration ofRights von 1689 und die Ver- 
bindung dieser Erklàrung mit der Ordnung der Thronfolge» 
•so dass das Kônigtum nicht mehr losgetrennt von jenen 
Rechten und Freiheiten, sondern nur ini Zusammenhange 
damit zu denken war. 

4) Die Unverantwortlichkeit der Konige wujfie zwar 
als verfassungsmassige Regel beibehalten, aber durch den 
vollzogenen Bruch der Stuartischen Legitimitat unverkennbar 
die Zulâssigkeit der Ausnahme behauptet, wenn es zwi- 
schen dem Konige und der Nation zu einem unversohnlichen 
Widerstreite komme. 

5) Die ausgebildete auch politische Vèrantwortlich- 
keit der Minister gegenüber den Hâusern des Parlaments, 
so dass dem Unterhause die Klage, dem Oberhaus das Gericht 
zusteht. 

6) Die Mitwirkung des Parlaments an der Gesetz- 
gebung. 

7) Sein Recht der Steuerbewilligung und seine Teil- 
nahme an der Ordnung des Staatshaushalts. 

8) Seine Kontrolle der gesamten Regierungsweise und 
Staatsverwaltung. 

9) Die voile Unabhangigkeit und die ausgedehnte 
Befugnis der richterlichen Autoritàt, gestützt auf die Teil- 
nahme der Geschwornen aus dem Volk. 

10) Die Freiheit der Presse und d^r politischen 
Versammlungen und die daherige Kritik und Kontrolle der 
offentlichen Meinung. 

Den Kônigen aus dem Hause Hannover wurde es freilich 
sehr schwer, diese Grundsâtze samt ihren Konsequenzen zu 
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verstehen. Aber die Macht der Verhàltnisse nôtigte auch 
die widerstrebenden Neigungen der Dynastie und des Hofes 
zur Anerkennung der freien Verfassung. Dem Jîinfluss des 
Prinzen Albert von Koburg ist es vorzüglich zu verdanken, 
dass auch die Gesinnung der gegenwârtigen Kônigsfamilie 
rückhaltslos verfassungsmàssig geworden ist und das Konig- 
tum bat an Ansehen und Macht nicht eingebüsst, seitdem 
es die Vorurteile der dynastischen Tradition abgestreift bat 
und zum wahren Volkskonigtum geworden ist. 

Der englische Konig ist sich bewusst, dass er nicht seinen 
Eigenwillen, sondern den Staatswillen darstelle und voll- 
ziehe. Daher haben die Minister, und da die englischen Minister 
vorzugsweise in dem Vertraucn des Parlaments — hauptsâch- 
lich des Unterhauses — ihre Stârke finden, auch die Volks- 
vertretung einen grosseren Einlluss auf die Regierun^g als in 
den kontinentalen Staaten. Insofern kann man das englische 
Konigtum ein parlamentarisches und republikanisches 
nennen. Aber die Ehrfurcht vor àer Monarchie ist doch 
kaum in einem anderen Lande stàrker als in England. So 
mâchtig die aristokratischen Elemente und das Parlament in 
England sind, die englische Verfassungsform ist doch eine 
Monarchie geblieben.'* 


4 Schoii Edin. Burke bemerkt (Ans seiiien Schrifteii, München 
1850): „Auf dem festeii Lande hat man gemeiniglich von der Stellung 
eines Konigs von Grossbritaniiien einen irrigein'Begriff. Er ist ein wirk- 
licher Konig, nicht ein vollziehender Beamter. Wenn er sich um Kleinig- 
keiten nicht bekümmert, noch zur Auihierksamkeit auf geringfügige 
Zankereien sich herabliisst, so ist es kaum zweifelhaft, ob er nicht eine 
wirklichere, starkere und ausgedehntere Macht besitze als der Konig von 
Fraiikreich vor der Révolution besass.“ Als Sir Robert Peel in neuerer 
Zeit ans politische^ Gründen von der Kônigin Viktori a verlangte, dass 
sie einige Hofdamen entferne und andere an deren Stelle treten lasse, 
drang die Zumutung allerdings selbst in den Kreis des persbnlichen und 
Familienlebens der Konigin ein, beweist aber gerade fur die Wichtigkeit 
auch der persônlichen Beziehungen und Gesellschaft der englischen 
Monarchin für die englische Politik. Aber wahr ist es doch, dass die 
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II. Den zweiten welthistorischen Versuch, die konstitu- 
tionelle Monarchie einzuführen, machte die franzôsische 
Nation. Die Verfassung von 1791 sollte nach der Meinung 
ihrer Urheber als ein vollkommenes Meisterwerk ans dem 
modernen Staatsprincip unmittelbar geboren werden, mit 
logischer Notwendigkeit. Aber die Staatsprincipien selbst der 
Nationalversammlung waren vielmehr republikanisch - demo- 
kratisch, als monarchisch. Die Kousseausche Théorie von der 
Volkssouverànitât und den zwei Gewalten, und das Vorbild 
der nordamerikanischen Konstitution, welche eine konstitu- 
tionelle Demokratie mit drei unabhângigen, aber durch die 
Einheit des souverânen Volkes zusammengehaltenen Gewalten 
ins Dasein gerufen batte, übten auf die Geister der Franzosen 
einen stârkeren Einfluss ans als die englische Verfassung. 
Der Grundcharakter der neuen Verfassung von 1791 war demo- 
kratisch. Das Kônigtum in ihr war eine Inkonsequenz des 
Systems, ein zurückgebliebener Rest der Vergangenheit, mit 
welcher die Révolution iVn übrigen von Grund aus gebroch'en 
batte. 

Dann richtete Napoléon die monarchische Gewalt wieder 
auf, indem er die Nation aus dera Schlamrae errettete, in den 
sie versunken war. Er konzentrierte die gesamte Staatsgewalt 
wieder in seiner stai-ken Hand. Aber um eine modem fran- 
zôsische konstitutionelle Monarchie zu gründen, dazu war in 
den ersten Zeiten nach der Révolution und inmitten des euro- 
pâischen Krieges das’ Bedürfnis der Nation nach einer Dik- 

fen^lische Staats verfassung, wenii man auf die entscheidende Macht sieht, 
in neuerer Zeit zur Par lame nts - und Ministerregierung geworden 
ist. Robert Peel selbst sprach im Parlament (Rede vom 11. Mai 1835) 
die wichtigen Sàtze aus: „Die Prarogative der Krone, die Autoritat der 
Lords siiid allerdings der Konstitution nach machtig g^enug, gelegentlich 
die Eiiigriffe des Hauses der Gemeinen zu überwachen, aber sie dürfen 
sich heutzutage nicht auf diese als unübersteigliche Bollwerke ver- 
lassen. Die Regierung des Landes muss hauptsàchlich mit dem guten 
Willen und durch die unmittelbare Thatigkeit des Hauses der Gemeinen 
geführt werden.^ 
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tatur zu stark und er selbst von Natur ein zu gewaltiger 
Herrscher. Einzelne Anfânge dazu freilich liess er zu. Er 
erkannte in dem franzôsischen Volke die Quelle seiner Macht 
an und erôffnete allen Franzosen die freie Bahn zur Erhebung 
und zum Ansehen. Er versuchte in dem Sénat auch eine 
Aristokratie wieder zu schaffen, wolche nach seinem Ausdruck 
„die Souverânitàt erhâlt, wâhrend die Demokratie zur Sou- 
verânitat erhebt.“® Hâtte seine Dynastie ruhig fortregiert, 
so hâtte sich vielleicht mit der Zeit aus diesen Anfângen eine 
nationale konstitutionelle Monarchie herausbilden kônnen. 
Aber in den Zeiten seiner Macht schienen ihm die politischen 
Rechte der übrigen Korperschaften als Schranken seines ab- 
soluten Willens unbequem. Und als er vom Throne stürzte, 
wurden seine Institutionen in seinen Ruin verwickelt. 

Die Charte Ludwigs XVIII. vom 4. Juni 1814 war ihrem 
Wesen nach ein Vergleich zwischen der alten koniglichen 
Dynastie, welche aus der Verbannung zurückkehrte, und dem 
franzôsischen Volke, welches die Zeiten der Révolution und 
der napoleonischen Herrschaft durchlebt hatte, ein Vergleich 
zwischen den Rechtsansprüchen des früher absoluten Kônig- 
tums und den neuen politischen Gewalten, zwischen der 
Legitimitât und dem Besitzstand aus der Révolution. In ihrer 
Form aber war sie die freie Gabe des Kônigs, ein Ausfluss 
seiner alleinigen Autoritât.® Auch abgesehen von (Jiesem 
Widerspruch zwischen Form und Inhalt, litt diese Verfassung 
noch an anderen Widersprüchen. Aber immerhin war sie besser 
als die vorausgegangenen Versuche, die konstitutionelle Mon- 
archie in Frankreich zu vei-wirklichen. 

5 Las Cases, Jlém. III, S. 32. Vgl. obeii Biich II, Kap. 10. Die beste 
Zeielinung des reiiieii Urbildes des napoleonischen Staates, hinter welchem 
die Wirklichkeit freilich weit znritckgeblieben ist, hat sein Neffe tind 
Erbe itn Jahre 1839 in der Schrift „Idées Napoléoniennes" entworfen. 

6 Einleitnngsworte ; „Nou8 avons volontairement et par le libre exer- 
cice de notre autorité royale accordé et accordons, fait concession et 
octroi à nos sujets — de la Charte constitutionelle qui suit." 
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Offenbar waren die Grundformen der englischen Verfassung 
nachgebildet, aber sie waren mit einem anderen Geiste erfüllt. 
Die Gewalt war dem Kônige von Frankreich in grbsserem 
Masse zugestanden als in England, oder vielmehr, da die 
Charte in ihrer Théorie von dem absoluten Kônigtum aus- 
gehtj minder beschrànkt worden als dort; aber die Sicher- 
heit des franzosischen Kônigtums war sehr viel geringer als 
in England, nicht bloss weil der Charakter der Franzosen von 
jeher beweglicher und zu Veranderungen leichter erregbar ist 
als der englische, sondern weil die Révolution die franzosische 
Aristokratie vernichtet und das ganze Volk in demokratischen 
Regriffen und Tendenzen eingeschult batte. 

Die Pairie, welche nâch.st dem Konige einen Anteil an 
der Gesetzgebung erhielt und den obersten Gerichtshof über 
schwere ^taatsverbrechen bildete, sollte eine „wahrhaft natio- 
nale Einrichtung sein und aile Erinnerungen der Vergangen- 

heit mit allen Hoffnungen der Zukunft, die alte und die neue 

» • 
Zeit verbinden". Aber in der Wirklichkeit wurden die neuen 

Grôssen der napoleonischen Zeit zu sehr zurückgesetzt und die 

alte, teilweise verkommene Aristokratie zu freigebig bedacht, 

als dass diese erbliche Pairschaft als eine „wahrhaft nationale 

Institution" hâtte Anerkennung hnden und Bestand haben 

kônnen. Dem englischen Oberhaus stand sie weit nach. Die 

Deputiertenkammer endlich sollte „jene alten Versamm- 

lungen des Mârz- und Maifeldes sowie die Kammer des dritten 

Standes" ersetzen. Sie war aber auf rein plutokratischen 

Fundamenten errichtet, und ward vorzüglich zu Gunsten der 

Beamten ausgebeutet. Die Masse der stâdtischen Bürger- 

schaft, welche sich als berechtigt fühlte, wohlhabend und 

civilisiert war und in der Revolutionsperiode eine bedeutende 

Rolle gespielt batte, batte weder Wahlrechte noch Wâhlbar- 

keit. Die ganze bâuerliche Bevôlkerung, welche durch die 

7 Einleitung: „Bien que l’autorité toute entière résidât en France 
dans la personne du Roi.“ 
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Révolution freies Eigentum gewonnen und ebenfalls politische 
Rechte erworben batte, war nicht minder ausgeschlossen. 
Auf die niederen Volksschichten war keine Rücksicht genom- 
men. Der Demos war somit gar nicht vertreten, und doch 
war er in Frankreich zu einer grossen politischen Macht 
geworden. Er konnte unmôglich eine Verfassung lieb gewinnen 
und sie stützen, welche ihn überall ausschloss. 

Die Révolution batte zwei Richtungen vorzüglich verstârkt, 
die zura ïeil wider einander laufen, die der Centralisation 
und die der demokratischen Ausbreitung. Jene führte, 
zum Extrem getrieben, zur absoluten Monarchie zurück, diese 
im Extrem zu revolutionârer Anarchie. Die Charte suchte 
sich der ersten ganz zu bemâchtigen und damit die letztere 
abzuhalten. ® 

Den ersten grossen Stoss des demokratischea Volkes, 
welches durch Karl X. absolutistisch und durch seine eigene 
Presse revolutionàr gereizt worden war, hielt die Charte noch 
aus. „Die Charte soll eine Wahrheit sein“ war der Wahl- 
spruch Louis Philipps und der Julirevolution von 1830. 
Indessen wurde die erbliche Pairie aufgehoben, und nur eine 
persônliche auf Lebenszeit dauerte fort. Die Grundlage der 
Deputiertenkammer wurde um etwas erweitert, aber noch be- 
hielt sie ihren plutokratischen Charakter bei. 

Da folgte im Februar 1848 der zweite Stoss einer vul- 
kanischen Gewalt, die niemand ermessen, niemand in solcher 
Heftigkeit erwartet batte, und die ganze Verfassung, obwohl 
sie besser war als die, welche ihr folgte, und was sehr wichtig 
ist, obwohl die erforderlichen Mittel der Verbesserung in ihr 
lagen, wurde in einem Tage der Ueberraschung und Ver- 

8 Tocqueville bezeichiiet die beiden Teiidenzen scharf in seinem 
Bûche liber die Demokratie Amerikas I, S. 158: „La révolution s’est 
prononcée en même temjîs contre la royauté et contre les institutions 
provinciales — elle a été tout à la fois républicaine et centralisante: un 
fait, dont les amis du pouvoir absolu se sont emparés avec grand soin^ 
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blüffung der Mehrheit von einer verwegenen Minderheit um- 
gestürzt. Nochmals versuchte der Demos selber die Herrschaft 
in Frankreich auszuüben. 

Die reprâsentative Demokratie der ersten Révolution wurde 
erneuert. In der Nationalversammlung, die durch leidenschaft- 
liche Parteien zerklüftet in endlosen Debatten ihre Krâfte er- 
folglos verpuffte, war die oberste Autoritât und die Stellung 
des Prâsidenten vielfach gelâhnit und beschrânkt. Aber der 
Instinkt des Volkes wendete sich wiederum der Monarchie zu, 
und wieder ward ein Napoléon zum Ueberwinder und Erben 
<ler Demokratie, indem er persônlich die Gewalt ergriff und 
sich dabei zugleich auf die Zustimmung der grossen Mehrheit 
aller Bürger stützte. 

Die Verfassung des neuen Kaiserreichs vom 14. Januar 
und 2. Qezember 1852 erinnert mehr an die rômische als an 
die englische Staatsform; wie denn überhaupt die napoleonischen 
Staatsideen einen entschieden romanischen Charakter haben 

I 0 

und daher auch den romanischen Elementen im franzôsischen 
Geist vorzüglich einleuchten. * Der Hoheit und Macht des 
franzôsischen Volks wird als der Quelle aller Staatsgewalt 
voile Huldigung dargebracht, indem die Verfassung der Ab- 
stimmung des Volkes unterworfen, von seinem Vertrauen der 
gesetzgebende Korper abhângig gemacht und selbst die kaiser- 
liche Gewalt von seinem Willen abgeleitet wird. Dem fran- 
zosischen Volk bleibt auch der Kaiser verantwortlich. Die 

I 

Zuneigung der Massen zu dem Grundsatz demokratischer 
Gleichheit wird in dem allgemeinen Stimmrecht rücksichtslos 
geachtet. Auf so breiter Unterlage erhebt sich dann die kaiser- 
liche Machtfûlle in dem Glanze der Majestât. Die Initiative der 

I 

9 Die ^’e^fassung von 1852 war der ausseren Form nach ahnlich der 
napoleonischen Verfassung vom Jahre VIII (1801), aber sachlicli war der 
ünterschied gross. Vgl. de Parieu, Pol., S. 201. 

10 Titel : „par la grâce de Dieu et la volonté nationale Empereur des 
Français. “ 
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Gesetzgebung, die ganze Leitung der Politik, die Diplomatie, 
die Armee sind in seiner Hand, das ganze Beamtenheer ist 
gânz von ihm abhàngig. Selbst die Mitglieder des Staatsrats 
kann der Kaiser beliebig entlassen. Es gibt nur zwei grosse 
politische Kràfte in dieser Verfassung: die Volksmehrheit 
und der Kaiser. Was in der Mitte ist zwischen beiden, ist 
sehr abhàngig und hat nur geringe Selbstàndigkeit. Die Mi- 
nister sind nur dem Staatshaupte verantwortlich, aber es gibt 
unter ihnen Redeminister, welche die Regierung vor der Kam- 
mer verteidigen und daher eine gefôhrliche Autoritât scwobl 
der Volksvertretung als dem Staatshaupt gegenüber erlangen;” 
der Anteil des gesetzgebenden Kôrpers an der Gesetzgebung 
hat cher einen negativen als einen positiven Charakter; er 
kann ein schâdliches oder ungerechtes Gesetz verhindern, 
nicht verbessern. Er hat keine Initiative und nur in den Kom- 
missionen die Môglichkeit mit dem Staatsrate über Aenderung 
zu verhandeln. Der Sénat ist zwar seiner Bestimmung nach eine 
die Volksfreiheiten schützende und die Verfassung wahrende, 
ausnahmsweise auch zu Reformen den Anstoss gebende, ihrer 
Natur nach eine aristokratische Macht, aber die Senatoren 
sind durch die Wahl des Kaisers auf ihre hohe Stellung ge- 
rufen und durch die franzosischen Parteiverhâltnisse wie durch 
ihre socialen Beziehungen an die Macht des Kaisers, als an 
ihren Grund und ihre Stütze angewiesen. Die Harmonie der 
Massen und des Kaisers wird daher mit grosser Sorgfalt vor 
jeder Dissonanz zu bewahren gesucht, und daher auch der 
Opposition in den Behôrden und in der Presse nur ein sehr 
beschrânkter Spielraum verstattet. 


" Vgl. (le Pfried, Pol. 204, welclier an Roiiher erinnert, ohne 
ihn zn ncnnen. 

*2 In den Rêveries politiques des Pi'inzen Louis Napoléon, die schon 
im Jalire 1832 geschrieben wurden, -findet sich ein Entwurf einer fran- 
zôsisehen Verfassung, welcher sich zu der Verfassung von 1852, wie die 
Blttte der Jngendideale zu der reifen Frucht des Mannesalters verhalt. 



Vierz. Kap. IL Mon. Staatsformen. G. Konst. Monarchie. 1. Entstehung etc. 401 


Diese autokratische Verfassung genügte indessen den 
wieder geweckten Begehreu nach inehr Volksfreiheit nicht. 
Der Kaiser Napoléon III. sah sich genotigt, Zugestândnisse 
zu machen, welche dieselbe der konstitutionellen Monarchie 
der anderen Staaten annâherten. Ein Senatuskonsult vom 
G. Septeinber 1869 verlieh beiden Hâusern das Recht der 
Initiative, gestattete den Ministern, Mitglieder derselben zu 
werden und erklàrte die Minister auf Beschluss des Sénats 
für verantwortlich. Die so umgebildete neue Verfassung wurde 
der Abstimmung der Bürger vorgelegt und durch das Tlebiscit 
vom 20. April 1870 mit 7 350 142 bejahenden Stimmen wider 
1 538 825 verneinende Stimmen gutgeheissen. 

Indessen vermochten diese Zugestândnisse die Verfassung 
in der Krisis nicht zu retten, welche durch die Niederlage 
der napoleonischen Politik und der franzosischen Heere im 
Kampf mit dem deutschen Volke und Heere herbeigeführt 
wurde. Eine neue Pariser Révolution vom 4. September 1870 
erklàrte die kaiserliche Monarchie für abgeschafft und ver- 
suchte es von neuem mit der Republik. 

III. Romanische Lânder. Die Umgestaltungen, welche 
der frauzôsische Staat seit der Révolution erlebte, hatten auch 
ausserhalb Erankreichs die wichtigsten Verânderungen zur 
Folge. Vorerst in den romanischen Lândern. Nach Art der 
franzosischen Republik wurden in Italien âhnliche Republiken 
unter dem eroberndçn Schutz der franzosischen Waffen ge- 
gründet; spàter von Napoléon neue abhângige Monarchien 
nach dem Vorbilde des franzosischen Reiches in Italien und 
Spanien eingeführt. Es schien, als ob die moderne Gestal- 
tung Europas von Paris aus ins Dasein gerufen werden solle. 
Indessen zog auch hier der üntergang der napoleonischen 
Weltherrschaft den Fall dieser ephemeren Staatenbildung 
nach sich. 

[Diese Zugestândnisse begannen schon mit den Dekreten vom 
19. Januar, 5. Februar, 14. und 23. Màrz 1867.) 
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Wichtiger, wenn auch zunàchst wieder nur von momen- 
tanem Erfolge, waren für die Ausbildung des konstitutionellen 
Systems die beiden Verfassungen, welche im Jahre 1812 in 
Sicilien und in S pan i en verfasst und proklamiert wurden. 

1. Die Verfassung Siciliens — vorzüglich das Werk 
des Lords Bentinck, eines englischen Staatsmannes — war 
ganz nach englischem Muster gewissermassen zugeschnitten, 
so jedoch, dass die Erinnerung an die alten aristokratischen 
Stànde ans der Normannenzeit benutzt wurde, und dass die 
neueren Theorien von der Trennung der Gewalten in ausge- 
dehnterem Masse als in England Anerkennung fanden. Die 
gesetzgebende Gewalt wurde zunàchst dem Par lamente zu- 
geschrieben, unter diesem aber nicht mehr, wie in dem eng- 
lischen Staatsrechte , Konig, Ober- und ünterhaus in ihrer 
Vereinigung, sondern nur die beiden Kammern vei;standen. 
Von diesem Dégriffé aus ist es denn freilich auffallend, dass 
die Beschlüsse des Parlaments der „Bestàtigung des Kônigs^, 
als einer ausser ihm stehenden Gewalt bedürfen. Die 
Pairskammer besteht aus den Baronen und den Prâlaten 
Siciliens. Die weltlichen Pairs haben ein erbliches Redit auf 
die Pairie. Der Konig kann aber neue Pairs aus den Edel- 
leuten ernennen, welche ein reines Einkommen von 6000 Unzen 
geniessen. Das ünterhaus besteht aus gewahlten Volksver- 
tretern. Stimmrecht und Wâhlbarkeit erfordern einen nicht 
hohen Census. 

Die vollziehende Gewalt wird dem Kônige zugeschrie- 
ben, seine Minister und geheimen Rate aber werden dem Par- 
lamente für die Ausübung dieser Gewalt verantwortlich erklart. 
In allen wichtigen Angelegenheiten ist der Konig verpflichtet, 
das Gutachten seines geheimen Rates einzuholen ; in manchen 
Fâllen, z. B. wenn er Truppen nach Sicilien bringen oder 
Auslândern Militârstellen geben, oder neue Aemter errichten, 

13 Artikel 1, % und 14. Die Verfassung ist in deiitsclier üebersetzung 
abgedruckt in dem Portfolio von 1848. 
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oder für den Staat geleistete Dienste Pensionen bewilligen 
■will, bedarf er sogar der Zustimmung des Parlaments. 

Die richterliche Gewalt wird zwar „im Namen des 
Kônigs verwaltet", aber das Recht „einzig und allein von den 
vom Gesetze bestimmten Beamten“ gesprochen. Den ein- 
zelnen Sicilianern wird ein ausgedehntes Recht des Wider- 
standes gegen jeden vom Gesetz nicht autorisierten Zwang 
zuerkannt, die Censur als Regel — mit Âusnahme theologischer 
Schriften — aufgehoben, die Feudalrechte beseitigt u. s. f. 

Man sieht, diese Verfassung war eine Nachbildung der 
englischen Formen, mit Beimischung der Theorien, welche 
in der franzosischen Verfassung von 1791 verkündet worden 
waren. Auch in ihr war das republikanische Elément 
überwiegend, und der Widerspruch mit der monarchischen 
Traditiop trat um so schroffer hervor, je weniger der absolu- 
tistisch gesinnte Hof des bourbonischen Konigs sich mit der 
Verfassung vertragen mochte und je mehr in den Volksparteien 
klerikale und jakobinische Tendenzen vertreten waren und 
mit der Leidenschaft des südiichen Blutes sich heftig be- 
kâmpften. Der in Neapel restaurierte Künig fühlte sich nun 
stark genug, die beschworene Verfassung zu beseitigen (De- 
zember 1816) und die absolute Regierung herzustellen. Aber 
dieser erste Versuch, die englischen Staatsformen mit den Theo- 
rien der franzosischen Révolution zu verbinden und daraus 
ein neues konstitutionelles Staatsrecht für Europa hervorzu- 
briUgen, blieb auch für die spâteren ahnlichen Versuche ein 
Vorbild. 

2. Die sehr ausführliche Verfassung vom 19. Mârz 1812, 
welche die Regentschaft und die spanischen Cortès 
wâhrend der Gefangenschaft des Kônigs und wàhrend ein 
grosser Teil von Spanien in der Gewalt derVranzosen war, 
der spanischen Nation gegeben hatten, und welche von den 
verbündeten Englândern anerkannt wârd, geht grossenteils 
von ahnlichen Theorien über den konstitutionellen Staat und 
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die Trennung der drei Gewalten aus. Die franzôsische Ver- 
fassung von 1791 diente den Cortès als Muster. Indessen sind, 
obwohl das Princip der Volkssouverànitât (Art. 3) proklamiert 
ist, die Rechte des Konigs in weitem Umfange anerkannt. 
Die gesetzgebende Gewalt wird »den Cortès mit dem Konige 
vereint" (Art. 15) und ebenso diesem die „Aufsicht tiber die 
Justiz“ (Art. 171) zugeschrieben. Indessen kann er durch 
wiederholte Abstimmung der Cortès zur Sanktion der Gesetze 
genotigt vferden (Art. 149). Darin aber unterscheidet sich 
diese Verfassung sehr von der englischen Form, dass sie eine 
aristokratische Pairskammer als Mittelmacht nicht kennt, son- 
dern dem Konige die eine Versammlung der Cortès, als der 
gewâhlten Volksvertreter gegenüberstellt. 

Die Willkür, mit welcher der befreite Kônig diese Ver- 
fa.ssung aufhob (4. Mai 1814) und die Hàupter der Cortès 
verfolgte, und die alten und neuen Erfahrungen, welche die 
Nation über die absolute Regierungsweise der bourbonischen 
Dynastie machte, hatten die Folge, dass die Verfassung von 
1812 trotz ihrer Màngel und ungeachtet man sich anfânglich 
wenig um dieselbe bekümmert batte, nach ihrer Beseitigung 
populàr ward, und wiederholte Versuche (1820, 1830) ge- 
macht wurden, dieselbe mit Gewalt einzuführen. Auch das 
Estatuto Real von 1834, welches Spanien nun doch eine Re- 
prâsentativverfassung verlieh, befriedigte nicht mehr. Die 
Kônigin-Regentin wurde 1836 genotigt, die Verfassung von 
1812 anzuerkennen, und im Jahre 1837 kam unter dem Ein- 
fluss der Progressisten die neue konstitutionelle Verfassung 
für Spanien, auf Grundlage der ersteren und mit teilweiser 
Benutzung des Estatuto Real von 1834 zur feierlichen Be- 
schwôrung. In dieser modifizierten Verfassung ist denn die 

Die Verfassung ist in deutscher Uebersetzung abgedruckt bei 
Pblitz II, S. 263 fî. nnd bei Schubert, Verf. II, S. 44 ff. Vgl. be- 
sonders die ausgezeichnete Darstellung von Baumgarten in Gervinus, 
"Gesclîichte des XIX, Jahrhiinderts, Bd. IV. 
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Sanktion der Gesetze durch den Kônig wieder ohne Beschràn- 
kung anerkannt und das Zweikammersystem (ein Sénat und 
eine Deputiertenkammer) eingeführt worden.^^ Noch mehr 
nàherte sich die unter dem Einflusse der Moderados revidierte 
Verfassung vom 23. Mai 1845 der franzôsischen Charte 
von 1830 an.'** 

Aber auch dadurch sind die Verfassungskâinpfe nicht 
zum Abschluss gelangt. Das Land schwankte lange wieder 
zwischen klerikaler Reaktion und radikalem Aufstande, zwi- 
schen Hofintriguen und Militârdiktatur hin und her, ohne sein 
Gleichgewicht zu finden. Die Missregierung der bigotten Ko- 
nigin Isabelle fûhrte 1868 zu einer neuen Révolution, welche 
die bourbonische Dynastie und die Jesuiten zugleich vertrieb. 
Lange bemühten sich die monarchisch gesinnten Spanier ver- 
geblich, ; einen neuen Konig zu berufen. Zuletzt nahm der 
Herzog von Aosta, Sohn des Kônigs von Italien, die dar- 
gebotene spanische Krone an (4. Dezember 1870) und mm 
schien die Aussicht günstiger ftir die konstitutionelle Mon- 
archie. Aber die fortwàhrenden Verschworungen entleideten 
dem Kônige seinen Beruf und er dankte am 11. Februar 1873 
freiwillig ab. Aus Not wurde nun die Republik ausgerufen. 
Bald aber bemàchtigte sich die Militai'partei der Herrschaft 
und bereitete die Rückkehr zu der konstitutionellen Monarchie 
des jungen Kônigs Allons vor, der zu Neujahr 1875 als 
Konig ausgerufen ward. Im Norden Spaniens, hauptsâchlich 
in dem baskischen Gebirgsland, hatte zuvor, von Pfaffen und 
Legitimisten unterstützt, der Bourbon Don Karlos für sein 
angestammtes Herrscherrecht zu streiten versucht und das 
Unglück des Landes vermehrt, ohne seine Herrschaft zu be- 
gründen. [Mit den im Jahre 1876 einberufenen Cortès ward 
von dem Konig Alfons eine neue Verfassung vereinbart, die 


. )5 Bülau, Europ. Verf. sejt 1828, S. 221. 
l« Schubert, Verf. II, S. 105 flf. und S. 116 ff. 
Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 
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am 30. Juni 1876 von dem Kônig sanktioniert ward. Die 
Volksvertretung besteht ans einem Sénat, dessen Mitglieder 
teils durch das Gesetz berufen, teils von dem Kônig ernannt, 
teils erwâhlt werden (Wahlgesetz vom 8. Februar 1877) und 
ans der Kaminer der Abgeordneten (Wahlgesetz vom 28. De- 
zember 1878).] 

3. Fine Nachahmung der spanischen Verfassung von 1812 
war die Verfassung für Portugal von 1822, die indessen 
wieder nicht zu unbestrittener Geltung gelangte. Im Jahre 
1826 gab der Kônig Don Pedro zu Gunsten seiner Tochter 
Maria da Gloria dem Lande eine neue Verfassung, in 
welcher das monarchische Princip besser gewahrt wurde als in 
jener ersteren, und welche nach Analogie der englischen Ver- 
fassung und der franzôsischen Charte eine Pairskammer mit 
erblichen und lebenslânglichen Pairs der Deputierteakammer 
beiordnete. Diese Verfassung spricht nun von vier Gewalten: 
1^1 der gesetzgebenden, welche den Cortès unter der Sanktion 
des Kôniges, 2) der vermittelnden (moderador), welche 
dem Kônige „als hôchstem Oberhaupte der Nation zur Hand- 
habung des Gleichgewichts und der Harmonie der anderen 
politischen Gewalten," 3) der vollziehenden, welche dem Kô- 
nige in Verbindung mit den Ministern, und 4) der richter- 
lichen, welche unabhângigen Gerichten zusteht. 

Auch nach der Besiegung der absolutistischen Parte! Don 
Miguels, welche von keiner der beidpn Verfassungen etwas 
wissen wollte, stritten sich zwei andere Parteien mit wechseln- 
dem Glücke um die Hemchaft; die eine demokratische, welche 
sich an die Verfassung von 1822, die andere, der Chartisten, 
welche sich an die Charte von 1826 hielt. Im Jahre 1838 
kam es zu einer Révision der letzteren, durch welche die 
erblichen Senatorwürden in periodisch gewàhlte umgewandelt 


Art. 11, 13, 71, 75, 118 der Verf. von 18!16. Beide Verfassungen 
bei Polit Z II, S. 299 ff., die letztere bei Schubert, Verf. II, S. 148. 
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und die Institution des Staatsrats aus der Verfassung ge- 
strichen wurde. Die Masse des Volkes nimnit indessen nocli 
immer wenig Anteil an diesen Verfassungen. Indessen haben 
sich die portugiesischen Staatszustânde unter dem Einflusse 
der koburgischen neuen Dynastie friedlicher und günstiger 
entwickelt als die spanischen. 

4. Auch auf den grôsseren amerikanischen Tochterstaat 
Portugais, auf das unabhangig gevvordene Kaisertum Brasilien 
wurde die Verfassung der konstitutionellen Monarchie über- 
getragen und erlebte dort ahnliche Schwankungen und Kàmpfe, 
machte aber auch ahnliche Fortschritte wie in Europa. 

5. Italien rang sich allmàhlich aus dem unwürdigen 
Druck des absoluten Fürstentums los. Mochte noch die Ver- 
fassung der napoleonischenKônigreiche Italien und Neapel 
als eine beschrânkte Autokratic angesehen werden, so wurde 
doch der spâter restaurierte Absolutismus der bourbonischen 
und habsburgischen Fürjten überall nur ungern ertragen. 
Geheime.Verschworungen und offene Aufstande kampften mit 
grausamen Reaktionen. Nur mit fremder Waffengewalt konnte 
man das Streben der Vôlker unterdrücken. Als der Konig 
von Neapel 1820 sich bequemt hatte, seinem Lande die 
spanische Verfassung von 1812 zu gewâhren, stellten ôster- 
reichische Truppen die alte Willktirherrschaft wieder lier. 
Auch die Bewegungen der Dreissigerjahre hatten keinen 
grôsseren Erfolg. Imiuer wieder gelang es der massiven Ge- 
Walt Oesterreichs , an welche die Dynastien sich anlehnten, 
jeden Versuch zu vereiteln, welcher die konstitutionelle Mon- 
archie einführen wollte. 


18 Bei Scliubert, Verf. II, S. 173. [Im Jahre 1842 ward die Ver- 
l'assung von 1826 wieder hergestellt unter Aufhebnng der Revisions- 
gesetze von 1838. Dagegen ward die Verfassung von 1826 tiefgreifenden 
Aenderiuigeii unterworfen diirch die Zusatzaktc vom 5. Juli 1852, durch 
das*Gesetz iiber die Pairskammer vom 3. Mai 1878 und das Wahlgesetz 
vom 8. Mai 1878.] 
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Erst in den Vierzigerjahren erwies sich der Geist der 
Reform stàrker in Italien, nachdem er sich mit dem Geiste 
der nationalen Befreiung von der Fremdherrschaft verbündet 
batte. Schon im Jahre 1846 war ganz Italien in einer màch- 
tigen Aufregung begriffen, welche damais auch von dem neuen 
Papste Pins IX. gebilligt schien; und noch bevor in Paris die 
Révolution ausbrach, sahen sich der Konig Ferdinand II. von 
Neapel und der Konig Karl Albert von Piémont veranlasst, 
die konstitutionelle Regierungsform einzuführen. Aber unge- 
achtet der erstere „in dem ehrfurchtgebietenden Namen des 
dreieinigen Gottes“ bezeugte mit Aufrichtigkeit und Redlich- 
keit diese neue Bahn der politischen Ordnung zu betreten,’** 
so beeilte er sich doch, sobald er es ungefàhrlich konnte, die 
Verfassung wieder zu brechen. Die Folge der wiederholten 
Treubrüche war, dass im Jahre 1860, als der Sohn Fcrdinands, 
Franz II. in neuer Not sich entschloss, die konstitutionelle 
Monarchie einzuführen, niemand mehr seinem Gelôbnis glaubte 
und die Dynastie vertrieben ward. 

Eine andere Wendung nahmen die Dinge in Piémont. 
Nachdem einmal der Konig am 8. Februar 1848 sich für 
die Einführung des reprâsentativen Systems nach dem Vor- 
bilde der franzôsischen Charte von 1830 erklârt batte, blieb 
das savoyische Kônigshaus dieser Verfassung vom 4. Mârz 1848 
mit einer seltenen Entschiedenheit treu. Zwar glückte es 
Karl Albert noch nicht, ein erweitertes italienisches Reich 
unter seinem Scepter zu einigen. Die Siégé Radetzkys warfen 
seinen nationalen Ehrgeiz zurück und bewahrten vielleicht 
Italien vor dem Ueberfluten einer unreifen Demokratie. Aber 
auch in jener Zeit, wo die Reaktion in Italien ihre Triumphe 
feierte, blieb , der neue Konig Victor Emanuel doch der 
Verfassung treu. — Die wunderbaren Erfolge, welche er in 
den Jahren 1859 und 1860 errang, verdankte er zu gutem 


n* Verkündigung vom 8. Februar 1848 in dem Portfolio I, S. 64. 
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Teile dem Glauben der italienischen Vôlker an seine ehr- 
liche konstitutionelle und nationale Gesinnung, welche ihn 
bestimmte, die Leitung einem grossen Staatsmanne als Mi- 
iiister, dem edlen Cavour zu übertragen. Mit Hilfe Frank- 
reichs wurde Oesterreich ans der Lombardei verdrângt und 
der neue nationale Staat breitete sich über aile Fürstentümer 
von Mittelitalien, durch den kûhnen Feldzug Garibaldis auch 
über Neapel und Sicilien aus. Die Hilfe Preussens verschaffte 
dem Reiche auch das Kônigreich Venedig 1866. Zuletzt wurde 
auch Rom im Jahre 1870 dem nationalen Konigreiche einver- 
leibt, nachdem die Franzosen wâhrend des franzosisch-deut- 
schen Krieges genotigt waren, die Stadt zu verlassen. Die 
deutschen Siégé ermôglichten den Untergang des letzten Prie- 
sterstaats in Europa. Das neue Kônigreich Ralien hait an der 
konstitutionellen Monarchie fest, und sogar die republikanisch 
gesinnten Parteien bequemen sich nach dem Beispiel Gari- 
baldis diese Staatsform als die für Italien zur Zeit not- 

» * 

wendige anzuerkennen. 

6. Den Uebergang von den romanischen zu den germa- 
nischen Staaten bildet Belgien, dessen Verfassung vom Jahre 
1831 wieder der franzôsischen von 1830 nachgebildet ist, in 
einzelnen wichtigen Beziehungen aber der bürgerlich-demo- 
kratischen Ânschauung naher steht als diese. Dahin gehôrt 
der Satz, dass „alle Gewalten von dem Volke ausgehen" 
(Art. 25), wobei freilich zu beachten ist, dass Belgien keine 
monarchische Dynastie mehr batte, sondern eine solche erst 
berufen musste; die Verneinung jedes Stândeunterschiedes 
(Art. 6), das ausgedehntere Stimmrecht für die Kammern u. s. f. 
Das Zweikammersystem ist zwar beibehalten, die erste Eammer 
aber oder „der Senat“ wird auf Zeit gewâhlt, und zwar 
von den nâmlichen Wâhlern, welche die Deputierten bestellen 
(der Entwurf batte noch dem Eônig die Ernennung der Se- 
natoren vorbehalten) , und nur die Erfordernisse des Alters 
und Reichtums für die Senatoren werden hôher angesetzt. 
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Das Land hat inzwischeu, von einem staatsmânnischen Kônige, 
Léopold von Koburg, weise regiert, die Erschütterung der 
europàischen Révolution von 1848 nur wenig verspürt und 
seine Wohlfahrt hat seither glücklich zugenommen, obwohl 
auch in Belgien der Kampf der ultramontanen und liberalen 
Partei leidenschaftlich fortgeführt wird.^o 

IV. Germanische Staaten ausser Deutschland. 

1. Eine eigentümliche Entwickelung hat das konstitutio- 
nelle System in dem skandinavischen Norden erfahren. Zu- 
nâchst in Schweden, dessen Reichstag seit dem XVL Jahr- 
hundert aus vier Standen zusamraengesetzt war, welche vier 
gesonderte Stimmen hatten, nâmlich: die Ritterschaft und 
der Adel, die Geistlichkeit, die Bürgerschaft und die 
Bauerschaft. Oefter hatten sich die Kônige auf die beiden 
letzteren Stànde vorzüglich gegen die grosse Macht (Jes Adels 
stützen müssen, der ausserhalb der Reichstânde in dem aus- 
schliesslich aus ihm bestellten Reichsrate (Staatsrat und 
lyfinisterien) das wichtigste Organ ‘seines Einflusses besass. 
Erst Gustav III. brach dieses Uebergewicht der Aristokratie, 
welche die Existenz der Krone und die Sicherheit des Landes 
bedroht hatte, und erôffnete auch (1789) nicht adeligen Per- 
sonen den Zutritt zu den oberen Reichsâmtern , nur die 
„hôchsten und vornehmsten Aemter des Reiches und Hofes“ 
noch ausgenommen. 

Die Verfassung Schwedens vom 7. Juni 1809'^^ ist eine 
Fortbildung der frûheren Verfassung von 1772.^* Mit beson- 
derer Ausführlichkeit und Sorgfalt, und mehr als in den 
übrigen Konstitutionen der neueren Zeit sind in derselben der 
kônigliche Staatsrat und die vier Staatssekretâre be- 
handelt. Die Ernennung auch zu diesen Stellen ist nicht 

‘^0 Lehrreicli ist die Geschichte dei* Gründung der konstitiitionellen 
Monarchie in Belgien von T lie o do r Juste, 1850, 2. Bde. 

‘^1 Schubert, Verf. II, S. 368. 

Schubert, Verf. II, S. 349. 



Vierz. Kap. II. Mon* Staatsformen. G. Konst. Monarchie. 1. Ëntstehung etc. 47 1 


mehr auf den Kreis des Adels eingeschrânkt. Die Reichs- 
stânde, ohne deren Mitwirkung und Zustimmung der Konig 
weder die Verfassung ândern, noch Gesetze geben, nocli neue 
Steuern erheben darf, war noch vor kurzem in vier Stànde 
geteilt. Die Mehrheit dreier Stànde war in der Regel für 
den vierten bindend, bei Verfassungsgesetzen aber Einigkeit 
aller vier Stànde und des Kônigs erforderlich. 

Diese Verfassung schloss sich in manchen Beziehungen 
noch nâher an die auch in Deutschland im Mittelalter be- 
standenen Grundlagen der stàndischen Verfassungeu an. Die 
Schwierigkeit aber, bei dieser Viergliederung der Stànde einen 
einheitlichen Nationalwillen zustande zu bringeu, war wohl 
«ine Hauptursache, weshalb diese ausserhalb Schwedens wenig 
Beachtung und keine Nachbildung fand, obwohl sie in anderen 
Beziehuijgen mancherlei Vorzüge vor vielen anderen modernen 
Systemen besitzt. Im Jahre 1866 kam endlich auch in 
Schweden das Zweikaramersystera im Gegensatz zu dem Vier- 
stàndesystem zur Geltung, nach Analogie der anderen kon- 
stitutionellen Staaten.^^ 

2. Weit demokratischer ist die Verfassung Norwegens 
vom 4. November 1814. Der Konig von Schweden, welcher 
durch die Friedensschlüsse auch zum Kônige von Norwegen 
bezeichnet worden, war durch die Verhàltnisse genôtigt, die 
Verfassung im wesentlichen so anzuerkennen, wie dieselbe 
im Frühjahr des nàmlichen Jahres von dem norwegischen 
Reichstag zur Sicherung der Selbstàndigkeit des Landes und 
der Freiheit seiner Bürger festgesetzt worden war. Die Ge- 
setzgebung wird hier „demVolke“ zugeschrieben und durch 
das „Storthing“ ausgeübt (Art. 49). Dem Kônige steht 
zwar das Recht der Sanktion zu, aber wenn ein nicht geneh- 
migtes Gesetz zum drittenmale von dem Storthfng gutgeheissen 
wird, darf er die Sanktion nicht mehr verweigern. Das ganze 


[Riksdagsordning und Riddarhusordning vom 22. Juni 1866.] 
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Storthing wird durch Wahl der norwegischen Bürger (meistens 
Grundbesitzer) gebildet, teilt sich dann aber in zwei Kammern, 
das sogenannte „Lagthing“ und das „Odel8thing“. Die 
ausübende Gewalt gehôrt dem Konige, unter der Verantwort- 
lichkeit seines Rates. Vergeblich waren die seitherigen Ver- 
suche, die kônigliche Macht zu erweitern und eine politische 
Aristokratie einzuführen. Die Demokratie der freien Bauem 
und der Bürger widersetzte sich beiden Tendenzen beharrlich, 
und die Eifersucht der Norweger auf ihre ünabhângigkeit von 
Schweden stàrkte diesen Widerstand.^"* 

3. Die dânische Révolution von 1660 war gegen den 
Adel gerichtet und batte mit Hilfe des Bürgertums die ab- 
solute Mouarchie eingeführt. In unserem Jahrhundert wurde 
auch in Danemark die Wandlung in die konstitutioiielle Mon- 
archie vollzogen, zuerst in der noch unzureichendfn Form 
von Provinzialstànden (Gesetz vom 28. Mai 1831), dann in 
dem Grundgesetz vom 5. Juni 1849 in demokratischer Rich- 
tung. Die Verfassungsstreitigkeiten (1er Dânen mit den Deut- 
schen bezogen sich weniger auf den Gegensatz der Verfassungs- 
form als auf den Gegensatz der Nationalitaten. Indessen auch 
da kam es im Juni 1866 zu einer Verfassungsrevision, welche 
von dem Konig mit dem Reichsrat (Landsthing und Volks- 
thing) vereinbart wurde. [Verfassung vom 28. Juli 1866.] 

4. In dem neugestifteten Konigreiche der Niederlande, 
welches nach der Auflosung des napoleonischen Kaiserreichs 
an die Stelle der alten Republik der Vereinigten Staaten und 
des spàteren napoleonischen Konigreichs Holland getreten 
war, wurde die konstitutionelle Monarchie ebenfalls eingeführt 
(Verfassung vom 28. Mürz 1814 und nach der Vereinigung 
mit Belgien vom 24. August 1815). Die neue Verfassung vom 
11. Oktober 1848 war ein Fortschritt in derselben Richtung 

Schubbert, Verf. II, S. 404 ff. Vgl. den Art. Norwegen ip 
deutschen Staatsworterbuch. 
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und der konstitutionelle Geist ist neuerdings auch in Holland 
erstarkt. 

V. Deutsche Staaten. 

1. Das alte »rômische Reich deutscher Nation" hatte in 
den letzten Jahrhunderten seines Bestandes zwar die leere 
Form einer kaiserlichen Monarchie beibehalten, aber das 
Kaisertum war eine machtlose Würde. Aile wirkliche Macht 
war bei den Landesherrn, unter denen der Kaiser selber als 
Herr von Oesterreich und Kônig der mit Oesterreich ver- 
bundenen fremden Lânder nur durch diese Hausmacht an- 
gesehen und stark war. 

In den einzelnen Territorien aber hatte die landesherr- 
liche Fürstenmacht die früheren landstandischen Schranken 
fast aile durchbrochen und beseitigt und sich zu absoluter 
Staatsherrschaft erhoben. Die überlieferte Idee dieses, ur- 
sprünglich aus erblich gewordenen Reichsàmtern entstandenen 
Fürstentums, war nach der Weise des Mittelalters halb theo- 
kratisch, halb patrimonial, aber erweitert durch den romani- 
schen Begriff der Souverânitàt, der nur insofern noch eine 
schwache Schranke fand, als die deutschen Reichsfürsten ihrer 
Zugehôrigkeit zum Reich bewusst und einigermassen vor den 
Reichsgerichten (Reichskammergericht und Reichshofrat) Rede 
zu stehen genôtigt waren. 

2. Die Wendung erfolgte von dem Konigreich Preussen 
aus. Wie Oesterreich aus dem Deutschen Reiche heraus zu 
einer selbstàndigen europâischen Grossmacht heranwuchs, die 
mit Frankreich rivalisierte, so entstand im Norden von Deutsch- 
land ein neuer Staatskôrper, der im Eampfe gegen das mittel- 
alterliche Reich, aber im Geiste der deutschen Nationalitât 
sich rasch und kühn ausbreitete. Stfltzte sich das ôster- 
reichische und katholische Haus Habsburg, sfâter Lothringen, 
vorzüglich auf die rômische Kaiserwürde, das berkômmliche 
Recbt, den Klerus, den Adel und eine aus mancherlei Volks* 
stâmmen gemischte Armee, so wurde das protestantische Haus 
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Hohenzollern der Reprâsentant und Schimherr der moderiien 
Entwickelung des deutschen Geistes und der Volksfreiheit. 

Friedrich der Grosse von Preussen (1740 — 1786) ver- 
dient in Wahrheit als der geistige Vater der modernen kon- 
stitutionellen Monarchie für den Kontinent geehrt zu werden. 
Hâtten die Vôlker ihn besser verstanden und die Fürsten ihm 
mehr gefolgt, so hâtte sich der üebergang aus der absoluten 
in die konstitutionelle Staatsform leichter vollzogen. Niemand 
hat energischer als er den Satz bekâmpft, dass der Konig 
der Herr des Staates sei, niemand bestimmter ausgesprochen, 
dass das Konigtum ein Staatsamt und der Konig der oberste 
Diener des Staates sei. Die ganze mittelalterliche Lehre von 
dem gottlichen Recht und der Eigentumsherrschaft der Ko- 
nige hat er entschieden verworfen. Wenn er dessenunge- 
achtet weder die alte standische Verfassung erneuertp, noch 
eine neue reprâsentative schuf, sondern die ererbte absolute 
Gewalt fortsetzte, so erklârt sich das genügend daraus, dass 
sein Volk politisch noch sehr unreif* und er persônlich dem- 
selben allzusehr ûberlegen war. Aber er bereitete die künf- 
tige konstitutionelle Monarchie vor: a) durch die energische 
Durchführung des Princips, dass Kônigsrecht Staatspllicht sei, 
b) durch seine Gesetzgebung über das ofFentliche Recht 
(Preussisches Landrecht), c) durch die strenge GewÔhnung aller 
Staatsbeamten an staatliche Pflichtübung. 

Die franzôsische Révolution lenkte eher von dem Wege 
ab, auf den der grosse Konig gewiesen batte, indem sie die 
deutschen Fürsten mit Furcht und Hass erfüllte und in den 
Vôlkern zu radikaler Uebertreibung reizte. 

3. Die Verfassungen, welche in der Rheinbundsperiode 
zustande kamen, hauptsâchlich auf den Antrieb des Protektors 
des RheinbundeS, Napoléons L, konnten insofern als eine 
Uebergangsstufe zu der konstitutionellen Monarchie dienen, 
als sie mit den Resten der alten Landstânde aufràumten, in 
einer Urkunde die Grundgesetze zusammenfassten und eine 
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Art von Reprâsentation — freilich eine kümmerliche und 
ohnmâchtige — des Grundbesitzes, der Industrie und der 
hôheren Bildung versprachen. 

4. Als der grosse Befreiungskainpf, zu dem sich die 
Nation opfermutig erhoben batte, die Fremdherrschaft brach, 
war ein günstiger Moment da, um die moderne Staatsordnung 
in nationalem und freiem Geiste durchzuführen. Die wenigen 
grossen Staatsmânner, die Deutschland batte, Stein, Hum- 
boldt, anfangs auch Hardenberg wollten es. Der Kônig 
Friedrich Wilhelm III. von Preussen batte seine Geneigt- 
heit dazu ôffentlich ausgesprochen. Aber durchweg war die 
absolutistische Gesinnung der deutschen Dynastien, der vor- 
nehmen Kreise der Gesellschaft, des Beamtentums so über- 
màchtig, die antirevolutionàre Stimmung so misstrauisch gegen 
aile moijenien Ideen, und so befangen in romantischen Phan- 
tasien, und die politische Bildung des Volkes so unreif, dass 
in dem deutschen Bunde und in den souverânen (grossen, 
fflittleren und kleinen)* Monarchien, die sich in die iSe- 
herrschung der deutschen Nation geteilt hatteri, ein nur 
wenig von landstàndischen Erinnerungen beschrânkter Abso- 
lutismus herrschend wurde. Die deutsche Bundesakte vom 
8. Juni 1815 verhiess in Artikel 13: „In allen Bundesstaaten 
wird eine landstândische Verfassung stattfinden." Ausdrück- 
lich verwahrten sich die osterreichischen Staatsmânner da- 
gegen, dass damit die „repràsentative oder konstitutionelle 
Monarchie “ gemeint sei. 

Nur ausnahmsweise versuchte man es, in einigen Staaten, 
eine Art konstitutioneller Monarchie, in Nachahmung der fran- 
zosischen Charte, aber durch landstândische üeberlieferung 
modifiziert, einzurichten. Das Herzogtum Nassau ging vor- 
aus, aber ohne nachhaltige Kraft (Verfassung 2. September 
1814). Dann folgte Luxemburg (24. August 1815) und vor- 
züglich das Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach 
(Î5. Mai 1816), dessen Fürst, Karl August — eine seltene 
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Erscheinung — persônlich der freieren Verfassung zuge- 
than war. 

Wichtiger war es, dass die süddeutschen Mittelstaaten, 
die Konigreiche Bayern (26. Mai 1818), Württemberg 
(25. September 1819), wo der Widerstand der alten Land- 
stiinde vorerst durch die weitsichtigere Regierung zu über- 
winden war, und das Grossherzogtum B ad en (22. August 

1818) nun zu der konstitutionellen Monarchie übergingen und 
gerade in dieser Wandlung eine Stàrkung erkannten gegen- 
über dem Drucke der deutschen absolut regierten Grossstaaten. 

Es folgte dann das Konigreich Hannover (17. Dezember 

1819) , das Grossherzogtum Hessen (17. Dezember 1820) und 
Sachsen-Meiningen (23. August 1829). 

In allen diesen Verfassungen ist die Monarchie mit einer 
reichen Fülle von Rechten ausgestattet. Auf der kpnserva- 
tiven Natur des deutschen Volkscharakters konnte sie sicherer 
ruhen als in Frankreich, und wenn sie nur einigermassen 
verstand, die Zeitideen zu erfassen ûnd in liberaler Richtung 
vorzugehen, so wurde ihr die Leitung der offentlichen Dinge 
vertrauensvoller überlassen, als irgend anderwârts. 

Bei der Bildung der Kammern ahmte man das englische 
und das franzosische Vorbild nach. Aber die Ersten Kammern 
wurden vorzugsweise auf den Grundadel gebaut, dessen An- 
sprüche und Ansichten grossenteils einer untergegangenen 
Weltordnung angehôrten, auch wohl mit abhangigen Dienern 
der Hôfe ergânzt, so dass sie deshalb nicht zu rechtem An- 
sehen und gedeihlicher Wirksamkeit gelangen konnten. Die 
Zweiten Kammern wurden dagegen weniger plutokratisch be- 
setzt, als in Frankreich. Weil sie sich meistens an die von 
alters hergebrachten Stànde anschlossen, so hat man diese 
Verfassung aucfi oft mit Emphase als eine ^stândische und 
keine reprâsentative" bezeichnet. Aber mit Unrecht; denn 
nicht das ist der Charakter der Reprâsentativverfassung 
im Gegensatze zu der inittelalterlichen stândischen, dass 
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in jenei’ die verschiedenen Stânde des Volkes nicht berück- 
sichtigt werden dürfen, sondern dass die Stellvertretung in 
jener, auch wenn sie nach Stânden oder Klassen gegliedert 
ist, dennoch vornehmlich eine nationale sei und die Ein- 
heit des Volkes und des Staates, nicht die Gespalten- 
heit derselben in die Sonderinteressen der Stânde darstelle. 
Dieses Princip ist aber z. B. in der bayerischen Verfassung 
von 1818 ausdrücklich anerkannt, indem die Abgeordneten 
schwôren niüssen: „nur des ganzen Landes allgemeines Wotil 
und Beste ohne Rücksicht auf besondere Stânde oder Klassen 
nach Ueberzeugung zu beraten." 

Die Entwickelung der konstitutionellen Monarchie wurde 
noch wàhrend Jahrzehnten bauptsâchlich durch die beiden 
deutschen Grossstaaten gehemmt, deren Regierungen sich gegen 
diese Staatsform entschieden misstrauisch und abgeneigt ver- 
hielten. In Preussen verliefen die Reformbestrebungen im 
Sand. Anstatt der verheissenen Reprâsentation des Volks 
kam es zuletzt (1823)* nur zu beratenden Provinzial- 
stànden. Die ôsterreichische Regierung glaubte die Ein- 
heit des zusammengesetzten Staatswesens nur durch die ab- 
solute Gewalt erhalten zu konnen. Fast die ganze Wirk- 
samkeit des deutschen Bundes war darauf gerichtet, das 
sbgenannte ^monarchische Princip" môglichst absolut zu be- 
wahren und die Vôlker polizeilich zu bevormunden. 

5. Die franzosische Julirevolution von 1830 batte auch 

« 

in Deutschland neue Bewegungen zur Folge, und wieder 
wurden eine Reihe deutscher Staaten, mittlere und kleinere 
bestimmt, das konstitutionelle System einzuführen. Das Kur- 
fürstentum Hessen erhielt am 5. Januar 1831 eine Ver- 
fassung, welche die Volksfreiheiten gegen die fürstliche Will- 
kür zu schützen bedacht war; das Kônigréfch Sachsen be- 
kam eine der bayerischen nachgebildete Verfassung (vom 
4. September 1831); das Kônigreich Hannover erhielt 
(26. September 1833) ein neues konstitutionelles Staatsgrund- 
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gesetz, welches jedoch von dem nâchstfolgenden Kônige Ernst 
August nicht anerkannt wurde und erst 1840 in modifiziertcr 
Gestalt wieder ins Leben trat. 

Es erweiterte sich so, wenn auch von den Regierungen 
zuweilen eher dem Scheine nach als in Wahrheit geachtet, 
durch die ausgebildete Schreiberei der Bureaukratie vielfacb 
verdorben, durch die Parteien innerhalb und ausserhalb der 
Stândeversammlungen nicht selten missbraucht und entstellt, 
das konstitutionelle Staatsrecht doch fortwâhrend auch 
in Deutschland, wahrend die beiden deutschen Grossmàchte 
sich noch immer demselben abgeneigt zeigten. 

6. Endlich erliess der Kônig Friedrich Wilhelm IV- 
von Preussen das Patent vom 3. Februar 1847, durch welches 
auf der Unterlage der Provinzialstânde ein „vereinigter 
Landtag" für Preussen gebildet und demselben der Beirat 
für die Landesgesetzgebung, ein Zustimmungsrecht für neue 
Steuern und ein Petitionsrecht in inneren Angelegenheiten 
zugesichert wurde. Dadurch trat Preussen aus der Klasse der 
absoluten in die der beschrânkten Monarchie über und nàherte 
sich den deutschen Reprâsentativstaaten bedeutend. Der An- 
fàng einer modernen Staatsentwickelung war gegeben, und es 
war sogar ein Vorzug dieser Verfassung, dass sie an die be- 
stehenden Verhaltnisse anknüpfte und nicht bloss die bisher 
übliche Form der konstitutionellen Monarchie nachahmte. 
Freilich waren die Rechte des Landtags nur kümmerlich und 
ungenügend bedacht. Aber die Moglichkeit der Fortbildung 
war gegeben und die Mângel der Verfassung hàtten sich auf 
organische Weise im Zusammenhang mit der poHtischen Er- 
ziehung auch des Volkes nach und nach heben lassen. Leider 
trat die Regierung auch den gerechten Wünschen des Land- 
tags in einer Weise entgegen, welche ihr das Vertrauen auch 
der gemâssigten Parteien entzog. Und als das politische Erd- 
beben von 1848 Europa erschütterte, stürzte der neue Bau hait; 
los zusammen. Preussen erhielt darauf am 5. Dezember 1848 
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eine Verfassung, welclie zu grossem Teile das Werk der 
demokratischen , von den Wogeu der Révolution getragenen 
Partei war. Nur mit Hilfe eines von dem Kônige oktroyicrten 
Wahlgesetzes vom 30. Mai 1849 gelang es, die revidierte 
Verfassung vom 31. Januar 1850 im Einverstàndnis der drei 
Faktoren durchzusetzen. Seither sind noch einige wesentliche 
Verànderungen hinzugekommen , vorzüglich zur Verstârkung 
der Autoritat. Trotz wesentlicher Mangel dicser Verfassung 
war nun für das konstitutionelle Leben von Preussen eine 
neue staatsrechtliche^® Grundlage gewonnen. 

Die wechselnden Ereignisse der folgenden Jahre zeigten 
freilich, dass mit der Form der Verfassung noch nicht sofort 
der Geist derselben allgemeine Anerkennung fand. Das aristo- 
kratische Herrenhaus, dessen Zusammensetzung den früheren 
Vertretefn des Absolutismus und der ritterschaftlichen Eo- 
mantik allzu freigebig Vorschub geleistet batte, bequemte sich 
nur widerwillig; dem an Selbstherrlichkeit gewohnten Konig- 
tum fiel es schwer, sicli in die verânderte Lage zu fügen 
und sich von dem modeimen Geiste des Volkskonigtums er- 
füllen zu lassen; die Volksvertretung endlich konnte sich auch 
nur allmàhlich der Grenzen ihrer Macht und der grossen 
Unterschiede bewusst werden zwischen dem englischen Par- 
lamentarismus und der preussischen Staatsregierung. Aber 
wâhrend der zâhen und erbitterten Kâmpfe zwischen Reform 
und Reaktion, Autorifât und Volksfreiheit trieb die neue Ver- 
fassung doch tiefere Wurzeln, und nach und nach fanden sich 
aile Gegensâtze in der Pflicht gegen den wachsenden deut- 

‘^5 Die TJrkimde bei Zacliariâ, Die deutsciien Verfassungsgesetze 
der Gegcnwart, S. 74 ff. [Die gegenwartig in Kraft stehenden Ver- 
fassiingen der deutsciien monarchischen Staaten (mit Ausnahme Mecklen- 
burgs) siehe bei Stoerk, Handbuch der deutscheii ^erfassungen 1884. 
Eine sehr gute Sammlung der Verfassungsgesetze aller grbsseren Staaten 
Eiiropas und Amerikas ist die von Dareste, Les Constitutions modernes, 
traduites sur les textes et accompagnées de notices historiques et de 
notes explicatives, 2 vol., Paris 1883.] 
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schen Staat zusammen. Im Feuer des deutschen Krieges von 
1866 wurden die harten Widersprüche geschmolzen und die 
Einigung vollzogen. 

7. Auch Oesterreich wurde von der Révolution des 
Jahres 1848 unvorbereitet überfallen. Die einzelnen Volker, 
welche bisher durch die habsburgische Dynastie zusammen- 
gehalten waren, versuchten sich loszureissen , und in dem 
Centrum der Monarchie, in Wien, regierte eine Weile die 
unerfahrene schwârmerische Jugend. Nur in der Armee, sonst 
nirgends mehr war Einheit, in ihr aucli der letzte Hait der 
Monarchie. Die Siégé der Armee aber verschafïten den ôster- 
reichischen Staatsmannern wieder die Moglichkeit, die Zügel 
der Regierung zu ergreifen, und im Gedrànge der inneren und 
ausseren Gefahren unternahmen sie den Aufbau eines neueii 
enger verbundenen Gesamtstaates. Durch die oktroyi^rte Ver- 
fassung vom 4. Màrz 1849 wurde ein erster Versuch gewagt 
einer Organisation des Reiches nach den Grimdsatzen der 
kénstitutionellen Monarchie. Aber die Schwierigkeiten, so 
verschiedene Volker, die überdem noch auf verschiedenen 
Kulturstufen stehen, in einer Reichsversammlung zu einigen, 
schienen damais so unüberwindlich, und das Bedürfnis nach 
einer einheitlichen und diktatorischen Regierungsgewalt nach 
der überwaltigten Auflehnung Ungarns so stark, dass es nicht 
zur Ausführung jener Verfassung kam. Hatten zuvor die ver- 
schiedenen osterreichischen Staaten ihre Einheit wesentlich in 
der herrschenden Dynastie gefunden, so sollte auch für die 
nàchste Zeit die einheitliche Staatsmacht über das ganze ge- 
einigte Reich ausschliesslich der Person des Kaisers anver- 
traut bleiben. Durch das kaiserliche Patent vom 20. August 
1851 wurde bestimmt, dass die Minister nur dem Throne ver- 
antwortlich seien, durch das Kabinettsschreiben vom 20. August 
1851 der Reichsrat in einen Rat der Krone umgewandelt, 
und durch das Patent vom 31. Dezember 1851 wurden die 
konstitutionelle Verfassung und die Grundrechte von 1849 
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aufgehoben. In dem Eabinettsschreiben endlicb vom 31. De- 
zember 1851 wurden in den Kronlândern beratende Aus-« 
scbüsse des grundbesitzenden Erbadels, der übrigeii Grund- 
besitzer und der Industriellen in Aussicbt gestellt,*^^ aber in 
Wahrbeit das System der absoluten Monarchie wiederbergestellt. 
Mit Hilfe eines mascbinenartig zu bewegenden Beamtens}TSteins 
übte dieselbe die Regierungsgewalt ans und stützte sicb dabei 
in geistiger Hinsicbt auf das Woblwollen des katholischen 
Klerus und in materieller auf die starke Armee. 

Seit dem Jabre 1858 batte die absolutistiscbe Politik in 
Preussen, Bayern, Baden, Württemberg, Kurbessen u. s. f; eine 
Reihe von Niederlagen erlitten und Oesterreicb erfubr es in 
dem italieniscben Kriege von 1859, dass die drei einzigen 
Stützen der absoluten Politik, die Bureaukratie, die Armee 
und der Klerus in der Krisis obnmâcbtig werden. Wiederum 
sab die kaiserlicbe Regierung die einzig moglicbe Rettung 
ans ibrer Finanznot und aus ihrer politiscben Verkommenbeij: 
in der Gewabrung der Reprâsentativverfassung und der üm- 
wandlung der absoluten in die konstitutionelle Monarchie. 
Das kaiserlicbe Diplom vom 20. Oktober 1860 verkiindete 
diesen Entschluss und das Grundgesetz vom 26. Februar 1861 
suchte denselben auszuführen. 

Die Machtstellung der osterreichischen Monarchie sollte 
nach der Erklârung des Diploms ihre Ausgleichung finden 
mit „dem geschichtlichen Rechtsbewusstsein ibrer verschiedenen 
Kônigreiche und Lânder Die „historischen Volkerindividuen“ 
sollten ihre Landtage haben mit beschrânkter Autonomie und 
hinwieder in dem gemeinsamen Reichstag zusammenwirken 
bei der Gesetzgebung des Reichs und der Kontrolle der 
Reichsregierung. Die Verfassung selbst unterscbied hinwieder 
einen Weitern Reichstag fûr die Gesamtmonarchie und 
eineu Engern Reichstag, vorzüglich für die westlichen 


Zachariâ, D. Verf., S. 62 flf. 
Bluntschli, allgemeine Slaatslebre. 


31 



482 


Sechstes Buch. Die Staatsformexi. 


Lânder. Indessen auch diese Verfassung gelangte nur zu 
einem Versuche des Lebens, nicht zu wirklichem Leben, da 
sich die Ungarn weigerten, den Reichstag zu beschicken. 

Wiederum wurde die Wirksamkeit des Reichstages am 
20. September 1865 durch eine einseitige kaiserliche Erklârung 
sistiert und von neuem die Reichsregierung ohne Kontrolle des 
Reichstages geführt. Erst das neue Kriegsunglûck des Staates 
brachte im Jahre 1866 wieder einen Umschwung zustande. 
Nach der Niederlage von Kônigsgràtz und dera Frieden mit 
Preussen von Prag wurde ernstlicher wie bisher von der 
kaiserlichen Regierung mit den Ungarn unterhandelt, die nicht 
gesonnen waren, ihre althergebrachten verfassungsmâssigen 
Rechte aufzugeben und gegen eine oktroyierte Verfassung des 
Kaisertums auszutauschen. Erst als ihnen die Rechtskon- 
tinuitât nicht bloss der ungarischen Verfassung, , sondern 
ebenso der ungarischen Gesetze von 1848 und die fortdauernde 
Selbstândigkeit des Kônigreiches wieder zugestanden ward, 
m'it Kraftloserklârung aller inzwischen versuchten Eingriffe, 
liessen sie sich herbei, ihren Frieden mit der Krone zu machen. 
Damit aber war wieder der Dualismus des Reichs hergestellt. 
Dem ungarischen Reichstage und Ministerium trat nun wieder 
ein ôsterreichischer Reichstag und ein ôsterreichisches Mini- 
sterium für die Lânder diesseits der Leitha an die Seite. 
Eine Reihe neuer Verfassungsgesetze von 1867 ordnete die 
Verantwortlichkeit der Minister, die Reichsvertretung, die 
Rechte der Staatsbürger, die Rechtspflege und die Regierungs- 
gewalt. Auch für sie musste die sistierte Verfassung, soweit 
sie noch anwendbar war, hergestellt werden. Die beiden Reichs- 
tage suchten dann nach einer ausgleichenden Delegiertenver- 
sammlung, welche in Verbindung mit den beiden gemeinsamen 
Ministern für das Auswârtige und die Finanzen eine Einigung 
in der Politik der gesamten Monarchie herzustellen, die Auf- 
gabe erhielt. Oh diese vermittelnde Einrichtung auf die 
Dauer so bestehen werde, das mag noch zweifelhaft sein; 
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aber das ist sicher, dass weder Ungarn, noch Deutsche und 
Bohmen geneigt sind, sich die absolute Monarchie langer ge- 
fallen zu lassen, und dass aile diese Nationen, wenn auch 
in verschiedenen Formen eine konstitutionelle Monarchie mit 
Einfluss und Kontrolle der Volksvertretung entschieden ver- 
langen. 

8. Der Versuch, die reprâsentative Verfassungsform, 
welche seit der Révolution von 1848 in allen deutschen Lân- 
dern als die noch einzig môgliche Form der Monarchie pro- 
klamiert worden war, auch auf den deutschen Bund als 
einen Gésamtstaat überzutragen, führte zu der deutschen 
Reichsverfassung vom 28. Marz 1849, welche zunâchst ganz 
Deutschland ausser Oesterreich unter einem Deutschen, mit 
der preussischen Konigskrone veibundenen Erbkaisertum 
zusammeofasste, den Einzelstaaten eine Reprasentation in einem 
Staatenhaus einrâumte und dem deutschen Volk eine Vertretung 
in einem Volkshause zusicherte. Indessen diese Verfassuiig 
gelangte nicht zur Wirk.samkeit. Oesterreich verwarf diese 
Lôsung der deutschen Frage und bereitete sich zur Bekâmpfung 
derselben vor; der Konig von Preussen nahm die Kaiserkrone 
nicht aus den Hânden der Nationalversammlung; auch Bayern 
weigerte seinen Beitritt. Die deutsche Nation war nicht ent- 
schlossen genug, fûr die Verfassung einzustehen. Die dynasti- 
schen und partikularistischen Krafte waren stàrker als das 
nationale Bewusstsein. , Auch aile spâteren Versuche besonders 
Preiissens, einen engeren Bund als konstitutionelle Monarchie 
zu gestalten, scheiterte an dem Widerstand jener Krafte. Erst 
der deutsche Krieg von 1866 überwand die zâhen Hindernisse, 
welche Oesterreich und die Dynastien erhoben hatten. 

Die Verfassung des norddeutschen^Bundes vom 
16. April 1867 kann nur mit einigen Vorbehalten und Be- 
schrânkungen als konstitutionelle Monarchie bezeichnet wer- 
deji. Allerdings wird die Hauptleitung der gemeinsamen Bun- 
despolitik von dem jeweiligen Kônige von Preussen als 
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erblichem Bundespràsidium und geborenem Êundes- 
feldherrn in Gemeinschaft mit dem von dem Bundeshaupte 
ernannten Bundeskanzler, welcher verantwortlich ist, aus- 
geübt. Die eigentliche Verwaltung ward von dem Bundes- 
kanzleramte besorgt, das dem Bundeskanzler untergeordnet ist. 
Insofern ward die Vollzugsgewalt des Bundes konstitutionell- 
monarchisch organisiert. Hinwieder ist das Bundeshaupt be- 
schrânkt sowohl durch den Bundesrat, in welchem die 
Regierungen aller verbündeten Staaten Sitz und Stimme haben, 
als durch den Reichstag als Vertretung des deutschen 
Yolkes, welcher gemeinsam mit dem Bundesrat die gesetz- 
gebende Gewalt ausübt und welchem auch eine Kontrolle der 
Bundesverwaltung zukommt. 

Die deutsche Reichsverfassung vom 16. April 1871 
hat den monarchischen Charakter des Reichs noch d,urch die 
Majestàt des deutschen Kaisertitels erhôht. Aber auch 
heute noch hat der deutsche Kaiser nur ein sehr beschranktes 
Veto gegenüber einzelnen militârischén und finanziellen Reichs- 
gesetzen, nicht einen selbstândigen unmittelbaren Anteil an 
der Gesetzgebungsgewalt ; und heute noch erscheint der Bun- 
desrat nicht bloss als ein Reichssenat mit gesetzgeberischen 
Befugnissen, sondern als ein Institut zur Mitregierung des 
Reichs, die sich insofern wieder als Kollektivregierung 
sâmtlicher deutschen Fürsten und Landesobrigkeiten darstellt 

und daher noch etwas von Aristokratie an sich hat. Die 

* 

Mischung verschiedenartiger Verfassungsprincipien in dem 
deutschen Reiche, welche vor zwei Jahrhunderten Pufendorf 
als monstros erklârt, ist auch in der heutigen Reichsverfassung 
noch nicht vôllig geklârt. Aber trotz dieser geschichtlich- 
politischen Besonderheiten ist die Lebensfâhigkeit und die 
Thatkraft des Deutschen Reichs bewàhrt. Wenn Einheit und 
Macht der monarchischen Regierung und anerkannte Volks- 
rechte und Volksfreiheiten das Wesen der konstitutionellen 
Monarchie bilden, so muss die deutsche Reichsverfassung 
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als eine eigentümliche Form dieser StaatsgattuBg anerkannt 
werden. 


Fassen wir die Resultate zusammen: 

In Westeuropa hat das System der reprâsentativeu 
oder der konstitutionellen Monarchie das entschiedeiiste 
Uebergewicht erlangt. Fast in allen Staaten der civilisierten 
europâischen Vôlker werden nicht bloss das Privatrecht der 
Bürger, sondern auch politische Rechte der Volksmenge und 
ihrer Klassen anerkannt und Stellvertreter derselben zur Mit- 
wirkung bei der Gesetzgebung zugezogen. Die europaische 
Monarchie ist nicht mehr eine unbeschrânkte und absolute 
Gewalt, sondern eine durch das Recht auch der Unter- 
thanen beschrânkte oberste Rechtsmacht. 

Ab^r im übrigen sind die Verfassungsformen noch sehr 
verschieden. 

In En gland ist das Kônigtum von einer mâchtigen 
Aristokratie umgeben und die thatsâchliche Leitung mêhr 
von den Mehrheiten der Parlamentshâuser und den ihnen ver- 
antwortlichen Ministern als von dem individuellen Willen des 
Konigs abhàngig. Auf dem Kontinente dagegen gibt es 
nirgends mehr eine so angesehene Aristokratie. Vielmehr 
kommt da neben dem monarchischen das demokratische 
Elément vorzüglich in Betracht; das aristokratische hat da 
nur eine ermâssigende und vermittelnde Bedeutung. Die kon- 
tinentalen Verfassungskâmpfe sind Strebungen dieser mâchtigen 
Elemente, das richtige Verhâltnis zu einander und zum Ganzen 
zu finden. Die ausschliessliche Geltung des einen und die 
vollige Unterdrückung des anderen wurde oft versucht, aber 
iramer wieder erhob sich das entgegengesetzte Elément von 
momentanem Fall. Die konstitutionelle Monarchie des Kon- 
tinents strebt offenbar eine organische Gestaltung an, 
welche allen Teilen des Gesamtkôrpers ihr Recht gebe, der 
Monarchie die Fülle der Macht und Hoheit, den aristokrati- 
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schen Elementen Würde und Autoritât, dem Demos Frieden 
und Freiheit. 

Ueberall auf dem Kontinent, vorzûglich aber in Deutsch- 
land ist die Monarchie nicht bloss der âusseren Fonn 
nach, sondern der ganzen Anlage des Verfassungskôrpers 
nach die aktive Hauptmacht. Sie wird nur dann gehemmt 
durch die unberechenbare , aber in der Regel ruhende 
Macht der ôffentlichen Meinung, wenn sie in Widerspruch 
tritt mit den Instinkten der Nation und mit der Strb- 
mung der Weltgeschichte. In Harmonie mit denselben aber 
ist sie viel stàrker als die Aristokratie, welche entweder wie 
in Deutschland ihr gegen gewisse Vorteile zu dienen bereit 
ist, oder wie in Frankreich in Ohnmacht murrt, und selbst 
als die Vertretung des ganzen übrigen Volks, welche nur die 
Rcgierung kontrollieren , aber nicht selber regieren ,will. In 
Frankreich aber sttitzte sich die bourbonische Monarchie mehr 
auf die Zustimmung der reichen Bürgerklassen, die napoleo- 
nische mehr auf die grossen Volksnrtassen, in den deutschen 
Lânderstaaten stützt sie sich mehr teils auf die Staatsmittel 
des Beamtentums, welches hinwieder die Monarchie am meisten 
beschrftnkt, teils auf die Armee, in dem Deutschen Reich 
auf die Unterstützung der grossen Volksklassen und die Mit- 
wirkung der Landesregierungen. Zu einer befriedigenden 
Organisation des Demos ist es aber noch nirgends gekommen, 
obwohl Anfànge dazu allenthalben vorhanden sind. Erst wenn 
diese gelungen sein wird, und erst wenn auch die Dynastien 
die mittelalterlichen Vorurteile abgestreift und den modernen 
Staatsgeist vôllig aufgenommen haben werden, ist der viel- 
jahrige Widerstreit zur Versôhnung und die organisch be- 
schrânkte moderne Monarchie, welche die Einheit des Ganzen 
mit der Freiheit^ aller Telle verbinden und den romanischen 
Staatsgeist mit dem germanischen Freiheitsgefübl zur Harmonie 
zusammenstimmen will, zu sicherem Dasein gelangt. 
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Anmerkung. In einer Schrift, welche iii den hôchsten Kreisen der 
Oesellschaft vieltaltig mit Beifall aufgenommen worden ist, unter den 
gebildeten Mittelklassen aber allgemeine Missbilligung erfahren bat: ,,Die 
YortreMichkeit der konstitutionellen Monarchie für England und die ün- 
brauchbarkeit der konstitutionellen Monarchie für die Lânder des euro- 
pâischen Kontinentes; Hannover 1852“ — hat sich Grustav Zimmer- 
mann, der seither in Hannover zu einer für den Fürsten und das Volk 
beklagenswerten Wirksamkeit gelangt ist, über das auf dem Titel aus- 
gesprochene Thema naher erklârt. Ich betrachte diese Schrift als ein absolu- 
listisches Gegenstück einer fruchtbareren radikalen Litteratur über die kou- 
stitutionelle Monarchie. Wie diese sehr haufig, so hat auch Guet. Zimmer- 
mann seinen Begriflf der konstitutionellen Monarchie lediglich von den 
âusseren Formen und Maximen der englischen Vcrfassung abgezogen. 
Wenn er danii behauptet, dass dieser abgezogeneBegriff auf demKontinent 
ïiicht anwendbar sei, weil in England seine inneren Widersprüche und 
Mangel durch den historischen Zusammenhalt und die Interessen der herr- 
schenden Aristokratie vermittelt und verbessert, hier aber durch die demo- 
kratische Erfüllung gesteigert werden, so hat er darin nicht unrecht. Aber 
der parlamentarische Konstitutionalismus in England darf nicht mit der 
Idee der Iconstitutionellen Monarchie verwechselt werden. Jener ist der erste 
grossartige und trotz der logischen Feliler glückliche Versuch ihrer Ver- 
wirklichung, nicht ihre Vollendung. Man kann die Unanwendbarkeit des 
englischen Parlamentarismns^ auf den Kontinent zugeben und doch "für 
diesen die Brauchbarkeit der konstitutionellen Monarchie, d. h. der Mon- 
archie fordern, welche anerkennt, dass ihre politischen Rechte, wie die 
der regierten Volksklassen verfassungsmiissig bestimmt und beschrankt 
seien, und dass insbesondere für die Gesetzgebung aile Telle des Volks- 
korpers zusammenwirken müssen. Die or g ani s ch e Monarchie ist not- 
wendig zugleich eine konstitutionelle, denn der Organismus ist selbst die 
Konstitution. Dass trotz allem Scharfblick im einzelnen Gustav Zimmer- 
mann im ganzen kein Verstàndnis hat für das moderne Staatsbewusstsein, 
ergibt sich aus seiner beharrlichen Bezeichnung der obrigkeitlichen Staats- 
gewalt als „Eigen tum“*der Fürsten. Indem er diesen mittelalterlichen 
Standpunkt wahlt, gérât er mit der gesamten Bewegung der neuen Zeit 
in den feindseligsten Gegensatz; er kann so an einer kleinen Stelle die 
Stromimg eine Weile stauen, aber er wird von den hoher gehenden Wogen 
in kurzem samt dem morschen Gezimmer, das er sich in den Strora 
hineinbaut, weggerissen und verschlungen werden. (Ich lasse diese zuerst 
1857 geschriebene Stelle wortlich stehen. Sie hat 1866 ihre Erfüllung 
erlebt.) Wenn über irgend etwas unsere Zeit klar ^nd entschieden ist, 
so ist es darüber, dass die Staatsgewalt offentliches Recht und 
ôffentliche P flic ht ist, d. h. dem gemeinsamen politischen Dasein 
und Leben des ganzen Volkes zugehôrt, und dass sie daher kein Eigen- 
tum eines Individuums für sich, d. h. kein Privatrecht sein kann. 
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Ftinfzehntes Kapitel. 

2. Falsche Vorstellungen von der konstitutionellen Monarchie* 

Die civilisierten Staaten Europas haben sich fast aile dei» 
System der konstitutionellen Monarchie zugewendet, 
und in ihr den Abschluss der Gegensâtze, welche das Mittel- 
alter hinterlassen bat, der Zerbrôckelung und Erstarrung des 
Staates einerseits und der absoluten Monarchie andererseits, 
in ihr auch eine Versôhnung der verschiedenen politischen 
Strômungen und Richtungen der Zeit, insbesondere der De- 
mokratie und der Monarchie zu finden gehofft. Die Erôrterung 
der Grundlagen dieses Systems hat demnach ein unmittelbar 
praktisches Interesse. 

Beseitigen wir zu diesem Behuf vorerst einige Irrtümer 
und Missverstandnisse dieses Systems: 

1. Die franzôsische Révolution hat in den ersten Jahren 
den Gedanken Rousseaus verwirkliçhen wollen, dass es im 
Stàate zwei Gewalten gebe, die des Willens, die gesetz- 
gebende, und die der physischen Kraft, "welche den 
Willen vollziehe. „Das Volk will, derKonig führtaus,“ 
das hielt man damais in Frankreich für das Wesen der kon- 
stitutionellen Monarchie. ‘ 


i Rousseau, Contr. Soc. III, 1: «Toute action libre a deux causes, 
qui concourent k la produire, Fune morale, savoir la volonté qui déter- 
mine l’acte, l’autre physique, savoir la puissance qui l’exécute. — Le 
corps politique a les mêmes mobiles, on y distingue de même la force 
et la volonté; celle-ci sous le nom de puissance législative^ l’autre sous 
le nom de puissance exécutive.^ Mirabeau, Rede v. 1. September 1789: 
«Deux pouvoirs sont nécessaires à l’existence et aux fonctions du corps 
politique; celui de vouloir et celui à' agir. Par le premier la société 
établit les règles q:ii doivent la conduire au but qu’elle se propose, et 
qui est incontestablement le bien de tous. Par le second ces règles 
s’exécutent, et la force publique sert à faire triompher la société des 
obstacles que cette exécution pourrait rencontrer dans l’opposition des 
volontés individuelles. Chez une grande nation ces deux pouvoirs ne peuvent 
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Dieser Gedanke setzt das Volk dem Kônige gegenûber, 
und indem er diesen zum blossen Diener eines ihm fremden 
und ohne seine Mitwirkung entstandenen Volkswillens macht, 
hebt er den Begriff der Monarchie auf. Der Fall des Kônigs 
Ludwigs XVI. und die Proklamation der jakobinischen Repu- 
blik war freilich die Folge der historischen Ereignisse, aber 
zugleich auch eine natürliche Konsequenz dieses Verfassungs- 
princips. 

Denkt man sich aber den Kônig nicht als untergeordnet 
der gesetzgebenden Gewalt, von der er ausgeschlossen 
wird, sondern als dieser gleichgestellt, so ist die not- 
wendige Einheit im Staatsorganismus aufgegeben, und wir haben 
ein Monstrum mit zwei Kôpfen, eine unhaltbare Dyarchie,^ 
welche entweder den Staat zerreisst, oder sei es dem mon- 
archiscjjen, sei es dem republikanischen Princip wieder 
weichen muss. 

2. Irn Gegensatze zu dieser Verkehrtheit hat Sieyès in 
seinerVerfassung dem Sttiatsoberhaupt umgekehrt eine ruheûde 
Stellung zuweisen wollen und darin die moderne Entwickelung 


être exercés par file-même; de là la nécessité des représentants du peuple 
pour l’exercice de la faculté de vouloir ou de la puissance législative; 
de là encore la nécessité d’une autre espèce de représentants pour l’exer- 
cice de la faculté d’agir on de \& puissance exécutive,^^ Thiers, Hist. de 
la révol. franç. I, S. 97: „La nation veut^ le roi fait^^^ les esprits ne 
sortaient pas de ces élémens simples, et ils croyaient vouloir la monar- 
chie, parce qu’ils laissaient un roi comme exécuteur des volontés natio- 
nales. La monarchie réelle, telle qu’elle existe même dans les états 
libres, est la domination d'un seul, à laquelle ont met des bornes au 
moyen du concours national — Mais dès l’instant que la nation peut 
ordonner tout ce qu’elle veut, sans que le roi puisse s’y opposer par 
le véto, le roi n’est plus qu’un magistrat. C’est alors la république avec 
un seul consul au lieu de plusieurs. Le gouvernement de Pologne quoi- 
qu’il y eut un roi, ne fut jamais (?) nommé une JfMonarchie.*^ 

2 Die Spaltiing, welche in dieser Dyarchie unvermittelt vorliegt, ist 
denn auch in Frankreich von der demokratisch-republikanischen Partei 
wohl begrifFen worden, und sic hat dieselbe benutzt, um das Kônigtum 
gànzlich zu beseitigen. 
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des konstitutionellen Systems gesehen. Dieser Doktriu aber 
bat Napoléon, der, wenn je einer ein geborner Monarch 
war, durch sein berühmtes Wort: «Wie baben Sie sich ein- 
biiden kônnen, dass ein Mann von einigem Talent und einigem 
Ehrgefühl sich zur Rolle eines Mastschweins hergebe, das mit 
ein paar Millionen gefûttert wird?“ — ein unauslôschliches 
Brandmal aufgedrückt.^ 

3. Hâufiger noch wird als das Wesen dieser Staatsform 
der Satz behauptet: „Der Eônig bat zwar das Recht der 
Herrschaft und der Regierung, aber die Austtbung dieses 
Rechts steht nicht ihm, sondern den Ministern zu.“ Faktisch 
mag dies Verhâltnis in manchen L&ndern zu gewissen Zeiten 
so bestanden baben und noch bestehen. Als Staatsprincip und 
als Staatsform anerkannt aber würde es Verzichtleistung auf 
die Monarchie und Einführung der Republik sein. D&nn wenn 
die Ausübung eines Rechtes dem auf die Dauer entzogen 
wird, dem man das Recht zuschreibt, so bat dieser den 
re'alen Inhalt des Rechtes verloren, und es kann nicht 
fehlen, dass dem, welcher das Recht der Ausübung erworben 
hat, auch die bei jenem zurückgebliebene leere Schale und 
der Name des Rechtes nachfolgt. Als die Ausübung des 
Grundeigentums im Mittelalter dauernd auf die Vasallen und 
die hofhôrigen Bauern übergegangen war, wurde auch das 
Eigentum selbst anfânglich als nutzbares Eigentum von diesen 
erworben, und der formelle Schein und Name des Obereigen- 

O 

tums ging im Verfolg der Zeit für den vormaligen Herrn un- 
abwendbar verloren. Als die karolingischen Hausmeier die 
kônigliche Macht der Merowinger erworben hatten, blieb auch 
der Name des Kônigtums nicht bei diesen. Ist einmal die 
wirkliche Regierungsmacht von dem Kôuige abgelôst und den 
Ministern zu RecM übergeben, so ist es eine republikanische 
Behôrde, welcher das Régiment in Wahrheit zukommt, und 


3 Las Cases, Méni. IV. 
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das Kônigtum ist zur leeren Form geworden.* Das 
blosse Symbol an der Spitze des Staates, statt einer leben- 
digen und thatkrâftigen Individualit&t, kônnte hôchstens als 
Ideokratie, nicht als Monarchie gelten. 

4. Es ist daher auch ein absurder Satz, dass es in der 
konstitutionellen Monarchie «gleichgttltig" sei, wer Kônig sei, 
ob eine ausgezeichnete Persônlichkeit oder eine unbedentende, 
ob ein verstândiger oder ein beschrânkter Kopf, ein edler 
Charakter oder ein Bôsewicht. Die konstitutionell-monarchische 
Staatsform bat die Tendenz, dafür zu sorgen, dass der Kônig 
zwar so wenig Uebles als môglich thun, aber dass er auch 
so viel Gutes thun kônne als môglich. Nur in diesem Sinne 
beschrânkt sie ihn. Sie weiss, dass er ein Mensch ist und 
dass üebermacht selbst die Bessern verdirbt. Aber sie will 
ihn nicljt zur Puppe machen in der Hand der Minister. Sie 
will nicht in ihm, der die oberste und herrlichste Stellung 
im Staate hat, die Würde des Menschen vernichten, indem 
sie seine menschlichen Eigenschaften negiert. Sie will nicht 
ihm, der das hôchste politische Recht hat, das geringste Mass 
von politischer Freiheit zuerkennen. Wie wàre Liebe, Ehr- 
furcht, Treue gegen den Monarchen denkbar, wenn es gleich- 
gültig wâre, ob er derselben persônlich würdig, ob er auch 
nur fâhig sei, die Hingebung und Verehrung des Volkes zu 
verstehen und zu erwidern? Die Konsequenz eines falschen 
Principe müsste zu der Behauptung fûhren: je der blôdsinnigste 
und schwâchste Filrst, der am wenigsten eigene Einsicht und 
eigenen Willen hat, wâre der konstitutionellste Monarch.5 Unj 

4 ünter jener Voraussetzung batte die radikal-demokratische Partei 
zu Frankfurt im Jahre 1848 recht gehabt, in ihrem Programm das „kon- 
stitutionelle Konigtum“ als eine „Sinekure“, als einen „abgetragenen 
Hut“ zu erklaren, nur bestimmt; „einen Premiermniister zu ernennen** 
(der dann regelmassig auch aufgedrungen würde) und „für die Erzeu- 
gung eines Nachfolgers“ zu sorgen. 

, 5 Auch Hegel, Rechtsphil., §. 280 geht zu weit, wenn er meint: 

„der Monarch habe nur Ja zu sagen und den Punkt auf das I zu setzen.“ 
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eine solche Staatsform sollte die Erfûllung der Sehnsucht sein, 
welche die Vôlker haben nach einer woblorganisierten und 
geistig gehobenen Staatsordnung? 

Man bat sicb ôfter auf die englische Verfassung berufen, 
uni diese unsinnige Vorstellung zu verteidigen. Âllein aucb 
in England ist die Persônlicbkeit des Monarchen nicbts weniger 
als gleicbgültig. ® 

5. Aucb den berübmten Satz von Tbiers: „Le roi règne, 
mais il ne gouverne pas*‘ (der Eônig berrscbt, aber er regiert 
nicht) kônnen wir nicbt als eine ricbtige Bezeicbnung des 
konstitutionell-monarcbiscben Princips gelten lassen. Ist es 
doch dem gewandten Minister selber nicbt gelungen, denselben 
dem Kônige Ludwig Pbilipp gegenûber praktiscb durcb- 
zufübren! Und sicberlicb nicbt daran ist der Kônig gescbeitert, 
dass er nicbt bloss berrscben, sondern aucb r.egieren 
wollte. Sein Nacbfolger, der Kaiser Napoléon batte gerade 
dadurcb den Beifall der Massen erworben, dass er selber die 
Eegierung ausübte. 

Durcb den Ausdruck berrscben waren mebr die for- 
mellen Hobeits- und Majestàtsrecbte des Konigs, durcb das 
Wort regieren die praktiscb-reale Oberleitung der staatlicben 
Politik bezeicbnet. Beiderlei Recbte gebôren dem Staatsober- 
haupte zu, und dieses insbesondere von der Ausübung der 
wicbtigeren, letzteren ausscbliessen (eine bloss formelle Be- 
teiligung ist Ausscbliessung von dem wesentlichen Anteil) ist 


Er hat nicht bloss Ja, sondern aiich Nein zu sagen und nicht bloss den 
„formellen Entscheid“ zu geben, sondern auch das reell entscheidende 
Wort, Er hat nicht bloss zu entscheiden, er hat auch anzuregen und 
einzugreifen, wo es not thut. J. H. Fichte, Beitrag zur Staatslehre ; 
„Der leerkopfigste Regent wâre dann der idealste.“ 

6 Wer darüber zweifelt, der lese Broughams Staatsmànner und er 
wird sich iiberzeugen, dass auch in England eine menschlich-personliche 
Wechselwirkung zwischen der Individualitat des Monarchen und seiner 
Minister besteht und es ganz irrig ist zu meinen, es komme dort auf 
den Willen des ersteren nichts an. Vgî. oben Kap. 14, Anm. 4. 
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wieder Zerstôrung des Kern der koniglichen Gewalt. y,Rex 
est qui régit. 

Nicht zu verwechseln mit dem regieren (gouverner) 
ist das blosse verwalten (administrieren). Sich mit diesem 
kleinen Geschâftsdetail fortwàhrend abzugeben, kann aller- 
dings dem Kônige weder zugemutet werden, noch ist es für 
die Leitung des Staates irgend erspriesslicb , wenn er sich 
damit in der Regel befasst. 

6. Andere haben, von der Idee der Volkssouverânitat aus, 
das Wesen der konstitutionellen Monarchie darein gesetzt, dass 
der Monarch „nach dem Willen und dem Sinne der Volks- 
mehrheit regiere". Diese Meinung gibt offenbar die Exi- 
stenz der Monarchie preis und lâsst sich von demokrati- 
schen Ideen bestimmen. Denn die Demokratie ist die Herr- 
schaft der Volksmehrheit. Die Monarchie aber hat einen ihrer 
wichtigsten Vorzüge gerade darin, dass sie berufen ist, auch 
die Minderheit in ihrer Freiheit und in ihrem Rechte vor 
den Anmassungen der Mêhrheit zu schützen. Wàre der Moh- 
arch nur ein Beauftragter und Diener der Mehrheit, und 
würde somit dieser die Herrschaft im Staate zukommen, so 
wâre das nicht Monarchie mehr, sondern Demokratie, eine 
Demokratie freilich mit einem Scheinmonarchen an der Spitze, 
welcher ohne innere selbstândige Macht so lang ein blosses 
Scheinleben fortführen konnte, als jene es bequemer fânde, ihre 
wahre Gewalt zu verbergen.* 

7 Gerade diesen Versuch liât die franzosische Nationalversammlung 
von 1789 gemacht. T hiers sagt von ihr sehr gut (Révol. franç. II, 
S. 198): „Elle était démocratique par ses idées et monarchique par ses 
sentiments.^ Die Ereignisse haben die Unhaltbarkeit eines derartigen 
Zustandes dargelegt. In Frankreich hob die maclitige Demokratie das 
ohnmàchtige Konigtum auf (1792). 
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Sechzehntes Kapitel. 

3. Da8 monarchische Prinoîp und der Begriff der konstitutio- 
nellen Monarchie. 

Die konstitutionelle Monarchie will eine wahre, keine 
Scheinmonarchie sein. 

Was ist nun das Wesen der Monarchie? Ohne Zweifel 
die Personifikation der Staatshoheit und der Staatsgewalt 
in einem Individuum. Von der Theokratie unterscheidet 
sie sich auch dann, wenn der als Herrscher gedachte Gott 
sich durch einen Fürsten vertreten lâsst, indem sie dem Mon- 
archen selber das Recht der Herrschaft zuschreibt, von den 
Republiken, welche einen Dogen oder Prâsidenten an der 
Spitze haben, aber dadurch, dass die republikanischen Staats- 
hàupter genôtigt sind, sei es die aristokratische Minderheit, 
sei es die demokratische Mehrheit als den eigentlichen Herrscher 
zu' betrachten, dessen Vertreter und Diener sie sind, der 
Monarch aber nicht Unterthan dieser Môchte, sondern immer 
selbstândiger Inhaber der Regierungsgewalt ist. Die Staats- 
autoritàt erhSlt in der Monarchie im Gegensatz zu dem Kol- 
lektivausdruck der Republik einen hôchsten individuellen 
Ausdruck. Der Monarch ist die Staatsperson im eminenten 
Sinne. 

In jener Begriffsbestimmung sind zwei Seiten zu unter- 
scheiden, die beide vorhanden sein müssen, wenn noch von 
Monarchie die Rede sein soll: 

I. Die persônliche Erhebung des Staatshaupts, als in- 
dividuellen Reprâsentanten und Organ der obrigkeitlichen 
Gewalt. 

II. Die inha'ltliche Konzentration der obersten Staats- 
hoheit und der vollkommenen Staatsgewalt in ihm. Die beiden 
Pôle der fûrstlichen Tbâtigkeit sind die Initiative und die 
Sanktion. 
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I. Mit dem ersten Princip ist wohl vertràglich: 

1) Die Beschrânkung des Monarchen durch die Re- 
prasentation der ttbrigen Bestandteile des Volks in der 
Gesetzgebung, und 

2) Die Gebundenheit des Monarchen an die Mit- 
wirkung der Minister in der regelmâssigen Âusübung der 
Regierungsrechte und Pflichten. Denn wenn auch die anderen 
Glieder des Volkskorpers noch so hoch stehen, so überragt 
er sie doch noch als der Hôhere; und wenn die Verfassung 
auch dafür sorgt, dass sein individueller Wille wahrer Staats- 
wille und nicht selbstsüchtiger Eigenwille sei, so wird dadurch 
nur seine Aufgabe erleichtert und seine Staatsautoritât vor 
Missgriffen und Fall bewahrt. 

Aber es vertràgt sich damit nicht: 

1) die Vorstellung, dass der Monarch ein blesses Idol, 
eine blosse Form, nicht ein lebendiges Wesen sei; 

2) die Einrichtung, dass der Monaich der Volksreprâ- 
sentation oder den Min/stern untergeordnet sei und v'on 
ibnen gezwungen werden dürfe, einen Willen zu âussern, 
den er nicht hat, und zu handeln, wie er nicht will. 

Da die oberste Gewalt seiner Person zusteht, so gebührt 
ihm auch die Freiheit und das Recht der Persônlichkeit. ^ 
Seine Person gehôrt zwar auch nicht in allen Beziehungen 
und nicht ganz, aber sie gehôrt doch vorzugsweise und naehr 
dem Staate an, als jede andere Person. Er ist auch ein Gatte, 
Vatec, ein Genosse ei'ner Kirche, vielleicht ein Gelehrter oder 
Dichter. Aber in allen ôffent lichen Dingen soll sich der 
Staatswille in ihm zum individuellen Willen erheben und 
potenzieren. Der monarchische Staat legt auf die individuelle 


> Guiïot, Mém. II, 237: ..Dieu seul est souvel'ftin et personne ici- 
bas n’est Dieu, pas plus les peuples que les rois. Et la volonté des peuples 
ne suffit pas à faire des rois; il faut que celui qui devient roi porte en 
lui-même et apporte en dot an pays qui l’épouse, quelques-uns des ca- 
ractères naturels et indépendants de la royauté.“ 
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Sorge utid die individuelle Energie des Monarchen einen 
grossen Wert, und es wâre ungereimt, dem Monarchen das 
hôchste Recht im Staate zuzusprechen und zugleich ihn uni 
deswillen unter die Vormundschaft anderer zu setzen. Nicht 
die Kammern schaffen das Gesetz, sondern, indem er seine 
Sanktion frei erteilt, begründet er das staatliche Ansehen 
des Gesetzes. Nicht die Minister fügen seinen Regierungs- 
beschlüssen ihre Autoritât bei, sondern er verleiht denselben 
seine Autoritât, und die Minister dienen ihm als Organe, 
wenn auch als unentbehrliche Organe seines Willens. 

Soweit der Kônig durch die Verfassung nicht beschrànkt 
und nicht gebunden ist an die notwendige Zustimmung oder 
Mitwirkung anderer Glieder des Staatsorganismus, so weit ist 
er auch vollig frei, seinen eigenen personlichen Willen 
auszusprechen und demgemàss zu handeln. 

Die Eigentümlichkeit der konstitutionellen im Gegensatz 
zu anderen Monarchien besteht darin, dass der Monarch für 
si ch allein weder Gesetze geben hoch in der Regel Re- 
gierungshandlungen ausüben darf, sondern in der ersteren 
Beziehung die Mitwirkung und Zustimmung der Kam- 
mern, in der letzteren die Mitwirkung der Minister 
erfordert wird. Sie bestebt aber nicht darin, dass der 
Schwerpunkt der Staatsregierung in den Kammern oder in den 
Ministern liegt. 

Würde die Kammermajoritat und der Ministerrat in allen 
Fâllen mit forraeller Notwendigkeit die Handlungen des 
Fürsten bestimmen, so wâre eine solche eigentliche Parla- 
ments- und Ministerregierung'^ allerdings im Wider- 
spruch mit dem monarchiscben Princip. Der konstitutionelle 
Monarch wird sich thatsâchlich meistens durch das schwere 
Gewicht jener Abstimmungen und Antrâge bestimmen lassen, 


2 Von der Parlaments- und der Ministerregieruiig wird in den fol- 
genden BUchern noch n'àher die Rede sein. 
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weil er darin den vorbereiteten Staatswillen erkennt, 
aber er wird sich die freie Prüfung aus dem Standpunkt des 
Staatswohls vorbehalten mtissen, wenn er seine monarchische 
Pflicht üben soll. 

Innerhalb jener Schranken bewegt sich auch der konsti- 
tutionelle Monarch mit voiler Freiheit. Es ist abgeschmackt, 
ihn verhindern zu wollen, dass er seine eigene Meinung 
ausspreche. Jeder tüchtige Mann hat ein Bedürfnis, seine 
wirkliche Gesinnung zu âussern. ^ Politische Rücksichten 
mogen den Monarchen oft zurückhalten, dieselbe ganz und 
laut zu offenbaren, aber niemandem steht das Recht zu, ihm 
die freie Rede zu versagen oder gar ihn zu falscher 
Rede zu nôtigen.^ 

Dem Monarchen kommt es ferner zu, mit eigenen Augen 
zu sehen* und mit eigenen Ohren zu hôren, selber zu prüfen, 
wie es steht in seinem Lande, unmittelbar sich von den Be- 
dürfnissen des Volks zu unterrichten, die Erscheinungen des 
offentlichen Lebens zu beobachten, und wo das Interesse und 
die Wohlfahrt des Ganzen es erfordert, anregend einzu- 
greifen, Auftràge zur Bearbeitung der notigen Gesetze 
oder zur Einleitung der erforderlichen Massregeln 


3 Guizot, Mém, XII, 184: „ün trône n’est pas un fauteuil vide, 
auquel on a mis une clef pour que nul ne puisse être tenté de s’y asseoir. 
Une personne intelligente ^et libre, qui a ses idées, ses sentiments, ses 
désirs, «es volontés comme tous les êtres réels et vivants, siège dans ce 
fauteuil. Le devoir de cette personne, car il y a des devoirs pour tous, 
également sacrés pour tous, son devoir, dis-je, et la nécessité de sa si- 
tuation, c’est de ne gouverner que d’accord avec les gi*ands pouvoirs 
publics institués par la Charte, avec leur aveu, leur adhésion, leur appui. 

4 Beachtenswerte Bemerkungen darüber finden sich bei Stahl, 
Das monarchische Princip, S. 9. Luther in den Tîjschreden: „E8 ist 
nichts Lôblicheres und Lieblicheres an einem Pürsten, denn dass er frei 
redet, was seine Meinung sei, und hat er Die lieb, so desgleichen thun 
und ungescheut sagen, wie ihnen ums Hei’z ist.“ Wie konnte er die 
freie Rede anderer achten und lieben, wâre er selber in der freien Rede 
gehemmt ? 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 32 
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zu geben. Das ist es, wodurch von jeher grosse Monarchen 
sich ausgezeichnet haben. Das ist die wahre Aktivitât des 
Monarchen. ® Auch die konstitutionelle Staatsform bietet einer 
bedeutenden Individualitât in diesen Beziehungen noch immer 
freien Spielraum. Sie darf denselben nicht verschliessen. 

IL Das zweite Princip ist: Dem Monarchen steht die 
oberste Staatshoheit und die vollkommene Staats- 
macht zu. Auch das englische Staatsrecht, welches die Rechte 
des Kônigtums in einem Masse beschrankt, me es die meisten 
Monarchien des Kontinents noch nicht ertragen, erkennt das 
Princip dennoch an. Darin liegt: 

1. Die Monarchie ist nicht ein Aggregat von einzelnen 
Hoheitsrechten , sondern die Einheit und Fülle aller 
Hoheitsrechte.* Die absolute Monarchie outriert diesen 
Gedanken dahin, dass sie anderen politischen Korperschaften 
und Organen weder selbstàndige, der Willkür des Monarchen 

5 Friedrich (1er Grosse von Preussen im Essai sur les formes 
(le gouvernement: „Le souverain représente FÉiat: lui et ses peuples ne 
forment qu’un corps^ qui ne peut être heureux qu’autant la concorde les 
unit. Le prince est à la société (|u’il gouverne ce que la tête est au corps: 
il doit voir, penser et agir pour toute la communauté, afin de lui pro- 
curer tous les avantages dont elle est susceptible. Si l’on veut que le 
gouvernement monarchique remporte sur le républicain, l’arrêt du sou- 
verain est prononcé: il doit être actif et intègre et rassembler toutes ses 
forces pour fournir la carrière qui lui est ouverte. Le souverain est at- 
taché par des liens indissolubles au corps d’^ltat; par conséquent il res- 
sent par répercussion tous les maux qui affligent ses sujets, et la société 
souffre également des malheurs qui touchent son souverain." 

t» Der Artikel 57 der Wiener Schlussakte von 1820 drückt das mon- 
archische Princip in dem ersten Satze nicht unrichtig ans, umfasst aber 
die absolute, die standische und die konstitutionélle Monarchie und ist 
in dem zweiten Satze der Entwickelung der konstitutionellen Staatsform 
ungünstig: „Die g.esamte Staatsgewalt muss in dem Oberhaupt des 
Staates vereinigt bleiben, und der Souveran kann durch eine land- 
standische Verfassung nur in der Ausübung bestimmter Rechte an die 
Mitwirkung der Stande gebunden werden." Die seitherige Aus- 
breitung der konstitutionellen Monarchie hat nunmehr diesen Artîael 
antiquiert. 
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entzogene Rechte, noch eine notwendige Beteiligung bei der 
Ausübung der Rechte des Monarchen zugesteht, und dass sie 
auch von berechtigten Freiheiten der Individuen und Volks- 
klassen nichts wissen •will. Ailes Recht nimmt sie für sich 
in Anspruch, den anderen vergônnt sie hôchstens GnadenJ 

Die konstitutionelle Monarchie dagegen ist auch hierin 
eine beschrânkte und erkennt die Rdchte jener Korper- 
schaften und die Freiheit der Unterthanen an. 

2. An der Gesetzgebung vorerst hat der Monarch 
nicht bloss einen Anteil, sondern den dem Inhalt nach in 
der Regel, der Form nach immer entscheidenden Anteil. Ihm 
steht die Initiative und die Sanktion der Gesetze zu, und 
in seinem Namen werden sie verkündet. 

Wird dieser Grundsatz in einer konstitutionellen Mon- 
archie Verneint, so wird auf diesem Gebiete das monarchische 
Princip durch die Einwirkung republikanischer Ideen in Wahr- 
heit beeintrâchtigt; denn dann ist die oberste Staatsmacht njcht 

7 Wie wonig jene absolute Auflassung ans dem Begriffe der Mon- 
ai’chie l’olgt, mag die Acusserung eines ziemlich absoliiten Fürsten, 
Friedrich s des Grosseii bezeiigen. Er schreibt in dem Antimacchia- 
vel L: „Le Souverain, bien loin d’être le Maître absolu des peuples qui sont 
sous sa domination, n’en est que le premier magistrat.^ (Anderwarts 
braiicht er die Ausdrücke „le premier serviteur^ — oder „domestique de 
rÉtat“.) Die Art, wie Mirabeau dagegen (Essai sur le despotisme, 
Oeuvres II, S, 297) die Fürsten anredet: „Vous êtes les salariés de vos 
sujets, et vous devez subir les conditions auxquelles vous est accordé ce 
salaiw, sous peine de le perdre^, überschreitet die Grenzen der Monarchie 
und setzt eine republikanische Volksherrschaft voraus. Noch bestimmter 
sprach sich der prcussische Konig Friedrich über die wahre Stellung der 
Monarchen in der ersten Audienz aus, welche er seinen Ministern er- 
teilte am 1. Juni 1741 (Raiike, Preuss. Gesch. I, S. 48): „Ich denke, 
dass das Interesse des Landes auch mein eigenes ist, dass ich kein Inter- 
esse haben kann, welches nicht zugleich das des J^pndes ware. Sollten 
sich beide nicht miteinander vertragen, so soll der Vorteil des 
Landes den V orzug haben.“ Und Washington schrieb am 18. Juni 
1788 an Lafayette: „Ich vei’wundere midi hbchlich, dass es auch nur 
êinen Monarchen gibt, der nicht erkennt, wie sein Ruhm und sein Gliick 
von dem Gedeihen und der Wohlfahrt des Volkes abhangig sind.“ 
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inehr bei dem Monarchen, sondera bei den — für si ch 
allein betrachtet — offenbar republikanischen Kammern, und 
er ist, soweit die Gesetzgebung reicht, der Unterthan der 
Kammern. 

Die Rechte der Kammern kônnen folglich nach dem 
System der Monarchie nur konkurrierende, nicht aus- 
schliessliche sein. 

3. Aile Staatsregierung ist in dem Monarchen kon- 
zentriert, steht ihm zu selbstândigem Rechte zu und 
wird in seinem Namen ausgeübt. 

In der konstitutionellen Monarchie dürfen die Minister 
oder andere Regierungsbeamtete nicht in ihrem Namen re- 
gieren; aber auch der Fürst kann nicht ohne die Mit- 
wirkung der Minister, sondera nur im Einverstândnis 
mit ihnen regieren. Aile ihre Gewalt erscheint als dm Aus- 
fluss der kôniglichen Gewalt, ihr Regierungsrecht wird aus 
der; Fülle der kôniglichen Macht abgeleitet, und zwar nicht im 
Sinne der mittelalterlichen Lehensmonarchie, so dass ihnen 
diese abgeleiteten Rechte für sich zu ihrem eigenen Rechte 
und eigener Nutzuug verliehen wâren, sondern so dass die 
organische Einheit des Staates gewahrt bleibt. Auch ini 
Verhàltnis zu den Ministern hat der Kônig Initiative und 
Sanktion; die erstere kônnen und sollen auch die Minister 
üben als leitende Staatsmànner, diese steht dem Kônig allein, 
den Ministern nur das Recht der freien. Zustimmung zu den 
Befehlen des Kônigs zu.^ 

Das im Mittelalter erkannte Princip, dass aile Regierungs- 

B L. Stein, Verwaltungslehre 1, S. 86 f. unterscheidet ein per- 
sonliclies Vollzieh^ngsrecht des Staatshaiipt.es von der Regierungs- 
gewalt des Staatshauptes und verlangt für jenes ünabhàngigkeit sowohl 
von der Volksvertretung als von den Ministern. Diese Théorie erofFuet 
dem Absolutismus der Fürsten eine bequeme Hinterthüre, aber gefâhrdet 
und uutergrabt die ganze verfassungsmassige Staatsordnung. [v. Steii: 
hat in der 2. Auflage (D. 136 ff.) seine Ansichten wesentlich abgeandert.] 



Scchz. Kap. II. Mon. Staatsformen. G. Konst. Monarchie. 3. Mon. Princip etc. 501 

autoritât und Gewalt von oben her komme und stufenweise 
nach unten verliehen, nicht aber umgekehrt von unten nach 
oben aufgetragen werde, und dass aile obrigkeitliche Macht 
vom Centrum zur Peripherie und nicht von dieser zu 
jenem den Weg nehme und wirke, ist in der konstitutionellen 
Monarchie der neueren Zeit in Anerkennung geblieben. Aber 
die mittelalterliche Zersplitterung dieser Gewalt in selbstândige 
Teilgewalten ist nun aufgegeben worden. 

4. Aile einzelnen Staatsorgane siiid dem Monarchen 
untergeordnet, und zwar nicht bloss die, welche in ihrem 
Wirkungskreise von seinem Willen vôllig abhangig sind, son- 
dern auch die, an deren Zustimmung er selber gebunden ist, 
um einen staatlichen Willen zu âussern, wie die Minister und 
die, denen ein von der Einwirkung des Staatsoberhauptes 
unabhâBgiger Wirkungskreis angewiesen ist, wie die Richter, 
ja selbst die gesetzgebenden Kammern, welche als selbstândige 
Mâchte im Staate sich mit ihm zur Gesetzgebung einigen. Wie 
das Haupt allen anderen Gliedern des Kôrpers und dem Leibe 
übergeordnet ist, so hat der Monarch in dem Staatskôrper die 
hôchste Stelle. 

Man darf den Begriff der konstitutionellen Mon- 
archie nicht aus der englischen Verfassung allein ableiten. 
Je nach der Art und der Geschichte eines Volkes bekommt 
dieselbe Grundform einen modifizierten Ausdruck. Da sie ihrer 
Natur nach relativ^ und nicht absolut ist, so hat sie auch 
die Pâhigkeit, sich den verschiedenen Verhâltnissen und Be- 
dürfnissen anzuschmiegen. 

Als notwendige Merkmale aller konstitutionellen Monarchie 
sind folgende Eigenschaften hervorzuheben : 

1) Sie ist eine verfassungsmâssige Wttrde und Macht. 
Der konstitutionelle Fürst steht nicht au s se r, noch ûber, 
sondern i n der Verfassung. Die Rücksicht auf die verfassungs- 
mâssige Rechtsordnung, welche auch den Monarchen bedingt, 
hat dieser Form den Namen gegeben. Ob die Verfassung in 
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einer Urkunde dargestellt werde oder nicht, ist zwar nicht 
gleichgültig, aber für den Begriff nicht wesentlich. 

In England, dem Mutterlande der konstitutionellen Mon- 
archie, gibt es wohl einzelne Verfassungsgesetze und 
urkundliche Erklârungen über die anerkannten Volksfreiheiten, 
aber nicht eine systematische Beurkundung der ge- 
samten Staatsordnung, wie die neuere Zeit sie liebt und vor- 
zugsweise Konstitution zu nennen pflegt. Jene sind je 
nach den politischen Kâmpfen der Zeit und den besonderen 
Anforderungen des in bestimraten Richtungen erregten politi- 
schen Lebens des englischen Volks im Lauf der Geschichte 
allmâhlich entstanden. Diese Konstitutionen wei'den gewôhn- 
lich auf einmal und unter dem Einfluss einer allgemeinen 
Staatstheorie als ein zusammenhângendes und umfassendes 
Gesetzeswerk bearbeitet. 

In beiden Formen ist die konstitutionelle Monarchie môg- 
lich. Aber sie setzt auf urkundliche Bestâtigung, aufVer- 
bri'efung der politischen Rechte, obwohl die Natur dieser 
nicht von der Form der Bezeugung und Zusicherung abhângt, 
einen entschiedenen Wert, ohne daruin das ungeschriebene 
Recht zu bestreiten. Es ist dieser Zug dem modernen Leben 
in der That gemàss, dessen Rechtsbewusstsein nicht mehr so 
unmittelbar mit der Gewohnheit verwachsen ist, sondern, um 
sich sicher zu fühlen und zur Klarheit zu gelangen, der 
Fixierung durch die Schrift bedarf.* 

i 

2) Der konstitutionelle Monarch ist ebenso verpflichtet, 
wie die Bestimmungen der Verfassung, so auch die Gesetze 
des Staates zu beachten. Er darf nur verfassungs- und 
gesetzmâssigen Gehorsam erwarten und fordern. 

® Allerdings gibt es auch „papierene Konstitutionen", wie Fried- 
rich Wilhelm IV. in einer Thronrede sie genannt hat, welche, weil 
sie ein blosses theoretisches Machwerk ohne Wurzeln in der Nation sind, 
leicht zerrissen werden; aber die schriftliche Beurkundung einer Ver- 
fassung macht diese nicht zur papierenen, sondeni starkt und sichert 
ihren Inhalt. 
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3) Die gesetzgebende Gewalt kommt ihm nur in 
Verbindung mit den Kammern (der ûbrigen Repràsentation 
des Volkes) zu. Er bedarf, um ein Gesetz zu geben, ihrer 
Zustimmung, nicht bloss ihres Beirates. 

4) Die Ordnung des Staatshaushalts und die Bewilligung 
der Staatssteuern ist ebenso an die Mitwirkung und Zu- 
stimmung der reprâsentativen Kôrper gebunden. 

5) Zu der Leitung der Regierung und der Verwal- 
tung bedarf der konstitutionelle Fürst der Mitwirkung der 
Minister. Damit seine Verordnungen, Befehle und Dekrete 
für dritte Personen rechtswirksam werden, ist die Kontra- 
signatur eines Ministers als Ergànzung seiner Unterschrift 
unerlàsslich. 

6) Die Verantwortlichkeit der Minister und aller 
anderen Jlegierungsbeamten ist unentbehrlich für die Wirksam- 
keit der Verfassung. 

7) Die Selbstàndigkeit der Rechtspflege und die 
Ausschliessung aller Kabinettsjustiz als eine notwen- 
dige Beschrânkung der Regierungsgewalt und eine der wich- 
tigsten Garantien für das Recht der Bürger. 

8) Die Anerkennung, dass auch den verschiedenen 
Volksklassen und den einzelnen Bürgern nicht bloss Privat- 
rechte, sondern offentliche Rechte zustehen, die nicht 
minder unverletzlich sind, als das Recht des Monarchen. 

Die konstitutionelle Monarchie lâsst sich nur als Volks- 
fürst«ntum eines freien Volkes verstehen. 'o 


18 Vgl. den Artikel Monarchie im deutschen Staatsworterbuch. 
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Siebzehntes Kapitel. 

III. Die Aristokratie. 

A. Hellenische Fom. Sparta. 

Wie Athen im Altertum als der hôchste Ausdruck der 
Demokratie, so galt Sparta bei denHellenen als die aus- 
geprâgteste Erscheinung der Aristokratie. Im all- 
gemeinen batte der hellenische Volkscharakter eher eine Nei- 
gung zur demokratischen als zur aristokratischen Staatsform; 
nur im Verhàltnis zu den Barbaren des Auslandes liebten 
die Hellenen es, sich als geborene Aristokraten zu betrachteu. 
Der dorische Volksstamm aber, zu welchem die Spartiaten 
gehôrten, zog auch für seine inneren Staatseinrifhtungen 
aristokratische Formen und Tendenzen vor. 

Aile Aristokratie setzt in ihrem idealen Princip Herr- 
sciiaft der edleren Bestandteil*3 des Volkes über die 
untergeordnete Menge voraus. Die Art aber, ^vie diese edleren 
Bestandteile gemessen und emporgehoben werden, ist in den 
verschiedenen Staaten dieses Charakters verschieden. In Sparta 
war der Stamm der Spartiaten, welche das Land mit den 
Waffen erobert hatten, der herrschende. Ihre ünterthanen 
waren die alten besiegten Einwohner des Landes, die Perioiken, 
Lakedâmonier. Die Geburt bezeichnete somit schon den 
herrschenden und den unterthanigen ' Stamm. Die jjrsten 
Eroberer des Landes setzten so die Hemchaft, welche sie 
dureb die üeberlegenheit ihrer Waffen erworben hatten, fort, 
indem sie dieselbe durch aile folgenden Generationen auf ihre 
Nachkommen vererbten. Das politische Erbrecht, ein 
charakteristischea Zug aller alten Aristokratien, batte in die- 
sem Streben der Erhaltung einen natürlichen ürsprung und 
war zu einem'Grundprincip des ganzen Staates geworden. 

Diese erbliche Herrschaft der Spartiaten als des edleren 
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Stammes wurde nicht durch Uebergânge gemildert. Die Aus- 
scheidung der Spartiaten und der Metoiken blieb schroff und 
starr, in der That kastenartig ohne Ehegenossenschaft. Nur 
ganz ausnahmsweise und âusserst selten wurde etwa einer 
von diesen in das voile Bürgerrecht jener aufgenommen. Der 
herrschende Stamm wurde somit nicht erfrischt durch neue 
Familien, und der unterthânige nicht durch die Aussicht ge- 
trôstet, dass die besten seiner Sohne durch ihr Verdi enst 
hinaufsteigen kônnen zu den Leitern des Staates. Diese Aus- 
schliesslichkeit erscheint um so befremdender und drückender, 
je weniger àngstlich in anderer Beziehung die Spartiaten die 
Reinheit des Blutes wahrten; liessen sie es doch von Staats 
wegen geschehen, dass spartanische Frauen, deren Mânner 
im Kriege gefallen waren, der Umarmung von Heloten preis- 
gegebeu wurden, um spartanische Kinder zu empfangen. 

Desto sorgfaltiger aber wurde die Erziehung geordnet. 
Der Vorzug der Geburt sollte durch die Erziehung ergànzt 
und durch beide die üeberlegenheit der Spartiaten erhaften 
werden. Die Sorge des Staates für eine politisch-kriegerische 
Erziehung der Jugend war so umfassend und eingreifend, dass 
um ihretwillen selbst der Zusammenhang und die Freiheit der 
Privatfamilien aufgelost und geopfert wurde. Das individuelle 
Leben wurde nirgends in dem Masse dem Staatsleben unter- 
worfen und die Allmacht des Staates nirgends weiter getrieben 
als in Sparta; als wâre wirklich der Mensch nur für den Staat 
in der Welt. 

Unter sich waren die Spartiaten wieder zunàchst gleich- 
berechtigt, und so sehr war innerhalb der Aristokratie die 
demokratische Gleichheit anerkannt, dass sogar gleiches 
Vermôgen aller spartanischen Familien ein Grundzug der 
lykurgischen Verfassung war. Jede Familie Tiatte ein gleiches 
Los (xk^çoç) an dem zum Privatbesitze verteilten Boden 
des Landes erhalten und die Lose sollten nicht verâussert 
werden dürfen. Damit aber das bewegliche Vermôgen nicht 
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sich bei einzelnen ansammle und auf diese Weise der Unter- 
schied der Reichen und der Armen entstehe, wurde sogar 
jeder Gebrauch von Silber und Gold verboten. Die Heloten, 
welche die Landgûter der Spartiaten bebauten, waren niebt 
im Eigentum der einzeluen Herren, sondern wie die Güter 
selbst in dem Eigentum des Staates; und der Zins an Früchten, 
den sie entrichteten, war gesetzlich und gleichmâssig für die 
Herren und hinwieder für die Frauen des Hauses bestimmt. 
Selbst die Mahlzeiten, allen Mânnern gemeinsam, welche in 
vielen Tischgenossenschaften beisammen lagen, waren für aile 
gleichartig bestimmt und zugemessen. Die Gleichheit des 
Lebens war somit unter den aristokratischen Spartiaten sehr 
viel ausgebildeter und fester begründet als bei den demo- 
kratischen Athenern. 

Dessenungeachtet übte der Stamm der Spartiaten seine 
Herrschaft nicht in demokratischer Form aus. Es wàre das 
im Widerspruch gewesen mit dem Charakter des Staates und 
des' Volks. Wohl gab es auch zu Sparta eine Volksver- 
samralung {êxxXtjaia)-, aber die reale Macht war nicht bei 
dieser, sondern bei der Gérons ie.* Diese behandelte und 
entschied die Staatsgeschâfte in der Regel und unterwarf nur 
in einigen Hauptfallen ihre Entscheidungen noch der einfachen 
Genehmigung oder Verwerfung der Volksgemeinde, in welcher 
nur die Kônige, die Geronten und Ephoren, nicht jeder reden, 
und nur Manner von gereifter Lebenserfahrung (von minde- 
stens 30 Jahren), nicht junge Leute stimmen durften. ^ 

Bei der Bestellung des Sénats, der Gerousie, wurden 
wieder folgende aristokratische Rücksichten beachtet: 

1) Auf das Geschlecht. Die 9000 spartiatischen Kleren 


> Die Volksversalnmlung der Spartaner batte dieselbe Bedeutung und 
Macht erhalten, wie die alt-hellenische Volks versammlung überhaupt 
in dem Zeitalter der homerischen Gesange sie besessen hatte. Vgl. 
C. Trieber, Forschiingen zur spartanischen Verfassungsgeschichte, 
Berlin 1871, S. 114. 
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und vollberechtigten Hausvâter waren in 30 O b en geteilt, 
welche füglich mit den rômischen Kürien verglichen werden 
kônnen. Ans jeder Obe wurde einer zum Geron erhoben. Die 
beiden Kônige gehorten den zwei koniglichen Oben an, die 
28 übrigen Geronten, welche mit jenen zusammen den Sénat 
bildeten, waren gewissermassen ihre Pairs, die Fürsten.* 
Diese Rücksicht wirkte negativ gegen die üebermacht bloss 
einzelner Geschlechter, positiv für die Würde und Stellver- 
trctung der verschiedeuen Familien. 

2) Auf das Al ter. Dem hohen Alter widmeten die 
Spartiaten die grossie Ehrfurcht. Sie verehrten in ihm die 
Grundbedingung der hochsten Lebensweisheit. Die Geronten 
— ausser den Konigen — mussten wenigstens 60 Jahre zu- 
rückgelegt haben. Immerhin scheint diese Rücksicht über- 
trieben der Verfassung; denn auch die Schwàche ist ein 
gewôhnlicher Begleiter des Alters, und der Staat bedarf zu 
seiner Leitung nicht bloss der Erfahrung der Greise, sondern 
vornehmlich auch der vollen produktiven Kraft und Geistes- 
frische der Mànner. 

3) Auf die Wahl, welche nach vorheriger Bewerbung 
der Kandidaten durch die Volksversammlung, durch die Stârke 
des Beifallsrufes vorgenommen wurde. In der Bewerbung um 
diese hohe Würde sprach sich die Ueberzeugung der Greise 
aus, dem Staate noch gute Dienste leisten zu kônnen, und 
der Wille derselbeu, ihr noch übriges Leben dem Staate zu 
weibem, in dem Beifall der Versaramlung aber das Vertrauen 
des Volkes. 

4) Auf die Dauer des Amtes, welches auf Lebenszeit 
verliehen wurde, somit vor den Schwankungen der Yolksgunst 
gesichert, aber auch der Gefahr einer bis zur Ausschwâchung 
festgehaltenen Stabilitât ausgesetzt war. 

Ermàssigt war diese Aristokratie teils durch das Kônig- 

2 Ho mer noch nennt die Rate des Kdnigs 
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tum, welches aus derselben emporragte und in hoherer Weise 
die Einheit und Würde des Staates darstellte, teils durch das 
demokratische Amt der Ephoren, welche als wecbselnde 
Organe des Volkes die Amtsthâtigkeit der Kônige und des 
Senates kontrollierten und eine ausgedehnte Gerichtsbarkeit 
auch in Staatssachen ausûbten. 

Die Verfassung von Sparta macht den Eindruck eines 
Kunstwerks, welches, der platonischen Republik àhnlich, durch 
edle Formen den Sinn für àussere Schônheit und Harmonie 
erfreut, aber um seiner inneren Unnatur willen® befremdet 
und daher cher zurückschreckt als anzieht. Indem man sie 
betrachtet, wird man cher von Bewunderung ihrer Architektur 
als mit der Neigung erfüllt, darin zu wohnen und zu leben. 
Hat man den Athenern mit Grund vorgeworfen, sie ziehen 
die Herrschaft der Menge einem wohlgeordneten Staat vor, 
so kann man den Spartiaten den Vorwurf machen, sie opfern 
der Staatsordnung die raenschliche Freiheit auf. Ihre Weise 
ist vornehmer als die der Athener,'' aber weniger heiter und 
behaglich; bei ihnen ist mehr ruhiges Ebenmass politischer 
Tüchtigkeit, bei den Athenern sind glanzendere Lichter und 
dunklere Schatten zu finden. Die Statigkeit der einen und 
die Beweglichkeit der anderen sind beide einseitig übertrieben. 

An Dauerhaftigkeit übertraf die spartanische Verfassung 
die Athens bei weitem. Solon hatte noch bei seinen Lebzeiten 
den Untergang seiner mit aristokratipchen Elementen der 
Geschlechter und des Reichtums bedeutend gemischten Demo- 
kratie in der Tyrannis erfahren, ohne den Sieg dieser be- 
hindern zu kônnen, und als spàter nach der Ermordung der 
Tyrannen die reine Demokratie eingeführt wurde, versank 
sie schon in dem ersten Jahrhundert ihres Bestandes in den 


Die Hellenen freilicli empfanden diese Unnatur nicht so wie wir, 
denen die Freiheit des iiidividuellen Lebens vorzugsweise natürlich er- 
scheiiit. Die spartanische Verfassung sagte aber dem hellenischen Idéal 
zu. Vgl. auch Trieber in der oben erwahnten Schrift. 
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offenkundigsten Verfall. Die Verfassung Lykurgs dagegen 
erhielt fünf Jahrhunderte lang die Grosse Spartas aufrecht, 
und obwohl sie den Verfall derselben nicht abzuwenden ver- 
inochte, so muss doch zugestanden werden, fürs erste, dass 
die Abweichung von den Verfassungsgrundsâtzen Lykurgs, 
insbesondere der seinen Gesetzen zuwider eingeschmuggelte 
Reichtum einzelner, die im Zusammenhang damit einge- 
drungene Bestechlichkeit vieler und die spatere Démagogie 
der Ephoren, nicht aber die Festhaltung derselben die Ent- 
artung und den Untergang Spartas herbeigeführt habe^; fürs 
zweite, dass die bewahrende Kraft dieser Verfassung um so 
hüher geschâtzt werden muss, je mehr sie auf der einen Seite 
mit der menschlichen Natur selbst, auf der anderen mit der 
Macht der Weltverhâltnisse in Widerspruch und Kampf ge- 
riet. Einen Teil dieser unerschütterlichen Haltbarkeit mochte 
sie aus dem ideokratischen Glauben des Volkes geschopft 
haben, dass sein Gesetzgeber der Liebling des Zeus und selbst 
ein gott-nienschliches Wésen sei. 

Indessen wird der âhnlichen Verfassung von Kreta und 
der ebenfalls aristokratischen Verfassung von Karthago nicht 
inindere Dauerhaftigkeit nachgerühmt, und es ist imraerhin 
eine durch die Geschichte erwiesene Thatsache, dass die 
Aristokratien, welche die Stàtigkeit der Staatsordnung zu 
dem Hauptprincip ihres Daseins erhoben haben, auch sich 
und den Staat weit langer zu konservieren verstehen, als die 
Demokratien die Herrschaft des Demos. 

4 Laurent (II, 290) macht darauf aufmerksam, dass die Unver- 
anderlichkeit der Verfassung eine Ursaclie der Entvôlkerung Spartas ge- 
worden sei. 
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Achtzehntes Kapitel. 

B. Die rômisclie Aristokratie. 

Die romische Republik war ihrem Grundcharakter 
nach ebenfalls eine Aristokratie, aber von hôherer Art als 
die spartanische. Die Rômer unterschieden scharf zwischen 
dem Rechte des Staates in offentlichen Dingen und der Frei- 
heit der Individuen und Familien. Obwohl sie voraus für die 
Herrlichkeit und Macht des Staates den offensten Sinn und 
die grossartigste Hingebung hatten, so vermassen sie sich 
doch nicht, das individuelle Leben gewaltsam mit der Staats- 
schere zuzustutzen. Sodann hielten sie sich frei von jener 
künstlichen und beschrankten Abschliessung gegen ailes Fremde, 
welche zwar die nationale Tugend der Spartiaten #ür einige 
Zeit reiner erhielt, aber dieselben au ch unfàhig machte, die 
hervorragende Stellung in der àusseren Welt zu behaupten, zu 

• t 

welcher sie durch das Geschick berufen wurden. Endlich 
waren die Rômer von Anfang an frei von jener Starrheit der 
stândischen Gegensâtze, wie wir sie in Sparta gefunden. Die 
in dem rômischen Volke vorhandenen Gegensâtze standen 
nicht unbeweglich einander lâhmend entgegen, sondern brachten 
gerade durch ihre Reibungen und Wechselwirkungen eine hôhere 
Entwickelung des politischen Lebens hervor. Der romische 
Staat ist nicht minder ein Kunstwerk als der spartanische, 
aber einerseits der menschlichen Natur und den allgelneinen 
Weltzustànden gemâsser, und andererseits durch Reichtum der 
Bildungen und Grossartigkeit der Verhâltnisse vor dem letzteren 
ausgezeichnet. Der romische Staat macht in hohem Masse einen 
organischen Eindruck. 

Betrachten wir die romische Republik in ihren Haupt- 
zügen, so finden wir überall, wenn schon durch monarchische 
und demokratische Einrichtungen ermâssigt, den aristokça- 
tischen Charakter hervorragend. Es zeigt sich dies 1) in 
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dem Verhàltnis der Stânde; 2) in der Institution der Volks- 
versammlungen; 3) in dem Senate; 4) in den Magistraturen. 

1. Verhàltnis der Stânde. Schon in der âltesten 
Zeit mochte der Umstand der Starrheit sowohl als der 
Despotie des Patriciats entgegenwirken , dass die rdmischen 
Patricier nicht wie die Spartiaten von einem Volksstamin 
ihren Ursprung herleiteten, sondern wie der englische Adel aus 
sâchsischein und normannischem Gebltite, so von latinischem 
und sabinischem, teilweise auch etruskischem Ursprung 
waren. Auch spâter besass zwar das Patriciat noch lange als 
der herrschende Stamm fast aile politische Gewalt im Staate, 
aber teils wurde diese ermâssigt durch die Organisation der 
Plebes mit eigenen plebejischen Magistraten, teils wurde das- 
selbe genotigt, der aufstrebenden neuen Aristokratie der 
Plebejw einen wachsenden Anteil an der Leitung des Staates 
zu verstatten. Endlich entstand aus der Verbindung und 
Mischung der alten und der neuen Aristokratie der keines- 
wegs abgeschlossene, aber für den rômischen Staat so sehr 
bedeutende Stand der Optimaten. ‘ 

Die Tradition der Staatsleitung und die Kunde der Staats- 
geschâfte war, Solange die rômische Republik bestand, vor- 
nehmlich in der Aristokratie. Sie zeichnete sich aus durch 
Geburt, Erziehung, Reichtum, religiôse und politische Kennt- 
nisse, Macht. Aber sie zog fortwâhrend neue Kràfte aus der 
Plebes herbei. Sie.stieg empor auf die obersten Hôhen des 
damaligen Lebens, den Kônigen gleich, und über diesen, aber 
sie blieb zugleich in voiler Gemeinschaft mit dem Volke, aus 
welchem sie hervorragte. 

Auch die politische Erziehung der Rômer war sorgfâltig; 
aber sie war Angelegenheit der Familien, nicht wie in Sparta 
des Staates. Daher denn auch die Mannigfaltigkeit und die 
erbliche Entschiedenheit der politischen Richtungen, wàhrend 


1 Vgl. oben Buch II, Kap. 10, S. 141. 
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zu Sparta innerhalb der Aristokratie auch hierin Gleichheit 
bestand. Die meisten vornehmen rômischen Familien waren 
und blieben konservativ gesinnt; aber einzelne, wie z. B. die 
patricischen Valerier und die plebejischen Publilier und Si- 
cinier, haben vorzugsweise in liberaler Richtung gehandelt; die 
Claudier dagegen mit seltenen Ausnahmen sind den englischen 
Tories zu vergleichen. 

2. Die Volksversammlungen. Von den drei Arten 
der rômischen Komitien waren nur die jüngsten, die Tribut- 
k O mi tien, demokratisch organisiert. Ihrer ursprünglichen Be- 
stimmung nach sollten sie indessen nur als Organ für die 
Stimmung und Meinung des untergeordneten Standes der Ple- 
bejer und als Schranke der patricischen üebermacht dienen, 
nicht aber an der eigentlichen Leitung des Staates teilhaben. 
Spàter wurden sie allerdings nicht bloss zu einem einzelnen 
Faktor der gesetzgebenden Macht, sondern erlangten für sich 
allein die voile gesetzgebende Gewalt. Aber selbst in den 
letzten Jahrhunderten der Republik, wâhrend welcher die alte 
Aristokratie in Verfall geriet und die Monarchie vorbereitet 
wurde, übten die demokratischen Tributkomitien doch nur in 
seltenen Ausnahmsfâllen , von ehrgeizigen Tribunen geleitet, 
eine durchgreifende oberste Macht aus. In der Regel hemmten 
die Tribunen selbst schon, die allein Vorschlâge machen durften, 
und von denen je einer den anderen kontrollierte und hindern 
konnte, und überdem die Rücksicht auf die màchtige Autoritàt 
des Sénats jede Ausschreitung der Demokratie, und es Waren 
daher gewôhnlich auch diese Komitien nur ein Ferment und 
eine Schranke der àusserst zâhen und meistens übermâchtigen 
Aristokratie. 

Die Euriatkomitien dagegen, in den ersten Jahrhun- 
derten der Republik noch eine bedeutende Macht, in den 
letzten Zeiten derselben freilich nur eine formelle Scheinmacht, 
waren durchaus aristokratisch. Sie waren vornebmlich die 
Versammlung der alten, nach Geschlechtern und Kurien 
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geordneten Geburtsaristokratie der Patricier, der Sénat selbst 
anfânglich gewissermassen nur der Ausschuss ihrer Geschlechts- 
hâuptlinge. Selbst wenn inan anniramt, dass die Plebejer 
Zutritt zu denselben gehabt haben, so waren diese doch offen- 
bar in untergeordneter Stellung anwesend. 

Die ^^ichtigste Volksvcrsammlung endlich, der sogenannte 
comitiatus înaximus der Centurien, in welcher die ganze 
Nation zusammentrat, war so organisiert, dass in ihr die 
hôheren Klassen der Gesellschaft das entschiedenste Ueber- 
gewicht hatten. Die Censusverfassung legte den grossten 
Nachdruck: 

a) auf das Vermôgen. Schon die erste Klasse der 
Hôchstbesteuerten mit ihren 80 Centurien für sich allein, 
wenn sie einig war und die 18 Rittercenturien mit ihr stimmten, 
besass (Jie Mehrheit aller Stimmen, so dass ihr gegenüber die 
vier anderen Klassen und die Masse der Proletarier und Kopf- 
steuerpflichtigen zusammen, obwohl an Volkszahl jener vielfach 
überlegen, dennoch in (ter Minderheit blieben. Aber auch*in 
den anderen vier Klassen hatten je die Reich eren in demselben 
Verhaltnis wie mehr Vermôgen so auch mehr Stimmrecht; 
4 Personen der zweiten Klasse so viel als 6 der dritten, 12 
der vierten und 24 der fünften. Die gewiss damais auch sehr 
zahlreichen Proletarier waren wie die noch zahlreicheren Capite 
Censi nur in je eine Centurie von 193 zusammengedrangt, 
hatten somit einen sehr geringen Einfluss in einer Versamm- 
lung, «in welcher die Xristokratie des Reich tums so viel galt.^^ 

b) Auch die Geburt und edler Lebensberuf kamen 
in Betracht, indem nach diesen Rücksichten die ersten 18 
Rittercenturien gebildet und als die Edelsten an die Spitze 
der Versammlung gestellt wurden. 

c) Sodann war den Aelteren hinwiê^der ein erhôhtes 

1“ [Vgl. liber die Verfassung der Centuriatcomitien Madwig, Ver- 
f|issung und Verwaltung des rdmischen Staats I, 109 ff.; über die spâtere 
Entwickeliing I, 117 ff.] 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


33 
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Stiramrecht eingeràumt als den Jüngeren, indem die Centurien 
der ersteren, den Gesetzen der Sterblichkeit gemâss, hochstens 
halb so zahireich besetzt waren als die Centurien der letzteren 
und doch nicht minder als diese gezâhlt wurden. 

d) Endlich war, abgesehen von den Klassen, die ganze 
âussere Erscheinung und Haltung dieser Versammlung durch- 
aus nicht demokratisch. Die sorgfàltige Beachtung der Au- 
spicien, die teste, militârische Ordnung des grossen Korpers, 
der Vorsitz der hohen Magistrate, die Einrichtung, dass nicht 
jedem verstattet war zu reden, auch keine regelmàssigen 
Redner anerkannt waren, sondern je nach Bedürfnis der Sache 
die zugleich mit der Ausführung und der eigentlichen Staats- 
regierung betrauten Magistrate allein zura Volke sprechen 
und mit dem Volke verhandeln durften: das ailes verlieh 
dieser hochsten Versammlung einen würdigen und maigshalten- 
den Charakter, und wir begreifen es, dass ein Romer mit 
einer gewissen vornehmen Verachtung auf die chaotischeWeise 
uild das turbulente Treiben der griethischen Ekklesien herab- 
sehen konnte.^ 

Die eigentlichen Gesetze aber bedurften der Zustim- 
mung dieser Komition, und die für das ganze rômische Staats- 
leben entscheidenden Wahl en der hoheren Magistrate waren 
der so aristokratisch geordneten Nation vorbehalten. 

3. Der rômische Sénat ferner war durch seine Bildung 


Cicero pro Flacco c. 7: „Nullam illi nostri sapientissiini et sanc- 
tissimi viri vim concioiiis esse volueruiit; quae scisceret plebes aut quae 
popnliis jiiberet, sunimota condone^ distrihutis partibus^ tributim et ceii- 
turiatim descriptis ordinibus^ classihm, aetatibus, audiiis auctoribus, re 
multos (lies promulgala et cognita, juberi vetariqiie voluerunt. Graeco- 
mm autem totae res publicae sedentis condonis temeritate administrantur. 
Itaque nt banc Graedam, quae jamdiu suis consiliis perculsa et eflflicta 
est, omittam : ilia vécus, quae quondam opibus imperio gloria üoruit, hoc 
uïio malo concidit, libertatc immoderata ac licmtia concionum, Qiium in 
theatro imperiti homines, reriim omnium rudes ignarique consederant, 
tum bella inutilia suscipiebaiit ; tum sedrtiosos homines rei publicae praç- 
fidebant; tum optime meritos cives e civitate ejiciebant.“ 
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und seine Befugnisse ein erhabenes Institut des Staates. An- 
fânglich aus den Hâuptlingen dei patricischen Geschlechter, 
den Fürsten (principes) bestehend und vornehmlich die Ge- 
burtsaristokratie darstellend, wurde er spâter eine Versamna- 
lung der durch die obrigkeitlichen Aemter erprobten romischen 
Staatsmànner. Eben in der Geschichte des Senates zeigte sich 
die Umwandlung des patricischen Adels, der auch spâter 
noch immer als die Quelle der Auspicien verehrt wurde und 
die heilige üeberlieferung der Vorzeit bewahrte, in den neuen 
romischen Amtsadel. Man darf die hohen Magistrale der 
romischen Republik wohl Konigen vergleichen, und eben aus 
den gewesenen Magistraten bestand der Sénat, den die Alten 
selbst „eine Versammlung von Konigen" nannten; so hoch 
stand diese politische Aristokratie. Den Censoren als Wâchtern 
der gute» Sitten war die ehrenvolle Aufgabe anvertraut, die 
Listen der Senatsmitglieder aus den gewesenen Magistraten 
zu verfassen und unwürdige Individuen von dem Senate aus- 
zuschliessen. In der Versammlung sassen und stimmten die 
Senatoren nach den Abstufungen des Ranges, den sie vordem 
als Magistrale des romischen Volkes, als gewesene Konsuln, 
Censoren, Prâtoren, Aedilen, Quâstoren eingenommen hatten. 
Auch die Verhandlung bewegte sich in den strengen Formen 
romischer Autoritàt. Mit Opfer und Gebet wurde sie erôfFnet, 
von den regierenden Magistraten, welche die Antrâge machten 
und zur Abstimmung ];)rachten, geleitet, und durch den Ein- 
spruch’bald der Volkstribunen, bald der eigentlichen Magistrale 
gegen Ausschweifung und Uebergriffe gehemmt. 

Aile grossen Staatsangelegenheiten wurden in dem Senate 
entweder vorbereitet oder entschieden. Die Sorge für die re- 
ligiôse Verehrung der Gôtter und deren Feste und Opfer 
war vorzüglich bei dem Senate. Er leitete die Unterhand- 
lungen mit den fremden Staaten und deren Gesandten und 
hî^tte die ganze grossartige Diplomatie des romischen Staates 
in seiner Hand. Die erfolgreiche Begutachtung der Gesetze 
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und Zustimmung zu [dem Gesetzesentwurf] kam ihm zu und 
war in der Regel [wenn auch nicht immer] massgebend, 
Seine eigenen Beschlüsse (Senatus-Consulta) hatten überdem 
in der Verwaltungssphâre eine gesetzâhnliche Autoritât. Die 
Finanzgewalt stand bei ihm. Er dekretierte die Steuern und 
bestimmte die Ausgaben und Verwendungen. Er verfügte über 
die Aushebung der Truppen und verteilte die Heere unter die 
Magistrale. Er erteilte den Prokonsuln und Proprâtoren die 
zur Regierung der Provinzen erforderlichen Vollmachten und 
Instruktionen und kontrollierte die gesamte Verwaltung der- 
selben. In schweren Krisen des Staates erteilte er den Kon- 
sulen jene unbegrenzte Maclitfülle, welche nôtig schien, die 
Republik vor Schaden zu bewahren. 

4. Die Magistrale. Man kann darüber Zweifel haben, 
ob die romischen Magistraturen cher eine kônigliche oder eine 
aristokratische Institution gewesen seien. Dass aber ihr 
Charakter kein demokratischer gewesen, das ist augenfâllig 
genug. Schon die vornehme Form ‘der àusseren Erscheinung 
dieser Magistrale, ihre mit Purpur geschmückte Toga, der 
kurulische Stuhl auf erhôhtem Boden, die Umgebung derselben 
mit einem freiwilligen Stab angesehener Gehilfen und Freunde, 
der Vortritt der Liktoren, die Verbindung mit den Gôttern, 
die bei ihrer Ernennung in Form der Auspicien sich àussern 
musste und die nun auch durch die von den Magistraten vor- 
genommenen Auspicien unterhalten wurde, làsst in dieser Be- 
ziehung keinen Zweifel zurück. Die ausgedehnte und inner- 
lich absolute Machtfülle, welche in dem imperium als Kern 
desselben lag, war wesentlich kôniglich,* und die republi- 
kanische Seite derselben war nur in der kurzen Dauer, für 
welche diese Macht einzelnen Rômern verliehen ward, und in 
der Verteilung derselben unter zwei oder mehrere Magistrale 

3 Oicero,De Legibus III, 3: „Regio imperio duo sunto." Liv. IV, 3; 
Polyb. VI, 11, §. 7: y)TÔv vfiàTctv è^oviSiaVj reXeioç fiovap ^ty.ov èÿ>aiieT 
êlvai v.ai 
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von gleichem Rang zu erkennen. Ein dera rômischen Staats- 
recht eigentümlicher und sehr beachtenswerter, offenbar aristo- 
kratischer Grundsatz ist es, dass jeder Magistrat berechtigt 
ist, jede Amtshandlung eines ihm gleich oder niedriger 
stehenden Magistrates durch sein Veto zu hemmen:^ ein 
Grundsatz, welcher die in dera iraperiura liegende Allgewalt 
sehr bedeutend ermâssigte, ohne sie da, wo ihre voile Wirkung 
für den Staat notig oder nützlich schien, zu schwachen. 

Freilich wurden diese Magistrate nun von dera ganzen 
Volke gewàhlt, aber die Wahl der hoheren Aerater war den 
Centuriatkoraitien vorbehalten, in denen die Aristokratie des 
Reichturas das Uebergewicht besass, und die hinwieder von 
Magistraten gelcitet und durch die Auspicien beschrânkt wur- 
den. Ueberdera war der Weg zn diesen Würden in der Regel 
nur den^i offen, welche selbst zu der nationalen Aristokratie 
gehorten, sei es weil sie von angesehenera Geschlechte waren, 
infolgedessen einen glânzenden Naraen trugen und eine zahl- 
reiche Klientel und auch bei dera Volke ein günstiges Vor- 
urteil für sich hatten, sei es weil sie grosse Reichtümer 
besassen und das Volk durch ôffentliche, auf ihre Kosten aus- 
geführte Spiele zu gewinnen wussten, sei es endlich, weil sie 
durch einleuch tende Verdienste ira Kriege oder als grosse 
Redner ûber die Menge eraporgestiegen waren und einen volks- 
tümlichen Ruf und Autoritat erlangt hatten. Seitdem auch 
den Plebejern die hoheren Magistraturen zugânglich geworden, 
waren •dieselben freilich nicht raehr auf den blossen Geburts- 
adel eingeschrânkt, aber, wenn wir von einzelnen zieralich 
seltenen Ausnahmen absehen, war es doch in der Regel nur 
den Gliedern jener grossen politischen und socialen Aristo- 
kratie, in welche das Patriciat sich umgewandelt und aus- 

• 

4 Daller die Formel bei Cicero, De Legib. UI, 3: „ni par majorve 
potestas prohibessit.^ Es ist das namliche Princip, welclies auch im 
rômischen Privatrecht unter den Miteigentümern gilt: jjNeganti major 
potestas. “ Vgl. Gel lins, Noctes Atticae XIII, 12, 15. 
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gebildet batte, vergonnt, an der Kegierung des Staates un- 
mittelbaren Teil zu nehmen; und diese Magistrate bilden hin- 
wieder den Sénat. 

Erwâgt man aile diese Verhàltnisse, so wird man die 
Wahrheit der Behauptung zugestehen müssen, dass die romische 
Republik, obwohl monarchisclie Ueberlieferungen und demo- 
kratische Elemente auf die Verfassung einwirkten, dennoch 
wesentlich eine Aristokratie war, und zwar keine Ge- 
schlechts- oder Standesaristokratie, wie das Mittelalter sie in 
zahlreichen Formen hervorgebracht bat, sondern die gross- 
artigste und herrlichste Volksaristokratie der Welt- 
geschichte. 


Neunzehntes Kapitel. 

Bemerknngen über die Aristokratie. 

Montesquieu bat die Mâssigung (modération) als Princip 
der Aristokratie erklârt, und allerdings bedarf die Aristokratie 
der Mâssigung im Interesse ibrer Sicberbeit, und wird auf 
die Mâssigung hingewiesen durcb die Betrachtung, dass sie 
an Zabi und physischer Kraft von der Menge, über welcbe 
sie die Herrscbaft übt, übertroffen wird. Wird die Demo- 
kratie im Gefühl ibrer âusserlich unbeschrànkten Macbt leicbt 
zu einem unmâssigen Gebraucb derselUen verführt, so kann 
die Aristokratie im Gegenteil der Sorge nicht leicbt los wer- 
den, dass die gereizte Menge ibr Widerstand leiste und sicb 
wider sie auflehne; und diese Rücksicbt bestimmt sie in 
der Regel, ibr staatlicbes Uebergewicht nicbt allzudrückend 
werden zu lassen. Sie weiss es, dass die Erbaltung ibres 
Ansebens grossenteils darauf beruht, dass sie Mass bâlt und 
ibre Politik ist gewôbnlich konservativ. 

Aber das innerste geistige Princip der Aristokratie wirH 
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damit doch nicht bezeichnet. Vielmehr lâsst sich als solches 
eher die moralische und geistige Auszeichnung dei* 
herrschenden Klasse von der regierten Menge angeben. Die 
Aristokratie ist nur insofern Wahrheit, als wirklich in ihr die 
Besten (ol ügiaroi) regieren.‘ Artet die herrschende Klasse 
ans, gehen die vorzüglichen Eigenschaften , durch welche sie 
sich emporgehoben, unteP, verdirbt ilir Charakter, wird ihr 
Geist schwach und eitel, so geht die Aristokratie unaufhaltsam 
unter, weil die belebende Seele ihres Wesens abstirbt. Aber 
ebenso geht sie zu Grande, wenn zwar in ihr die hervor- 
ragenden Eigenschaften noch fortdauern ; aber in den regierten 
Klassen àhnliche Auszeichnung aufblüht und die hergebrachte 
Aristokratie es versâumt und verschmâht, diese in sich auf- 
zunehmen und dadurch ihre Krâfte zu ergânzen und zu steigern. 
Das voi%üglich hat die rômische Aristokratie so gross gemacht, 
das auch den Einfluss und das Ansehen der englischen er- 
halten, dass sie so in lebendigem Zusamrnenhang mit dem 
übrigen Volksleben verbli«ben sind und fortwâhrend neue Sâfte 
aus diesem aufgesogen haben. 

In der Abgeschlossenheit liegt ein Hauptgebrechen 
vieler Aristokratien. Ira Bestreben, die auf Vorzüge gegrün- 
deten Vorrechte zu befestigen, haben sie oft die Rücksicht 
auf die Vorzüge selbst ausser acht gesetzt und die Vorrechte 
ausserlich gewissermassen mit Wâllen und Gràben zu sichern 
und erbrechtlich fortzusetzen gesucht. In kleinen Verhâlt- 
nissen» Hess sich so eine Zeitlang die Herrschaft behaupten, 
grôsseren Verhâltnissen aber war die so beschrânkte Aristo- 


1 Viel riclitiger als Montesquieu, welclier die Tugend als Princip 
der Bemokratie erklàrt, hat Aristoteles gesagt (Polit. IV, 6, 4): „Der 
Charakter der Aristokratie ist Tugend, der der Demokratie Freiheit.“ 
Aber die geschichtliche Realitat entspricht w^enig (îem philosophischen 
Idéal. De Parie u (Polit., S. 36); „ L’aristocratie a toujours, en fait, 
désigné le gouvernement des plus puissants plutôt que celui des plus 
v^*tueux.“ In dem Bûche von Pari eu fmden sich viel e vortreffliche Be- 
merkungen über die Aristokratie. 
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kratie nicht mehr gewachsen. Sparta und Venedig wurden 
schwach, als sie grosse Eroberungen gemacht hatten. Sowohl 
die Spartiaten als die Altbürger von Venedig, die Nobili, 
waren für sich allein nicht zahlreich und nicht stark genug, 
weite Lânder zu behaupten, und das ûbrige niedergehaltene 
Volk war ohne politisches Leben und Kraft geblieben und 
konnte keine hinreichende Beihilfè gewâhren.'^ Auch die 
Berner Aristokratie ist weniger durch innere Entartung des 
Patriciates als vielmehr daran zu Grunde gegangen, dass sie 
sich nicht aus den ausgezeichneten Mânnern der Hauptstadt 
und des Landes zu ergânzen verstand. 

Aile Aristokratie beruht auf ausgezeichneter Qualitât. 
Welche Art der Qualitât nun bei einer Nation vorzüglich ge- 
achtet werde und Macht habe, das hângt von dem eigentüm- 
lichen Charakter und von den jeweiligen Zustânden dej* Nation 
ab. Wenn der Vorzug des Geschlechts (der Basse) ent- 
scheidet, so nennen wir sie Geschlechter- oder Adels- 
ar'isto kratie. In ihr wirkt das' Familienrecht und das 
standische Recht auf die Ausbildung der ôffentlichen Ver- 
fassung mâchtig ein. Viele mittelalterliche Aristokratien hatten 
diesen Charakter. Der Vorzug der Bildung und Erziehung 
kann zur Priester- oder Gelehrtenaristokratie führen. 
Wird das hôhere Al ter als Hauptbedingung der Regierungs- 
fâhigkeit betrachtet, so bildet sich eine Aristokratie der Alder- 
mânner und des Sénats. Gilt die kriegerische Aus- 
zeichnung als entscheidend , so entsteht die Aristokratie des 
Rittertums. Wird auf den Reichtum das Schwergewicht 
gelegt, so ergibt sich, je nachdem der Grundbesitz allein oder 
auch das bewegliche Vermôgen beachtet wird, eine grund- 
herrliche oder eine Kapitalistenaristokratie, die Pluto- 
kratie, nach Cicèros Urteil die hâsslichste aller Staatsformen.* 

^ Sehr giite Bemerkungen darüber hat Machiavel li zu Livius I, 6, 
gemacht. » 

^ Cicero, De Rep. I, 34: „nec ulla deformior species est civitatis 
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Die Aristokratie der Optimaten hat vorzugsweise einen 
Parteicharakter, indem sich in ihr eine Anzahl von Familien 
und Personen geeinigt haben. Die Aristokratie der Aemter 
und Würden kann vorzugsweise als eine politisch motivierte 
angesehen werden, ain ehesten dann, wenn sie noch als Wahl- 
aristokratie erscheint, weniger wenn sie, wie im Mittelalter 
gewohnlich geschehen ist, allmâhlich zur Erbaristokratie 
und infolgedessen wieder zur Gescblecbter- oder Adelsaristo- 
kratie wird. 

Oft wird zugleich auf verscbiedene vorzügliche Eigen- 
schaften gesehen und diese kombinierte Aristokratie ist sicherer 
und besser als die einseitig auf einen Vorzug gegründete 
Herrschaft, welche aile anderen von Natur aristokratischen 
Klassen oder Personen zu natûrlicben Gegnern hat. 

^ Di» Aristokratie liebt es ihre Vorzüge glânzen zu lassen. 
Indem sie daher mit Vorliebe die âussere Hoheit und Würde 
des Staates zu zeigen pflegt, veredelt sie die staatlichen 
Formen und verstarkt sie die ôffentliche Autoritât. Sie kânn 
eher noch der Liebe des regierten Volkes, aber nie der Ach- 
tung desselben entbehren. Daher sucht sie durch die âussere 
feierliche Erscheinung zu imponieren, und ihr Selbstgefühl, 
ihr Stolz prâgt sich dera Staate ein. Es ist das ein unver- 
kennbarer Vorzug der aristokratischen vor der demokratischen 
Staatsform, welche leicht auch ihre Obrigkeit und selbst den 
Staat in die Niederung des gemeinen Lebens herabzieht. 

Aber an den Vorzug schliesst sich die Gefahr ganz nahe 
an, dass die herrschenden Klassen sich selbst überheben und 
die regierten Klassen weder hinreichend achten, noch ihnen 
eine genügende Sorge zuwenden, Daher begegnen wir nicht 
selten in der Geschichte der Aristokratien einer kalten, mit 
Geringschâtzung begleiteten und dadurch *um so verletzen- 
deren Hàrte und selbst Grausamkeit gegen die niederen 

<|uam ilia, in qiia opulentissimi optimi putantur.“ Herrschaft der haute 
finance (Bankiers). Vgl. darüber Léo, Naturlehre d. Staats, S. 89 if. 
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Schichten der Bevolkerung. Das Verfahren der Spartiaten 
gegen die Heloten, die Bedrückung der plebejischen 
Schuldner durch die Patricier, die Misshandlung der 
irischen Piichter durch die englischen Grundherren, 
die Ausbeutung und die despotische Unterdrückung der H in- 
dus in Indien, der Neger auf Jamaica durch die engli- 
schen Statthalter^ sind beredte Zeugnisse für diesen 
Charakterzug. 

Ist eine übermassige Beweglichkeit und Verânderlichkeit 
gewohnlich mit der gebildeten Demokratie verbunden, so ist 
umgekehrt eine tibertriebene Zàhigkeit und Unverander- 
lichkeit der herkommlichen Verhâltnisse eine hâufige Eigen- 
schaft der Aristokratie. Die Demokratie, im Vorgefühl ihrer 
Macht, vergisst leicht, indem sie diese schrankenlos ausübt, 
die Bedingungen ihrer Erhaltung. Die Aristokratie dagegen, 
voiler Sorgen für ihre unverkûmmerte Erhaltung, gérât nicht 
selten in den Irrtum: indem sie sich starr an das Alte an- 
klafnmere und jcde Neuerung abwehrw, werde sie ihre Herr- 
schaft am besten sichern. In der That versteht sie es meistens 
besser als die Demokratie, sich selber zu konservieren, 
und durch weg haben die Aristokratien einen lângeren Be- 
stand gehabt als die Demokratien. Sie vermeidet die Staats- 
experimente, sie hat Scheu vor raschen Sprüngen; in ge- 
raessenem Gang schreitet sie bedachtsam vorwârts und ent- 
wickelt nur, wenn wirkliche Gefahr droht, dann zuweilen die 
Monarchie vorübergehend nachbildend, eine durchgreifende 
Energie. Aber was im richtigen Masse wieder eine gute Eigen- 
schaft jener Staatsform ist und aus dem natürlichen Instinkt 
der Selbsterhaltung entspringt, das wird, im Unmass geübt, 
zu einem tôdlichen Fehler. 

Diese Neigung und Fàhigkeit der Erhaltung offenbart 
sich au ch in der natürlichen Tendenz der Aristokratie, die 


4 Vgl. Tocqueville übei' die engl. Aristokratie. Oeuvres, tom. VUl. 
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Erblichkeit zu eiiiem Grundprincip der Staatseinrichtungen 
zu machen. Diese Tendenz wird besonders in der Geschichte 
des Mittelalters anschaulich, welches überall in Europa 
einen aristokratischen Charakter zelgt. Selbst das deutsche 
Kaiserreich war, ungeachtet das Kaisertuin ursprünglich von 
der Idee der Monarchie vollstândig erfüllt und durchdrungen 
war, jedenfalls seit dem Untergange der Hohenstaufen déni 
Wesen nach zu einer Aristokratie geworden.® Nur das 
Kaisertuin selbst war nicht erblich gcworden, sondern wurde 
durch Wahl der erblichen Kurfürsten besetzt. Die Ehren, 
welche dasselbe umgaben, waren glânzend, aber die Macht 
gering. In allen wichtigen Dingen kann der Kaiser nur in 
Verbindung mit dem [Reichstag] einen Entscheid fassen. 
Die Gesetze bereitet das Kurfürstenkollegium vor und 

•5 Das liât sclion (1er Fraiizose Bod iii wohl gewusst. Seitlier liaben es 
sogar deutsche Reclitshistcjrikcr znweilen wieder vergessen. Bodin sehreiht 
(De Rep. lib. II, c. 6): „Et (|U()niam pleriqiie imperium Germanorum 
monarçhiam esse et sentiuftt et affirmant, eripiendiis est liie erroi* — 
Neminem autem esse arbitror, (pii cum animadverterit trecentos eirciter 
Principes Germanorum ac îcgatos civitaium ad conventus coire, qui ea, 
quae diximiis, jura majestatis habeant, aristoeratiam esse dubitet. Leges 
enim tum Imperatori, iiim siiigulis Princq^ibus ac civitatibus, tum etiam 
de bello ac pace deccrnendi, vectigalia ac tributa imj^erandi, deniquejii- 
dices Imperialis Ciiriae dandi jus liabent. — Sceptra quidem, regale so- 
lium, pretiosissimac vestes, coronae, antecessio subsequentibus Cliristiaiiis 
regibus, imaginem regiae majestatis habent, rem non. habent. Et certe 
tanta est imperii germanici majestas, tantus splendor, ut Imperator suo 
quodammodo jure omnibus ornamentis ac honoribus cumulari mereatur: 
sed ea est Aristocratiae bene constitutae ratio, ut quo plus honoris eo 
minus imperii tribuatur*, et qui plus imperio possunt, minus honoris 
adipiscantur, ut omnium optime Veneti in republica constituenda decre- 
verunt. Quae cum ita sint, quis dubitet, rempublicarn Germanorum Ari- 
stocratiam esse?“ Philipp Chemnitz (Dissert, de ratione status in 
imperio nostro Romano germ. 1640) hat auf den Gedankcn, dass Deutsch- 
land eine Aristokratie sei, seine Reformplane gegriAidet. Vgl. Per thés. 
Das deutsche Staatsleben vor der Révolution, 1845, S. 246. Puffendort 
(Monzambano) hat das Reich ein zwischen Monarchie und Aristokratie 
s^hwankendes Monstruin genannt, aber ebenfalls die tiberwiegende Ten- 
denz zur Aristokratie anerkannt. 
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hat auf dem Reichstage selbst die erste Stimme. Die zweite 
steht den übiigen Fürsten und Herren zu, welche aile wieder 
die ursprünglichen Staatsâmter in erbliche Landesherrschaften 
urazuwandeln gewusst haben. Ist die Vereiubarung auch mit 
dieser regierenden Aristokratie, dem Reichsfürstenrat 
gelungen, so wird noch das reichsstâdtische Kollegium 
um seine Zustimmung befragt; aber da zu der Zeit auch in 
den Reichsstàdten gewohnlich eine patricische Aristokratie das 
Régiment besitzt, so ist selbst hier wieder die Vertretung 
auf den Reichstagen grossenteils aristokratisch. Die Reichs- 
regierung steht dem Kaiser und dem [Reichstage] gemeinsam 
zu, nicht jenem allein, und an eine unmittelbare Einwirkung 
und Beherrschung der Reichsgewalt den Personen und Zu- 
stânden gegenüber ist nicht mehr zu denken. Diese war in 
jeder Weise unterbrochen durch die Landesherrschaft ^er erb- 
lichen Reicbsaristokratie, unterbrochen und gelâhmt bei weitem 
mehr als vermittelt. 

In allen politischen und rechtlichen Verhâltnissen zeigt 
sich diese aristokratische Neigung des Mittelalters zu erb- 
licher Befestigung derselben. Die Lehen, die Reichswürden 
und Aemter, die Gerichtsbarkeit in allen Stufen, Grafschaften, 
Vogteien, Grundhenschaften, selbst die Stühle der urteilenden 
Schôflfen, die Ritterschaft, der Hofdienst der Ministerialen, die 
Patriciate in den Stâdten, die Meier- und Kellerâmter in den 
Dorfern, der hofrechtliche Besitz der horigen Bauern, ailes 
wurde wàhrend des Mittelalters erblich. ’ 

Im Gegensatze zu dieser Richtung des Mittelalters aussert 
dagegen die neuere Zeit vielfâltig ihre Abneigung gegen 
das politische Princip der Erblichkeit. In beiden sich wider- 
streitenden Tendenzen liegt ein Elément der Wahrheit und 
eines des Irrtums'' und der Uebertreibung. Die neuere Zeit 
hat recht, wenn sie gegen die Hemmnisse ankâmpft, welche 
eine verhârtete und beschrànkte Erblichkeit der Verhàltnisse 
der Entwickelung des Lebens und der Befriedigung der 
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modernen Bedürfnisse entgegengesetzt; sie hat recht, wenn sie 
für die individuelle Tüchtigkeit Anerkennung verlangt; recht, 
wenn sie nicht mehr zugibt, dass die politischen Aemter, 
welche persônliche Fâhigkeit und zugleich Unterordnung unter 
das Ganze voraussetzen, nach den Grundsâtzen des Erbrechts 
besetzt und zu Eigentum einzelner Familien gemacht werden. 
Aber sie bat' unrecht, den Zusammenhang zwischen der Ver- 
gangenheit und Gegenwart, den das Erbrecht festhàlt, auf- 
zulosen und in Zustande und Verhâltnisse, welchen die fort- 
gesetzte Stàtigkeit der Ueberlieferung natürlich ist, welche 
eben durch ihren gesicherten Fortbestand der Staatsordnung 
selbst als feste Sâulen dienen, und welche auch grosse ino- 
ralische Interessen und Krâfte fortpflanzen und in die Zukunft 
hinüberleiten, eine lockere und hâufigem Wechsel ausgesetzte 
Bewegkchkeit einzuführen. Indem sie das thut, haut sie statt 
auf Felsen auf Sand und verfehlt sich wider die organische 
Natur sowohl der Nation als des Staates, deren Lebcn nicht mit 
den einzelnen Generatfonen wechselt, sondern wâhrend Jahr- 
hunderten sich durch eine Reihe von Generationen fortsetzt.® 

^ In dem aristokraiischen Eiigland wird diese Bedeiitiing des poiiti- 
sclien Erbrechts auch in unserer Zeit iioch verstanden. Sehr schon 
aiissert sich dariiber Edm. Burke in seinen Betraclitungen liber die 
Iranzosische Révolution: „Sie vFcrden bemerken, was die libereinstim* 
mende Politik unserer Verfassurig von der Magna Oharta bis zur Erkla- 
rnng der Redite gewesen ist, unsere Freiheit als eine fi dei ko m mis sa- 
ri sche Erbschaft (entailed inlieritance) zu begehren und in An- 
sprucji zu nehnien, die uns von unseren Voreltern überliefert vcorden, 
und die wir unseren Nachkommen zurücklassen sollen. Wir liaben eine 
erbliche Krone, eine erbliche Pairie und ein Haus der Geraeineii und 
ein Volk, deren Privilegien, Gerechtsame und Freiheiten von einer langen 
Ahnenreihe lierstammen. Der Geist der Neuerung ist gemeiniglich das 
Geschopf der Selbstsucht und beschrankter Ansichten. Ein Volk, welches 
nicht zurückblickt auf seine Vorfaliren, wird anclj nicht für seine Nach- 
kommen sorgen. Das Volk von England aber weiss sehr wohl, dass die 
Idee der Erblichkeit ein sicheres Princip der Erhaltung und ein 
sicheres Princip der Ueberlieferung erzeugt, ohne irgend ein Princip 
•der Vervollkommnung auszuschliessen. Es lasst den Erwerb 
frei, aber es sichert d as Erworbene. — Unser politisches System 
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Da die Aristokratie vorzugsweise dieMacht der àusseren 
Ordnung aufrecht erhâlt, und von dieser ihre Erhaltung 
erwartet, so ist sie in besonderem Masse auch eine Pflcgerin 
des Rechts, dessen fortaellen Bestand sie sorgfaltig vor Er- 
schütterung bewahrt. Man bat es daher mit Grund ihr nach- 
gerühmt, dass sie, wenn sie nicht in ihrer Existenz bedrolit 
scheine und deshalb ihre Leidenschaften gereizt werden, 
gerechter sowohl im Verhàltnis zu den Untertbanen als zu 
ihren eigenen Gliedern zu handeln pflege als die Demokratie. 
Es ist kaum zufallig, dass die welthistorische Ausbildung der 
Rechtswissenschaft vorzüglich in dem eminent aristokratischen 
Volke der Rômer vor sich ging. Anerkannt auch ist die zwar 
strenge, aber unparteiische Rechtspflege der Venetianer, das 
gute Recht, welches die Berner gehandhabt, das starke Rechts- 
gefühl der aristokratischen Englander, und wahrend des^Mittel- 
alters nahm selbst die Politik die âussere Gestalt des Rechts- 
urteils und seiner Vollstreckung an. 

Die neuere Zeit ist der Aristokratïe als Staatsform so sehr 
ungünstig, dass sich keine einzige Aristokratie bis in die Mitte 


steht iii Verbindung und Harmonie mit der gesamien Weltordnung und 
mit den Bedingungcn der Existenz eiiics fortdauernden Korpcrs, welchev 
aus vergangliclien und wecliselnden Teilen gebildet ist. Nach der An- 
ordnung einer bewundernswiirdigen Weisheit ist unsere Verlassung als 
ein Ganzes, indem sic die grosse geheimnisvolle Verbindung des 
Menschengescbleclitcs nachbildet, zu keiner Zeit ait oder jung (?), son- 
dera unverànderlich fortdauernd schreitet sie tort durcli den m^annig- 
taltigen und im einzelnen unablassigen Wecbsel der Abnalime und des 
Untergangs, der Erneuerung und des Aufschwungs. Indem wir so die 
Weise der Natur in der Leitung des Staates bewahren, werden wir in 
unseren Verbesserungen niemals ganz neu sein., und in dem was wir er- 
halten, nie ganz ait. Indem wir so der Erblichkeit anbangen., haben 
wir unserer Staatsordnung das Bild einer Bluts- und Familienverbindung 
aufgepragt, verknüpfen wir unsere Landesverfassung mit unseren teuersten 
hauslichen Banden, nelimen wir die Fundamentalgesetze aiif in das 
Heiligtum unserer Familienliebe, umfassen wir unzertrennlich und mit 
der Warme der versclilungenen und wechselscitig wiederstrahlenden Zu-. 
neîgungen unseren Staat, unseren Herd, unsere Graber und unsere AI tare. “ 
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des XIX. Jahrhunderts hat behaupten konnen. Die altromische 
Aristokratie ist zuvor durch die aufstrebende Demokratie ge- 
brochen und dann erst durch das Kaisertum erdrückt worden. 
Die italienischen und die deutschen Aristokratien des Mittel- 
alters sind vorerst durch die wachsende Macht der Fürsten 
überholt und gedemütigt worden und dann erst der Feind- 
schaft der bürgerlichen Klassen erlegen. 

In dem modernen Staat nehmen daher die aristokratischen 
Klassen nur noch als ein ausgezeichneter Bestandteil des 
Volks eine mittlere, aber nirgends mehr eine souverâne 
Stellung ein. Sie sind überall entweder der Monarchie oder 
der Demokratie untergeordnet. Sie konnen jene unterstützen 
oder ermâssigen und diese veredeln oder beschrânken, aber 
sie konnen nicht mehr die Staatsregierung von Rechts wegen 
in Anspruch nehmen. 


Zwanzigstes Kapitel. 

IV. Demokratische Staatsformen. 

A. Die onmittelbare (antike) Demokratie. 

Die Art, wie im Altertum die Demokratie {StjfioxçccTéu, 
d. h. Herrschaft des Demos der freien gemeinen Bürgerschaft) 
verstanden wurde, und wie sie in der neueren Zeit aufgefasst 
wird, ist sehr verschieden. Die alten Demokratien gingen von 
dera Staat e aus und suchten die Freiheit aller in der poli- 
tisch-gleichen Herrschaft aller. Die neueren Demokratien 
gehen von der individuellen Freiheit der einzelnen aus 
und suchen môglichst wenig davon abzugebên an das Ganze, 
môglichst wenig zu gehorchen. Die alte Demokratie ferner 
war durchweg eine unmittelb are Demokratie, wenii auch 
bald in absoluter Form, bald ermâssigt; die neuere dagegen 
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ist regeltnassig eine reprâsentative Demokratie. Es ist 
einleuchtend, dass die erstere nur in einem kleinen Staats- 
gebiete moglich, diese abei auch in einem grôsseren Volke 
und Lande anwendbar ist. 

Die Griechen vorzüglich, in eine grosse Zabi kleiner 
Staaten zersplittert, suchten und fanden in der demokratischen 
Staatsform die Befriedigung ihrer politischen Anschauungsweise. 
Es ist nicht zu leugnen, selbst die alten koniglichen Staaten 
und die sogenannten Aristokratien der Griechen . haben, wenn 
man sie mit der modernen Monarchie oder mit der rômischen 
Aristokratie vergleicht, ein demokratisches Etwas an sich, 
wodurch sie sich von diesen unterscheiden. Auch ist es 
beachtenswert, dass die grôssten Denker unter den hellenischen 
Philosophen, obwohl sie die athenische absolute Demokratie 
keineswegs günstig beurteilten,i doch das Idéal eper ge- 
massigten Demokratie festhielten und vorzugsweise diese Staats- 
form Politie iiannten. 

Für die Einsicht in die Natur der Demokratie ist kein 
Staat lehrreicher als der athenische. In der Verfassung Athens 
erlangte dieselbe ihren konsequentesten Ausdruck. In einem 
Umfang wie nie seither wieder übte das Volk dort selbst die 
Herrschaft aus. Fast aile wichtigeren Staatsangelegenheiten 
wui-den in der Volksversammlung (ixxh/ata) verhandelt, 
und diese trat so hâufig, beinahe wôchentlich einmal, auf dem 
Markte offentlich zusammen, wie es nur erklârbar wird, wenn 
man bedenkt, dass die gewôhnlichen Berufsgeschafte und Ar- 
beiten vorzüglich von den zahlreichen Sklaven, nicht von den 
freien Bürgern betrieben wurden. 

In der Volksversammlung batte der vielkôpfige Demos 
eine sichtbare Darstellung gefunden. Sie war die Vereinigung 
aller ehrbaren athenischen Bürger, welche schon nach Voll- 
endung des zwanzigsten .A.ltersjahres daselbst Zutritt und 


1 Darin Btimmen Xenophon, Platon und Aristoteles zusammen. 
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Stimmrecht erhielten. In ihr fûhlten sich die Athener als 
die Herren des Staates, jeder einzelne als ein Teil des 
Souverâns. Das charakteristische Merkmal der demokratischen 
Verfassung, dass die Mehrheit herrsch'e und jeder Bürger An- 
teil an der obrigkeitlichen Macht habe, war hier vôllig aus- 
gebildet, Jedem stand es frei, das Wort m ergreifen und zu 
dem Volke zu sprechen. Zu Solons Zeit noch gab das er- 
fahrene Alter einen Vorzug, aber diese, wie die übrigen 
Beschrânkungen der demokratischen Gleichheit wurden bald 
lâstig befunden und verworfen. Dem Sprechtalent wurde freier 
Spielraum eroffnet, und die Gewalt der Rede elektrisierte und 
lenkte die Menge schrankenlos. Ein Gltick war es, wenn 
grosse Staatsmânner, wie Perikles, als Redner ihr Urteil 
bestimmten; aber haufiger noch bemâchtigten sich schlaue und 
ehr^eizige Demagogen der Gemüter, und indem sie es ver- 
standen, die Leidenschaften der Versammlung zu erregen und 
ihrer Selbstsucht zu schmeicheln, regierten sie die Masse 
wechselseitig. Von dicter grossen Wirkung dei’ Kede haben 
wir in dem modernen Staat keine vôllig entsprechende An- 
schauung mehr. Sie ergriflf die Zuhôrer massenhafter und 
stàrker als die Presse die zerstreuten Leser. Der Eindruck 
war unraittelbarer und lebendiger. Die Stimme des Redners, 
der Glanz der Augen, die Gebârden desselben erhôhten die 
Bedeutung und den Nachdruck seiner Worte, und die erregte 
Stimmung der lauschenden und ihrer Macht bewussten Menge 
gab der Verhandlung einen gewaltigeren Schwung. Auch die 
mündlichen Verhandlungen und Reden in unseren Parlamenten 
haben nicht denselben Grad von Einfluss, teils weil die Ver- 
sammlungen selbst viel kleiner und gewahlter, teils weil sie 
beschrânkter in ihrer politischen Macht sind. 

Die Befugnisse der Volksversammlungen waren sehr aus- 
gedehnt. Sie umfassten das ganze Staatsleben. Solon hatte 
dieselben noch beschrânkt auf die Wahlen der Magistrale, die 
Kontrolle der Regierung und die Beratung ûber die Gesetze. 

Bluntschli, allgemeine Staatslebre. 34 
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Aber im Gefühl seiner Uebermacht überschritt der von den 
Rednern geführte Demos die Schranken der solonischen Ver- 
fassung. Die Volksbeschlüsse [xfjtjcpiafiura) wurden ent- 
scheidend, und der Demos beschloss, wie ein absoluter Despot, 
was ihm gefiel auch wider die Gesetze.* 

Die eigentliche Gesetzgebung stand zwar nicht der Volks- 
versammlung selbst, sondern den Nomotheten zu; aber auf 
die Entscheidung dieser batte die Verhandlung und Stimmung 
jener einen meistens überwâltigenden Einfluss, und die Nomo- 
theten waren selber nur ein zahlreicher, im einzelnen Falle 
gewahlter Ausschuss der Volksversaramlung. Dagegen ent- 
schied die Volksversammlung selbst die wichtigsten Regierungs- 
geschâfte. Sie selber horte die Gesandten anderer Staaten an, 
ernannte Gesandte, beriet und bestimmte die Instruktionen 
derselben. Sie beschloss Kricg oder Frieden, erwâhltc ,die 
Feldherren, regelte den Sold und sogar die Art der Krieg- 
führung. Das Schicksal der eroberten Stâdte und Lânder 
wurde von ihr normiert. Sie verftigte über die Aufnahme und 
Anerkennung neuer Gotter, über die religiosen Feste, über 
neue Priestertümer. Sie erteilte Bürgerrechte und Privilegien. 
Ueber den Zustand der Finanzen, die Einnahmen und Aus- 
gaben der Republik inusste ihr in jeder Prytanie (zu 35 
oder 36 Tagen um) Rechenschaft abgelegt werden. Von ihr 
wurden die Steuern auferlegt, die Schirmgelder der Metôken 
bestimmt, das Münzwesen geordnet, zu freiwilligen Beitrâgen 
aufgefordert. Die Bauten der Tempel und offentlichen Ge- 
bâude, der Strassen, Mauern u. s. f., sowie die wichtigen Aus- 
gaben für den Schiffsbau bedurften ibrer Genehmigung, und 
die wesentlichen Auftràge dafür gab sie selber. Sie verwen- 
dete die Staatsgel(|er auch zum Privatvergnügen der einzelnen 
Bürger, indem sie diesen den Besuch der Theater bezahlen 
liess. Die regelmassige Strafgerichtsbarkeit war der Volks- 


Vgl. Aristot, Polit. IV, 4, 4 u. 6. 
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versammlung zwar entzogen, aber in ausserordentlichen Fâllen, 
insbesondere wo das Gesetz ein Verbrechen nicht vorgeseheii 
batte, Oder erschwerende Umstânde aussergewôhnliche Mass- 
regeln zu rechtfertigen schienen, wurden auch Kriminalklagen 
vor derselben verhandelt und wurde von ihr die Strafe bestimmt, 
oft auch das Schuldig ausgesprochen. Die Entartung, welche 
rasch auf die Blütezeit der Demokratie folgte, begünstigte die 
Missbràuche dieser Volksjustiz. 

In der Volksversammlung batte die Mehrheit der an- 
wesenden Bürger den Entscheid. Aber selbst in Athen, wo 
(lie geistige Bildung auch der unteren Schichten der freien 
Bürger hoher stand als seither in irgend einem Lande, unter 
einem Volke, welches die Tragodien von Aeschylos und Sophokles 
zu würdigen wusste, vor welchem die Reden des Demosthenes 
gehaltemwurden, selbst in Athen, wo durch Handel und Herr- 
schaft sich grosse Reichtümer aufhâuften und reichlicher Ver- 
dienst jede Arbeit lohnte, war die Mehrheit unfâhig, den Ver- 
lockungen der Demagogen zu widerstehen, und ungeneigt, 
eine gerechte Herrschaft zu üben. Die Minderheit der edleren 
und der reicheren Bürger wurde auch von dieser Mehrheit 
gedrückt und misshandelt, und Xenephon konnte es, im 
Hinblick auf seine Vaterstadt Athen, als eine notwendige 
Konsequenz der Demokratie erklaren, „dass in ihr das Los 
der Schlechten besser sei als das der Guten.^^ 

Die Allmacht dejr Volksversammlung sollte freilich nach 

• 

3 Xenoplion iiber den Staat der Athen er I, 1. [Dass diese Schrift 
dem Xenophon fâlschlich zngeschrieben ist, wird jetzt allgemein aner- 
kannt. Sie rührt ans den Kreisen der damaligen Oligarchie lier und 
ward etwa um 424 v. Chr. abgefasst.] Ebenda (II, 19) versichert er, 
„das Volk der Athener wisse recht wohl zu untersch^den zwiechen guten 
und schlechten Bürgern. Aber es ziehe die Schlechten vor, die ihm zu 
Willen seien, und liasse die Guten; denn es sei überzeugt, dass die Tugend 
einzelner nicht zum Wohl der Menge, sondern zu ihrem Schaden in der 
Welt sei, und ihnen liege nichts daran, dass der Staat wohlgeordnet sei, 
sondern daran nur, dass die Menge frei und Herrscher 8ei“ (I, 8). 
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der solonischen Verfassung durch den Rat zum Teil be- 
schrânkt, zum Teil geleitet werden. Den Rat selbst batte 
Solon auf die aristokratische Ordnung des Volkes nach den 
vier Stàmmen basiert, und indem er die Büi’ger je nach ihrem 
Vermôgen in vier Klassen teilte und den oberen und reicheren 
Klassen schwerere Pflichten und hôhere Rechte im Staate an- 
wies, auch dem Vermôgen und der Bildung im Rate das 
Uebergewicht über die niedere Menge zu sichern gesucht. 
Allein auch den Rat nahm seit Klisthenes (510 v. Chr.) die 
Menge ganz und gar für sich in Anspruch. Der Rat der 500 
war selber eine kleine Volksversammlung, ohne Rücksicht auf 
Vermôgen und Bildung aus der gleichen Menge der Bürger 
hervorgegangen, nicht einmal durch die Wahl auserlesen, son- 
dera durch das Los zusammengewürfelt und ebenso durch 
das Los in zehn Bureaus (Prytanien) von je 50 Râten yer- 
teilt, welche aile 3 G Tage in der Leitung der Geschâfte 
weçhselten. Von einer selbstàndigen Autoritât eines derartigen 
Rates der Menge gegenüber, aus welcher er wie der auf die 
Hôhe getriebene Schaum des Champagners wechselnd empor- 
stieg, und in welcher er wieder nach kurzer Frist sich auf- 
lôste, konnte keine Rede mehr sein. Er diente bloss dazu, die 
âussere Besorgung und Einleitung der Geschâfte der Menge 
zu erleichtern und die Selbstregierung dieser môglich zu 
machen. 

Die Archonten, in altérer Zeit ^ohe Magistrate, ur- 
sprünglich Eupatriden, nach der solonischen Verfassung aus 
der Klasse der Reichsten (der Pentakosiomedimnèn) gewàhlt, 
wurden, als einmal die Demokratie zu freier Entfaltung ge- 
langt war, durch das Los bestellt, zu welchem jeder Bürger 
nun, ohne dass ferner auf Geburt oder Vermôgen oder Bil- 
dung geachtet wurde, zugelassen wurde und sanken herab zu 
blossen Dienern des Demos und machtlosen Vorsitzern der 
zahlreichen Gerichtshôfe. Diese selber waren wieder ganz 
demokratisch bestellt und wiederum eine Art von Volksver- 



Einundzwanzigstes Kapitel. IV. Demokrat. Staatsformen, Beurteilung etc. 533 


samiTilung. Nicht weniger als 6000 Geschworne nahinen an 
den Gerichtsverhandlungen teil, und je nach der Wichtigkeit 
der Prozesse urteilten Hunderte oder Tausende von Ge- 
schwornen. Die Sucht der Massen,. an dem Solde und an 
der Autoritât der Richter teilzunehmen , von Aristoplianes in 
den Wespen gegeisselt, ward zu einer chronischen Krankheit 
Athens, und auf diesem Boden ging das schandliche Gewerbe 
der Sykophanten wuchernd auf. Derlei Volksgerichte be- 
trachteten sich mebr als Beschützer und Forderer der Volks- 
herrschaft und kümmerten sich mehr um politische Partei- 
kàmpfe und Parteiinteressen , als um die Ilandhabung des 
unparteiischen Rechtes. Sie wurden so zum Tummelplatze 
der offentlichen und Privatleidenschaften ; die Bestechlichkeit 
der Sykophanten und der Richter selbst nahni überhand, und 
in Forçi Rechtens wurde die âusserste Willktir und Despotie 
der Menge geübt.^ 


Einundzwanzigstes Kapitel. 

Beurteilung der unmittelbareu Demokratie. 

In der begabten Natur der Athener und in der glanzen- 
den Geschichte ihrer Stadt spiegeln sich die Eigentümlich- 
keiten, die Vorzüge und Gebrechen der unmittelbaren Demo- 
krati^ für aile Zeitdh ab. 

Die Demokratie liebt die Freiheit mehr als die Auto- 
ritàt. Die Freiheitsliebe der Athener hat vornehmlich die 
reiche Entfaltung der ewig-jungen und ewig-schônen Werke 
in Kunst und Wissenschaft hervorgebracht, welche die Bewun- 
derung der Nachwelt erhàlt und verdienk Aber die demo- 

Ueber die Verfassung Athens ist vorzüglich das treffliche Buch 
von K. Fr. Herrmann, Griech. Staatsaltertümer [5. AuÜ. neii bearbeitet 
von Bâhr und Stark (1875), S. 339 if.], zu vergleiclien. 
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kratische Freiheit aller wird zugleich als Herrschaft der 
Mehrheit verstanden. Die Bürgerschaft will inPerson, 
d. h. durch grosse Volksversammlungen den Staat regieren. 
Diese hinwieder sind nnr môglich in kleinen Staaten und bei 
einem Volke, welches Musse bat, sich mit Staatsgeschàften 
regelmassig zu befassen, also nur unter der Voraussetzung, 
dass entweder die Lebensverhâltnisse des Volkes âusserst ein- 
fach und die Staatsgeschâfte gering sind, wie dergleichen etwa 
in den Gemeinden abgeschlossener Bergthâler vorkommt, oder 
dass die Masse der taglicben Arbeit von Personen besorgt 
wird, welche niclit zur Bürgerschaft gehôren. Bei einem ge- 
bildeten Volke ist daher die reine Demokratie aller immer 
eine Unwahrheit, indem ihre Existenz eine dienende, unfreie 
Bevolkerung voraussetzt. 

In diesen grossen Volksversammlungen aber entwickelt 
sich leicht ein Gefühl von unbeschriinkter Macht, welches 
hinwieder das Volk zu Missgriffen jeder Art verleitet und 
leicht launische Willkür an die Stella des Rechtes setzt. Der 
Einzelne, für sich ein ehrbarer und besonnener Mann, wird 
in der Versammlung als unbemerktes Glied einer zahlreichen 
und imposanten Menge von dem Geiste und den Leidenschaften 
der Masse ergrilfen und zu Willensausserungen fortgerissen, 
die er kurz vorher noch des bestimmtesten verworfen hat. 
Ist einmal durch die Redner, welche, um Eindruck zu machen, 
genotigt sind auch die Saiten der Volksleidenschaften anzu- 
spielen, die Stiinmung der Menge wie em brausender Strom 
in Bewegung gesetzt, so hait selbst die Scham das Volk nicht 
zurück, aile widerstrebenden Schranken zu durchbrechen und 
masslos zu überfluten. ’ 

1 Edm. B urke tpricht das schôn aus: „Wo die Autoritàt des Volkes 
absolut und unbeschrankt ist, da hat das Volk auch ein unendlich 
grôsseres, weil ein besser gegründetes Vertrauen auf seine Macht. Es 
ist selbst, bei grossen Massregeln, sein eigenes Werkzeug, wàhrend der 
Fürst ohne die Hilfe anderer nichts thun kann. Es ist dem Gegenstande 
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Soll die reine Demokratie daher eine gute Verfassung 
sein, so muss die Bürgerschaft in ihrer Mehrlieit politisch 
fâhig und tüchtig, d. h. die Einsicht der Menge muss aus- 
gezeichnet und ihr Charakter vortrefflich sein. Es ist aber 
immerhin eine sehr bedenkliche Eriahrung für diese Staats- 
form, dass selbst in Athen, unter einem geistig so hocli- 
gebildeten Volke, dessen Charakter sicli vorzüglich iin Unglück 
und in der Gefahr gross zeigte, somit eine ausgezeichnete 
Anlage batte, die reine Demokratie sich nur wahrend ganz 
kurzer Zeit vor der Entartung und dem Verfall bevvahrte. Ja 
selbst in der Période ibrer hôchsten Blüte und Herrlichkeit 
berubte ihre Grosse vornehmlich darauf, dass das Volk nicht 
seinen Willen selber bestiramte, sondern der Autoritât und 
Leitung eines grossen Staatsmannes vôllig vertraute, dass einer 
die Menge faktisch beherrschte. ïbukydides'^ sagt von den 
Zeiten* des Perikles: „Den Worten nacb war Athen eine 
Demokratie, in der Wirklichkeit aber war der Staat unter der 
Herrschaft des ersten Mannes." 

Die Tugend der Menge, wenn sie den berauschenden 
Wein der Macht getrunken, hait nicht stand. Solange noch 
die religiose Scheu vor der Gerechtigkeit Gottes lebendig ist 
in ihrem Herzen, Solange noch die Sitte und das Gesetz sie 
in Schranken hait und die Achtung vor der überlegenen 
Autoritât der Besten waltet, so lange allerdings kann auch die 
demokratische Form der Herrschaft bestehen, und es ist nicht 
zu verkennen, dass»dann auch die Masse der Individuen des 


seiner Herrschaft naher. Daher steht es weniger unter der Verantwort- 
lichkeit jener grossen kontrollierenden Macht auf Erden, dem Urteil des 
guten Rufes nnd der Elire. Die Fiircht vor der Schande.^ an welcher 
jedes Individaum, wenn es sich um ôffentliche Dirige liandelt, teilhat, 
ist für das Volk nur gering, indera die Selbstandigkeit der ofFentlicheii 
Meinung in einem umgekelirten Verhaltnis zu der Zabi derer steht, 
welche die Macht missbrauchen. Eine vollendete Demokratie ist daher 
das schamloseste Ding auf der Welt.“ 

^ Thukydid. II, 65. 
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demokratischen Volkes durch die Beschâftigung mit den offent- 
lichen Angelegenheiten gehoben wird und sich vor den Bür- 
gern anderer Staaten durch eine reichere und selbstbewusstere 
Entwickelung ihrer Anlagen auszeichnet. Jeder Einzelne inuss, 
weil er teil an der gemeinsamen Herrschaft bat, seine Blicke 
über die enge Grenze seines Beriifes hinausrichten , er wird 
vcrtrauter mit den grossen Gesetzen der Geschichte und dem 
Gesamtleben der Volker. Seine politischen Fâhigkeiten wer- 
den ausgebildeter, seine Krafte gesteigert, und im Verkehr 
mit denselben Klassen anders regierter Volker zeigt er sich 
in manchen Dingen diesen überlegen. Aber bald lâsst jene 
Scheu und Achtung nach, und es nimmt zugleich, da die 
wohlthâtige Zweiheit der anderen Staatsformen, der Regent 
und die Regierten, hier fehlt, das Gefühl einer ausserlich 
nicht beschrânkten Macht und der Missbrauch derselben über- 
hand. Dann koinmen die schlechten Eigenschaften in der 
Masse zu zügelloser Entfaltung, und gerade die bessere und 
edlftre Minderheit, dereu Dasein schon, die niedrige Menge wie 
einen Vorwurf empfindet und wie einen Protest gegen ihre 
Herrschaft betrachtet, wird nun beneidet, gehasst und unter- 
drückt. Uebermut, Launenhaftigkeit, Masslosigkeit, die Sucht 
zu hâufiger und eitler Neuerung, Willkür, Roheit wuchern in 
dem Demos empor, und je weniger er in Wahrheit sich selbst 
beherrscht, desto drückeiider wird seine Herrschaft über andere. 
Es bilden sich Parteien, in welchen der Hass gegeneinander 
stârker ist als die Liebe zu dem geméinsamen Vaterljinde, 
und welche dieses zerfleischen, indem sie einander auf Tod 
und Leben bekâmpfen. Der Staat verfàllt in wechselnde 
Schwankungen voiler Unsicherheit und Gefahr und geht in 
dem Ueberraass der Beweglichkeit zu Grunde. So war die 
Blütezeit der atheijjschen Demokratie zwar überaus glânzend, 
aber sehr kurz, und ein langer Verfall, von dem sich der 
Staat nicht wieder erholte, folgte ihr auf dem Fusse nach.^ 

3 Die Glanzperiode beginnt mit Klisthenes 510 v. Chr., welcher zu-* 
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Eine charakteristische Eigenschaft jeder Demokratie ist 
die Vorliebe für das Princip der Gleichheit. In Athen 
wuide die politische Gleichheit der Bürger in ihrer Einseitig- 
keit so konsequent ausgebildet, wie.in den neueren Demo- 
kratien nirgends mehr. Wo es irgend môglich schien, handelte 
die Masse der gleichen Bürger selbst, denn die Reprâsentation 
durch einzelne Auserwâhlte begründet schon einen Vorzug und 
Vorrang dieser. Wo aber dennoch einzelne Beamte oder Bâte 
bestellt werden mussten, da zogen die Athener in der Regel 
der unterscheidenden und die für besser geachteten Mânner 
aussondernden Wahl das blinde Los vor, welches unbeküm- 
mert um die hôhere Einsicht und Tugend Einzelner in die 
gleiche Masse greift und bald diesen bald jenen hervorzieht; 
und damit nicht etwa der Vorzug des Amtes, wenn es an- 
dauere,^ doch wieder die Beamten über die Menge erhebe, 
begegneten sie dieser Gefahr durch hâufigen Wechsel der ge- 
losten Würdetrager.-* Schon die Existenz von Beamten, die 
Gehorsam fordern, ist.dem demokratischen Grundsatze «der 
Gleichheit aller Bürger zuwider; erscheint dieselbe unentbehr- 
lich und unvermeidlich, so soll daher diese Art der Ungleich- 
heit durch das Los und den Wechsel geinildert werden. Die 
Gleichheit nâinlich, auf welcher die Demokratie beruht, ist 
die Gleichheit der Zahl. Ihr Ausdruck ist nicht: „Jedem 
nach seinen Verhâltnissen," sondern: „Einer wie der 
andere.“® 

Eine andere Kdnsequenz dieser demokratischen Rechts- 
gleichheit ist der Ostracisraus, bei den Griechen in offener, 
teilweise sogar ehrenvoller Form ausgebildet, in den neueren 
Demokratien nicht formell anerkannt, aber von Zeit zu Zeit 


erst die reine Demokratie einführte, und endigt» schon mit dem Tode 
des Perikles 428, hat also nur etwa 82 Jahre gedauert. 

Vgl. Aristoteles, Polit VI, 1, 8. 

0 ^ Aristoteles bezeiclinet denGegensatz (Polit V, 1, 7 und VI, 1, 6): 

„To ï<fQV yLOLT àkkà TLar a^iav-^ 
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thatsâchlich , und dann zuweilen auch in schmâhlicher Weise 
geûbt. Jede Verfassung muss, wenn sie bestehen soll, die 
mit ihrem Bestand unvertraglichen Elemente ausstossen kôiinen. 
Insofern ist die reine ^Demokratie nicht zu tadeln, wenn sie 
einzelne Bürger, welche durch ihre persônliche Ueberlegen- 
heit die allgemeine Gleichheit gefâhrden, verbannt, wie die 
Athener ihre ersten Manner und Wohlthâter verwiesen haben. 
Aber es ist ein bedenkliches Zeugnis für den Wert der demo- 
kratischen Staatsform, dass sie eher noch die Schlechtigkeit 
der Massen, als die hervorragende Grosse einzelner Individuel! 
ertrâgt. 

Fassen wir das Résultat dieser Untersuchung zusammen. 
Die unmittelbare Demokratie, wie sie vorzüglich in den 
griechischen Staaten erscliienen ist, ist eine zunachst nur für 
kleine, und vorzüglich für einfache und gleichmâssig in alter 
frommer Sitte verharrende, Ackerbau oder Viehzucht treibonde 
Volkerschaften geeignete,^’ für hohere Kulturvolker und reichere 
Lebensverhaltnisse aber momentan zwar anregende, aber in 
kurzem verderbliche und ungenügende Staatsform. Unter der 
ersteren Voraussetzung erscheint sie sowohl natürlicher als ge- 
mâssigter, unter der letzteren dagegen zur Uebertreibung und 
Schrankenlosigkeit geneigt. Die Freiheit, welche sie ver- 
spricht, wird dann leicht zu ungerechter Bedrückung gerade 
der edleren Elemente und zu roher Herrschsucht und Zügel- 
losigkeit der Menge, und die Gleichheit, auf welcher sie be- 
ruht, ist, sobald das entwickeltere Lebeir’seine Gegensâtze und 
Unterschiede hervorgebracht hat, eine augenfàllige Lüge und 
das entschiedenste Unrecht.^ 

6 Aristoteles (Polit. VI, 2, 1 ff.) führt diesen Gedanken, welcliex' in 
Griechenland schon iind spàter in der S c h w e i z durch die Erfahrimg 
bewahrt wurde, nalior ans. 

î Sehr walir sagt Cicer o (De Rep, I, 26) : „Quum omnia per popnlum 
geruntur quamvis justum atque moderatiim, tameii aequàbüitas est iniqua, 
qiinm habeat nullos gradus digniiatis,^ 
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Zweiundzwanzigstes Kapitel. 

B. Die reprâsentative (moderne) Demokratie, die hentige Republik. 

• 

Die unmittelbare Demokratie hat sich nur ganz 
ausnahmsweise au ch in der modernen Welt erhalten, unter 
besonders günstigen Verhàltnissen, und übcrdem in Vergleich 
mit der athenischen Form sehr gemâssigt und gemildert; so 
vorzüglich in einigen Bergkantonen der Schweiz, wo noch all- 
jâhrlich die Landsgemeinde aller freien Mânner zusammentritt, 
und die obersten Aemter und Würden der schliehten Republik, 
gewohnlich aus den angesehensten Familien des Landes, durch 
jubelndes Handmehr besetzt und die Gesetze sanktioniert, die 
von den Riiten vorbereitet sind. Diese einfachen, von der 
Stromuug des europâischen Lebens bis auf unsere Zeit wenig 
berùhrten Deraokratien sind in der That durch ihr mehr als 
fünfhundertjâhriges Alter, durch eine an mânnlichen Zügen 
reiche, nur selten durch .Gewaltthat en befleckte Geschichte und 
durch die Bewahrung schlichter Sitten und eines friedlichen 
und glücklicheu Daseins ehrwürdig. Aber selbst da ist in 
neuerer Zeit die Richtung, diese Demokratie in eine reprk- 
sentative uinzuwandeln, eingeschlagen worden, und die 
Demokratien derübrigen schweizerischen Kantone, wie 
die der Vereinigten Staaten von Nordamerika haben 
aile einen repràsentativen Charakter. Wo heutzutage demo- 
krati^che Parteien ^ch regen, streben sie fast überall der 
repràsentativen Form der Demokratie als ihrem Ideale nach. 
Auch das demokratisch bewegte Frankreich der Jahre 1793 
und 1848 batte diese Verfassung gewâhlt. Man darf daher 
wohl die reprâsentative Demokratie für die moderne 
Form dieser Art des Staates erklâren. • 

1. Wie die konstitutionelle Monarchie zuerst in England 
entstanden ist, so ist die reprâsentative Demokratie oder, 
wie die Amerikaner sie lieber nennen, die moderne Gestaltung 
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der Repub lik in Nordamerika ausgebildet worden. Es ist 
inerkwürdig, dass die beiden Hauptformen des modernen 
Staates ihre Einführung in die Weltgeschichte dera politischen 
Genie angelsàchsischer Volker verdanken. 

Verschiedene Ursachen wirkten zusammen, um in Amerika 
eine neue demokratische Verfassung zu begründen und aus- 
zubilden. Nur teilweise rechnen wir hierher die weite Aus- 
dehnung eines Gebietes, das nur allmâhlich dui’ch harte 
Arbeit für die menschliche Kultur gewonnen werden konnte. 
In der früheren Geschichte hatten sich weite Râunie der 
Demokratie nicht günstig erwiesen. Die unmittelbare Demo- 
kratie war nur auf kleinem Gebiete moglich, wo sicli die 
freien Mânner leicht zur Volksversamralung einfinden konnten, 
in engen Gebirgsthàlern oder in Stadten. Weite Lânder wur- 
den dagegen von grossen monarchischen Reichen kolonisiert, 
und die Kolonisten bliebon in strenger Unterwürfigkeit. Auch 
in dem südlichen Amerika wurden neue Ansiedlungen be- 
gründet und grosse Strecken Landes von ciner dünnen Be- 
vôlkerung urbar gemacht, und doch bildete sicli dort noch 
lange Zeit keine Demokratie aus. Die Hauptursache liegt 
nicht in dem Boden, sondern in dem Charakter der Men- 
schen; aber immerhin konnten diese sich auf dem weiten 
Boden mit voiler Freiheit bequem ausbreiten , und der harte 
Kampf mit der Natur weckte die schlummernde Thatkraft und 
die mannliche Entschlossenheit der Pflanzer, sich selber zu 
helfen. '' 

Den Sinn für Selbstverwaltung, für Freiheit, für 
Gesetzlichkeit brachten die angelsâchsischen Kolonisten aus 
ihrem Heimatlande mit. In der neuen Welt fühlten sie sich 
überdem frei von dem Drucke feudaler und aristokratischer 
Institutionen undi Sitten. Von Anfang an trat die Gleich- 
heit der Ansiedler hervor. Die Puritaner, welche sich in 
Neu-England niederliessen, waren meistens Leute aus den 
mittleren Klassen der Bevôlkerung. Ihr religiôser Glaube war 
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jeder kirchlichen Hiérarchie abgeneigt; sie wollten aile An- 
teil haben an der gemeinen Priesterschaft der Christen und 
betrachteten sich als Brüder. Sie suchten jenseits des Meeres 
Sicherheit vor den Verfolgungen der Wschoflichen Kirche und 
vor dem Staate, der dieser huldigte. Sie wollten ihre religiose 
und ihre politische Freiheit retten. Ihre Ideen waren noch 
zugleich theokratisch und demokratisch. Sie empôrten 
sich nicht wider die kônigliche und parlainentarische Ver- 
fassung ihres Mutterlandes, aber sie suchten doch sich dem 
nahen Drucke der englischen Staatsgewalt raôglichst zu ent- 
ziehen. Schon die erste Vereinbarung der „Pilger“, welche 
sich in Plymouth niederliessen (vom 11. November 1620), ist 
hochst charakteristisch für die Entstehung der nordamerikani- 
schen Demokratie: „Wir haben die Reise zur Elire Gottes, 
unse.res Konigs und unseres Vaterlandes in der Absicht unter- 
nommen, um in dem Norden von Virginien die erste Pflanzung 
zu gründen. Feierlich und wechselseitig erklaren wir vor dem 
Angesichte Gottes, das^ wir uns zu einem politischen ifnd 
bürgerlichen Korper vereinigen, um unter uns gute Ordnung 
zu halten und unser Ziel zu erreichen. Kraft dieses Aktes 
werden wir gerechte und billige Gesetze, Ordnungen, Be- 
schlüsse, Institutionen, Beamte machen, wie wir es für zweck- 
mâssig und der gemeinen Wohlfahrt der Kolonie nützlich 
erachten.* Die Urkunde wurde von allen Pflanzern unter- 
zeichnet. In âhnlicher Weise verfuhren die ersten Auswan- 
derer ‘nach Rhode-Island, New Haven, Connecticut, Providence. 
Die ganze Gestaltung der neuen Gemeinden erscheint so als 
das gemeinsame Werk der freien Mànner. 

Verschieden von der nordlichen neu- englischen 
Gruppe, in der Massachusetts die mâchtigste Kolonie wurde, 
waren anfangs die Verhâltnisse in der s ifd lichen Gruppe, 
die zuerst Virginien benannt wurde, bis dann spàter der 
Name der angesehensten Kolonie verblieb. Die bischofliche 
Kirche mit ihrer aristokratischen Verfassung fand dort willigere 
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Anerkennung. Wenn auch da eine grosse Zabi der Pflanzer 
aus den bürgerlichen Klassen stammte, so wirkten doch mehr 
ôkonomische als puritanische Interessen auf die Einwandèrung, 
und gab es aucb mailche Glieder der Aristokratie, welcbe 
daselbst Güter erwarben. Es kamen auch viele Abenteurer 
mit hinüber, und zum Teil schaffte die Londoner Polizei ver- 
urteilte Verbrecher und Gesindel dahin. 

Indessen auch da gelang es nicht, die aristokratische 
Verfassung Englands nach der neuen Welt zu verpflanzen. 
Der merkwürdige Versuch derart, welchen der Staatsphilosoph 
Locke im Auftrag des Grafen Shaftesbury machte, für die 
Kolonie Carolina eine modern-aristokratische Verfassung zu 
schaffen (1669), missglückte vollstândig. Die Ansiedler hatten 
keine Lust, zu Pâchtern der Landherren, der Landgrafen und 
Caçiken (Barone) zu werden, da sie anderwârts freie Eigen- 
tümer werden konnten. Die Lock esche Verfassung wurde 
1693 abgeschafft. In den südlichen w’ie in den nordlichen 
Kofonien wurden von den Pflanzern, die in den weiten Kâu- 
raen nicht mehr persônlich zusammentreten konnten, repra- 
sentative Versammlungen eingerichtet, deren Mitglieder 
freigewâhlt waren und welche die Autonomie der Kolonie aus- 
übten und die Verwaltung kontrollierten. Schon im Jahre 1619 
werden die Keime dieser Institution sichtbar, welche bald in 
allen englischen Kolonien Nordamerikas herrschend wurde. 

Stàrker mit fremden Elementen gemischt war die mitt- 
lere Gruppe, in der New York, ursprünglich Neu- Amster- 
dam, und Pennsylvanien hervorragten. Aber auch da 
bildete sich neben dero Einflusse der englischen Russe die- 
selbe Grundverfassung aus. Ueberall gab es: 

a) ein gemeines englisches Recht, aber keine Grund- 
herrschaft und keine Lehensgüter ihehr. Das freie Grund- 
eigentum wurde zur Grundlage der Nationalwirtschaft. 

b) Wesentliche Gleichheit und Gleichberechtigung 
der freien Pflanzer und Einwohner, keine Aristokratie mehr, 
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welche im Mutterlande noch die Macht besass. Allerdings 
gab es auch in Amerika noch starke Unterschiede der Rassen. 
Die roten Indianer, die alte ürbevôlkerung des Landes, 
wurden keineswegs als Genossen der Veissen Mànner in der 
Geineinde betrachtet, sondern standen ausserhalb des Self- 
government; es wurde ihnen cin eigentümliches Sonderrecht 
zugestanden. Tiefer standen die dunkelfarbigen Neger, 
die Abkômmlinge der iinportierten Sklavenbevolkerung ans 
Afrika. Diese waren in der Regel im Eigentum der weissen 
Pflanzer, und selbst wenn sie ausnahmsweise freigelassen wur- 
den, so galten sie doch nicht als politisch vollberechtigte Btirger. 

c) Fortwâhrende Uebung in der Selbsthilfe schon bei 
der ersten Ansiedelung in Blockhâusern, welche die Nachbarn 
bauen halfen, im Gegensatz zur Staatshilfe. 

.d) Allgemeine Volksbildung durch Volksschulen, die 
frühzeitig von den Geineinden für die gesamte Jugend des 
Orts gegründet und erhalten und in manchen Kolonien durch 
die Vorschrift der Schulpflicht wirksam gemacht wurden. 

e) Ueberall freie Gemeindeverfassung und Selbst- 
verwaltung der Grafschaften. 

f) Nur wenige obrigkeitliche Beamte, wie vor allen 
der Governor der gesamten Kolonie, der je nach der be- 
sonderen Verfassung einer Kolonie entweder von den Pflan- 
zern selber gewâhlt wurde (Freibriefregier ung) oder von 
den Landherren gesetjt wurde (landherrliche Regierung) 
Oder ’fon der kôniglichen Regierung ernannt wurde (kônig- 
liche Provinzialregierung), und die prozessleitenden 
Richter; aber immer Mitwirkung von Reprâsentanten aus 
den Bürgern, dort der beisitzenden Rate, die ofter einen 
Sénat bilden, hier der Geschwornen. Die Friedens- 
richter, in England von den Kônigen aus der Gentry er- 
nannt, waren in Amerika durchweg bürgerliche Landwirte. 

, g) Fast keine stehende Truppen, und statt der- 
selben Milizen zur Verteidigung des Landes. 
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h) Die Institution eines genneinsamen Hauses von Re- 
prâsentanten, die in jeder Kolonie von den freien Mânnern 
gewâhlt wurden und die Landesstatuten gemeinsam mit 
den Senaten feststellten, die Landessteuern bewilligten und 
die Landesverwaltung kontrollierten. 

i) Die Sitte kurzer Amtsdauer für die offentlichen 
Aemter, so dass leicht ein Wechsel eintrat. 

k) Endlich die allmâhliche Entwickelung dei’ Press- und 
der Vereinsfreiheit. 

Auf solchen Grundlagen gestaltete sich, anfangs unter 
dem Schutze der koniglichen Regierung, ein selbstândiges 
reprâsentatives Gemeinwesen in jeder Kolonie schon vor der 
Lostrennung vom Mutterland. Als infolge der Unabhângig- 
keitserklarung der Kolonien 1776 der Zusammenhang mit dem 
englischen Konig und Parlament zerrissen wurde, waren die 
neuen Republiken da. 

Diese Staatsform erhielt dann in der Unionsverfassung 
von 1787 eine grossartige und logiscii durchgebildete Anwen- 
dung auf den Gesamtstaat der Union. 

2. Die neue Staatsform wurde zuerst von dem franzosi- 
schenVolkein den Verfassungen von 1793 und 1795 und dann 
wieder 1848 und nach 1870 nachgebildet, aber ohne dauern- 
den Erfolg. Die politischen Ideen der Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit wurden wohl von den îYanzosen mit Leiden- 
scbaft verkündet und geliebt; aber ihre geschichtlichen Er- 
innerungen waren monarchisch und ihre Sitten waren -wenig 
republikanisch. Sie waren jederzeit geneigter, die Staats- 
hilfe anzusprechen, als die Selbsthilfe zu üben, und zogen die 
Staatsmacht und den Staatsruhm der Gesetzlichkeit und der 
bescheidenen Bürgerarbeit vor. Die Tendenz ilires Staates 
zur Centralisatioil begünstigte cher die Monarchie als die 
Republik. 

3. Dagegen fand die amerikanische Staatsform der reprà- 
sentativen Demokratie einen geschichtlich vorbereiteten Boden 
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in der Schweiz, wohin sie durch die franzôsische Vemitte- 
lung verpflanzt ward. 

In der Schweiz batte sich, obwohl die grosseren Kantone 
frûher aristokratisch regiert wurden, «die einen, wie Bern, 
Freiburg, Solothurn und Luzern durch einen erblich 
gewordenen Herrscherstand der Patricier, die anderen, wie 
Zürich, Basel, Schaffhausen [durch die geschlossene 
Korporation der Stadtbürger], eine freie Gemeindeverfassung 
erhalten, welche als die Grundlage des Gemeinwesens ange- 
sehen wurde, und batte die Republik, das politische Idéal 
des Volks, auch in dein Chai’akter und in den Sitten des 
Volkes tiefe Wurzeln. Es gab weder stehende Truppen noch 
gesicherte Berufsbeamte. Im Kampfe mit den Fürsten und mit 
dem Adel war die Schweizerfreiheit erstritten worden. Es war 
daher eÿie naturgemâsse Ausdehnung derselben, als nun in 
Harmonie mit der modernen Staatslehre, die bürgerliche Frei- 
heit auf aile Klassen und auf das ganze Land ausgedehnt und 
die aristokratischen Priwilegien der Patricier und der Stadt- 
bürger beseitigt wurden. Damit war der Uebergang aus der 
aristokratischen Republik in die reprasentative vollzogen. ’ 

Der Versuch freilich, die ganze Schweiz zu einer neuen 
einheitlichen Reprâsentativdemokratie zu gestalten, im Jahre 
1798, war wieder nicht von Dauer. Die geschichtlichen 
Erinnerungen der früheren Kantone an ihre Selbstandigkeit 
waren zu mâchtig und die inneren Gegensâtze zu stark, um 
sich der einen helvetîschen Republik unterzuordnen. Die Ein- 
heitsverfassung wurde wieder aufgelôst. Aber in vielen Kan- 
tonen, insbesondere in den Stâdtekantonen und in den neuen 

1 Mediationsakte von 1803, XX, 3: „I1 n’y a plus en Suisse ni 
pays sujets, ni privilèges de lieux, de naissance , ^de personnes ou de 
familles.^ Bluntschli, Schweizerisches Bundesrecht I, S. 474. Bundes- 
verf. von 1848 und von 1874, Art. 4: ^Es gibt in der Schvireiz keine 
ünterthanenverhaltnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Fa- 
milien oder Personen." 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


35 
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Kantonen wiirde nun (loch die Reprâsentativdemokratie ein- 
heimisch und blieb die Grundform dieser Republiken, trotz 
des teilweisen Rückfalls in aristokratische Vorreclite, welche 
in dera Zeitalter der Restauration nach 1814 eintraten. Mit 
den Reformbewegungen seit 1830 gelangte die neue Fonn 
wieder zu reinerer Darstellung. Im Jahre 1848 wurde sie nun 
auch auf die Bundesverfassung übertragen. 

4. Die moderne Demokratie ist eine wesentlich an- 
dere als die althellenische. Der Perser Otanes (bei Herodot 
III. 82) zàhlte fünf Merkinale der antiken Demokratie auf: 
1) die Rechtsgleichheit für aile [laovofiîu], 2) die Ver- 
werfung jeder Willkürgewalt, wie die orientalischen Herr- 
scher sie zu üben pflegten, 3) die Besetzung der Aemter 
durch das Los, 4) die Verantwortiichkeit der Aemter, 
ü) die gemeinsame Beratung und Beschlussfassung_, in der 
Volksversammlung. Drei von diesen Merkmalen sind hieute 
in dem modernen Staatsrecht überhaupt anerkannt, in der 
konstitutionellen Monarchie nicht minder als in der Republik. 
Die beiden specifischen Merkinale der antiken Demokratie, 
die Losamter und die Volksversammlungen, werden von der 
neuen Republik verworfen. So ist denn keines dieser Merk- 
male heute noch bezeichnend. 

Die moderne Republik ist, verglichen mit der antiken 
Demokratie, in welcher aile Bürger gleichmâssig an der Volks- 
herrschaft teilnehmen, eine durch die Wahl der Besten als 
Reprâsentanten des Volks, d. h. durch eine aristokratische 
Unterscheidung veredelte Demokratie. Das Recht derHerr- 
schaftwird auch in ihr der Gesamthürgerschaft, demVolke, 
zugeschrieben , aber die Ausübung dieser Herrschaft wird 
den vorzüglichen Mànnern als Reprasentanten des Volks 
anvertraut. 

Die unmittelbare Teilnahme der Bürger an den 
offentlichen Angel egenheiten zeigt sich hauptsàchlich noch in 
folgenden Beziehungen: 
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a) in der Abstimraung über Verfassungsgesetze. In 
der Schweiz ist der Grundsatz, dass Verfassungsgesetze der 
Zustimmung der Mehrheit aller Bürger bedürfen, seit dem Jahre 
1830 ziemlich allgemein anerkannt, wobei übrigens nach der 
richtigen Rechnung die Bürger, welclie sich der Abstimmung 
enthalten, nicht gezâhlt werden.'^ In den nordamerikani- 
schen Republiken dagcgen kommt, anstatt der Abstimmung 
durch die ganze Bürgerschaft, auch die Abstimmung durcir 
eine zu diesem Behuf gewahlte, zahlreiche Reprasentation 
derselben (Konvention, Verfassungsrat) vor; 

b) zuweilen auch in der Abstimmung über andere Ge- 
setze, entweder in der positiven Form der Sanktion (Re- 
ferendum), dass dieselben erst durch die Annahme der Bürger- 
schaft Gültigkeit erlangen, oder in der negativen Forin des 
Veto, sc^ dass der Bürgerschaft die Befugnis zusteht, den 
von ^eni reprâsentativen Kôrper beschlossenen Gesetzen durch 
ihre Einsprache die Gültigkeit zu versagen. Wo die letztere 
Form gilt, da werden nar die verneinenden Bürger gezâhK, 
und ist das Gesetz verworfen, wenn ihre Zabi die Hâlfte der 
Gesamtbürgerschaft übersteigt. Nach der ersteren Form wer- 
den nur die abstimmenden Bürger gerechnet, und die Mehr- 
heit derselben bestimmt die Annahme oder die Verwerfung. 
Beide Institute sind der reinen Demokratie entlehnt. Beide 
haben daher auch für die den Massen weniger verstandlichen 
Bedürfiiisse einer hoheren Kultur ihre Gefahren und geben 
leicht zu Agitationen *der Menge Veranlassung. Sie werden 
in einzelnen Repràsentativdemokratien der Schweiz geübt 

Verfassiing von Ziirich [von 1831], §. 93: „Wird der Vorschlag 
(einer Verlassungsànderung nach wiederholter Beratung durch den grossen 
Rat) angenommen, so ist das diesfâllige Gesetz noch der gesamten 
Bürgerschaft des Kantons zur Annahme oder VerwA’fung vorzulegen.“ 
Schweizer. Bundesverf. von 1848 und 1874, Art. 6: „Der Bund üher- 
nimmt die Gewahrleistung (der Kantonalverfassungen), insofern sie — 
c) ^om Voike angenommen worden sind und revidiert werden konnen, 
wenn die absolute Mehrheit der Bürger es verlangt.“ 
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und sind 1874 auch in die Bundesverfassung eingeführt 
worden.® 

c) In denWahlen der Mitglieder des gesetzgebenden 
Korpers. Meistens ist bei diesen Wahlen das mathematische 
Princip gleicher Wahlkreise und der blossen Kopfzahl der 
Wahlart zu Grunde gelegt, seltener organische Gliederungen, 
wie Z. B. die Gemeinden. Die Vertretung wird daher gewohn- 
lich unvollstàndig und allzusehr von blossen Parteirichtungen 
bestimmt. Es ist das indessen ein Fehler, welcher mit der 
reprâsentativen Demokratie keineswegs notwendig verbunden 
ist, noch bei ihr allein vorkommt. Die Wahl der Eammern 
in der neuen konstitutionellen Monarchie leidet hâutig an 
demselben Uebel. 

5. Die regelmiissigeAusübungderhochsten Staats- 
gewalt wird dagegen gewôhnlich den grossen B,eprâsen- 
tativversammlungen zugeschrieben, welche so als die vor- 
züglichste und umfassendste Stellvertretung des souverânen 
Volkes gewàhlt sind. “ 

Im Mittelalter waren die grossen Rate in den 
schweizerischen Stâdtekantonen, und die Landràte in 
den Lândern nur eine Erweiterung der eigentlichen 
Rate, in welchen die Obrigkeit der Stadt oder des Landes 
konzentriert war, eine Erweiterung durch Ausschüsse der 
Bürger und Landleute für die wichtigeren Angelegenheiten, in 
den Stâdten namentlich auch für die Gesetzgebung. In der 
neueren Zeit aber sind die grossen Rate von den Regierungen 
getrennt, über diese gestellt und zu dem beauftragten Tràger 
der Souverânitàt erhoben worden.* Eine âhnliche Stellung 

s Bundesverfassung von 1874, Art. 89: „Bundesgesetze, sowie 
allgemein verbindliche Bundesbeschlüsse, die nicht dringlicher Natur 
sind, sollen überdies dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorge- 
legt werden, wenn es von 30000 stimmberechtigten Schweizer Bürgern 
oder von acht Kantonen verlangt wird.“ 

* Züricher Verfassung von 1831, §. 38: „Die Ausübung ,der 
bochsten Gewalt nach Vorschrift der Verfassung ist einem Grossen Rate 
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nimmt in der schweizerischen Bundesverfassung die aus zwei 
Râten bestehende Bundesversammlung ein, der Bundes- 
regierung gegenüber.5 

In Nordamerika besteht der Nartionalkongress und 
der gesetzgebende Korper der Einzelstaaten aus zwei Kam- 
mern, die noch schârfer von der Regierung getrennt sind und 
in ihrer Vereinigung in der Regel wieder die gesetzgebende 
Gewalt ausüben. 

6. An der eigentlichen Regierung nimmt das Volk 
selbst da nicht mehr unmittelbaren Anteil in neuerer Zeit, 
wo sich fur die Gesetzgebung die reine Demokratie erhalten 
bat. Dieselbe wird in allen neueren Demokratien nicht von 
dem Volke selbst, sondern im Nam en des Volkes, und 
somit durch beauftragte Stellvertreter des Volkes ver- 
waltet. In den einen Lândern bat sich indessen das Volk 
(loch die Wahl des Hauptes der Regierung selber vorbehalten. 
In den nordamerikanischen Freistaaten werden die Statthalter 
gewohnlich von der gesîimten Bürgerschaft gewâhlt, ebeifso 
die Staatsrâte von Genf.^ Der Prasident der Union wird durch 
Wahlmânner gewahlt, welche von den Urwàhlern der Landes- 
staaten erwâhlt werden. In anderen dagegen ist die Wahl dem 
gesetzgebenden Korper übertragen, der somit auch darin das 
Volk reprasentiert, dass er die obersten Aemter bestellt. Dem 


übertragen. Ihm steht die Gesetzgebung und die Oberaufsicht über die 
Landes^jerwaltung zu. E!* ist Stellvertreter des Kantons nach aussen.^ 
Cher b niiez, De la démocratie en Suisse II, S. 35 ff. 

5 Bundesverfassung von 1848, Art. 60: „Die oberste Gewalt des 

Blindes wird durch die Bundesversammlung ausgeiibt, welche aus zwei 
Abteilungen besteht: a) aus dem Nationalrat, b) aus dem Standerat.“ 
Bundesverfassung von 1874, Art. 71: „Uiiter Vorbehalt der Redite 
des Volkes und der Kantone wird die oberste Gewalt des Bundes durch 
die Bundesversammlung ausgeübt.“ * 

6 Ebenso war es nach der franzôsischen Verfassung von 1848, Art. 43: 
„Le peuple français délègue le pouvoir exécutif à un citoyen qui reçoit 
le* titre de président de la République." Tocqueville, De la démo- 
cratie en Amérique, Tom. î. 
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letzteren System huldigen die meisten schweizerischen Repu- 
bliken, deren grosse Riite die Regierung und das oberste 
Gericht bestellen, [Frankreich] und einige Einzelstaaten Nord- 
amerikas. Nach dem'- ersteren System ist die Regierungs- 
gewalt offenbar selbstândiger und mâchtiger, zumal im Ver- 
hâltnis zu dem gesetzgebenden Korper, weil die Vertreter der- 
selben nicht minder als dieser, in gewisser Beziehung sogar 
in hôhevem Masse, das persônliche Vertrauen des Volkes für 
sich haben; nach dem letzteren dagegen ist die Regierung 
abhâugiger von dem gesetzgebenden Korper, dem sie ihr Dasein 
zu verdanken bat. Es lâsst sich daher auch cher nach jenem 
als nach diesem eine wechselseitige Bcschrânkung je der einen 
Repnisentation des Volkes durch die andere ausbilden. 

7. Die Reclitspflege wird zwar wieder im Namen des 
Volkes gehandhabt, die Richter aber, für welche feesondere 
wissenschaftliche Eigenschaften erfordert werden, werden in 
der Regel nicht von dem Volke selbst, sondern entweder wie 
in Nordamcrika und in dem demoRratischen Frankreich von 
der Regierung oder wie in der Schweiz von den grossen Râten 
bezeichnet. Einen unmittelbaren Teil an der Verwaltung 
der Reclitspflege nimmt das Volk in der Geschwornen- 
verfassung, indem die Geschwornen aus der Masse der 
Bürger durch wechselndes Los bestellt werden. 

8. Von besonderer Bedeutung ist in allen reprâsentativen 
Demokratien die Gemeindeverfassung. Sie bildet den 
soliden Unterbau der ganzen Staatsordnung. In den Gemeinden 
werden die Bürger zur Teilnahme an den ofifentlichen An- 
gelegenheiten, zur Selbstverwaltung und zu bürgerlicher Frei- 
heit erzogen. Da wird es auch — wenigstens in kleineren 
und vorzüglich in den Landgemeinden — noch môglich, dass 
die Bürger zur Gfemeindeversammlung zusammentreten. In den 
grôsseren, vorzüglich den Stadtgemeinden, tritt auch da eine 
Reprasentation der Bürgerschaft an die Stelle der Gemeinde- 
versammlung. Sowohl die schweizerischen als die nordameri- 
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kanischen Republiken beruhen geschichtlich auf einer freien 
Gemeindeverfassung; und wenn das in Frankreich auders ist, 
so ist das zugleich ein Zeichen, dass der franzosische Staat 
wenig Anlage zur Republik bat. 

Abgesehen also von der iinmerhin beschrànkten unmittel- 
baren Ausübung der Volksherrscliaft ist in der repriisentativen 
Demokratie die Regel die, dass das Volk nur dur ch seine 
Beamten regieren und durch seine Stellvertreter 
die Gesetze geben und die Kontrolle über die Verwaltung 
des Staates besorgen lasst. Insofern nahert sich diese 
moderne Staatsform schon bedeutend den Staaten an, in 
welchen der Gegensatz des Regenten und der Regierten aus- 
gebildet erscheint. 


Dreiundzwanzigstes Kapitel. 

Betrachtnngren über die Reprasentativdemokratie. 

Montesquieu bat bekanntlich die Tugend fur das Princip 
der Demokratie erklârt. Die Tugend aber setzt als politisches 
Princip moralische Würdjgung der Herrschenden und 
nicht die Gleichheit aller voraus, und jene finden wir keines- 
wegs in der reinen Demokratie anerkannt. Nur das ist wahr: 
ein gewisses Mass von Tugend der Volksmasse ist ein unent- 
behrliches praktisches Erfordernis einer guten Demokratie, 
dessen Mangel soforf den Verfall dieser Staatsform nach sich 
zieht. Eher làsst sich behaupten, dass die Tugend in der 
Reprasentativdemokratie zum politischen Princip 
erhoben worden sei, denn in der That in dem Princip der 
auserwâhlten Reprâsentation liegt nicht allein eineErmàssi- 
gung, sondern zugleich eine Veredlung der Demokratie, 
durch welche diese die Vorzüge auch der aristokratischen 
Form sich anzueignen sucht, 

Das Princip desselben ist: Die Besten des Volkes 
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sollen in dessen Namen und Auftrag regieren. Die 
grosse Schwierigkeit aber liegt darin, die Wahl so zu organi- 
sieren, dass wirklich die Besten an Gesinnung und Einsicht 
zu Reprâsentanten der. Volksherrschaft gewàhlt werden. 

Man ist in unserer Zeit geneigt, diese Wahlen einfach 
nach Massgabe der Kopfzahl der Wâhler zu verteilen. 
Diese Neigung entspricht dem demokratischen Zuge der Zeit; 
denn in der That die Demokratie legt auf die Gleichlieit 
aller einen entscheidenden Wert und gelangt daher in ihren 
Einrichtungen leicbt zu mathematischen Normen. Sic 
zâhlt die gleichen Bürger, und nach ihrer Zabi sucht sie 
ihnen gleiche Redite beizulegen. 

Indessen passt dieses System der Kopfzahl offenbar besser 
zu der unmittelbaren Demokratie, welche auch die Ausübung 
der Herrschaft gleichmâssig über die ganze Bürgersc^aft vev- 
breitet, als zu der Reprasentativdemokratie, welche unter den 
Bürgern nach ihrer hôheren oder geringeren Würdigkeit unter- 
scheidet und nur den Besseren die Verwaltung der ôffent- 
lichen Angelegenheiten anvertraut. Die letztere Staatsform 
nimmt auf die Qualitât der Gewàhlten Rücksicht, und eben 
darum ist es ftir sie nicht ebenso natürlich, bei der Vertei- 
lung der Wahlkreise nur die Quantitiit in Anschlag zu 
bringen. Uebcrdem werden die Gebrechen dieses Princips in 
der repràsentativen Demokratie bedeutend gesteigert. Wenn 
in der unmittelbaren Demokratie die gesamte Bürgerschaft 
au einem Orte beisammen ist, so ist diese Versammlung doch 
in Wahrheit nicht eine blosse Summe von einzelnen gleichen 
Individuel!, sondern es macht sich in der Masse die Autoritât 
der angesehenstcn Mânner geltend; die Magistrale, die Redner, 
die iiber das Niveau emporragen, üben einen Einfluss aus, 
und es kann sict cher auch in der Mehrheit eine Meinung 
bilden, welche dem Volke als einem Ganzen nach seiner 
wahren Natur entspricht. In der repràsentativen Demokratie 
dagegen ist das Volk nicht so vereinigt, sondern die Bürger- 
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schaft wird in so und so viele Parzellen zerteilt, welche der 
Kopfzalil nach zwar einander gleich sind, wenn aber auf 
ihre Eigenschaften gesehen wird, in einem sehr verschie- 
denen Verhâltnis zu der Gesamtheit stehen, mithin sehr 
ungleiche Teile des Volkes sind. Wer wollte den Wahl- 
kreis von Paris, in welchem die reichsten und gebildetsten 
Teile der Bevôlkerung, dann die zahlreichen Schichten der 
einfachen Bürger (Krâmer, Handwerker), ferner der Arbeiter 
und endlich auch eine Masse von Pôbel, wie er sonst in 
Frankreich nirgends raehr sichtbar ist, auf unnatürliche Weise 
gemischt sind, ohne sich zu einigen, und die lândlichen Wahl- 
kreise der Bretagne oder die Fabrikbezirke in Lyon 'wirklich 
für gleich lialten? Die Verschiedenartigkeit der Wahlkreise 
aber erfordert logisch schon eine verschiedene Wertung ihres 
Stiramj;echtes; und nur diejenige Anordnung und Verteilung 
der Wahlen bürgt für eine richtige Reprâsentation des 
Volkes selbst, welche jedem der verschiedenen Be- 
standteile und Inttfressen in dein Volke eine sei’nen 
Verhâltnissen zum Ganzen g ornasse Vertretung 
sichert. Die Rücksicht auf die Zahl hat allerdings auch 
einen Wert, aber sie allein genügt nicht; vielmehr müssen die 
übrigen Eigenschaften, wenn die Aufgabe ist, je die Besten 
zu Reprasentanten der Gesamtheit zu erheben, — des Ver- 
mogens, der Bildung, der Berufs- und Lebensweise ebenfalls 
berücksichtigt werden; und am besten ist es, wenn das in 
Anlelinung an organische Einteilungen des Volkes selbst, 
im Gegensatze zu willkürlich zusammengewürfelten Massen, 
geschieht. 

Wir kônnen daher für die Reprâsentativdemokratie fol- 
gende zwei Grundsàtze aussprechen: 

1. Da wo in ihr die Gesamtheit der Bürger selber han- 
delt, bei Abstimmungen, welche durch das ganze Volk hin- 
durchgehen, genügt die einfache Zâhlung der abstimmenden 
Bürger, wie bei der unmittelbaren Demokratie. 
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2. Wo dagegen nicht die Gesamtheit liandelt, sondern 
[)ur Teile derselben die Besseren zu Reprâsentanten ftir das 
Sanze erheben sollen, da gentigt das Princip der Kopfzalil 
nicht, sondern es sind* die Teile mit Berücksichtigung aucli 
Jer Qualitât so zu bilden, dass moglichste Garantie für die 
^.uswahl der Besten und in richtiger Proportion der in dem 
V'olke Yorhandenen geistigen, sittlichen und materiellen Le- 
3enselemente gegeben ist. 

Das Eigentümliche der Reprasentativdemokratie besteht 
:larin, dass die Herrschaft im Staate der Mehrheit zu 
eigenem Redit zugeschrieben, die Ausübung dieser Herr- 
schaft aber einer Minderheit anvertraut wird. Um es mog- 
iich zu machen, dass die Minderheit wirklich im Sinne der 
Mehrheit regiere, behalt sich diese den Entscheid über die 
Personen, die in ihrem Namen handeln sollen, vq,v, und 
werden die Wahlen der Reprâsentanten nach kurzen Zeit- 
râumen erneuert. 

^Es wird von der Verfassung aneïkannt, dass die Mehr- 
iieit der Bürger die Musse und die Fâhigkeit nicht habe, die 
Selbstregierung, die sie als ihr natürliches Recht in Anspruch 
nimmt, auch thatsàchlich auszuüben. Aber es wird der Mehr- 
lieit so viel Interesse an dem Staat und so viel Einsicht zu- 
^eschrieben, dass sie sich bei den Wahlen beteilige und die 
tüchtigsten Mànner für die Reprasentation zu finden wisse. 

Die Verfassung ermàssigt — verglichen mit der unmittel- 
baren Demokratie — ihre Anforderungen an die Bürgerschaft, 
aber sie steigert ihre Ansprüche an die Reprâsentanten. Sie 
stützt sich noch auf das Selbstgefühl der freien und wesent- 
lich gleichen Bürger, aber sie vertraut zugleich, dass diese 
sich bescheiden werden, die Besseren aus ihrer Mitte zu 
wahlen, und dass âlle sich willig von den gewàhlten Reprâsen- 
tanten regieren lassen werden, freilich nur so lange, als die- 
selben das Vertrauen der Mehrheit der Wâhler behalten. 

« 

Durch die ôfteren Wahlen werden die Regierenden ab- 
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hângig gemacht von den Eegierten und dennoch sollen in- 
zwischen diese jenen Gehorsara leisten. Die Autoritàt der 
Regierung ist daher verhàftnismàssig schwach, die Freiheit 
der Regierten besser bedacht. Die'obersten Magistrale wer- 
den weniger als Haupter der Republik geehrt, als vielmehr 
als Diener der Menge betrachtet und behandelt. Obwolil, 
nach dem Ausdruck von Guizot, jeder Staat nur von oben 
herab und nicht von unten herauf regiert werden kann, so 
will doch diese Staatsform môglichst den Schein wahren, als 
ob in ihr von unten aufwârts regiert werde. Die Regiei'ung 
bekommt daher leicht das Gepràge einer blossen Verwal- 
tung und der Staat das Geprâge einer ausgedehnten Wirt- 
schaft, einer grossen Gemeinde. 

Am wenigsten zeigt sich übrigens diese Schwâche der 
Autoritàt in dem gesetzgebenden Kbrper; vielmehr liegt da 
die entgegengesetzte Versuchung nahe, dass sich die Volks- 
vertretung mit dem Volke selbst identifiziere und sich von 
dem Wahne der Omnipotenz berauschen lasse. Aber nm* sehr 
schwer gelingt es der Regierung, in der Reprasentativdemo- 
kratie eine starke Autoritàt zu bethâtigen. Der bftere Wechsel 
der Wahlen macht ihre Stellüng unsicher und von der ver- 
ânderlichen Volksstimmung abhângig. Sie ist nur mâchtig, 
wenn sie von dem Beifall der Mebrheit geti'agen wird, und 
ohnmâchtig, wenn sie diese gegen ihre Neigung leiten und 
bestimmen will. Weit aussehende Flâne kann sie nur dann 
verfolgen, wenn dieselben den Instinkten oder Gewohnheiten 
des Volks entspringen und darin die Bürgschaft ihrer Dauer 
liegt. 

Die Regierungsorgane erscheinen durchweg in beschei- 
dener, bürgerlicher Gestalt. Der Glanz der Majestât oder der 
hoheren Dignitàt, mit dem sich die Monafchie und die Aristo- 
kratie umgibt. ist der Repr àsentativdemokratie fremd und zuwider . 
Die hôfische Diplomatie mit ihrer Kunst und ihren Formen 
gedeiht nicht auf diesem Naturboden. Auch da zieht sie die 
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einfachere Vertretung durch Geschâftstrâger und Konsuln ■vor. 
Ein grosses stehendes Heer ist mit ihr geradezu unvertrâg- 
lich. Es wâre eine stete Bedrohung ihrer Sicherheit und ihrer 
Freiheit. Dagegen bedarf sie einer breiten und tüchtigen 
Volks- und Landwehr. Weniger ausgebildet ist in ihr die 
Konzentration aller Kràfte als die Selbstbestimmung und freie 
Bewegung aller Telle. 

Aile Anstalten, welche der grossen Menge dienen, sind 
in ihr durchweg gut, oft vortrefflich bestellt. Wir finden in 
den Demokratien meistens zahlreiche gemeinnützige und wohl- 
thàtige Anstalten, gute Strassen und Verkehrsmittel, zahl- 
reiche Volksschulen , muntere Volksfeste u. s. f., und dabei 
weniger bureaukratische Plage als anderwârts. 

Dagegen bedarf es grosserer Anstrengung als in anderen 
Verfassungen, damit der Staat auch für die hôlieren Bedürf- 
nisse der Kunst und der Wissenschaft sorge. Es ist ein 
Zeichen einer hohen Civilisationsstufe, auf die ein Volk sich 
empôrgearbeitet bat, wenn es durch ‘die Befriedigung auch 
dieser Dinge, die dera allgemeinen Verstiindnis ferner stehen, 
sich selber ehrt; denn nur die gebildete Einsicht weiss den 
Wert zu schatzen, welchen die Pflege dieser geistigen Güter 
auch für die allgemeine Volks wohlfahrt hat. 

Das Bewusstsein mânnlicher Freiheit, welches die ganze 
Verfassung hervorgebracht und darin einen Ausdruck gefunden 
hat, hebt die zahlreichen Mittelklassen, auf die sie vornehm- 
lich gestützt ist, empor, steigert durch mittelbare oder-un- 
mittelbare Uebung in Staatssachen die geistige Entwickelung 
und krâftigt den Charakter der Bürger, Die allgemeine Vater- 
landsliebe hat hier eine breite Unterlage und einen weiten 
Spielraum; und in Krisen zeigt sich die freie Bürgerschaft auch 
zu grossen Opfern bereit. Weniger bietet die Verfassung den 
aristokratischen Naturen Gelegenheit zu freier Entfaltung, und 
diesen gegenüber verhàlt sich das Volk oft misstrauisch oder ^ 
feindlich. Aber auch solche Naturen konnen unter der Vor- 
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aussetzung Achtung ihrer Personlicbkeit erwerben, dass sie 
ihrerseits nicht durch hochmütige Anmassung das Gefühl der 
Rechtsgleichheit verletzen und in gemeinnütziger Hingabe für 
das gemeine Beste mit den Besten der Demokraten wetteifern. 

Anmerkung. Robert v. Mohl bat gegen die obige Behauptung, 
dass für die rcprâsentative Demokratie das Princip der Volkszalil keine 
absolute Geltung verdiene, eingewendet (Encyklop., S. 346): „So richtig 
im allgemeiiien die Ansicht ist, dass die Befugnis, an einer staatlichen 
Wahl Anteil zii nehmen, nicht vom Standpunkt des persbnlichen Rechtes 
aiifgefasst, sondern als ein Anftrag oder als ein Arat betrachtet werden 
miiss, 80 verhalt sich dies doch ganz anders in der Volksherrschaft 
durch Vertretuiig. In der Volksherrschaft geht man überhaupt von dem 
angeborenen Redite des einzelnen, an der Regierung teilzunehmen, aus.“ 
Ich gebe zu, die moderne demokratische Lehre, wie sie von Rousseau 
hauptsachlich vertreten wird, sieht das Verhaltnis so an. Gerade des- 
halb ist sie aber noch in der Mischung des Privatrechtes und des offent- 
lichen Rechtes befangen und ihr Gesellschaftsstaat ist nichts an- 
dwes a?8 der auf den Kopf gestellte Patrimonialstaat. Indem man 
sich der Einheit des Volks im Gegensatz zu der Summe der Bürger 
bewusst wird, kann sicli auch der Irrtum jener Théorie nicht niehr ver- 
bergen. Keiri Walilcr hat^von der Natur sein Wahlrecht erworbei;^, son- 
dern jeder hat es von dem Staate empfangen. Aile Wahlorganisation 
ist Staatseinrichtung zii offentlichen Zwecken. 


Vierundzwanzigstes Kapitel. 

V. Zusanuaengesetzte Staatsformen. 

. Die ganze bisHerige Darstellung der verschiedenen Staats- 
formen batte nur die einfachen Staaten vor Augen. Es gibt 
aber auch zusammengesetzte, d. b. solche Staaten, deren 
Teile in sich wieder als Staaten oder wenigstens staaten- 
âhnlich geordnet sind. In ihnen wiederholen sich die Gegen- 
sâtze der geschilderten Grundformen, und insofern haben sie 
nichts Besonderes. Der Gesamtstaat und die Einzelstaaten, 
der Hauptstaat und die Nebenstaaten kënnen z. B. monarchisch 
oder reprâsentativ-demokratisch organisiert sein. 
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Nicht immer haben aber die Einzelstaateu und der Ge- 
samtstaat dieselbe Verfassungsform. Der deutsche Bund von 
1815 blieb eine Oligarchie von souverânen Fürsten ohne Volks- 
vertretung, wahrend in den Einzelstaateu die konstitutionelle 
Monarchie nach und nach eingeführt ward. Einzelne Kantone 
der Schweiz sind noch absolute Demokratien, wahrend der 
Gesamtstat reprâsentativ-demokratisch ist. Die englische Ver- 
fassung ist konstitutionell-monarchisch, aber englische Neben- 
lander in Asien werden noch als Absolution verwaltet; andere 
halbsouveràne Staaten sind Republiken unter britischer Schutz- 
hoheit. 

Sind die Nationalitâten, die Civilisationsstufen und die 
historischen Bedingungen sehr verschieden, so wird sich auch 
eine Verschiedenheit der Verfassungsform rechtfertigen; sind 
sie gleichartig — wie ira Deutschen Bund — so wir^ diese 
Verschiedenheit als Unnatur und Disharmonie empfunden. ' 

Zu allen zusammengesetzten Staatswesen kommt aber 
notwtndig ein neuer Gegensatz hinzuy nâmlich das Macht- 
verhliltnis des einen Gesamt- oder Hauptstaates zu der 
Selbstandigkeit der Einzel- oder Nebenstaaten. 

Mit Rücksicht darauf lassen sich folgende Hauptverhâlt- 
nisse unterscheiden: 

I. Ein herrschender Hauptstaat mit ganz unter- 
thanigen Nebenlândern. 

Von der Art sind viele Besitzungen der europâischen 
Mâchte vorzüglich in Asien und in Afrika. Nur der Haupt- 
staat ist als freier Staat organisiert, die Nebenlânder sind 
unfreie und überdem der Fremdherrschaft unterworfene 
Staaten. Die Gegensatze der Staaten sind hier àusserst 
schrotî und der môgliche Konflikt zwischen ihnen wird durch 
die Energie der Hen’schaft des einen Staates über den anderen 
zu losen versucht. ‘ 

1 Vgl. die vortreffJiclie Ausführuiig bei Mi 11, Betrachtungen über die 
Repraseutativverfassung (übersetzt von Wille), Zurich 186ÎI. 
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II. Ein oberherrlicherHauptstaatgegenüber Vasallen- 
staaten oder ein schutzherlicher Staat gegenüber den 
schutzbedürftigen Nebenstaaten. Hier ist eine relative Selb- 
stândigkeit der Vasallen- oder Schutzetaaten au ch dem Ober- 
oder Schutzherrn gegenüber wohl môglich. Das rômische Reich 
deutscher Nation ist ein inittelalterliches, das osmanische Reich 
heute noch ein Beispiel eines aus Vasallenstaaten zusamnien- 
gesetzten Staatskorpers. Der modernen Staatenbildung ent- 
spricht aber noch eher die schutzherrliche als die Lehensforra, 
obwohl auch sie nur unter der Voraussetzung sehr ungleich- 
artiger Krâfte einen Sinn hat und einem freien Volke niemals 
zusagen wird. Die napoleonische Protektion des Rheinbunds, 
die englische über die Jonischen Inseln, die europaische über 
die Moldau und Walachei môgen als Beispiele erwâhnt werden. 

HL Verwandt durait, aber ermassigt und veredelt durch 
die' Rücksichten der Pietat, ist das Verhâltnis des Mutter- 
staates zu den noch nicht ganz selbstmâchtigen, aber bereits 
zu einer staatenartigera Organisation erwachsenen Kolonial- 
lândern. In den âusseren Beziehungen vorzüglich wird die 
Kolonie, auch wenn sie ira inneren wesentlich selbstândig 
geworden ist, doch langer des Schutzes des Mutterstaates 
bedürfen, und insofern eine relative Ueberordnung des- 
selben anerkennen. Dieses Verhâltnis einer relativen Selb- 
stàndigkeit der Koloniestaaten ist zuerst von England gegen- 
über von Kanada ausgebildet worden. 

JV. Der Staate’nbund und die Personalunion* setzen 
die voile Hoheit und Selbstândigkeit derverbundenen Staaten 
als Regel voraus, aber beschrânken dieselbe ausnahmsweise, 
soweit das gemeinsame Schicksal der Verbindung es nôtig er- 
scheinen lâsst. Die Einzelstaaten sind hier wohl als Staaten 
organisiert, aber nicht ihre Verbindung. Diese erscheint nur 
als eine unentwickelte Staatengeraeinschaft, die nur in 


2 Vgl. oben S. 309 und 312. 
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Beziehungen — vorzüglich nach aussen — wie eine Staats- 
persënlichkeit auftritt. Sie ist eher ein Staatenkonglomerat, 
als ein wahrer Staat. Es fehlen ihr die nôtigen Organe für 
die Gesetzgebung, Regierung, Rechtspflege. Sie schwankt 
zwischen einer dauernden vôlkerrechtlichen Allianz und 
einer staatsrechtlichen Gestaltung. Deshalb ist sie nur 
eine unvollkommene Uebergangsform. 

Es gibt in dieser Form vielleicht eine gemeinsame Nation, 
aber kein wirkliches Gesamtvolk; und die Entwickelung des 
Gesamtlebens und der Gesamtmacht ist sehr erschwert, weniger 
noch in der Personalunion, welche in dem gemeinsamen 
Monarchen ein einheitliches Haupt besitzt und nur in allen 
anderen Beziehungen die Spaltung zeigt, als in dein Staaten- 
bunde, wo es an jedem einheitlichen Organe fehlt. Zum 
Handeln ist dieselbe ganz untauglich. Der Deutsche Bund war 
in unserer Zeit das beredteste Beispiel dieser Verbindurigs- 
form und ihrer Schwâchen. 

• V. Der Bundesstaat, das Bund.esreich und die Real- 
union^ sind darin verwandt, dass in beiden Verbindungen der 
Gesamtstaat als ein wirklicher Staat organisiert ist, und 
ebenso die verbundenen Einzelstaaten. In dem Bundesstaate 
sind die letzteren noch selbstàndiger als in der Realunion, 
weil sie dort eine ihnen ausschliesslich angehôrige Regierung 
haben, hier aber das Haupt des Gesamtstaates zugleich der 
Landesfürst in den Kronlândern ist. Man spricht daher nicht 
leicht von der Souverànitât der realunierlen Kronlander,,aber 
unbedenklich von der Souverànitât der Landesstaaten (Parti- 
kularstaaten, Kantone) in dem Bundesstaate und dem Bun- 
desreich. 

Es gibt in dem Bundesstaate und dem Bundesreiche ein 
organisiertes Gesamtvolk und organisierte Landesvolker: 
(Amerikaner und New-Yorker oder Pennsylvanier; Schweizer 


3 Vgl. oben S. 309 und 313. 
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Volk und Berner-, Züricher-, Genfer Volk; deutsches Volk und 
Preussen, Bayern, Sachsen u. s. f.) und der Gesamtstaat ist 
ebenso frei in seinen Bewegüngen und zwar ebenso ausge- 
stattet mit Organen wie ein Einheitssteat. Pie Landesstaaten 
aber sind keine Vasallen des Gesamtstaates, sondern inner- 
halb ihres Bereiches wieder selbstândig wie Einheitsstaaten.^ 
Die Moglichkeit eines solchen Nebeneinanderseins zweier 
Staaten auf demselben Gebiete wird dadurch hergestellt, dass 
einerseits die Kompetenzen der beiderlei Staaten scharf 
ausgeschieden werden und für friedliche Erledigung allfalliger 
Konflikte gesorgt ist, und dass andererseits die beiderlei 
Behorden und Reprâsentativkôrper moglichst voneinander 
getrennt und wechselseitig unabhângig erhalten wer- 
den. Am vollstândigsten ist diese Scheidung auch der Per- 
sonen (Aemter) in dem nordamerikanischen Bundcsstaate 
durchgeführt worden, die Ausscheidung der Kompetenzen 
aber auch in der schweizerischen Bundesverfassung mit be- 
sonderer Sorgfalt geregeit worden. * In dem deutschen Bùn- 

i (ji. Waitz, Gnmdziige der Polilik, Kkd 1862, S. 44 f.: „Heide, die 
Biiiidesgcwalt niid die Oewalt der Einzelstaateii müssen iii ilirer Sphare 
selbstândig (soiiveran) sein; diese darf ihre Gcwalt niclit von jener 
emplangen, jene niclit auf Uebertragiing dieser beruhen.“ 8. 153: „Wesen 
des Bundesstaates.“ [Ueber das Wesen des Biindesstaates ira allgemeinen 
und über die rechtliche Natur des Deutschen ReicJis insbesondere sind 
seit dem Jahre 1871 zahlreichc üntersuchungen verbffentlicht worden, 
die jedoch bis jetzt eine befriedigende Losung des schwierigen Problems 
noch nieht gebracht haoen. Die in dem Texte dargelegte Ansicht, 
welche ziierst von Tocqueville begründet und von Waitz weiter aus- 
gebildet wurde, steht in Widerspruch mit dem Wesen der 8ouverànitàt 
als der hbchsten und deshalb sowohl ihrem Umfang wie ihrem Inhalt 
nach unteilbaren Gewalt des Staates. Vgl. insbesondere Seydel in der 
Zeitschrift für Staatswissenschaft Bd. XXVIIF, 185 ff.; Laband, Staats- 
recht 1, 70 fauch in Marquardsen, Handbuch des ôlTentlichen Redites 
II, Abt. 1, S. 15 ff.); Jellinek, Lehre von den Staatsverbindungen, 
1882, S. 16 ir., S. 253 IT.] 

5 Vgl. Rüttimanii, üeber die für Realisierung des Bundesrechtes 
zii, Gebote stehenden Organe und Zwangsmittel der schweizerischen Eid- 
genossenschaft, Zürich 1862. 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 30 
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desreiche sînd die Organe der Bundesregierung noch mit den 
Organen der einzelstaatlichen Regierungen eng verbunden, so 
jedoch, dass in dem Konig von Preussen als deutscher Kaiser 
die Eigenschaft des ei’nen Bundeshaupts sichtbar wird, und 
dass der Reichstag von den Kammern der Einzelstaaten ganz 
getrennt ist. Die Kompetenzen des Reiches aber sind keines- 
wegs scharf geschieden von denen der Landesstaaten; sie sind 
im Gegenteil mit Absicht flüssig erhalten ; aber es ist diirch 
die Reichsverfassung, welche jederzeit dem Reichsgesetz den 
Vorzug vor dem Landesgesetz zusichert, aber zugleich in dem 
Bundesrat, ohne den kein Reichsgesetz zustande kommt, 
die Selbstàndigkeit der Landesregierungen wahrt, daftir ge- 
sorgt, dass Konflikte unterbleiben oder bald erledigt werden. 

Gewôhnlich wird der Bereich des Gesamtstaates vorzugs- 
weise die Russeren Angelegenheiten in der Regel,# und nur 
gewisse gemeinsame innere Dinge als Ausnahme umfassen, 
und umgekehrt die Selbstàndigkeit der Einzelnstaaten si ch in 
der Regel in der inneren VerwaTtung, ausnahmsweise in 
den auswârtigen Verhâltnissen bewàhren. 



Siebentes Buch. 


Staatshoheit und Staatsgewalt (Souverànitàt), ihre 
G^liederung. Staatsdienst and Staatsamt. 


Erstes Kapitel. 

Der Begriff der^ Staatsgewalt (Souveranitftt). 

Del’ Staat ist die Verkôrperung und Personifikation der 
Volksinacht. Indem man sich diese Volksmacht in ihrer hochsten 
Würde und ihrer grossi en Gewalt denkt, spricht man von 
Souverànitàt. 

Der Naine der Souverànitàt ist zuerst in Frankreich auf- 
gekommen und der Begriff der Souverànitàt wurde zuerst von 
der franzosischen Wii^senschaft ausgebildet. Bodin hat den- 
selben» zum Grundbegriff des Staatsrechtes erhoben. Seither 
hat das Wort und der Begriff einen sehr grossen Einfluss ge- 
übt auf die ganze neuere Entwickelung der modernen Staats- 
verfassung und der gesamten neueren Politik. 

Im Mittelalter wurde der Ausdruck „ Souveraineté" (su- 
prema potestas [supranitas]) noch in einem weiteren Sinne 
gebraucht. Jede Behôrde, welche in oberster Instanz den 
Entscheid gab, so dass eine Berufung an eine hôhere Autoritât 
nicht môglich war, hiess eine „souveràne“ Behôrde. Die 
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obersten Gerichtshôfe wurden „ Cours souveraines “ genannt. 
Es gab so eine grosse Zabi souverâner Aemter und Kôrper- 
schaften innerhalb des Staates. Aber allmàhlich gestand man 
diesen Namen nicht nîehr den blossen Aemtern und Stellen 
der verschiedenen Verwaltungszweige, sondern nur noch der 
einen hôchsten, das Ganze beherrschenden Staatsgewalt zu. 
Daher wurde nun der Begriff hoher gefasst und bedeutete 
nun die konzentrierte Fülle der Staatsmacht. 

Die Begriffsbestimmung war ganz beherrscht von der 
centralisierenden Richtung der franzosischen Politik seit dem 
XVI. Jahrhundert und dem Streben der franzosischen Kônige 
nach absoluter Gewalt. Bodin batte die Souveranitat erklârt 
als absolute und immerwàhrende Staatsmacht („ puissance ab- 
solue et perpétuelle d’une république^). Auch nachher ver- 
stand man die Souveranitat in diesem absoliiten Siniw. Nicht 
etwa nur der Konig Ludwig XIV., der sich selber den Staat 
nannte, ganz ebenso schrieb sich der jakobinische Konvent 
der franzosischen Republik von 17\)3 die Staatsgewalt als 
eine allmàchtige zu. ^ Beide mit Unrecht. Der moderne Re- 
prâsentativstaat weiss nichts von einer absoluten Staatsgewalt 
und eine absolute Unabhângigkeit gibt es überall nicht auf 
Erden. Weder die politische Freiheit noch das Recht der 
tibrigen Organe und Bestandteile des Staates vertragen sich 
mit einer solchen schrankenlosen Souveranitat, und wo immer 
Menschen versucht haben dieselbe zu i\ben, da hat auch die 
Geschichte solche Anmassung verurteilt. Selbst dem ’Staate 
als einem Ganzen kommt solche Allmacht nicht zu; denn 
auch er ist nach aussen durch das Recht der übrigen Staaten 

1 Thiers (Hist. de la Hévol. Iranç. II, p. 200) iirtcilt von der Ansicht 
der Jakobiner : „Die^Nation kann nie auf ihre Bel’ugnis verzichten: ailes 
zu thun und ailes zu wollen zu jeder Zeit; diese Befugnis begründet ihre 
Allmacht (sa toute-puissance) und diese ist unverausserlich. Die Na- 
tion hat sich daher Ludwig XIV. nicht verptlicliten kÔiineii.“ Iiidessen 
hat damais schon der Abt Sieyès den Irrtum erkannt. Bluntschli, 
Gesch. d. Staatsr., S. 326. 
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und nach innen durch die eigene Natur und durch das Recht 
seiner Glieder und der Individuen in ihm beschrànkt.'^ 

Die deutsche Sprache bat keinen vôllig entsprechenden 
Ausdruck. Die „Obergewalt“ oder wie’die altéré Staatssprache 
in der Schweiz lautete »der hochste und grossie Gewalt“® 
bezeichnet nur die Autoritàt nach innen, nicht zugleich die 
Selbstândigkeit nach aussen. Das Wort „ Staatshoheit* be- 
zeichnet eher die Würde (majestas), als die Macht des Staates. 
Der Ausdruck ^Staatsgewalt* erinnert weniger an die Würde 
als an die Machtentfaltung. Wir sind daher genôtigt, um 
beide zusammenzufassen, was der eine Ausdruck Souveranitat 
besagt, von ^Staatshoheit und Staatsgewalt* zu reden. In- 
dessen haben die deutschen Ausdrücke doch den Vorzug, dass 
sie weniger als der franzôsische zu dem Missverstândnis der 

absoluteu Gewalt verleiten. Je nach Umstânden werden wir 
■ \ 

übrigens auch nur eine der beiden Bezeichnungen brauchen. 
Die Eigenschaften der Souveranitat sind: 

1. Unabhàngigkéit der Staatsgewalt von jeder über- 
geordneten Staatsautoritât. Auch diese Unabhângigkeit ist 
nur relativ, nicht absolut zu verstehen. Das Volkerrecht, 
welches aile Staaten zu einer gemeinsamen Rechtsordnung 
verbindet, ist ebensowenig in Widerspruch mit der Souve- 
ranitat der Staaten, als das Verfassungsrecht, welches die Aus- 
übung der Staatsgewalt innerhalb des Staatsgebiets beschrànkt. 
Um deswillen ist es môglich, dass Lânderstaaten noch als 
souverân geachtet bleiben, obwohl sie in wesentlichen Dingen, 
wie Z. B. âussere Politik und Heeresmacht, von dem grôsseren 
Gesamtstaat abhangig geworden sind. 


îi Hannoversche Erklârung von 1814 bei Hormayr, Lebensbilder 
I, S. 111 : „In dem BegrifFe der Soiiverànitâ.t8rechte liegt keine Idee der 
Despotie. Der Kbnig von Grossbritannien ist iinleugbar ebenso souverân 
aïs jeder andere Fürst in Europa, und die Freiheiten seines Volkes be- 
festigen seine n Thron, anstatt ihn zu untergraben." 

3 Blumer, Rechtsgesch. der Schweizer Demokratien II, 140, 141. 
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2. Hôchste staatliche Würde, das was die antike 
romische Staatssprache „Majestas“ genannt hat. 

3. Fülle der Staatsmacht, im Gegensatz zu blossen 
Teilbefugnissen. Die Souverànitât ist nicht eine Summe 
von einzelnen Sonderrechten, sondern staatliches Gesamtrecht, 
sie ist ein Centralbegriff, von âhnlicher Energie wie das 
Eigentum im Privatrecht. 

4. Ferner ist die souverâne Macht ihrer Natur nach die 
oberste im Staate. Es kann somit keine andere staatliche 
Gewalt in dem Staatsorganismus ihr übergeordnet sein. 
Die franzosischen Seigneurs des Mittelalters hôrten auf„ Souve- 
râne" zu sein, als sie in allen wesentlichen Beziehungen 
staatlicher Selbstândigkeit und Hoheit dem Kônige, ihrem 
Lehensherrn, sich wieder unterordnen mussten. Die deutschen 
Kurfürsten konnten seit dem XIV. Jahrhundert Sourerànitât 
in ihren Lândern behaupten, weil sie in Wahrheit die oberste 
Staatsmacht in denselben zu eigenem Eechte besassen."* 

5. Da der Staat ein organischer ‘Korper ist, so ist Ein- 
heit der Souverànitât ein Erfordernis seiner Wohlfahrt.® Die 
Spaltung der Souverànitât führt in ihrer Konsequenz zur 
Lahmung oder Auflosung des Staates und ist daher mit der 
Gesundheit des Staates nicht vertraglich. 

Anmerlv iingen. 1. Rousseau, dessen Lehre von der Iranzosi- 
schen Révolution in die That iibersetzt worden ist, gründete die Souve- 

4 Die franzdsische Bezeichnung der Lanieshoheit der dei|,tschen 
Reichsfürsten und Reichsstadte in dem Entwurfe des westfâlischen 
Fiiedens: „qvie tous les princes et Estais seront maintenus dans tous les 
autres droits de souveraineté , qui leur appartiennent^* war damais fur 
Deutschland nen, und die Absicht weiterer Lockcrung des Reiclisver- 
bandes in dem Worte sichtlich dargelegt; aber denâ Wesen nach hatten 
sclion lange vorher die meisten deutschen Lânder in der That, wenn 
aiich nur eine unvollVommene, Souverànitât erlangt. 

5 Imman. Herrm. Fie h te (Beitrage zur Staatslehre , 1848) geht 
aber zu weit, wenn er die Souverànitât geradezu als „Einheit der 
Regierung“ erklàrt. Die Machtfülle und Hoheit ist immerhin der wa 
sentliche Inhalt der Souverànitât. 
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râïiitat auf den „allgemeiïien (la volonté générale) und 

substituierte so irrtümlich der suprema potestas die suprema voîuntas. 
Ans diesem Grunde erklart er, îm Widerspruche mit der Geschichte, die 
Soiiveranitàt für unveràusserlicli, denn „wohl lasse sich die Macht, 
nicht aber der Wille übertragen.“ Contr. soa IL 1. Dieser erste Grund- 
irrtiim, welcher das Recht als Wilikür fasst und in dcmselben iiur das 
Produkt des Willcns, niclit auch desscn notwendige Vorbedingung und 
Schranke erkennt, welcher von dem „Sollen“ nichts weiss, war unge- 
mein fruchtbar an neuen Trrtiimern. Der Wille ist eine Entfaltung und 
Aeusserung des inenschlichen Geistes und Gemütes, nicht aber wie die 
Souveranitat cine Rec htsinstitution des Staates. Der Wille kanu 
wolil die Aiisübung des Redites besecleii, auch wohl Veranderungen in 
der Rechtsordnung hervorbringen, aber er ist für sich k ei n Redit. Der 
Wille des Soiiverans setzt die Souveranitat voraus, nicht umgekehrt 
diese jeu en. 

2. Der Gedanke, dass die Souveranitat die Quelle des Staates und 
der Rechtsordnung und denigemass der Souveran über dem Staate sei, 
ist unlogisdi. Staatsmadit und Staatsliolieit lassen sich nur deiiken, wenn 
man den Staat voransdenkl. Die Souverauitkt ist daher ein staats- 
reclitlicher, nicht ein überstaatsreditlidier Begriff. 

3. K O n s t. F r a n t z (V orschule d. St.., S. 32) bat das „S e 1 b s t b e w u s s t- 
sein des 8taates“ neben der bfFentlichen Gewalt als die zweite Haupt- 
eigeiisdiaft der Souveranitat erklart. Aber das Bewusstsein ist Bütig 
lur die Ausübung eines Redites, für die Rechtshandlung, nicht eine’Eigen- 
schaft des Redites selbst. 


Zweites Kapitel. 

Staatssonverânitîlt (Yolkssoaver^nitat) and Hegenten- 
sonverânitkt. 

Wem kommt die Souveranitat zu? Die Parteien sind 
geneigt auf diese Frage in ganz verschiedenem Sinne zu ant- 
worten, und auch die Wissenschaft hat mancherlei Schwierig- 
keiten aus dem Wege zu râumen und Vorurteile zu überwin- 
den, bis es ihr gelingt, zu einer einfachen und wahren Lôsung 
hindurchzudringen. 

1. Eine besonders seit Rousseau und der franzôsiscben 
Révolution sehr verbreitete Meinung antwortet: Dem Volke 
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und bekennt sich für das Princip der sogenanoten Volks- 
souverânitât. 

Da fragt sich aber'voraus: was versteht sie unter dem 
„VoIk“? Die einen verstehen darunter lediglich die Summe 
der Individuel], die zum Staate sich zusamtnenhnden, d. h. sie 
lôsen itn Gedanken den Staat in seine Atonie auf und sprechen 
der unorganischen Masse oder der Mehrheit dieser Individuen 
die hôchste Gewalt zu. Diese âusserste radikale Meinung ist 
offenbar im Widerspruch mit der Existenz des Staates, welche 
die Grundlage der Souveranitât ist. Sie ist daher mit gar 
keiner Staatsverfassung vereinbar, auch nicht mit der abso- 
luten Demokratie, welche sie zu begründen vorgibt; denn auch 
da übt wohl die geordnete Volksversammlung (Landsgemeinde), 
nicht aber die atomisierte Menge die Staatsgewalt aus. 

2. Die anderen denkeri dabei an die gesamte gleiche 
Staatsbürgerschaft, welche in Gemeinden versammelt ihren 
Willen ausspricht, d. h. sie denken an die Souveranitât des 
Demos in der Demokratie. Beschrânkt auf diese Staatsform 
hat das Princip einer so verstandenen Volkssouverànitât einen 
Sinn und eine Wahrheit; es ist dann mit Demokratie sogar 
wôrtlich gleichbedeutend. Schon für die Reprâsentativdemo- 
kratie aber verliert der Satz grossenteils seine Anwendung, 
weil in der regelmàssigen Thàtigkeit die oberste Macht nicht 
von der Bürgerschaft unmittelbar, sondern nur mittelbar 
von den Repràsentanten derselben ausgeübt wird. Ganz 
unvereinbar ist derselbe mit allen anderen Staatsformen, denen 
sie die sonderbare Zumutung macht, dass das Staatshaupt 
sich dem niedrigsten Staatsbürger gleichstelle, und die Regie- 
renden sich als Minderheit der Mehrheit der Regierten unter- 
ordnen. Sie weist im Staatskôrper den Füssen die Stellung des 
Kopfes an und diesem den Flatz der Füsse. 

B. Zuweilen werden auch die beiden Meinungen nicht 
scharf unterschieden, sondern gehen ineinander über. Die 
eine ist anarchisch, die andere ist absolut demokratisch. Den- 
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noch behaupten ihre Verteidiger gewôhnlich die Allgemein- 
gültigkeit derselben. Das aber ist gerade das Qef&hrliche 
dieser Théorie, dass ihre Anèrkennung den vollstàndigen Um- 
sturz aller anderen Staatsformen, mil einziger Ausnahme der 
unmittelbaren Demokratie, und die Umwandlung jener in diese 
im Princip voraussetzt und fordert. 

Dieselbe ist daher wohl schon von ganz entgegengesetzten 
Parteien^ verfochten worden, aber immer nur von solchen, 
wenn anders mit Bewusstsein, welche mit der bestehenden 

t Wir erinnern hier voraus an die Théorie des Jesuitengenerals 
Lainez und der Jesuiien Beilarmin und Mariana, welche, in der 
Absicht die Oberherrlichkeit* der Kirche liber deii Staat zu begründen, 
und auch die Konige dem Papstc, der allein von Gott seine Gewalt 
empfange, nicht wie jene von der Menge des Volkes, zu unterwerfcn, die 
Volkssouveranital in Schutz nahmen. Vgl. dariiber L. Rankes Hist. 
polit. Zeitschr. Il, S. 606 ff. [üeber die Entetehung der Lehre von der 
Volkssouveranitat im Mittelalier und ihre Ausbilduiig im XVI. und 
XVII. Jahrhundert durch die Jesuiten einerseits und die Rcchtsphilo- 
sophie andererseits siehe di^ gruridlegenden Arbeiten Gierkes, Jolmnnes 
Althusius und die Entwickelung der naturrechtlichen Staatstheorien 
(1880), S. 123 ff.; Genossenschaftsrecht III, 568 ff.] Einflussreicher aber 
war in neuerer Zeit die Ausfiihrung dieser Lehre durch Rousseau. Er 
nennt das aus allen Einzeliieii gebildete Volk den Souveran. Nach 
ihm ist jedea Indi\dduum zugleicli ein Teilhaber der Soiiveriinitafc und 
hinwieder ein Uiiterthan des Souverans, und da er die Houveranitat für 
den allgemeinen Willen und diesen lur unverausserlich erklart, so kommt 
er konsequent zu dem KSatze, dass die Mehrheit jederzeit berechtigt sei, 
der bestehenden Obrigkeit den Gehorsam aul'zukiindigen , diese zu ent- 
setzen und die Verfass ung beliebig zu andern. Indem sie das thut, tibt 
sie nach Rousseau nur„Akte ihrer Souverànitat“ aus, und vor der 
leibhaften Manifestation eines so geausserten Volkswillens verschwindet 
auch die abgeleitete Autoritat der Stellvertretung des Volks in den 
N ati onal versammlungen in Nichts. Das Volk aber kann, wie 
Rousseau raeint, sich selber nicht binden weder durch Verfassung noch 
durch Gesetze, denn diese sind nur Aeusserungen seines Willens, die 
80 lange gelten als dieser Wille sie aufrecht erhalten will. [Vgl. über 
die Théorie Rousseaus Gierke, Joh. Althusius, S. 201 ff.] — Dass mit 
dieser Lehre die Fortdauer der Rechtsordnung nicht bestehen kann, und 
solche Freiheit ohne Bestand und ohne Treue ist, bedarf keines weiteren 
Beweises. 
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Staatsordnung oder Staatsregierung unzufrieden dieselbe zu 
untergraben und zu stürzen strebten. In der Hand der fran- 
zôsischen Révolution war dieselbe daher auch eine furchtbare 
Waffe der Zerstôrung. Sehon die Nationalversammlung in ihrer 
Kriegserklârung vom 20. April 1792 verkündete die Rousseau- 
sche Théorie officiell: „Ohne Zweifel hat die franzôsische 
Nation laut erklârt, dass die Souverânitât nur dem Volke zuge- 
hort, welches, in der Ausübung seines hôchsten Willens durch 
die Rechte der folgenden Geschlechter beschrankt, keine un- 
■widerruflicheMacht übertragen kann; sie hat offen aner- 
kannt, dass kein Herkommen, kein gesetzlicher Ausspruch, 
keine Willenserklârung, kein Vertrag eine Gesellschaft von 
Meuschen einer Autoritat unterwerfen kann, so dass sie 
nicht mehr das Recht hâtte, dieselbe zurückzunehmen. Jedes 
Volk hat allein die Macht, sich seine Gesetze zu geb^n, und 
das unverâusserliche Recht, dieselben zu ândern. Dieses Recht 
gebührt entweder gar keineni oder allen mit vollem Fuge.“ 
Der-^nachherige Konvent enthüllte die‘weiteren Konsequenzen 
dieses Princips nach der Zerstôrung des Kbnigtums. 

Aber auch in unseren Tagen haben wir wieder die that- 
sàchliche Verkündigung des nâmlichen Grundsatzes auf dem 
Stadthause zu Paris erlebt. Durch einen solchen souverânen 
Akt der aufgeregtcn Pariser Bevolkerung wurde im Februar 1848 
die konstitutionelle Monarchie abgeschafft, die Republik prokla- 
miert und die Diktatur eiues improvisierten Regierungsaus- 
schusses eiugesetzt. In einer von Lamartine selber redigierten 
officiellen Kundmachung heisst es wôrtlich: „Jeder Franzose, 
der das Mannesalter erreicht hat, ist Staatsbürger, jeder Bürger 
ist Wâhler. Jeder Wàhler ist Souveràn. Das Recht ist 
gleich und es ist ein absolûtes für aile. Es kann kein Bürger 
zum anderen sagei>: Du bist in hôherem Masse Souveràn als 
ich. Erwâget eure Macht, bereitet euch dieselbe auszuüben 
und seid würdig, in den Besitz eurer Herrschaft einzutreten."^ 

2 Lamartine, Histoire de la révolution de 1848, II, p. 449. 
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4. Zwar wohlgemeint, aber unbefriedigend sind die Ver- 
suche einzelner franzôsischer Staatsmànner, dem verderblichen 
Begriffe jener Volkssouveranitàt, welcher entweder ailes Staats- 
recht auflôst, um die Staatshoheit au begründen, oder aile 
Staaten in Demokratien verwandelt, den einer Souverânitàt bald 
der Vernunft bald der Gerechtigkeit entgegenzusetzen. ® 
Durch Hinweisung auf jene oder diese gedachte man dem 
Missbrauche zu begegnen, welchen das Volk von der Souve- 
rânitât machen mochte. Allein diese Vorstellung übersieht, 
dass das Recht nur der Per son, das staatliche Hoheitsrecht 
nur einer staatlichen Personlichkeit zukomme und von 
dieser nach Grundsâtzen der Vernunft und Gerechtigkeit aus- 
geübt werden solle. Dem Irrtum, der in der absoluten Demo- 
kratie die alleinige Grundform des Staates erkennt, tritt hier 
der Irrtum der Ideokratie entgegen, in der wohlgemeinten 
Absicht, die Volksmehrheit durch die Herrschaft der Idee zu 
leiten. Aber es bleibt dieser Widerspruch erfolglos, weil die 
Macht der Personlichkeit stârker ist als aile Fiktion. * 

5. Eine andere Meinung nennt die als Einheit gedachte, 

3 Z. B. Roy er- Col lard in der Rede vom 27. Mai 1820: „E8 gibt 
zwei Elemente in der Gesellschaft: das eine ein materielles, d. h. 
das Individuum, seine Kraft und sein Wille“ [ — ist denn das Indi- 
viduum, seine Kraft und sein Wille materiell? Und ist niclit auch hier 
wieder der alte Irrtum wahrnehmbar , dass vom Individuum ans das 
Staatsrecht bestimmt werde? — J „das andere ein moralisches, d. h. 
das Recht, welches ans den berechtigten Verbal tnissen hervorgeht. Wollen 
Sie die Gesellschaft au8 dem materiellen Elemente ableiten? Die Mehr- 
heit der Individuen, die Mehrheit der Willen soll der Souverân sein. 
Das ist die Volkssouveranitàt. Wenn mit Willen oder gegen ihren 
Willen diese blinde und gewaltsame Souverânitàt in die Hand eines Ein- 
zelnen oder einer Klasse übergeht, ohne ihren Charakter zu andern, so 
wird sie zwar zu einer weiseren und gemàssigteren Macht, aber sie bleibt 
immerlîin robe Kraft. Das ist die Wurzel der absoluten Macht und der 
Privilegien. Wollen sie im Gegenteil die Gesellschaft auf das moralische 
Elément, d. h. das Recht begründen? Dann ist die G erechtigkeit der 
Souverân, weil die Gerechtigkeit die Regel des Rechtes ist. Die freien 
Verfassungen haben den Zweek, die rohe Kraft zu entthronen und die 
Gerechtigkeit zur Herrschaft zu erheben.“ 
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zwar noch nicht oder nicht zureichend organisierte, aber der 
Organisation fâhige Nation mit ihren Instinkten, ihrer 
Spracbe, ihren Gefühlen, ihren socialen Gegensâtzen das 
Volk und spricht der Nation das Recht zu, den Staat beliebig 
umzubilden. 

Wir haben in der ^Nation* die Anlage zur Volksbildung, 
d. h. zum Staate anerkannt (Buch II, Kap. 2) und inüssen 
daher zugestehen, dass durait mittelbar auch die Anlage zur 
Ausbildung der Staatshoheit anerkannt ist. Aber nicht mehr 
als die ursprüngliche Kraft, noch nicht ihre Bethâtigung, die 
leere Môglichkeit, noch nicht ihre Verwirklichung. 

Die Volkssouverânitât in diesem Sinne, oder wie sie nach 
dem deutschen Sprachgebrauch richtiger genannt würde, die 
Nationalsouveranitât ist demnach ein unreifer, unentwickelter, 
vorstaatlicher Gedanke, der erst die Staatenbildung abwarten 
nuiss, um dann in staatlicher Gestalt wirkiich zu werden. 

6. Mau kann aber und man muss sogar das Volk in 
staaïlichem Sinne verstchen als die' geordnete Gesamt- 
heit in Haupt und Gliedern, die wir als die lebendige 
Seele der Staatspersonlichkeit anerkennen. 

Inwiefern der Staat als Person erscheint, insofern koinmt 
ihra ohne Zweifel Unabhângigkeit, hôchste Ehre, Machtfülle, 
oberste Autoritât, Einheit d. h. Souverânitat zu. Der Staat 
als Person ist souverân. Deshalb nennen wir diese Sou- 
verilnitât Staatssouverânitat. 

Sie ist nicht vor dem Staate, noch ausser dem Staate, noch 
über dem Staate, sie ist die Macht und Hoheit des Staates 
selbst. Sie ist das Recht des Ganzen und so gewiss das 
Ganze mâchtiger ist, als irgend ein Teil des Ganzen, so ge- 
wiss ist auch die Souverânitat des ganzen Staates der Souve- 
rânitât eines einzelîien Gliedes im Staate überlegen. 

Wâre nicht die Sprache durch die Parteikâmpfe verwirrt, 
so kônnten wir diese Staatssouverànitât schicklicherweise Volks- 
souverànitat heissen, indem wir unter Volk nicht eine aufge- 
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lôste Menge von Individuen, sondern die politisch gegliederte 
Gesamtheit verstehen, in welcher das Haupt die oberste und 
jedes einzelne Glied die seinei* Natur gemâsse Stellung und 
Aufgabe bat. In diesem Sinne haben» franzosische Publicisten 
— nach dem entgegengesetzten Sprachgebrauch der Franzosen 
und der Deutscben — diese Souveranitat auch wohl , Sou- 
veraineté de la nation" genannt.'* Gegenwârtig aber wàre 
jene Bezeichnung den heftigsten Missverstândnissen ausgesetzt, 
und daher haben wir den unverfânglichen Ausdruck Staats- 
souveranitât gewahlt. 

Diese Staatssouverànitât zeigt sich nach aussen und im 
Innern, dort als Selbstândigkeit und Unabhângigkeit eines 
jeden Einzelstaates im Verhâltnis zu den anderen Einzelstaaten, 
beziehungsweise auch des Weltreiches gegenüber der Kirche, 
hier alg . gesetzgebende Macht des ganzen geordneten Volks- 
kôrpers. 

In diesem Sinne pflegen auch die Englânder ihrem Par- 
lamente, an dessen Spkze der Konig steht, und welche» das 
gesamte Volk darstellt, Souveranitat zuzuschreiben. ^ Es ist 


4 Stiive, Sendsclireiben von 1848: „Dcn Satz, dass dem Volke, der 
Nation Souveranitat zustehen musse, wird niemand bestreiten, sobald 
man die wahre Gesamtheit der Nation in ihrer verfassungsmiissigen 
Gestaltiing, also Fürst und Volk, als dus Subjekt der Souveranitat 
betrachtet. Macht man aber den Anspruch, dass nicht das Ganze eiuer 
solchen festgegliederteii Ordnung, sondern irgend ein einzelner Teil, sei 
es der Fürst, der da mil : Ich bin der Staat, oder das Parlament, welches 
den ^{onig entfernt oder wohl gar die blosse Menge der Individuen im 
Lande das Volk ausmachen, so ist der Begriff in sich unwahr und jede 
Folgerung ans dem Unwahren führt ziim Verderben.“ Sismondi 
(Etudes I, p. 88) imterscheidet ebenso scharf zwischen der „ souveraineté 
du peuple^ (der Nation), die er verwirft, und der „souveraineté de la 
nation‘‘ (des Volks), die er anerkennt, 

5 Bieser Gedanke ist bereits in einer Rede desüKbnigs Hein ri ch VIII, 
von England im Parlament ausgesprochen : „Gleicherweise vernebmen 
wir von den Richtern, dass unsere konigliche Würde nie erhabener steht, 
als wahrend der Parlamentsversammlungen, wo wir als Haupt und Ihr 
als Glieder dermassen zu einem politischen Kbrper verbunden und ver- 
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das aber nicht etwa eine Eigentümlichkeit des englischen 
Staatsrechtes, sondern eine Grundansicht der modernen 
Reprâsentativverfassung überhaiipt, welche den Fürsten zwar 
als Haupt, aber gerade deshalb au ch als ein Glied des 
Volkes betrachtet und welche die hôchste, auch thatsâchliche 
Ausübung der Souverànitât, die Gesetzgebung nicht dem 
Haupte allein zugesteht, sondern nur dem Haupte in Ver- 
bindung mit dem reprâsentativen Korper, d. h. nur dem 
ganzen Staatskôrper. Die patrimoniale Staatslehre, welche 
den Staat wie ein Eigentum des Fürsten ansieht und daher 
nur dem Fürsten Souveranitat zuschreibt und die absolu- 
tistische Staatslehre, welche den Staat mit dem Fürsten identi- 
ficiert und daher die Staatssouverânitât als Fürstensouverânitât 
fasst, verkennen beide, dass aile Macht des Fürsten wesentlich 
nur konzentrierte und zusammengefasste Volksmacht jst und 
dass das Volk und der Staat als Rechtswesen bleibt, 
wenngleich Fürsten fallen und Dynastien untergehen.® 

»i ' 

einigt sind, dass anserer eigenen Person und dem gesamten Parlament 
lur geschehen und angethan gilt., was aucli nur dem geringsten Mitgliede 
des Hauses widerfâhrt.“ John Russel, Geschichte der englischen Ver- 
fassuiig, c. 3. 

6 Zôpfl (Grundsatze des gemeinen deutsclien Staatsreclites , §§. 54 
bis 56) verwirft nicht bloss lur die deutschen Staaten auch diese Staats- 
souveranitàt und behauptet, die Monarchie konne überhaupt nur die 
Fürstensouverânitât, wie die Republik nur die Volkssouveranitat aner- 
kennen. Das romische Staatsrecht, welches die majestas populi Romani 
sowohl in der republikanischen als in der kaiseiiichen Période pr^kla- 
mierte und die lex immer als voluntas populi Romani auffasste und welches 
hinwieder zur Zeit der Republik den Konsuln ein regium imperium und 
dem Senate die ganze oberste Verwaltungs- und Steuerhoheit (doch ge- 
wiss ein Stück Regierungssouveranitat) beilegte, bleibt bei dieser Annahme 
ebenso unerklart, wie des englische Staatsrecht, weldies die Souveranitat 
des Parlaraents und das englischen Staates (Volks) in Harmonie bringt 
mit der Souveranitat des Kbnigs. Dass volkerrechtlich auch die 
deutschen Staaten (ganz abgesehen von den Fürsten) als souverane 
Personen gelten, kann nicht bestritten werden. Wer aber einePerson 
ist im Verhaltnis zii anderen Staaten, wird auch eine Person sein im 
Verhaltnis zu den Individuen im Staate und zu den Würdetragern des 
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7. Ausser dieser dem ganzen Staats- oder Volkskôrper 
selbst inwohnenden Souverânitât gibt es aber noch inner- 
halb des Staates eine Souverânitât des obersten Glie- 
des, des Hauptes, die Regentea- oder, da sie in der 
Monarchie am klarsten hervortritt, die Fürstensouverânitât. 
Im Verhâltnis zu allen anderen einzelnen Gliedern des Staats- 
organismus und den einzelnen Staatsbürgern kommt dem 
Oberhaupte der Nation wieder die oberste Macht und Stellung 
zu. So wird auch in dem englischen Staatsrecht der Kônig 
in besonderem Sinne der Souverân genannt, und so in 
jedem monarchischen Staate dem Monarchen als solchem 
hinwieder Souverânitât beigelegt. 

Zwischen jener Staatssouverânitât und dieser Fürsten- 
souverânitât ist kein Widerspruch. Die Souverânitât wird 
nicht (iadurch gespalten, dass etwa die eine Hâlfte dem Volke, 
die anaere dem Fürsten zugeteilt wird. Das Verhâltnis der- 
selben ist nicht das zweier eifersüchtiger Mâchte, die sich um 
die Herrschaft streiten^ In beiden ist Einheit und Fülle der 
Macht; aber es versteht sich- von selbst, dass hinwieder das 
Ganze, in welchem das Haupt selbst seiner obersten Stellung 
im Korper gemâss inbegriffen ist, auch dem Haupte für 

Staates. Die Gesetze sind auch in Deutschland Staatsgesetze, und die 
Staatsschulden werdcn auch in Deutschland von den fürstlichen Schulden 
unterschieden ; d. h. auch das deutsche Staatsrecht kann sich — trotz 
aller Reminiscenzen an die frühere patrimoniale oder absolute Fiirsten- 
gewalt — vor der nifn so ziemlich in der ganzen civilisierten Welt 
durchgedrungenen Einsicht nicht verschliessen, dass das Volk doch noch 
etwas anderes und Hoheres bedeute als die Gesamtheit der Gehorchen- 
den und dass der Staat eine Existenz, eine Hoheit und Machtfiille habe, 
die nicht ganz von der Hoheit und Machtfiille der Fürsten aufgezehrt 
werde. Ich gebe Zôpfl zu, dass man durch die ausschliessliche Behaup- 
tung der Fürstensouverânitât nicht logisch genotigt wird, dieselbe als 
schrankenlos aufzufassen; aber die neuere Geschithte liât unwiderleglich 
bewiesen, dass die üeberspannung der fürstlichen Gewalt und die Miss- 
achtung der Volksrechte in den deutschen Landern ebenso wie in den 
romanischen Landern in dem Princip der ausschliessiichen Fürsten- 
souverânitât jederzeit eine gelahrliche Unterstützung gefunden hat. 



576 


Siebentes Buch. Staatshoheit und Staatsgewalt etc. 


sich allein übergeordnet ist. Das ganze Volk (der Staat) gibt 
das Gesetz, aber innerhalb dessen Schranken bewegt sich das 
Haupt mit voiler Freiheit in der Atisübung der ihm zugehôrigen 
obersten Macht. Die Staatssouverànitàt ist vorzüglich die des 
Gesetzes, die Fürstensouverànitat die der Regierung. Wo jene 
ruht, da ist diese wirksam. Ein wirklicher Konflikt ist 
nicht leicht, im Princip überall nicht môglich, denn er würde 
den Konflikt des Oberhauptes für sich allein mit dem Ober- 
haupte in Verbindung mit den übrigen Gliedern des Staates, 
also einen Konflikt der nâmlichen Person mit sich selber vor- 
aussetzen. 

Wàhrend somit zwischen der demokratischen Volkssou- 
verânitât und der Fürstensouverânitiit kein wahrer Friede 
denkbar ist, sondern notwendig die eine die andere unter- 
werfen und aufheben muss, so ist dagegen zwischen deVjStaats- 
souverânitât und der Fürstensouverànitat die nâmliche Har- 
monie wie zwischen dem ganzen Menschen und seinem Kopf. 

Anmerknng. Zuweilcn verstelit man iinler der Volkssouveranitat: 
nicht die oherste Macht (1er Volksmehrheit, sondern nur den Gcdanken, 
dass eine Staatsform oder Hegierun^£;;sweise, welche mit der Existciiz und 
Wühlfahrt der Melirheit des Volkes un vertraglich sei, auch unhalt- 
har sei, oder dass die Staatslbrm und Regieiaing Thr das Volk da sei. 
Dieser Gedanke ist nicht zu bestreiten, aber er ist in jener Bezeichniing 
durchaus lalsch ausgedrückt. 

Will inan ferner den Satz, dass aile Staatsge’svall ursprünglich von 
dem Willen der Volksmehrheit aligeleitet sei, die Volkssouveranitàt 
heissen, so ist zwar zuzugeben, dass viele Staahivertassungen, wie ins- 
besondere die deraokratisclien, aber auch einzelne Monarchien, z. B. das 
romisclie und das franzosische Kaisertum, nach der Lehre des rômischeii 
und des franzosischen Staatsrechtes auf einem Willimsakt der Volksmehr- 
heit beruhen. In dieser VVcise erklaren mehrere schweizerische Ver- 
fassungen, nicht dass das Volk souverân sei, wohl aber, dass „(lie Sou- 
veranitat auf der Gesamtlieit des Volkes beruhe und von dem grossen 
Rate ausgeübt wer(ie.“ Z. B. Züricher Verfassung von 1831, §. 1. 
Aber auch dieser Satz hat keineswegs für aile Staaten Geltung, und der 
Ausdruck Souveranitat, der ein fortdauerndes Redit bedeutet, kann nur 
iineigenilich auf solche geschichtliche Vorgange angewendet werden. 

Durchaus verwerflich endlich und selbst mit dem demokratischen 
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Staatsrecht unvereinbar ist der Siiin, der oft schon pi’aktisch dem Worte 
Volkssouverànitat beigelegt wurde, dass das Volk im Gegensatze zur 
Regierung oder gar jede gereizte und macîtitige Volksmasse berechtigt 
sei, die Regierung nach Willktir zu verjagen und die Verfassung zii 
brechen. 


Drittes Kapitel. 

1. Inhalt der Staatssouyerhnitât. 

1. Das staatlich geordnete Volk, der Staat, hat vorerst ein 
Recht auf Anerkennung und Achtung seiner Würde und 
Hoheit, oder wie die Rômer sie genannt haben, seiner 
Majestàt. ^ Jede schwere Verletzung der Ehre, Macht und 
selbst 4 ^y Ordnung des rômischen Staates galt daher den 
Rômern als ein crimen laesae majestatis. 

2. Die ünabhângigkeit des Staates von fremden Staaten 
ist ferner eine notweddige Eigenschaft und Wirkung seiner 
Souverânitàt. Wenn ein Staat genotigt wird, die staatliche 
Ueberordnung eines anderen Staates anzuerkennen, so verliert 
er seine Souverânitàt und unterwirft sich der Souverânitât 
des letzteren.^ 

Indessen zerstôrt nicht jede ünterordnung eines Staates 
die Souverânitàt desselben vôllig, da die Abhàngigkeit, welche 
mit derselben verbunden wird, nicht eine absolute ist und in 


1 Cicero, De Oratore II, 39: ^majestas est amplitudo ac dignitas 
civitatis. Is eam minuit, qui exercitum hostibus populi Romani tradidit.“ 
Partit, orat. c. 30 — „minuit is, qui per vim miütitudinis rem ad sedi- 
tionem vocavit.“ Auctor ad Herennium II, 12 — : „ininuit qui ea 
tollit ex quibus civitatis amplitudo constat — qui amplitudinem civitatis 
detrimento adficit.‘‘ Vgl. Heineccii, Antiquit. ÿom. IV, 18, 3. 46. 

2 Die Rbmer waren daher gewohnt, in ihre Friedensschlüsse mit 
ujiterworfen en Staaten die Formel aufzunehmen: „imperium majestatem- 
que populi Romani conservato sine dolo malo.“ Cicero, ProBalbol6; 
*Livius 38, 11. 

Bluntschli, allgemeine Staatslebre. 37 
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manchen Verhâltnisseu die ursprüngliche Unabhàngigkeit und 
Selbstândigkeit wieder yortritt. In zusammengesetzten Staaten, 
Staatenbünden , Bundesstaaten und Bundesreichen haben die 
Einzeistaaten, obwohl sic in gewissen Beziehungen dem Ganzen 
untergeordnet sind, dennoch als.Staaten noch eine relative, 
zwar nicht dem Inimité, aber dem Umfange nach beschrânkte 
Souverânitat. So spricht man in der Schweiz von der Kan- 
tonalsouverânitât für den Bereich der Kantonalangelegen- 
heiten im Gegensatze zu der Bundessouverânitat für die 
Bundessachen. Aehnlich ist in Nordamerika und im Deutschen 
Reich zwischen der Souveranitàt des Gesamtstaates (Union, 
Reich) und der verbündeten Lânder zu unterscheiden. 

Von einer relativen Souverânitat des dem Gesamtstaate 
(Bund Oder Reich) untergeordneten Einzelstaates làsst sich 
indessen nur da noch reden, wo dieser noch für sich aIs Staat 
organisiert ist, d. h. aile wesentlichen Organe (gesetzgebender 
Korper, Regierung u. s. f.) noch in sich und damit auch ein 
ihm' eigentümliches Staatsleben hat und selbstkrâftig übt, aber 
nicht da mehr, wo er in das Verhâltnis eincs blossen Teils 
— einer Provinz — des grôsseren Ganzen gebracht worden 
ist. AVie in allen relativen Verhâltnissen, so gibt es auch 
hier einen kaum bemerkbaren Uebergang von einem zum 
anderen. 

Nach aussen wird die Staatssouverânitât in unserer Zeit 
gewohnlich durch das Staatshaupt reprâsentiert, nicht durch 
den gesetzgebenden Korper, aber mehf aus Gründen. der 
Zweckmâssigkeit, als aus Rechtsgrüuden. 

3. Ira Innern âussert sich die Souverânitat vorerst in 
dem Rechte des Volks, die Formeu seines staatlichen 
Daseins selbstândig zu bestimmen, notigenfalls zu 
ândern. Man nesnt diese Befugnis auch wohl die kon- 
stituierende Gewalt des Volkes.* Was einem Teile des 

3 Washington, Abschiedsrede von 1796: „Die Griindlage unseres, 
politischen Systèmes ist das anerkannte. Redit des Volkes, seine Ver- 
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Volkes, der blossen Volksmehrheit ohne die Kegierung nicht 
zugestanden werden kann, gebührt dagegen unzweifelhaft dem 
gesamten Volke in seiner staiatlichen Ordnung. Der einzelne 
Unterthan darf sich den Anordnuiigen des Volks nicht wider- 
setzen, selbst wenn seine politischen Rechte durch dieselben 
verletzt würden ; denn der obersten Staatsinacht muss das In- 
dividuum sich auf dem Gebiete des offentlichen Redites unter- 
ordnen, soll der Staat seine Einheit, Zusanimenhang und 
Ordnung bewahren. 

Allerdings ist es für die sittliche und die rechtliche Be- 
urteilung nicht gleichgültig, ob die Aenderung auf dem Wege 
der Reforra oder der Révolution vollzogen werde. Die 
Reform setzt voraus: 1) dass die Aenderung durch den nach 
der Verfassung befugten Organismus, in den Repràsentativ- 
verfassu^neeu somit durch den Staatskorper, welcher die ge- 
samte Nation darstellt, eingeführt werde, d. h. auch formel! 
rechtraâssig sei; 2) dass auch bei der Umgestaltung des 
Redites der Geist des Rechtes geachtet, somit das abzu- 
aiidernde und aufzuhebende Recht nur insoweit als es wirk- 
lich veraltet und unpassend geworden ist, beseitigt, das neue 
nur insofern es reif und in den neuen Lebensverhaltnissen 
begründet erscheint, hervorgebracht werde. 

Wird entweder die Form der Verfassung missachtet, oder 
in dem Inhalte der Aenderung das Princip des Rechtes ver- 
letzt, so ist ein solcher Akt nicht mehr Reform, sondern 
Révolution. 


lassiiiig zu konstitiiieren und zu aiidern. Aber bis dass dicselbe umge- 
wandelt oder abgeanderl ist durch einen offcnbaren Akt des National- 
willeiis, muss die Verfassung von jedem Biirger verbindlich und heilig 
geachtet werden. Das Recht und die Macht des Volkes, eine Verfassung 
einzuführcn, schliesst die Idee in sich, dass jeder cihizelnc sich derjenigen 
unterwerfen muss, die eingeführt ist. Jede Opposition gegen die Aus- 
fühtung der Gesetze, jede Verbindiing., die darauf ausgeht, die Thatig- 
j^eit der besteheiiden Regierung zu behindern oder aufzuhalten, ist in 
direktem Widerspruch mit dem aufgesteîlten Princip. “ 
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Das Recht derReform ist eine notwendige Aeusserung 
der Lebenskraft des Staates. Dieses Recht bestreiten heisst 
die Entwickelung des Volkes leugnen und die Révolution 
veranlassen. 

Die radikale Staatslehre behauptet aber auch ein Recht 
des Volkes zur Révolution. Aber schon der Begriff des 
Staatsrechtes steht dieser Annahme entgegen, denn die Révo- 
lution ist entweder ein gewaltsamer Bruch der bestehenden 
Staatsverfassung oder eine Verletzung des Rechtsprincips. Des- 
halb sind Revolutionen in der Regel keine Rechtshandlungen, 
wenn sie auch machtige Naturerscheinungen sind, die auch 
das ôffentliche Recht ândern. Wo die entfesselten Naturkrâfte, 
welche in der Nation leidenschaftlich erregt sind, mit vulka- 
nischer Gewalt die Révolution hervorrufen und bestimmen, 
da ist die regelmâssige Wirksamkeit des Staatsrechtes^gestôrt. 
Diesen Ereignissen gegenüber ist das Staatsrecht ohnmâclitig. 
Es ist nicht imstande, die Révolution in den Bereich seiner 
Norcnen und Gesetze zu ziehen. Es ist wohl eine grosse Auf- 
gabe der Politik, die ausgebrochene Révolution so bald als 
môglich wieder in die geregelten Bahnen der Reform und der 
Staatsordnung überzuleiten. War das Recht zu schwach, sie 
zu hindern oder die Reform zu trâge, ihr zuvorzukommen, 
so vennôgen beide jetzt nicht mehr sie zu regeln. 

Von einem Rechte der Révolution kann daher nur ganz 
ausnahmsweise und nur in dem Sinne gesprochen werden, 
wie von einem Notrechte des Volkes, seine Existepz zu 
retten oder seine notwendige Entwickelung zu verwirklichen, 
wenn die Wege der Reform verschlossen sind, Die Verfas- 
sung ist doch nur die âussere Organisation des Volkes. Wird 
durch sie der Staat selbst in die Gefàhr des Untergangs 
versetzt und das Eeben des Volkes gelahmt oder werden die 
vitalen Interessen der offentlichen Wohlfahrt bedroht, dann 
wird das Notrecht einer lebensfàhigen und lebenskrâftigen 
Natur begründet, sich Luft zu machen und die notwendig 
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gewordene Wandlung zu vollziehen: „Die Not kennt kein 
Gebot.“'‘ 

4. Ebenso liegt in der Staatssouverànitât die Befugnis, 
die erforderlicben Gesetze zu geb^n. Die gesetzgebende 
Gewalt im engeren Sînne wie die konstituierende ist ein Aus- 
fluss der Staatssoilverànitàt und zugleich ihre regelmassige 
Offenbarung. 

5. Ausserdem aber beruht im Princip auch aile andere 
Staatsgewalt auf ihr, weshalb denn auch die Verfassung 
und die Gesetzgebung aile anderen Aeusserungen der Staats- 
hoheit und Staatsgewalt begrenzen und ordnen. Aber wàhrend 
sie in der Konstituierung und Gesetzgebung aktiv erscheint, 
verliâlt sie sich hier in der Regel ruhend. In der Monarchie 
insbesondere finden wir vielmehr die dem tàglichen und ver- 
ânderliciien Bedürfnis des Staates gewidmete Thatigkeit der 
übrigen Staatsgewalten in der Souverànitàt des Monarchen 
konzentriert. Das Volk in seiner Gesamtheit ruht, sein Haupt 
handelt hier, sei es iftimittelbar, sei es durch die Verirfitte- 
lung der mannigfaltigen Aemter und Behorden, die von ihm 
abgeleitet sind. 

Wenn aber das Organ, welches die regelmassige Aktion 
zu besorgen hat, unfàhig oder untauglich dazu wird, wenn 
insbesondere der Thron erledigt wird und für keine Nachfolge 
durch die Verfassung gesorgt ist, so wird die Souverànitàt 


’ Niebuhi% ein Staatsmann, dessen Neigungcn so entschieden kon- 
servativ waren, dass der Ausbruch der franzosischen Julirevolution von 
1830 ihm das Herz gebrochen, âiissert über diese Frage (Gesch. des Zeit- 
alters der Revol I, S. 211): „Wer den Satz „Not kennt kein Gebot“ 
verkennt, redet dem Abscheiilichsten das Wort. Wenn ein Volk mit 
Füssen getreten wird und aufs Blut gemisshandelt ohne Hoffnung auf 
Besserung, wie die Grieclien unter den Türken, wt) kein Weib ilirer Ehre 
sicher war, wo keine Spur von Recht bei den Tyrannen zu erlangen ist, 
da iôt die hbchste Not und da ist EmpÔrung gegen die ünterdrücker 
•so rechtmâssig wie irgend etwas, Wer da die Reclitmassigkeit des Auf- 
standes verkennt, der muss ein elender Mensch sein/* 
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des Staates selbst wieder wirksam, um diesen Maiigel zu be- 
seitigen und den Thron neu zu besetzen. 

6. Unverantwortlichkeit. Vor einera hoheren Stand- 
punkte zwar gibt es keine Unverantwortlichkeit der Menschen 
für ihre Handlungen oder Unterlassungén. Und in der That 
nicht bloss das ewige Gcricht Gottes über 'die Welt schliesst 
den Gedanken einer Unverantwortlichkeit auch der Volker aus.^ 
Auch auf der Erde in den Schicksalen und Leiden der 
Volker wird diese Verantwortlichkeit nicht selten schmerzlich 
empfunden. Aber es ist unmôglich, innerhalb eines Staates 
ein Gericht zu bestellen, vor welchem die Gesamtheit des 
Volkes selbst, oder seine Stellvertretung als Inhaber der 
obersten Staatsmacht zur Rechenschaft gezogen werden kônnen. 
Würde das versucht, so wâre insofern wenigstens der Staat 
selbst dem Gerichte unterthànig, und so das Glied.ÿber den 
Korper, der Teil über das Ganze geordnet. 

Würde aber ein Staat für die Ausübung seiner Staatssou- 
verihiitât einem anderen Staat e verantwortlich sein, so wâre 
seine Souverânitât eben deshalb eine beschrânkte und 
der Oberhoheit des richtenden Staates untergeordnete. 

Nur durch Ausbildung des Vôlkerrechtes, beziehungs- 
weise einer hoheren staatlichen Weltordnung, vor welcher 
die einzelnen souverânen Staaten sich beugen müssten als 
einem Gesamtreiche, kônnte die staatliche Verantwortlichkeit 
der Einzelstaaten auch rechtlich organisiert werden. Vielleicht 
ist CS der Zukunft vorbehalten, diese Idee zu verwirkliehen. 
In der Gegenwart kann sie nur als Idee geahnt, oder erkannt 

5 Robespierre liât im Jakobinerklub (Februar 1793) das Gegen- 
teil verlbchten: „Icli liabe inmitten der Verlblgungen und olme ünter- 
stiitznng behanptet, dass das Volk niemals unrecht habe; ich habe diese 
Wahrheit in einer Zeît zn verkünden gewagt, als sie noch nicht aner- 
kannt war; der Laiif der Révolution bat dieselbe entwickelt.“ Aber das 
franzosische Volk bat die scbweren Folgen seiner Verirrungen mit grossem 
und nachbaltig^ Unglück biissen müssen, und die Geschichte bat über, 
dasselbe ein erbstes Stra^ericht gelialten. 
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werden; aber zum realen Rechte ist dieselbe noch nicht ge- 
worden. 

7. Aile besonderen Staatsgewalten sind hinwieder deii 
Organen der Staatssouverânitât verantwortlich. Sie lâsst 
sich von den Ministern und obersten Staatsbeaniten Rechen- 
schaft geben über die Verwaltung. 

Anmerknng. Die koiistituierenden Versammluiigen der 
Tieiieren Zeit liaben nacli dem Vorgange der iranzosisclieii Nationalver- 
sammlurig von 1789 gewolmlich nicht das Princip der Staatssoiiverauitat, 
sondern das der Volkssouveranitat im Rousseaiischen Sinne zn dem 
Grundgedanken ilirer Politik erhoben. Rousseau selber geht iiidessen 
noch weiter, indcm er keiner reprasentativen Yersammlung die voile 
Souveranitat beilegG sondern den Volksmassen verstattet, in jedem Mo- 
ment aïKîh diese ihrem Willen zn unterwerfen iind diircli unmittelbare 
Akte einziigreifen. Anch diese Koiiseqnenz seiner Doktrin ist jedesmal in 
roher Gestalt ncben nnd ausser jenen konstituiereriden Versammlungen, 
deqi rotvëi* Schweife der Kometen ahnlich, au dem politisclien Horizonte 
sichtbar geworden, ol't zum Schreckeii jener „souveranen“ Korper selbst, 
welche die cliaotisclien Massen um sie lier cntzündet hattem 


Viertes Kapitel. 

II. Die Fiirstensouveranitât. 

Die zweite dem Staatsoberhaupte für sich allein zu- 
kommende Souveranitat lindet sich in dem modernen Staats- 
reclite nur noch iîi der Monarchie anerkannt. Nur der 
Monarch, nicht auch der Pràsident der Republik, obwohl auch 
dieser Souverànitâtsrechte ausübt, hat nach demselben einen 
personlichen Anspruch, als Souveràn geachtet zu werden. 

Das alte Staatsrecht der romischen Republik ging 
weiter. Auch den Konsuln, die sich in, die alte kônigliche 
Gewalt geteilt hatten, und spâter auch dem Senate wurde 
„Maj estât" zugeschrieben. Die neueren Republiken aber 
*«ind eifersüchtiger auf die ausschliessliche Volkshoheit und 
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betrachten die republikanischen Hâupter der Staatsregierung 
lediglich als Mandatare des souverânen Volkes, auf welche 
die demselben innewohnende Majestât nicht zu selbstândigem 
Rechte übertragen sei. 

Zuweilen meint man, die Fürstensôuverânitât finde sicli 
nur in der Erbmonarchie und die Wahlmonarchie 
schliesse dieselbe aus. Diese Meinung verwechselt das Wesen 
der ftirstlichen Macht, die als solche eine souverane ist, mit 
der Frage, wie dieselbe im einzelnen Falle bestellt werde. 
Auch ein Wahlfürst bat die oberste Staatsmacht zu selbstân- 
digem Rechte nicht minder als der Erbfürst. Die altromischen 
Kaiser und die deutsch-romischen Kaiser im Mittelalter waren 
sicherlich Souverane, obwohl Wahlfürsten: und der englische 
Kônig Wilhelm von Oranien war es nicht minder, als seine 
Nachfolger, ungeachtet mit ihm eine neue Dynastie ^uf clen 
Thron berufen wurde. 

Dagegen kann die Wissenschaft eine ursprüngliche 
(originâre) Fürstensôuverânitât von einer abgeleiteten (deri- 
vativen) unterscheiden , wâhrend eine solche Unterscheidung 
auf die Staatssouverânitât keine Anwendung leidet, diese viel- 
mehr immer eine ursprüngliche ist. Die erstere ist die, welche 
dem Fürsten ursprünglich inwohnt, kraft des seiner Person 
angebornen oder von ihr selbstândig ergriffenen Rechtes. Von 
der Art ist die Souverânitât des Erbfürsten, die des Eroberers 
und die eines Fürsten, der wie Karl der Grosse oder 
Friedrich 1. von Preussen die Krone sich selber auf' das 
Haupt setzt Auch diejenige der deutscheu Wahlkaiser, welche 


1 Rousseau (Contr. soc. II, 2) begriindet die Unzulassigkeit einer 
Regentensouverànitat überdem damit, dass der „allgemeine Wille“ 
nur dem ganzeii Voila* zustehen kbnne; ein Teil des Volkes dagegen 
kbnne nur einen besonderen Willen âussern, nur jenes daher Gesetze, 
dieser hbchstens Dekrete erlassen. Das ist aber eben der Irrtum, dass 
die hbcbste Staatsmacht nur in der Gesetzgebung und nicht auch in der , 
Regierung offenbar werde. 

l 
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ihre Souverânitât nicht von den Kurfürsten, sondern von Gott 
ableiteten, muss als eine originâre aufgefasst werden. 

Die letztere dagegen wird als eine von dem Volke oder 
den Wahlern übertragene und abgçleitete betrachtet. So 
wurde nach dem rômischen Staatsrecht die kaiserliche Macht 
selbst von dem rômischen Volke verliehen.'^ Von der Art ist 
auch die neuere Wahlmonarchie gewôhnlich. 

Der Inbalt der Fürstensouverànitàt wird erst nâher dar- 
gelegt werden konnen, wenn vorher die Unterschiede in den 
Funktionen der Staatsgewalt betrachtet worden sind. 


Fünftes Kapitel. 

Die Sondernng der Gewalten. 

Antike Zustande. 

In der Bildung des gesetzgebenden Kôrpers hat der mo- 
derne Staat eine viel hôhere Stufe der Vervollkommnung er- 
reicht als der antike. Den Grundgedanken , dass bei der 
Gesetzgebung das ganze Volk beteiligt sei und dass in dem 
gesetzgebenden Korper das Volk sich darstelle, hat zwar 
das Altertum schon zum Bewusstsein gebracht. Aber dieses 
inachte vorerst noclî den Versuch, das Volk selbst als Bürger- 
schaft zu versammeln und so zu unmittelbarer politischer 
Erscheinung und Thâtigkeit zu bringen. 

Verhâltnismâssig noch in roher Form waren die Volks- 
versammlungen der Griechen. Auf der Pnyx oder in dem 
Theater zu Athen kam eine wirre Meng« von Bürgem zu- 
samm^n, welche nach Kôpfen gezâhlt wurden, und von denen 


2 Oben Buch VI, Kap. 10, S. 418. 
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jeder reden durfte. Die alten rômischen Komitien dagegen 
waren schon organisch nach Korperschaften und Klassen 
gegliedert und geordnet und bèwegten sich nur unter der 
strengen Leitung der hehen Magistrate. * 

Diese Einrichtung aber leidet imnaerhin an wesentlichen 
Gebrechen, welche erst der modernen Reprâsentativver- 
fassung zu \erbessern gelungen ist: 

1. Ein unmittelbarer Zusammentritt der ganzen Bürger- 
scliaft ist in jedem Staate, dessen Gebiet die Grenzen eines 
blossen Gemeinde- oder Stadtwesens überschreitet, unmog- 
lich. Die Volksversammlung des grosseren Staates wird daher, 
wie das zu Rom in den letzten Jahrlmnderten der Republik 
geschehen ist, zur Unwahrheit, und es erhalt das Volk, be- 
ziehungsweise der Pôbel der Hauptstadt und ihrer Umgebung 
ein unverhàltnismàssiges Uebergewicht. 

2. Eine so grosse und immerhin selir gemischte Ver- 
sammlung ist überdem ein sehr unbeholfener Korper, 
lioctetens geeignet, die allgeraeine Stiinmung kundzugeben, 
einer vorgeschlagenen bekannten Richtung seinen Beifall zu 
âussern oder dieselbe durch sein Missfallen zu hemmen, aber 
durchaus unfàhig, eine gründliche Beratung über Gesetzent- 
würfe zu pflegen und die schwierigeren und verwickelteren 
Problème der Politik zu lôsen. 

Nur in ganz kleinen Staaten und unter der Voraussetzung 
sehr einfacher Lebensverhâltnisse kann demnach die Gesetz- 
gebung einer Volksversammlung überlassèn werden. 

1 Aus diesem Grande liielteii die Rômer auch die Centuriatkomitieii 
für hoher als die Tributkomitien. Cicero, De Legibus III, 19: „Descriptus 
populus censu, ordinibus, aetatibus plus adliibet ad suffragium consilii, 
quam fuse in tribus convocatus.“ 
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Sechstes Kapitel. 

Aeltere Untersclieidung der staatliclien Fuuktionen. 

Wenngleich die* Staatsgewalt (Souverânitat) wesentlich 
central und einheitlich ist, so hat doch der Staat verschiedene 
Aufgaben zu erfüllen. Um deswillen ândern sich auch, je 
nach der Richtung seiner Thâtigkeit, die Formen seiner 
offentlichen Funktionen. 

Die antike Staatslehre des Aristoteles (IV, 11, 1) unter- 
schied so dreierlei Funktionen: 1) die beratende [und be- 
schliessende] (rô /ŸovXsvôfievov nsol xoiv xoivcav), 2) die 
obrigkeitliche (ro ne(jï ràç àgx<x<i)i 3) die richterliche 
(rd Stxd^ov). 

Er bezieht die erste auf die grossen allgeineinen Staats- 
angelegenheiten, die politische Gesamtleitung, rechnet dahin 
die Entscheidung über Krieg und Frieden, über Schliessung 
Oder Auflôsung von Biindnissen, über die Gesetze, über die 
Todesstrafe, die Verbannung, die Konfiskation und über die 
Rechenschaft der Finanzverwaltung. Man sieht, es sind sehr 
verschiedenartige Dinge gemischt, auswartige Politik und Ge- 
setzgebung, aber auch hochste Strafgerichtsbarkeit und Kon- 
trolle der Regierung, aber sie sind aile ausgezeichnet durch 
ibre grosse politische Bedeutung für das ganze Staatswesen 
und für die Sicherheit der Bürger. Aristoteles nennt das, 
nicbt wie wir heute, Gesetzgebung, sondern „Beratung“, viel- 
leicht weil die eigentliche Gesetzgebung erst spâter von den 
Volksversammlungen geübt, und selbst da nur mittelbar geübt 
wurde, dagegen die vorherige Beratung in der Volksver- 
sammlung auf die wichtigsten Dinge massgebend wirkte. 

Die zweite Gattung von Funktionen entspricht einiger- 
massen. dem, was die heutigen Verfassungen „vollziehende 
Gewalt" nennen, ist aber richtiger durch die Hinweisung auf 
lie obrigkeitlichen Aemter bezeichnet. 
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Die dritte Klasse entspriclit unserer Gerichtsgewalt. 

Aber wàhrend so objektiv die verschiedenen Funktionen 
auseinander gehalten werden, so sind sie noch subjektiv oft 
verbunden. Wir haben schon bemerkt, dass die athenische 
Ekklesie zugleich über Gesetze berât, wi ch tige Regierungs- 
handlungen vollzieht und indem sie über die hôchsten 
Strafen entscheidet, auch richterliche Funktionen ausübt. 
Die Archonten ûbten die Verwaltung aus und leiteten zugleich 
die Gerichte. 

Der rômische Staat ist reicher an ausgebildeten und 
mit einem bedeutenden Machtkreise ausgerüsteten Organen. 
In ihm ist auch die auf die Gesetzgebung bezügliche Thâtig- 
keit der Komi tien bereits schârfer gesondert von den Funk- 
tionen des Sénats und der Magistrate. Indessen auch 
die Komitien verhandeln über wichtige auswàrtige Staaisfragen, 
in altérer Zeit ausserdem über Berufung gegen Todesurteile. 
Der Sénat aber übt nicht bloss Regierungs- und Verwaltungs- 
akte" aus, sondcrn erlâsst in seinen Beschlüssen auch allge- 
meine Rechtsvorschriften , âhnlich den Gesetzen. Die Magi- 
strate endlich verbinden ganz regelmâssig regierende und 
richterliche Befugnisse. Wer das imperium hat, der hat 
auch für den Umfang desselben die jurisdictio. ' Zudem hat 
er priesterliche Funktionen (die Auspicien). Und endlich 
übt er durch seine Edikte Befugnisse aus, welche in solcher 
Ausdehnung als gesetzgeberische bezeichnet werden müssen. 
Immerhin zeigt sich aber in dem alten Staatsrecht der Repu- 
blik das bewusste Streben, für bestimmte Zweige der oflfent- 
lichen Thâtigkeit auch besondere Aemter zu bilden. 

1 Cicero, De Legibus III, 3: „Omnes magistratus auspicium judi- 
ciumque haben to.“ ülpianus in L. 2 D. de in jus vocando: „ Magi- 
stratus, qui imperium habent, qui et cotrcere aliquem possunt, et jubere in 
carcerem duci.“ Ülpianus, L. 1, pr. D. si quis jus dicenti: ^Omnibus 
magistratibus . . . secundum jus potestatis suae concessum est, jurw- 
dictionem suam defendere poenali judicio.“ 
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In dem spâteren rômi^chen Kaiserreiche kam zuerst 
eine neue persônliche Ausscheidung auf. Die byzantinischen 
Kaiser freilich behielten aile' staatlicbe Gewalt über das gauze 
Reich in ihrer Hand vereinigt; aber.in den untergeordneten 
Stufen der Provinzialregierung und Beamtungen wurden die 
Civilstellen voo den Militarstellen sorgfàltig getrennt. 
Diese Trennung, welche früherhin die Rücksicht auf die Unter- 
thanen, auf welchen das Uebermass der in den Magistraturen 
vereinigten Befugnisse schwer gelegen, nicht bewirkt batte, 
ward nun um der Sicherheit des Tbrones willen durchgeführt. 
In der That lag hierin ein Fortschritt der staatlichen Kultur 
und der bürgerlichen Freiheit, welcher auch in dem raodernen 
Staate Anerkennung fand. 

Im Mittelalter traf die Aeusserung der Staatsgewalt 
auf allen Seiten auf Schranken, die ihr entgegenstanden. 
A^er innerlich waren in ihr die verschiedenen Befugnisse 
geeinigt. Nicht allein der Kônig, auch jeder Graf batte zu- 
gleich Civil- und Militàrgewalt, administrative und richteriiche 
Befugnisse, und auf den Dingen (Gerichtsversammlungen) 
wurde zugleich der allgemeine Rechtssatz als Gesetz gewiesen 
und der einzelne Streitfall beurteilt. 

Zuerst hat der Franzose Bodin das Verlangen naher 
begründet, dass wenigstens die hôchste Person des Konigs die 
Rechtspflege nicht mehr selber übe, wie es bisher Sitte war, 
sondern unabhângigen Richtern als ôffentlichen Magistraten 
übetlasse. Bodin fifhrt aus, dass manche Gründe für die âltere 
Einrichtung spi'echen: Es mâche einen grossen und wohl- 
thâtigen Eindruck, wenn der Kônig die Gerechtigkeit im An- 
gesicht ailes Volks als Richter ausübe. Aber er ist der Mei- 
nung, dass noch gewichtigere Gründe ihn bestimmen, sich 
des persônlichen Ricbteramts zu enthalten* Wenn der Gesetz- 
geber selber richtet, so mischt sich in ihm Gerechtigkeit und 
Gnade, Gesetzestreue und Willkür und durch diese Mischung 
wird die Rechtspflege verdorben. Die Parteien erlangen nicht 
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(lie gehorige Freiheit; sie werden von der Autoritât des Sou- 
verâns gedrückt und geblendet. Die Schrecken des Straf- 
gerichts werden riesenhaft vergrossert; und hat der Fürst 
einige Anlage zur Grausamkeit, so schwimint der Richterstuhl 
im Blute der Bürger und der Hass deï- Volker wendet sich 
gegen den Fürsten. Am wenigsten ist es sehicklich, dass der 
Fttrst in eigener Sache und über Vergehen richte, die gegeii 
ihn selber verübt worden sind. Eher ziemt es sich und ist 
nützlicher für ihn, wenn er sich vorbehalt, Gnaden zu er- 
weisen und wohl zu thun.'^ 

In der That konnte sich Bodin auf einige Vorgânge der 
franzosischen Geschichte berufen , in denen Parlamente der 
Pairs sich gegen die Anwesenheit des Kônigs im Gericht aus- 
gesprochen hatten. Allmahlich ânderte sich auch in den meisten 
Staaten die Sitte. Die Konige fingen an, die Justiz ganz den 
Gerichtshôfen zu überlassen und sich nur die Bestàtigung 
inshesondere von Todesurteilen vorzubehalten. 


Siebentes Kapitel. 

Das moderne Princip der Sonderung der Gewalten. 

Erst der modernen Staatenbildung gehort der Gedanke 
an, dass die objektive Unterscheidung der staatlichen 
Funktionen auch eine subjektive Sonderung der Organe 
verlange, welchen diese Funktionen zukommen. 

Zuerst hat Montesquieu das moderne Princip mit Nach- 
druck und mit Erfolg verkündet. Er verlangt die Scheidung 
auch der Personep, welche die verschiedenen ôffentlichen 
Funktionen ausüben, im Namen der Freiheit der Bürger und 

2 Bluntschli, üesch. des allg. Stoatsr., S. 42. Vgl. über Pufeii-, 
dorf, S. 124. 
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im Interesse ihrer Sicherhelt: „Wenn in derselben Person 
oder in demselben Kôrper die gesetzgebende Gewalt und die 
vollziehende vereinigt sind, so gibt es keine Freiheit, denn 
jeder muss fürchten, dass der herrsohendo Fürst oder Sénat 
tyrannische Gesetze ^ebe und sic tyrannisch vollziehe. Es 
gibt ebensowenig Freiheit, wenn die richterliche Gewalt nicht 
von der gesetzgebenden und der vollziehenden getrennt wird ; 
denn wàre sie mit der gesetzgebenden Gewalt verbunden, so 
wâre das ürteil über das Leben und die Freiheit der Bürger 
willkürlich; wàre sie mit der vollziehenden Gewalt verbunden, 
so hâtte der Richter die Gewalt eines Unterdrückers." ' 

Allerdings ist die persônliche Freiheit gefàhrdet, wenn 
ein üebermass von Macht in eine Hand gelegt ist. Indem 
man die verschiedenen Zweige der Gewalt unterscheidet, be- 
schrânkt jnan sie aile wechselseitig. Aber der entscheidende 
Grund für die besondere Gestaltung der Organe, welche be- 
stimmte Funktionen zu vollziehen haben, ist doch nicht jene 
politische Rücksicht einer grôsseren Sicherheit für die bürger- 
liche Freiheit, sondern voraus der organische, dass für jede 
Funktion besser gesorgt wird, wenn das ihr dienende Organ 
eigens für diesen Zweck eingerichtet wird, als wenn man 
demselben Organe ganz verschiedene Funktionen zuweist. 
Die organisatorische Kunst des Staatsmanns folgte nur dem 
Vorbild der Natur, indem sie diese Sonderung der Organe 
vornahm. Das Auge ist zum Sehen, das Ohr zum Hôren, der 
Mund zum Sprechen und die Hand zum Greifen und Wirken 
gebaut. Ebenso soll es im Stautskoiper sein und auch da jedes 
Organ eigens für die Funktionen geschaffen sein, die von ihm 
verlangt werden. 

Der beliebte Ausdruck freilich: „ïrennung der Gewal- 
ten“ missleitet zu falschen Anwendungwi eines richtigen 
Princips. Die vollstandige aTrennung* der Gewalten wâre 

1 Esprit des Lois XI, 6. B1 iintsclili, Gesch. des allg. Staatsr.,*S. 267. 
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Âuflôsung der Staatseinheit und i^erreissung des Staatskorpers. 
Wie in dem natürlichen Kôrper aile einzelnen Glieder unter 
sich wieder verbunden sind, so muss auch im Staate der 
Zusammenhang der» verschiedenen Organe nicht minder 
sorgsam gewahrt bleiben. Der Staat fordert daher die Ein- 
heit der Staatsgewalt, welche nur je nach der Art ihrer 
Funktionen nach besonderen Organen zu gliedern ist. 
Er will daher die relative Sonde ru ng, nicht die absolute 
Trennung der Gewalten. 

Die gangbarste Unterscheidung dieser Teilgewalten — 
die Franzosen haben den besseren Ausdruck pouvoir — ist seit 
Montesquieu die dreifache: 

1) gesetzgebende Gewalt (pouvoir législatif), 

2) vollziehende Gewalt (pouvoir exécutif), 

3) richterliche Gewalt (pouvoir judiciaire)., 

** l t 

Auch die Englànder haben dieselbe für ihre Théorie des 
Staatsrechtes angenommen. Mit besonderer Energie, aber nicht 
ohn /3 Uebertreibung haben die Nordaraerikaner in ihren Ver- 
fassungen diese Dreiteilung durchgeführt. Eine ganze Reihe 
moderner europâischer Verfassungen haben dieselbe ebenso 
sanktioniert. 

Den genannten drei Gewalten haben einige, wohl zunàchst 
im Interesse der Staatseinheit, 

4) eine verraittelnde Gewalt (pouvoir modérateur, 
royal) hinzugefügt, und es ist dieser Gedanke Benjamin 
Constants auch in die portugiesische Vêrfassung Don Pedros 
übergegangen. Andere haben der vollziehenden Gewalt ferner 

5) die verwaltende (pouvoir administratif), 

6) die aufsehende (potestas inspectiva) und 

7) die repràsentative (pouvoir représentatif) beige- 
ordnet. 

Bevor wir diese Einteilung nàher prüfen, ist eine irrige 
Vorstellung, welche hàufig auf die Behandlung dieser Fragen 
grossen Einfluss geübt hat, zu entfernen, die Vorstellung 
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nàmlich von der Gleichstéllung der verschiedenen Ge- 
walten. Dieselbe widerspricht der organischen Natur des 
Staates. In dem organischen Kôrper hat jedes Glied die ihm 
eigentûmliche, aber keines mit dem anderen gleiche Stellung. 
Vielmèhr ist das eine dem anderen über- oder unter- oder 
zugeordnet. Nur ao wird Zusammenhang und Einheit des 
Ganzen erhalten. Dasselbe gilt vom Staat. Würden die obersten 
Gewalten in diesem wirklich — nicht bloss der àusseren Form 
und dem Scheine nach wie in Nordamerika — einander gleich- 
gestellt, so mtisste solche Spaltung und Gleichstellung der 
hochsten Staatsmacht den Staat selbst in ihren Konsequenzen 
in Stücke reissen. „Man kann den Kopf nicht von dem Leibe 
trennen und diesem gleichstellen, ohne das Leben des Men- 
schen zu toten."^ 

Fast ^kindisch ist die Vorstellung von dem Verhâltnis 
der* Staaîsgewalten zu nennen, welche in der gesetzgebenden 
Gewalt lediglich die Bestimmung der Regel, in der richter- 
lichen die Subsumtion des einzelnen Falles unter die Ragel, 
in der vollziehenden endlich die Vollstreckung dieses Ur- 
teils sieht, und so den Staatsorganismus wie einen blossen 
logischen Syllogismus betrachtet.^ Aile Funktionen der ver- 
schiedenen Gewalten wàren so in jedem gerichtlichen Uiteile 
vereinigt, welches von allgemeinen Principien ausgeht, diese 
auf die vorgelegte Streitfrage anwendet, und endlich infolge 
dessen das Erkenntnis zum Schluss bringt. Die Regierung 
aber.hâtte kaum eftie andere Aufgabe, als die des Fron- 

1 Meine Studien, S. 146. 

2 Montesquieu (XI, 6) bat sich das Verhâltnis docli anders ge- 
dacht. Er nennt auch die richterliche Gewalt eine „puissance exécutrice 
des choses, qui dépendent du droit civil, nnd unterscheidet sie so ob- 
jektiv von der eigentlichen „puissance exécutric% des choses, qui dé- 
pendent du droit des gens^. Nach ihm aber haben andere, unter ihnen 
auch Kant (Rechtslehre, §. 45) und Spittler (Vorlesungen über Politik, 
§. 15), jene wunderliche Meinung angenommen. Vgl. dagegen Stahl, 
Lehre vom Staat II, §. 59. 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 


38 
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boten Oder der Gendarmerie, ^Iche das Urteil der Gerichte 
vollzieht. 

Voraus ist es nôtig, die gesetzgebende Gewalt auf 
der einen Seite allen jiibrigen Staatsgewalten auf der anderen 
gegenüberzustellen. Aile anderen Funktionen gehôren ein- 
zelnen Organen des Staatskôrpers zu,. die Gesetzgebung 
allein dem ganzen Staatskôrper selbst. Die gesetzgebende 
Gewalt bestimmt die Staats- und Rechtsordnung selbst, 
und ist ihr hôchster, das ganze Volk umfassender Ausdruck. 
Aile anderen Gewalten dagegen üben ihre Funktionen inner- 
halb der bestehenden Staats- und Rechtsordnung in einzelnen 
konkreten und wechselnden Fàllen aus. Die Gesetzgebung 
ordnet die dauernden Verhâltnisse der Gesamtheit. Die 
übrigen Gewalten aussern ihre Thâtigkeit regelmâssig nur in 
einzelnen, nicht das ganze Volk betrefFenden Richtungen. 
Erst wenn die Befugnisse des gesetzgebenden Korpers 'be- 
stimmt sind, kann die Frage der Einteilung der übrigen Ge- 
walfen zur Losung kommen. 

Die gesetzgebende Gewalt hat demnach keineswegs bloss 
allgemeine Rechtsregeln, die Gesetze im engeren Sinne 
festzustellen , obwohl diese Thâtigkeit vorzugsweise ihr zuge- 
hôrt. Auch die Begründung und Aenderung staatlicher 
Institutionen, die Ausbildung des Staatsorganismus in seinen 
Gliedern und Verhàltnissen steht ihr zu. Und wenn sie in 
den Steuergesetzen allgemeine okonomische Anordnungen 
trifft, und A 11 for der U ng en, nicht Rechtsfegeln, bewilligt,,wenn 
sie sich Rechenschaft geben làsst über die Zustànde des 
Landes und den Staatshaushalt, so sind auch diese Funktionen 
durch die Rücksicht auf die gesamte Staatsordnung gerecht- 
fertigt, obwohl dieselben keine eigentlichèn Gesetze betreffen. 

Rousseau eyklàrt das Verhàltnis der Gesetzgebung zur 
Verwaltung aus dem psychologischen Gegensatze des Wollens 
und des Kônnens (vouloir et pouvoir)* In jener offenbare 
sich (Ier ^allgemeine Wille^^ in dieser die ^That^. „La loi 
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veut, le roi fait." Ebenso éezeichnet Lorenz v. S te in den 
Gegensatz als den Unterschied von Wille und That. Aber für 
die Gesetzgebung ist die Eihsicht in die Notwendigkeit der 
Rechtsregeln und Rechtsinstitutionen» noch wichtiger als der 
Wille, der dieselbe festsetzt; und die politischen Regierungs- 
handlungen sind «unzweifelhaft in hochstem Grade ebenfalls 
Willensakte, indem die Regierung das Ziel und die Mittel 
ihrer Politik wâhlt. Eher lâsst sich der Gegensatz daher als 
allgemeiner und besonderer Wille unterscheiden, oder als 
Gegensatz von Ordnung und That. 

Da das Ganze mehr ist als irgend ein Theil oder Glied 
desselben, so versteht sich, dass die gesetzgebende Gewalt 
allen anderen Einzelgewalten übergeordnet ist. 

Diese lassen sich für den modernen Staat füglich in vier 
Gruppen Aeilen von wesentlich verschiedenem Charakter. Die 
beiden wichtigsten und vorzugsweise ohrigkeitlichen sind: 
I. die Regierungsgewalt, das Régiment; II. die rich- 
terliche Gewalt, das*Gericht. 

I. Die Regierungsgewalt. Durchaus verfehlt ist die 
leider sehr verbreitete Bezeichnung dafür: vollziehende 
Gewalt, denn sie ist die unversiegliche Quelle einer Menge 
von Irrtümern und Missverstândnissen der Théorie und von 
Fehlern der Praxis. Durch dieselbe wird weder ihr inneres 
Wesen noch ihre Beziehung zu der Gesetzgebung und dem 
Gerichte, worauf sie doch vornehmlich Rücksicht zu nehmen 
scheint, richtig ausgedrückt. 

Man kann den eigenen Entschluss und man kann 
den Befehl oder Auftrag eines anderen vollziehen. Immer 
aber ist das Vollziehen nur das Sekundàre. DasPrimàre 
liegt in dem Entschluss oder Auftrag. Die Funktionen der 
Regierung sind aber ihrer Natur nach primâr. Sie fasst Ent- 
schlüsse und erlësst Beschlûsse, sie spricht ihren Willen aus, 
sie gehietet oder verbietet, und in den meisten Fâllen be- 
darf es gar nicht des exekutiven Zwanges, um ihren Brfehlen 
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Folge zu verschaffeii. Es genûgt^regelmâssig der blosse Aus- 
spruch derselben, damit sie Gehorsam finden und zur That 
werden. Wo es aber der Notigung bedarf, da ist die Exe- 
kution zwar allerdings Sache und in der Macht der Regierungs- 
gewalt, wird aber, eben als das Sekutidâre, meistens von 
untergeordneten Behôrden und Dienern derselben wie ins- 
besondere von der Gendarmerie besorgt. 

Aber auch wenn man an den Willen anderer denkt, ist 
die Bezeichnung der vollziehenden Gewalt unrichtig. Es ist 
nicht wahr, dass dieselbe jederzeit im einzelnen vollziehe, 
was die gesetzgebende Gewalt im allgemeinen festge- 
stellt hat. Ein Gesetz lâsst sich in der Regel gar nicht 
voliziehen, sondern nur beachten und anwenden, es ware denn, 
dass man etwa die Verkündigung des Gesetzes schon für die 
Vollziehung desselben hielte. Die Regeln, welche dçr Gesetz- 

* i- 

geber sanktioniert, die Grundsatze, die er ausspricht, werden 
von der Regierung als rechtliche Normen und Schranken ihres 
Verfahrens beachtet, aber innerhalb dieser Schranken fasst sie 
selber mit Freiheit die ihr heilsam und zweckmàssig scheinen- 
den Beschlüsse. Von sich aus, nicht um ein Gesetz zu voli- 
ziehen, unter- und verhandelt sie mit anderen Staaten, gibt 
Auftrâge an ihre Unterbeamten, über dieses oder jenes zu 
berichten^ trifft die erforderlichen Massregeln zum Schutz der 
Ordnung, oder lâsst das zur allgemeinen Wohlfahrt Geeignete 
vorkehren, ernennt Beamte, verfügt über das Heer. Noch 
weniger als der Gesetzgebung gegenüber passt die Bezeich- 
nung der vollziehenden Gewalt dem Gerichte gegenüber. Die 
Vollziehung des Urteils ist ihrem Wesen nach eine Hand- 
lung der richterlichen Gewalt selbst, denn diese besteht 
in der Handhabung des Rechtes und in der Herstellung der 
gestôrten Rechtsorinung und nur soweit die richterliche Ge- 
walt nicht hinreicht, bedarf sie der Beihilfe der stârkeren 
Regierungsmacht. Das Verhàltnis dieser zu jener ist nicht 
das des Dieners, der den Willen des Herrn vollstreckt. 
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Das Wesen der RegieriAgsgewalt liegt somit nicht in der 
Vollziehung, sondern in der Macht, im einzelnen das 
Rechte und Gemeinnütziiche zu befehlen und anzu- 
ordnen, und in der Macht, das» Land und das Volk 
vor einzelnen 6ei*fahren und Angriffen zu schützen, 
dasselbe zu ver^reten und vor gemeinen Uebeln zu 
bewahren. Sie besteht vornehmlich in dera was die 
Griechen ® die Rômer als imperium, das deutsche Mittel- 

alter als Mundschaft und Vogtei bezeichnet haben. Von 
allen staatlichen Teilgewalten ist sie offenbar die am meisten 
obrigkeitliche, die vorzugsweise herrscliende, dem- 
nach ohne Zweifel die oberste. Sie verhalt sich zu den 
anderen Teilgewalten wie das Haupt zu den Gliedern des 
Leibes. Die sogenannte Reprâsentativgewalt aber ist in 
ihr inbegriffen. 

Bezieht sich diese Gewalt auf die Leitung des Staates 
im grossen und ganzen, so heissen wir sie politische Ré- 
gi erung (gouvernement politique), bezieht sie sich airf das 
Kleine und Einzelne, so heissen wir sie Verwaltung (ad- 
ministration). 

II. Die richterliche Gewalt wird sehr hâufig als ur- 
teilende Gewalt aufgefasst, eine Verwechslung, welche der 
franzôsische Ausdruck pouvoir judiciaire begünstigt. Das Wesen 
der richterlichen Gewalt liegt aber nicht im Urteilen, sondern 
im Richten, oder wie die Rômer das gesagt haben; nicht 
in judicio, sondern in jure. Das Urteilen in dem Sinne, das 
Recht im einzelnen Falle zu erkennen und auszusprechen, ist 
gar nicht notwendig eine obrigkeitliche Funktiou, noch die 
Ausübung einer staatlichen Gewalt oder Macht. Zu Rom 
waren es gewôhnlich Privatpersonen, welche als Urteiler (ju- 
dices) das Recht aussprachen ; im deutschen Mittelalter hatten 

s Aristoteles, Pol. IV, 12, 3: „ t (> yào iirtrÔTreiv 
MTiv.'' Er erkennt in dem Befehle die Haupteigenschaft der obrigkeit- 
lichen Gewalt. 
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die Schôffen, nicht die Kichter, ià neuerer Zeit haben oft die 
Geschworenen aus dem Volke, nicht die Magistrate zu urteilen. 
Das Richten dagegen, d. h. die Oewahrung des Rechtsschutzes, 
und die Handhabung dss Rechtes gegen die Stôrungen und 
Verletzungen der Rechte der Individuetf und der gemeinen 
Rechtsordnung ist von jeher als eine obrigbeitliche Thâtig- 
keit angesehen, und daher überall richterlichen Magistraten 
und Beamten als eine staatliche Gewalt zugeteilt worden. 

Sie unterscheidet sich von der Regierungsgewalt wesent- 
lich dadurch, dass sie nicht wie diese Herrschaft übt, son- 
dern lediglich das erkannte und ancrkannte Recht 
schirmt und anwendet. Sind die Funktionen des Régi- 
ments denen der geistigen Krâfte im Menschen vergleich- 
bar, so sind die Funktionen des Gerichts von wesentlich 
raoralischer Natur. 

Eben deshalb aber ist es ein grosser Fortschritt in der 
richtigen Anordnung des Staatsorganismus, dass in dem mo- 
dernen Staate die Ausscheidung den' richterlichen Organe 
und Befugnisse von denen der Regierung vollzogen worden 
ist, im Gegensatz zu dem gesamten Altertum und dem Mittel- 
alter, welches immer die Regierungs- und die richterliche 
Gewalt von den nâmiichen Magistraten ausüben liess. Die 
Reinheit des Rechtes und die wahre Freiheit der Bürger 
haben durch dieselbe gewonnen, und die Macht der Regierung 
verliert nicht, wenn sie vor Missbrauch und Uebergriffen in 
die Sphare der Rechtspflege bewahrt wirdA Wie verschieden 


^ In diesem Siiine darf man wolil an die Worte Washington s 
erinnern, in seiner bcwiindeniswürdigen Abschiedsadresse vom Jahre 1796: 
„Es ist wichtig, dass die Mariner, welche in einem freien Lande an der 
biïentliclien Gewalt Teil haben, sich iniierhalb der verfassungsmassigen 
Grenzen halten und nicht die einen in die Befugnisse der anderen über- 
greifen. Dieser Geist der Uebergrifïe strebt darnach, aile Macht ans* 
schliesslich in sich zu vereinigen, und folglich den Despotismus einzu- 
führen, in welcliem Staate immer er sich zeigt. Es genügt zu wissen, 
■wie sehî' die Liebe zur Macht und die Neigung, dieselbe zu missbrauchen, 
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die beiderlei Gewalten sind/zeigt sich in der Erfahrung des 
Lebens auch darin, dass nur selten ausgezeiclinete Staats- 
mânner und Regierungsbeaintete auch gute Richter, 
und umgekehrt selten tüchtige Richtes auch gute Regierungs- 
beamte waren. 

Das Gericht els die weniger obrigkeitliche Gewalt steht 
mit dem Régiment nicht auf einer Linie, sondern ist, obwohl 
in der Hauptsache von diesem unabhângig, doch demselben 
untergeordnet, àhnlich wie das Herz dem Kopf. 

In gewissem Betracht scheinen durch die Anerkennung 
dieses Gegensatzes die staatlichen Sondergewalten erschopft zu 
sein, und es wird begreiflich, wenn die neueren Verfassungen 
gewohnlich nicht darüber hinausgehen. Eine nahere Prüfung 
aber lâsst uns noch zwei andere Gruppen von einzelnen Or- 
ganen uud Funktionen des Staates erkennen, die zwar beide 
den hochsten des Régiments nicht bloss untergeordnet, son- 
dern geradezu von ihr abhângig sind, die aber beide einen 
besonderen Charakter haben, und sich von dem des eigentlichen 
Régiments darin unterscheiden , dass der herrschende und 
obrigkeitliche Charakter, welcher das Wesen desselben aus- 
macht, hier wiederum zurücktritt. Es sind das 

III. die Aufsicht und Pflege der geistigen Kultur- 
verhaltnisse, die Staatskultur, und 

IV. die Verwaltung und Pflege der materiellen 
Krafte und Zustânde, der Staatswirtschaft. 

• In diesen bei(fen Gruppen handelt es sich nicht um das 
Regieren. Die grossen Faktoren der menschlichen Kultur, die 
Religion, die Wissenschaft, die Kunst gehoren überall nicht 


dem raeiischliclien Herzen natürlich sind, um diese Wahrheiten zu fiihlen. 
Daller die Notwendigkeit, die offentlichen Gewalten durch ihre Teiiung 
und Verteilung unter mehrere Inhaber, welche dieses offentliche Gut vor 
den Eingriffen anderer schützen, ins Gleichgewicht zu bringen. Es ist 
nicht minder notwendig, die Gewalten in ihren Schranken zu 
halten, als dieselben einzusetzen.“ 
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dem Staatsorganismus an und kônnen nicht von dem Staate 
ans bestimmt und erfüllt werden. Das Verhâltnis der Staats- 
gewalt auch zu den âusserlichen Anstalten der Religion, der 
Wissenschaft und Kunst, zu der Kirche und Schule, ist dem- 
nach grundverschieden von dem Verhâltnis der Regierung 
zu den Regierten in der Sphàre des eigentlichen Régiments. 
Der Staat hat auch hier die gemeine Wohlfahrt zu fôrdern und 
gemeinen Schaden abzuwenden, aber er ist sich bewusst und 
wird fortwâhrend daran erinnert, dass das Wesen dieser Dinge 
nicht seiner Herrschaft unterworfen sei. Seine Funktionen sind 
daher hier nicht ma.ssgebend, nicht Gebote noch Verbote, 
sondern wesentlich nur Au fs i ch t und Pflege. 

Aehnlich verhâlt es sich mit der vierten Gruppe, der 
Wirtschaft. Das charakteristische Moment in der Ver- 
waltung der Einkünfte und Ausgaben des Staates, der.Finanzen, 
in der Unterstütziing des bûrgerlichen Verkehrs und der ôko- 
nomischen Wohlfahrt der Bürger, in der Leitung der ôffent- 
lichen Arbeiten, in der Beaufsichtigung der Gemeinden ist 
nicht Imperium noch Vogtei im strengen Sinne, sondern wie 
für die Kulturbeziehungen geistige Sorge, so hier auf das 
Materielle gerichtete Pflege. Der specifisch obrigkeitliche 
Charakter kommt hier fast gar nicht, der weniger auf die 
staatliche Macht und das Recht als auf technische Kenntnis 
und Erfahrung begründete Charakter der wirtschaftlichen Ver- 
waltung überwiegend zur Sprache. In keiner anderen Gruppe 
nâhern sich denn auch die Staatsorgane so sehr dem PrLvat- 
leben, als in dieser; das Staatsvermogen selbst erscheint ge- 
radezu im Verkehr einer Privatperson gleich. Unter allen 
nimmt sie daher die unterste Stufe ein, eine Stellung, welche 
mit ihrer Unentbehrlichkeit und ihrer grossen Ausdehnung 
bis in die Bewegiwgen des taglichen Lebens und Verkehrs 
hinein keineswegs im Widerspruch ist. Sie ist die breite 
Unterlage, auf welcher der Staat ruht, wie das Régiment seine 
hôchsts Spitze ist. 
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Die Erkenntnis diesel Gegensatzes in den ofFentlichen 
Funktionen reift erst in unserer Zeit allmâhlich heran. Noch 
leiden wir an den Uebeln éiner Vermischung der gebietenden 
und der pflegenden Thâtigkeit. Nach wird gelegentlich be- 
fohlen Oder verboteh, wo nur verwaltet werden sollte, zuweilen 
auch scheue Pfl^e geübt, wo die obrigkeitliche Energie durch- 
greifen sollte. Aber es ist doch schon besser geworden, als 
es vor 100 und vor 50 Jahren gewesen ist; und viele Insti- 
tutionen der Pflege sind bereits gesondert von dem eigent- 
lichen Régiment und werden ohne Gewaltübung in dem wohl- 
thâtigen Geiste wissenschaftlicher und technischer Sorge ver- 
waltet, der den Kultur- und Wirtschaftsbedtirfnissen des Volkes 
Befriedigung verschafft und die Freiheit aller respektiert. 


.Achtes Kapitel. 

Staatsdiener und Staatsâmter. ‘ 

1. Im weiteren Sinne kann jede vom Staate geforderte 
und sogar jede vom Staate freiwillig dargebrachte Dienst- 
leistung Staatsdienst genannt werden. Dann wird die mili- 
târische Dienstleistnng der Soldaten, der Geschworenen im 
Strafprozess, der Abgeordneten in der Volksvertretung, der 
AVahlmànner, der*Urwâhler in dem Ausdruck inbegriffen sein, 
der aile ôffentliche Dienste für den Staat umfasst. 

Aber aile die genannten Dienstleistungen begründen nicht 
ein Verhâltnis von Staatsdienern und sind daher nicht 
Staatsdienst im engeren Sinne. Die blosse Ausübung einer 
allgemeinen Bürgerpflicht oder eines Büiigerrechtes, wie voraus 

1 [Vgl. zu diesem Kapitel insbesondere Schulze, Lehrbuch des 
deutschen Staatsrechtes I, 309 ff.; Laband, Staatsrecht des deutschen 
Reichs I, 382 ff.; Loening, Lehrbuch des Verwaltungsrechtes^ S. 115 ff.] 
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der "Wehrpflicht oder des WahlrecVites, wird dann nicht mehr 
als Staatsdienst betrachtet, ebensowenig die Ausübung dei’ 
reprâsental.iven Volksrechte. Der Ausdruck Staatsdienst wird 
daim auf solche offentlicîje Leistungen beschrânkt, welche im 
besonderen Auftrag der StaatsgewaU ausgeübt werden 
und nur die Personen heissen Staatsdiene-r, welche diesen 
Auftrag erhalten und solche ôiFentliche Funktionen für den 
Staat zu üben haben. 

Die Diener der Gemeinde, der Kirche, anderer Kôrper- 
schaften sind keine Staatsdiener, weil ihr Dienst zwar ôffent- 
lich, aber nicht von dem Staate aufgetragen und auch nicht 
unmittelbar auf den Staat bezogen ist. 

Die Würde des Staatshauptes (Souverans) ist insofern 
nicht Staatsdienst, als derselbe der Trâger der Staatsgewalt 
selber ist, von der aller Staatsdienst abgeleitet und aufge- 

< I 

tragen wird. Aber insofern konnte doch Friedrich der Grosse 
den Konig mit Recht als „ersten Staatsdiener “ bezeichnen, 
weil ajicli sein Amt auf der Staatsverfascung beruht und ganz 
und gar dem Staate dient. 

2. Nicht aile Staatsdienste im engeren Sinne sind Staats- 
âmter, und nicht aile Staatsdiener sind Staatsbeamte. 

Das Staat s amt ist ein einzelnes Organ ira Staatskorper 
mit einer besonderen ihm eigentümlichen staatlichen Funktion. 
Als solclies bedarf es daher einer, wenn auch beschrànkten 
eigenen Willensbestimmung, um seiner Aufgabe in eigentüm- 
licher Weise Genüge zu thun. Erfüllt wird das Amt von 
der Person des Beamten, welcher in dem Amte individuell 
wirkt. Staatsbeamte im weiteren Sinne heissen daher die- 
jenigen Staatsdiener, welche, obwohl in Anerkennung und 


1* Es konnen ilmencwohl eiiizelne staatliclie Funktionen auferlegt 
werden. Dadurcli wird ihr eigentliclier Charakter aber nicht geandert. 
Vgl. Welcker im Staatslexikon ii. d. W. Staatsdiener. [Die Beamten 
der Korporationen , die als Organ des Staates zu betrachten sind (Ge- 
meinden, Kreise, Provinzen), werden „mittelbare Staatsbeamte^ genannt.J 
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Beachtung der Unterorduung untei* das Staatshaupt, dennoch 
mit freier Selbstbestimmung die ihnen aufgetragenen 
offentlichen Funktionen ausüben; in engerem Sinne aber nur 
diejenigen, denen eine obrigkeitli,che Gewalt (imperium 
Oder jurisdictio) die Ausübung eines eigentlichen Hoheitsrechtes 
übertragen ist, ira Gegensatze zu denen, welchen keine Staats- 
macht, sondern nur ein Zweig der Staatskultur oder Staats- 
wirtschaft und offentlicher Pflege anvertraut ist. Die ersteren 
heissen Staatsbeamte iin engeren Sinn, eigentliche Staats- 
beamte, die letzteren konnen wir mit einem guten alten Wort 
ôffentliche Pfleger nennen. Beiderlei Aemter sind offent- 
liche Aemter, die ersteren sind aber eigentliche Staats- 
àmter, obrigkeitliche Aemter, die letzteren sind Pflege- 
amter. 

Zu den offentlichen Pflegern gehoren dann z. B. die Pro- 
fe*ssoren und Lelirer an offentlichen Schulen, die Direktoren 
und Aerzte an offentlichen Spitalern, Staatsàrzte überhaupt, 
Staatsingenieure, aber auch manche Finanzbeamte wie Ka.sgiere, 
Domânenverwalter. 

Die eigentlichen Staatsbeamten sind entweder Regie- 
rungs- oder Justizbeamte. Die ersteren haben wirkliche 
Regierungsfunktionen auszuüben (imperium) und sind auf der 
einen Seite eben darum innerhalb ihrer Amtssphâre mit der 
Macht ausgerüstet, was sie fttr zweckmâssig und erforderlich 
halten im offentlichen Interesse anzuordnen, zu befehlen und 
ihren Befehlen Fol^e zu verschaffen, auf der anderen Seite aber 
auch im einzelnen hinwieder dem hoheren Auftrage ihrer Vor- 
gesetzten unterworfen und von dieseii abhângig. Die Justiz- 
beamten dagegen haben nicht die Macht, mit freiem Willen 
zu bestimmen, was ihnen das ôffentliche Interesse zu erfordern 

2 S c h m i 1 1 h e 11 n e r , Staatsreclit, S. 503. Der Ausdruck technische 
Beamte, den er den eigentlichen Regierungsbeamten entgegensetzt, und 
unter welchem er die Richter mitbegreift, wlirde besser für die obige 
Gattung von Staatsbeamten passen. 
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scheint, sondera nur die, das erfeannte bestehende Recht aus- 
zusprechen und nach festen Rechtsregeln zu handhaben (ju- 
risdictio), aber bei dieser Thâtigkeit werden sie lediglicli 
durch ihr eigenes Wissen und Gewissen, und nicht durch ein- 
zelne Auftrâge der Staatsregierung gebünden und bestimmt. 
Im norraalen Zustande sind vorzugsweise» die ersteren zu 
liberaler, die letzteren zu konservativer Thâtigkeit berufen. 

3. Von beiden Arten der Staatsbeainten sind die Staats- 
angestellten und die Amtsgehilfen zu unterscheiden. Sie 
sind zwar auch Staatsdiener, aber sie haben kein eigentliches 
Amt, daher auch weder eine Amtsgewalt noch eine selbstàndige 
Amtssphare, sondera sind lediglich Gehilfen der ihnen vor- 
gesetzten Beamten und von diesen abhângig; z. B. Kanzellisten, 
Aufseher in ofFentlichen Anstalten, Finanzgehilfen u. s. f. Zu 
dem Range von Staatsdienern sind sie erhoben, weil sie iinmer 
noch eine organische Thâtigkeit im oifentlichen Dienste und 
insofern eine, wenn auch niedere geistige Funktion ausüben. 
Wenu auch diese zurücktritt, und die bloss mechanische 
Dienstleistung als Hauptsache erscheint,'’ so hort auch die 
Eigenschaft eines Staatsdieuers auf, ungeachtet dieselbe von 
dem Staate benutzt und gefordert wird. Lakaien, Portiers, 
Pedellen, Waibel, Gerichtsdiener, Gendarmen gehôren zu 
dieser letzteren Klasse, welche man füglich Staatsbediente 
nennen kann. Ihr Rechtsverhàltnis ist denn auch mehr nach 
Analogie der Bestimmungen des Dienstvertrags im Privatrecht 
zu behandeln als nach den wesentlich stàatsiechtlichen über 
den Staatsdienst. 

4. Ferner ist der Gegensatz zwischen Civilbeamten 
und Militârstellen, zuerst von dem Kaiser Konstantin 


3 Aiif diesen Gegersatz bat Schmitthenn er (Staatsrecht, S. 503) 
mit Redit aiifmerksam gemadit. Wenn er aber die Staatsangestellten 
Subalternbeamte heisst, so wird damit nur die Unterordnung aus- 
gedrückt, die auch iinter den wirklichen Beamten stattfindet. Man kann 
den Geg^^nsatz auch bezeichnen Staatsbeamte und Amtsgehilfen. 
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dem Grossen ausgebildet, * aüch in den modernen Staaten von 
Bedeutung. Aïs Staatsdiener sind nur die Offiziere, nicht aucli 
die Soldaten zu betrachten,- weil nur jene ein Kommando 
haben, und bei diesen überhaupt çntweder die allgemeine 
Bürgerpflicht, Militârdienste zu leisten, oder die privatrecht- 
liche Form der Werbung den Dienst begründet. Von den 
Civilàmtern unterscheiden sich die Militârstellen hauptsâcblich 
teils durch die strengere Disciplin, den militarischen Gehor- 
sam, teils dadurch, dass ihre Funktionen nur mittelbar obrig- 
keitlich, weil von sekundârer bloss vollziehender Natur sind. 

5. Man unterscheidet Kollegial- und Individual- oder 
Einzelàmter,® je nachdem entweder eine Mehrzahl von 
Beamten gemeinsam beraten und mit Mebrheit Beschlüsse 
fassen, oder jeder einzelne Beamte selbstandig handelt. Zum 
Rate, welcher vielseitige Erwâgung fordert, sind die Kolle- 
gien, zur T bat, in welcher die rasche und einheitliche Willens- 
energie entscheidet, sind die Individualâmter geeigneter. 

Je nach Umstànden lassen sich auch kollegiale Ber^tung 
mit individueller Entscheidung, wie z. B. der Minister nach 
vorheriger Beratung in dem Kollegium der Ministerialràte 
verbinden. 

Ferner werden je nach der Ueber- und Unterordnung 
und je nach dem Umfang des Verwaltungsbezirkes unterschie- 
den, die obersten Centralàmter (Landesàmter), die diesen 
untergeordneten Mittelàmter (Provinzial- , Bezirks-, Kreis- 
âmter) und die ùntersten Lokalamter (Gemeindeâmter). 
Zuweilen kommen auch konkurrierende Aemter vor, wie 
vorzüglich die altrômischen Magistraturen oder die englischen 
Friedensrichteràmter, insofern mehrere Beamte in demselben 
Amtsbezirk dieselben Befugnisse, aber jeder einzeln, ausüben. 

6. Der Regel nach gehôren zum Aiv^: 

4 Vgl. oben Buch VII, Kap. 6, S. 589. Gibbon, Geschichte des 
rbmischen Reichs, Kap. 17. 

5 Vergl. Pôzl im deutschen Staatswôrterbuch, Art. Amt. 
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a) eine bestimmte Art und efû bestimmter Umfang ôffent- 
licher Befugnisse und Pflichten, welche bei den obrigkeitlichen 
Aemtern Kompetenz (Zustàndigkeit) genannt wird; 

b) ein ôrtlicher Sitz: Amtssitz, welcher als eigentliches 
Centrum und Wohnsitz der amtlichen Geschâftsthatigkeit an- 
gesehen wird; auch die wandernden Beamten haben doch 
einen festen Amtssitz; 

c) ein râumlicher Amtsbezirk oder Amtssprengel. 

7. Das Rechtsverhâltnis des Staatsdieners ist nicht, wie 
man das früher wohl versucht bat, als ein privatrechtliches 
Vertragsverhaltnis aufzufassen, sondern es ist von wesent- 
lich staatsrechtlicher Natur. Der Gesichtspunkt des 
Mandats passt darauf so wenig aïs der überdem unwürdige 
der Dienstmiete. Weder die Begründung, noch der Inhalt, 
noch die Aufhebung des Staatsdienstes lâsst sich ans dem- 
selben erklâren. 

Die Begründung desselbcn geschieht im ôffentlichen In- 
teresee durch einen in Form und Inhalt Norm gebenden 
Willensakt des Staates, das Anstellungsdekret.** Man 


Günner, Der Staatsdienst ans dem Gesichtspunkt des Redites. 
Landsluit 1808. — ZachariîG D. St. II, 25 IT. Sclimittlieniiei* (Staats- 
recht, S. 509) verwirlt zwar jcne leg^istische Aulïassung raandier neiiereii 
Juristen, die sonderliar genuj^ das romische Privatrecht tïir uns sogar in 
eineni Verhaltnisse als massgebend ansahen, wo die Romer selbst in 
ilirem Staate nie daran gcdacht, dasselbe anziiweiiden ; aber er behaiiptet 
doch, der Staatsdienst werde durch Vertrag, nur keinen obligatorischen 
eingegangen. Dieser Yertrag nâmlich „gelic der Bestallung als causa 
praecedens voran., wie der Investitur bei dem Lelien der Lehensvertrag“. 
Aber diese Ansicht ist ebenlalls irrig. Vorhergehende Vertrage der Art 
kommeii in der Wirklichkeit nur ausnahmsweise vor, denn die Anfrage, 
ob jemaïul ein Amt annehmen würde, und die Zusage desselben bewirkt 
noch keinen Vertrag. Ein solcher Vertrag müsste somit fingiert werden, 
und dafür gibt es keinen Grund. Wo er aber ausnahmsweise vorkommt, 
da wnrkt er auch nur privât-, nicht staatsrechtlich , gehort also nicht 
hierher. Die Annahme der Anstellung, w^elche dieser nachfolgt, und die 
Ablehnung derselben sind zwar Ireilich Willensakte des Individuums, 
w'elches das Amt überninimt oder ausschlagt. Aber sie andern den 
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hat wohl diesen Akt ein SpeA;ialgesetz genannt, ein Ausdruck, 
welcher indessen besser vermieden wird, da er in der Regel 
nicht durch den gesetzgebenden Kôrper, sondern in Monarchien 
durch den Monarchen, in Republiktai bald durch die Regie- 
rung bald durch (Me Volkswahl geübt wird. Dieser Akt ist 
selbst in dem unmerhin seltenen Falle, wo demselben eine 
Unterhandlung und ein wh'klicher Vertrag, z. B. mit einem 
Auslânder, dessen Dienste ein Staat zu erwerben wünscht, 
vorhergeht, wesentlich ein einseitiger Willensakt der über- 
geordneten Staatsgewalt, und nie kann aus jenem Vertrage 
eine Civilklage auf wirkliche Anstellung gegeben und das 
Dekret etwa durch gerichtlichen Zwang dem Staate abgedrungen 
werden. Vielmehr berechtigt auch dann ein solcher Vertrag 
nur zu einer Entschâdigungsforderung von ganz privatrecht- 
lichem Inhalt, wenn das Anstellungsdekret vom Staate nicht 
vôllzogen werden sollte. 

Das Wesen ferner des Staatsdienstes liegt in den Funk- 
tionen, welche vom Staate aus bestimmt werden und «einen 
offentlichen, organischen Charakter haben. Das Amt 
besteht nur, insofern der Staat zu seinem Leben seiner bedarf, 
in keiner Beziehung aber um des Individuums willen, 
welches dasselbe inné hat. Es kann daher auch seiner Natur 
nach nicht zu eigenem Privatrechte verliehen noch als solches 
Gegenstand des Privatverkehrs werden. Wo derlei geschehen 
ist, wie im Mittelalter und spâter noch in Frankreich, da war 
eben der Staat selbst noch in den Banden des Privatrechtes 
gefangen und noch nicht zu vollem Bewusstsein seines politi- 
schen Daseins gelangt. 

8. In der mit dem Amte verbundenen Besoldung aber 
liegt allerdings ein privatrechtliches Elément, denn die 
Besoldung ist wesentlich dafür gegeben, nm die okonomische 


obrigkeitlichen Charakter des Dekretes nicht. [Vgl. hiergegen Loening 
a. a. O., S. 119.] 
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Existenz der Person und ihrer Eamilie zu sichern, welche 
ihre Dienste déni Staate leistet und dalier von dem Staate 
Lebensunterhalt verlangen darf. • Die Besoldungsansprüche 
haben keinen politischen^ sondern einen vermogensrechtlichen 
Inhalt. Sie kônnen daher wohl durch den Civilrichter ge- 
schâtzt werden. 

Aber das Wesen des Staatsamts wird nicht dadurch be- 
stimmt. Es bat in allen Zeiten auch unbesoldete Staatsâmter, 
sogenannte Ehrenâmter gegeben, die in der Hauptsacbe 
dieselbe organische Bedeutung hatten, wie die besoldeten 
Berufsâmter. Die englischen Friedensrichter sind unzweifel- 
haft Polizeibeamte des Staates, ebenso wie die besoldeten 
preussischen Landrate, welche ebenfalls Polizeibeamte des 
Staates sind. 


Neuntes Kapitel. 

Besetznng der Staatsainter. 

1. Die Erblichkeit der Aemter, im Mittelalter allent- 
halben in Europa eingeführt, wird in den modernen Staaten 
mit Recht ebenso allgemein verworfen. Die Geschichte des 
Mittelalters hat unwiderleglich bewiesen, dass die Erblichkeit 
der Aemter diese in Herrschaften umwandle, und so die 
Einheit und Ordnung des Staates auflôse. Die Funktionen des 
Amtes erfordern überdem persônliche Befahigung, des Staats- 
dieners. Diese aber ist nicht erblich, sondern individuell. 
Die Erblichkeit der Ansprûche auf das Amt gewàhrt somit 
keine Garantie für die Tüchtigkeit des Beamten und ver- 
sperrt zum Schadei\ des Staates anderen fâhigen Individuen 
den Weg zu offentlicher Wirksamkeit. 

Nur ganz ausnahmsweise kommen daher in dem neueren 
Staate ,noch Erbâmter, und gewôhnlich nur da vor, wo mit 
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denselben keine Funktionen der Staatsgewalt, sondern nur 
Ehrenrechte verbunden sind, wie die aus dem Mittelalter 
stammenden Erbhofâmter. 

Indem der moderne Staat in déni Amte vornehmlich die 
offentliche Pflich^erfüllung als Hauptsache erkennt, bat 
er die Aemter abgelôst von den Banden der Familie, des 
Standes und des Grundbesitzes. 

2. Heute noch von grosser Bedeutung ist der Gegensatz 
def Berufsàmter und der Ehrenàmter. Jene nehmen die 
ganze Thàtigkeit des Mannes in dem Sinne in Anspruch, dass 
dieser in der Pflichtübung des Amtes die Hauptbeschâftigung 
seines Lebens, seinen Lebensberuf findet. Wo das Amt zum 
Beruf gesteigert ist, da werden um deswillen hohere Anfor- 
derungen an den Beamten gestellt, da wird eine genügende 
V Q,r b i l.^oU n g und Einübung verlangt. Aus demselben 
Grunde aber bat der Berufsbeamte aucb einen natürlicben 
Ansprncb auf eine gesicberte ôkonomiscbe Stellung. Wenn 
sein Leben dem Berufe' eines Staatsdieners gewidmet ist* so 
darf er erwarten, aucb den Lebensunterbalt von dem Staate 
zu empfangen. 

Die Ebrenâmter erfordern dagegen nur einzelne ofFent- 
licbe Pflicbtübungen, wie sie sich aucb von solcben Personen 
erwarten lassen, deren Lebensberuf nicbt dem Staate gewidmet 
ist, die vielmebr irgend einem Privatberuf als Landwirte, 
Kaufleute, Gelebrte^u. s. f. ibre Haupttbàtigkeit zuwenden 
und von ibrem Privatberufe oder ibrem Privatvermôgen aucb 
ibren Lebensûnterbalt erbalten. 

Die Berufsàmter sind geradezu unentbebrlicb, wo die 
oflfentlicben Funktionen technische Kenntnisse voraussetzen 
und die stetige Thàtigkeit des Beamten verlangen. Ehren- 
àmter sind vorzüglich anwendbar, wo es sich nur um vorüber- 
gehende Leistungen handelt, wie z. B. in dem Geschwornen- 
und Schôffendienst, oder bei der Teilnabme an repràsentativen 
Versammlungen. Die Ebrenâmter kônnen nur den reîchen 

Bluntschli, allgemeine Staatslehre. 39 
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Oder doch wohlhabenden Klassen der Gesellschaft auferlegt 
werden; den grossen Volksklassen fehlt es an der Bildung 
oder an der Musse dazu, oder an beidem. Von den Kandi- 
daten für die Berufsàmter kann verlangt werden, dass sie zu 
dem Berufe eines Staatsdieners erzogen und vorgebildet werden. 

Für den modernen Staat sind die Beriifsamter wichtiger 
als die Ehrenamter. In manchen Fâllen lassen sich aber die 
Vorzüge beider Arten verbinden und die beiderseitigen Mângel 
ergânzen. Die neuere Entwickelung sowohl der Repràsentativ- 
verfassung als der Selbstverwaltung ist einer solchen Ver- 
bindung eines leitenden Berufsbeamten und mit- 
wirkender reprâsentativer Ehrenamter günstig. Von 
der Art sind z. B. die Verbindung des Landrates mit den 
Mitgliedern des Kreisausschusses in Preussen, der Bezirks- 
amter mit den Bezirksràten in Baden, der Berufsricbter mit 
Geschwornen und Schoffen. 

3. Wührend in manchen staatlichen Fortschritten oft Eng- 
land, teilweise auch Frankreich vorausgegangen sind, so sind 
in der zweckmâssigen Organisation der Berufsbeamtung 
die deutschen Staaten den übrigen Volkern vorhergegangen. 
Das deutsche System gewâhrt die starksten Bürgschaften für 
einen fâhigen und pflichttreuen Beamtenstand. Die 
Grundzüge des deutschen Systèmes sind: 

a) Der Zutritt zu den Aemtern ist niemandem ver- 
schlossen. Der Sohn des Armen, der Talent hat, kann zu 
diesem hôchsten Beruf emporsteigen, wie der Sohn des Vor- 
nehmsten Mannes. Zahlreiche Stipendien erleichtêrn auch dem 
Unbemittelten das Studium. Aber die grosse Mehrzahl der 
Studierenden gehôrt thatsâchlich den hôher gebildeten Familien 
an und bringt so von dem elterlichen Hause her ein reiches 
Mass überlieferter iËildung und Sitte auf die hohe Schule mit. 
Dadurch wird von Anfang an die ganze Masse der Studierenden 
aus den niederen Regionen des Volkslebens auf eine hôhere . 
Stufe fier Kultur gehoben. 
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b) Regelmâssig wird für die sogenannten Aspiranten des 
Staatsdienstes vorerst Gymna^ialbildung und nachher Uni- 
versitàtsbildung gefordert. Nur für einzelne technische 
Aemter, z. B. Ingenieure, Architekten, vertritt die Bildung, sei 
es in Realgymnasien, sei es der polytechnischen 
Schulen, die klassische Bildung jener gelehrten Schulen. 

Am Schluss der hôheren Schulbildung findet eine Staats- 
prüfung statt. 

Da der wissenschaftliche Geist der deutschen Universi- 

» 

tâten die blosse Abrichtung zu einem âusserlichen Berufe 
verwirft, und die tiefere und freiere Erkenntnis der Gesetze 
und Principien anstrebt, so werden die Mângel des chinesi- 
schen Mandarinentums hier durch eine fortschreitende wissen- 
schaftliche Arbeit überwunden. Der Staat und die Gesellschaft 
aber erbalten auf diese Weise eine erhôhte Gewâhr für die 
tüchtige Vorbildung ihrer Beamten. Da nur geprüfte Beamte 

zu den Aemtern zugelassen werden, so wird durch dieses Er- 

» * 

fordernis auch den ungebührlichen Einflüssen der Parteigunst 
Oder des Parteihasses und der Hofintriguen am wirksamsten 
begegnet. Die Prüfung sichert die Laufbahn des ausgezeich- 
neten jungen Mannes und drângt zudringliche, aber unwis- 
sende, wenngleich von Machtigen begünstigte Bewerber zurück. 

Allerdings darf die Regel nicht in pedantischer Weise 
gehandhabt werden, und muss der Staat auch für die wünsch- 
baren Ausnahmen sosgen, nicht bloss Auslândern gegenüber, 
deren Fâhigkeit auch ohne die Staatsprüfung offenbar gewor- 
den ist, sondem ebenso für ausgezeichnete Inlânder. Gerade 
die am meisten begabten Menschen gehen oft einen eigentüm- 
lichen Lebensweg, und da wàre es eine Thorheit, würde der 

Staat ihrer Dienste entbehren müssen, weil sie nicht auf den 

* 

gebahnten Wegen vorgegangen sind, sondern in schwierigeren 
Verhâltnissen ihre Eàhigkeiten bewâhrt haben. Es gilt das 
vorzüglich für die Aemter, die eine erhôhte staatsmân- 
nische oder wissenschaftliche Befâhigung erfordern. 
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wie Minister und Staatsràte oder trofessoren an Universitàten. 
Für solche Ausnahmsfâlle lasst sich indessen leicht sorgen, 
ohne die Regel irgend zu gefâhrden oder zu schwâchen. 

c) Der sogenannte'Referendar- oder Praktikanten- 
dienst, das Noviziat, d. h. die pràktische Einübung 
derer, welche die theoretische Staatsprüfung bestanden haben, 
als Gehilfen der Beamten oder der Anwâlte. Am Schlusse 
dieses Noviziats wird ge^ohnlich durch eine zweite Staats- 
prüfung festgestellt, ob der Praktikant nun reif geworden 
sei, damit ihm ein Staatsamt anvertraut werde. ^ 

d) Wenn so die Bedingungen für den Eintritt in den 
Staatsdienst erfüllt sind, so erfolgt je nach Bedürfnis und 
Bewerbung die Ernennung zu einem Staatsamt. 

Von da an findet nun grundsàtzlich ein allmahlicher 
Fortschritt statt, je nach den Dienstjahren und,, der l;),e- 
wâhrten Tüchtigkeit. Befôrderung im Titel und Rang, in 
der Besoldung, auf der Stufenleiter der Aemter selbst ist dann 
die hormale Folge. Auch diese geregeite Befôrderung bewàhrt 
sich im grossen und ganzen. Aber sie bedarf doch sehr einer 
vernünftigen Leitung und Beschrânkung. Das hôhere und 
hbchste Staatsamt soll doch nicht als das letzte Ziel eines er- 
müdeten Strebens verlocken. Das Vorrücken der Staatsdiener 
darf nicht zu sehr nach mathematischen Rücksichten auf das 
Dienstalter bestimmt werden. Die Qualitât ist hier entschei- 
dend. Gute Kopfe werden oft durch vieljâhrige fabrikàhnliche 
Beschaftigung mit untergeordneten Diensten abgemattet,’und 
wenn sie nach langen Mühen und Entbehrungeit endlich auf- 
wârts steigen, und hôhere geistige Anforderungen an sie ge- 
stellt werden müssen, so sind sie erlahmt und ihre beste Kraft 


^ R. V. Mohl in* der Zeitschrift für Rechtswissenschaft des Aus- 
landes von Mittermaier XVI, S. 431 (F. Ed. Laboulaye, De renseig- 
nement et du noviciat administratif en Allemagne inWolowsky, Revue 
XVIII. Bluntschli, Deutsche Rechtsschulen %. Auü., S. 92 fF. Vivien^ 
Ét. Adm. I, S. 205. v. Mohl, Politik, Bd. IL 
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erstorben, Auch dieses üobel ist aber nicht in dem Wesen 
des Systems begründet, sondera nur eine Folge seiner bureau- 
kratischen Entartung, die dadurch hinwieder fortwâhrend ge- 
nâhrt wird. Gerade die hôchsten politischen Aemter erfordern 
noch die ungebrocliene voile Kraft reifer Mânner und dürfen 
nicht das Privilegium der Greise werden. Daher ist ftir sie 
die Anciennetât am wenigsten anwendbar. 

e) Die vom Staate gewâhrte Besoldung sichert dem Be- 
rufsbeamten einen standesgemàssen Lebensunterhalt, für ihn 
und seine Familie. Freilich sind die Besoldungen der grossen 
Mehrzahl der deiitschen Beamten sehr sparsam bemessen und 
stehen hinter den heutigen Einnahmen vicier Industrieller sehr 
zurück; aber sie sind auch gegen die Wechselfâlle dieser ge- 
schützt und gewâhren doch dem Trager des Amtes, besonders 
in Verbindung mit einigem Privatvermogen , bei sorgfàltiger 
Wirtsc'flaft ein anstândiges Auskommen. Würden die wohl 
noch zu zahlreichen Berufsàmter durch Ehrenâmter mehr er- 
gànzt, so würden jene, vermindert und dann auch besser be- 
soldet werden kônnen. 

f) Der deutsche Berufsbeamte hat überdem pragmati- 
sche Kechte, d. h. einen gesicherten Rechtsanspruch auf eine 
feste Besoldung und, wenn der Staat seiner Dienste nicht 
mehr bedarf, oder wenn er im Alter oder aus Krànklichkeit 
verhindert wird, das Amt zu versehen, Anspruch auf einen 
Ruhegehalt (Pension). 

Infolge diesesp Systems wird der deutsche Beamten- 
kôrper voç dem Selbstgefühl einer gesicherten und geach- 
teten Lebensstellung erfiillt und gehoben. Es hat sich in ihm 
das Bewusstsein der Zusammengehôrigkeit entwickelt. Er 
bildet einen wirklichen Beru fs stand und hat im Staat auch 
die Bedeutung einer politischen Macht, mit der man 
rechnen muss, die weder das Staatshaupt noch die Volksvertre- 
tung geringschâtzen dürfen, deren Mitwirkung für beide unent- 
behrlich ist und welche beide teils ergànzt, teils beschrânkt. 
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4. Das englische System ist von Grand aus verschieden. 
Einen so durchgebildeten und gefestigten Beamtenkôrper gibt 
es nicbt. An der Stelle der deutscben Berufsbeamten sorgen 
unbesoldete Ebrenâmter der engliscben Aristokratie für Polizei, 
Verwaltung und Recbt^pflege in den Grafscbaften. Die eng- 
liscben Minister geben nicbt aus dem Beamtenstande bervor, 
sondern aus den parlamentariscben Partéien. Eine grosse 
Zabi von ôffentlicben Aemtern wird durch den Einfluss der 
Parteien besetzt, obne Rücksicbt auf Vorbildung, aber mit 
Rücksicbt auf die Empfeblung einflussreicber Mitglieder des 
Parlaments (Patronage). 

Indessen macbt sicb aucb in England das Bedürfnis mebr 
als früber geltend nacb Vorbildung und Prüfung des Kandi- 
daten. Für die bôberen Ricbterstellen wird scbon seit langem 
juristiscbe Bildung gefordert, freilicb nicbt Universitâtsbildung, 
sondern nur Teilnabme an den Kôrperscbaften (hvas) der 
Londoner Juristen, Anwaltspraxis und Anwaltssitten. Neuerlicb 
werden aucb eine Anzabl tecbniscber Aemter an Prüfungen 
gebdnden; und es werden dadurcb unfàbige Personen zurück- 
gewiesen und der Einfluss der Parteien und der Pati'one ver- 
mindert. Bei Ministerwecbseln werden docb nur etwa 60 Stellen 
in Frage gestellt, teils eminent politiscbe Aemter, teils Hof- 
stellen.'^ 

5. Die nordamerikaniscbe Besetzung der Aemter be- 
rubte ursprünglicb auf dem engliscben System, aber wurde 
mit republikaniscbem und demokratiscben^ Geiste erfüllt. Seit 
der Regierung des Prâsidenten Jackson ist die gefâbrl'icbe 
Sitte starker Wecbsel aufgekommen. Wird ein ‘neuer Pràsi- 
dent gewàblt, also je nacb 4, bôcbstens 8 Jabreù und kommt 
vielleicbt eine andere Partei zum Régiment, so werden eine 
Menge Stellen frei und mit neuen Personen besetzt. Dann 
kommt es zu einer ’allgemeinen Stellenjagd und die Interessen 

R. Gneist .[Englisches Verwaltungsrecht 3. Aufl. (1883), S. 230 fl\J < 
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des Staates und der Gesellschaft werden weniger beachtet, als 
die Wûnsche der Parteien *und die Amtsgierde der Bewerber. 
Das ganze Beamtenwesen ist daher unsolid und heftigen 
Schwankungen ausgesetzt; und der Korruption ist schwer zu 
begegnen. Nur die Richterâmter sinü besser geschützt gegen 
solchen Wecbsel. bie Sitte, die Richter aus den hewahrien 
Advokaten zu wâhlen, berücksichtigt die juristische Gewandt- 
heit und Rechtskunde. 

6. In Frankreich gibt es zwar einen Beamtenstand, 
aber er ist weder so selbstândig gestellt, wie der deutsche, 
denn das Staatshaupt, d. h, die jeweiligen Ministerien haben 
grôssere Macht, die Beamten frei zu ernennen und zu ent- 
lassen, noch sind die Garantien für die wissenschaftliche Vor- 
bildung so stark. Für eine grosse Zabi von tecbnischen Stellen 
wird freilich Vorbildung in einer Specialscbule gefordert (poly- 
tecbnifiohe Schule, Kriegsscbule, Normalscbule), für Richter- 
ânater wird Universitàtsbildung verlangt. Aber die Regel ist 
nicbt so allgemein durchgefübrt wie in Deutscbland. Die Ab- 
bângigkeit der Beamfen von der Regierung ist strenget; der 
Parteigehorsam wird rücksichtsloser gefordert und mebr be- 
achtet als die Pflichttreue gegen den Staat und das Amt. 

7. In den republikanischen Staaten sowohl des Altertums 
als teilweise auch der neueren Zeit, wie in der Schweiz und 
in Amerika, ist das System der Ernennung auf bestimmte 
Zeitfrist, meistens von wenig Jahren, herrschend geworden, 
zuweilen mit, zu^eilen auch ohne die Môglichkeit der Er- 
neberungswahlen. Für Gemeindeâmter, welche in der Regel 
keine hôhefe Ausbildung erfordern, und nur selten aile Krâfte 
eines Menschenlebens absorbieren, ist dieses System wohl zn 
billigen. Für Staatsâmter aber, welche eine jahrelange Berufs- 
bildung erheischen — wie das in unseren neueren künstlichen 
Lebensverhâltnissen unumgânglicb nôti^ geworden ist — ist 
dasselbe mit grossen Nachteilen verbunden. Es befôrdert 
nâmlich, indem es dem Ehrgeize einzelner und den Partei- 
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umtrieben vieler einen willkomm^enen Spielraum erôffnet, un- 
gemein den Wechsel der Beamten, untergrâbt so die Sicher- 
heit zahlieicher, dem Staate geweihter Existenzen, und damit 
die Ruhe des Staates selbst, und hindert und stort vielfach 
die nachhaltige und dauêrhafte Wirksamkeit der Aemter. Diese 
Nachteile werden durch den Vorteil, unfàhige oder seiche 
Bearate, welche das Vertrauen verloren haben, leichter zu 
entfernen und durch Mânner zu ersetzen, von welchen bessere 
Dienste gehofft werden, sicher nicht aufgewogen. Weniger 
bedenklich ist dieses System indessen in einer Aristokratie, 
welche von Natur zur Stetigkeit und Mâssigung geneigt ist, 
als in einer Demokratie, welche ohnehin den Wechsel liebt, 
gerade darum aber auch eine natürliche Neigung hat, die 
Aemter nur auf kurze Zeit zu besetzen. Für diese kommt die 
Gefahr hinzu, dass der Staat die Dienste gerade der ausge- 
zeichnetsten und tauglichsten Individuen entbehren mibes, teiis 
weil diese es vorziehen, einen anderen sicheren Lebensberuf 
zu wàhlen, teils weil der Wechsel der Stimmungen sie ofter 
ûhne*’ inneren Grund aus den Aemtern' entfernt. 

8. Die Freiheit des Individuums, ein Amt anzuneh- 
men oder auszuschlagen, zu welchem es berufen wird, 
ist als Regel anzuerkennen , nicht weil der Staatsdienst auf 
Vertrag zu gründen ist, sondern weil die Natur eines indivi- 
duellen geistigen Dienstes einem direkten Zwange nicht ge- 
horcht, einer mittelbaren Notigung aber nur schwer und un- 
vollstandig sich fügt, vielmehr individuelle Freiheit als normale 
Quelle tüchtiger Wirksamkeit fordert, und weil kein Staats- 

t 

bürger als solcher genôtigt werden kann, dem Staate beson- 
dere ausgezeichnete Opfer zu bringen. Diese Regel wird demi 
auch in den neueren Staaten fast überall anerkannt, in Repu- 
bliken nicht minder als in MonarchienJ 

c 

3 Auch in der Schweiz und in Nordamerika gilt die Regel. Fur 
dieses vergl. Story III, 37, §. 120. Für Deutschland Zacharia, D. St.. 
§. 136. 
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Ausnahmen kommen gewôhnlich nur da vor, wo das 
Staatsamt sich dein Gemeindeamt annâhert oder mit diesem 
zusammentrifFt. Die geringeren Ansprüche, welche hier an 
das Individuum gestellt werden, und das verbreitete Bedürfnis 
solcher Stellen haljen den Gedankeh an eine allgemeine 
Bürgerpflicht in solchen Fâllen annehmbar erscheinen 
lassen. ^ 

9. Die Ffage, wann die Anstellung beginnt, ist zwar 
s.chon mehrfach bestritten worden. Erinnert man sich aber 
daran, dass dieselbe ihrem Wesen nach ein einseitiger Akt 
der Staatsgewalt ist, welche ein Individuum mit dem Amte 
betraut, so wird man unbedenklich antworten: Der Moment, 
in welchem dieser Willensakt aïs vollendet ofFenbar wird, d. h. 
die zu Protokoll genommene und unterzeichnete Er- 
nennung oder Wahl ist als Anfang der Amtsdauer zu be- 
trachteft, und von da an hat der Beamte nicht allein auf seine 
privatrechtliche Besoldung, sondern auch auf die Uebertragung 
der mit seinem Amte verbundenen staatsrechtlichen Befugnisse, 
wo es jener überhaupt noch bedarf, ein Recht. Die Mitîeilung 
des Dekrets an denselben, sowie die spâtere Einweisung und 
Einkleidung in das Amt sind nur Wirkungen der vollendeten 
Anstellung, und nicht die Vollendung dieser. ^ 


Zehntes Kapitel. 

Redite und Verpfliclitangen der Staatsbeamten. 

1. Der Beamte hat vorerst ein Recht, die mit seinem 
Amte verbundenen ôffentlichen Funktionen auszuüben. Die 

4 So WO eine Stadt zura Staate gewordeii, wie die freien Reichsstàdte, 
oder wo., wie im Kanton Appenzell, das Staats^Vesen so einfach wie eine 
Gemeinde geartet ist. 

5 Vergl. darüber den Streit zwischen dem Prâeidenten Jefferson 
nnd dem obersten Gerichtshofe von Nordamerika beiStory III, 37, 
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amtliche Ermâchtigung, diese Befugnisse auszuüben, heisst 
seine Kompetenz (Zustândigkeit'), 

Dieses wichtigste Recht ist von rein staatsrechtlicher 
Natur. Daher ist dasselbe auch mit der Verpflichtung, 
die erforderlichen Funktionen auszuüben, unaufloslicli verbun- 
den, so dass es nicht von der Willkür dès Beamten abhângt, 
ob er von seinem Rechte Gebrauch macben ‘wolle oder nicht. 
Dasselbe ist ihm nicht zu beliebiger Disposition, sondern zum 
offentlichen Dienste übertragen. Aus demselben Grunde hat 
kein Beamter dem Staate gegenüber ein dauerndes, in seiner 
Person begründetes Recht auf den Umfang der Amtskompe- 
tenz, noch auf die Form seiner offentlichen Geschàftsthâtig- 
keit. Vielmehr ist er in beiden Beziehungen teils den Ord- 
nungen der Gesetzgebung, durch welche auch gegen seinen 
Willen Kompetenz und Geschâftsform geândert werden kônnen, 
teils den Vorschriften seiner vorgesetzten Oberbehorde^ untes- 
worfen. Es kônnen ihm daher auch neue, zu seinem Amte 
gehôrige Dienstleistungen aufgetragen werden, ohne dass er 
sich solchem Auftrage entziehen darf. ‘Das Amt ist in seiner 
ganzen Existenz und Art abhangig von dem Staate und in- 
folge davon das Amtsrecht und die Amtspflicht des Beamten 
nicht minder. 

2. Das Recht auf einen dem Amte gemâssen Titel und 

§. 120. Jener behauptete: erst die Zustelluiig der Ernennuiigsurkunde 
an den Beamten^ nicht schon die Bestellung verleihe diesem das Recht. 
Dieser dagegen bewies ausfiihrlich, dass der Anstelllingsakt der Zustellung 
der Urkunde und der Annahme vorhergehe, und in sich aile Bedingungen 
der Wirksamkeit enthalte, so dass der anstellenden Regîerung von da 
an nicht mehr das Recht zustehe, die Anstellung ungeschehen zu rnachen. 
Zachariii (D. St., §. 136) beschrankt die Wirkung der Anstellung auf 
die privatrechtlichen Folgen. Indessen ist diese Beschrankiing weder 
nbtig noch richtig, denn eben als Staatsakt (nicht als Privatvertrag) 
wirkt schon die beurkuniete Ernennung, und die Verschiebung der Amts- 
pflichten in Ausübung des Amts bis zur Einkleidung widerspricht der 
früheren Gültigkeit des Redites auch mit Bezug auf die Einweisung ir 
das Amt keineswegs. 
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Rang steht zwar der Person des Beamten zu, aber auch 
dieses Recht beruht auf politischen Motiven, und bat keinen 
privatrechtlichen Charakter. 

Eine Aenderung von beiden auf dem Wege der Gesetz- 
gebung ist daher wieder nicht als ein Eingriff in das Privat- 
recht zu verwerfen, sondern vollkommen zulàssig. Dagegen 
kann der Rang' und Xitel auch über die Dauer des Amtes 
hinaus nachwirken und so zu einem Privatrechte eines ausser 
Funktion tretenden Beamten werden. 

3, Das Recht auf Ersatz der Auslagen, die der Beamte 
im Interesse des Staatsdienstes gemacht, und des Schadens, 
den er im ôffentlichen Dienste erlitten hat, ist eine rein 
privatrechtliche Wirkung seiner Stellung, und steht be- 
soldeten und unbesoldeten Beamten gleichmâssig zu. 

4. Dass der Beamte auch für seine Dienstleistung selbst 
«ine yergütung zu fordern habe, versteht sich nicht ebenso 
von selbst. Vielmehr hangt es von dem Staate ab, mit den 
einen Aemtern eine Besoldung zu verbinden, und andere 
unbesoldet zu lassén. Im ersteren Falle nimrat das'Recht 
des Beamten, weil auf Geldleistung von seiten der Staatskasse 
gerichtet, wieder einen privatrechtlichen Charakter an. 

Man kann indessen in der Besoldung zwei Elemente unter- 
scheiden, und in manchen deutschen Staaten findet sich diese 
Unterscheidung gesetzlich anerkannt und normiert in dem 
Gegensatze des Standes- und des Dienstgehaltes. Der 
erstere nâmlich beruht auf dem Bedürfnisse eines dem Stande 
eîhes Beamten gemâssen Unterhalts, wofür der Staat, zumal 
in den Fâflen, wo er die Krâfte eines ganzen Berufslebens 
fordert, würdig zu sorgen ebcnsowohl eine dringende Ver- 
anlassung als ein Interesse hat. Der letztere dagegen gründet 
sich auf den mit der wirklichen Ausübung des Amtes zu- 
sammenhângenden Dienstaufwand 'ünd die Reprâsen- 
tationskosten.' Dieser Unterschied wird für den Fall 
1 Gônner a. a. O., S. 144. Beilage IX. zur bayer. Verf., §. 17 — 19. 
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wichtig, wenn Beamte aus dem a^tiven Dienste in den Kuhe- 
stand treten. Dauert nâmlich das Recht auf den Standes- 
gehalt fort, so hôren dagegen nun die Ansprüche auf den 
Dienstgehalt auf. Jener ist soniit in hôherem Masse privat- 
rechtlich, dieser enger mit dem Amte pnd den ôffentlichen 
Funktionen in demselben verbunden. Wo an einzelne Funk- 
tionen Sporteln und Gebûhren geknüpft sind, die als 
besondere Emolumente den Beamten zufallen, da haben diese 
jederzeit den formellen Charakter des Dienstgehaltes, auch y® 
sie materiell mitberechnet sind, für den Lebensunterhalt des 
Beamten zu sorgen. Da aber dem Staate das Recht unver- 
kümmert verbleiben muss, derlei Funktionen lediglich aus dem 
Gesichtspunkte des ôffentlichen Interesses zu bestiramen, so 
muss hierin der Gesetzgebung freiere Hand in der Festsetzung 
und Abànderung solcher Gebûhren gelassen werden; und nur 
die Billigkeitsrücksichten treten ein, um die GesetzgeVang Zli 
einer angemessenen Erhôhung der fixen Besoldung zu be- 
wegen, wenn eine tief eingreifende Verminderung der Sportel- 
bezüge angeordnet wird. Ein Privatrecht auf eine genau ent- 
sprechende Entschâdigung für solchen Verlust lâsst sich nicht 
durchsetzen. 

5. Aus der privatrechtlichen Natur der Besoldung ergibt 
sich das Recht des Beamten, insofern er ohne seine Ver- 
schuldung das Amt abzutreten genôtigt wird, für die noch 
nicht abgelaufene Amtszeit einen Ruhegehalt, Pension, 
zu fordern. Als Grundlage dieser Forderung ist der Standes- 
gehalt anzusehen, oder wo nicht zum voraus eine derartige 
Ausscheidung getroffen ist, die Besoldung selbst, jedoch mit 
einem den nun wegfallenden Dienstverrichtungen und Reprâ- 
sentationskosten entsprechenden Abzug. Zweckmâssig ist es, 
wenn das Gesetz genauere Bestimmungen ûber die Grosse 
und die Bedingungen solcher Pensionen zum voraus anordnet; 
denn wenn auch im allgemeinen das Recht auf Pension in 
manchen Fâllen schon aus den Anstellungsverhâltnissen folgt. 
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so ist doch das Mass derselben ohne gesetzliche Norm im 
einzelnen schwer zu bestimmen, und eine gerade hier mit 
mancherlei Nachteilen verbundene Willkür kaum zu vermei- 
den. Ein ausgedehntes Pensionssystfem kann zwar zu einer 
schweren Last für die Staatskasse werden, welche durch das- 
selbe zu Leistungen verpflichtet wird, für welche der Staat 
keine entsprechenden Gegenleistungen mehr empfângt. Aber 
so wenig bei unseren Zustânden Besoldungen entbehrt werden 
kônnen für diejenigen Staatsâmter, welche als Beruf ausgeübt 
werden, so wenig und aus den namlichen Gründen ist ein 
entsprechendes Pensionensystem zu vermeiden. Im Verhâltnis 
zu anderen Erwerbszweigen des Handels, der Fabrikation, der 
bürgerlichen Gewerbe überhaupt ist die ôkonomische Sicher- 
stellung des Beamten und seiner Familie, einige seltene Fâlle 
ausgenpmmen, eine beschrânkte und meistens nur notdürftige, 
und doch begehrt der Staat gewôhnlich grossere Opfer und 
geistigere Bîldung von seirien Beamten, und erfordert die 
Thâtigkeit dieser hôhêre Geistesgaben und Arbeiten, als das 
bürgerliche Leben in der Regel von den Mânnern der Industrie 
verlangt. Es ist daher Pflicht des Staates, die Existenz derer, 
welche ihm ihr Leben widmen, vor Not und unwürdigem 
Mangel zu bewahren, und das ist ohne ein billiges Pensionen- 
system nicht moglich. Dem Volke aber wird die Last durch 
bessere Dienste der aktiven Staatsdiener vergolten, und 
das grossere Uebel der Bestechlichkeit und Erpressung, 
welches dem Mangel sich anhângt, in seinem Ursprung über- 
wunden. * 

Auf die hinterlassene Witwe und die Kinder der ver- 
storbenen Staatsdiener die Sorge auszudehnen, dazu ist der 
Staat rechtlich nicht verpflichtet, denn das Amt ist hochstens 
auf Lebenszeit vergeben, und die Besoldung daher auch nicht 
erblich. Aber in manchen Staaten besteht die heilsame Ein- 
richtung, dass auch dafûr eine ôffentliche Pensionskasse ge- 
gründet ist, welche vorzüglich aus Abzügen von dem’Gehalte 



622 


Siebentes Buch. Staatshoheit and Staatsgewalt etc. 


(1er Beamten genâhrt wird, und fûr die Hinterlassenen nach 
bestimmten Verhàltnissen Pensionen bezahlt. 

6. Die Pflichten des Beamten folgen grosstenteils schon 
aus seinen Rechten; überdem der Gehorsam, den er seinen 
Vorgesetzten schuldet, die Treue, die er dem Haupte des 
Staates und dem Lande und Volke widmet, und das Ge- 
heimnis, das er zu beachten bat, aus seiner Stellung in 
dem Staatsorganismus. Der Dienst- und Amtseid, der ge- 
wobnlicb von ibm gefordert wird, begründet nicbt erst diese 
Verpflicbtung, sondern legt dieselbe ibm nâber und bekrâftigt 
sie. Er ist aucb keine Bedingung der Amtspflicht, nocb eine 
Verânderung ihres Umfanges. 

Die Art des Geborsams wird durcb die besondere Natur 
des einzelnen Amtes nâber bestimmt. Sie ist eine andere bei 
Regierungs-, eine andere bei Justizbeamten, weil die’Unter-* 
ordnung jener innerbalb des Regierungsbereicbcs strengev aucb 
auf Abbângigkeit in materieller Hiusicbt gericbtet ist, bei der 
Justiz 'dagegen materielle Selbstândigkeit des Ricbters ein Er- 
fordernis einer gerecbten Recbtspflege ist. Aber aucb in der 
Amtsspbàre der Regierung ist jener Geborsam kein absoluter, 
sklavischer, sondern durcb die bestebende Recbtsordnung und 
die Grundprincipien der Sittlicbkeit nâber begrenzter und be- 
stimmter. Im einzelnen freilicb gebôrt die Frage, ob und 
inwieweit der Beamte zum Geborsam verpflicbtet sei, zu den 
scbwierigen. 

a) In formeller Beziebung verstebt sicb, dass der Bè- 
amte nur die innerbalb der Kompetenz der Oberbebôrde und 
in geboriger Form erlassenen Befeble und Auftrâge derselben 
seinem Amte gemâss zu vollzieben bat, dagegen Zumutungen, 
welcbe ausserbalb der geordneten Amtsspbàre liegen, und 
vielleicbt aus blossen* Privatgelüsten eines Vorgesetzten ent- 
springen, oder in ungebôriger Form, z. B. obne Unterschrift, 
wo diese erforderlicb ist, erlassen sind, ablehnen kann, denn 
er ist kèin Privatdiener, sondern ein Staatsdiener und die 
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Prüfung der formellen Beschaffenheit des Auftrags ist schon 
darum unerlâsslich, weil daran allein seine Wirklichkeit und 
Kechtmâssigkeit zu erkennen ist. 

Wo jedoch die^ Kompetenzfrage ’streitig und zweifelhaft 
ist, da kann es unmoglich in dem Ermessen des unteren Be- 
amten stehen, die'se Frage zu verneinen, wenn die vorgesetzte 
Behorde dieselbe bejaht, und dadurch die offentlichen Funk- 
tionen ins Stocken zu bringen. In solchen Fâllen ist dem 
subalternen Beamten nur das Recht offen, und wo nach der 
Ueberzeugung desselben für die Rechtsordnung oder die Wohl- 
fahrt des Staates Schaden aus rücksichtsloser Befolgung ent- 
stehen konnte, die Tfiicht auferlegt, seine Bedenken der Ober- 
behôrde vorzutragen, und die weiteren Entschliessungen der- 
selben nach erneuerter Prüfung abzuwarten. 

b) Jn keinem Falle ist der Gehorsam des Beamten so 
ausgedehnt, dass er durch hôheren Befehl angehalten werden 
kann, die obèrsten Principien der Religion und der Sittlichkeit 
zu verletzen, oder an êinem Verbrechen teilzunehmen. Jene 
zu verletzen, oder dieses zu begehen, kann niemals Aufgabe 
des Staates und der amtlichen Funktionen sein. Von dem 
Staatsdiener darf nicht verlangt werden, was derMensch 
zu verweigern durch das Menschenrecht, der Religions- 
genosse durch das Gebot der Religion, oder der Bûrger 
durch das Strafgesetz des Staates selbst verpflichtet ist. 

c) Der blosse gesetzwidrige oder ungerechte Inhalt 
einer Verfügung aber berechtigt den subalternen Beamten 
keineswegs zum Ungehorsam, sondern wieder nur dazu, die 
ihm nôtig scheinenden Vorstellungen der Oberbehôrde vorzu- 
tragen. Der Beamte darf voraussetzen, dass diese nicht habe 
dem Gesetz oder der Gerechtigkeit zuwider handeln wollen. 
Es ist môglich, dass sie die Sache sellJst nicht nach allen 
Seiten geprüft, die schâdlichen Folgen einer Gesetzesverletzung 

•übersehen, moglich dass die bescheidene oder freimütige Auf- 
klàrung darüber eine Aenderung des Auftrages zur Folgê habe. 
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Der Beamte darf nicht versâumen, auch seine Oberbehôrde 
wie den Staat selbst vor einem Missgriffe zu bewahren, den 
jene spâter bereuen würden, wenn er das durch seine Bericht- 
erstattung zu erreichen ■ vermag. Hilft aber diese nicht und 
beharrt die vorgesetzte Behôrde auf ihrer Instruktion, dann 
ist Gehorsam Pflicht des Unterbeamten. Dann aber bat die 
Verantwortlichkeit dafür nicht dieser, sondern jene allein zu 
tragen. Die entgegengesetzte Annahme würde die Einheit der 
Staatsregierung auflôsen und ihre Macht lâhmen und so für 
die Staatsordnung weit verderblichere Folgen haben, als eine 
einzelne Gesetzwidrigkeit, für welche die befehlende Behorde 
verantwortlich ist.^ 

Die Verfassungswidrigkeit der Auftràge ist zunachst, 
wo nicht besondere Vorschriften Ausnahnien anordnen, ganz 
ebenso zu behandeln; und auch hier darf nicht zugegeben 
werden, dass die Unterbehorde durch ihren Widerstand gegen 
die Anordnung ihrer Obern die verfassungsmâssige Unter- 
ordnudg ira Staate selbst zur Anarchie umkehre und verderbe, 
weil sie vermeint, die Verfügung jener stehe in einem Wider- 
spruch mit einer einzelnen Verfassungsbestimmung. 

2 Dieser Grundsatz ist auch in einzelnen Verfassungen ausdrücklich 
ausgesprochen -, z. B. lui* Hannover 1833, §. 161: „In gelioriger Form 
erlassene Befelile vorgesetzter Beliorden befreien sie (die Beamten) von 
der Verantwortung und übertragen dieselbe an den Befeh]enden,“ und 
von Meiningen §. 104 und von Altenbiirg §. 37 geradezu: „Die 
Verantwortlichkeit für jede gesetzwidrige Verfügung haftet zunachst auf 
demjenigen, von welchem sie ausgegangen istj Befehle einer holieren 
Behorde decken solche niir, wenn sie in gehôriger Form von dem kom- 
petenten Obern ausgegangen sind, wodurch dann dieser verantwortlich 
wird.“ Gonner (a. a. O., §. 79) scheint die „gloria obsequii“ nicht anders 
zu verstehen, obwohl er allerdings in der Begründung nicht glücklich 
den Beamten zur „Maschine‘‘ macht; denn die Verpflichtung zur Remon- 
stration gegen ungerechte Auftràge erkennt er an und beschrànkt auch 
die Pflicht des Gehorsamà in formeller und materieller Beziehung, S. 208. 
Der Ausdruck Gonners hat übrigens einen mônchischen Beigeschmack. 
[Vgl. über diese überaus bestrittene Frage Schulze, Deutsches Staats- 
recht I, S. 325 ff.; Laband I, S. 427 ff.; Loening, Verwaltungsrecht 
S. 122 U." f.] 
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7. Der Geist der TrSue reicht weiter als die Pflicht 
des Gehorsams. Diese wird erfûllt, wenn der Beamte die 
erhaltenen Auftrâge in Form und Inhalt vollzieht. Jene aber 
bindet und hait ihn in seinem übrigen freien Wirken. Wenn- 
gleich die Treue ràcht mehr wie vormals in der inittelalter- 
liclien Lehensverfassung als das vorherrschende Lebensprincip 
der Staatsordnung betrachtet werden kann, vielmehr in dem 
modernen Staate teils durch die Gesetzgebung die Befugnisse 
der Aemter schàrfer bestimmt sind, teils die politische Thâtig- 
keit des Beamten weniger von der persônlichen Verbindung 
mit dem Oberhaupte des Staates, als vielmehr von den Bedürf- 
nissen des Staates ihren Anstoss und ihre Richtung empfângt, 
so ist doch die Treue auch in dem modernen Staatsleben kein 
veralteter und kein entbehrlicher Begriff. Es beruht noch 
auf ihr der moralische Zusammenhang und die Harmonie des 
Beamtenorganismus grossenteils. 

Der Beamte, welcher in einzelnen und sogar in wichtigen 
Beziehungen eine andore politische üeberzeugung hat als*seine 
Oberen und diese unter Umstânden ausspricht, veiietzt zwar 
die Treue nicîit schon aus diesem Grunde, aber wenn er sich 
mit den dauernden Grundprincipien, worauf die Staats- 
regierung beruht, im Widerspruch befindet und als Feind 
jener handelt, wenn er z. B, in der Monarchie sich als Republi- 
kaner erklârt und für die Einführung der Republik arbeitet, 
oder umgekehrt in der Republik als Beamter für die Monarchie 
wiidît, dann verletk und bricht er das Band der Treue, das 
ihn als ein» Glied eines einheitlichen Staatsorganismus mit 
diesem verbindet. Ebenso wenn der Regierungsbeamte an 
systeraatischer, d. h. konsequent auf Sturz oder Lâhmung 
der Regierung gerichteter Opposition teilnimmt, so ist das 
ein Treubruch, den keine Regierung duJden kann, wenn sie 
nicht an innerem Zwiespalt zu Grunde gehen will.^ Die 

3 Washington (in der Vorrede Guizots zu seinem Leben, I, 
c. XXIII): ^Solange ich die Elire haben werde, die ôffentliclnîn Ange- 
Bluntschli, allgemeine Staatsiehre. 40 
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systematische Feindschaft von Refeierungsbeamten gegen die 
Leiter der Regierung (das Ministerium) ist, auch wenn im ein- 
zelnen kein Ungehorsam vorliegt, Auflôsung des Treuverhalt- 
nisses und führt zur Anarchie. Nicht die abweichende und 
selbst nicht die feindliche Gesinnung ist bin Treubruch, denn 
diese kann das Individuum in sich verschliessen und dennoch 
in amtlicher Stellung seine Pflicht in weitestera Unifang in 
guten Treuen erfüllen, aber die aintliche Bethâtigung solcher 
Gesinnung ist es, denn dabei kann weder die notige Harmonie 
der Staatsgewalt noch ihre Sicherheit bestehen. Ist aber der 
Gegensatz zwischen der Ueberzeugung des Regierungsbeamten 
und dem Staatsprincip oder der politischen Richtung der Re- 
gierung so schroff und unversohnlich geworden, dass jenev 
sich durch sein Gewissen gedrungen fühlt, seine Feindschaft 
durch Wort und That zu aussern und nicht mehr in Treuen 
(liesem Staate z\x dienen und seinen Oberen sich unterzuordnen 
vermag, dann kann er diesem inneren Konflikt der Ueberzeugung 
und der Amtstreue als ein ehrlicher Mann schwerlich anders 
entgehen, als indem er auf ein Amt resigniert, in welchem er 
die Treue nicht halten kann. Selbstandiger in dieser Hin- 
sicht sind die Justizbeamten gestellt, weil ihre Amtsführung 
nicht politisch und nicht abhangig ist von dem Willen der 
Regierung. 

Eine fernere Wirkung der Treuverbindung der Beamten 

legenlieiten zu leiten, werde ich nie mit Wissen ai» irgend eine wiclitige 
Stelle einen Mann setzen, dessen politische Maximen mit den allgemeinen 
Ansichten der Regierung in Widerspriich sind. Das ware meines Er- 
achtens politischer Selbstmord.^ Wie lebhaft aucli deutsche Staatsmanner 
das üebel cmpfnnden haben, welclies dem Staate untrene Beamte bereiten, 
zeigt tblgende leidenscliaftliche Aeusserung des Miiristers St ein (Leben 
desselben von Pcrtz II, S. 501): „Der Frechheit und Verwildernng in 
der Stimmnng besondewi des grossten Teils der offentlicben Beamten 
wird nicht anders entgegengewirkt werden kbnnen, aïs durch sebr strenge 
Massregeln, plotzliche Entsetzungen, Verhaftungen, Verbannungen nacli 
kleinen Orten der Menschen, so sich bemühen schàdliche Meinungen zu 
verbreiteh oder die Beschliisse der Regierung zu imtergraben.“ 
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überhaupt ist es, dass diêselben ohne die Zustimmung des 
Staatshauptes nicht zugleich einem fremdenStaate dienen, 
noch Orden, Pensionen und âhnliche Auszeichnungen, welche 
auf eine engere Beziehung zu einem nuswârtigen Fürsten oder 
Lande schliessen la^sen, annehmen darf. 

8. Das Dienstgeheimnis, die Amisverschwiegen- 
heit, zû welchen die Beamten regelmâssig verpflichtet sind, 
ist nicht absolut zu verstehen, sondern nur insoweit zu be- 
adhten, als durch Mitteilung von Thatsachen, zu deren Kennt- 
nis der Beamte in seincr amtlichen Stellung gelangt ist, dem 
Staate oder den Individuen Scbaden zugefügt wtirde, oder als 
nicht eine hohere Verpflichtung dieselbe nôtig macht. Eine 
pedantische Ausdehnung des Geheimnisses über diesen Bereich 
oder gar eine boswillige Ausbeutung derselben, um ver- 
fassun^sr und gesetzwidrige Handlungen zu verbergen, und 
eine frivole Ausplauderei sind die entgegengesetzten Klippen, 
die zu vermfeiden sind. 

9. Das Interesse ân der Bewahrung der offentlichenrOrd- 
nung begründet das Kecht des Staates, gegen Beamte, weiche 
ihre Pflicht vernachlâssigt oder verletzt haben, einzu- 
schreiten, und die nôtigen Zwangsmitel oder Strafen 
zu verhiingen. In dieser Beziehung wiid zwischen den eigent- 
lichen Amtsverbrechen, welche der strafgerichtlichen 
Verfolgung und Bestrafung unterliegen, und anderen Amts- 
pflichtverletzungen, welche dem Disciplinarverfahren 
anheimfallen, unterschieden. Für jene ist der Standpunkt der 
offentlichen ■’Gerechtigkeit entscheidend, für diese die Rück- 
sicht auf die Staatswohlfahrt überwiegend. Der allgemeine 
Gegensatz von Gericht und Polizeigewalt kommt hier zur be- 
sonderen Anwendung. Die ersteren werden nach den Normen 
der gemeinen Strafgesetze und in den Fwmen des gewohnten 
Strafprozesses beurteilt. Nur in zwei Beziehungen hat die 
Rücksicht auf die Interessen des Staates verschiedene Modifi- 
kationen hervorgerufen; einmal insofern die strafgerithtliche 
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Verfolgung eines Anitsverbrechens‘ nach franzôsischem Vorbild 
an die Vorbedingung einer Anordnung oder Zulassung einer 
hôheren Kegierungsstelle oder einer eigens dafür ermàchtigten 
Staatsbehôrde geknüpft ist, also nicht durch die gewôhnlichen 
Gerichtsstellen von Amts wegen eingeleitfct werden darf, und 
zweitens indem für die Beurteilung der Beamten zuweilen 
besondere Gerichtshôfe angewiesen sind.** Das englische Ver- 
fahren verwirft beide Modiflkationen, schützt aber die (aristo- 
kratischen) Beamten durch andere Mittel gegen frivole Aa- 
klagen. * 

4 [Nach dem lleichsgesetz über die Eiriführung des Gericlilsverfas- 
siingsgcsetzes (§ 11) sind diejenigen Landesgesetze bestelien gebliebeii, 
welche die civil- oder strafreclitlichc Verlblgiiiig einea Beamten wegen 
der in Ansubiing oder in Veranlassnng der Ansübnng seines Amtes 
vorgenommenen Ilandlungen von einer Vorentscbeidung abhiingig machen. 
Diircli eine solche Vorentscbeidung ist aber nnr testzustellcn, ob der 
Beainte sich einer Ueberscbreitung seiner Amtsbefiignisse ocfer einer 
UnterlassLing einer ilim obliegendeu Amtshandlung scliuldig geinaclit 
bat. In den Bundesstaaten, iii welclien ein oberstcr Verwâltungsgericlita- 
bof bcstebt, bat dieser, in den anderen Bnnd»esstaaten das Reicbsgericbt 
die Vorentscbeidung zu iallen. Derartigc Landesgesetze bcstehen in 
Preussen, Bayern, Baden, Hessen u. s. w. (s. Loening, Ver- 
waltuiigsrecbte, S. 126). In Frank reich ist das Erfordernis einer Vor- 
entscheidung aufgeboben worden diircli Dekret vom 19. September 
1870. — Ueber das AVesen der Disciplinarvergeben in dem Gegensatz 
zii den mit olïeiitliclier Strate bedrohten Amtsvergeben und Amtsver- 
brecben geben die Ansicbten nocb weit auseinander. Vgl. die Ueber- 
sicbt der verscbiedenen Ansicbten bei Loening, Verwaltungsrecbt, 
S. 127 u. f. Ueber Disciplinarvergeben und Disciplinarverfahren gegen 
Reicbsbeamte s. das Reicbsbeamtcngesetz vom 31.*Marz 1873, §. 72 — 119, 
gegen Ricbter, Gericbtsverfassungsgesetz, §. 8 (gegen Mitglieder des 
Reichsgericlits, §.128—131)- Preussen, Gesetz v. 7. Mai i851, betreffend 
die Dienstvergeben der Ricbter, Gesetz vom 21. Juli 1852, betrelTend die 
Dîenstvergeben der nicbt ricbterlichen Beamten (beide abgeandert durcb 
Gesetz vom 9. April 1879)]. 

5 Fiscbel, Verfassung Englands, S. 351. Cox, Staatseinricbtungen 
Englands, übersetzt vok Kühne, S. 305. Wie scbwer es auch in Eng- 
land ist, gegen den liircbtbaren Aintsmissbrauch der Maclithaber eine 
Klage mit Erfolg anzustellen, das bat neuerlicb die Geschichte der 
Unterdrückung des Negeraufstandes in Jamaika gezeigt. [Vgl. Gneist, , 
Engl. VVirwaltungsrecht, S. 376 ff.] 
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Bas Disciplinarverfahrtsn ist ausgedehnter und hàlt auch 
in den Fâllen die Ordnung des Amtes aufrecht, wo der Straf- 
richter keinen hinreichendén Grund finden kann, in dem 
Beamten den Verbrecher zu erkennen. Ein freisprechendes 
Urteil desselben bdfreit somit den Beamten keîneswegs von 
der Gefahr einer* disciplinarischen Ahndung seines den ôffent- 
lichen Bedürfnissen und Pflichten des Amtes widersprechen- 
den Benehmens. Bas Bisciplinarverfahren erstreckt sich auf 
aHe, auch auf die geringsten Bienstvergehen , und jede Ver- 
nachlâssigung der Amtspflicht. Ja sogar das Privatbenehmen 
des Beamten ausserhalb des Amtes ist demselben insofern 
unterworfen, als dasselbe auf die Ehre und das Vertrauen, 
deren der Beamte um des Amtes willen bedarf, einen nach- 
teiligen Einfluss âussert. '■ 

Bie. Strafmittel des Bisciplinarweges sind entweder blosse 
einfache Ordnungsstrafen, wie die Warnung, der Ver- 
weis, eine •beschrânkte Geldbusse, oder Strafen, welche 
die Einstellung (Suspension) im Amte, die Verseteung 
des Beamten auf eine andere Stelle, unfreiwillige Ver- 
setzung in den Ruhestand oder die Entlassung zur 
Folge haben. Zu den ersteren sind schon die vorgesetzten 
Behôrden gewôhnlich ermâchtigt, ohne ein eigentliches pro- 
zessualisches Verfahren, die letzteren dagegen treflen auch die 
Rechte des Beamten so schwer, dass zum Schutze desselben 
vor willkürlicher und ungerechter Verfolgung prozessualische 
Rechtsmittel unerlasslich sind. In manchen Staaten kann die 
Strafe der Entlassung sogar nur von den gewôhnlichen Ge- 
richten und nur die der Suspension oder Versetzung und Pen- 
sionierung auch von hoheren Aufsichtsbehôrden verhângt 
werden. Allein die ausschliessliche Kompetenz der Gerichte, 
welche zwar wohl berufen und fàhig sind, die verbrecherische 

6 [Reiclisbeamtengesetz von 1873, §. 10: „Jeder Reiclisbeamte bat 
die Verpflichtiing, durch sein Verbal ten in und ausser dem Amte der 
Achtung, die sein Beruf erfordert, sich wiirdig zu zeigen.^^] 



630 


Sîebentes Buch. Staatshoheit und Staatsgewalt etc. 


That eines Beamten wie eines Bürgers zu erkenBen und zu 
beurteilen, aber imraer in dera Angeklagten voraus den Men- 
schen, nur nebenher auch den Beamten sehen, und welche 
ausser stande sind, auch, die staatsrechtlichen Bediirfnisse des 
Amtes in ihrer vollen Macht und die verderblichen Wirkungen, 
welche ein ungehoriges Benehmen eines Beamten für die Ein- 
heit und Harmonie der Staatsgewalt hat, in ihrem voîlen Um- 
fang zu überblicken und zu ermessen, ist keineswegs zu 
billigen. Wo dieselbe angeordnet ist, da hat das Intéressé 
des jeweiligen Beamten tiber das des bleibenden Amtes und 
des Staates, und in Wahrheit das Privatrecht über das 
Staatsrecht den Sieg erfochten. Nur einem Gerichtshofe, 
welcher schon in seiner Zusammensetzung Garantie dafür 
darbietet, dass er auch die staatsrechtlichen Momente, die hier 
in Betracht kommen, zu würdigen wisse, kann ohne Schaden 
für den Staat eine ausschliessliche Kompetenz für solche Fâlle 
eingeraumt werden. Gibt es einen solchen nicht,.so muss den 
hôheçen Aufsichtsbehôrden das Recht yerbleiben, unwürdige 
Oder untaugliche Beamte nôtigenfalls aus dem Amte zu ent- 
fernen. 


Elftes Kapitel. 

Ënde des Staatsdienstes, 

1. Da der Beamte um des Amtes willen ecnannt wird, 
nicht dieses um der Person des Beamten willen besteht, so 
zieht die Aufhebung des Amtes von Rechts wegen auch 

7 [Reiclisbeamtengeçetz von 1873, §. 76: „Welclie der in den §. 73 
bis 75 bestimmten Straten (Ordnungsstrafen, Entfernung aus dem Amte) 
anzuwenden sei, ist nach der grôsseren oder geringeren Erbeblichkeit 
des Bienstvergehens mit besonderer Rücksicht aut* die gesamte Fühi’ung 
des Angoscliuldigten zu ermessen. “] 
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das Ende des Beaintenveriiàltnisses für das Individuum nach 
sich. Ueber die Fortdauer und Art des Amtes wird nur nacli 
Gründen der ôffentlichen Wohlfahrt entschieden. Die privat- 
rechtlichen Ansprüche des augestellten Beamten aber auf den 
Standesgehalt werden durcli die staatsrechtliche Aufhebung des 
Amtes nicht begeitigt. Vielmehr bat derselbe auch nachher 
auf so iange einen Anspruch darauf, als er, batte das Aint 
fortgedauert, in demselben aucb ein Kecbt auf die Besoldung 
gebabt batte. 

2. Wie die Freibeit der Annabme oder Ablebnung eines 
Amtes als Regel gilt, so ist aucb die Freibeit der Résig- 
nation als Regel des neueren Staatsrecbtes nun anerkannt, 
obwobl allerdings aus jener nicbt obne weiteres auf diese ge- 
scblossen werden kann, denn aus der Freibeit eine Verpflicb- 
tung auf sicb zu laden, folgt nicbt die Freibeit, eine über- 
nomméne Verpflicbtung wieder abzuscbütteln. Aber wo die 
geistige Kraft und die gemütlicbe Stimmung des Individuums, 
die durcb Zwangsans^^alten nicbt nacb Belieben erzeugt wer- 
den konnen, so sebr in Betracbt kommen wie bei den ôffent- 
licben Aemtern, da frommt auch eine blosse erzwungene 
Fortsetzung des Dienstes dem Staate nicbt.' Wo dagegen 
schon die Annabme eines Amtes Bürgerpflicht ist, da ist es 
auch die Fortsetzung des Dienstes wenigstens wâhrend einer 
bestimmten Zeitperiode. ^ 

Die Résignation bewirkt indessen nicht obne weiteres die 

1 Preus8ische.s Landrecht II, 10, §.95: „Die Entlassung (auf An- 
siichen des Beamten) soll nur alsdann, wenn ein erhebliclier Nacliteil 
für das gemeine Beste zu besorgen ist, versagt werden. “ Bayerisches 
Edikt von 1818, §. 22: „Der Staatsdiener kann zu jeder Zeit, ohne aile 
Motivierung, seine Entlassung aus dem Staatsdienste nelimen. Er ver- 
liert in diesem Falle den Standes- und Dienstesgelialt mit dem Titel und 
Funk tionszeiclien. “ 

2 Z. B. nach englischem Redit wird der «lierifF (shire-gerefa) , der 
das Amt ein Jahr lang verwaltet hat, für die drei nachsten Jalire von 
der Verpflichtung frei, dasselbe zu übernehmen. Blackstone, Coinm. 
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Auflosung der Amtspflicht. Der Eeamte darf das Amt nicht 
nach Willkür verlassen, das ware Désertion. Sie ist nur ein 
zureichender Grund, uni die Staatsgewalt, welche das Amt 
verliehen hat, zu bewegçn, dasselbe dem Beamten wieder 
abzunehmen. Erst dieEntlassung also von seiten des Staates 
befreit denselben von der Amtspflicht; und im.nierhin verbleibt 
der Oberbehorde das Recht, nach dem offentlichen Bedürfnisse 
den Moment der Entlassung nâher zu bestimmen. 

Die Entlassung infolge einfacher Résignation des Be- 
amten hebt die aus dem Amte hervorgehenden Rechte, sowohl 
die politischen als die privatrechtlichen, auf. 

3. Anders, wenn der Staatsdiener berechtigt ist, die 
Quiescierung, Inruhestandsetzung, zu verlangen. In 
diesem Faite gehen wohl die eigentlichen politischen Amts- 
befugnisse für ihn verloren, nicht aber wieder die persôn- 
lichen Ehrenvorzüge, als Titel und Rang, noch die Ans|)rûchê 
auf Besoldung. Gewohnlich wird das Mass der. Pension, 
auf wglche derselbe einen Anspruch bat. je nach den Dienst- 
und den Lebensjahren stufenweise bestimmt. Jenes Recht 
wird begründet teils durch hohes Alter (in [Bayern 70], in 
[Preusseu, Württemberg, Sachsen,] Belgien 65 Jahre), 
verbunden mit langem Dienstalter (30 — 40 Jahre), teils durch 
früher eintretende Dienstunfâhigkeit, z. B. wegen Krankheit. 
Dasselbe versteht sich indessen nur dann von selbst, wenn 
durch den Staatsdienst selbst das Gebrechen herbeigeführt 
worden, welches den Beamten unfâhig macHt, denn nur unter 
dieser Voraussetzung ist der Staat aus allgemeiEen Rechts- 
gründen verpflichtet, den Schaden zu vergüten, welchen sein 
Beauftragter infolge der Ausübung seiner aufgetragenen Pflicht 
erlitten hat.^ 

4. Die Frage, oj) und in welchen Fàllen ein Beamter 

3 Bei Zacharia, D. St., §. 142 [und Loening, Verwaltungsreclit, 
S. 134 II. f.] sind einige Bestimnaungen in deutschen Landern ziisaminen- 
gestellt. JJeber Belgien vergl. Gesetz vpm 31. Juli 1844. 
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gegen seinen Willen îfUs deta Amte entlassen werden 
kônne, ist in verschiedenen Staaten in neuerer Zeit verschie- 
den beantwortet worden. Iii Deutschland wurde schon zur 
Zeit des Deutschen Reiclies unter dem Einflusse der gelehrten 
Juristen die privattechtliche Seite in dem Amte zuGunsten 
der persônlichen Sicterstellung der Beamten mit grossem 
Nachdrutke hervorgehoben. Das Amt galt als ein in der 
Regel auf Lebenszeit verliebenes Recbt, welcbes von der 
Staatsgewalt nicbt ans Gutfinden dem Beamten entzogen wer- 
den dürfe. Nur durcb gericbtlicbes Urteil sollte derselbe 
wegen Verletzung seiner Dienstpflicbt entsetzt werden dürfen. 
Es feblte zwar nicbt ganz an Stimmen, welcbe darauf bin- 
wiesen, dass aucb eine ebrenvolle Entlassung zuweilen ans 
Staatsgründen zu recbtfertigen sei, aber gegen Ende des 
vorigen ,Jabrbunderts wenigstens breitete sicb die erstere 
Meinurig immer raebr ans, und es wurde dieser Grundsatz 
aucb in mancben neueren Verfassungen wie ein Fortscbritt 
der Freibeit und eine wicbtige Garantie gegen Regienungs- 
willkür proklamiert, teils inDeutscbland/“ teils in neuerer 
Zeit aucb in der Scbweiz, obwobl da die meisten Aemter 
nur periodiscb vergeben werden. 

In En gland dagegen bielt scbon das politiscbe Partei- 
leben das Bewusstsein wacb, dass das Amt vornebmlicb um 
des Staates und nicbt um des Individuums willen gegeben sei, 
und es wurde umgekebrt ailes Gewicbt auf die politiscbe 

4 Fjii* den Reichsholrat wurde es in der Wahlkapitulation von 
1792 aiisdrüclflicli ausgesprochen (§. 10): „Auch soll kein Reichshofrat 
>seiner Stelle anders als nach vorhergegangener rechtlicher Kognition und 
‘^arauf erfolgtem Spruche Rechtens entsetzt werden. “ Vgl. auch den 
feeichsdeputations-Hauptschliiss von 1803, §. 91. 

4» [In Deutschland besteht in betreff der Dienstentlassung der Ver- 
waltungsbeamten nur in Bayern der Grundsat», dass die ordentlichen 
Strafgericlite allein dieselbe auszusprechen haben. In den anderen 
Staaten wird auch die Dienstentlassung als Disciplinarstrafe von den 
Disciplinarbehorden erkannt. Ebenso nach dem Reichsbeamtengesetz von 
1873, §. 84, 86. üeber die Richter s. unten S. 635.] 
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Bedeutung des Amtes gelegt, daher“der Grundsatz festgehalten, 
dass das Staatshaupt wie das Amt zu geben, so auch zu 
nehmen berechtigt und in der Freiheit dieser Befuguis nicht 
zu beschrânken sei. Nu? zu Gunsten der Unabhângigkeit der 
Kichter wurde eine Ausnahme von diesenf Princip eingeführt. 
Unter Wilhelm III. wurde zuerst bestimmt, ,dass die Richter 
des gemeinen Rechtes nicht wie früher „ durante bencplacito", 
sondern „quamdiu bene gesserint“, d. h. auf Wohlverhalten 
ernannt seien, aber auch ihre Entfernung wegen NichtwoH- 
verhaltens dem immerhin staatlichen Ermessen des Kônigs und 
des Parlaments vorbehalten. ^ Auch das nordamerikanische 
Staatsrecht beruht auf diesen Grundsiitzen. ® Ebenso waren 
in Frankreich die Regierungsbeamten von alter Zeit her 
willkürlich entlassbar, und nur für die Richter die Unabsetz- 
barkeit schon in dem XV. Jahrhundert zur Regel erhoben. 

Thatsàchlich geniessen indessen auch in Frankreich die 
Beamten eine ziemliche Sicherheit und nur die Révolution 
oder «besonders heftige politische Kàmpfe verlangen zuweilen 
eine Anzahl Opfer.^ 

In dem deutschen System ist zwar eine Uebertreibung 
der privatrechtlichen Rücksichten unverkennbar, aber wenn 
dasselbe davon entkleidet und der staatsrechtliche Gesichts- 
punkt nach Gebühr beachtet wird, so hat es vor dem will- 
kürlicheren System anderer konstitutioneller Staaten nicht bloss 
den Vorzug, dass es die Privatexistenz des Staatsdieuers sichert, 
sondern ebenso den, dass es auch die Ruhë des Staatsorganis- 
mus vor Parteiumtrieben und launischer Gunst oder Uïigunst 
schûtzt. 

Allerdings muss als Grundprincip anerkannt werden, dass 


5 Statut 13, Will.cUI, ch. 3. Unter Georg III. wurde auch die 
frühere Erlôschung des Richteramtes durch den Tod des Konigs auf- 
gehoben. [Vgl. G ne ist, Engl. Verwaltungsrecht, S. 236 ff.] 

6 Vgl. S tory III, 38, §. 228. 

*7 Vivien, Étud. Admin. I, 260 f. 
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das Amt fur den Staat dS, ist, und dass gerade so wie der 
Staat die Aemter in seinem Interesse bestellt und übergibt, 
er auch berechtigt sein inüss, aus Gründen der Staats- 
wohlfahrt einem Beainten das An»t«zu entziehen und einer 
anderen Person zu* übertragen. Der Natur der Sache nach 
steht dieses Recht zunâchst der nàmlichen Person zu, 
welche das Amt zu besetzen hat, somit im Zweifel dem Staats- 
haupt.^ Dasselbe muss auch in den Staaten anerkannt wer- 
den, in welchen die Absetzung nur durch die Gerichte aus- 
gesprochen werden kann, soweit nâmlich der Entzug des 
Amtes rein politische und nicht auch privatrechtliche 
Folgen hat.® 

Diese Regel erleidet indessen Beschrànkungen, teils im 
Interesse einer von der Regierung unabhângigen Rechtspflege, 
teils im. Interesse der privatrechtlichen Ansprüche der Be- 
amten auf eine gesicherte Stellung. In der ersteren Beziehung 
wird in de» Staaten, welche auf eine freie und selbstândige 
Rechtspflege einen Wtrt legen, in neuerer Zeit meistens der 
Grundsatz anerkannt, dass Ri ch ter gegen ihren Willen durch 
die Regierung weder entlassen, noch anderswohin versetzt, 
noch anders als mit Belassung ihres vollen Gehalts in den 
Ruhestand gelegt werden dürfen, sondern es dafür entweder 
wie in England eines Parlamentsbeschlusses, oder wie in 
Deutschland eines gerichtlichen Urteils bedürfe.“ 

8 Es war inkonsaquent, wenn in Nordamerika das Recht der Ah- 
setzun^ von Beamten dem Prasidenten allein auch in den Fallen über- 
lassen wordei^ war, wo die Anstellung auf der Mitwirkung des Sénats 
beruht. Gesetz von 1789, S tory III, 37, §. 119. Nun seit 1867 geandert. 

9 Zacharià, §. 144. Indessen gibt es Staaten, welche diesen Grund- 
satz verkennen und so weit gehen, das Recht des Beamten auf seine 
Amtsbefugnisse als ein wahrend einer gewissen Zeit überall nicht 
aus offentlichen Gründen entziehbares aufzufass^n. 

10 Bayerische Verf, VIII, §. 3: „Die Richter konnen nur durch 
einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit Verlust des damit verbundenen 
G ehaltes entlassen oder derselben entsetzt werden. “ Belgische, Art. 100 : 
„Der Richter werde auf Lebenszeit ernannt Ein Richter kann Aur durcli 
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In der zweiten Beziehùng sïnd verschiedene Fâlle zu 
unterscheiden. Das Motiv nâmlich zur Entfernung eines Be- 
amten kann; 

a) in einem Verbrechen desselben liegen, woraus seine 
moralische Unwürdigkeit für das’Amt offenbar wird; 

b) in der erfabrungsmâssig hergestellten* nioralischen 
Untauglichkeit desselben, indem es ihm !an dem 
uôtigen Fleisse oder an dem Mute gebricht, dessen das 
Amt bedarf, ohne dass er wirkliche Verbrechen b«- 
gangen hat; 

c) in der geistigen Unfâhigkeit desselben, die Auf- 
gabe des Aintes zu verstehen und die erforderlichen 


einen Urteilsspriich seines Amies beraubt oder fitr eine Zeitlang ent- 
setzt werden. Die Versetzimg eines Richters kann nur infolge einer 
neuen Ernennung und mit seiner Bewilligung stattfinden.“ Spanisché, 
Art. 80; Por tugiesischc, Art. 120 — 123; Oesterreichisches [Staats- 
grundgesetz vom 21. Dezember 1867, Art. 6; „Die Richter diirl’en nur 
in den vom Gcsetze vorgeschriebenen Fallemund nur auf'Grund eines 
Ibrmlichcn richterlichen Erkenntiiisses ilires Amtes entsetzt werden ; die 
zeitweise Entfernung derselben vom Amte darf nur durch Vcrfügung 
des Gerichtsvorstands oder der hblieren Gerichtsbehorde unter gleich- 
zeitiger Verweisung der Sache an das zustandige Gericht, die Versetzurig 
an eine audere Stelle oder in den Ruhestand wider Willen nur durch 
gerichtlichen Beschluss in den durch das Gesetz bestimmten Fallen und 
Formel! erfolgen. Diese Bestimmungcii finden jedoch auf Uebersetzungen 
und Versetzungen in den Ruhestand keine Anwendung, welche durch 
Veranderungen in der Organisation der Gerichte notig werden. “] Preus- 
sische Verf., Art. 87: „[Die Richter] konnen nur durch Richterspruch 
ans Gründen, welche die Gesetze vorgesclirieben haben, ilires Amtes 
entsetzt oder zeitweise enthoben werden. “ [Reichsgesetz' über die Ge- 
richtsverfassung, §. 8; „Richter konnen wider ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen und unter den Formen, 
welche die Gesetze bestimmen., dauernd oder zeitweise ilires Amtes ent- 
hobeii oder an eine andere Stelle oder in Ruhestand versetzt werden. 
Die vorlaufige Amtsenth3bung, welche kraft Gesetzes eintritt, wird hier- 
durcli nicht berührt. Bei einer Verânderung in der Organisation der 
Gerichte oder ihrer Bezirke konnen unfreiwillige Versetzungen an ein 
anderes Gericht oder Entfernungen vom Amte unter Belassung des vollen 
Gehalts durch die Landesjustizverwaltung verfügt werden. “] 
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Funktionen auf eine für den Staat nützliche Weise zu 
vollziehen, z. B. weil er das Gedâchtnis verloren hat, 
blodsinnig geworden ist u. dgl.; 
d) in au s s er en ausser der Perscm des Beamten liegenden 
Verbal tnissen , welche seine Wirksamkeit im Amte lâh- 
men oder uhn des erforderlichen Vertrauens berauben; 
eiô Fall, der in Zeiten aufgeregter Leidenschaften oder 
bei Verwickelungen mit auswârtigen Mâchten — ich er- 
innere an die Entlassung des Ministers Stein aus Rück- 
sichten auf den Kaiser Napoléon I. — selbst bei einem 
Beamten eintreten kann, der seine Pflicht vollstândig 
erfûllt hat, vielleicht gerade deshalb, weil er es getlian. 

In allen diesen Fâllen muss der Staat ein Mittel haben, 
durch Entfernung des Beamten sich selber vor olfentlichem 
Schaden^zu bewahren; aber nur in dem ersten unter a) sind 
die Gerichte geeignet, nach den gewohnlichen Regeln des 
Strafrechtes • das Urteil auszufallen. Dieser Fall wird daher 
auch mit Recht dem gerichtlichen Verfahren allein überkissen, 
und an die gerichtliche Entsetzung der Verlust von Titel, 
Rang, Besoldung und Pensionsanspruch als notwendige Folge 
geknüpft. 

Der zweite Fall unter b) eignet sich mehr zu dem Dis- 
ciplinarverfahren, welches nicht notwendig und nicht 
im ôffentlichen Interesse den gewohnten Gerichten zugeteilt 
wird, obwohl allerdings dafür gesorgt sein muss, dass der 
Beamte sich frei verteidigen dürfe. Je nach der grôsseren 
oder geringéren Verschuldung ist denn hier die Entlassung 
ohne nachteilige Folgen für die bürgerliche Ehre und die 
übrigen politischen Rechte des Entlassenen, aber mit dem 
Verlust aller aus dem Staat hervorgehenden persônlichen An- 
sprüche auf Besoldung — oder die Quietcierung mit einem 
den Verhâltnissen gemassen Ruhegehalte auszusprechen. Es 
ist klar, dass der Regierung für diese freiere Hand gelassen 
werden muss, als für jene, indem dieselbe die privatrecht- 
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lichen Ansprüche des Beamteh nicht verletzt, sondern zunâchst 
nur seine ôffentliche Stellung affiziert. 

Der dritte Fall unter c) rechtfertigt die Quiescierung, 
in der Regel aber nichï -die Entlassung, weil hier nicht 
eine Verschuldung des Beamten, sondern nur ein geistiger 
Mangel die Entfernung veranlasst. 

Der vierte Fall endlich d) begründet entweder die’ Quies- 
cierung oder die Versetzung auf einen anderen Posten Yon 
wesentlich derselben Beschaffenheit unter Beibehaltung dfes 
gleichen Ranges und voiler Besoldung. In beiden letzteren 
Fâllen sprechen allgemeine Rechtsgründe dafür, dass die 
hoheren Oberaufsichtsbehôrden die Sachlage prüfen und das 
Nôtige einleiten, und da, wo die Anstellung von dem Staats- 
oberhaupte ausgeht, jedenfalls nicht ohne Gutheissung und 
Befehl des Staatsoberhauptes die Entfernung ausgesprochen 
werdc. 

Eine bloss willkürliche Entfernung nach Guidünken der 
Regierung ohne Motive und ohne dem “Beamten die Gelegen- 
heit zu verschalfen, seine Interessen zu 'wahren, wird zwar 
noch in manchon neuercn Staaten geübt, widerspricht aber den 
Erfoi'dernissen eines wohlgeordneten Beamtonwesens. 

5. Eine bloss vorübergehende Einstellung, Sus- 
pension des Beamten kann zur Strafe verhângt oder nur 
als einstweilige Massregel durch ein offentliches Bedûrf- 
nis gerechtfertigt werden. In jenem Falle kann diese Strafe 
infolge des Strafverfahrens durch das Gericht oder infolge 
des Disciplinarverfahrens durch die korapetente Oberaufsichts- 
behorde ausgesprochen werden. Sie hemmt die amtliche Wirk- 
samkeit des Beamten und zieht gew.ôhnlich au ch den Verlust 
der Besoldung für die Zwischenzeit oder wenigstens eines Telles 
der Besoldung nach'sich. 

Als provisorische Massregel kann dieselbe schon durch 
das Gesetz zttm voraus für gewisse Falle angeordnet sein, 
Z. B. als Folge der Versetzung in den Anklagezustand wegen 
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eines Verbrechens. Sie kann aber auch aus anderen Gründen 
im einzelnen Falle durch die Oberaufsicht getroffen werden, 
namentlich auch da, wo das Institut der Quiescierung nicht 
anerkannt ist, um einen verhasst gc\^ordenen Beamten einst- 
weilen der gegen ihn erregten Leidenschaft zu entziehen. 
Wo ^lieselbe nicbt als Strafe zu betrachten ist, da dürfen die 
privatredhtliclien Ansprüche des Beamten demselben auch nicht 
entzogeii werden. Freilich folgt* daraus nicht, dass er das 
Recht auf vollen Gehalt beibehalte, demi nur ein Teil des- 
selben hat einen privatrechtlichen Grund, wohl aber, dass 
das Redit auf den Standesgehalt ihm unversehrt bleibe. Auch 
wenn er wahrend der Untersuchung wegen eines Verbrechens 
suspendiert worden ist, dauert vorlâufig dieser Anspruch fort, 
vorbehalten die gerichtliche Einbehaltung des Gehaltes zur 
Sicherumr fur Entschadigungsforderung und Busse wegen des 
Vergehèns, dessen der Beamte beschuldigt ist. Erst das Straf- 
urteil selbst*aber zerstort für die Zukunft den Anspruch auf 
Besoldung.^^ 

Il Vgl. Zacharia, §. 145 gegen Heffter. 
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